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'  Das  vorlieprrndc  Werk  erscheint  nach  dem  Tode 
seines  Urhebers  als  die  Ausbeute  einer  naliezu  sechs- 
iiihriiren  academischeu  Lehrthätigk'  it.  Eine  weit  wm- 
tauglichere  systematische  Bearbeitung  des  neueren  wSäelisi- 
öclien  Privatreclites,  welche  der  Verewigte  Sich  zur 
Leben  saufirabe  gestellt  hatte,  war  nis  ein  Handbuch 
zii£rleich  wiösenchaitlichen  und  practi^eh^'ll  Bedürfnissen 
zu  dienen,  und  dem  grüssereii  juristischen  Publicum  zu 
genügen  Im  Ntiuunt,  bei  dem  frühzeitigen  Ableben  des 
AppellatiuJisrath  Dr.  Bernhard  Schmidt  aber  noch  nicht 
zu  dem  Grade  der  Vollendung  gediehen,  um  im  Hinne 
des  Daliingesehiedeneu  zur  ^Trundlag«'  einer  litterarischen 
Drucklegung  benutzt  werden  zu  können. 

Wenn  hiernach  zwei  Umstände:  dass  nämlich  die 
gegenwärtigen  Vorträge  nach  der  Absicht  ihres  Schöpfers 
überhaupt  nicht  der  Presse  gewidmet  waren,  und  dass 
femer  der  eigenen  Hand  deö  Meisters  die  redactionelle 
Feile  versagt  blieb,  bei  der  Beurtheihinir  des  Werkes 
besondere  Rücksichten  zu  gebieten  sciieijK-n ,  so  bildet 
doch  gerade  die  über  das  Lob  dieser  Feder  erhabene 
Gediegenheit  jener  academisclien  A'orlesungen  den  einzi- 
gen und  durchschlagenden  Grund  ihrer  Publication. 

Die  Principien,  nach  weichen  bei  dieser  VeröfFent- 
licliuug  verfahren  worden  ist,  sind  von  derjeniiren  Treue 
dictirt,  welche  jede  gute  Sache  ihren  Werk/*  ugen  ein- 
flusst  und  deren  Augeimerk  dahin  gerichtet  sein  musste, 
mit  wörtliclier  und  buchstäblicher  Genauigkeit  nur  Das- 
jenige —  Dieses  aber  auch  vollständig  —  dem  Leser- 
kreise zu  vermitteln,  was  vom  Autor  unzweifelhatt  der 
sckriltJiehen  Fixining  für  werth  beliuiden  worden  war. 

Es  ist  selbstverslaiidlich,  dass  nur  die  neuesten  Hefte 
dem  Texte  zu  Grunde  gelegt  wurden  und  es  dienen  da- 
her der  ersten  Hälfte  des  ersten  Bandes  (bis  §.  60)  die- 
jenigen Vorlesungen  zur  Basis^  welche  von  dem  Beginne 


VI 


Vorwort. 


des  Wintersemesters  1868  an  bis  gegen  Weihnachten  des- 
selben Jahres  gehalten  worden  sind.  Die  bis  dahin  vor- 
getragenen Lehren^  namentlich  die  wichtige  Materie  über 
die  juristischen  Personen  (§§.  21 — 24)  stehen  somit  durch- 
aus auf  dem  Boden  der  jüngsten  Gesetzgebung,  deren 
neueste  Erlasse  u.  A.  auch  auf  dem  Gebiete  des  Berg- 
rechtes (bes.  §.  23,  S.  76  E)  und  des  Fischereirechtes 
(§.  25,  S.  90  und  §.  52,  S.  189)  durch  den  Vortragen- 
den Selbst  Seinem  Werke  noch  einverleibt  werden  konn- 
ten. Die  rechtshistorischen  Vorbemerkungen  und  der 
Abschnitt  über  die  bürgerlichen  Gesetze  und  das  Ge- 


zum  grossen  Theile  dem  vorjährigen  Hefte,  indem  der 
Docent  in  diesen  stabiler  gebliebenen  Stoffen  bei  seinen 
neuesten  Vorträgen  sich  kürzer  gefasst ,  beziehentlich  Seine 


nen  der  Tod  unmöglich  machte. 

Da,  wo  das  neueste  Heft  abbricht  (bei  §.61)  tritt 
nun  als  vornehmste«  Quelle  dasjenige  Dictat  in  Ejraft, 
welches  aus  der  letzten  Hälfte  des  \Vinterhalbjahre8  zu 
Ostern  1868  sowie  aus  dem  Sommer  des  nur^enannten 
Jahres  datirt. 

Anlangend  die  hie  imd  da  sich  vorfindenden  Ajimer- 
kungeuy  so  beruhen  dieselben  theils  auf  Notizen,  welche 
in  den  hinterlassenen  Papieren  verstreut,  theils  auf  münd- 
lichen Erläuterungen,  welche  übereinstimmend  von  einer 
Mehrzahl  Studirender  frei  nachgeschrieben  worden  sind, 
theils  endlich  auf  Nachträgen,  welche  nach  dem  Stande 
der  neuesten  Gesetzgebung  an  seltenen  Puncten  geboten 
■erschienen.  Es  verdienen  somit  jene  Noten  im  Ver* 
gleiche  zum  Texte  eine  geringere  Autorität. 

Der  zweite  Band  des  Werkes,  umfassend  das  Fami- 
lien- und  Erbschafts-Recht,  soll  in  kürzester  Frist  nach- 
folgen und  im  Anhange  ein  Inhaltsverzeichniss  enthalten, 
dessen  Einrichtung  dieser  ersten  systematischen  Arbeit 
über  das  neuere  Sächsische  Priratrecht  zugleich  eine 
commentatorische  Brauchbarkeit  zu  sichern  bestimmt  ist. 


verdanken  ihren  Ursprung 


Zuhörer  auf  Druckboi 


Der  Herausgeber» 


ist  11) ir  eine  schmerzvolle,  aber  doch  willkommene 
Angabe,  dies  Buch  meineB  verewigten  Freundes  mit  eini- 
gen Zeilen  zu  bevorworten.  Schmerzvoll;  weil  ich  bei 
jedem  Worte  daran  gemahnt  werde,  dass  die  Wunde^  die 
sein  Verlust  geschlagen,  noch  nirgends  vernarbt  ist^  — 
willküiiini*  11 .  weil  o»  mir  vvoLl  thut,  damit  von  unserer 
innigen  Verbindong  im  Leben  Zeugniss  geben  zu  dürfen. 

Fast  volle  sechs  Jahre  habe  ich  das  Glück  gehabt, 
mit  dem  verehrten  Verfasser  dieses  Buches  in  Amt  und 
Leben  vereinigt  zu  sein.  Zu  gleicher  Zeit  traten  wir  in 
unseren  hiesigen  Beruf  ein.  So  verschieden  auch  uiiseru 
Lebensschicksale  waren,  so  fanden  wir  uns  doch  rasch 
genug  in  innigster  Gemeinschaft,  die  ungeti'übt  fortdauerte, 
bis  sie  der  Hingang  meines  Freundes  löste.  Wie  wir  im 
Leben  in  stetem  wissenschaftlichen  Verkehr  gestanden, 
so  war  es  mir  Herzenssache,  nun  dieses  Buch,  in  dem 
die  Arbeit  eines  reichen  Lebens  niedei^legt  ist,  bei 
seinem  Eintritte  in  die  Welt  au  Steile  des  heimgegauge- 
nen  Verfiissers  zu  begleiten. 
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£rBt  vor  aeefas  Jahren  betrat  mein  verewigter  Freund 

das  Feld  der  academischen  Thätigkeit.  Bis  dahin  hatte 
er  in  verschiedenen  Aemtem  seinem  Vaterlande  als  prak- 
tischer Juhst  mit  Attszeicimung  gedient  In  verhäitniss- 
mässig  frühen  Jahren  war  er  zu  der  Stelle  eines  Rathea 
im  hiesigen  Appellationsgerichte  aufgestiegen»  da  seine 
ausserordentliche  juristische  Begabung  bald  allgemeine 
Anerkennung  gefunden  hatte.  Eben  diese,  wie  das  Ver* 
trauen  zu  seiner  ganzen  Persönlichkeit  war  es  gewe- 
sen,  welche  die  Regienmg  bewogen  hatte ,  ihm  auf 
den  Vorschlag  der  Facultät  die  erledigte  Professur  des 
Sächsischen  Rechts  anzutragen.  Nur  uacli  langem  Schwan- 
ken hatte  er  sich  entschlossen ,  diese  Berufung  anzuneh- 
men. Er  war  sich  der  Schwierigkeiten  bewusst,  mit  de- 
nen  der  Praktiker  beim  Uebertritt  in  die  academische 
Laufbahn  zu  kämpfen  hat,  er  wusste,  wie  ganz  anders 
daa  Arbeitsfeld  aei,  das  ihn  erwarte  und  wie  selbst  die 
hervorragendsten  praktischen  Leistungen  einen  academi- 
schen Erfolg  nicht  mit  Sicherheit  verbürgen.  Und  alle 
diese  Erwägungen  wogen  besonders  schwer  bei  seiner 
bescheidenen  und  zu  strengster  Selbstkritik  neigenden 
Natur. 

In  der  That  schwierig  genug  war  die  Aufgabe,  die 
er  übernommen  hatte.  Vor  sechs  Jahren  stand  daa 
alte  Sächsische  Privatrecht  noch  in  voller  Geltung.  Ob- 
schon  unser  Freund  wusste,  dass  diu  Tage  seiner  Herr- 
schaft goBäblt  seien,  war  er  doch  genöthigt,  noch  einmal 
diesen  grossen  auf  bedeutungsvoller  geschichtlicher  Grund- 
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läge  rahenden  Stoff  dogmatisch  zu  erfassen  and  zu  be- 
arbeiten, gleichwie  wenu  es  sich  um  die  Darstellung  eines 
in  unbegränzter  Wirksamkeit  stehenden  Rechts  handelte. 
In  voller  LebhafUgkeit  steht  mir  die  unermüdliche  Thä- 
tigkeit  und  Anstrengung  des  Verewigten  vor  der  Seele, 
wie  er  namentlich  bemüht  war,  seine  Sächsische  Hechts- 
M'iiiöeuachaft  mit  dem  Staude  der  ueuereu  gciuiiinistischen 
und  romanistiscben  Arbeiten  in  Einklang  zu  bringen, 
beine  Mühe  war  freilich  nicht  verloren;  er  hatte  damit 
eine  wissensohafUiche  Grundlage  für  die  Entwiokelung 
des  neu  codificirten  Kechts  gewonnen.  Denn  er  erfiuste 
dem  ueuen  Gesetzbuche  gegenüber  seine  Aufgabe  unge- 
mein  hoch ;  nur  bei  einer  historischen  Behandlung,  meinte 
er,  werde  es  gelingen,  den  Nachtheilen  zu  begegnen,  mit 
welchen  die  Wissenschaf^lichkeit  der  Praxis  bei  neuen 
Gesammtcodificationen  bedroht  wird. 

In  diesem  Sinne  strebte  er  mit  äusserster  Hingebung 

dem  Ziele  nach,  auf  der  Grundlage  des  Gesetzbuches  ein 
wissenschaftliches  System  seines  vaterländischen 
Rechtes  aufzubauen.  £r  kämpfte  mit  den  Schwierigkeiten, 
welche  die  Fiissung  des  Einzelnen  im  Gesetzbuelie  darbot ; 
aber  seine  Neigung  ging  weniger  darauf,  gefundene  Mängel 
bloss  zu  steilen,  als  darauf,  sie  durch  wissenschaftliche  Ver- 
mittelung  zu  überwinden.  Er  war  ganz  erfbUt  von  dem 
Gedanken,  dass  ihm  der  Beruf  zugefallen  sei,  seinem  Va- 
terlande diesen  Dienst  zu  leisten.  Zunächst  legte  er  seine 
Arbeit  in  dem  hier  der  Oeffentlichkeit  übergebenen  t\lr 
seine  Vorlesungen  bestimmten  Hefte  nieder,  später  wollte 
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er  mit  einem  ausföhrlichen  Hand  buche  hervortreten^  das 

er  in  gröösereju  Stile  aDzulegcn  begonnen  hatte. 

Es  war  ihm  nicht  beschieden,  zu  ernten,  was  er  so 
sorgsam  gesäet  hatte.  Mitten  aus  frischester  und  hoff- 
nungsreichster Arbeit  wurde  er  am  ersten  Tage  dieses 
Jahres  nach  kurzer  Krankheit  zum  ewigen  Leben  abge* 
rufen I  Aber  lUr  Alle,  die  den  edeln,  trefÜichen  Mann  er- 
kannt, ihn  in  seinem  Wirken  gesehen  und  verehrt  haben, 
ist  es  ein  tröstender  Gedanke,  dass  seine  Lebensarbeit 
nicht  ^anz  mit  seinem  Tode  beschlossen,  dass  sie  in  dvin 
hier  durch  treue  Sorg&lt  des  Bruders  nach  authentischen 
Grundlagen  zum  Drucke  geförderten  Hefte  aucii  weite- 
ren Kreisen  zugänglich  und  dauernd  nutzbar  gemacht 
worden  hit,  £s  ist  dies  das  schönste  Verujächtniss,  das 
er  seinem  heissge liebten  Vaterlande  zu  geben  vermocht 
hat.   Eine  dankbare  Aufnahme  wird  nicht  fehlen!  — 

Zum  Schlüsse  möge  hier  ein  kurzer  Lebensabriss 

des  Verewigten  Platz  finden,  der  mir  von  befreundeter 
Hand  übergeben  worden  ist. 

„Dr.  Bernhard  Gottlob  Schmidt  war  der  Sohn  des  am 
,/2r>ten  April 'iSfiH  7a\  Leipzig  als  Kirclien-  und  Scliulrath 
„bei  der  Kreisdirection  daselbst  verstorbenen  Dr.  theol.  - 
„Gottlob  Christian  Schmidt  und  wurde  seinen  Aeltern  am 
„14tea  September  1832  zu  Kaditz,  ejnem  bei  Dresden  ge- 
diegenen Dorfe«  wo  sein  Vater  damals  DiaconnSf  später  Pfarrer 
„war,  als  zweites  Glied  eines  nachmals  sehr  zahlreichen,  aus 
„acht  Biiiilorn  und  zwei  Schwestern  bestehenden  Gescliwibter- 
,,kreises  geboren.  Untei'  der  perbüuliehen  Leitung  seines  Va- 
„tera  geuoss  er  den  soigfaltigsteu  Unterricht  in  den  Anfangs- 
„gründen  des  Wissens,  insbesondere  der  classischen  Sprachen, 
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,,und  bezog  zu  Ostern  1836  die  Fürstenschule  zu  Meissen, 

,,in  welcher  Stadt  sein  Vater  bereits  seit  dem  vorhcrgeLeudou 
,,Jahre  als  exeintei  Pfarrer  zu  8t.  Atra  amtirte. 

f^Nacbdcm  Scbinidt   zu   Michaelis  1841  mit  den  giän- 
„zendsten  Zeugnissen  der  Keife  jene  damals  von  Baumgarten- 
„CrnsiuB  als  Eector  geleitete  Anstalt,  deren  erster  Sehttler  er 
zuletzt  gewesen  war,  verlassen  hatte,  bezog  er  als  Student 
,,der  Rechte  die  Universität  Leipzig ,  besuchte  liier  voi*zugö- 
weise  die  Vurlesunj^en  Gümiiers,  Albrechts,  Marezolln,  Hänels 
„und  Steinackers  und  schied  von   der  Uochf>chulc;  mit  der 
„ersten  Censur  zu  Michaelis  1844,  um  zunächst  beim  Kreis- 
«,amte  Meissen  als  Accessist  (bis  Ostern  1847)  und  nachdem 
,.er  mit  der  ersten  Censur  sein  erstes  Staatsexamen  bestanden, 
sodann  als  Protocollant  bei  dem  Justizamte  Eibenstock  die 
ersten  Schritte  in  der  Praxis  zu  thun.    Hieran  scldoss  sich 
,tsein  Access  bei  einer  Mittelinstanz,  indem  er  seit  October  1847 
„bis  dahin  1849  als  Auditor  beim  Appellationsgerichte  Dresden 
„unter  Meissner  und  Schneider  arbeitete.  In  dieser  Eigenschaft 
,,fand  er  als  Protoeollftihrer  bei  den  Berathungen  des  nachher 
,,itii  .Jahre  18');')  publicirten  Strafgesetzbuches  uii<l  dei  Str.u- 
^^processordnung  für  das  KiUii^reich  Sachsen  andauernde  Ver- 
Wendung,  Er  löste  seine  Autgabe  mit  so  viel  Geschicklich- 
„keit,  dass  seine  Leistung  an  Stelle  der  Bichterprüfung  ihm 
„angerechnet  wurde.  Nachdem  Schmidt  vorübergehend  und 
,,nur  nominell  als  Actuar  bei  dem  ]>resdner  Justizamte  seine 
erste  Anstellung  im  Staatsdienste  erlangt  hatte,  ging  er  mit 
Beginn  des  Jahres  1850  als  Assessor  zu  dem  Appellations- 
^,gerichte  Leipzig,  arbeitete  hier  zunächst  im  GriminaU,  dann 
„im  Oivilsenat  und  wurde  am  Iten  Februar  3854  als  Gerichts- 
„rath  zu  dem  Stadtgerichte  Dresden  versetzt,  welches  gerade 
damals  aus  den  HXnden  seiner  bisherigen  städtischen  Pa- 
,,u ijiuinialgerichtsherren  in  die  des  Staates  überging.  Hier 
, gleitete  er  unter  allseitiger  Anerkennung  bis  zum   Iten  De- 
„cember  1858  die  Abtheilung  für  grosse  streitige  Civilsachen, 
^,wurde  darauf  zum  Rathe  bei  dem  ihm  von  früher  vertrauten 
„Appellationsg^richte  Leipzig  befördert  und  gehörte  diesem 
„CoUegium  bis  zum  Monat  März  1863  an,  dem  Zeitpuncte, 
,,zu  welchem  die  Wahl  der  Leipziger  Juristenfacultät  und  des 
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«^Sächsischen  CuUasmmisterinms  ihn  auf  den  kurz  suyor  von 

,,dem  hocliverditntcn  Steinacker  verlassenen  Lehrütuhl  des 
'„Sächsischen  Rechtes  berief. 

,,Ber  Beginn  seiner  academischen  Lehrthätigkeit  fiel  in 
„den  kritischen  Zeitranm,  in  welchem  das  Inkrafttreten  des 
„damals  bereits  erlassenen  Bttrgerlichen  Gesetabuches  in  nn- 
,,be8timmter  Zukunft  bevorstand.  Er  behandelte  den  Xlteren 
„uud  neuen  particularrecbtlichen  Lehrstoff  sowohl  in  seinen 
„Vorlesungen  über  Sächsisches  Privatrecht  als  auch  in  seinem 
,,Ck)ncgiiim  über  Keferir-  und  Decretirkunst  und  den  sich  daran 
„anschliessenden  practischen  Uebangen  seiner  Zuhörer.  Nur 
«feine  sechsjJihrige  Frist  war  ihm  au  dem  Anbaue  dieses  ver- 
„antwortungsreiehen  Arbeitsfeldes  gegönnt.  Schmidt  hat  sie 
,,niit  augestrongtoster  Thati^'-keit  jius<rc'kaul't,  doch  sie  war  zu 
,,kurz,  um  die  edelsten  Früchte  zeitigen  zu  können,  deren 
„Keime  in  seinen  hinterlassenen  Papieren  sich  vortinden.  £r 
„starb  am  Iten  Januar  1869. 

„Nur  zwei  kleinere  Abhandlungen,  au  deren  Autorschaft 
„ihn  sein^  in  das  Jahr  1866  fallendes  Decanat  veranlasste, 
,,sHid  bei  Lebzeiten  ini  l)rucke  erschienen,  eine  Abhaudlung 
„de  mortis  causa  donationis,  quam  codex  jur.  civ.  Sax.  ponit, 
,,vi  et  indole  observatio  I  und  das  au  Gustav  IlHnels  fünfidg* 
.Jährigem  Doctorjubiläum  herausgegebene  Jubelprogramm 
,«„Symbola  ad  vitam  Gregorii  Haloandri*',  in  welchem  der 
,ywirkliehe  Name  dieses  Quellengelehrten  in  scharfsinniger, 
durch  spätere  archivariscbe  Forschungen  als  richtig  bestä- 
„tigter  Conjectur  in  dem  deutschen  ,^eUzer'*  erörtert  wird." 

Leipzig,  d.  6.  April  1869. 

Carl  Friedrich  Gerber. 
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Einleitung. 

Aeussere  Rechts-  und  Litterärgeschichte. 

§.  1.  Yorbemerkiiiig. 

MH  der  umfassenden  Neugestaltung,  welche  unser 
Sächsisches  Privatrecht  durch  das  bürgerliche  Qesetzbuch 
vom  2.  Jan.  1863  erfahren  hat,  hat  für  den  Bereich  des  Letz- 
teren die  zeitherige  Unterscheidung  zwischen  gemeinem 
und  particulärem  Kechle  ihre  practische  Bedeutung  ver- 
loren, insofern  sich  die  Codification  gerade  die  Aufgabe 
stellt^  unser  Landesrecht  durdi  Verschmelzung  jener  beiden 
llanptbestanclthoile  einer  systematischen  Einheit  enlgegenzu- 
lüliren.  Die  wissenschaitiiche  Bearbeitung  unseres  Privat- 
rechts  dagegen  gestattet  nicht  bloss ,  sondern  erfordert  ge- 
radezu (insofern  wir  nicht  von  .vornherein  auf  dessen 
historisch-dogmatische  Beliandlung  verzichten  wollen)  die 
fortdauernde  Festhaltung  jener  Gegensätze;  und  nocli  weniger 
kann  solche  fiir  die  Zwecke  unserer  akademischen  Lehrvor- 
träge entbehrt  werden^  welche  aus  naheliegenden  Gründen 
sich  vorzugsweise  mit  denjenigen  Partieeu  unseres  Gesetz- 
buches zu  beschäftigen  haben  werden,  die  an  die  specifisch 
Sftchsischen  Bestimmungen  unseres  zeitherigen  Rechtes  an- 
geknü])ft  erscheinen,  l 'ingekelirt  werden  in  denselben  da- 
für einige  Lehren  specieii  particularistischen  Inhaltes  zu 

berühren  sein,  welchie  nach  dem  Plane  des  Gesetzbuches 
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§.  1.  YorbemerkoQg. 


von  demselben  aucigeschlosBen  geblieben  sind  oder  welche 
uns  etst  die  seitdem  hinzugekommene  neuere  Gesetz- 
gebung gebracht  iiat. 

Soviel  nun  zunächst  die  yorauszuschickende  rechts- 
gescfaichtUcbe  und  litterSi^escbichtliche  Skizze  anlangt» 
so  lassen  sich  für  dieselbe  flinf  Perioden  unterscheiden: 

§.  %  Erste  Periode.  Das  Soh<jfrentlmm  Ms  zum  Anfange  des 

15.  Jahrkimderts. 

TittmaiMi,  Gppchichtc  Heinrichs  des  Erlaucliten. 
Dresden -Leipzig  lb46,  1846,  1850,  18G3.  v.  Posern- 
Klett,  zur  Geschichte  der  Markgrafschaft  JMeissen  im 
13.  Jahrhundert.  Leipzig,  1863.  Maerker,  das  Burg- 
grattlium  Aleissen.  Leipzig,  1842.  Chr.  Ernst  Weisse, 
Geschichte  der  Ghursächsischen  Staaten.  Leipzigs  1802 
bis  1812. 

Fllr  die  ersten  Jahrhunderte  nach  Errichtung  der 
Markgrafschaft  Meissen  gebricht  es  rücksiclitlich  des  Zu- 
standes  des  Privatrechtes  in  der  Mark  selbst  und  den 
dem  heutigen  Königreiche  Sachsen  entsprechenden  sonsti- 
gen Gebietstheilon  an  directcn  üeberliefcrungen. 

Charakteristisch  fiir  die  ganze  Periode  ist  das  Fehlen 
einer  hier  in  Betracht  kommenden  Territorialgesetzgebung» 
'Das  bürgerliche  Recht  bleibt  somit  ausschliesslich  noch 
auf  die  p^owohnlioitsrechtlicbe  Fortbildung  angewiesen, 
und  diese  gehet  wiederum  mit  den  damaligen  Formen 
der  Kechtspflege  Hand  in  Hand,  die  unter  unmittelbarer 
Mitwirkung  rechtskundiger  Männer  aus  dem  Volke  geübt 
wii'd.  Die  Schöffengerichte  in  einzelnen  Städten,  ausser 
in  dem  benachbarten  Dohna  z,  B.  in  Zwickau  und  Leip- 
zig^ scheinen  schon  in  früherer  Zeit  nicht  mehr  bloss 
lokalen  Zwecken  gedient,  t^ondern  ihre  Thätigkeit  auch 
über  den  Umkreis  ihrer  Stadt  erweitert  zu  haben.  Unter 
der  Vermittelung  des  Schöffenthums  erlangten  die  in  der 
zweiten  Hftlflie  dieser  Periode  in  den  Nachbarländern  ent- 


f.  3.   SchöiFenthttm  bis  XV.  Jahrhundert.  3 

standenen  PrivatrechtsBaminluxigen  bald  maassgebendcn 
Einlfass  auch  auf  die  Reehtseotwickeluiig  in  der  j\Iark- 
gral'scliaft,  vor  allen  andern: 

1)  Der  Sachsenspiegel.  Von  seinen  beiden  Haapt* 
theilen,  dem  Landrechte  und  dem  Lehnrechte,  interessirt 
lins  hier  nur  der  erötere,  das  sogenannte  jus  p  r  o  \  i  n  c  i  .i  1  <^ 
Saxunicum  (J.  P.  S.),  jetzt  in  drei  Bücher  eiugetiieiit. 
obwohl  nur  eine  wahrscheinlich  in  das  dritte  Decennium 
des  13.  Jahrhunderts  fallende  Priyatarbeit  eines  Anhalti- 
schen Kdchi  Eike  von  Repkow,  der  selbst  ein  Laud- 
schöfieuamt;  zuletzt  in  der  Nähe  von  Magdeburg,  be- 
kleidete^ und  obwohl  nur  Au^eichnung  des  dem  Verfasser 
in  seiner  amtlichen  Stellung  oder  sonst  bekannt  gewor^ 
denen  Ge\vohnheitörechte3  und  insofern  iur  seine  Gt  ltung 
ursprünglich  nur  wieder  an  die  verbindende  Kraft  der 
landläufigen  Uebung  verwiesen ,  hat  sich  das  Rechtsbuch 
doch  für  die  Wettinischen  Lande,  zumal  ^sait  dem  Erwerbe 
deä  lierzugthums  Sachsen  uuii  d^v  damit  verbundenen 
Kurwürde^  zu  einer  dem  jus  scriptum  gleichkommenden 
Autorität  erhoben,  und  darf  als  die  Hauptgrundlage  unseres 
älteren  vaterländischen  Rechtes  angesehen  werden.*^ 

Aehnlich  verhält  es  sich 
'  2)  mit  dem  unter  dem  Namen  Magdeburger  oder 
SächsischesWeichbild  bekannten  Rechtsbuche.  Man 
hat  sich  darunter  weder  ein  Magdeburger  K5tatutarreclit, 
noch  ein  unter  unmittelbarer  Autorität  des  dortigen  »Schöf^en- 
Btuhls  aufgezeichnetes  Schöffenrecht  ^  sondern  gleichfalls 
nur  eine  Privatarbeit  zu  denken,  die  aber  in  ihrem  zweiten 
und  Haupttheiie  allerdings  aus  Magdeburger  ischöti'cn- 

Zu  vergleichen  nanientircli  das  driitlichc  Auei  kcnntiiis» 
seiner  Geltung  in  der  für  die  Ei  ncstinische  und  Albertinische  Linie 
f^emeinscliaftUch  crlasseueu  üburliotgcriclitsordnung  von  14v3;  „Item 
Sccbsische  Kechte,  wie  die  aussgedruckt,  zu.  halten,  aussgcschlossea 
die  artigkell  (so)  von  der  Heyligen  Kirchen  abgcthann  vnd  repro- 
biret".  (Bezagnahme  auf  die  YerdammuugebuUe  Gregor  XI.  vem 
Jahre  1974);  sowie  Kindü  quaest.  fbr.  ed.  II.  tom.  III.,  cap.  L 

1* 
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§.  2.  Schöffenthum  bis  XV.  Jahrhundert. 


Sprüchen  (Wexsthümern),  sowie  aus  dem  Sachsenspiegel 
geschöpft  ist.  Die  Zißii  der  endlicheu  Kedactiou  iäiit 
wahrscbeioiich  in  den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.  Das 
damals  weit  verbreitete  Ansehen  des  Magdeburger  Ober* 
hofes  verschalTtc  ihm  Eingang  auch  in  das  Meissner  Land, 
und  es  behauptete  seine  Geltung  fort  und  ibrt,  nachdem 
längst  die  hiesigen  Landesherren  die  Versendung  von 
Rechtssachen  an  den  Magdeburger  Schöffenstuhl  verboten 
hatten  (im  Jahre  1432).  Wiewohl  von  vergleichsweise 
weit  geringerer  Bedeutung  als  der  Sachsenspiegel,  gab  es 
doch  bis  zum  Erscheinen  unseres  Gesetzbuches  immer 
noch  einzelne  Lehren,  in  welchen  unsere  Rechtssprechung 
ausschliesslich  auf  Stellen  des  Weichbildes  zurückgehen 
musste. 

Beide,  Sachseni^piegcl  und  Weichbild,  i^^alten  deshalb  bis- 
her mit  Recht  als  unmittelbar  anwendbare  Quellen  unseres 
Frivatrechtes,  und  die  in  unseren  späteren  Sächsbchen  Ge- 
setzen häufig  vorkommenden  Ausdrücke  „Sachsenrecht*^^ 
„Sächsische  Rechte**  oder  wohl  auch  ,,beschr iebene 
ufad  landläufige  Sächsische  Rechte^'  sind  daher  in 
der  Regel  auf  den  Inhalt  der  gedachten  Rechtsbücher,  vor- 
zugsweise den  Sachsenspiegel,  soweit  dieser  Inhalt  sich  in 
Uebung  erhalten  hat,  zu  beziehen.  Was  den  nicht  seltenen, 
weiteren  Beisatz  ^^gemeine  Sächsische  Rechte^' anlangt, 
so  leidet  derselbe  überhaupt  iilcht  auf  die  Meissner  Lande«, 
fiir  welche  dem  Vorstehenden  zufolge  das  Sachsenspiegel- 
recht  nicht  als  recipirtes,  sondern  als  Landesrecht  aufge- 
fasst  wurde,  vielmehr  zunächst  nur  auf  diejenigen  Länder 
vollberechtigte  Anwendung,  in  welchen  der  Sachsenspiegel, 
bez.  das  Weichbild,  £ingang  gefunden  hatte,  ohne  dass 
dieselben  doch  mit  gleichen  Rechte  als  einheimische 
Rechtsquellen  betrachtet  werden  können,  wie  z.  B.  in 
den  Schwarzburgischen  und  Renssischen  Lajfiden.  Jedoch 
pRegt  man  unter  den  Ländern  des  gemeinen  Sächsischen 
Rechts  in  einem  weiteren  Sinne  überhaupt  auch  alle  die- 
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jenigen  ^Nachbarländer  zu  begreifen,  welche  entweder  mit 
dem  jetzigen  Königreiche  Sachaen  früher  zeitweise  ver- 
bunden, vorübergehend  unter  gleicher  Gesetzgebung  mit 
ibm  geätandeu  haben,  oder  auch  später  kurfürstlich  bäch- 
»ische  Getetze  vermöge  Reception  angenommen  haben. 
Hierher  sind  ausser  den  vorgenannten  noch  zu  rechnen 
die  grossherzüglich  und  herzoglich  Sächsischeu  Länder, 
als:  Weimar,  Eisenach^  Gotha,  Cobitrg,  Altenburg,  Mei- 
ningen, Hildburghausen,  sowie  endlich  auch  das  Herzog- 
thum Anhaltr 

Noch  ist  hier  zu  erwähnen: 

3)  Das  sogenannte  Bec htabuch  nach  Distinc- 
tionen.   Es  ist  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  in  den 

Meissner  Landen  selbst  verfasst,  iiud  maclit  sich  die  ver- 
gleichende Zusammenstellung  des  Öachsensj)irgels,  des 
Magdeburger  Weichbildes  und  des  Goslarer  Stadtrechts 
zur  Aufgabe.  Wenn'  auch  in  früheren  Zeiten  in  den 
Meiöi>nur  Landen  vielfach  hundöehrittiich  verbreitet,  so 
kommt  demselben  doch  die  ßedeutung  einer  unmittelbar 
anwendbaren  Kechtsquelle  nicht  zu,  vielmehr  hat  es  £Ur 
uns  nur  noch  ein  historisches  Interesse,  dieses  freilich 
gesteigert  dadurch,  dass  der  Veriasser  specieil  fiir  die 
Meissner  Lande  schrieb. 

§.  ^.    Zweite  Periode.    Reception  des  Krün i sehen  Reclits  und 
lii'^iuD  der  LaiidesgesetzgebuDg:.   l'>.  uitd  16.  Jahrhundert. 

Neben  den  allgemeinen  fUr  ganz  Deutschland  wirksamen 
Gründen  der  allmählichen  Aufnahme  des  R()mischen  und 

kaiiuiiischen  Rechts  kommen  als  niitwirkcnide .  beziehent-" 
lieh  mit  ihr  wenigstens  in  Wechselwirkung  stehende  That- 
sachen  jnehr  lokaler  Natur,  folgende  für  uns  in  Betracht: 
a)  die  bei  der  Glossirung  des  Sachsenspiegels  und 
Weichbildes  aufkommende  Sitte  einer  Zusammenstel- 
lung der  verwandten,  resp.  widersprechenden  Grundsätze 
der  einheimischen  und  fremden  Rechtsbücher,  welche  sich 
namentlich  auch  schon  in  der  romanisirenden  Tendenz 
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der  durch  Theodor  v.  Boxdorf  (f  1461),  Professor  zu 

Leipzig",  naiiiliatt  vennelnten  Glosse  des  i\lüikiscljen  Edlen 
Johann  von  Buch  zum  Sachsenspiegel  kennzeiclmet ; 

b)  die  Gründung  der  beiden  Sächsischen  Landesuni- 
versität en  Leipzig  und  Wittenberg  (der  ersten  [am 
2,  December  1401)J  unter  Friedrich  dem  Streitbaren,  dio 
der  andern  in  den  damaligen  Ernestinischen  Landestheilen 
fl502]  unter  Friedrich  dem  Weisen)  mit  Errichtung  stän- 
diger, besokliiler  Lolirstellen  gerade  lür  die  fremden  Rechts- 
disciplincn  (unter  den  Leipziger  Docenten  des  Römischen 
Rechts  im  16.  Jahrhundert  sind  hervorzuheben:  Melchior 
V.  O  s  s a  und  i\I  o  d  e  s  t  i  n  u  s  P i  s  t  o  r  i  s.  Letzterer  geboren 
9.  December  1516,  f  15.  September  1565); 

c)  die  mehr  und  mehr  überhand  nehmende  Besetzung 
der  RichterstL'llcn  in  den  höheren  Spruclibt'ljt'.i-den  des 
Landes  mit  gelehrten  Kichtern,  zunächst  in  dcu 
markgräflichen  Hofgerichten  und  später  auch  in  dem  aus 
ihnen  hervorgegangenen  Oberhofgerichte  (Oberhofgerlchts- 
ordnungen  vou  14Ö3,  1488;  1493,  1548j,  bowie  die  den 
Schöppenstühlen  in  den  Juristenfakultäten  der  Landes- 
universitäten in  ihrer  gleichzeitigen  Eigenschaft  als  Spruch- 
collegien  erwachsende  Concurrenz. 

Bei  alledem  behauptete  sich  doch  das  einheimische 
Recht  im  Kampfe  mit  dem  fremden  insofern  erfolgreidi, 
als  man  nicht  bloss  gleich  von  vornlierein  bei  driik  i'riii- 
cipe  der  bloss  subsidiären  Geltung  des  Letzteren  stehen 
blieb  (vgl.  Oberhotgerichtsordnung  von  1488),  sondern 
auch  Seiten  der  Sächsischen  Fürsten  fort  und  fort  bemüht 
war,  die  EigentliLuidiciilieiien  der  einheimischen  liechts- 
grundsätze,  selbst  der  Beichsgesetzgebung  gegenüber^  auf 
recht ^zu  erhalten  (Rescript  des  Herzogs  Georg  von  1522). 
Wesentlich  zu  Statt (  u  kam  ihnen  hierbei  dtis  bereits  1423 
von  Kaiser  Sigismund  erhaltene  Privilegium  de  non 
evocando  et  appellando,  dessen  erneute  Anerkennung, 
nachdem  es  durch  das  inmittelst  errichtete  Reichskammer- 
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geriebt  in  Frage  gestellt  worden  ^  von  Kuh'ürst  August 
1559  erwirkt  wurde.  (OberhofgericlitBordnung  von  1488: 

„E&  öoikn  auch  alle  Sachenn  vor  dem  Gericht  nach  Säch- 
flkchen  Hechten,  wo  das  rechtlich  und  bestHndigk  aus- 
gedruckt^ versprochen  werden.    Wo  es  aber  unausge- 

druckt,  dunkel  und  imvornemiich,  soll  es  Erfüllung  und 
peutuag  nach  gemeinen  liechten  nehmen^^) 

§.  4.  Portsetinnf  • 

Die  ersten  Aeusserungen  der  mit  der  Ausbildung  der 
Landeshoheit  erwachenden  Territorialgesetzgebung 
sind  för  das  Privatrecht  noch  wenig  ergiebig;  sie  treten 
fast  durchgängig  in  der  i  uiiii  von  Landesordnungen  von 
mehr  polizeilichem  Charakter  aut^  und  enthalten  nur  ver- 
einzelte,  oft  mehr  gelegentliche  Bestimmungen  privatrecht- 
Ikhvn  luhahs,  z.  B.  in  Bezu|^^  aui  die  Jagd,  die  wuche- 
rischen Contracte,  die  Münzv<  rliilltnisse  u.  s.  w.  So  die 
Landesordnung  unter  Herzog  Wilheipi  III.  von  14M,  unter 
Herzog  Emst  und  Albert  von  1482.  Wichtiger  sind 
schon  die  unter  Moritz  von  1543  und  1550,  und  beson- 
ders die  unter  Kur^irst  August  von  1Ö5Ö. 

Epochemachend  ist  dagegen  gegen  das  Ende  dieser 
Periode  die  Constitutionengesetzgebung  von  1572 
in  vier  Theilen.  Veranlasst  wurde  dieselbe  durch  wieder- 
holte ständische  Beschwerden  Über  ungleiche  und  wider- 
wärtigL*  Ui'theilo  der  K^chöppenistiihh'  und  Jurlbtcnl'acullilten 
SU  Leipzig  und  Wittenberg.  Kui'lürst  August  erforderte 
hieraui  von  den  Wittenberger  und  Leipziger  Dikasterien 
gatachtiiche  Anzeigen  über  die  streitigen  Punkte,  und 
es  wurde  hierauf  von  Wittenberg  eine  Reihe  von  liechts- 
ftagea  (der  Zahl  nach  dd6j  nach  dem  dortigen  Ordinarius 
die  casus  Teuberi  genannt),  sowie  von  Leip/Jg  in  zwei 
nach  einander  erstatteten  Berichten  eine  Gesaniiiiizahl  von 
95  Fragepunkten  (die  ersten  9  davon  ^  die  sogenannten 
casus  Thomingii  mit  sehr  ausflihrlicher  Begutachtung) 
eingesandt,    worauf  noch  eine  zweite  Aeusserung  der 
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Wittenberger  in  Form  einer  Beantwortung  der  Leipziger 
Fragepunkte  (sogenannte  casns  Wesenbecci  i)  folgte.  In 

einer  hierauf  1571  zu  Leipzig  veiaiibtalteten  Conferenz 
der  ^  Leipziger  und  Wittenberger  Bechtsgelehrten  einigte 
man  sich  vorläufig  über  die  einzelnen  Punkte;  denen  der 
Kurfürst  selbst  noch  mehrere  Thesen  strafrechtlichen  In- 
halts hinzugeiügt  hatte.  Die  hier  gewonnenen  üesultate, 
die  man  dem  KurfUrsten  in  einer  gemeinsamen  Bearbei* 
tung  vorlegte,  wurden  sodann  zur  Grundlap^e  genommen 
bei  einem  zweiten  Convente,  den  der  Kurtürst  1572  nach 
Meissen  berief,  und  dem  ausser  den  Vertretern  der  ge- 
nannten Dikasterien  auch  noch  eine  Anzahl  abgeordneter 
Mitglieder  des  damaligen  Hofrathscoilegiums  beiwohnte. 

Endlich  wurden  die  in  dieser  zweiten  Berathung  fest- 
gestellten Punkte  in  einer  dritten  Conferenz,  zu  welcher 
ständische  Abgeordnete  zugezogen  wurden,  ebenfalls  zu 
Meissen  im  J.  1572  zur  Vorlage  gebracht.  Die  Schluss- 
redaction  rtüirt  von  Hofrath  Dr.  Cracau  her  und  in 
dieser  Gestalt  wurden  dann  die  ConstitntioiKU  unter  dem 
21.  April  1572  durch  den  Druck  veidtientlicht,  zugleich 
aber  auch  mittelst  Bescripts  vom  28.  April  1572  den  Di- 
kasterien zu  Leipzig  und  Wittenberg  noch  besonders 
handschriftlich  zur  Nachachtung  zugefertigt. 
Die  vier  Thcile  sind  folgende: 

pars    L  prozessualischen  Inhalts  unter  der  Rubrik :  Ju- 
dicialia,  besteht  aus  32  Constitutionen; 

pars  Ii.  de  contractibus  vel  quasi,  aus  53  Consti- 
tutionen; 

pars  III.  de  successionibns,  ultiinis  voluntatibus 
e  t  i  n  V  e  s  t  i t  u  r a  t  e  u  d  a  1  i ,  aus  38  Constitutionen; 
pars  IV.  unter  der  Rubrik:  de  delictis,  aus 48  Consti- 
tutionen criminalrechtlichen  Inhalts. 
Ausserdem  giebt  es  noch  eine  Mehrzahl  anderer  Con- 
stitutionen, die  gleichialls  aus  jener  Berathung  hervor- 
gegangen sind;  über  deren  gesetzliche  Gültigkeit  man 
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sich  aber  lange  im  Zweifel  befunden  bat.  Neun  davon,  die 
sogenannten  Oonstitationes  separatae  oder  ^^sonder- 
liche Constitutionen**  sind  jedoch  als  fönniiche  Landes- 
gesetse  zu  betrachten ,  nur  wurden  sie  nicht  mit  den 
übrigen  sofort  allgeman  durch  den  Druck  verbreitet^ 
vielmehr  nur  theils  in  beschränkten  Kreisen  in  Separat- 
abdrückeu  vertlieilt,  tlieiis  den  JJikasterieu  zwar  gleich- 
falls; aber  mit  der  ausdrttokfii^en  W^smig^ihror  Geheim-  ^ 
halt^mg^^zugefertigt.  Entscheidend  ist  fftr  ihre  Geltung, 
dass,  wie  neuerdings  auch  noch  archivarisch  nachgewiesen 
worden,  dieselben  sckun  damals  von  den  Landesherren 
in  of&cielier  Ausfertigung  unterschriftlich  vollzogen  wor- 
den sind  (v.  Wächter,  d.  K.  Slichs.  u.  d.  Thttr.  Strai- 
recht,  S.  84^  not.  8.). 

Die  übrigen  aber,  nach  älterer  Zähluno^  vier  und  dreisaig, 
nach  neuerer  richtiger  zwei  und  vierzig,  die  sogenannten 
Constitutiones  ineditae,  haben  keine  förmliche  Ge- 
setzeskraft zu  beanspruchen;  sie  sind  nur  Entwurf  geblieben, 
und  nie  promulgirt  worden.  Lediglich  insoweit,  als  auch  bei 
ihnen  unter  den  Deputirten  eine  wirküche  Einigung  erzielt 
worden  war,  kann  man  ihnen  die  Bedeutung  von  Sätzen 
beilegen,  welche  den  damals  in  der  Praxis  herrschenden 
Bechtsansichten  entsprachen,  und  als  weitere  Grundlage 
far  die  Fortentwickelung  des  Gerichtsbrauehes  gedient 

haben.  Soweit  dagegen  nicht  tiiinuil  eine  Vcrciubai'ung 
bei  der  Berathung  zu  ermöglichen  war,  haben  sie  gar 
keinen  practischen,  sondern  nur  noch  einen  wissenschaft- 
lichen Werth.  Ein  Werk,  das  für  die  Interpretation  der 
Con8titutio.nen  von  grosser  Wichtigkeit  wurde,  sind  die  su- 
genannten  Consultationes  oonstitutionum  Saxo- 
ni  Carum  in  drei  Bänden,  in  deren  zwei  ersten  von  einem 
Ungenannten  ein  Theü  der  Vorarbeiten  zu  den  Constitu- 
tionen, bald  nach  dem  Erscheinen  der  letzteren,  freilich  . 
oft  ohne  kritische  Sichtung  und  zum  Theil  fehlerhaft 
durch  den  Druck  veröffentlicht  worden  ist. 
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Ausser  den  Constitutiones  separat&e  und  ineditao  wur* 
den  darin  auch  die  casus  Teuberi,  Tiiomingli  und  Wesen- 

beccii,  sowie  die  lluöullate  der  Leipziger  \  uicoaicrcuz 
mitgetbeilt.  Der  dritte  Band  enthält  FremdartigeS|  meist 
Privatarbeiten  von  Modestinus  Pistoris.  Eine  spätere,  aber 
ebenfalls  nicht  officielle  Bearbeitung  des  iu  den  sogenann- 
ten Consultatioues  zusammengestellten  (^uellenmatenalB 
wurde  im  Anfange  des  17.  Jahrhunderte  von  Peter 
Friderus,  von  seinem  Wohnorte  genannt  Mindanus, 
unternommen  j  sie  ist  in  manchen  Punkton  zwar  correcter^ 
und  fUr  den  practischen  Gebrauch  bequemer,  verfahrt 
aber  in  der  Anordnung  des  Stoffes  nicht  selten  zu  eigen- 
mächtig. 

Commentare  zu  den  Constitutionen  erschienen  bald 
nach  einander  mehrere.  Zunächst^  und  zwar  am  Schlüsse 

des  IG.  JaliiLundurts,  der  von  l)aiiiel  Müller,  sodann  nii 
17.  Jahrh.  der  umfänglichere  von  Matthias  Beriich  (unter 
dem  Titel:  conclusiones  practicabiles  secundum  ordinemcon- 
stitutionum  Saxonicarum  llilö),  und  endlich  der  von  Bene- 
dict Carpzov,  j urisprudentia  lorensis  ßomano-Saxonica, 
1638  ff.  oder  deünitiones  forenses  ad  constitutiones  elec- 
torales  Saxonicas.  Wichtig  für  die  Geschichte  und  Kritik 
der  (Jonc'iilutioncngesetzgebung  ist  besondei-s  Schletter, 
die  Constitutionen  Kurfürst  August's  von  1572,  Leipzig  1857. 

£in  um^üigiicheres  Gesetz  unter  Kurfürst  August  ist 
noch  das  sogenannte  Torgau  er  Ausschreiben  vom 
8.  Mai  1583,  welches  die  Erledigung  einer  Reihe  ständischer 
Anträge  auf  dem  Torgauer  Landtage  enthält  und  für  das 
Privatrecht  besonders  in  der  Lehre  vun  den  Zinsen  und 
vom  Wucher  wichtig  war  (s.  unten  §.  5  unter  Nr.  3.). 

§.  5.  Ihrltte  Perlode.  Bntwiekelungderliandesgesetzgel^imff  Us 
zur  £rfaebttnsr  Sachsens  zum  KSnigreiche« 

Die  Landesgesetzgebung  erhebt  sich  in  dies^  Periode 
mehr  und  mehr  zu  einer  wichtigen  Quelle  für  das  Privat- 
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recht  Unterstützt  wird  sie  von  einer  tüchtigen,  wenn  auch 

uii'lit  iutuicr  gleich  weiihvoilen  Wissenschaft  untl  rraxis. 
Unter  den  Vertretern  beider  nimmt  für  das  17.  Jahr- 
hundert 

Benedict  Carpzov  unbestritten  den  ersten  Rang 
ein.  Im  J.  1620  Assessor  dos  imtor  Kuriürst  August 
1574  neu  lundirten  Schöppenstuhls  in  Leipzig^  zu  dessen 
Senior  er  bereits  1632  emporstieg»  finden  wir  ihn  später 
von  164.')— 5o  zugleich  als  Ordinarius  der  dasigen  Juristen- 
&cuität.  £r  starb  in  Leipzig^  nachdem  er  in  der  Zwischen- 
zeit wiederholt  höhere  Staatsllmter  in  Dresden  bekleidet 
hatte,  aiu  'M>.  August  1666.  ISeiuu  richterliche  und  wissen- 
<  sch&iUiche  Autorität  beherrschte  über  ein  halbes  Jahrhundert 
hindurch  nicht  nur  die  Sächsische,  sondern  auch  einen 
^ü?sen  Tht  il  der  gemeinen  J deutschen  Jurisprudenz. 

Der  zweite  gUinzfmfle  Name,  zu  £nde  des  17.  und 
Anfang  des  folgenden  Jahrhunderts  ist 

J  o  h.  II  e  i  n  r.  B  e  r  g  c  r.  Nach  kurzem  Aufenthalte 
in  Leipzig  wurde  er  zu  Knde  des  Jahrhunderts  nach 
Wittenberg  berufen, '  wo  er  später  das  Ordinariat  der 
Jtimtenfacultät,  sowie  gleichzeitig  das  Amt  eines  Appella- 
tionsratlM's  zu  Dresden  bekleidete.  Er  starb  1732  als 
Keichäholrath  in  Wien.  Sein  Hauptwerk  ist  die  Oecono- 
mia  juris  ad  usum  hodiemnm  accommodati,  zuerst  1712, 
dann  in  zahlreichen  Ausgaben,  die  letzte  i^chte  vun  lluu- 
bold  besorgt;  ISOl  erschienen. 
Sein  Zeitgenosse  war 

Christian  T  h  o  m  a  s  i  n  s ,  Sohn  eines  Leipziger  Profes- 
sors, dessen  entschiedene  Verdienste  um  eine  rationellere  und 
«^rstematische  Behandlung  der  Bechtswissenschaft  in  Folge 
Beines  znm  Theil  rücksichtslosen  Auftretens  gegen  Her< 
kommen  und  fremde  Autorität  in  Sachsen  selbst  damals 
nicht  zur  Anerkennung  gelangen  konnten  ^  weshalb  er 
1690  nach  Halle  übersiedelte  und  durch  seine  Vorträge 
an  der  d«jrtigen  JuiiLrakademie  mit  eine  Hauptveranlastsung 

k 
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zur  Begründung  der  Hallischen  Universität  geworden  isU 
Er  starb  172S. 

Aus  dem  18.  Jalirliimdeit  siud  bcöondeis 
Augttstin  von  Lejser  und 
,  Michael  Heinrich  Oriebner,  sowie 
Carl  Ferdinand  Hümmel 

zu  nennen« 

Le  y  8 6  r ,  Ordinai-ius  zu  Wittenberg,  behauptete  durch 

seine  ^leditatioiies  ad  Pandeetas  in  zwölf  Bänden,  welchen 
er  zahlreiche  Mittiieiiungen  aus  der  damaligen  Praxis  eia- 
webte,  lange  Zeit  grossen  Einfluss  in  foro. 

Gr i ebner,  1726  Ordinarius  der  Leipziger  Juristen- 
facultät,  erwarb  sich  besondere  Verdienste  um  die  vater-  . 
ländische  Gesetzgebung  (Discurs  zur  Erläuterung  der  alten 
und  verbesserten  Prozessordnung^  2.  Aufl.,  herausgegeben 
von  Küstner,  Leipzig  1780.).    Er  starb  1734. 

Hommel   endlich,   gleiehfalb   hiesiger  Ordinarius, 
starb  178B  als  solcher  und  ist  Verfasser  der  vielgenannten 
Rliapsodia  quaestionuni  in  furo  quotidie  obvenientiura  und 
des  ßogeuannten  Fiaviuä,  einer  Sammlung  von  Urthelä- 
^  formein. 

Zu  Anfang  des  IH.  Jahrhunderts  (1712;  zu  vgl 

GretscKel,  die  Universität  Leipzig,  Dresden  IbiiiJ)  war 
endlich  auch  eine  Professur  fUr  das  vaterländische  Becht  zu 
Leipzii^  begründet  worden.  Bald  darauf  erschien  das 
erste  j  ticnlarreclitlielie  Handbuch  von  Job.  Gottlieb 
bcliaumburg,  Einleitung  zum  Sächsischen  Hechte  172d  fi'., 
welchem  später  Aug.  Fried r.  Schott  mit  seinen  nodi 
immer  werthvollen  Institutiones  juris  Saxonici  (1778)  folgte, 
während  gegen  das  Ende  des  Jahrhunderts  Job.  Adam 
Gottlieb  Kind,  Mitglied  des  Landesappellationsgeridits 
zu  Dresden,  in  seinen  seiner  Zeit  epochemachenden  Quae- 
stiones  forenses  in  vier  Bänden  für  ein  regelmässigeros  Be- 
kanntwerden der  Praxis  dieses  höchsten  Gerichtshofes 
unseres  Landes  Sorge  zu  tiagen  aniing. 
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§.  8.  Gefletzgebang  des  17.  und  18.  Jahrhunderts.  13 

Von  den  wicfatagsten  Gesetzen  der  betreffenden 

Periode  gehören  folgende  hierher: 

1)  Die  ältere  und  die  erläuterte  l^rozess-  / 
Ordnung  vom  28.  Juli  1622  und  vom  10.  Januar  1724;  / 
beide  sind  für  uns  besonders  in  der  Lehre  vom  P&nd- 
rechte  von  Bedeutung. 

2)  Die  beiden  Decisiouengesetzgebungcn:  De-  ' 
cisioneB  electorales  Saxonicae  vom  22.  Juni  1661  und 
vom  2.  Juli  1746.  Beide  veriblgten  im  Ganzen  denselben  ^ 
Zweck,  wie  die  Constitutionen,  d.  h.  sie  stellten  sich  die 
Entscheidung  einzelner  Controversen  zur  Aufgabe. 

Die  älteren  Decisionen  wurden  wie  jene  in  Folge 
•  ständischer  Beschwerden  über  Ungleichheit  im  Rechtsprechen 
in  Angrifi*  genommen.  Hauptsächlich  handelte  es  sicli  hier  um 
die  abweichenden  Ansichten  der  Leipziger  Juristenfacultät 
unter  dem  Ordinarius  Finckelthaus,  imd  des  Leipziger 
Schöppenstuhis,  wek-her  auf  Carpzovs  Autorität  fusste. 
Die  von  den  verschiedenen  Dikasterien  erstatteten  Be- 
richte wurden  von  einer  1660  in  Dresden  niedergesetzten 
gemischten  Oommission  durchberathen  und  das  Resxdtat 
jiacli  nochmaligem  Gehöre  der  Provinzialstände  und  der 
Dikasterien  in  QL^J^eciBtones  publicirt.  Die  Meinung 
CarpzovB  dominirte  fast  durchgängig,  wenn  aüch  nicht 
immer  durch  ihre  tiefe  wissenschaftliche  Begründung.  Ohne 
die  Einthcilung  in  vier  pai^tes  beizubehalten,  schliessen 
sie  sich  doch  sonst  in  der  Anordnung  des  Stoffes  den 
Constitutionen  im  Wesentlichen  an,  stehen  denselben  aber 
an  innerem  Wert  he  keineswegs  gleich. 

Ein  Commentar  von  Joh.  Philippi  (observntt. 
Jur.  praeticae  ex  deciss.  ao*  1661  collectae.  Lips.  1670. 
Ed.  2.  Lips.  1694)  beschränkte  sich  grösstentheils  auf 
Wiederp^abe  des  von  Carpzov  gelieferten  Materials. 

Werthvoller  sind  die  neueren  Decisionen  vom 
2.  Juli  1746,  im  Ganzen  vierzig.  Der  Stoff  zu  ihnen 
wurde  besonders  durch  BedenkeiTimd  zweifelhafte  Rechts- 


Digitized  by  Google 


14  §•  o.   GescLsgcbimg  des  18.  Jahi'liuuderU. 

fragen  geliefert,  die  mau  bei  der  VorlKieitung  der  er- 
läuterten Prozc8sordnuug  aufgesammeU  hatte.  Wie  bei 
der  letzteren  Arbeit  selbst,  so  waren  auch  bei  der  Deci- 
sioncngesetzgebung  Berger  und  Griebner  uacb  einander 
vorwiegend  thätig. 

Eine  quellenmässige  Geschichte  beider  Dectsionsgesets- 

gebungen  giebt  Gottschalk  in  seinen  analectn  juris« 
iSaxoniL'i;  Ca|).  11.  und  III.^  und  einen  auch  jetzt  noch 
brauchbaren  Commentar  zu  den  netteren  Decisionen  be- 
Bitten  wir  von  Heinr.  Gottfried  Bauer,  (2  Bände,  1781; 
1.  Aull.). 

3)  Erledigung  der  Landesgebrechon,  resolu- 

tiones  gravaminuiii ,  d.  h.  Erlasse  auf  Grund  ständischer 
Beschworden  (Laudtagsabschicde.).  Ein  ähuÜches  aber 
schon  der  vorigen  Periode  angehöriges  Gesetz  war  das 
sogenannte  Torgauer  Ausschreiben  vom  8.  Mai  1583. 
Die  hier  fraglichen  sind  sclir  zahhcicli  aus  den  .laliicu 
1603, 1612, 1G()1, 17G3,  1766  u.  s.  f.  Am  wichtigsien  sind  die 
vom  22.  Juni  1661,  welche  unter  der  Rubrik  Justitieusachen 
auch  für  das  Privatrecht  manches  Brauchbare  enthalten. 

4)  Dio  beiden  Banqueroutiermandate  vom 
7.  Jan.  1724  und  vom  20.  Decbr.  1766;  das  letztere  unter 

dem  Titel  ,.gcschärftep  Banqueroutiennandat*^  Es  ist  zum 
grossen  Thcile  eine  wörtiiciie  Wiederholung  des  ersteren, 
wenn  auch  mit  mannichfachen  Zusätzen  und  Erweiterungen. 
Endlich 

5)  die  allgemeine  Vormundschaftsordnung 
vom  10.  Oct.  1782  y  ein  vortre£Fliches  Werk^  welches  als 

erstes  Beispiel  eines  systcinati^elu  n ,  w  vMn  auch  r^pcc-ial- 
gesetzes,  einen  Wendepunkt  in  unserer  Legishition  be- 
zeichnet, sich  während  der  Zeit  seines  fast  80jährige& 
Bestehens  zur  Genüge  bewährt  hat^  und  in  seinen  rogle- 
nientären  BcstiiniHungeu  auch  jetzt  noch  neben  dem  bürger- 
lichen Qesetzbuche  Gültigkeit  beansprucht. 
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6.  Gesetzgebung  voa  180G->1831.  15 

§  (>.   Vierte  Periode.  HaeiiBen  als  Kldiitrreieli  T)is  zur 
£rtheUttDg  der  Yerftositiig'Biirkajidey  1806  Ms  mi. 

Der  hier  zusaiimiengefasste  Zeitabschnitt  hat  nur  die 
Bedeutuni,^  eines  Uebergangsstadiums  in  rechtsgeschicLt-  ' 
Ücher  Hinsicht  Denn  unter  dem  Drucke  der  gestörten 
poh'tischen  Verhältnisse  war  während  des  ^össcren  Thöi- 
les  dieser  Periode  au  eine  gedeihliche  Entwickrlun;^^  des 
Phvatrechtes  nicht  zu  denken.  Selbst  der  durch  den 
Posener  Frieden  von  1806;  in  Verbindung  mit  dem  Til- 
siler  und  Wiener  Frieden  von  1807  und  1809,  dem  neuen 
Königreiche  vorübergehend  zugeluhrte  Länderzuwachs 
wirkte  mehr  störend  als  fordernd,  und  die  spätere  Lan- 
destheilung vom  18.  Mai  1815  nahm  die  organisirenden 
Kiaiie  des  Staates  auf  Jahre  hiiiau.s  last  ausschliesslich 
liir  das  Verwaltungsgebiet  in  Anspruch.  Zwar  bestand 
bereits  seit  1791  eine  stehende  Gesetzgebungscommission 
zu  Dresden,  sie  ist  aber  1819  wieder  aufgelöst  worden, 
ohne  besondere  iiesultate  geliefert  zu  haben. 

Einzelne,  zum  Theil  bedeutsame  Aenderungen  wur- 
den sodann  durch  das  nach  der  Schlacht  bei  Leipzig  ein- 
fjjesetzte  liussische  Gouvernement  bis  zum  8.  Nov.  1814 
(zurückgetreten  am  10.  Novbr.  1814)  und  das  später  au 
dessen  Stelle  getretene  Preussische  Gouvernement  bis  zum 
5.  Juni  1815  getroffen.  Ihre  meist  in  Patentform  erlas- ' 
senen  Verfügungen  behandelten  Sachsen  als  occupirtes 
Land.   Besonders  zu  erwähnen  sind  hier 

das  wichtige  Patent  vom  12.  resp.  24.  Mai  1814^  das 
die  statutarischen  und  auf  Herkommen  beruhenden  Erb- 
rechte, darunter  die  Institute  der  Gerade  und  des  lleer- 
geräthes  schlechthin  aufhob;  femer 

das  Patent  vom  10.  (22.)  April  1814,  die  Gleichstel- 
lung der  Griechisch-katholischen  Christen  etc.  betreffend. 

Diepe  Patente  sind  nach  der  liückkelir  des  Königs 
provisorisch  bis  auf  weitere  landesherrliche  Entschliessung, 
welche  in  dem  Patente  vom  7.  Juli  1815  in  Aussicht  ge- 
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16  §.  6,   Ge&eUgebuug  voa  1806—1831. 

Btelit  wurde,  gültig  geblieben,  mehrere  von  ihueu  später 
auch  ausdrücklich  bestätigt  worden. 

Erst  gegen  Ende  der  Periode  nimmt  die  Gesetz« 
gebung  für  das  eigeDtliche  Civilrecht  oinen  rascheren 
Aufschwung  in  einer  Keihe  sehr  wohltbätiger  Gesetze; 
einestheils  gestaltete  sie  durch  das  sogenannte  Erbfoige- 
mandat  vom  31.  Januar  1829  unser  Intestaterbrecht  in 
rationeller  Weise  völlig  um,  auderntheiis  wurde  durch 
das  Hutungsmandat  vom  4.  October  1828,  ferner  durch  das 
Frohnmandat  yom  13.  August  1830,  und  die  beiden  Man- 
date  vom  4.  Juni  1829  die  Regulirung  unserer  bäuer- 
lichen Gutsverhäitnisse  und  die  Umschaiiung  unseres  im- 
mobiliarsachenrechts  wirksam  vorbereitet. 

§.  7.   Fünft«  Periode.    Das  KSuifreicli  Sachseu  seit  der 

Verfassungsarknnde. 

In  der  Planmässigkeit  und  einheitlichen  Entwickelung 

der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  beruht  der  Hauptvorzug 
dieser  Periode.  Wir  sehen  in  ihr  die  Gesetzgebung  den 
am  Schlüsse  der  vorigen  Periode  bereits  eingeschlagenen 
Weg  stetig  verfolgen;  die  Entlastung  des  bäuerlichen 
Grundeigenthuras  und  die  zur  Hebung  des  Kealcrudits 
nothigc  Reform  unseres  Grund-  und  Hyputhekenwesens 
ist  die  Aufgabe,  an  deren  Lösung  in  schrittweiser,  con- 
seqnenter  Fortbildung  gearbeitet  wird.  Das  mustergültige 
Gesetz  vom  17.  März  183J  uljer  Abl<).^iuig  und  G^unein- 
heitstheilungen,  femer  das  Gesetz  über  die  Zusammen- 
legung der  Gtrundstttcke  vom  14.  Juni  1834,  sowie  das 
Gesetz  über  die  Theilbarkeit  des  Grundeigenthnms  vom 
30.  November  1S4.3  sind  die  Vorläufer  und  Begleiter 
unserer  vortrefflichen  Hypothekengesetzgebung  vom  2. 
und  6.  November  1843.  Hand  in  Hand  damit  gehen  die 
Regulirungen  der  Rechtsverhältnisse  der  Gemeinden  in 
der  Städteordnung  vom  2.  Februar  1832  und  der  Land- 
gemeindeordnung vom  7.  November  1838 ,  sowie  die  mit 
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§.  7.  Ge&etzgebiLDg  von  183X^1868.  17 

unserem  Hypothekenwesen  .  eng  zusammenhttngende  Um- 
gestaltung unseres  Quindsteuersystemes.    Die  späteren 

Abiösuugsgesetzgebungen  vom 21.  Juli  1846  und  vom  15.  Mai 
1851  y  wekhe  sich  dem  Prinsipe  der  einseitigen  ProYOcar 
tiott  auf  Ablösung  mehr  und  mehr  «iwandten,  vollende* 
ten  uauh  dieser  Seite  hin  das  Begonnene. 

Nebenher  liefen  mehrere  Gesetze  noch  unter  dem 
stehenden  Titel:  Entscheidungen  einiger  swei- 
felliafter  Rechtsfragen'',  die  in  Gemeinschaft  mit 
einem  gleichartigen  Gesetze  der  vorhergegangenen  Periode 
Yom  30.  März  1822  ihrer  yerwandten  Tendenz  halber 
auch  unter  dem  Namen  der  ,,neaesten  Decisionen^' 
begriffen  zu  werden  pflegen  (vom  26.  (Je tober  1834:  neun 
Decisionen,  vom  19.  Februar  1838:  drei  DecisioneU;  und 
Tom  S.November  1840:  vier  Decisionen).  Sie  sind  aber 
verhältnissmäöüig  von  untergeordneter  Bedeutung  und  zum 
grossen  Theile  nur  poreasuaien  Inhaltes. 

Wenn  wir  mehrere  andere  zeitgemässe  Neuerungen, 
wie  die  Beseitigung  d  1*  Gesclüechtsvormimdschaft  uud  der 
lex  Anastasiana  vom  8.  und  U.  Januar  1838,  ferner  die 
Gesindeordnung  vom  10.  Januar  1835,  das  Q-ewerbe- 
gesetz  vom  15.  October  1861  mit  seinen  zahlreichen  in 
das  Privatrecht  einsclihigenden  Bestimmungen,  endlich  die 
Auf  dem  Gebiete  des  Wechsel-  und  Handelsrechtes  durch 
Einfiduning  der  allgemeinen  deutschen  Wechsel- 
ordnung und  des  Handelsgesetzbuchs  erreichten 
Ergebnisse  hinzunehmen,  so  wird  man  dieser  laufenden 
Periode  das  Anerkenntniss:  Bedeutendes  gelebtet  zu  haben, 

nicht  versajxen  köniieii. 

In  litterärgeschichtlicher  Hinsicht  ist  zum  Theile 
aus  der  vorige^  Periode  noch  nachzuholen,  däss  zur  Heran- 
bildung unseres  Partie ularrechts  zu  einer  selbständigen 
Disciplin  wesentlich  die  bereits  im  Jahi*e  1820  von  Christ. 
Go  ttliebHaubold  veranstaltete  Herausgabe  seines  Lehr- 
buches des  königlich  Sächsischen  Privatrechts  beitrug;  die 
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§.  7.  Litteratiir  des  19.  JabrhoiulertB. 


2.  und  3.  Ausgabe  dieses  Werkes  von  QUnther  und  Uün- 
sei  besorgt,  ftllt  zam  Theile  in  nnsere  Periode.  Einen 

umfassenderen  Plan  verfolgte  das  bereits  1797  begonnene 
Handbuch  des  in  Sachsen  geltonden  Civilrechts  von  Uari 
Friedrich  Ourtias  in  vier  Theilen^  lortgesetet  von 
Richter  nnd  Häasel,  insofern  es  sieb  die  gleichseitige  syste- 
matische Verarbeitung  des  gemeinen  und  particularen 
Privatrechts  Sachsens  zur  Au^abe  machte.  Die  ersten  bei- 
den BSade  in  vierter  Auflage  von  Hftnsel,  die  beiden  letstea 
in  dritter  Auflage  von  Schwarze  besorgt,  sind  jetzt  allein  noch 
brauchbar.  Auch  hat  Hansel  zu  Band  ein  und  zwei  uoch  be- 
sondere Bemerkungen  als  „Exkurse^'  in  dreiBänden  heraus^ 
gegeben.  Daneben  wurde  in  der  Weise  von  Kind  (s.  o.§  5) 
durch  Carl  A  ug.  Gottschalk  in  seinen  „selecta  dis- 
ceptationum  forensiu m''  drei  Bände  (zweite  Ausgabe 
von  1826^  1828  und  1830),  ingleichen  v.  Langenn  und 
Kori  in  den  „Erörterungen  practischer  Rechts- 
fragen", gleichfalls  drei  Bände,  durch  Besprechung  einz<'l- 
ner  Kecht»materiea  in  Abhandlungaform  und  damit  verbun- 
dener Pnblicirung  der  Entscheidungen  des  Landesappella* 
tionsgerichts ,  als  des  damaligen  höchsten  Qenchtshofes, 
die  wisserifichaftliche  Fortbildung  unseres  Landesrechts, 
wesentlich  gefördert.  In  noch  grösserer  Vollständigkeit 
wurden  seitdem  durch  die  1835  begründete  ^^Zeitschrift 
iui  Ivechtspflege  und  Verwaltung"  und  das  seit 
1841  erscheinende  „Wochenblatt  für  merkwürdige 
Recht 8 fälle''  die  Mittbeilung  bemerkenswerther  £nt^ 
Scheidungen  aus  der  Praxis  aller  Instanzen  vermittelt, 
während  die  seit  1860  herausgegebenen  „Annalcn  de» 
königlichen  Uberaj)  peliationsgerichts"  ein  aus- 
schliessliches Organ  für  diesen  höchsten  Gerichtshof  bilden. 


§.  8.  Das  BOigerL  Geseteb.  t.  3.  Jan.  18^.  EDtstehoag^gescli.  19 

5*  8.  IHM  bUrgerlielie  (iresetzbaeh  für  da«;  KOalgrretek  Stebrntt 

Tom  2*  Januar  18«3* 

L    Geschichte  deßselben. 

Der  schon  unter  der  kurzen  Regierung  des  Knrflirsten 

Friedrich  Christian  1763  vorübergehend  autgetauclilc  Ge- 
dauke  einer  Coditiciruug  des  Privatrechts  liir  Sachben  ist 
erat  in  der  laufenden  Periode  und  nachdem  Sachsen  in  die 
Reihe  der  Ver&ssungsstaaten  eingetreten  war,  ernstlich 
testgehalton  und  verfolgt  worden.  Ein  vom  3.  October  1Ö34 
datirendes  königliches  Decret  kündigte  den  damals  ver- 
aammdten  Eammem  den  fintschlnss  der  Bagi^ning  an^ 
den  früher  schon  wiederholt  hierauf  geriditeten  ständischen 
AntrJigen  zu  entsprechen;  zu  vergleichen  Guil.  Ferd. 
Öteinackeri  de  novo  codice  caute  adomantO;  orationes 
academicae  tres  Lipsiae  1838,  gehalten  1834,  1837  und 
1838.  Von  dem  mit  den  ersten  Vorarbeiten  hier/Ai  be- 
auftragten Dr.  Carl  Einert  ging  das  Commissoriale  zur 
Entwerfung  eines  Civilgesetsbuehes  im  Jahre  1846  auf  Ge- 
heimrath Dr.  Held  über,  welcher  bis  sum  Schlüsse  des 
Jahres  1852  den  später  durch  den  Druck  voröffentliciiten 
Entwurf  beendete.  Theils  die  ungünstigte  Beurtheilung, 
welche  der  letztere  von  mehreren  Seiten  erfuhr  (za  yer- 
gleichen  namentlich  die  Kritik  von  Wächter,  Zeitschrift 
llir  Rechtspflege  und  Verwaltung,  Ntme  Folge  Band  XII 
Seite  1  auch  separat  erschienen),  theils  aber  auch  die 
von  den  Thüringischen  Staaten  und  der  Regierung 
von  Anhalt  Dessau  erklärte  Bereitwilligkeit,  zu  einer 
gemeinsamen  Civilgt;setKgebung  mitwirken  zu  wollen,  ver- 
anlassten die  Regierung,  die  den  ständischen  Zwischen* 
deputationen  bereits  gemachte  Vorlage  im  Mai  1854  wie- 
der zuiiickzuziehen.  Von  einer  ini  Jahre  \>^i)C)  unter  dem 
Vorsitze  des  Wirklichen  Oehcimrathes  Dr.  v.  Lange nn 
niedergesetzten  gemischten  Commission,  zu  welcher  nicht 

bloss  die  Abgeordneten  der  Torgeuannten  Staaten,  sondern 
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20]         Das  bürgerl  OesoUb.  Y.  2.  Jan.  1863.  Eotstehongsgeseh. 

auch  die  Beferenten  der  Zwiachendeputationen  von  König 

und  von  C  r  i  e  <  r  n ,  hinzukamen;  wurde  mit  der  Revision 
des  Heidschiiu  Entwurfes  begonnen.  Im  Anfange  behielt 
Heid  selbst  das  Referat  bel^  nach  seinem  im  Jahre  1857 
erfolgten  Tode  wurde  dasselbe  dem  damaligen  Geheimen 
Justizrathe  Dr.  Sieben  haar  übertragen  An  die  Stelle 
der  aiifaiiulieli  beabsichtigten  Revision  trat  nunmehr  eine 
völlige  Umarbeitung  des  früheren  Entwurfes,  welcher  über 
vier  Jahre  in  Anspruch  nahm.  Mittelst  Decretes  vom 
oO.  jSu\  en\h('v  18(30  wurde  die  aus  diesen  anderweiten 
Gomroissionsberathungen  hervorgegangene  Arbeit  mit  den 
sogenannten  ^^allgemeinen  Motiven''  den  damals  ver^ 
sammelten  Standen  vorgelegt,  nachdem  sie  bereits  mehrere 
Monate  vorlier  gleichfalls  durch  die  Presse  der  Oeffent- 
lichkeit  übergeben  worden  war.  Die  speciellen  Mo- 
tive nebst  dem  Entwürfe  zu  einer  Publicationsverordnuni^ 
folgten  mittelst  Decrets  vom  29.  Januar  1^61  im  Anfange 
des  Monats  Februar  desselben  Jahres  nach.  * 

Noch  während  der  ständischen  Berathung  erschienen 
eine  Reihe  von  Kritiken  auswärtiger  Rechtsgelehrter^ 
nämlich  vom  Oberapptilatiunsrathe  Danz  in  Jena  und  den 
Profesf^oren  Dr.  Unger  und  Dr.  Arndts  zu  Wien.  Die 
r von  Danz  und  Unger  als  besondere  Monographien  (die 
l  von  Danz  unter  dem  Titeh  Die  Wirkungen  der  Codifi- 
cationsform  auf  das  materielle  Recht;  die  von  Unger  unter 
(  dem  Titel:  Der  revidirte  Entwurf  des  bürgerliche»  Ge- 
\  setzbuchs  für  das  Königreich  Sachsen  kritisch  besprochen), 
/  die  letztere  bei  Gelegenheit  der  litterai  i»elien  Anzeigen 
der.  üngenjchen  bchrift  in  der  Oesterreichischeu  Gerichts- 
Zeitung  von  1860.  Sie  erkannten  insgesammt  den  wesent- 
lichen Vorzug  des  revidirten  Entwurfs  vor  dem  Hcldschen 
an,  erkhirten  sich  aber  dennoch  im  Ganzen  gegen  die 
Rüthlichkeit  seiner  Sanctionirung^  Danz  aus  aligemeinen 
gegen  das  Princip  der  Codificirung  gerichteten  Gründen, 
Unger  aber  und  der  ihm  im  Wesentlicheir  folgende  Arndts 
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wegen  einer  Mehrzahl  specieller  sachlicher  Bedenken. 

Die  vom  Ober.ijjpollati(»nsrathi^!  Dr.  Poesclimann  ver- 
öffentlichte Vertheidigung  des  Entwurfs  (theils  separat  er- 
jschieneni  theiU  als  £ixtraheft  zu  den  Annalen  des  Ober- 
appellationfigeriehts  Band  III  unter  dem  'ntel :  ;,Die  Geg- 
ner des  revidirtea  Entwiu  fö  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
itlr  das  Königreich  Sachsen'^)  rief  seiten  Ungers  und  Arndts 
Entgegnungen  hervor,  denen  wieder  eine  Duplik  Poesch- 
manns  folgte.  Die  Karamern  nahmen  gleichwohl  den  Ent- 
wurf mit  einer  Anzahl  von  ihren  Depjitationen  vorge- 
schlagener, und  von  der  Regierung  genehmigter  Abän- 
derungen, welche  einen  Theil  der  Ungerschen  Bedenken 
zugleich  mit  erledigten,  eu  bluc  an,  ermächtigten  aber  die 
Regierung  zu  einer  iSchlussredaction,  in  Folge  deren  sich 
die  2653  Paragraphen  des  revidirten  Entwurfs  auf  2620 
reducirten. 

Hierauf  erfolgte  die  Promulgation  des  Uesetzbuches 
nebst  der  Pu blicationsverordnung  im  ersten  Stücke 
des  Gesetzblattes  von  1863  unter  Festsetzung  eines  tempus 
väcationis  von  mindestens  einem  Jahre,  dessen  SchluHs- 
punkt  das  Justizniiniateriura  zu  bestimmen  haben  sollte. 
Im  Hinblicke  auf  die  gleichfalls  in  Aussicht  stehende  Civil- 
prozessordnung  für  Sachsen  glaubte  aber  die  Staatsre- 
gierung von  diesem  iluen  Befugnisse  bis  zuiu  Wiederzu- 
öammentiitte  der  Kammern  keinen  Gebrauch  macheu  za 
sollen.  Auf  wiederholte  Anregung  seitens  der  nächsten 
Ständeversammlung  jedoch  wurde,  unerwartet  der  neuen 
Prozcs=g(  sL'izgebung  der  Termin  für  das  Inkrafttreten  des 
Gesetzbuches  durch  „Verordnung,  die  Ein-  und 
Ausführung  des  bttrgerlichexi  Gesetzbuchs  für 
-  das  Königreich  Sachsen  betreffend,  vom  9.  Jan. 
1865  •  auf  den  1.  März- desselben  Jahres  testgesetzt.  Die 
Verordnung  vom  2.  Januar  1863  wird  künftig  als  P.  V.O. 
(PublicationsverordnuBg),  die  Verordnung  vom  9.  Januar 
186Ö  als  A»  V.  0.  (AusfUhrungsverordnungj  citirt  werden. 


22    §•     Das  borgerl.  Gesetzb.  r.  2.  Jan.  1863.  Plan  u.  Umfang.  - 

IL   Umfang  und  ftussicre  Einrichtung  des 

Gesetzbuchs.  " 

Seinem  Plane  nach  umfasat  das  Geaetabuch  nur  das 

allgemeine  bürgerliche  Recht  im  (Jeixensatzo  zu 
den  auf  gewisse  Classcn  von  Personen,  Sachen,  oder 
Kechtsverhältniflsen  bezüglichen  singnlären  Rechtsnormen. 
Dem  entsprechend  werden  in  §.  3  der  P.  V.  O.  als  auch 
künftig  neben  dem  Uesctzbuche  in  Kraft  bestehend  aus* 
geschieden : 

1.  Alle  in  Verwaltnngsgesetzen  zugleich  mit  enthal- 
tenen Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts. 

2.  Die  in  den  Ablösungagesetzen  getroffenen  Be- 
stimmungen. 

3.  Die  auf  die  liaunrechtc,  Erbpachts-  und  Erbzins- 
güter bezüghchen  Vorsciiritten. 

4.  Die  das  Jagdrecht^  die  Fischerei  und  das  Wasser- 
recht angehenden  Bestimmungen. 

5.  Das  Handels-  und  Wechscireeht,  sowie  die  auf 
das  Eigenthum  an  litterarischcn  und  künstlerischen  Er- 
zeugnissen sich  beziehenden  Vorschriften. 

i^.    Das  Lelinrecht. 

7.  Die  Hcrggesetzgebung. 

8.  Das  Concursrecht. 

Den  hiernach  fftr  das  Gesetzbuch  verbleibenden  Stoff 
behandelt  dasselbe  in  fünf  Hauptlheiien,  deren  ersterer  wie- 
der in  sechs  Unterabtheilungen  die  allgemeinen  Lehren 
abhandelt^  die  vier  übrigen  aber  das  Sachenrecht,  das 
Recht  der  Forderungen,  das  Famihen-  und  V'ormundschafts- 
recht,  sowie  endlich  das  Erbschaüsrecht  umfassen. 

Soviel  übrigens  die  oben  unter  1 — 8  erwähnten  vor- 
behaltenen Gesetze  anhingt,  so  enthält  das  Gesetzbucli 
dennoch  bisweilen  einzelne  derogirende  Bestimmungen. 
So  in  Bezug  auf  das  Wasserrecht  in  den  §§.  281—283 
und  354—356,  und  diese  sind  deshalb  auch  an  der  be- 
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treffenden  Stelle  der  P.  V.  O.  als  über  dem  eiDschlagon- 
den  seitherigen  Rechte  stehend  ausdrücklich  bezeichnet 

worden.  Aber  auch  wo  sich  eine  derartige  Verweisung 
nicht  findety  ist  die  vorbehaltciie  Fortgcltuiig  der  älteren 
GesetzesYorschriflen  immer  nur  mit  der  selbstverstfind- 
Hcben  Beschränkung  zu  verstehen,  dass  solche  nur  inso- 
weit  angenommen  werden  könne,  nU  nicht  das  Gesetz- 
buch die  betreffenden  Lehren  dennoch  (wie  dies  z.  B. 
beim  Concursrechte  in  den  §§.  766  und  1509— 151S  ge- 
schieht) gelegentlich  berührt.  Nach  dem  Plane  unserer 
Vorlesung  wird  sich  dieselbe  übrigens  /Ami  Theile  anf  die 
oben  unter  - 1 — 4  ausgeschlossenen  G^enstüiido .  nument- 
lich  also  auch  auf  die  neuerdings  in  Bezug  auf  die  Fischerei, 
das  Jagdrecht  und  das  Bergrecht  erschienenen  Gesetze  mit 
zu  erstrecken  haben,  während  die  unter  5 — 8  gedaciiten 
Stoffe  den  Specialvorlesungen  zu  überlassen  sind  und  nur 
hier  und  da  vergleichende  Berücksichtigung  finden  können. 

Das  Oesotzbuch  hat  sowohl  im  Grund-  und  Hypothoken- 
rechte  ihtii  II),  als  auch  in  dem  Vormuridschafts-  (Theil  iV) 
und  beziehentlich  Erbschaftsrechte  (Theil  V)  mit  Recht  die 
Trennung  der  eigentlichen  materiellen  Rechtssätze  von  den 
req^lenientären  und  das  ^'eri^^.iiren  angehenden  Bestim- 
mungen, welche  bisher  in  unserem  Hypothekengesetze 
▼on  1843  und  der  Vormundschaftsordnong  u.  s.  f.  ver- 
einigt waren,  sich  angelegen  sein  lassen,  und  nur  die 
ersteren  aufgenommen.  Die  letzteren  waren  dem  ursprung- 
hchen  Plane  zufolge  In  einem  besonderen  Gesetze,  der 
gleichzeitig  mit  der  Civilprocessordnung  vorbereiteten 
sogenannten  Gerichtsordnung^  zusammengestellt  worden, 
welche  überhaupt  das  Verfahren  in  den  der  ii'eiwilligen 
Gerichtsbarkeit  angehörenden  Rechtssachen  zu  reguUren 
haben  sollte.  Der  Entwurf  hierzu  wurde  auch  bei  der 
damaligen  Ständeversammlung  geraeinschaillich  mit  dem 
jener  neuen  bürgerlichen  Processordnung  .zur  Vorlage 
gebracht;  da  aber  beide  Entwürfe  nicht  zur  Verabschie- 
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dang  gelangten,  vielmehr  zuvörderst  einer  Zwischendepu- 
tation  überwiesen  wurden,  so  ertheüten  die  Stände ,  um 

dt'bliaib  die  EiiitUhruDg  des  Gesetzbuches  nicht  zu  ver- 
zögern, der  Rcgieruug  die  Ermächtigung,  aus  dem  Ent^ 
würfe  zur  Gerichtsordnung  diejenigen  Bestimmungen, 
welche  zur  Ausführung  des  Gesetzbuches  unentbehrlich 
seien,  auszuliebtiu  und  vorbehaltlich  küniliger  Genehmigung 
seitens  der  Kammern  proyisorisch  mit  dem  Gesetzbuch» 
in  Ejraft  treten  zu  lassen.  Dies  ist  geschehen  und  zu- 
gleich mit  der  Ein-  und  Ausfula luigverordnuug  vom 
9.  Jfuiuur  ibl>3  unter  demselben  Datum  eine  Verordnung 
,,daB  Verfahren  in  nicht  streitigen  Rechtssachen 
betreffend''  zur  Publikation  gelangt.  Der  bisher  mit 
Rücksicht  auf  die  noch  fehlende  ständische  Genehmigung 
•  lur  dieselbe  übliche  Titel  ,,ProvisoriscUe  Gerichts- 
Ordnung''  hat  sich  seit  der  Verordnung  vom  3*  August 
1868,  in  welcher  die  Genehmigung  der  Kammern  consta> 
tirt  wird,  für  uns  in  den  einfacheren  Namen  „Gerichts- 
ordnung^' verwandelt. 

III.   Litterärische  HülfsniitteL 

Couiuicutirende  Bearbeitungen  hat  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  bis  jetzt  von  zwei  Seiten  erfahren,  einmal  ron 
Dr.  Siebenhaar  selbst  unter  Eünzuziehung  der  Ober* 
appellatiiiitBrnthe  Siegmanu  und  Poeschniaun  ,,Cüm- 
mentar  zum  bürgeriichen  Gesetzbuch  für  das 
Königreich  Sachsen'^  in  drei  Bänden.  Dem  drittea 
Bande  ist  auch  die  Einföhrungsverordnung  und  die  pro- 
visorische Gerichtsordnung  beigefügt ;  sodann  die  zweite  von 

Dr.  Siutenis  „Anleitung  zum  Studium  des 
bürgerlichen  Gesetzbuches"  in  einem  Bande. 

Weiter  ist  zur  Ein-  und  Ausfiihrungsverordnung  so- 
wie zur  provisorischen  Gerichtsordnung  eine  Separataus- 
gabe mit  erläuternden  Bemerkuugen  vom  Appellationsrathe 
Dr.  Wenck  besorgt  worden. 
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Neueicliiigs  yiml  auch  ,,(]ie  gemeinrechtlichen  Quellen 
zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  zusammengestellt  von  Dr. 
Beckhans,  Leipsig  1866  als  Anhang  zu  den  Handaas- 
gaben  des  bürgerlichen  Gesetzbuches'^  erschienen. 

Endlich  sind  die  Annalen  des  Oberappellationsgerich- 
tes seit  dem  Inkratltreten  dos  Gesetzbuches  vom  Abschlüsse 
des  achten  Bandes  an  als  ^^Neue  Folge^'  im  Jahre  1866 
spedell  mit  der  Tendenz  eröffnet  worden^  der  Auslegung 
des  Gesetzbuches  zu  dienen. 
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I.  Theil. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Abtheilung. 
Von  den  bUrgerliohen  OeBetsen. 

§.  9.   BegriQ,  rorm  und  Bekanntmachung  der  aUgemeiuea 

Landesgesetze. 

Haubold,  Lehrbuch,  §§.  28—30. 

I.  Begriff.  Von  den  verschiedenen  für  das  objcctive 
Privatrecht  möglichen  Eutstehungsgrüiideii;  wie  sie  unser 
zeitheriges  Landesrecht  in  Uebereuistimmung  mit  der  ge- 
meinrechtlichen Düctriu  kannte,  lässt  das  (Jcöutzbucli 
künftig  und  vorbehältlich  der  weiter  unten  zu  berühren- 
den Bestimmitng  im  §.  29  des  bürgerlichen  Gtesetzbuehes 
nur  noch  das  Gesetz  gelten.  (Gesetzbuch  §.1  verb.  mit 
§.  26.) 

Unter  Landesgesets  hat  man  die  yon  dem  Könige 
durch  ausdrückliche  Sanction  und  Pnblication  zu  einer 

4 

allgemein  verbindenden  Norm  erhobene  Reehtssatzung 
zu  denken.  In  wieweit  der  König  bei  Ausübung  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  an  die  Mitwirkung  der  Stftnde  ge- 
bunden ist,  bestimmt  sich  nacli  den  Gi  Liiulsätzen  des 
öffentlichen  ßechts.  (Verfassungsurkunde  §§.  ff.  verb. 
mit  Gesetz  über  das  Recht  der  Kammern  zu  Qeeetzeavor- 
schlägen  vom  31.  Mäi'z  1849.) 
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Seit  der  laut  der  Verorduun;^  vom  25.  Juni  am 
1.  Juli  d.  J.  in  Kraft  getreteueu  Verikäsunf^  des  Nord- 
deutschen Bundes  imben  wir  in  Gemäasheit  der  artt  2 — Ö 
innerhalb  der  dort  näher  angegebenen  Competenzgrenzen 

eine  neue,  der  Landesgesetzt^obnnn^  unter  Umständen  dero- 
girende  Privatrechtsqueile  in  der  Bundesgesetzgebnng  er- 
halten. 

n.  Form  der  Gesetze.  Bis  zur  Ertheilung  der  Ver- 
fassung traten  die  Gesetze  bei  uns  unter  sehr  mannigfaltiger 
Form  und  Benennung  auf.  Im  Wesentlichen  kann  man 
för  diese  Zeit  zwei  Hauptformen  unterscheiden,  je  nach- 
dem sie  nämlich  in  der  Gestalt  eines  unmittelbaren  vom 
Landesherra  ausgehenden  und  von  demselben  eigenhän- 
dig vollzogenen,  an  die  Gesammtheit  gerichteten  Erlasses 
erschienen,  oder  in  der  Form  einer  Verfugung  eingeklei- 
det waren,  iu  der  das  betreffende  obere  Regierungäorgan  den 
gesetzgeberischen  Willen  des  Landesherrn  in  dessen  Na- 
men oder  doch  an  dessen  Statt  den  übrigen  Behörden 
des  Landes  zur  Nachachtung  eröffnete.  Erstere  führen 
am  hiiuHgsten  die  Nnmeti  Mandate,  Ordnungen,  Aus- 
schreiben etc.,  wenn  nicht  ihr  besonderer  Hop'eDstand 
eine  andere  Titelbezeichnung  mit  sich  brachte  (Vgl.  oben 
§§.  4  ff.);  letztere  hiessen  bald  Generalien,  bald  Re- 
Scripte,  bald  Bcfehloi  und  sind  von  dem  Vorstande 
der  Behörde,  weiche  sie  erliess,  unterzeichnet. 

Seit  der  Verfassung  ist  der  Name  Gesetz  der  allgemein 
technische  geworden,  und  nur  für  umfönglichere  Verwal- 
tungs-  und  Processgesetzc  hat  sich  die  lA^zeichnung  Ord- 
nung erhalten  (z.  B.  Stftdteordnung,  Strafprozessordnung, 
provisorische  Gerichtsordnung),  während  grössere  orga- 
nische Landesgesetze  materiellrechtlichen  Inhaltes  schon 
früher  Gesetz  buch  genannt  wurden  (z.  13.  btrafgesetzbuch, 
Handelsgesetzbuch).  In  dem  Gesetze  spricht  der  König  in 
erster  Person,  er  vollzieht  dasselbe  eigenhändig,  unter  Bei- 
drückung  seines  Insicgels  und  Contra^ignatur  des  Ministorb. 


28  §•  d<  Bekanntmachung  der  Gesetze. 

III.    Die  Bekanntmachung  der.  Gesetze,  die 

Iriiiier  durch  Zufertigung  mi  diu  lieburden  (sogar  nach 
Befinden  mit  dem  Befehle  der  Geheimhaltung);  öffentlichen 
Anschlag  resp.  Vorlesung  in  den  GemeindeTersamm- 
lungen*)  erfolgte  (Generale  yom  13.  Juli  1796)  ist  dureh 
das  Gef?etz  vom  6.  September  UM  ausschliesslich  au  die 
seit  dem  März  1818  unter  wechselnder  Titelbezeichnung 
bestehende  ofBcielle  Gesetzsammlung  (jetzt  Gesetz-  und 
Verordnuugtjblatt  betitt  lti  j^e knüpft. 

Die  Einwirkung  des  Gesetzes  in  dieses  je  nach  Bcdürf- 
niss  in  einzelnen  Stücken  erscheinende  Blatt  vertritt  der- 
gestalt die  Stelle  aller  übrigen  bis  dabin  üblichen  Publi- 
cation^arten  j  dass  mit  Abhiut  oiner  von  der  Versendung 
des  betreffenden  Stückes  an  zu  berechnenden  14täj^igen 
Frist^  also  mit  Anfang  des  15.  Tages  das  Gesetz  alz  im 
ganzen  Lande  fiir  publicirt  erachtet  wird,  üm  aber  für 
die  Bercclmung  dieser  Frist  c'iiww  gleichmäüöigen  AiUangs- 
punct  zu  gewinnen,  entscheidet  nicht  der  Tag  der  wirk- 
lichen Ausgabe  des  einzelnen  Stückes  an  die  betreffenden 
Beh($rden  oder  Privatpersonen,  sondern  der  Tag  der  soge  - 
nannten „letzten  Abseudung",  ein  künstlich  geschaüener 
und  durch  Aufdruckung  auf  der  letzten  Seite  eines  jeden 
Stückes  allgemein  kündbar  gemachter  Termin,  von  vel- 
cheiu  ab,  und  zwar  exclusivc  desselben,  die  obige  Frist 
durch  das  ganze  Land  läult.  (Uebrigens  noch  zu  vergl. 
§.  15  des  Gesetzes  vom  6.  September  1834.) 

Die  bis  1818  erschienenen  Sammlungen  der  Gesette 
haben  keincü  ulii/jcllen  Charakter,  sondern  nur  litterärische 
Bedeutung  gehabt.     Unter  ihnen  genoss  der  Codex 


•)  Das  Vor!'  -  [1  der  Gesetze  von  der  Kanzel  war  in  mclireren 
älteren  Gesetzen  ./.  Li.  der  Dorffeucrordnnn^  wv.i  Februar  1775, 
einj^esiluirfi  diirih  Generale  \oui  il.  Juli  1804,  Mehe  daselbst  §  2) 
und  zwar  alljalirli'  Ii.  v-rgeschriebeu.  Dies  wird  ab^'estellt  durch  Cie- 
setz  vom  ..  J.iiiLuir  i>a5:  Die  Abstellung  des  Vorlescns  der  Gesetz« 
von  den  Kanzeln  betreffend. 
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An^asteus  das  meiste  Ansehen.   Er  wurde  1724  von 

Lnni^  in  Leipzisr  becronnen  und  erschien  in  zwei  UUiideii, 
die  wiederum  in  zwei  Theile  zerfielen;  die  das  bürgerliche 
Recfat  angehenden  Gesetze  finden  sich,  je  nachdem  sie  all- 
^meinen  oder  speciellen  Inhalts  sind,  bald  in  'dem  ersten 
bald  in  dem  zweiten  Theile  des  ersten  Bandes.  Nach 
und  Dach  sind  drei  Fortsetzungen  des  Werkes  erschienen : 

die  erste  nmfasst  die  Gesetze  von  1724*-72,  < 

die  zweite  die  bis  16U<), 

die  dritte  die  bis  1818;  C.  {Codex);  A.  (Augusteus); 
C.  (continnatio),  I.,  II.;  III. 

Jedoch  fallen  bei  dieser  dritten  Fort:5etzurii:  die  sog. 
Gouvernementspatente  (vergl.  oben  §.  ü)  aus,  iur  welche 
es  seiner  Zeit  bereits  eine  officieUe  Sammiimg;  das  sog. 
Gouvernementsblatt  gab.  Für  den  Handgebrauch  beson- 
dere zu  empiehien  ist  der  sog.  Codex  Saxonicus^  her- 
amgegeben  yon  Dr.  Schaffrath  in  drei  Bänden ;  die 
Boch  gültigen  Gesetze  bis  1843  um&ssend. 

10.  Wirksamkeit  des  de^^et/rs  in  seiaex  Mitilehea 

Besehrftakimg. 

I.  Der  Zeitpunct  des  Wirk.samwerdcns  des  Gesetzes 
fallt  an  sich,  und  von  der  etwaigen  besonderen  Fest- 
setzung eines  sogenannten  tempos  vacationis  abgesehen, 
mit  dem  Zeitpuncte  seines  Publicirtseins  zusammen,  also 
spätestens  aiü  den  Beginn  des  ersten  Tages  nach  Ablauf 
der  im  §.  9  gedachten  14tiigigen  Frist* 

Dabei  Iftsst  sich  jedoch  dieser  Frist  die  Eigenschaft 
einer  im  Voraus  füi'  alle  Fälle  nachgelassenen  Vacations- 
frist  nicht  beilegen,  und  zwar  deshalb  nicht;  weil  in  §  4 
des  Gesetzes  Tom  6.  September  1834  ausdrücklich  Jedem, 
den  es  angeht,  schon  von  dem  Augenblicke  an,  wo  er  \ 
von  dem  im  Gesetzblatte  aufgenommenen  Erlasse  erweislich  | 
Kenntniss  erhalten,  die  behnfige  Nachachtung  zur  Pflicht  \^ 
gemacht  wird.    Das  Geaetz  statuirt  somit  neben  der  mit 
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Ablauf  jener  Frist  beginnenden  Fiction  des  Publiciitseins 
auch  noch  fernerhin  rtteksichtlich  der  einzelnen  Individuen 

die  Möglichkeit  des  Nachweises,  dass  ihnen  das  Gesetz 
seinem  Inhalte  nach  frtther  auf  natürlichem  Wege  bekannt 
geworden  sei^  demgemttss  aber  auch  die  Möglichkeit  eines 
fi'üheren  Eintrittes  der  Rechtsverbindlichkeit  des  Gesetzes 
für  solche  Personen,  so  dass  den  an  den  Abiaiü  jener 
Frist  geknüpften  Rechtsfolgen  an  sich  nur  die  Bedeutung 
einer  Beseitigung  der  Beweisfrage  in  Ansehung  der  wirit- 
lich  erlangten  Kenntniss  zukumnU. 

Anderer  Meinung  ist  Siebenbaar  (Comm.  Bd.  I  S.  24 
zu  §.  1);  2U  yei^l.  Landtagsacten  von  1833  Abth.  h  Bd*  I. 
&  184. 

II.  Die  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  eines  Gesetzes 
neu  entstehenden  Rechtsverhältnisse  fallen  von  selbst  unter 
dasselbe;  die  früher  begründeten  kann  zwar  der  Gesetz* 
geber  der  neuen  Rechtssatzung  unterwerfen,  im  Zweifel 
ist  jedoch  solches  als  nicht  von  ihm  beabsichtigt  voraus* 
zusetzen.  Es  entscheidet  also  namentlich  in  der  Regel 
nicht  der  Zei^unkt,  wo  die  der  Veigangenfaeit  angehörige 
Rechtssache  zur  richterlichen  Cognition  gedeiht,  hundcrn 
der  Zeitpunkt  ihres  Eingetretenseins  selbst. 

Der  diesen  8atz  ausdrückende  §.  2  des  Gesetzbuchs 
findet  sich  in  seiner  Anwendung  auf  das  Gesetzbuch  selbst 
in  §§.  6  ff.  der  P.V.O.  iür  die  Mehrzahl  der  hierbei  in 
Frage  konnnenden  Verhältnisse  speciell  ausgeführt  und  die 
dort  aufgestellten,  sehr  detaillirten  Bestimmungen,  werden 
zugleich  als  Illustration  des  §.  2  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  die  Zukunft  gelten  können. 

Die  dort  autgesteUten  Hauptgrundsätze  sind  folgende: 

1.  Aenderungen  des  Rechtes  in  Bezug  auf  di^  Hand- 
lungsfähigkeit einer  PerBon  leiden  auf  alle  bei  In- 
krafttreten des  neuen  Gesetzes  bereits  lebenden  Pcrrsuiicn 
für  die  Zukunft  sofort  Anwendung,  gleichviel  ob  dadurch 
im  Vergleiche  zu  dem  früheren  Rechte  ihre  Handlung^ 
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^igkeit  erweitert  oder  beschränkt  wird;  jedoch  sind 'die 
von  ihnen  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Rechtes  be- 
reits abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  in  Gemässheit  des  ad 
2  zu  Bemerkenden  natürlich  betreffs  ihrer  Gültigkeit  nach 
iseitherigem  Rechte  sa  beortheilen.  (§§.  6, 23,24  der P. V.O.) 

2.  Die  auf  die  Begründung  oder  den  Untergang 
von  Rechten  einflussreichen  Thatsachen  weidcu  iiin- 
sichtlich  ihrer  Wirkungen  nach  dem  zur  Zeit  ihres  £Iin- 
trittee  geltenden  Rechte  im  Zweifel  beurtheilt.  So  wenn 
es  sich  um  die  Form  und  die  Wirkung  eines  Rechtsge- 
schäftes haudelt,  (§§.  6,  7,  23,  24  der  P.V.O.),  oder  um 
die  Folgen  unerlaubter  Handlungen  (ibid.  §§.  18  ff.)  oder 
um  eine  bei  Erscheinen  —  Inkrafttreten  —  des  neuen 
Gesetzes  bereits  abgelaufene  Verjiüii  ung  und  Ersitzung 
(P.V.O.  §.  8),  oder  um  neu  eingefühitc  Erlöschungsgründe, 
oder  jetzt  abolirte  Nichtigkeita-  resp.  Anfechtungsgründe 
bd  Forderungen  (P.V.O.  §§.  19,  20.) 

3.  Soviel  dagegen  den  Inhalt  der  unter  der  Herr- 
schaft des  früheren  Rechts  bereits  begründeten  Rechts- 
verhältnisse betriffi,  so  ist  iwischen  den  einzelnen 
Arten  der  letzteren  insofern  zu  unterscheiden,  als 

a.  der  Inhalt  einmal  begründeter  Forderungsrechte 
in  der  Regel  und  vorbeEältlich  des  wegen  der  neu  ein- 
geführten Erlöschungsgründe  (sub  2)  Gesagten  sidi  ganz 
nach  dem  damaligen  Rechte  richten  soll  (P.V.O.  §  18.). 
^ur  die  durch  den  ausserehelichen  Beischlaf  be- 
gründete Alimentationspflicht  des  SchwSngerers 
macht  hierbei  eine  A  u  s  n  a  hm  e  (P  V.O.  §.  21 .).  Dagegen  ist 

b.  ,  für  den  Inhalt  von  Sachenrechten  und  Fa- 
milienrechten insbesondere  auch  für  das  durch  die  £he 
begründete  Güterrecht  das  jetzt  geltende  Recht  auch  dann 
massgebend,  wenn  das  Sachenrecht  aus  der  Zeit  vor  In- 
kraittreten  des  Gesetzbuchs  stammt,  die  Ehe  früher  ab- 
geschlossen wurde  u.  s.  f.  (P.V.O.  §§«  7  u.  25),  und  zwar 
gilt  dies  von  den  über  Scheidung  von  Ehen  gegebenen 
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Vorschriften  dergestalt;  dasa  selbst  beim  Erscheinen  des 
Gesetzbuchs  oder  früher  eingetretene  Scheidungsgründe 

nunmehr  nicht  weiter  geltend  gemacht  werden  können, 
dafern  sie  sich  im  Gesetzbuche  nicht  anerkannt  binden 
sollten  (§•  27  der  P.V.O.). 

4.  Rücksichtlich  des  Erbrechtes,  und  zwar  sowohl 
des  gesetzlichen  als  des  auf  einer  letztwüligeu  Verfügung 
beruhenden,  soll  es  darauf  ankommen,  ob  der  Erblasser 
▼or  oder  nach  dem  Inkrafttreten  des  Qetetzbuchs  verstor- 
ben ist,  (§§.  22 — 24  der  F.V.O.)j  selbstverötundlich  jedoch 
mit  der  schon  aus  dem  oben  sub  2  Gesagten  sich  er- 
gebenden Modification^  dass  die  Form  des  Testamentes, 

Erhvertrages  u.  s.  w.^  sowie  dir  Fälligkeit  des  Erblassers 
zu  dessen  Errichtung  nach  dem  zur  Zeit  der  isjrricktung 
geltenden  Rechte  zu  beurtheiien  ist. 

5.  Endlich  wird  die  besonders  streitige  Frage  über 
das  Verhältniss  einer  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Ge- 
setabuches  noch  nicht  abgelaufenen  Verjährung 
oder  Ersitzung  zu  den  Q-rundsätzen  des  neueren  Rech- 
tes, welches  deren  Requisite  vielleicht  mindert  oder  mehrt 
in  einer  ganzen  Reihe  von  Artikeln  (§§.  10 — 17  der 
P.V.O.)  sehr  detaillirt  regulirt. 

III.  Umgekehrt  ist  bei  denjenigen  Gesetzen,  die 
ein  früheres  Gesetz  nur  authentisch  inter pretiren 
im  Zweifelsfalle  von  der  AnnAhme  auszugehen,  dass  sie 
der  Gesetzgeber  auf  facta  praeterita  mit  habe  bezogen 
wissen  wollen  (Gesetzbuch  §.  3.).  Diese  ihre  Rückan- 
Wendung  wird  selbst  dadurch ,  nicht  ausgeschlossen,  dass 
die  im  einzelnen  Falle  fraglichen  Rechtsyerhältnisse  be- 
reits  rechtshängig  geworden  und  der  Rechtsstreit- wohl  gar 
schon  zur  rechtlichen  Entscheidung  gediehen  ist,  voraus- 
gesetzt nur,  dass  nicht  bereits  res  judicata  vorliegt. 

Der  Zweck  des  Gesetzes,  weleher  nur  auf  Herstell- 
ung eines  jus  certum,  nicht  auf  Begründung  eines  jus 
novum  gerichtet  ist,  eröffnet  in  einem  solchen  Falle  dem 
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ßiciiter  höherer  Instanz  von  selbst  die  Fügiichkeit,  bei 
semer  Cognition  über  die  vor  Ered^einen  des  interpretativen 
Oesetses  gefällte  unterricbterliche  Sentenz  dennoch  den 
neueren  Ausspruch  des  Gesetzgebers  zu  berücksichtigen,  da 
letzterer  eben  darauf  ausgeht,  festzustellen,  was  unter  der 
Herrschaft  des  £rüheren  Gesetzes  bereitB  Rechtens  ge- 
wesen bei. 

Bei  der  Frage  übrigens^  ob  eine,  die  rückbezügliche 
Anwendung  des  neuen  Gesetzes  aiisschliessende  Rechts- 
kraft in  der  Sache  bereits  eingetreten  sei,  hat  man  ledig- 
lich an  eine  Recht:>kraft  im  Sinne  des  §.  2.  des  Executlous- 
gssetees  vom  28.  Februar  1838  zu  denken,  weil,  wenn 
man  deren  Eintritt  unbedingt  und  selbst  bei  letzfmstanz- 
lichen  Erkenntnissen  erst  noch  vom  Ablaufe  des  Decendiums 
abhängig  machen  wollte,  sich  fUr  den  Fall  des  Erseheinens 
der  authentischen  Interpretation  während  des  Laufes  des 
Dccuüdiums  eine  Lücke  im  Gesetz  ergebene  würde. 

IV.    Für  die  Zukunft  bleibt  das  Gesetz  iu  der  Kegel, 
and  aoweit  es  nicht  von  vornherein  nur  transitorischer 
Natur  war,  bis  zu  seiner  Abrogation  durch  ein  neues 
Gesetz  wirksam.    Eine  Ausnahme  hiervon  wird  nur  in 
§.  4.  des  Gesetzbuches  insofern  statui;rt,  als  das  Gesetz  auch  ^ 
ohne  aQsdrficklicfae  Aufhebung  darnach  seine  Kraft  fUr  ^ 
den  Fall  verlieren  soll,  wenn  sich  die  Gründe  erledigen,  \ 
auf  weichen  es  ausschliesslich  beruht*). 

11.  Sie  Wirksamkeit  des  Gesetzes  in  ihrer  örtUehe« 

BegreBsoBg* 

Die  natürliche  örtliche  Grenze  für  die  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  ist  der  Umfang  des  Staatsgebietes,  für 
welches  dasselbe  erlassen  wurde,  und  zwar  milsste  es  an 

sich  innerhalb  dieser  Grenzen  ausschliessliche  Geltung  zu 

So  z  B.  das  w&hrend  einer  Zeit  der  Theuerung  erschienene,  • 
das  Verbot  von  Veräusaerungsverträgen  über  Getraide  auf  dem  Halme 
etc.  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  CotK&scatioa  tt.  8.  w.  betreffende  Ge- 
Mfile  TOffl  SS.  Juli  1S<J6. 
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beanspruciieii  haben.  Wenn  gleichwohl  der  ialändiache 
Eichter  heutsatage  nicht  selten  in  den  Fall  kommt^  aus- 
ländische Rechte  anwenden  zu  müssen^  so  kann  der  Ghnmd 

hiervon  liegen  entweder: 

I.  in  Staats  Verträgen,  welche  der  eigene  Landes- 
herr mit  fremden  Staaten  zu  dem  Zwecke  abschloss,  um 
die  Voraussetzungen  festzustellen,  unter  welchen  die  Gu 
richte  der  contrahirenden  Staaten  sich  gegenseitig  die 
gleiche  Bechtshttlfe  wie  auf  iEtequisition  inländischer  Ge- 
richte zu  leisten  haben  sollen.  Unter  den  zahlreichen 
Staataver  Hägen  dieser  Art,  welche  die  Krone  Sachsen  mit 
andern  Deutschen  Staaten  abgeschlossen  hat,  sind  die 
namha^sten  die  Convention  mit  Preussen  laat  der 
VerordiiUHg  vuni  2l.  December  1^39  und  die  mit  Baden 
laut  der  Verordnung  vom  31.  Juli  1855. 

Ein  all^euii'inct;,  auf  all»'  ]  utsclic  Bundesstaaten  be- 
zügliches Gesetz  dieser  Art,  publicii't  mitteist  W^-ordnung 
vom  16.  Januar  1865  hat  mit  der  Auflösung  des  Deutschen 
Bundes  sich  im  Wesentlichen  erledigt.  Soweit  nun  jene 
Conventionen,  obwohl  zunächst  nur  prozessualen  Inhalte«» 
zugleich  Fragen  des  internationalen  Privatrechtes  mit  be- 
rühren^ kommen  sie  für  den  inländischen  Richter  vor  allen 
anderen  hier  in  Betracht.  (Gesetzbuch  §.  6.);  —  oder  in 
Ermangeluug  eines  derartigen  Staatsvertrages 

* 

II.  in  der  Beschaffenheit  des  zur  Cognition  des  in- 
ländischen Richters  gelaugenden  8ach-  und  Rechtsverhält- 
nisses an  sich^  insofern  dasselbe  seiner  Natur  nacb  mit 
einem  fremden  Rechtsgebiete  in  einer  gewissen 

örtlichen  Beziehung  steht.  Hiefür  stellt  das  Gesetz- 
buch in  §§.  7 — 19  fojgende  leitende  Grundsätze  auf: 

A.  schlechthin  ausgeschlossen  ist  auch  in  seichen 

Fällen  die  Boriicksichtigung  des  ausländischen  Rechtes, 
soweit  aut'  höheren,  sittlichen  oder  politischen  Er- 
wägungen beruhende^  verbietende  oder  gebietende  Ge- 
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setze  des  Inlandes  entgegenstehen  (Gesetzbuch  §.  19.). 
Umgekehrt  kann 

B.  der  iuiäiidiäche  i^ieluer  dem  auäiandischen  Rechte 
die  Anwendbarkeit  überall  da  nicht  versagen ,  wo  das  in 
Rede  stehende  Rechtsverhältniss  ein  solches  ist^  dessen 
Regulirung  der  P r  i  v  a  l d  i sp o s i  t  i  u  n  der  B e  tli  e  i  1  i  lt  t  r  u 
anheimfallt  und  letztere  zu  diesem  Zwecke  einem  fremdeu 
Rechte  —  ab  lex  contractos  —  ausdrücklich  oder 
factisch  sich  unterworfen  haben  (Gesetzb.  §.  18.) 

C.  Schlägt  keiner  dieser  beiden  obersten  Grundsätze 
ein,  so  kann  die  Anwendbarkeit  des  ausländischen  Rechts 
je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  bedingt  sein: 

1.  bald  durch  die  Staatsangehörigkeit  des  oder 
der  bei  dem  betreffenden  RechtsTerhftltnisse  betheiligten 

Personen, 

2«  bald  durch  den  Wohnsitz  derselben, 
3.  bald  durch  eine  sonstige,  dem  Rechtsverhält- 
nisse anhaftende  lokale  BezieLurig. 

ad  1.  Die  Staatsangehörigkeit  entscheidet  näudich: 

a.  über  die  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit 

einer  Person,  indem  solche  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
beurtheilt  werden  soll,  dessen  Unterthun  sie  ist;  jedoch 
mit  der  wichtigen  Beschränkung,  dass,  wenn  die  Ver- 
pflichtung eines  Ausländers  aus  einer  im  Inlande  vor- 
genommenen Handlung  in  Frage  steht,  in  Ansehung  seiner 
HandiungstUhigkeit  die  Gesetze  des  Inlandes  den  Aus- 
schlag geben.  (Gesetzbuch  §§.  7.  8.,  WochenbL  1861. 
S.  68.  ff.  — -). 

b.  Ebenso  sollen  Eingehung  und  Auflösung 
der  Ehe,  ferner  die  väterliche  Gewalt,  endlich  die 
allgemeine  Personalvormundschaft  immer  nach  den 

Gesetzen  des  Staates  beurtheilt  werden,  welchem  im  ersten 

Falle  der  Ehemann  (und  zwar  zur  Zeit  der  Eingehung 

resp.  Aufljjsung  der  £he),  im  zweiten  und  dritten  Falle 

3» 
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aber  der  Vater  oder  der  zu  ßevorinuiideiidc  zu  dem  ent- 
scheidenden Zeitpunkte  angehört  (Geaetssb.  §§.  IS.  15. 16.)- 
ad  2.  bildet  der  Wohnsitz  des  oder  der  Betheiligten 
das  Ausschlag  gebende  Moment: 

a.  bei  Beurtheilung  der  ehelichen  Vermögena- 
rechte,  insofern  sich  diese  nach  den-Gesetzen  desjeuigeu 
Doraicils,  welches  der  Eheumuu  zur  Zeil_ili^Eiugfihung 
der  Ehe  gehabt  hat^  fort  und  fort  richten,  ohne  Hücksicht 
auf  einen  späteren  Wohnortswechsel  (Oesetzbuch  §.  14.). 

b.  bei  Beurtheilung  des  Anialles  uud  der  Erwerbims: 
oÄier  ih  l)  Schaft.  Hier  entscLuidet  das  letzte  Domicil 
des  Erblassers;  oder  bei  einer  Mehrzahl  gleichzeitiger 
Wohnsitze  ira  technischen  Sinne  derjenige,  an  dem  er  sich 
zuletzt  aufgehalten  hat  ^Gesetzbuch  §.  17.). 

ad  3.  Ein  sonstiger  Zusammenhang  der  betref- 
fenden Rechtssache  mit  einem  fremden  Rechtsgebiete  ist 
anzunehmen: 

a.  bei  der  Beurtheilung  der  Form  eines  Rechtsge- 
schliftes, wo  der  Ort  des  Abschlusses  entscheidet  (locus 

regit  actum  ),  jedoch  mit  der  Moditication^  dass  auch  schon 
die  Beobachtung  der  etwaigen  geringeren  Förmliclikeiteu 
des  Ortes  genügen,  an  welchem  das  Geschäft  in  Wirksam- 
keit treten  soll  (Gesetzbuch  §.  9.); 

b.  bei  Beurtheilung  des  Inhaltes  der  Hechte  au 
beweglichen  oder  unbeweglichen  Sachen  ^  ingleichen  des 
Besitzes  an  denselben,  wo  die  leges  rei  sitae  den  Aus- 
schlag zu  geben  haben  sollen  (Gesetzbuch  §.  10.); 

c.  bei  Beurtheilung  des  Inhalts  der  Forderungs-^ 
rechte.  Hier  sollen  die  Gesetze  des  Erfüllungsortes 
massgebend  sein.  Diese  Regel  ist  jedoch  nur  liir  Fälle 
brauchbar,  wo  ein  Erfüllungsort  ausdrücklich  von  deu 
Parteien  bestimmt,  oder  aus  den  Umständen  resp.  derBe- 
schafienheit  der  Leistung  zu  cntiiehmeu  ist  (Gb.  §.  7u2.j. 

Ein  speeiell  auf  die  aus  dem  ausse r eheliehen  Bei- 
schlaf e  abgeleiteten  Ansprüche  bezüglicher  Zweifel  der 
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früheren  Praxis  (vgl.  Kori  Erörterungen  Bd.  III.  S.  13 
not.  20)  ist  im  §.  12  des  Gesetzbuchs  atisdriickiich  zu 
Ghinsten  der  unbedingten  Anwendbarkeit  des  inländischen 
Recbtop  eiitscliieden,  mag  der  Beischlaf  im  Auslände  oder 
Inlande  stattgefunden  haben. 

in.  Die  ausnahmsweise  Anwendung  des  ausländi- 
schen Rechtes  vor  dem  inländischen  Forum  kann  endlich 
in  gewissen  Fällen  Ausfluss  des  sog.  Retorsions-  oder 
£rwiderungsrechte8  sein,  d.  h.  der  Befugniss  des  inlän- 
dischen Richters^  gewisse  Rechtsbeschränkungen,  die  ein 
fremdes  Landesrecht  als  Ausnahme  der  dortiiren  Rechts- 
ordnung zum  Nachtheile  aller  Fremden  oder  doch  der 
diesseitigen  Staatsangehörigen  insbesondre  eintreten  lässt, 
auch  gegen  die  Angehörigen  dieses  Staates  hierorts,  zur 
AiiWi  lulung  zu  bringen.  Im  Gegensatze  zu  den  oben  sub 
II.  besprochenen  Fällen  handelt  es  sich  also  hier  um  eine 
Kinschränkung  der  dort  stillschweigend  vorausgesetzten 
Regel,  dass  derAusländer  vor  dem  Sächsischen  Richter  mit 
dem  Inländer  gleichen  Anspruch  auf  Frivatnehtsfclmtz 
diu'ch  die  Landesgesetze  habe.  Indessen  dient  dasselbe  der 
Sache  nach  gleichfalls  immer  nur  dem  höheren  Zwecke,  eine 
ebenraässige  GIciehstellung  der  diesseitisren  Staatsange- 
hurigen im  Aut<lande  vor  dem  dortigen  Richter  zu  erzwingen 
(§.  20  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs.). 

Noch  neuerdings  durch  das  Generale  vom  4.  April 
1805  bei  uns  wiederholt  anerkannt,  setzte  das  Retorsions- 
recht  nach  Massgabe  dt  r  nst.  38.  P.  III.  zu  seiner  An- 
wendung voraus,  dass  die  Ungleichheit  des  ausländischen 
Rechtes  gegen  Sächsische  Staatsangehörige  in  dem  be- 
treÖ'enden  Staate  bereits  einmal  wenigstens  wurklich  ge- 
übt worden  sei.  Das  Gesetzbuch  §.20  dagegen,  wie 
auch  bereits  das  Generale  von  1805,  lässt  schon  die  blosse 
Oxistenz  einer  Rechtsverscbiedenheit  der  in  Frage  be- 
fangenen Art  genügen,  und  verlangt  nur  auf  der  anderen 
Seite,  dass  das  zum  Nachtheile  diesseitiger  Staatsange- 
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höriger  bestehende  jus  singulare  des  fremden  Rechtes 
sich  auf  ausdrückliches  Gesetz  gründen  müsse,  also 
nicht  auf  blosser  Gewohnheit  beruhen  dürfe,  wie  solches 
das  Generale  von  1805  noch  für  genügend  erklärt  hatte. 
Uebriirons  wird  durch  A.V.O.  §  3.  dem  Unterrichter  die 
Anwendung  des  Retorsionsreclites  im  einzelnen  Falle 
ohne  vorgängige  bei  dem  Justisministerium  hierzu  einge- 
holte Ermächtigung  verboten. 

§.  1?.  Ton  der  Gesetzesanslegung  nnd  der  Analogie. 

I.  Die  Auslegung  des  Gesetzes,  d.  h.  die  Festste)!- 

ung  des  in  den  Gesetzes  werten  direct  oder  indirect  zum 
Ausdrucke  gelangten  gesetzpr^bcri^^ehen  Willeas  ist  stets 
eine  logische,  resp.  wissenschaftliche  Operation,  die  auch 
dadurch,  dass  der  Gesetzgeber  im  einzelnen  Falle  ihre 
Functionen  ansclieinend  selbst  überiiimnit,  nie  ganz  ent- 
behrlich genuiclit  Wilden,  sondern  nur  eine  veränderte, 
resp.  beschränkte  Richtung  angewiesen  erhalten  kann. 
Kur  in  diesem  Sinne,  dem  einer  Schranke  fitr  die  doktri- 
nelle Intcipretation,  kommt  das  Gesetzbuch  auf  die  b(> 
reits  im  §  3  in  anderem  Zusammenhange  erwähnte  authen- 
tische Interpretation  (vgl.  oben  §•  10.  III.)  in  §.  21  noch- 
mals zurück. 

Im  Uebrigen  begnügt  sich  das  Gesetzbucli  für  die 
eigentliche  oder  doktrinelle  Auslegung  mit  der  Auistellung 
einiger  allgemeiner  leitender  Grundsätze: 

a.  Wenn  es  nach  ^.  22,  wo  die  grammatische  und 
logische  Auslegung  einander  entgegengesetzt  werden,  den 
Anschein  gewinnen  könnte,  als  habe  der  ersteren  unbe- 
dingt der  Vorzug  vor  der  letzteren  eingeräumt  werden 
sollen  ,  dafern  nur  mit  ihrer  Ilulle  zu  einem  sprachlich 
richtigen  Wortsinne  zu  gelangen  sei,  so  kann  dies  nur  so 
viel  heissen,  dass  sich  der  Richter  nicht  ohne  dringende 
innere  Grdnde  über  die  an'  sich  klare  Wortfassung  des 
Gesetzes  hinwegsetzen  dürfe    Dass  dagegen  bei  dem  Vor- 
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baüdeusein  solcher  Gründe  die  logische  Auslegung  nicht 
auf  Kosten  der  grammatischen  hätte  beschränkt  werden 
sollen^  folgt  unter  anderem  schon 

b.  ans  §.  24,  wo  die  ZulÄssigkeit  einer  sog.  exten- 
siTen,  also  nicht  sti*eng  wörtlichen  Interpretation  indircct 
anerkannt  wird,  inaofem  sich  selbige  dort  nur  in  An- 
sehung solcher  gesetzlicher  Bestimmungen  i*eprobirt  findet, 
welche  auf  besonders  angegebenen  siii^uiaren  \'orau8setz- 
UDgeu  beruhen.  —  Weiter  ist 

c.  die  Bestimmung  in  §.  27  hervorzuheben,  welche 
den  Gh-undsatz  lex  specialis  derogat  generali  ausdrücklich 
wiederholt,  eine  Bestimmung,  von  welcher  gerade  bei  der 
Interpretation  des  Gesetzbuchs  nach  dessen  ganzer  Aji- 
lage  oft  Gebrauch  zu  machen  sein  wird,  da^  meist  absicht- 
lich vermieden  worden  ist,  Bestimraimgen,  welche  sich  als 
Einschränkimgen  früherer  allgemein  lautender  Gesetze 
darstellen,  ausdrücklich  als  solche  anzukündigen,  oder  bei 
der  Regel  auf  die  nachfolgenden  Ausnahmen  besonders 
zu  verweisen  (vgl  z.  B.  §.  312  des  biu'gerlichen  Gesetz- 
bachs mit  §  1499  und  §.  103  mit  §.631  —  Ausnahme 
vom  Grundsätze :  utile  per  inutile  non  vitiatur).  , 

d.  Ein  wesentliches  Hülfsmittel  zur  Auslegung  des 
Oesetzbnchs  bilden  übrigens  nicht  bloss  die  dorn  fiülu  ren 
Entwürfe  beigegebenen,  allgemeinen  und  specielleu  Regier- 
ungsrootive  (vgl.  §.  8  dieser  Vorträge;  Landtagsacten 
1860—1861,  I  Abth.  I.  Bd.  S.  553  ff.),  sondern  auch  die 
zwischen  der  Regierung  und  den  Kammern  über  die  An- 
nahme des  Entwurfes  gefühlten  ständischen  Verhandlun- 
gen, insbesondere  die  von  den  betreffenden  Deputationen 
beider  Kammern  diesfalls  erstatteten  Berichte  (Landtags- 
acten, Beilage  den  Protokollen  der  ersten  Kammer 
II.  Abth.,  I.  Bd.  S-  547  ff  —  und  iur  die  zweite  Kammer: 
m.  Abth.,  m.  Bd.  S.  753  ff). 

Was  namentlich  die  speciellen  Motive  anlangt,  so 
steht  ihrer  Berücksiclitiguug  nicht  entgegen,  dass  sie  u>ir 
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von  der  Sächsischen  Regierung  und  nicht  von  der  mit 
der  Revision  des  Held'schcn  Entwurik  fieiuer  Zeit  beauf- 
^Ag^  gewesenen  Commission  im  Ganzen  aosgegangen  sind. 
Denn  sofern  sie  den  Zweck  batten,  den  Sächsischen  Kam- 
mern den  Standpunkt  der  diesseitigen  Regierung  zu  der 
Vorlage  in  ihren  einzelnen  Theilen  in  der  hierfür  üblichen 
ofBziellen  Form  darzulegen,  werden  sie  als  Unterlage  fär 
die  zu  folgernde  Annahme  eines  zwischen  der  Sllehsischen 
Regierung  und  der  Volksvertretung  herrschenden  Einver- 
ständnisses ganz  in  demselben  Gbade  benetzbar  seitt|  in 
welchem  solches  ttberhaupt  von  derartigen  Vorarbeiten  - 
zu  behaupten  ist. 

IL  Neben  der  bisher  besprochenen  Gesetzesausleguog 
im  engeren  Sinne  bietet  das  Gesetzbuch  auch  noch  in  der 
Analogie  ein  weiteres  wirksames  Miüel  zur  fruchtbareii 
Weiterentwicklung  der  in  demselben  enihultenen  Rechts- 
sätze, sowie  zur  Ausfüllung  etwa  hervortretender  Lücken 
dar  (Gesetzbuch  §§.  25,  26.). 

Die  nach  der  Wortfassung  des  §.  25  vielleicht  m(Sg- 
liehe  Annahme,  es  sei  mit  der  Beurthcilung  eines  Rechts- 
falles nach  den  Bestimmungen  über  ähnliche  Fälle  ledig- 
lieh  die  sog.  Gesetzesanalogie,  nicht  aber  die  sog. 
Rechtsanalogic  gemeint,  findet  in  den  speciellen  Mo- 
tiven S.  562  ausdrückliche  Widerlegung. 

Eine  Handhabe  für  die  Gesetzesanalo^e  würden 
§§.  1823  und  1912  darbieten  in  ihrer  Anwendbarkeit  auf 
Elicfrauen,  welche  sich  betrügerischer  Weise  bei  Ein- 
gehung eines  Rechtsgeschäftes  für  ledig  ausgegeben  haben. 

Fast  noch  wichtiger  ist  übrigens  die  dem  §.  25  su« 
kommende  negative  Bedeutung.  Insofern  nimlich  dort 
der  Riclitcr  fiir  die  Fälle  einer  im  Gesetzbuche  sich  er- 
gebenden Lücke  ledi^'lichan  die  Analogie  verwiesen 
wird,  wird  zugleich  indirect  ausgesprochen,  dass  dem 
bisherigen  gemeinenRechte  die  Eii^^enschaft  eines  tin* 
mittelbar  anwendbaren,  sog.  Htilfsrechtes,  nicht  weiter 
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zukommt  Darüber,  dass  solches  die  übereinstimmende 
Auaiciit  der  Kegieruug  und  der  Stände  gewesen  sei,  lassen 
die  aUgemeipen  Motive  &  411,  die  insoweit  aof  die  Be- 
richterBtattuBgen  seitens  der  Zwischendeputationen  surück- 
verweisen,  keinen  Zweifel  auilcommen.  Dabei  ist  jedoch 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  man,  soweit  das 
Gesetzbuch  auf  dem  gemeinen  Becbte  beruht,  d.  h.,  soweit 
man  aanehmem  darf:  es  habe  letzteres  nach  seinen  allge- 
mein en  Principien  oder  in  seinen  einzelnen  Sätzen  im 
Gesetzbuche  wiedergegeben  werden  sollen,  unbehindert 
sein  wird,  eine  etwa  dunkle  oder  unvoUständige  Wort&ss- 
ung  des  Gesetzbuchs  mit  Zuhülfenahme  derjenigen  wissen- 
schaitiiciicn  Ergebnisse,  welche  das  Studium  des  gemeinen 
Rechts  in  den  betreffenden  Lehren  bisher  geliefert  hat, 
resp.  liefern  wird,  zu  erläutern  oder  zu  ergänzen.  Ein 
Mohreres  als  dieses  hat  wohl  auch  nicht  S.  482  der  all- 
gemeinen Motive  gesagt  werden  sollen ;  und  um  dieses 
Frincip  der  sog.  Rechtscontinuität  zur  Geltung  zu 
bringen^  braucht  man  keineswegs  mit  Sintenis  Anleitung  | 
S.  1-  die  Vorschrift  §.  1-'  der  P.V.O.  »lahin  zu  interprcti- 
ren,  ab'soUten  danach  die  in  dem  Gesetzbuche  aufgenom- 
men«i  bisher  g&ltigen  Bestimmungen  als  solche  nach  wie 
vor  formell  g^tig  bleiben. 

18.  Das  Gewohnheitsrecht  nnd  die  äteliung  des  Gesetzbaehs 

zu  solchem. 

I    Noch  vor  verhältnissmässig  nicht  langer  Zeit  vor 
Erscheinen  des  Gesetzbuchs  hatte  bei  uns  die  von  der  , 
gemeinrechtlichen  Doktrin  aufgegebene  ältere  Theorie  des 
Gewohnheitsrechts,  welche  an  die  Bildung  eines  Gewohn-  ' 

heitsrechtes  die  Anforderungen  wie  an  eine  erwerbende 
Verjährung  stellte,  in  dem  Kechtssatze  des  Ober- Appella- 
tionsgerichts Nro.  1  der  Bekanntmachung  vom  6.  August 
1836  ausdrückliche  Anerkennung  gefunden. 

Der  Grund,  warum  diese  unbefriedigende  Auffassung 
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der  Sache  doch  fUr  die  Fortbildung  des  Privatrechtes 
ohne  merklichen  Nachtheii  blieb,  lag  unstreitig  darin^  dass 

Aeussenuigen  einer  .schöj)lei  i.sclicn  Kraft  des  Gicwulaiheils- 
rechtes  neben  dem  waclisendeu  Eiutiusse  einer  systema- 
tisch th&tigen  Gesetzgebung  überhaupt  mehr  und  mehr 
zurücktraten,  und  dass  die  unter  der  Form  des  G e rieht s- 
brauches  sich  kundgebende  Eimvirkiing  des  Juristen- 
Standes  auf  die  Kechtsentwicklung  die  Bedeutung  jener  - 
für  die  älteren  Perioden  vorzugsweise  .wichtigen  Kechts- 
quelle  nahezu  ersetzte;  ohne  dass  man  genöthigt  gewesen 
wäre,  dem  Gerichtsbrauche  an  sich  und  soweit  er  nicht 
als  Organ  bei  Bildung  eines  allgemeinen  Gewohnheits- 
rechts auftritt,  eine  unmittelbar  rechtserzeugende  Kraft 
deshalb  zuzuschreiben.  Unterstützt  wurde  die  gerichts- 
bräuchliche  Fortbildung  des  Bechtes  wesentlich  durch  die 
in  dem  ^^Gesetze,  die  höheren  Justizbehörden  und  den 
Instanzenzug  in  Justizsachen  betreffend ,  vom  28.  Januar 
löo")^^  (JJgesetzt  §  9  getroffenen  Einrichtungen,  wonach 
dem  Obor-Appeilationsgerichte  das  Recht  eingeräumt  hi, 
B e oh ts Sätze,  die  es  seinen  Entscheidungen  zu  Grunde 
zu  legen  pflegt^  mit  Genehmigung  des  Justizministerii 
in  das  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  einrücken  zu  lassen. 
Denn  obwohl  diesen  Publikationen  die  Eigenschaft  einer 
allgemein  bindenden  Norm  nicht  beizulegen  ist,  so  ver- 
folgt die  gedachte  Einrichtung  den  allerdings  sehr  heil- 
samen Zweck,  die  Gleichmässigkeit  der  Praxis 
durch  den  zu  erwartenden  freiwilligen  Auschluss  der 
übrigen  Gerichtshöfe  des  Landes  an  jene  zur  allgemeinen 
Kenntniss  gebracliten  Rechtssätzc  lurdern  zu  helfen. 
Namentlich  unterscheiden  sich  also  diese  Bechtssätze  we- 
sentlicb  von  den  sog.  Decisivrescripten  des  älteren 
Rechts,  wie  solche  früherhin  zahlreich  in  den  Codex  Au- 
gusteus  und  auch  später  noch  in  die  seit  1818  bestehende 
Gesetzsammlung  autgenommen  worden  sind.  Denn  einer- 
seits hat  man  sich  unter  diesen  Rescripten  wirkliche  in 
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Parteisachen  ergangene  fintscheidungen  der  damaligen 
Oberbehörden  zu  denken ,  die  nur  wegen  ihres  voraus- 

»etzlicli  allgoiiicineren  Interesses  auf  jene  Weise  ver- 
öffeDtlicht  worden  sind.  Audrerseitä  haben  dieselben  spä- 
terhin allerdings,  wenigstens  theilweise,  und  zwar  insoweit 
Gesetzeskraft  beigelegt  erhalten,  als  sie  in  der  Zeit  von 
1818  ab  bis  zum  Erschtiueu  der  Verfaiiöuugsurknnde 
Auiuahine  in  die  oftizielle  Gesetzsauimlung  gefunden  Latten 
(cf  Bekanntmachung  vom  9  Mal  1827)* 

II.  Das  Gesetzbuch,  indem  es  in  §.  28  das  Gewohn- 
licitsrecht,  und  zwar  das  derogatonBcho,  wie  das  buppie- 
torische,  vollständig  als  Rechtsquelle  beseitigt  >  folgt  inso- 
weit nur  dem  Beispiele  des  Oesterreichischen  Gesetzbuchs^ 
beziehungsweise  des  Preussisclien  J^uudrechts ,  indem 
ersteres  ganz,  das  letztere  zum  Tiicil  wenigstens  den  glei- 
chen Weg  eingeschlagen  hat.  Eine  neben  dem  Gesetz- 
buche, oder  gegen  einzelne  Sätze  desselben  sich  Bahn 
brechende  allgemeine  Rechtsüberzeugung  wird  somit 
künftig  nur  im  Wege  der  uachln  11  enden  Gesetzgebung 
in  positives  Recht  verwandelt  werden  können.  Soweit 
jedoch  der  Ge rieh ts brauch  seine  Aufgabe  darin  sucht, 
das  in  dem  Gesetzbuche  niedergelegte  Recht  innerhalb 
der  durch  dasselbe  gezogenen  Schranken  (Gesetzesaus- 
legüDg  und  Analogie)  weiter  zu  bilden,  wird  an  seinem 
zeitherigeii  Verhältnisse  zum  jus  scriptum,  sowie  an  sei- 
neu)  massgebenden  Ülinilusse  auf  dessen  Handhabung  nichts 
geändert.  Nur  eine  auf  ihn  gestützte  sog.  U.suai Inter- 
pretation wird  in  dem  bisherigen  Sinne  freilich  nicht 
weiter  vorkommen  koniM  ii. 

Der  bchlusssatz  des  §.  26  ist  auf  ein  allgemeines 
oder  in  gewissen  beschränkten  Kreisen  erweislich  berr- 
adiendes  Herkommen  zu  beziehen.  Dasselbe  erscheint 
aber  dann  nur  als  I  n t  e  r  p r  e  t  a  t  i  o  n ^  m  u  m  c  u  t  bei  Er- 
mittelung des  von'  den  Interessenten  mit  der  Vollziehung 
eines  Rechtsgeschäftes  präsumtiv  verbundenen  Willens. 
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Dasselbe  kann  daher  nur  zum  Zwecke  der  Feststell- 
ung des  Umfanges  bestehender  subjectiver  Rechte, 
also  Uberall  nur  insoweit  in  1  Betracht  gezogen  werdcD, 
als  überhaupt  ein  dem  Privatwillen  erreichbarer  Gegen- 
stand in  Frage  stehet^  und  Grund  zu  der  Annahme  vor- 
liegt, dass  sich  die  1  ragliche  Verfügung  an  cla-  ll-  i  li  anm- 
iiche  habe  anschiiessen  wollen^  so  bei  der  arrha  694 
(y,oder  üblich'^);  bei  Verzinsung  des  rückständigen  Kauf- 
preises §  1095;  Ausbesserung  von  verpachteten  Sachen 
durch  den  Pächter  §.  1200;  Entrichtung  der  Gegenleist- 
ung bei  Dienstvertrfigen  §.  1238  und  Bestreitung  des  bei 
der  Dienstleistung  erforderlichen  Aufwandes  1240  des 
bürgerlicheu  (icsetzbuchs.  • 

Ueber  die  abweichende  Bedeutung  der  in  mehreren 
filteren  Sächsbchen  Gesetzen  vorkommenden  Erwähnung 
des  ,,lierkominens"  als  eines  besonderen  Privatrechtstitels 
(einer  Quelle  subjectiver  Rechte),  z.  B.  Conn>eteuzgesetz 
vom  28  Januar  1835  §.  11,  ist  zu  vergleichen  Anualen 
des  Ober-Appellationsgerichts  Bd.  V.,  S.  441  ff.,  und  we- 
gen der  im  Uereiclie  des  Handelsrechts  nach  Vorschrift 
des  Handelsgesetzbuchs  art  1  auch  künftig  noch  fort  and 
fort  in  Betracht  kommenden  Handelsusancen  vgl 
Annalen  UJ.  S.  278  ff. 

§.  14.  FroTinzial-  und  Statutarrecht. 

I.  An  Provinzialrecliten  hat  Sachsen  nur  ein  einziges 
Beispiel  ni  dem  Ob  er  lausitze  r  Rechte  aufzuweisen. 
Der  bei  der  Iiandestheilung  dem  Königreiche  Sachsen 
verbliebene  Oberlausitzer  Antheil  besass  nämlich  damals 
und  besitzt  zum  Theii  noch  eine  in  vielen  Stücken  eigeu- 
thüm liehe  Verfassung.  Schon  in  älteren  Zeiten  mit  . 
der  Mark  Meissen  zeitweise  in  der  Hand  des  Wettuier 
Fürstenhauses  verbunden,  gelangte  diu  Mcderiausitz  nach 
mehrfachem  Wechsel  ihrer  Jicsitzer  an  die  Krone  Böhmen, 
bis  sie  Ferdinand  II.  mit  der  inmittelst  neugebildeten 
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l^farkgrafschaft  Oberlansitz  162B  an  das  Sächsische  Kur- 
haus anfangs  pfandweisi,  ö])äter  mittels  Nebenrecesses  zum 
Prager  Frieden  vom  30,  Mai  1635 '  erb*  und  eigenthüm- 
lioh  abtrat  Das  staatsrechtliche  Verfaältniss  der  Lau- 
Mizcn  zu  den  alten  Kursüclisischen  Erb-  oder  KreisiaiideLi 
war  nur  das  einer  Personaiuniuni  und  den  Lausitzer 
Ständen  war  in  den  Traditionsrecessen  sowohl  als  auch 
später  ihr  verfassungsmässiges  Recht  besonders  gewähr- 
leistet worden. 

Demzufolge  litt«  ii  die  für  die  Erbiande  ergangenen 
Gesetze  nicht  ohne  Weiteres,  sondern  nur  insoweit  auf 
die  Lausitz  Anwendung ,  als  sie  daselbst  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Stände  pubiicirt,  resp.  gewohuheitsrecbt- 
lidb  recipirt  worden  waren. 

Die  Ertheilnng  der  Verfassungs-Urkunde  von 
1831  führte  zwar  1834  zu  einer  wesentlichen  Mudiflcatiuu 
der  Oberlausitzer  Partikularver£assung^  insbesondre  wurde 
schon  von  da  ab  die  Landesgesetzgebung  eine  fUr  alle 
Theile  der  Monarchie  gemeinsame.  Die  Verschiedenheit 
des  älteren  Rechtes  jedoch  wurde  nur  nach  und  nach 
zum  Tbeiie  ausgeglichen,  z.  B.  durch  das  ^^Gesctz  vom 
25.  Januar  1836  zur  Einführung  mehrerer  kreisländischer, 
die  Priorität  der  Gläubiger  in  Concursen  und  das  Pfand- 
recht betrefienden  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der  Ober- 
lausitz'', so  dass  das  Oberlausitzer  Recht  seinen  principielien 
Charakter  als  Provincialrecht  bis  zum  Inkrafttreten  des 
bürgerlichen  Gesetzbudis  fortdauernd  bewahrt  hat.  Inso- 
weit  indess  das  letztere  eingreift,  wird  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechtes  von  einem  solchen  künftig  nicht  mehr 
die  Rede  sein  können. 

II.  Soweit  den  nach  älterem  Rechte  sehr  zahlreichen 
Ortsstatuteu  überhaupt  ein  autunomischer  Charakter 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  zukommt,  haben  die- 
selben theils  durch  das  oben  (§.  6)  erwähnte  Gouveme- 

mentspatent  von  1S14  in  Verbindung  mit  dem  luieiiat- 
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erbfolgemandate,  theils  durch  diejenigen  Grundsätze  wesent- 
lich Bedeutung  verloren,  die  sich  in  der  Städteordnung 
von  1832  und  der  Landgemeindeordnang  von  1838  über 
die  Errichtung  sogenannter  Lokalstatuten  aufgestellt  fin- 
den, insofern  deren  Wirkungskreis  ausschliesülich  dort  auf 
verwaltungsrechtliches  Gebiet  verwiesen  wurde. 

Dagegen  ist  eine  andre  Gattung  von  Statuten  in 
neuerer  Zeit  um  bu  huiitiger  und  wichtiger  geworden:  es 
sind  dies  die  Statuten  gewisser  öffentlicher  An- 
stalten^ durch  deren  landesherrliche  Bestätigung  diesen 
Anstalten  zum  Theil  sehr  weitgreifende  Sonderrechte,  die 
auch  unter  Umständen  in  die  Privatrechtssphäre  Dritter 
eingreifen,  nnd  insoweit  allerdings  die  Bedeutung  eines 
objectiven  Rechtssatzes  verdienen,  verliehen  worden  sind, 
B.  die  den  Leihhäusern,  der  Leipziger  Bank,  der  Leip- 
ziger Creditanstalt  und  so  fort  auf  diesem  Wege  einge- 
räumten Vorrechte  gegenüber  den  Vindicationen  der  bei 
ihnen  verplandeten  beweglichen  Saeheu  (Gesetz  und  Ver- 
ordnungsblatt vom  Jahre  1833,  i!)  27;  1835,  b.  409;  183i^, 
S.  66       1856,  S.  56  ff.)- 

Das  Gesetzbuch  erkennt  Statuten  im  §.29,  soweit 
solche  dem  öffentlichen  Hechte  gemäss  erriclitet  sind,  die 
Bedeutung  einer  über  dem  allgemeinen  Landesrechte 
stehenden  Reehtsquelle  gleiehfalb  zu,  und  erwähnt  im 
gleichen  Sinne  daneben  noch  die  Hausgesetze  und 
die  Familien  Verträge.  Natürlich  ist  beides  nur  von 
solchen  dort  sich  findenden  Dispositionen  zu  verstehen, 
durch  welche  wirkliche  objective  liechtönormen  geschaffen 
werden 


*)  Suii>LiL^en  in  Staiuteu,  z.  B.  Eiseübalmregleinents.  entlialtouea 
^  orbciirilU'ti  soweit  sie  nur  auf  die  Ergänzung  des  Vt'rirat,^swiUeUA 
berechnet  sind,  kauu  der  Charakter  eigentlicher  Rochtsquoiien  nicht 
zugeschrieben  weiden.  Es  beruht  auf  einem  staatsrechtlichen  Ge- 
>vohuheitsrerhte.  dnss  für  die  Schaffung  solciier  in  Statuten  vorkom- 
juender  exceptioueüer  Frivatrechtssätze  die  Mitwa'kung  der  btandt; 
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>    IL  Abtheilung. 
Von  den  Personen« 

I.   Physische  Personen. 

|.  16.  BafiiiA  der  mttrlielieii  PersUnUelikeit  und  deren 

Beireis* 

(Hauboia,  Lehrbach  §.  510 

L  Die  natürliche  Persönlichkeit,  d.  h.  die 
mit  der  menschlichen  Individualität  von  selbst  und  aus- 
nahmsloB  verbundene  Rechts&higkeit  (Gesetsbuch  §§.  30. 
31.)  bat  für  ihren  Beginn  nach  dem  Hechte  des  Gesetz- 
buchs eine  dreifache  Voraussetzung: 

a.  das  Geborensein  des  Individuums  (§« 32^  AUs.  1), 

b.  das  Lebendiggeborensein  desscdben  (§.32, 
Abs.  3), 

c.  die  menschliche  Kürperbildung  des  Gehör- 
nen (§.  33  des  Gesetzbuchs). 

Durch  keines  dieser  Requisite  wird  zwar  direct  etwas 
über  die  Frage  entschieden,  ob  Lebensfähigkeit  des  Kin- 
des Bedingung  seiner  Kechtsfähigkeit  sei,  aber  allerdings 
erklären  sich  die  specieilen  Motive  S.  563,  unter  Berufung 
auf  Ssvigny  System,  Bd.  II.  S.  385  ff.  bestinmit  fUr  deren 
Verneinung;  und  es  folgt  solches  wohl  auch  aus  der 
Nichterwähnung  dieses  Erfordernisses  in  §.  33  des  Gesetz- 
buchs.  Der  durch  Art  159  des  Revid.  Strafgesetzbuchs 


nicht  erforclt  rt,  vielmehr  unbeanstandet  die  landesherrliche  Bestätigung 
unter  Contrasiiniatur  des  betreffmdeu  Ressortministeriums  zeither  iiir 
ausreichend  erachtet  worden  ist.  Vgl.  v.  Gerber,  Grundzüge  eines 
Systems  des  Deutschen  Staatsrechtes  S.  15.  Im  Gesetze  vom  15.  Juni 
1868  §.  7  findet  nun  dieses  Gewohnheitsrecht  für  den  Kreis  der  dort 
behandelttu  juristischen  Personen  in  der  Weise  ausdrückliche  Ssnc- 
tion,  als  hier  die  für  solche  in  Anspruch  genommenen  Aamihmen 
von  bestehenden  Gesetzen  nur  an  die  Genehmigung  des  competentea 
Ministeriums  geknüpft  werden. 
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§.  15.  Begiuü  der  uat.  FersOalicbkeit. 


vom  1.  October  iÖüb  stutuirtc  Uutersciued  steht  hiermit 
nicht  im  Widerspruche;  da  es  sich  dort  nur  um  die  Le- 
bensfUhigkeit  in  einem  yulgttren  Sinne  (s.  B.  Unmöglich- 
keit des  Fortlebens  wegen  Mibsbilduug  der  Ernährungs- 
Ofgane),  nicht  ausschliesslich  um  den  Zustand  positiver 
Unreife  und  damit  susammenhftngender  Lebensunfllhigkeit 
handelt  (cf.  Wächter,  Programm:  de  partu  vivo  non  vitali, 
p.  I— V,  Leipzig  18Ü3-1S66). 

Zugleich  enthält  §.  32  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs, 
Abs.  2  als  scheinbare  Ausnahme  von  dem  Satze  sab  a.  eine 
Wiedertrabe  der  gcmeinrechtlicLun  Reclitsi  Lgel :  nasciturus 
pro  jam  nato  habetur,  quotieus  de  commodis  ipsius  quaeri- 
tiur.  Dabei  wird  aber  durch  den  Ausdruck  „vorläufig^' 
besser  als  gemeinhin  geschieht,  der  Gedanke  angedeutet^ 
dass  es  sicli  hier  nicht  um  das  Fingiren  einer  juristischen 
Person  zum  Zwecke  der  Ermöglichung  eines  gegenwär- 
tigen  Rechtserwerbes  ^  sondern  nur  um  die  AufsteUuiig 
einer  Rechtsvorschrift  handele,  wonach  das  einer  noch 
ungeborenen  Leibesfrucht  anfallende  Recht  bis  zum  Aus- 
gange der  Schwangerschaft  einstweilen  schwebend  |  und 
dem  noch  Ungebomen  die  Möglichkeit  eines  künftiges 
Rechtserwerbes  offen  erhalten  werden  soll. 

Unser  zeitheriges  Hecht  (üu  vgl.  Allgemeine  Vor- 
mundschaftsordnung  Cap.  XXV.  §.  12)  gab  diesem  Satze 
dann,  wenn  der  zu  erwartende  Postumus  mit  bereits  leben- 
den Descendcnteri  des  Erblassers  t  oucurrirte,  die  über  das 
gemeine  Kecht  hinausgehende  Folge,  die  Theilung  des 
l^achlasses  bis  zum  Ausgange  der  Schwangerschaft  gans 
zu  suspendiren.  Das  Gesetzbuch  §  2293  in  Verbindung 
mit  §  2344  kehrt  jedodi  hier  wieder  zum  KömischeD 
Rechte  zurück,  insofern  es  in  diesem  Falle  drei  Portionen 
aufhebt,  im  Uebrigen  aber  den  Nachlass  zur  Theilung 
bringen  lässt. 

II.  In  lietrefF  der  Frage,  aus  welchen  Kennzeichen 
man  zu  entnehmen  habe,  ob  der  partus  lebend  zur 
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Weit  gekommen  sei,  ist  unser  Gkrichtsbrauch  seit  frdhester 

Zeit  der  Justiuianeischen  Controversentscheidung  i.  3.  C. 
d»  postumis  her.  inst.  etc.  Vi.  29  nachgegangen,  ohne 
sich  An  die  im  Sachsenspiegel  I  art  83  anaeheinend  auf- 

gestullten  äingulären  Beweiserforderni^e  zu  binden;  inso- 
lern  wird  auch  durch  das  Gesetzbuch  nichts  geändert 
Die  in  §.  34  des  Gesetabuches  unter  Anschluss  an  das 
Oeeterreichische  Gesetzbuch  eingeführte  Rechtsyermu- 
thung  bezieht  sich  vielmehr  nur  auf  die  Frage  wegen 
Vertheiiung  der  Beweislast.  Darnach  wird  aller- 
dings im  Widerspruche  mit  der  herrsehenden  Ansicht 
der  Rechtslehrer  demjenigen,  welcher  aus  der  Geburt 
eineü  Kindels  Kochte  lür  sieh  ableitet,  ein  besonderer  ße- 
weie  dafUr,  dass  das  Kind  lebend  zur  Welt  gekommen 
86i,  nicht. weiter  angesonnen,  sondern  umgekehrt  dem- 
jenigen,  der  die  Todtgeburt  behauptet,  der  Beweis  dieses 
seiues  Aufuhrens  auferlegt.  Nur  wird  die  blosse  That- 
aache  der  Entbindung  der  Schwangeren  nicht  genügeni 
um  diese  Präsumtion  zu  begründen,  rielmehr  muss,  wie 
die  Worte  ,.im  Zweifel"  zur  Genüge  andeuten,  wenig.stens 
soviel  coustatirt  sein,  dass  ein  wirkliches  „Kind"  zur 
Welt  gekommen  sei  und  nicht  ein  noch  unentwickelter 
£mbryo  (Fötus),  so  dass  sich  hierdurch  die  Erstreckung 
unserer  Präsumtion  auf  die  grosse  Mehrzahl  der  eclatan- 
len  F^le  einer  blossen  Fehlgeburt  von  selbst  erledigt. 

§.  16.  Y^m  lade  and  dessen  Beweise. 
(Hanbold  %.  58.) 

L  Der  physische  Tod  ist  jetzt  der  einzige  Beeu' 
dignngsgrand  der  natürlichen  Persönlichkeit  und  ihrer  da- 
mit verbundenen  Uechtslahigkeit  (Gesetzbuch  § 

Wer  den  Tod  oiucä  Menschen  für  sich  auzieht,  hat 
denselben  in  der  Regel  zu  beweisen.  Für  die  im  lalande 
Torkommenden  Todesfälle  bilden  ebenso,  wie  bei  dem  Be- 
weise  der  Geburt  eiues  Menschen,  die  auf  Gruud  der  ord- 
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nungsmttsng  geführten  Kirchenbücher  auagesteilten  offi- 
ciellen  Zeugnisse  das  regelaäsugp  BeweismiiteL  Sie 

liefern  vollen  l>eweis  (Generale  vom  18.  Februar  1799, 
das  von  Römisch  -  katholiächeu  Uoafessionsgenosseu  han- 
debde  Mandat  vom  19.  Februar  1827  §.  64  and  Verord- 
nung vom  21.  Februar  1843.)*  Rücksichtlich  der  Im  Felde 
verstorbenen  Militärpersonen  vertrat  schon  nach  der  | 
älteren  Praxis  das  schriftliche  Zeugniss  des  Obersten  oder 
des  Regimentsschreibers  die  Stelle  des  KirchenzengnisseB 
CHommel,  rhaps.  ^  obs.  656,  3.).  Liegen  derartige  ür-  | 
künden  nicht,  oder  nicht  in  ausreichendem  Ma^se  vor, 
so  treten  an  sich  ganz  die  gew(>hnlichen  Beweisgrundsitie 
ein;  demgemiss  mnss,  wenn  an  dem  Eintritte  des  in  As- 
Spruch  genommenen  Rechtes  ausser  dem  Tode  einer  Per-  * 
son  auch  noch  der  weitere  Umstand  gehört,  dass  dies<^ 
Tod  au  einem  gewissen  gegebenen  ZeitpanctO;  resp.  Tor 
her  oder  nachher  erfolgt  sei,  der  Regel  nach  auch  dieser 
kritische  Zeitpunct  des  Todcti  mit  bewiesen  werden.  Ins- 
besondere kennt 

s  a*  unser  Particuiarrecht  eine  Rechtsvermathung  rück- 
sichtlich  der  Zeitfolge  des  Todes  gewisser 'Personen ,  wie 
solche  das  itömisciie  Recht  in  dem  Falle  der  sogenannten 
Commorienten  oder  commortui  au&tellt  (Arndts  Lehrbock 
der  Fandecten  §.  27),  schon  seit  dem  Erbfolgemandat  ▼om 
31.  Januar  1829  §  9  nicht  mehr.  Vielmehr  soll  darnacli 
ebenso  wie  künftig  nach  dein  Geöet/.buche  §.  2007  bei 
unerweislicher  Priorität  des  Ablebens  der  einen  oder  ao- 
deren  Person  Gleichzeitigkeit  des  Todes  angenommen  we^ 
den.  Diesen  Satz,  gleich  jener  RömischnH'htlichen  Prä- 
sumtion nur  auf  den  Fall  des  Umkummens  mehrerer  Per- 
sonen in  gemeinschaftlicher  Todesgefahr  zu  beziehen,  wie 
solches  von  unseren  Oberbehörden  in  dem  im  Wochen- 
blatte 1858  Seite  305  ff  abgedruckten  Falle  angeuonimeu 
worden  ist,  daitir  fehlt  es  gegenüber  der  allgemein  lauteo- 
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den  Fassung,  namentlich  des  bfirgerlielien  Gesetzbuches 

a.  a.  O.  an  einem  ausreichenden  Grunde. 
Ebensowenig  kann 

b.  8ur  Umgehung  der  Jemandem  in  Ansehung  der 
Todeszeit  eines  Anderen  treffenden  Beweislast,  von  der 

der  sogenannten  L'lpianische  Tabelle  (1.  G8  D.  ad.  leg. 
Falcid.  XXXV,  2)  nachgebildeten,  nach  den  Resultaten  der 
neueren  Statistik  vervollkommneten  Mortalitätstabelle  Ge- 
brauch  gemacht  werden.  Dieselbe  bezweckt  nftmHch  nur 
die  ErmüglicLuijg  einer  dui'clisclinitiiichen  pekuniären  Ver- 
anschlagung solcher  Rechtsverhältnisse,  die  ihrer  Beschaf- 
fenheit nach  an  die  Lebensdauer  eines  Menschen  geknftpft 
sind.  Die  Stellung  des  §.  35  in  dem  all^^enieinen  Tlieile 
des  Gesetzbucbeä  hat  nur  darin  ihren  Grund,  um  die  bis- 
her streitige  Frage  indirect  bejahend  zu  beantworten,  ob 
die  sogenannte  Ulpianische  Tabelle  auch  auf  andere  Rechts- 
verhältuisse  al.^  das  in  lex  68  cit.  speciell  gedachte  aua- 
log angewendet  werden  dürfe.  Für  einzelne  i^äUe  halte 
sich  unsere  Praxis  schon  zu  Gunsteq  der  analogen  An- 
wendung entschieden,  namentlich  bei  der  Berechnung  des 
Auözugswerthes  behufs  der  Verlehnwaai  ung  eines  verkauf- 
ten Grundstücks  (Zu  vergl.  Bekanntmachung  des  Ober- 
appellationsgerichts vom  2.  October  1839,  Nr.  39  und  Kori 
Erörterungen  Band  III  ^eite  103,  vergl.  auch  noch  bür- 
gerliches Gesetzbuch  §.  2591.). 

c.  Besondere  Grundsätze  treten  rücksichtlich  der  Prä* 
sumtton  des  Todes  beziehentlich  des  Fortgelebthabens  eines 
VerschüUeneu  nach  Säehsischem  Rechte  ein.  Darüber 
siehe  den  folgenden  Paragraphen. 

II.  Ausnahmsweise  wird  jedoch  der  Jemandem  ob- 
liegende Beweis  des  Todes  eines  anderen  Menschen  schon 
von  dem  Gesetze  für  gewisse  Fülle  namhaft  erleichtert;  — 
So  brauchte: 

1.  schon  nadi  dem  Intestaterbfolgemandate  §.  118 
derjenige,  welcher  Anspruch  auf  den  Nachlass  eines  Ver* 

4* 
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> 

storbenen  iiuicht,  den  Beweis  den  früheren  Todes  der  be- 
treffenden dritten  Personen,  die  ilin,  falls  sie  den  £rb- 
lasser  überlebt  hätten,  von  dessen  Erbschaft  ganz  oder 
zuui  Theil  ausgeschlossen  haben  würden,  nicht  immer  direct 
zu  führen,  vielmehr  sollte  es  schon  genügen,  wenn  er  nur 
darzuthun  Termöge,  dass  solche  dritte  Personen  zur  Zeit 
des  Todes  des  Erblassers  das  neunzigste  Altersjahr  bereits 
erfüllt  haben  würden,  falls  sie  da  noch  guh'bi  Läticii.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  §  45  hält  hieran  nicht  nur  fest, 
-sondern  dehnt  die  gesetzliche  Gleichgeltung  jenes  künst- 
lichen Beweissatzes  mit  dem  directen  Todesbeweise  auch 
auf  alle  anderen  Ktchtsverhältnisse  aufsser  dem  Erbschafts- 
verhäitnisse  aus,  wo  ein  Berechtigter  in  Bezug  auf  das^ 
selbe  Recht  einem  anderen  Berechtigten  vorgeht  oder  wo 
beide  dergestalt  nebeneinander  berechtigt  sind,  dass  beim 
Wegfalle  des  Einen  der  Andere  allein  berechtigt  sein 
würde,  z.  B.  im  Falle  eines  mehreren  Personen  gemein- 
schaftlich constituirten  KiessbrauchoB  od^r  Auszuges,  der 
nach  dem  Tode  des  Einen  dem  IJeberlebcnden  allein  ge- 
bühren soll. 

Weiter  als  auf  die  hiernach  von  dem  Gesetze  unmit- 
telbar getroffenen  Fälle  hat  man  aber  auch  künftig  diese 

noch  iunaer  auf  blosser  lex  specialis  beruhende  Todes- 
vermuthung  wegen  hohen  Alters  nicht  zu  erstrecken,  also 
namentlich  nicht  auf  den  Fall,  wo  es  sich  um  den  Nach- 
weis des  Todes  des  Erblassers  selbst  oder  etwa  um  die 
Frage,  ob  eine  Ehe  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten 
für  gelöst  zu  erachten  sei,  handelt.  —  Hiemächst  ist 

2.  der  von  einem  Eh^tten  zum  Zwecke  seiner  Wie- 
dorvorheirathun;^  zu  erbringende  Nachweis  des  Todes  des 
anderen  Gatten  ausnahmsweise  unter  T^nistünden  insofern 
namhaft  erleichtert,  als  schon  die  eidliche  Aussage  eines 
Zeugen  ausreichen  soll  und  zwar  dann^  wenn  grosse  Wahr- 
scheinHchkeit  dafür  vorliegt,  diiss  der  andere  Ehegatte 
unter  Verhältnissen  verstorben  sei,  die  der  Natur  der  Sache 
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nach  die  Eibringung  vollem  juristischen  Beweises  sehr 
ficJiwierig,  wo  nicht  imm(>glich  machen. 

Das  Rescript  des  OberconsiBtorü  vom  26.  Juni  1703 
erwäbnt  hier  namentlich  den  Fall  ^^des  Todes  auf  dem 
Wasser,  in  der  Sclil;icht  oder  bei  herrschender  Contagion", 
ohne  jedoch  damit  die  Berücksichtigung  anderer  ähnlicher 
Fälle  ausznachlieBsen.  Noch  weiter  gehet  ein  späteres 
Rescript  der  vormaligen  Landesregierung  und  des  Kirchen- 
rathes  vom  12.  Juni  1815.  Darnach  wird  in  Fällen  dieser 
Art|  wenn  nicht  einmal,  ein  Zeuge  aufisufinden  sei,  unter 
Umständen  schon  der  Bestärkungseid  des  anderen 
EhegattL'U  für  genügend  erklärt,  jedocli  mit  der  Modifi- 
cation,  dass,  wenn  der  angeblieh  verstorbene  Ehegatte  in 
den  Krieg  gesogen  war  und  die  zurückgebliebene  Ehefrau 
über  die  Bewandniss  seines  Todes  selbst  keinen  Aufschluss 
zu  geben  vuruiag,  noch  ein  Jahr  laug  von  der  Rückkehr 
der  Truppen  aus  dem  Felde  an  gewartet  und  sie  erst  dann 
zur  Bescheinigung  resp.  eidlichen  Bestärkung  des .  behaup- 
teten Mangels  jeder  Nachricht  von  dem  Leben  des  Ab* 
weseaden  zugelassen  werden  soll. 

§.  17.   Von  der  Todeserklärung. 
(Haubold  §.  .63.) 

Die  im  §.  16  gedachten  Beweiserleichterungen  müssen 
sich  wegen  der  beschränkenden  objectiven  und  subjectiiren 
Voraussetzungen y  an  welche  sie  gebunden  sind,  selbst- 
verständlich  oft  als  unzulänglich  erweisen.  Zur  Au»* 
fttUung  dieser  Lücke  dient  das  Institut  der  Todesei^ 
klärung;  das  aus  der  Verscliollenheitserkliirung  des  älteren 
Hechtes  und  der  damit  verbundenen  provisorischen  Ein- 
weisung der  Erben  in  den  Besitz  des  von  dem  Verschob 
lenen  zurückgelassenen  Vermögens  sich  nach  und  nach 
entwickelt  hat.  Der  Gesichtspunct  einer  an  die  sogenannte 
Verschollenheit'*')  angeknüpften  eigenthümlichen  cura 

*)  Bruns  in  Beckers  und  Muthers  Jabrbachern,  B.  I  S.  196  ff. 
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absentis  zu  Gunsten  der  nftclisten  Intestaterben,  wie  8ol* 

eher  später  seit  Carpzov  eine  Zeitlaug  der  vorheiTschende 
gewesen,  ist  dem  einer  blossen  Beweisergänzung  nach 
und  nach  gewichen.    Obwohl  also  jetzt  vorwiegend  pro- 

cesßualer  Natur,  ist  die  Todeserklärunor  doch  auch  jetzt 
noch  von  wichtigen,  materielkechtlichen  Folgen  b^leitet 

A.   Bisheriges  Recht. 

Dasselbe  beruhte  zunächst  auf  den  beiden  unter 
gleichem  Datum  (16.  November  1779)  erlassenen  Man- 
daten : 

L    Die  Edictalcitationen  in  Civilsachen  ausserhalb  ■• 
des  concarsus  creditonim  betreffend  und 

n.  Die  Verkürzung  der  curae  absentiam  und  deren 
Vermögeuj^adiiiinistration  betreÖcnd  in  Verbindung  mit  der 
fast  gleichzeitigen  Vormundschaiis-  Ordnung  c  XXV.  Dar- 
nach sollte: 

1.  für  todt  erachtet  werden  können,  wer 

a.  20  Jahre  lang  ohne  Kunde  über  sein  Leben  von 
seinem  letzten  Wohnorte  abwesend  sei;  oder  anch  schon 

b.  derjenige,  von  welchem  mindestens  seit  fünf  Jahren 
keine  Nachricht  vorhanden  sei,  sobald  er  wähieml  clicbt  r 
Frist  oder  auch  vor  Beginn  ihres  Laufes  das  70.  Alters- 
jahr erföUt  habe« 

c.  Die  2(ljälirige  sowulil  als  die  öjalirige  Frist  berech- 
nete man  an  sich  von  dem  Weggange  des  Abwesenden, 
beim  Vorhandensein  einer  späteren  Nachricht  über  sein 
Leben  aber  erst  von  dieser  an,  und  zwar  von  dem  Tage 
des  Eintreffens  derselben  an  seinem  früheren  Aufenthalts- 
orte. Auch  wurden  in  die  20jährige  Frist  die  etwaigen 
Jahre  der  Minderjährigkeit  nach  bestehender  Praxis  mit 
eingerechnet. 

2.  Der  Ablauf  der  ad  1  gedachten  Frist  gab  deu 
Erben  des  Vermissten  das  Recht  auf  Ausbringung  gericht- 
licher Todeserklämng  behufs  der  Verübt« »Igung  (^jogenannte 
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„Zuschlagung^^j  dea  von  dem  Abwesenden  zurückgelasse- 
nen VenndgenB.  Die  richterliche  Sentena,  welche  dem 
Antrageteller  die  HintefflaseeaBchaft  zusprach,  setzt  nach 
der  dem  Mandate  sub  II  zu  Grunde  liegenden  AuflassuDg 
vorgängigen  Edictalerlass  nicht  nothwendig  voraus  (verb. 
,,Terabfbiget  und  zngeachlagen,  auch  solchenfalls  auf  An- 
suchen derer  Letztem:  sc.  derErhen:  mit  Erlassung  derer 
Kdirtalcitutiouen  etc.  verfahren  werden  — ).  Sie  war, 
wenn  sie  ohne  vorausgegangene  Kdictaiau£forderung  ge- 
ftUt  wurde,  nur  deklarativer  Natur,  und  zwar  bestimmte 
sich  der  Zeitpunet  der  Delation  der  Erbschaft  des  Abwesen* 
den,  sowie  die  davon  abhängige  Berechnung  der  Gra- 
desnähe  bei  vorhandener  Mehrheit  von  Erbinteressenten 
ledi^ch  nach  dem  Ablaufe  obiger  Frist,  und  nicht  nach 
dem  Eintritte  der  Rechtskraft  des  Erkenntnisses  (Be- 
fehl vom  16.  Juni  1790  und  Eriolgeniandat  §  27.  — ). 
Hiermit  stand  es  zwar  vollkommen  im  Einklänge,  dass 
man  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  die  Abwesenheitsvormund- 
scluilt  lüittlaucrn  lirss.  Man  ging  aber  noch  weiter  und 
glaubte  es  auch  der  Consequenz  schuldig  zu  sein,  den 
Abwesenden  auch  noch  in  anderen  Beziehungen  bis  da- 
hin als  lebend  zu  prSsumiren;  namentlich  Hess  man  bis 
zum  Eintritte  der  Todesvenn uthung  den  Abwesenheits- 
vormund selbst  zum  Antritte  der  dem  Abwesenden  in* 
mittelst  etwa  ange&llenen  Erbschaften  ohne  weiteres  zu* 
B.  Ein  hinzutretender  Erlass  von  Edictalien 
konnte  einen  doppelten  Zweck  babcn: 

a.  den  der  Präklusion  des  Abwesenden  selbst, 

b.  den  der  Präklusion  etwaiger  unbekannter 
oder  g  1  e  i  c  Ii  b  e  r  e  c  h  t  i  g  t  e  1  Kr  h  e  n. 

Kur  in  der  ad  a.,  gedachten  Richtung  kommt  er  hier 
ftür  ans  in  Frage.  Eine  in  Folge  vorausgegangener  Edic- 
talauffordemng  eintretende  Präklusion  schloss  nämlich  den 
Verschollenen,  dafem  er  sich  nicht  innerhalb  eines  Jahres 
von  Rechtskraft  der  Präklusion  ab  noch  meldete  (sog. 
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ReetitutioiiBjahr),  sowohl  von  dem  zurückgelassenen,  aU 
iiuch  von  dem  bis  zum  Eiutiitte  der  Todesvermuthung  ihm 
ange&lleneii  aoDstigen  Vennögen'  definitiv  am,  d,  h.  die 
einfache  Todesvennuthung,  deren  Elintritt  durch  die  rieh» 
terliche  Todeserklärung  als  constati'rt  galt,  wurde  uuo  iu 
fiückaicht  der  darauf  su  begründenden  VertnijgenBsueoeBvoa 
zu  einer  p^raesumtio  juria  et  de  jure 'erhoben.  In- 
sofern also  erst  hierdurch  das  Recht  des  Erben  tn  eiuem 
festen  y  auch  für  den  Fall  der  späteren  Rückkehr  des 
Todtgeglaubten  unwiderrttflicfaen,  gemacht  wurde ,  konnte 
man  das  auf  ein  solches  Verfahren  gestützte  Erkenutnis» 
als  coustitutiv  wirkünd  bezeichnen. 

4  Die  Todeaerklämng,  welcher  übrigens  schon  nach 
zcitheriger  Praxis  fast  in  allen  Fällen  der  Edictalerlaas 
—  wegen  der  damit  verbundeneu  grossen  Vortheile  — 
Yorausssttgeben  pflegte ,  konnte  der  Regel  nach  nur  auf 
Antrag  der  Erbinteressenten  erfolgen^  jedoch  durfte 
der  Richter  bei  Mangel  solcher  Personen  ausnahmsweise 
im  Interesse  des  Fiskus  auch  von  Amtswegen  verfahren. 
Wegen  der  sonstigen,  ledi^ch  das  Verfisihren  angehenden 
Grundsätze  vgl.  Osterloh,  sununaiusche  Prozesse  ^.  122  ff. 

B.   Das  bürgerliche  Gesetzbuch 

unterscheidet  sich  von  dem  bisherigen  Rechte  im  Wesent- 
lichen in  toigcnden  Punkten; 

1.  durch  Vermehrung  der  Fälle^  in  welchen  auf  Todes* 
erkl&rung  angetragen  werden  kann^  oder,  —  wie  mm 
sich  nunmehr  technisch  auszudrücken  hat  —  in  welchen 
ein  Abwesender  fUr  versehollen  gelten  soll«  .Dies 
soll  nftmltch: 

a.  nicht  bloss  in  den  oben  sub  A.  1,  ad  a.  und  1)., 
gedactxi^  Fäilen  (Gesetzbuch       38  und  39j saudern 

-  auch  Ausserdem  noch 

b.  gegen  denjenigen  eintreten,  der  in  den  Krieg  ge- 
zogen ist,  oder  sich  auf  einem  untergehenden  Schiffe  oder 
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k  einer  anderen  dringenden  Todesge^Eibr  befunden  hat 
(s.  B.  Fall  einer  schweren  Verwundung  in  der  Schlacht), 

dafem  Linnen  fiintjiiliriger  l'  iist  seit  dem  Fricdon0schl1iti.se 
reäp.  von  Zeit  dar  Gefahr  an  keine  XacLriciit  von  seinem 
Leben  eingeht  (Gesetabnch  §§«  40, 41).  Durch  Aufnahme 
dieser  Bestimmungen  wird  zugleich  in  Zukunft  der  Erlass 
transitorischer  besetze,  welche  z.  B.  die  Kjicgsjahre  von 
1812  und  1813  bei  tlns  nöthig  machten,  erspart  (Patent  vom 
9.  September  1826  und  Erbfolgemandat  §.  27. 

2.  Durch  die  Fristberecliuuug;  denn  abgesehen  von 
dem  Verbote  der  Einreehnung  dev  Jahi*e  der  Minderjährig- 
keit in  die  20jährige  Frist  (Qesetebttch  §.  38^  Abs.  2) 
kommen  auch  in  dvw  zuhjt/.t  erwähnten  Fällen  suh  1^  b. 
msofern  abweichende  Urundsätz**  yaiv  Anwendung,  als  die 
doit  gedachte  fünfjährige  Frist  nicht  etwa,  wie  in  den 
Fitten  sub  1  a,  nach  Eingang  einer  Nachricht  von  dem 
Leben  des  VerschoUcuen  von  Neuem  zu  laufen  beginnen 
ktnn,  4>ndem  mit  Eintreffen  einer  solchen  während  des 
Laufes  der  Frist  überhaupt  die  H«glichkeit  wegfidh, '  die 
Verschollenheit  noch  ferner  auf  die  daselbst  getroffenen 
Bestimmungen  zu  gründen« 

3.  Ihurteh  die  Wirkung  der  Todeserklärung.  Letastere 
vermittelt  nänjlich  unter  allen  Umständen  künftig  nur  eine 
einfi^liiie,  durch  Gegenbeweis  zerstörbare  praesumtio  juris 
4(iftr>  dm  der  Verschollene  mit  Ablauf  der  den  Ailtrag 
bopäudendeii  20  resp.  5jährigen  Frist  verstorben  sei,  bis 
dahin  aber  auch  gelebt  habe.  Dieser  Gegenbeweis  kann 
«Uweder  darauf  dass  der  Todtgeglaubte  noch  jetzt  lebe 
oder  auf  den 'wahren  (mit  dem  obigen  präsumtiven  nicht 

zusammenfallenden  früheren  oder  späteren)  Todestag  ge- 
richtet sein,  vorauflgeBetzt;  dass  sich  hierdurch  im  letzteren 
£sUe  der  Zefitpuaet  a.  B.  der  Erbochafts-Delation  in  einer 
tk  den  Gegenbeweisftihrer  günstigen  Weise  ändert 

Dagegen. Hird  nach  den  Schlusswortcn  des  §  44  des 
QMettbocbee  nueh  einmal  erfolgter  richterlicher  Todes* 
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erklärung  ein  ( icgenbew&is  nur  zu  dem  Zwecke,  um  einen 
anderen  gleichfalls  nur  präsamtiven  Todestag  an  die  Stelle 
des  durch  die  Todeserkl&mng  fixirten  zu  subetitttiren, 
nicht  gestattet  werden  können. 

Dass  übrigens  bis  zum  Eintritte  der  V'erschoUenheita- 
wirkung  gegen  den  Abwesenden  zugleich  auch  au  seinen 
Gunsten  an  der  LebensprSsumtion  festgehalten  werde  und 
deshalb  der  Abweseuheitsvormund  nacii  wie  vor  zum  An- 
tritte der  bis  dahin  dem  Verschollenen  an£ftiienden 
Schäften  auzulassen  sei^  eigiebt  sich  theils  aus  den 
speciellen  Motiven  (S.  572),  theils  aus  der  Wortfassung 
der  §§  37,  1990  und  1993  des  B.G.B.  Die  bisher  ver- 
schieden beantwortete  Frage,  ob  der  Zweck  der  Todes- 
erklärung nur  auf  £r<$^nung  der  Successionsmdglidikeit 
gehe,  oder  ob  ihre  Wirkung  sicli  auch  uuf  andere  Rechts- 
verhältnisse erstrecke^  z.  B.  Lösung  einer  Ehe  u.  f 
(Osterloh,  snmmar.  Proc.  §.  122,  Anm.  13  verb.  m*  §.  141  f 
Anm.  26.  —  Weber  EIrchrt.  1.  Aufl.  Bd.  II.,  3.  AbOi. 
\  S.  1188,  Anm.  67 — ),  ist  duieh  das  Gesetzbuch  zu  Gunsten 
i  einer  erweiterten  Wirksamkeit  der  Todeserklärung  ent- 
\Behieden  worden  (§.  1708  ff.  des  KG.B.). 

4.  Durch  Aufnahme  des  Grundsatzes:  dass  jede  Todes- 
erklärung den  Autrag  eines  Betheiligten  voraus- 
setst  (§.  42  des  Gesetzbuchs),  weshalb  auch  künftighin  das 
Litertsse  des  Fiskus  in  den  geeigneten  Füllen  durch  einen 
demselben  nach  Befinden  zu  bestellenden  Actor  zu  wahren 
sein  wird. 

%.  18.  üls  Alters«  und  Gesehleehtsyerschlcdeahelty  TerwmAt« 

seliaft  oad  Sehwigersehaft« 

(Haai>old  §.  62.) 

I.  Neben  den  dem  gemeinen  Rechte  v6Uig  entspre- 
chenden Altersstufen  der  infantia  (Gesetabuoh  §.  47),  so- 
wie rücksicLtlich  der  Fähigkeit  zu  üebernahme  von  Vor- 
mundschaften (25  Altersjahr,  Vormdach.  Ordg.  Gap.  Vlil^ 
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1.  —  Gesetsbttch  §  1885,  Nr.  2)  kennt  ttoser  jetziges  wie 
zeitheriges  Particularrecht  mehrere  privatrechtlicL'^  Bc- 
ziehuDgen^  in  welchen  die  Altersverschiedenheit  in  einer 
von  dem  gemeinen  Bechte  abweichenden  Weise  Bedetttnng 
gewinnt: 

1.  Der  gemeinrechtliche  Unterschied  zwischen  ])iiber- 
tM  und  major  aetas  kommt  bei  uns  nicht  mehr  in  Be- 
tmehty  da  das  Bedttr&iss  einer  von  Amtswegen  anzuord- 
nenden Bevormundung,  soweit  nicht  der  Betreffende  noch 
anter  väterlicher  Gewalt  steht,  ingleichen  die  Beschräukimg 
der  Verpflichtungs&higkeit  einer  Person  bis  zu  deren 
Groflsjährigkeit  jetzt  gleichmttssig  andauert.  Die  lebsiere 
tritt  aber  bei  uns  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  schon 
mit  erfülltem  21.  Aitersjahre  eiu^  so  schon  nach  dem 
Sachsenspiegel  B.  1.  ari^  42"uud  «ueh  später  noch  nach 
der  Vormundschaftsordnung  Cap.  III.  und  nach  dem  Ge-  ^ 
setzbuchc  §.  47.  Der  Terininulogie  des  Sachseuspieerels 
a.  a.  O.  ,,zu  seinen  Tagen  kommen^'  entspricht  der  Aus- 
druck unserer  älteren  Gesetse:  ^;SU  seinen  mündigen 
Jahren  kommen^  (oonst  10  pte.  II.).  Vom  erfldltem 
18  Lebensjahre  an  ist  aber  wenigstens  die  Möglichkeit 
einer  Mündigsprechung  durch  den  Landesherrn  gegeben 
(Vormdsch.  O.  Cap.  XIX.  §.  3.  —  Gesetzbuch  §.  1968  ). 

2.  Die  Fähigkeit  zur  Errichtung  einseitiger  letzt- 
williger Verfügungen  ist  bei  dem  männlichen  und  weib- 
lichen Geschlechte  gleichmässig  an  das^,14.^tg^jfihr  ge- 
knüpft (Vormdsch.  O.  Cap.  XIII.  §.  15.  Gesetzbuch 
§.  2066.  — ),  die  zur  Abschliessung  von  Erbverträgen  aber 
ist  den  Minderjährigen  abweichend  vom  Kechte  der  Vor- 
mundschaftsordnung  (a.  a«  O.),  welche  ihnen  solche  wenige 
stens  unter  Concurrenz  ihrer  Vormünder  gestattete,  vom 
Gesetzbuche  §.  2545  ganz  entzogen. 

3.  lÄe  Fähigkeit,  eine  gültige  FA\e  zu 
schliesseUi  begann  bisher  bei  dem  weiblichen  Ge- 
schlechte  mit  dem  14.,  bei  dem  männlichen  mit  dem 
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18.  AlterBjabre  (Vonndseh.  O.  Gap.  XIII.  §.  1 1)^  wälireod  dam 
Vorocbriit  des  MuidätB  vom  20.  Sq>tes^er  1826,  waches 

den  Maimspersonen  die  Verehelichung  vor  erreichter  Voll- 
jährigkeit untersagte^  rein  polizeilicher  Natur  war.  Da» 
Geeetzbuch  §«  1589  setst  die  fieirathsflJiigkeit  bei  deai  - 
weiblichen  Geschlechte  auf  das  16  ,  bei  dem  männlichen 
auf  das  21.  Aitersjahr  und  behält  für  das  mäouliche  Ge- 
aebiecht  da»  18-  Lebensjahr  nur  räcksicbtliob  derVerkib- 
niflefkhigkeit  ala  einen  besonderen  Tennin  bei  (§.  1570 
des  B.G.B.).  Ueber  die  Wirkung  einer  vor  den  ange- 
gebenen Zeitpunctcu  abgeschlossenen  Ehe  vei^letche  daa 
Nähere  im  Familienrechte. 

IL  Die  Geschlechtsverschiedenheit;  die  sieh 
bis  zu  der  durch  das  Gesetz  vom  8.  Januar  1838  erfolg- 
ten Aui'hebung  des  Instituts  der  Geschlechtsvormundschatt 
in  privatrechtlicher  Hinsicht  sehr  stark  su  Ungunsten  der 
Frauen  noch  geltend  machte  (vergl.  für  das  ältere  Recht 
•Ilaubold  Lehrbuch  §§.  15Ü  Ü.,  Gesetz  vom  10.  November 
1828),  bringt  jetzt,  abgesehen  von  dem  oben  sub  L  hin- 
sichtlieh der  Heirathsfkhigkeit  Erwähnten  nur  noch  in  selir 
untergeordneten  Puncten  eine  gewisse  Rechtsungleichheit 
trotz  der  im  §.  46  des  Gesetzbuches  ausgesprochenen  Hegel 
mit  sich. 

Es  ermangeln  nämlich  die  Frauen: 

1.  der  Fähigkeit,   Testameutszcugen  zu  sein, 
(Gesetzbuch  §,  2102),  femer 

2.  derjenigen;  das  Amt  eines  Schiedsrichters  bu 
übernehmen  (§.  1419),  sowie 

3.  rcgeliiiiiösig  wenigstens  der  Fähigkeit  zur  Ueber- 
iiahme  von  Vormundschaften  (Vmdsch.U.  Cap.  VIII. 
§.  1  und  Qi^setab!&eh  §.  1885  Nr.  L). 

nr.  Die  Begriffe  von  Verwandtschaft  und  Schwä- 
gerschaft, wie  sie  unser  bisher  geltendes  Recht  kannte 
und  das  Gesetzbuch  §§•  48—50  sie  auistellt,  entsprechen 
im  Allgemeinen  denen  des  gemeinen  Bechtes,  insbeson- 
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dere  fioden  sich  bei  der  Verwandtschaft  die  Unterscheidun- 
gen Bwifichen  natürlicher  und  juristischer,  wenn  auch  zum 

Tili  iU'  mit  veräiulertein  Iiilialte  dieser  Begriffe  1787  ff. 
des  B.G.B.)  wieder,  wie  denn  auch  bei  der  natürlichen  Ver- 
wandtschaft die  Gegensätze  zwischen  der  auf  ehelicher 
und  ausserehelicher  Zenguug  beruhenden,  femer  zwischen 
mehrfacher  und  einfacher  und  hinwieder  zwischen  voilbür- 
tiger  und  halbbürtige  Verwandtschaft  rechtlich  bedeutsam 
werden  können  (§§.  1868  ff.,  2020,  2031  u.  s.  f.).  Nur 
insofern  ni acht  das  Gesetzbuch  in  Bezug  auf  die  Berech- 
nung der  Grndesnähe  der  Verwandtschaft  resp. 
Schwägerschaft  eine  Abweichung  von  unserem  seit- 
her geltenden  Kechte,  als  das  letztere  im  Gebiete  des  Ehe- 
rechtes  für  die  Berechnung  der  Venvundtschaft  oder 
Öchwägerschaft  in  der  Seitenlinie  noch  die  sogenannte 
Gomputatio  tsanonica  festhielt,  d.  h«  also  in  der  Seitenlinie 
nur  die  Zeugungen  auf  der  einen  Seite  und  zwar  b«  Un- 
gleichheit der  Linien  nur  auf  der  längeren  Seite  zähho, 
während  das  Gesetzbuch  auch  in  dieser  Beziehung,  also 
ausnahmslos,  der  Bömischrechtlichen  Computationsweise 
folgt,  sonach  die  Gesammtzahl  der  zwischen  beiden  Per- 
sonen uiitten  iime  liegenden  Zeugungen  beider  Linien  ent- 
scheiden lässt* 

§.  19.  Ton  der  EkremidndenLnr« 

Die  noch  bei  Haubold  Lehrbuch  §.  113  vorgetragenen 
Grundsätze  über  £hrenminderung  und  deren  £influss  auf 
die  Rechtsf^igkeit  des  Menschen  sind  jetzt  fast  durch- 
aus unpractisch  geworden :  eine  besondere  Strafe  der  In- 
famie'^ giebt  es  bereits»  seit  dem  Criminalgesetz buche  von 
'  1838  nicht  mehr  bei  uns;  ebenso  ist  die  mit  der  unehe- 
lichen Geburt  und  dem  Abdeckergewerbe  früher  verbun- 
den  gewesene  sog.  Anrüchti^keit  schon  durch  das  Mandat 
vom  23.  Marz  1831  und  das  Gesetz  vom  28.  Februar 
1840  beseitigt. 
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Zwar  kennt  anoh  unser  beatiges  Eeckt  noch  einen 
Verlust  der  staatsbfirgerfichen  resp.  biU^Ucben  Ehren- 
rechte und  zwar  ist  derselbe: 

A.  theik  kraü  des  Gesetzes  an  erlittene  ZucLthauk»- 
strafe,  bisweilen  sogar  an  bloss  zuerkai^ite  Zucbthans- 
oder  Arbeitsfaausstrafe,  oder  swangsweise  Detention  in 
einer  Öffentlichen  Bessci  uugs  und  Arbeitsanstalt,  Bankerott 
u.  s.  w.  geknüpft  (Revidirtes  iStra%esetzbucb  vom  1.  Uctu- 
ber  1868  Art.  86*).  —  Wahlgesetz  vom  19.  October  1861 
§.  2.  —  Gesetz  die  Bildung  der  Geschworenenlisten  etc. 
betr.  vom  i-i.  Septeiiil>  r  i868  §.  2  no:  3,  Gesetz  die 
Wahl  von  Gerichtsschöffen  etc.  betr.  vom  1.  October 
1868  §.  l.> 

B.  theils  kann  derselbe  vermöge  eines  Beschlaeees 
derjenigen  Corporation,  der  die  betreffende  Person  ange- 
hört^ in*  gewissen  Fällen  eintreten  (Städteordnung  von 
1832  §.  74.  ^  Landgemeindeordnung  von  1838  §.  29 
no.  6.  —  Advocatenorduuug  vom  »>.  Juni  1859  §.  2.  — j. 
Jedoch  äussern  sich  die  Folgen  dieser  Ehrenminderungen 
zunächst  nur  auf  öffentlich-rechtlichem  Gebiete,  hanpt- 
sächlich  in  dem  Verluste  der  activen  und  passiven  Wahl- 
fUliigkeit  (Jpliofen,  Zeitschrift  für  Rechtspflege  XXIV. 
S.  299  ff,  XXV.  S.  314  ff.  — );  auf  die  Privatrechtsspbäre 
dagegen  gewinnt  eine  erlittene  Ehrenminderung  nur  noch 
in  verhftitnfssnaftssig  wenigen  Fällen  Etnffuss: 

1.  uiuüittelbai*  z.  B.  durch  die  mit  der  erlittenen 
Zuchthausstrafe  kraft  des  Gesetzes  eintretenden  Verwir- 
kung  des  Staatsdienstes  und  anderer  Öffentlicher  Aemter 
und  des  damit  verbundenen  Gehaltes  resp.  Pensionsan- 
spruches  (Revidirtes  Stra^esetzbucli  art.  36.),  oder  durch 
die  mit  der  Verurtheilung  wegen  Meineides  gleichfalls  ge- 
setzlich verbundenen  £inbusse  der  Fähigkeit,  wie  Uber- 

*)  Dsgegen  besttgUch  der  beschrftnkten  KlagfreiBprechong  n 
vsrgL  jetzt  Yerordnung  vom  28.  October  1868  und  Revidtrte  Straf- 
prozesBordnuBg  vom  1.  October  1868  An.  802. 
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hattpt  als  Zeage  so  auch  als  Tostamentszettge  zu  dienen 
(Revid.  Stra^esetzbuch  art.  226.  —  B.G.B.  §.  2102.—). 

2.  Mittelbar  insofern,  als  ein  gewisses  strafwürdiges, 
resp.  uBinoralisches  Verhalten  den  Verlust  oder  die  Min-  • 
dernng  des  öffentlichen  Vertrauens  aar  Folge  hat,  was 

a.  theils  «ich  in  Fällen  äussern  wird,  wo  die  Berfiek- 
sichtigung  der  moralischen  Integrität  einer  Persou  richter- 
lichem firraessen  anheimflLllt|  a.  B.  bei  der  Zulassung  zu 
einer  Vormundschaft, 

b,  thcilö  einen  civilrochtlich  beachtlichen  Grund  ab- 
*;eben  kann,  gewisse  contraktliche  Verhältnisse  einseitig 
lür  gddst  zu  erklären  (Staatsdienergesetz  vom  7.  März 
1835  §§.  22  ffl  —  Gerinde -Ordnung  vom  10.  Januar 
Iö35  §.  t)6,  sub  Vir,  —  Geworbfgesftz  vom  15.  Octuber 
1H61  §.  66,  a  —  Handelsgesetzbuch  Art.  64,  6.  —  B.G.B. 
§.  1381.  — )• 

f.  80.  Coufesslons-  lutd  ReUgloasTeraeliMenkelt. 

vliaubold  Lchrbucli  §.  108  ff.) 

0ie  Im  Gesetzbuche  §.  61  aufgestellte  Hegel,  dass 

di^  Verschiedenheit  des  religiösen  Glaubensbekenntnisses 
keine  Verschiedenheit  der  bürgerlichen  lieciite  begründe, 
galt  früher  ausnahmslos 

Ä.  nur  in  Ansehung  der  Bekenner  einer  der  im  Kö- 
nigreiche Sach.scn  anerkaiiutcn  christlichen  Cuiiicssiunen. 
Ja,  bis  zum  Mandate  vom  16.  Februar  1807  befanden  sich, 
abgesehen  von  der  besonderen  Oberlausitzer  Verfassung, 
sogar  nur  die  lutherischen  Confessions verwand- 
ten im  vollen  Genüsse  der  bürgerlichen  Rechte. 

Nachdem  jenes  Mandat  die  Gleichntcliungder  K  ö  m  i  sch- 
kathoUschen  Christen  mit  den  Lutheranern  in  bür- 
gerlicher und  staatsbürgerlicher  Hinsicht  au^^gesprocheu 
hatte,  folgte  auch  die  dor  Reformirten  mittelst  Man- 
dates vom  18.  März  1811,  sowie  weiterhin  während  des 
Russischen  Gouvernements  die  der  Griechisch-katho- 
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iischen  Christen,  wenigstena  in  Ansehung  der  bür- 
gerlichen Rechte  mittelst  Gouvernements -Patentes  vom 

10/22.  April  1814,  so  dass  der  GrundsÄta  des  Art.  16 
•         der  Bundesakte  von  1815  in  privatrechtliclier  Hinsicht 
bei  uns  bereits  rorher  vollständig  zur  Durchführung  ge- 
langt war. 

Die  Yeriassungs- Urkunde  vom  4.  boptcmbci  1S31 
§.  33  garantirte  sodann  nochmals  den  Mitgliedern  der  im 
Königreiche  Sachsen  aufgenommenen  ^^christlichen  Kirchen- 
geaellsclmften''  ausdiücklicli  dcu  Geauss  gleicher  bürger- 
licher und  politischer  Rechte. 

"Neuerdings  ist  hierzu  als  fünfte  rechtlich  anerkannte 
christliche  Coufessionsgciiiciuscliaft  diu  der  Deutsch- 
kathoiiken  gekommen,  deren  Rechtsverhältnisse  durch 
Gesetz  vom  2.  November  184tf  in  Verbindung  mit  den 
bestätigten  Statuten  derselben  vom  21.  Februar  1849  und 
vom  17.  September  1859  (letztere  abgedruckt  im  üesetz- 
und  Verordnungsblatte  von  185ü  S.  327  geregelt  wor- 
den sind. 

B.  In  AnschunfT  der  Juden  dagegen  war  bis  vor 
Kurzem  die  in  dum  Geaetzbuche  §.  51  ausgesprochene 
Regel  noch  durch  zahlreiche  Ausnahmen  alterirt.  Man 
hatte  nämlich  zwischen  den  sogenannten  inländischen*), 
{d.  h.  den  früher  sop^eniuiuien  Schutzjuden,  jetzt  Sächsi- 
schen Ötaatsangehörigen)  und  den  ausländischen  Juden 
zu  unterscheiden.  Bis  zum  Jahre  1838  nämlich  waren 
die  Angehörigen  beider  Olaasen,  abgesehen  von  sonstigen 
Rechtijbesc'Iiränkungen,  nicht  bloss  von  der  Führung  von 
Vormundschaiten  über  Christen,  sondern  auch,  mit  allei- 
niger Ausnahme  des  den  inländischen  Juden  schon  früher 
verstatteten  Besitzes  eines  Bethauses,  von  dem  Erwerbe 
inländischer  Grundstücke  gänzlich  ausgeschlossen  (Zu 


*)  welche  den  sogenanateo  LeibzoU  an  den  König  m  sahien 
hatten. 
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yergl.  Rescript  vom  2.  Juni  1828,  die  Fähigkeit  der  Juden 
2u  Erlangung  dingUch/ar  Rechte  an  Grundstücken  betr.). 

Erst  durch  das  Gesetz  vom  16.  August  1838  erhiel- 
ten die  iuländischen  Juden  das  Recht;  in  einer  der  bei- 
den Städte  Leipzig  oder  Dresden  ein  Grundstück  zu 
haben,  jedoch  mit  dar  Beschränkung,-  dass  sie  dasselbe 
nicht  vor  Ablauf  von  sehn  Jahre«  wieder  yerftussem 
dürften. 

In  Verfolg  der  mittekt  Verordnung  vom  2.  Märs  1849 
geschehenen  Pttblication  der  Grundrechte  des  Deutschen 
Volkes  erkannte  zwar  die  dazu  gehörige  Ausführungs- 
verordnung vom  20.  April  1849  sub  VI.  die  völlige  Gleich- 
stellung der  inländischen  Juden  mit  den  Christen  hinsicht- 
lieh des  Genusses  der  bilrgerltchen  und  staatsbürgerlichen 
Rechte  ausdrlicklicli  au,  liesä  es  aber  iu  Ausehuup:  der 
Rechtsverhältnisse  der  ausländischen  Juden ,  soweit  sie 
Ländern  angehörten,  in  welchen  die  Grundrechte  noch 
nicht  galten,  bei  dem  früheren  Rechte  bewenden*).  Auch 
bei  der  späteren  Ausserkraftsetzung  der  Grundrechte  hielt 
das  bezügliche  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  §.  3  jene  Be- 
stimmung der  Ausfuhr nngarerordnung  ausdrücklich  nur 
hinsichtlich  derjenigen  Juden  aufrecht,  welche  Säohnsche 
Staatsangeiiörige  seit  n ,  während  rücksichtlich  aller  übri- 
gen die  früheren  Rechtsbeschränkungen,  wie  sie  vor 
Publication  der  Grundrechte  bereits  galten,  wieder  ein- 
traten. Demgemäss  hielten  auch  bis  vor  Kurzem  unsere 
Justizbehörden  gegenüber  e  Inf  in  aus  10  und  13  des 
Gesetzes  über  £rwerb  und  Verlust'  des  Unterthanenreoh- 
tes  vom  2.  Juli  1852  abgeleiteten  neuen  Zweifel  fort- 
dauernd an  dem  Grundsätze  fest,  dass  den  ausländischen 
Juden  ohne  gleichzeitige  Erlangung  der  ötaatsangehörig- 


*)  20  vergl.  nanmehr  Qesetz  TOm  3.  Deeember  1S68,  einige  A1>- 
'  ändemn^ea  der  Yerfsssaagsiirkaade  vom  4.  September    1831  etc. 
betr.  Ko.II. 
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keit  in  Sachsen  der  Erwerb  von  Immobilien  im  Inlande 
nichl  verBtattet  sei  (WochenbL  1859  S.  377  iL). 

Indessen  hat  in  neuerer  Zeit  das  Justizminlaterium 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  sich  , 
für  die  gegentheilige  Ansicht  entschieden  (Zeitschrift  för 
Reehtspflege  nnd  Verwaltung  XXVm.  S.  64  ff.)  und  so- 
mit ausgesprochen,  dass  ausländischen  Juden  auch  ohne 
gleichzeitigen  Erwerb  des  diesseitigen  Unterthanenrechtes 
der  Erwerb  inländischer  Immobilien  in  den  §.  10  des 
zületst  gedachten  Gesetzes  vorgesehenen  Fällen  2U  ver- 
statten  sei,  wie  denn  auch  durch  Verordnung:  die  Aus- 
ftihrung  der  Ver&ssung  des  Norddeutschen  Bundes  betr., 
▼cm  5.  Juli  1867»  die  beschränkenden  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  16.  August  1838  §§.  1  und  3,  und  des 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  §.  13  des  obigen  (Je- 
setzes  vom  2.  Juli  1852  bezüglich  der  dem  Israelitischeii 
Glaubensbekenntnisse  Angehörigen  Norddeutscher  Bundes- 
staaten ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind.  Niclit  minder 
ist  bei  der  ständischen  Berathung  des  Entwurls  zum 
bürgerlichen  Gesetzbuche  die  in  demselben  wieder  auf- 
genommene Ausschliessung  der  Juden  von  der  Führung 
von  Vormundschaften  über  Christen  ausdrücklich  in  \Veg- 
.  fall  gebracht  worden  (§.  1885)^  während  freilich  das  Ver- 
.  bot  der  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen  fortdauernd  in 
1617  des  B.G.B,  aufrecht  erhalten  geblieben  ist. 

IL  Juristische  Personen. 
§.  21,  A.  AUgemeine  Grondsälae* 

Für  unsere  Lehre  kommt  neben  dem  Gesetzbuche 
§§.  52 — 57  jetzt  ausser  einer  Beihe  von  Specialgesetzen 
besonders  noch  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1868 

„Uber  die  juristischen  Personen"  in  Betracht. 

I.  Im  Gebiete  des  Privatrechtes  sind  es  durchweg 
nur  vermögensrechtliche  Beziehungen,  welche  durch  die 
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Theorie  der  juristischen  Personeu  ihrt-  Nonn  ünden 
sollen.  Allenthalben  konunt  es  nur  darauf  an,  für  einen 
VenndgensinbegrifT,  dessen  wirtfaschaftlicfae  Zweekbestim- 
muDg  mit  der  AuknupluDg  an  eine  einzelne  plijeiBche 
Person  oder  mehrere  dergleichen  unverträglich  sein  wUrde^ 
durch  An&tellang  eineB  gedachten  (finghrten)  Subjectes 
einen  ihn  beherrschenden  Mittelpunkt  (Träger)  zu  ^i:- 
winnen,  um  so  in  den  Stand  gesetzt  zu  sein,  die  an  sich 
nnr  für  das  Vermögen  einer  physischen  Person  berechne- 
ten Vorschriften  unseres  positiven  Rechtes  auch  auf  ein 
(1(  rarti^ires  thatsächlich  subjoctloses  Vermügen  anwenden 
2U  können.  Je  nach  Verschiedenheit  des  Zweckes,  wel- 
chem dergleichen  mit  juristischer '  Persönlichkeit  ausge- 
stattetes Vermögen  zu  dienen  bestimmt  ist;  hat  man  im ' 
Sinne  unseres  Gesetzbuches  zu  unterscheiden  zwischen 
CorporatioDsvermögcn ,  Stiftungs-  oder  Anstaltsvermögen 
und  der  ruhenden  £rbechaft.  Da  von  letzterer  besonders 
in  §§,  2246—48  des  Gesetzbuches  gehandelt  wird,  so 
kommen  in  Folgendem  nur  noch  die  beiden  ergtcren  Arten 
in  Frage. 

IL  Durch  PrivatwiUen  allein  kann  die  juristische 

I\i'suu  nielit  iu  das  Leben  gerufen  werden.  Vielmehr 
wird  hierzu  immer  staatliche  Anerkennung  vorausgebetzt. 
Dieser  schon  unserem  zeith^gen,  Particularrechte  geläu- 
fige Satz  hat  namentlich  in  dem  sogenannten  Vereins^ 
gesetze  vom  22.  November  1850  §.  18  rücksichtlich  der 
Personenvereine  Ausdruck  gei'undon.  Auch  §.  52  des 
Gesetzbuches  bekennt  sich  zu  ihm,  ohne  im  Uebrigen 
über  die  Bedingungen  und  die  Form  sich  auszusprechen, 
unter  denen  die  staatliche  Anerkennung  zu  erwirken  resp. 
zu  ertheilen  seL  Während  nun  für  die  als  integrirende 
BestandtheÜe  unseres  staatlichen  oder  religiösen  Gemein- 
wesens historisch  gcgcbeiiLu  Rechtssubjecte  dieser  Art  (wie 
die  Stadt-  und  Landgememden,  die  Kirchen  u.  s.  w.)  die 

staatliche  Anerkennung  schon  von  selbst  in  den  auf  sie 

5» 
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bcisiiglicheu  Satzungen  unseres  positiven  Rechtes  liegt, 
hat  man  lücksichtlich  der  sich  nun  bildenden  juristi&chen 
PenoiMtii  (foweit  fUr  gewisse  Gattimgeii|  z.  B.  ImniiigeD^ 
Gewerkichaftm  u.  e.  w.,  nicht  besondere  Specialgesetse 
existiren)  naeii  dem  Gesetze  vuni  15.  Juni  18G8  §.  6  ver- 
bunden mit  A. V.O.  dasu^  foigendeigestalt  au  unterscheiden: 

a.  für  Stiftungen  und  Anstalten^  welche  zu 
dauernden  kirchlichen^  mildthfttigen  oder  gemein- 
nützigen  Zwecken  selbstständig  errichtet  werden, 
genügt  die  blosee  (auch  durch  concludende  Handlungen 
mögliebe)  Genebmigung  der  Stiftung  oder  Anstalt  und 
ihres  Zwl<  kcs  seilen  desjenigen  Ministeriums,  zu  dessen 
Bessert  die  Stütung  oder  Anstalt  ihrem  Zwecke  nach 
gehört 

b.  Anderen  Zwecken  dienende  Stiftungen ,  An* 

stalten  oder  Vermögensmassen  bedürfen  der  iiuscliiick- 
liehen  Anerkennung  als  juristischer  Personen  Seiten  des 
g^uannten  Ministeriums. 

c.  Personenvereine  oder  Genossenschaften 
dagegen  ei  laiig<  n  die  juristische  Persönlichkeit  erst  durch 
den  richterlichen  Eintrag  in  das  sogenannte  Qenps- 
Benschaftsregister. 

III.  Die  Annahme  einer  juristischen,  d.  h.  also  inso- 
weit bloss  gedachten,  Person  enthält  an  sich  die  Negation 
einer  derselben  zukommenden  natürlichen  Willens-  und 
Handlungsfähigkeit.  Dies  gilt  namentlicb  auch  von  den 
Corporationen,  wo  der  Gesamratwille  der  einzelnen  jewei- 
ligen Mitglieder  nicht  —  wie  dies  von  mehreren  gemein- 
rechtlichen Schriftstellern  behauptet  wird  der  Wille 
.  der  juristischen  Person  selbst  ist,  sondern  denselben  gleich- 
falls nur  repräsentirt,  und  zwar  auch  nur  wenn  und  inso- 
weit die  Verfassung  der  Corporation  solches  gestattet 
(§§•  ^  und  54  des  Gesctsbuches^).,  Hier^  wie  bei  den 
Stiftungen^  Anstalten  u.  s.  w.,  deren  Willens-  und  Hand- 
lungsfähigiceit  ebenfalls  nur  durch  die  ihnen  verordneten 
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Vertreter  juristisch  vermittelt  wird,  hat  man  zwar  im  AU- 
gememen,  soweit  die  Natur  der  Sache  nicht  ein  Anderes 
bedingt  y  die  von  der  freien  Siellyerbrettmg  geltenden 

Gnuidaatze  analog  anzuwenden ,  immer  jedoch  mit 
der  Massgabe,  dass  da,  wo  das  Gesetzbuch  die  ireien 
Stellvertreter  und  .die  sogenannten  gesetidichen  (nothwen- 
dlgen)  Vertreter  sa  einander  in  Gegensatz  bringt,  z.  B. 
in  den  §§.  154  und  189,  die  Vertreter  der  juristischen 
Personen  der  zweiten  Kategorie  beizu7nlilon  sind,,  indem 
die  bezüglich  ihrer  sich  in  dem  Gesetzbuche  hier  und  da 
findende  abweichende  Terminologie  als  ^^verfassnngsmSs- 
ßige  Vertreter"  (§§.  55  und  101  des  B.G.B.)  nur  auf  den 
Ursprung  ihrer  Legitimation  zoriickweisty  ohne  daran 
Etwas  ändern  zu  wollen,  dass  sie  gleich  dem  Vormunde 
einer  juristisch  willensunfahigen  Person  diese  voll  reprä- 
^entiren  (§.  193  des  B.G.B.). 

IV.  Es  ist  eine  nothwendige  Folge  des  zu  II  gedachten 
Pnncipes,  dass  die  juristische  Person,  wie  ihre  Entstehung 
von  der  staatlichen  Anerkennung  abhängt,  auch  mit  der 
Kntzichung  der  letzteren  wieder  erlischt.  Etwas  Weiteres, 
fds  diesen,  äbrigens  auch  der  gemeinrechtlichen  Doctrin 
geläufigen  Satz  hat*  das  Gesetzbuch  §.  56  nicht  ans* 
sprechen  wollen  und  ea  soll  also  auf  diese  Weise  nicht 
etwa  der  lediglich  nach  den  Grundsätzen  des  öffentlichen 
Bechtes  zu  beantwortenden  Frage  vorgegriffen  werden: 
ob  und  in  wie  weit  der  Staat  im  einzelnen  Falle  zu  eiüet 
derartigen  Massregel  zu  verschreiten  berechtigt  sei. 

Auch  treten  der  hieraus  und  aus  der  weitereu  Vor* 
Schrift  in  §.  57  etwa  abzuleitenden  Besorgniss  einer  eigen* 
mächtigen  Spoliirung  der  juristischen  Person  Seiten  de» 
Staates  theüs  die  rücksichtlieh  der  Stiftungen  und  In- 
nungen anderwärts  sich  findenden  gesetzlichen  Specialbe* 
Stimmungen  (siehe  unten  §.  22, 1.  b.  III.),  theils  die  speciellen 
Motive  Seite  582  nnt  der  ausdrücklichen  Bemerkung  ent- 
gegen^ dass  überhaupt  beim  Kriöschen  einer  Corporation 
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das  ihr  zugehörig  gewesene  Vermögen  dann,  wenn  das- 
selbe zu  öffentlichen  Zwecken  bestimmt  war,  nicht  vom 
Staate  an  ach  gezogen,  sondern  einstweilen  bis  mm 
etwaigen  Wiederaufleben  der  Corporation  als  Stiftung  forl> 

verwaltet  werden  müsse. 

« 

§.  22.  B.  Die  elAzeiiien  Arten  der  jarlstiieiien  Personen« 

I.  Der  Staat,  oder  Staatsfiscus.  Haubold: 
Lehrbuch,  §.  I(i4. 

Mit  beiden  Ausdrücken  will  man  sachlich  dasselbe 
bezeichnen  und  ihre  Verschiedenheit  beruht  nur  darauf, 
dass  man  sich  das  eine  -Mal  den  Staat  .ils  univer-itLis  per- 
Bonaruni,  wenn  auch  natürlich  liier  nur  im  binne  privat- 
rechtlicher,  d.  h«  vermögensrechtlicher  Beziehungen,  das 
andere  Mal  die  Staatscasse,  das  ist  der  Inbegriff  des  ger- 
sammtcn  Staatsvermögens  nach  Art  der  Stiftungen  per- 
sonificirt  denkt.  Letztere  Vorstcüungsweiee  war  die  unserer 
seitherigen  Gesetzessprache  adftqaatere  (z.  B.  Ges.  sub  C 
vom  28.  Januar  18S5  §.  5,  wo  von  dem  durch  die  Verord- 
nung vom  24.  Juli  1867  inmittelst  aufgehobenen  privilegir- 
ten  Gerichtsstande  des  Staatsüscus  und  anderer  von  höheren 
Behörden  verwalteter  Gassen  die  Rede  ist);  die  erstere  Auf- 
fassung dagegen,  welche  dem  Gesetzbuche  zu  Grunde  liegt, 
verdient  insofern  vielleicht  den  Vorzug,  als  sie  wenigstens 
nicht  zu  der  Annahme  einer  doppelten  Persönlichkeit, 
nämlich  des  Staates  theils  als  nniversitas  personarum  in 
seiner  Öffentlich  rechtlichen  Function^  theils  seines  Ver- 
mögens, alöo  in  privatrechtlichcr  Beziehung  nöthigt. 

lieber  die  Bestandtheile  des  eigentlichen  Staatsgutes 
im  Gegensätze  zum  königlichen  Hausfideicommisse  einerseits 
und  d(  m  Privatvermögen  des  Königs  andererseits  zu  vergL 
Verfassungsurkunde  §§.  16 — ^2L 

Die  Vertretung  des  Staatsfiscus  nach  aussen  li^  je 
nach  den  verschiedenen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  in 
den  Händen  der  hieriiii*  verfassungsmässig  geordneten  Be- 
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hörden,  rorzugsweise  aber  in  denen  des  FinanzminiBteriamS| 

welches  auch  £Ur  die  von  dem  Fiscus  zu  führenden  Pro- 
cesse  jedesmal  einen  besonderen  Anwalt  (procurator  Usei) 
besteilt.  Die  grosse  Mehrzahl  der  gemeinrechtlichen  Fis- 
calprivilegien  hatte  bereits  unser  Geriditsbrauch  vor  dem 
Erscheinen  des  Gesetzbuches  beseitigt  (so  die  Befreiung 
von  der  Verpflichtung  zur  Entrichtung  von  Verzugszinsen, 
sowie  umgekehrt  das  Becht:  von  seinen  Schuldnern  Legal- 
zinsen auch  ohne  raora  fordern  zu  dürfen,  ferner  das  auf 
coDst.  2  C.  de  quadriennii  praescr.  VII,  37  gestutzte  Vor- 
recht). Dagegen  hatte  unser  zeitheriges  Recht  noch  die  i 
▼ierzigjälirige,  ja  nach  der  Ansicht  mehrerer  Spruchbe-  ^ 
bürden  sogar  vierundvierzigjährige  Dauer  der  wider  den  ^ 
Fiscus  laufenden  Verjährung  beibehalten.  Das  Gesetzbuch 
hat  auch  diese  Rechtsungleichheit  in  Wegfall  gebracht. 
Es  kann  daher  i  al>g(^^><'liin  von  den  nicht  in  das  Bereich 
des  Gesetzbuches  ikileuden  Vorrechten,  wie  des  beueücium 
restittttionis  in  int^rum  ex  persona  in  Processen,  ferner 
das  dem  Fiscus  wegen  seiner  AbgabenfordeniDgen  und  sei- 
ner Ansprüche  an  seine  Vermögensaduiiniätratoren  zu- 
stehende Privilegium  engend!  im  Concurse)  höchstens  nur 
noch  Folgendes  hierher  gerechnet  werden: 

1.  das  Recht  auf  Einziehung  der  sogenannten  herren- 
losen oder  erblosen  resp.  verwirkten  iSachen,  z.  B.  51, 
m,  24a  und  2618,  hiemächst 

2.  die  im  §.  393  dem  Staate  eingeräumte  Berech- 
tigung :  auf  dem  Grundstücke  seiner  bei  einer  Vermögens- 
oder Cassenverwaltnng  angestellten  Dieneir  eine  Cautiona- 
hypothek  auf  Grund  gesetzlicher  Rechtstitel  eintragen  zu 
lassen. 

§.  23.  Fortsetauig, 

H.  Corporationen  (Genossenschaften). 

I.  Für  die  Corporation  in  ihrer  privatrechtlichen 
Function  als  künstliches  Vermögenssubject  gilt  vollständig 
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das  oben  §.  21^  I  Gesagte:  dass  nämlich  das  ihr  ziige- 
schriebcDe  Vermögen,  wie  bei  den  Stifttingen,  an  sich  sub- 
jectlos  ist^  namentlich  also  nicht  den  einzelnen  jeweiligen 
Mitgliedern  zagehMg  gedacht  werden  darf.  Wenn  gleich- 
wohl unser  Parti cularrecht,  übrigens  insoweit  im  Einklänge 
mit  der  herrschenden  genieiurechtiichen  Theorie,  neben 
den  personificirten  reinen  VermögeBemaasen  (Stiftangen, 
Anstalten,  rohende  Erbschaft)  die  nniversttaa  peraonanmt 
als  zweite  I  laupterachcinnngsfonu  der  juristischen  Person 
dergestalt  unterscheidet^  dass  es  dieselbe  jener  ersteren, 
der  omTersitas  bonorum  ^  als  coordinirte  Unterart  gegen- 
überstellt ,  80  rechtfertigt  sich  dieses  zwar  vollkommen 
durch  die  Erwägunge  dass  fiir  diese  zweite  Gattung  in 
der  That  wesentlich  abweichende  Grundsätjse  rücksichtlicii 
,  ihrer  Existenzbedingungen  (Entstehung,  Vertretung,  £^ 
löschen)  deshalb  sich  geltend  machen,  weil  zu  der  hftufig 
ganz  ausserhalb  des  privatrechtlichen  Gebietes  sieh  voll- 
ziehenden Bildung  einer  solchen  Fersonenvereinigung  die 
ihr  von  der  bürgerlichen  Rechtsordnung  beigelegte  Ver- 
mOgensfkhigkeit  oft  nur  als  das  secundäre  Moment  hmxa- 
tritt,  während  für  die  crstere  Gattung  das  Vorhandensein 
eines  seibstständigen  Vermögenscomplexes  gerade  umge- 
kehrt die  wesentKche  Grundlage  und  Voraussetzung  bil- 
det. Indessen  darf  diese  begriffliche  Scheidung  nicht  dazu 
verleiten :  jenen  für  die  privatreclitliche  Betrachtungsweise 
beider  Arten  gemeinsamen  Gesichtspunct  (den  der  that- 
sächlichen  Snbjectlosigkeit  des  ihnen  zugeschriebenen  Ver» 
mögens)  für  die  Corporation  etwa  ganz  fallen  zu  lassen, 
weil  gerade  in  ihm  das  einzig  sichere  Kriterium  häuüg 
liegt,  um  die  communio,  Societät  und  andere  ihr  nachge- 
bildete Genossenschaften  von  den  mit  juristischer  Persön- 
lichkeit ausgestatteten  Personenvereinigungen  im  einzelneu 
Falle  zu  unterscheiden. 

Die  Bestimmungen  in  §§.  53  und  55  des  Gesetz- 
buches über  die  Vertretung  der  Personenvereine,  femer 
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den  bei  etwaigen  ßeschlusafassungen  ihrer  Mitglieder  ein- 
zuhaltenden Abstiminungsmodus  und  das  dabei  cntsciiei- 
deode  StimmenTerbftltiiieB  haben  nur  einen  Auehülfs- 
eharakter,  d.  h.  sind  nnr  auf  den  Fall  berechnet,  wenn 
nach  der  Organisation  der  betreffenden  Corporation  nicht 
gesetzlich  oder  statutarisch  etwas  islutgegenstehendes  ge- 
ordnet sein  sollte.  Im  Vergleieh  su  der  Ton  nnserer  seit- 
herigen Prucis  (Kori,  Erörterungen  IL,  8. 9  ff.)  festgehal- 
tenen Ansicht,  wonach  abgesehen  von  dem  in  der  Erl. 
Processordnung  VII  §.  6  ausdrücklich  ngrinirten  Falle 
einer  Syndieatserrichtang,  in  der  Regel  abeolate  Stimmen- 
niehrheit  s  äm  mt  1  i  ch e  r  Vereinsmitglieder  erfordert  wurde, 
enthält  unser  §.  58  schon  insofern  eine  weäoutliche  Mil- 
derungy  als  darnach  blpss  relative  Stimmenmehrheit  nnd 
zwar  in  der  Weise  entscheidet,  dass  von  den  oonvocirten 
säramtlichcn  Mitgliedern  nur  die  Hälfte  zu  erscheinen 
braucht,  um  eine  bcschlussfUhige  Versammlung  zu  bilden, 
innerhalb  derselben  aber  die  einfache  Majorität  genügt 
Weil  aber  gleichwohl  für  eine  Anzahl  zur  Zeit  des  In- 
krafttretens des  Gesetzbuches  bereits  bestellender  Prlvat- 
corporationeu,  in  denen  usuell  ein  anderes  noch  schwä- 
cheres StimmenverhäHnisa  herrschend  gewesen  sein  mochte^ 
selbst  diese  Vorsdirift  vielleicht  noch  drfickend  empfun- 
den worden  sein  würde,  so  verftigte  man  mittelst  transi- 
torischen  Gesetzes  vom  21,  Januar  18(j5:  dass  bei  der- 
artigen Privatcorporationen,  soweit  das  Statut  nicht  ein 
Anderes  bestimme,  jede  gehörig  berufene  Versammlung 
auch  bei  einer  geringeren  Anzahl  der  erschienenen  Mit- 
glieder bereits  beschlussf^ig  sein  solle,  während  für  alle 
erst  später  entstandenen  Corporationen  dieser  Art,  wie 
auch  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1868  §.11  unter  VIII. 
ausdrücklich  anerkennt,  allere! nigs  das  Gesetzbuch  a.  a.  0. 
subsidiär  Anwendung  zu  leiden  haben  würde. 

Hierbei  ist  natürlich  allenthalben  vorausgesetzt,  dass 
sich  der  Beschluss  seiner  Tendenz  nach  inn^halb  der 
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GroDzen  des  Corporationszweckes  bewegt,  was  z.  B.  bei 
einem  Beachlosse  auf  Auflösung  dar  GeseUscfaaft  oder  »uf 
Vertheflung  des  Corporationsvermögens  unter  die  jeweiligen 
Mitglieder  nicht  der  Fall  sein  würde,  wie  dena  auch  aus 
diesem  Grunde  Sonderrechte  einzelner  Mitglieder  durck 
einen  im  Uebngen  formell  gültig  gefassten  Majoritäts- 
bescbluBB  nicht  beeinträchtigt  werden  können  (§.  54  dei 
Gesetzbuchs). 

2.  Der  Bereich  des  Gesetzes  vom  15.  Juni  186d 
ist  insofern  von  vornherein  ein  beschränkter,  als  voa 

demselben  nach  §.  1  alle  dem  öffentlichen  Rechte  ange- 
hangen oder  durch  besondere  Gesetze  bereits  geregelte 
juristische  Personen  ausgeschlossen  geblieben  sind^  rück- 
sichtlich deren  es  vielmehr  bei  den  dies&lls  bestehenden 
Vorschriften  zu  bewenden  haben  soll.    Hiehcr  gehören 

a.  die  Stadt-  und  Landgemeinden.  Im  §.  2d 
der  Städteordnung  und  §•  56  der  Landgemeindeordnung 
findet  sich  übereinstimmend  der  Grundsatz  anerkannt^ 
dass  die  ganze  Stadt-  resp.  Landgemeinde  Eigenthümerin 
des  Gemcindevermügens  und  die  jetzt  lebende  Generation 
nur  berechtigt  sei,  die  Nutsungen  desselben  zu  gemein- 
samen städtischen  Zwecken,  resp.  sa  den  Zwecken  der 
Landgemeinde  asu  verwenden,  dass  dagegen  das  Stamm- 
vermögen im  Wesentlichen  unvermindert  erhalten  we^ 
den  müsse.  Die  Verwaltung  des  städtischen  Vermcigenay 
sowie  die  Vertretung  der  Stadtgemeinde  nach  aussen  liegt 
dem  Stadtrathe  ob,  dem  die  Stadtverordneten  iü 
der  Regel  nur  controiirend  zur  Seite  stehen.  Nur  bei 
gewissen  besonders  wichtigen  Verwaltungsacten  ist  ancb 
deren  Zustimmung  erforderlich,  z.  B.  Grundstücks-Erwerb- 
ungen oder  Veräusserungen,  Beginn  eiaes  Prozesses  für 
die  Stadtgemeindc;  wenn  derselbe  nicht  ein  geringfögigff 
oder  unbestrittenes  Object  betrifft.  In  den  ländlichen 
Gemeinden  liegt  die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens 
in  den  Händen  des  GemeinderatheSi  dessen  Vorstandi 
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(der  sog.  Gcmeindevorstaud}  die  Gemeinde  nach  aussen 
gerichtlich  und  aussergericfatlich  vertritt  Nur  in  kleinen, 
nicht  mehr  als  25  ansSsuge  Mitglieder  zählenden  Gemem- 
den  wird  der  Gemeinderath  durch  die  sogenannte  Ge- 
meindeversammlung ersetzt.  Uebrigens  sind  jetzt 
alle  in  dem  städtischen  oder  ländlichen  Gemeindebesirke 
wesentlich  aofhältlichen  Personen  Mitglieder  der  Gemeinde 
(sogenannte  politische  Gemeinde)  j  nur  dass  ihnen  nicht 
auch  von  selbst  die  Ao&Ubang  der  sogenannten  Gemeinde- 
ehrenrechte mit  zusteht.  Im  Gegensatze  zu  der  politischen 
Gemeinde  im  obigen  Sinne  kommen  namentlich  in  den 
Landgememden  und  den  kleinen  Ackerbau  treibenden 
Städten  die  sogenannten  Altgemeinden  vor.  Darunter  , 
hat  man  sich  die  Genossenschaft  derer  zu  denken,  weldie 
von  der  Zeit  her,  wo  nur  die  Angesessenen  des  Ortes 
den  Gemeindeverband  bildeten,  ein  auäscliiieBsliches  Hecht 
an  gewissen  Bestandtheilen  des  damaligen  Gemeindever- 
mögensy  und  zwar  meist  solchen  Stücken  sich  bewahrt 
haben,  welche  der  unmittelbaren  Benutzung  Seiten  der 
Einzelnen  zugänglich  sind,  z.  B.  Communwalduageü;  Ge* 
meindeweiden  u.  s.  f.  Abweichend  von  der  Ansicht  der 
meisten  Germanistischen  Schriftsteller'  (vgl.  v.  QtetheTf 
System  §.  49  und  die  dort  Anm.  4  und  8  Angef.)  be- 
handeln unsere  rechtsprechenden  Behörden  in  Gemässheit 
von  §§.  55  und  56  der  Landgemeindeordnung  verbunden 
mit  §.  132  des  Ablösungsgesetzes  vom  17.  März  1832^ 
diese  Altberechtigten,  so  lauge  die  politische  Gemeinde 
im  einzelnen  Falle  etwas  Gegentheüiges  nicht  nachzu* 
weiaen  vermöge,  in  materiell-rechtlicher  Beziehung 
als  einfache  Miteigcnthiirner,  resp.  sonstige  Communions* 
interessenten ,  somit  also  weder  als  seibütständige  Corpo- 
rstionen  in  der  Gemeinde,  noch  als  blosse  Repräsentanten 
der  Ortsgemeinde  in  Bezug  auf  ein  zwar  der  Ausübung 
nach  ihnen,  der  Substanz  nach  dagegen  der  Gemeinde 
zuständiges  und  von  ihr  abgeleitetes  Nutzungsrecht,  eine 
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Ansicht,  die  abgesehen  von  den  aus  der  früheren  Öesetz- 
gebiiDg,  insbesondere  ans  dem  Ablösangsgesetze  yon  1832 
§§.  132  ff.  cit.  zu  gewinnenden  Sttttepnncten  eine  indirecte 
gesetzliclie  Anerkennung  später  auch  noch  in  der  A.V.O. 
vom  Hypothekengesetze  vom  15.  Februar  1844,  §.  43  in 
Verbindung  mit  dem  Eintragsschema  S.  88  des  Qeseta- 
und  Verordnungsblattes  gefunden  hat.  Nur  in  pro- 
cessualer  Hinsicht  stellte  man  mit  Rücksicht  auf  die 
Erläuterte  Process-Ordnung  VII.,  §.  6  diese  Altgemeinden 
noch  fort  und  fort  den  universitates,  namentHck  in  Bezog 
auf  die  Berechtigung  zur  Syntlikat.^orrichtung  oder  auf 
das  beneficium  reetituUonis.in  integrum  gleich  (Bekannt- 
machang eines  Bechtssatzes  des  O.A.G*  vom  23.  Februar 
1850  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatte  von  1850,  S.  196  — ) 
und  es  ist  auch  diese  gemischte  Natur  des  Verhältnisses 
in  dem  Gesetze  vom  15.  Juni  1868,  §•  2  ausdrücklich  mit 
der  Modification  anerkannt  worden,  dass  die  Mitglieder 
solcher  Altgenieinden  iinbeseliailtt  des  Rechtes  derselben, 
auf  Theilung  der  gemeinschaftlichen  Grundstücke  anzu- 
tragen über  Verwaltung  und  Verftusserung  ihres  gemein- 
schaftlichen Vermoj^Liis  per  niajora  nach  55  des  Ge- 
setzbuchs gültig  Beschluss  fassen  können.  Ferner  ge- 
hören hierher: 

b.  die  an  die  Stelle  der  früheren  Zünfte  getretenen 
Innungen,  d.  h.  die  nicht  mehr  mit  einem  gewerblichen 
Verbietungsrechte  ausgestatteten  freien  Gewerbsgenossen- 
schaften, über  deren  Organisation  und  Vertretung  das 
Gewerbegesetz  vom  15.  October  18<)1,  §§.  88  ff.  das  Nähere 
bestimmt.  Im  Falle  der  AuÜusung  einer  derartigen  Inn- 
ung üUlt  deren  Vermögen  in  der  Regel  der  Gemeinde 
des  Innungssitzes  anheim.   Gewerbegesetz  §.  94,  Abs.  3. 

c.  Die  zum  Betriebe  des  Bergbaues  sich  bildenden 
Gewerkschaften,  deren  Mitglieder  nach  Verhältniea 
ihrer  Gewerkenantheiie  (Kuxe,  je  nach  Hunderttheilen  zer- 
legt), Theil  an  dem  Gewinne  und  Verluate,  sowie  im  Falle 
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ihrer   Aullüsunü;    hu    dem   Vermögen    der  Gewerkschaft 
haben,  dafür  aber  auch  verpflichtet  mnd,  nach  dem  näm- 
lichen y erfaältnisBe  die  aum  Beiriebe  oder  eur  fSrfUiliuig  von 
SchuldTerbindlichkeiteii   der  Gewerksebaft  erforderliche 
Zubusse  zu  leisten.    Das  Recht  auf  Theilun;;  zu  klaffen 
j&t  dem  einzelnen  Mitgliede  ausdrücklich  entzof^en.  In- 
desB  kann  der  Einzelne  nicht  bloae  durch  beliebige  Ver- 
äusserung  des  ihm  snatftndigen  Kuxes ,  welcher  jetst  ab- 
weichend vun   unserem   älteren  Rechte  als  bewegliche 
Sache  zu  behandeln  ist^  seine  Ausscheidung  aus  der  Ge- 
werkschaft herbeilUhren,  sondern  auch  durch  ein£sche 
liOs&agung  von  derselben  jederzeit  sich  von  den  ihm 
als  Mitglied  obliegenden  Verbindlichkeiten  beireien.  Sie 
werden  ausdrücklich  (im  Gegensatze  zu  der  gemeinrecht- 
lich herrschenden  abweichenden  Auffassung)  bei  uns  für 
junstische  Personen  erklärt  und   bedürfen  zu  ihrer  lie- 
griludung  der  ausdrucküclicu  Bestätigung  ihrer  Statuten 
durch  die  Staatsr^erung.   Zu  den  von  dem  allgemeinen 
Bechte  au%este]lten  Erlöechungsgranden  (§  56  des  Ge- 
setzbuchs)  kommt  für  sie  noch    ein  besonderer  hiüzu, 
nännlioh  der  des  Aufhörens  des  Bergbaurechtes,  lieber 
alles  Dies  zu  vergleichen  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868, 
§§.  9  ff.  verbunden  mit  §.  169. 
Ebenso  sind 

d.  die  städtischen  Braugenossenschaften  jetzt^ 
seit  ihnen  durch  das  Gewerbegesetz  vom  15.  October  1861, 
§.  43  das  Recht:  über  ihre  Angelegenheiten  durch  einlache 
Stimmenmehrheit  zu  beschlicssen  allgemeiner  ^  als  dies 
schon  durch  das  Gesetz  vom  27.  März  1888,  §.  9  ge- 
schehen war^  beigelegt  worden  ist,  wohl  richtiger  als  eine 
eigenthümliche  Art  von  Corporationen  zu  betrachten,  so 
lange  sie  sich  nicht  etwa  im  einzelnen  Falle  zu  einer 
förmlichen  Actiengesellschaft  constituiren  sollten,  wo  sie 
dann  nach  Befinden  unter  die  Vorschriften  des  Handels- 
gesetzbuchs oder  des  Gesetzes  von  1868  fallen  würden: 
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siehe  Krug  in  der  Zeitschrift  für  Bechtspflege  und  Ver^ 
waltung  N.  F.  Bd.  XXII.  S.  385,  Nr.  V,  . 

e.  Ueber  die  gleichfalls  in  vielen  Puncten  den  Cor- 
porationen  nahegebrachten  Jagdgenossenschafken  siehe 
GesetB,  die  Ausübung  der  Jagd  betreffend,  vom  1.  Decem- 
her  1864,  §§.  14  ff. 

3.  liiernach  beschäftigt  sich  das  Gesetz  von  1868 
in  seinem  Haupttheiie  nur  mit  FriFatcorporationeny  also 
solchen  Personenvereinigungen,  welche  kraft  eigenen  Ent- 
schlusses ihrer  Mitglieder  zu  selbstgewiililtem  Zwecke  zu- 
aamxuentreteu^  dafern  für  nie  je  nach  ihrer  Natur  besondere 
gesetzliche  Vorschriften  der  soeben  ad  2.  gedachten  Art 
nicht  existiren. 

a.  Der  Zweck,  den  sie  verfolgen,  bruuciii  liicLt 
noth wendig  wieder  ein  privater,  kann  vielmehr  ebenso- 
wohl ein  öffentlicher  oder  gemeinnütziger,  nur  darf  er 
kein  unsittlicher  oder  auf  Gesetzesübertretung  gerichteter 
sein.  Eine  besondere  polizeiiiclie  Genehmigung  bedürfen 
dergleichen  Vereine  nach  unserem  Yereinsgesetze  vom 
22.  Hovemher  1850,  §§.  18  ff.  überhaupt  nicht  und  eben* 
so  bleibt  es  natürlich  völlig  ihrem  Ermessen  überlassen, 
ob  sie  durch  den  bei  Gericht  nachzusuchenden  Eintrag 
in  das  Genossenschaftsregister  die  Hechte  einer  juristischen 
Person  für  sich  erwirken  wollen.  Für  diesen  Fall  ante^ 
liegen  jedoch  solche  Vereine,  deren  Zweck  sich  auf  öffent- 
liche Angelegeuheiten  bezieht,  insofern  einer  gewissen 
Beschränkung,  als  sie  (abgesehen  von  der  ihnen  nach 
dem  Vereinsgesetze  §.  19  ohnehin  schon  obliegenden  Ver* 
pfliehtnii^^  der  Statuteneinreichung  bei  der  Ortspolizeibe- 
hörde) zu  ihrem  Eintrage  in  das  Genossenschaftsregister 
ausserdem  auch  noch  der  ausdrücklichen  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  bedürfen.  §.  72  des  Gesetzes 
vom  15.  Juni  18G8. 

b.  Der  Haupteintheilungsgrund,  nach  welchem  unser 
Gesetz  zwischen  den  einzelnen  Arten  solcher  Genossen* 
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Schäften  unterschieden  wissen  will,  ist  davon  entlehnt,  ob 
die  Vereinsmitgiieder  durch  ihren  Eintritt  eine  beschränkte 
oder  ob  sie  eine  unbeschr&nkte  Haftpflicht  in  Bezog  anf 
die  Aufbrin^j-Diiii;  der  zur  Verwirklichuüg  des  X  uicins- 
zwccke»  ertorderlichen  Mittel  übernehmen,  und  im  er^teren 
Falle  wird  weiter  unterschieden  swischen  solchen  Genos» 
senscbaften,  welche  mit  einem  im  Voraus  der  Summe  nach 
fest  bestimmten  Gesellschaftseapitale  arbeiten,  das  durch 
die  von  den  Mitgliedern  gegen  Empfang  entsprechender 
Antheilscheine  zu  machenden  Geldeinlagen  gebildet  wird 
(Actiengesellschaft);  und  zwischen  solchen,  bei  denen  ohne 
diese  Voraussetzung  die  Beiträge  der  Mitglieder  in  be- 
stimmten einmaligen  oder  wiederkehrenden  Leistungen  be- 
stehen. In  allen  diesen  Fällen  aber,  mag  dann  die  Haft- 
pflicht eine  auf  die  eine  oder  andere  Weise  beschränkte 
oder  eine  unbeschränkte  sein^  ist  bei  derselben  nicht  an 
eine  Verhaftung  der  einzelnen  Genossenschaftsmitglieder 
unter  sich  und  noch  weniger  an  eine  solche  den  etwaigen 
Gläubigern  der  Genossenschaft  gegenüber  zu  denken, 
sondern  nur  an  eine  Beitragspflicht  des  Einzelnen  der 
Vereinsperson  selbst  gegenüber  (mit  andern  Worten  zur 
Vereinscasse)  y  so  dass  selbst  bei  Genossenschaften  mit 
völlig  unbeschränkter  Haftpflicht  Gl  ff.)  den  Gcnos- 

senschaitsgiäubjgern  eine  directe  Klage  wider  das  einzelne 
Genossenschaftsmitglied  an  sich  nicht,  sondern  nur  ein 
Klagrecht  gegen  die  Genossenschaft  als  Einheit  mit  even- 
tue  Her  Execution  in  das  Vereinsvermögen  zusteht.  In- 
dessen erklärt  doch  das  Gesetz  im  §.  11  a.  K.  neben 
jener  Beitragspflicht  auch  die  Uebemahme  einer  direc- 
ten  Haftung  Seitens  der  einzelnen  Mitglieder  gegen  die 
Genosscnschaftsgläubiger  allerdings  für  zulässig,  nur  nniss 
dann  das  Statut  die  nähere  Normirung  über  Inhalt  und 
Dauer  dieser  Verpflichtung ,  welche  immer  bloss  als  eine 
iiir  sich  bestehende  Interoession  des  Einzelnen  ftlr  die 
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Schulden  der  juristischen  PerBon  aufstilaBaeii  nwa  würde, 

enthalten. 

Ob  die  Geoossenschaft  unter  die  Kat^orie  dor 
sogeiiAnnteii  firwerbsgenossenschafteik  Wlt  oder  nicht,  be- 
gründet an  sich  keinen  Unterschied;  wenn  jedoch  der 
von  ihr  bezweckte  GeBchäftäbetrieb  ^<  incr  Natur  nach  za 
den  Handelsgeschttften  zählt,  so  entsteht  die  Frage:  wie 
sich  das  Verhfiltnias  der  betreffenden  Genossenschaft  gegen- 
über den  Vorscliriftoii  des  llaiKlclagesetzbuchs  gestalte, 
üier  i&i  zu  unterscheidcu :  ob  man  es  mit  einer  Actien- 
gesellschaft  zu  thun  habe,  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle 
(dem.  der  Handels-Actiengesellschaft)  ist  deren  B^ts- 
verhältniss  ausschliesslich  und  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  auch  iiir  sie  massgebenden  Bestimmungen  in  §.  55 
nnseres  Gesetaöa  nach  dem  HandelsgefletEbuche  zu  no^ 
miren,  so  dass  also  namentlich  aneh  die  unter  den  Lehrern 
des  llaudelijrechtes  noch  immer  streitige  Frage:  ob  man 
die  Handcls-Actiengeseilschaft  überhaupt  als  societas  oder 
nicht  auch  schon  als  juriatische  Person  aufzufassen  habe^ 
auch  fUr  uns  eine  offene  bleibt.  Im  andern  Falle,  soweit 
nicht  von  vornherein  bloss  eine  gewöhnliche  oiieuo  Han- 
delsgesellschait  in  Frage  stehen  sollte,  sind  zwar  die 
Bechtegeschäfte  der  Genossenschaft  mit  Dritten  gleiches 
nach  den  Beatimmungen  des  Handelsgesetzbuches  ^u  be* 
urtbeilcU;  es  ist  aber  festzuhalten,  dass  hier  die  juriatibclie 
Person  als  solche  (vorausgesetzt ,  dass  die  Genossenschaft 
die  Redite  einer  solchen  überhaupt  im  einzelnen  Falle  er- 
langt bat)  als  KaufmauUj  .suinit  aber  als  lOi  uzelka  ufiuann 
im  iSinne  des  Handelsgesetzbuches  zn  freiten  habe,  und 
es  kann  irreführend  werden,  wenn  §.  5  der  A.V.O.  vom 
23.  Juli  1868  anscheinend  auch  in  diesem  Falle  von  Ge- 
nossenschaften spricht,  welche  zugleich  Handelsg<?- 
seilschatten  seien ^  während  doch  die  Begriüe  dor  so- 
bietas  und  einer  mit  juristischer  Persönlichkeit  «usgestatie- 
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ten  Q^noBsenBchail  sich  einander  ausscUiessen.   Die  auf 

die  Nicht-Handels-Actiengesellscliaft  bezüglichen  Vorsclnif- 
ien  unseres  Gesetzes  gehen  übrigens  in  vielen  Puucteu 
aul  den  einnchiagendan  Beatimmiuigett  des  HaadekgeaeU* 
bnebee  conform. 

d.  Das  Genossenschaft^irtigister  wird  von  den  öe- 
lißhtoiüntern  geföhrt  Die  Competexiz  des  einzelnen  Ge- 
riehteamtes  beetimmt  sich  nach  dem  Orte,  an  welchem  die 
einzelne  Genossenschaft  den  Sitz  ihrer  Verwaltung  hat. 
Bei  ihm  sind  die. Statuten  der  neu  sich  bildenden  Geuos- 
sensehafty  dafi&m  sie  joristische  Person  werden  will,  aar 
Pröfong,  und  awar  auf  Verlangen  in  Form  gerichtlicher 
oder  notarieller  Beurkundung  einzureichen :  §§.  4,  16,  70, 
72  und  73  des  Gesetzes  von  1868.  In  das  Register,  in 
welchem  jede  Genossenschaft  ihr  besonderes  Fdiom  an* 
gewiesen  erhält,  sind  unter  drei  verschiedene  Rubriken 
Name,  Zweck  und  Sitz  der  Genossenschaft,  ferner  Zahl 
der  Mitglieder,  resp.  Zahl-  und  Nominalbetrag  der  Actien, 
ingleichen  Name  und  Wohnort  der  statntenmässigen  Ver^ 
tretor,  sowie  die  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung 
etwa  vorgehenden  Veränderungen,  in  der  in  der  A.V.O. 
§§.d  ff.  gedachtem  Weise  einsutragra.  Däfern  die  Ge- 
nossenschaft gewerbsmässig  Handelsgeschäfte  betreibt,  ist 
jedoch  die  J^tatuteneinreichung  bei  dem  jedesmaligen 
Handelsgerichte  zu  bewirken,  und  es  tritt  dann  Eintrag- 
ung der  Genossenschaft  als  solcher  In  das  Handels- 
register an  die  Stelle  der  Einschreibung  in  das  besondere 
G^iossenschaftsregister:  §§.  16  und  70  des  Gesetzes 
▼erbundra  mit  §§.  5  ff.  der  A.V.O. 

Bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht 
(vgl-  b.)  iät  ausserdem  bei  Gericht  ein  Namensverzcich- 
niss  der  sämmtlichen  Mitglieder  und  jedesmal  am  Viertel- 
jahrudiluss  eine  gleiche  Anzeige  über  die  ausgeschiedenen 
resp.  beigetretenen  Mitglieder  einzureicli<'n :  §.  «jü  des 
Gesetzes.  Genossranchaftsregister,  Statut  und  im  letzteren 
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Falle  dfts  MStgliedenrerzeichnisB  ist  Jeder  bei  Geridit 

einzusehen  berechtigt. 

e.    Solange  die  Registrirung  der  Genossenschaft  noch 
nicht  erfolgt  ist,  ist  noch  keine  jnriatische  Person^  auch 
nicht  eine  sogenannte  unvollkommene,  also  namentlich 
auch  noch  nicht  ein  sclbstständiges  (subjectloses)  Vereins- 
vermögen  vorhanden,  aondern  die  Qenossenaehaft  ist  so* 
wohl  unter  nch  als  dritten  Personen  gegenttber  vorltttifig 
noch  nach  den  gewölmlichen  Grundsätzen  über  commuiiio 
oder  societas  zu  beurtheilen.  Soweit  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch  eine  Abftndemng  dieser  Grundsätze  im  Wege  der  freien 
Vereinbarung  der  Gesellschaflsmitglieder  unter  sich  znlässt, 
wird  freilich  tür  das  Rechtsverhältniss  noch  immer  die 
Unterzeichnnng  der  Statuten  von  Bedeutong  werden 
können  (also  z.  B.  durch  ausnahmsweise  Zulassung  von 
Majoritätsbeschlüssen  —  §§.  331  und  1367  des  Gesetz- 
buchs —  ferner  Nichtauflösung  der  Gesellschaft  durch 
Ausscheiden  einzehier  Mitglieder  —  §•  1386);  dagegen 
wird  sich  das  Recht  des  Einzelnen  auf  Theilung  zu  kla- 
gen;  nie  ganz  ausschliessen  lassen  (§§.  3'd6  und  1382  des 
B.G.B.).   Ebenso  bleiben  Schulden  des  Vereins  (sobald 
nicht  der  mit  dem  Vereine  contrahirende  Dritte  der  nach 
der  Organisation  des  Vereins  vielleicht  projectirten  be- 
schränkten Haftbarkeit  des  Einzelnen  sich  ausdrücklich 
oder  factisch  unterworfen  hat,  oder  in  der  Lage  ist,  von 
der  dem  Artikel  211  des  Handelsgesetzbuchs  nachgebildeten 
Vorschrift  in  §.  15  unseres  Gesetzes  Gebrauch  macheu 
zu  können)  verhältoissmässig  auf  dem  Gesammtvennögen 
des  einzelnen  Genossenschafters  ruhen ,  auch  müssen  bis 
zu  dem  angegebenen  Zeitpuncte  in  den  die  Genoböcnsciiaflt 
betreffenden  Processen  die  einzelnen  Genossen  klagend 
auftreten  resp.  verklagt  werden. 

f.  Im  Falle  ^ner  Au^snng  der  Genossensehaft  resp» 
der  beschlossenen  Vertlieilung  des  Gesellschaftsvermögens 
sind  im  Interesse  der  Gläubiger  der  Genossenschaft  die 
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Bestimmiiiigeii  in  §§.  13|  31  51  ff*  wahnBunehmen 
(Liquidationsverfahren).    Die  Entziehung  der  jariBÜBchen 

Persönlichkeit  kann  nach  §.  78  n  u  r  durch  d  a  s  G  c  r  i  c  L  t 
dann  erfolgen,  wenn  die  juristische  Person  ihre  Wirksam- 
keit auf  gesetzwidrige  Zwecke,  oder  ohne  die  unter  a. 
Toigeachriebene  MiniBterialgenehmigung  auf  öffentliche 
Angelegenheiten  richtet,  ferner,  wenn  sich  die  Zahlungs- 
unfähigkeit der  juri&tiBchen  Person  ergiebt,  in  welchem 
letzteren  Falle  dann  den  Vorschriften  des  Concursrechtes 
nachzugehen  ist  (§.  36  unseres  Gesetzes). 

Vom  1.  Januar  1869  an  unterliegt  übrigens  eine 
nicht  unbeträchtliche  Classe  von  Genossenschaften^  welche 
bis  dahin  unserem  Gesetze  von  18^  unterfmit,  soweit 
sie  nicht  Toiher  bereits  das  Recht  der  juristischen  Person 
erlangt  haben  sollten^  dem  Bundesgesetze  vom  4.  Juli 
1868  ,;die  priYatrechtliche  Stellung  der  Erwerbs^  und 
WirthschaflksgenosBenschaften  betreffend'^  Die  von  diesem 
letzteren  Gesetze  getroffenen,  auf  sogenannte  Selbsthtilfe 
berechneten  Vereine  sind  namentlich  die  Vorschuss-  und 
Credit-,  Rohstoff-  und  Magazin- Vereine,  Productivgenossen- 
Schäften,  Oonsumvereine,  Vereine  zur  Herstellung  von 
Wohnungen  llir  ihre  Mitglieder  u.  s.  w.  Die  Grundsätze, 
nach  denen  sie  dort  geregelt  sind,  bestehen  in  einer  Com- 
bination  der  von  der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der 
Handelsactiengesellschaft  geltenden  Vorschriften  des  HaA*  / 

cleUguic-lzbucLeü.  Es  sind  durchweg  Vereine  mit  nicht 
geschlossener  Mitgli ed erzähl.  Sie  erlangen  durch 
die  ftUr  sie  vorgeschriebene  Eintragung  in  das  Handels- 
register nicht  die  Rechte  einer  juristischen  Person  und 
die  einzelnen  Genossen  haften  für  die  Verbindlichkeiten 
des  Vereins  solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen, 
jedoch  nur  in  subsidium,  d.  h.  insoweit  der  Gläubiger 
nicht  aus  dem  zunächst  in  der  Hegel  in  Anspruch  zu 
nelmienden  Genosseuschaftsfonds  seine  ausreichende  Be- 
friedigung erhalten  kann.  §§.  1,  12  verbunden  mit  §.  61 

6* 
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des  BunclesgeBetzes.  Das  Nähere  über  diese  €(attang  der 

Genossenschaften  gcLort  in  die  Vorlesungen  über  da« 
Handelsrecht 

§.  24. 

III.  Stiftungen.   Hnubold:  Lehrbuch  §.  165. 

Unter  Stiftungen  im  weitm«n  Sinne  versteht  man 
einen  zu  einem  erlaubten  Zwecke  bestimmten  und  m 

diesem  Beliufe  aus  dem  Vermögen  des  Stifters  ausge- 
schiedenen^ mit  selbstständiger  PensünlieLkeit  ausgestatteten 
Vermögenseomplex.  Ist  der  Zweck  seiner  Natur  nach 
ohne  eine  eigens  hierzu  organisirte  äussere  Einrichtung 
nicht  zu  erreichen,  Bo  bezeiehnet  man  denselben  auch  wohl 
als  Anstalt  und  pflegt  dann  die  Vorstellung  der  juristischen 
Persönlichkeit  an  diesen  äusseren  Verwahungs-Organismus 
anzuknüpfen,  uü schon  auch  hier  an  sich  der  zur  Erreich- 
ung des  fraglichen  Zweckes  angewiesene  Vermögens  in  be- 
griff es  fortdauernd  selbst  ist;  welcher  den  eigentlichen 
Träger  der  Persönlichkeit  bildet  (§.  52  des  B.G.B.  mter 
Satz.). 

Der  Begriff  der  milden  Stiftungen  (piae  causae) 
als  einer  durch  die  cigenthumliche  Qualificatton  des  Stift- 

iingszweckes  besonders  ausgezeichneten  Unterart  beruhte 
zeither  iiii'  unser  Particularrecht  vornämlich  auf  dem  Qe» 
nerale  vom  16.  September  1746  und  dem  Mandate  vom 
4.  Juni  1829,  „die  Aufhebung  der  stillschweigenden  Hypo- 
theken betreffend",  §.  14  verbunden  mit  Gesetz  vom 
25.  Januar  1036,  §.  44.  Insofern  dort  neben  den  Kirchen, 
höheren  und  niederen  Öffentlichen  Unterrichtsanstalten, 
Aimciiiiaiisern ,  Waisenhäusern,  Stipendienkassen,  öffent- 
lichen Versorguugs-y  Unterstützungs-  und  Heilanstalten  auch 
die  Zuchthäuser,  Straf-  und  Correctionsanstalten  erwähnt 
werden,  durfte  man  hiervon  abstrahiren,  dass  einerseits 
zwar  der  Stiituiigszweck  kein  schlechthin  religiöser  oder 
dem  verwandter  zu  sein  brauchte,  dass  aber  auch  anderer- 
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seits  nichl  achon  jeder  gemeinnützige  Zweck  genügte, 
sondern  die  betreffende  Anstalt  oder  Stiftung^  xm  9k  pia 

Ciiubu  gelten  zu  könuen,  wenigstens  einem  höheren,  sitt- 
lichen^ resp.  geistigen  Bedür&iisse  zu  dienen  bestimmt 
sein  müsse. 

Die  Wichtigkeit  dieses  Begriffes  äusserte  sich  in  pri- 
vatrechtlicher Hinsicht  in  den  zeither  immer  noch  ziem- 
lich beträchtlichen  Vorrechten   der  milden  ätiitungen. 
Znnftchst  kamen  hier  einige  besonders  erleichterte  Er- 
werbsarten in  Betracht  (der  pollicitatio  oder  des  TOtmn, 
ferner  des  legatum  ad  pias  caosas,  wobei  zu  vergleichen 
das  Generale  vom  16«  September  1746).  Auch  wurde 
von  dem  Qeridhtsbraiiehe  den  milden  Stiftungen  das  Kecfat 
eingeräumt :  Zinsen  aller  Art  ohne  Weitei'es  ultra  alterum 
tantum  zu  berechnen.    Dua  Gesetzbuch  dagegen  zeichnet 
die  piae  cansae  nicht  mehr  besonders  aus;  sowohl  das 
Vot&m  (§.770  des  B.G.B.),  als  jene  privilegirte  Ver- 
niaciilnissfurni  sind  verschAvunderi.    Ebeii^ü  hai  sich  das 
oben  erwähnte  Vorrecht  rüeksichtlich  der  Zinsen  dureh 
§.'  682  des  B.G.B.  als  solches  erledigt   Nur  §.  393  (den 
gesetzlichen  Rechtstitel  zum  Eintrage,  einer  Cantionshypo- 
tliek  auf  den  (Jruudstücken  ihrer  Diener  und  Aduiimstra- 
toreu  betreÜVmd)  könnte  auch  hier^  wie  beim  btaatsfiscus 
ailenfsUs  noch  in  Frage  kommen  ^  obwohl  es  für  die  An- 
wetndbarkeit  dieser  letzteren  Bestimmungen  keiner  Gene- 
ralisiruug  de.^  BegriÜ'es  der  milden  Stiftungen  weiter  be- 
darf.   Dagegen  hat  der  B^riif  durch  das  Gesetz  von 
1868  insofern  wieder  eine  gewisse  practische  Bedeutung 
auch  privatreehtlich  gewonnen^  als  dergleichen  Stiftungen 
rucköiclitlich  des  Erwerbes  der  juristischen  Persönlichkeit 
dem  oben  §  21  unter  II,  a.  Gesagten  zu  Folge  günstiger 
gestellt  sind,  als  gewöhnliche  Stiftungen  anderer  ArL 
Nur  umfasst  der  dort  aufgestellte  Begriff  allerdings  auch 
alle  bloss  gemeinnützige  Zwecke,  vorausgesetzt  freilich, 
dass  er  ein  dauernder  ist,  welches  letztere  Moment  an 
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Bich  nicht  zu  den  wesentlichen  Merkmalen  der  Stifhing 
ün  weiteren  Sinne  gerechnet  werden  kann. 

Unter  Kirche  als  Bechtssubject  hat  man  nach  den 
GrandsStsen-  unseres  evangelischen  Kirchenredites  nidit 
eine  allirfMuciiie  Landeskirche,  sondern  die  für  einen  Ort 
oder  eine  Gemeinde  besonders  bestehende^  der  ailgemeiDcn 
GottesYerehnmg  gewidmete  Anstalt  su  yerstehen,  so  dass 
auch  hier  das  Kh^hengut  nach  Art'  der  Stiftungen  als 
personificirt  gedacht  werden  muss  und  nicht  als  Corpo- 
rationsvermögen  (etwa  als  Veimögen  der  Parochialge- 
meinde)  erscheint^  obwohl  der  Rirchengemeinde  als  solcher 
durch  die  Kireheiivurstands    und  Synodal-Ordaung  vom 
30.  März  1868  gewisse  erweiterte  Befugnisse  in  Bezug 
auf  die  selbststftndige  Verwaltung  solchen  KirchenTeiv 
mögens  eingeräumt  worden  sind.    Neben  diesem  eigent- 
lichen Kirchengute  steht  ülnigens  noch  in  der  Regel  das 
zur  Ausstattung  der  geistlichen  resp.  Schuistellen  besonders 
gewidmete  Vermögen.   Dieses  ist  wieder  als  besondere 
juristische  Person  (Kirchen-,  Schullehen)  aufzulassen  und 
auf  dieses  Vermögen  beziehen  eich  die  oben  erwähnten 
Administratioasbefiignisae  der  Parochial-  (fiLirchen-)  Ge* 
meinde  nicht  mit.     Uebrigens  darf  es  hier  wie  auch 
anderwärts  nicht  befremden,  dass  man  unter  den  Stift- 
nngen  und  Anstalten  auch  solche  aa%eführt  findet^  welche 
wir  als  rein  staatliche  Einrichtungen  und  daher  als  Be- 
standtheile  des  Staatsvermugeiis  auz-usehen  gewohnt  sind, 
was  ihrer  AuÖ'asaung  ab  selbstständiger  juristischer  Per- 
sonen natürlich  von  Tomherein  entgegenstehen  würde*  Theils 
erklärt  sich  diese  Erscheinung  daraus^  dass  jene  Anstalten 
entweder  ganz  oder  doch  vorzugsweise  aus  Mitteln  ge* 
gründet  y  welche  nicht  aus  der  Staatscasse  geflossen  sind, 
theils  hat  solches  bisweilen  auch  nur  den  Sinn,  dass  dem 
Staatsfiscus  in  Bezug  auf  jene  Staatscasse  die  besonderen 
Privilegien  einer  pia  causa  zu  statten  kommen  sollen.  — 
Ein  ähnliches  Verhältniss  findet  sich  auch  in  Kückaicht 
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vieler  den  Gemeinden  fUr  ihre  localcn  Zwecke  zugewie« 
«enen  StiituDgen^  welche  deahalb  auch  von  der  St&dte- 
ordirang  ausdrQcklidi  von  dem  eigentUeben  Oememde- 
vermögen  streng  gesondert  werden:  §.  25  der  Städteord- 
nung. Für  die  Fälle  der  Auflösung  einer  Stiftung  in 
Folge  der  £rledigiing  ihres  Zweckes  oder  ans  anderen 
Ghünden  ist  nach  §.  60  der  Verfassungsurknnde  die  ana- 
drückliche  Bestimmung  getioffen,  dass  der  Staat  deren 
Verm^en  unter  keinerlei  Vorwand  zu  dem  Staatsver- 
jnOgen  einziehen  dürfe,  dAsselbe  vielmehr,  wenn  der 
ursprüngliche  stiftungsmässige  Zweck  nicht  mehr  zu  er- 
reichen steht,  zu  anderen  ähnlichen  Zwecken  verwendet 
werden  solle« 

Iii.  Abtheiluiig. 
Von  den  Sachen  und  deren  Eintheilungen. 

§.  20.  Yerkehrsläiii^keit  der  Sachen. 

I  Das  Gesetzbuch  setzt  in  den  §§.  Ö8,  90,  793  u. 
3.  f.  die  Unterscheidung  is wischen  den  im  privatrecht- 
lichen Verkehre  befindlichen  und  den  demselben 
entzogenen  Sachen  als  eine  gegebene  voraus,  ohne 
eich  mit  einer  Aufzählung  der  unter  die  letztere  Kategorie 
fallenden  einzelnen  Gegenstände  zu  befassen.  £e  ge- 
hören  hierher  nicht  bloss 

1.  die  schon  ihrer  natürlichen  Beschaffenheit 
nach  der  menschlichen  Herrschaft  sich  entziehenden, 
oder  dem  allgemeinen  Gebrauche  anheimfedlenden  Sachen 
{sog.  res  commnnes  omnium),  sondern  auch 

2.  diejenigen  beweglichen  Sachen,  welche  kraft 
polizeilichen  Verbotes  bei  Vermeidung  der 
Oonfiscation  sich  in  Niemandes  Besitz  und  Eigenthum 
befinden  sollen.  Dieses  ist  beispielsweise  der  Fall  bei 
gewissen  gemeingefährlichen  Waffengattungen  (rercussiojis- 
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Stöcken  und  Stockflinten):  Verordnung  vom  30.  November 
1835^  und -bei  ihnen  ist  daher  Möglichkeit  ein«8  im 
Inlande  wirkflamen  EigenthtunserwerbeS;  sowie  die  Gül- 
tigkeit der  diesfalls  einzugehenden  Kechtsgeschäite  voq 
vornherein  ausgeschlossen  (im  Gegensatze  zu  solchen  Sa» 
chen^  deren  Anschaffung  und  fiesita  den  PrivatperMnea 
nur  bei  Geld*'  und  Geftngnissatrafe  untersagt  ist:  Ver- 
ordnung vom  28.  Juli  185G:  Kanonen).  Früherhin  hatt« 
man  hieriier  auch  auf  Grund  der  Bekanntmachung  vom 
31.  Mai  1834  und  des  ZoUgesetaea  vom  3.  April  188% 
§.  3,  die  ausländischen  Spielkarten  zu  rechnen,  was  sich 
jedoch  durch  Verordnung  vom  16.  Deoember  er» 
ledigt  hat 

3.  Die  durch  menschliche  Bestimmung  dem 
Gemci iigc brauche  überlassenen  oder  einem  ge* 
wissen  [öffentlichen  Zwecke-  gewidmeten  Sachen  auf  die 
Dauer  dieser  Zweckbestimmung  und  soweit  dieselbe  reicht^ 
so  z.  B.  die  Laudstrassen,  die  Comnmnicationswege  (Stras- 
senbaumandat  vom  28.  April  1781|  Cap.  II.  §.  11),  ferner 
die  öffentlichen  I^tee  und  Strassen  in  den  Städten*)>  die 
dem  unmittelbaren  gottesdiensUichen  Gebrauche  geweihten 
GegenstUnde  (Kirchengebäude,  Altargeräthe),  obwohl  bei 
allen  diesen  Gegenständen  im  Auge  zu  behalten  ist,  dass 
sie  neben  diesem  gemeinen  Gebrauche  zugleich  als  im 
Eigenthume  derjenigen  Juristischen  Pei'son  stehend  anza* 


*)  Strassen  und  öffentliche  Pl&tze  sind  übrigens  sogar  dem  Er- 
sitsangserwcrbe  dorch  Privatpersonen  nach  Sitehsiscb-rechUiclicr 
Auffassong  keineswegs  sckleehthin  nosiigänglich :  nur  mttssen  die  von 
dem  Betreffenden  in  einem  solchen  Falle  für  sich  anzuziehenden 
Besitzhandlungen,  abgesehen  von  ihrer  sonstigen  gesetzlichen  Quali- 
ficaiion  zudeich  so  beschaffen  sein,  dass  durrh  sie  dor  Bewois  der 
Ausschliessung  der  dem  betreffemlon  Areale  inucwohnendeu  Eigen- 
schaft als  locus  pnblicus  geführt  wird.  Vgl.  den  Schädenprocess 
der  FudeDbesitzer  gcg«a  den  Kath  der  Stadt  Leipzig;  Wochenblatt 
1856  8.  83  ff. 
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sehen  sind,  deren  Zwecken  sie  dienen,  also  des  Staateiy 
der  GemeiBdey  disr  Kirche  u.  t.  f* 

Aiiiuiigeud  das  Recht:  einen  beatinimten  Platz  iu  der 
Kirche  zu  haben,  &o  kennt  unser  Partie ularr echt  neben 
den  sogenannten  gemeinen  Kirchenständen  und  söge* 
nannten  Officialsttthlen  «war  noch  zwei  Arten,  die 
sosrenannten  lL<jalstiiiilc  und  Erbstühle  (unter  der 
Form  von  Kapellen  oder  auch  nicht),  weiche  insoiern  in 
gewisser  Beziehung  in  commercio  sich  zu  befinden  schei- 
nen, als  dieselben  auf  den  jedesmaligen  Erwerber  eines 
iu  undötückes,  mit  dem  sie  verbunden  gedacht  werden, 
beziehungsweise  auf  die  Erben  des  früheren  Inhabers 
Übergehen.  Lidessen  sind  sie  mindestens  nicht  als  un- 
mittelbare Objecto  des  Frivatyerkehrs  zu  betrachten  und 
selbst  dann^  wenn  sie  in  einer  an  das  Kirchengebäude 
augebauten  besonderen  Kapelle  bestehen,  dem  Eintrage 
in  das  Grund-  und  Hypothenbuch  schon  bisher  nicht  zu- 
gänglich gewesen :  vielmehr  hatte  rttcksichtüch  ihrer  schon 
nach  zeitherigcm  Kcchte  der  Besitzwcchsel  ausschliesslich 
unter  Autorität  der  kirchUchen  Aufiuchtsbehörden  statt 
zu  finden.  VgL  Verordnungen  des  Justizministeriums  bei 
Heyne:  Erörterungen  aus  dem  Grund-  und  Hypotheken- 
rechte S.  135  ff.,  wonach  das  bei  Haubold;  Lehrbuch 
§•  178  not  d.  Gesagte  zu  berichtigen  ist, 

4.  Eine  eigenthümliche  Auffiissung  machte  sich  noch 
in  unserem  zeithengen  Particularrechte  rücksichtlich  der 
sogenannten  öffentlichen  Flüsse  geltend.  Man  nahm 
nämhch  insoweit  eine  geschlossene  Zahl  zur  Zeit  an  und 
rechnete  dahin  auf  Grund  zweier,  freilich  mehr  dem  Ge- 
biete des  Verwaltungsrechtes  angehöriger  Lande.^gc^ctzc 
(des  Befehles  vom  7.  October  IbUU:  „wegen  der  zu  An- 
legung neuer  Mdhlen  zu  ertheilenden  ConceBsionen^i  und 
des  Generale  vom  8.  Mai  1811:  „die  Anlegung  neuer 
Mühlen  und  die  dazu  erfoidciliclieu  Cuncessionen  betref- 
fend'') folgende  fünf  Flüsse :  Elbe,  beide  Mulden  und 
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die  beiden  Elstern^*)  und  swar  dwgeBtall,  dass  man 
an  ihrem  Strombette  dem  Fiacus     radesu  Eigentfanm  ni« 

schrieb:  so  noch  Haubold  §.  22ü  ff.  und  selbst  noch 
der  Siebenhaar  -  Siegmanneche  Commentar  zum  13.  G.B. 
Bd.  L  S.  264.  Abgesehen  nim  davon,  dass  das  Finana* 
ministerinm  vor  Kurzem  in  den  MotiTen  an  dem  der  lets- 
ten  Ständeversammlung  vorgelegten  Fischereigesetze  aus- 
drücklich erklärt  hat:  wie  es  fttr  die  seit  der  Landes* 
theilnng  bei  dem  Königreiche  Sachsen  verbliebene  Flius* 
linie  der  schwarzen  Elster  die  Qualität  eines  öffeiiiliclieü 
Flusses  nicht  in  Anspruch  nehme,  hat  auch  das  Ober- 
appellationsgericht neuerdings  von  jener  der  älteren 
Deutsch-rechtlichen  Doctrin**)  allerdings  geläufigen  Ver- 
wechselung der  dem  Staate  in  Bezug  auf  die  Flüsse 
ankommenden  Hoheits-  beziehentlich  Regalitätsbefiignifise 
mit  dem  hier  an  sich  gar  nicht  anwendbaren  Begriffe 
eines  Privateigenthums  ausdrücklich  sich  losgesagt:  Zeit- 
schrift für  Rechtspli.  und  Verw.  N.  F.  XXXI.  (1868) 
S.  110  ff«,  dergestalt,  dass  auch  diese  öffentlichen  Flüsse 
nur  als  dem  öffentlichen  Gebrauche  dienende  Sachen, 
wenn  auch  der  Oberaufsicht  und  Leitung  der  Staats- 
gewalt unterliegend  anzusehen  seien  und  dass  an  ihnea 
private  Nutzungsrechte  zwar  nicht  schlechthin  ausgeschlos- 
sen, aber  nur  insoweit  erwerbbar  seien,  als  sie  mit  der 
üilentlichcM  Zweckbestimmung  des  Flusses  nicht  in  Wider- 
spruch treten.  Somit  besteht  für  unser  Particularrecht  nach 
dieser  Seite  hin  nur  noch  die  Singularität  dass  man  zur 

Der  Hefehl  von  1*^00  zählt  die  Mulde  und  die  Elster  nur  ein- 
fach, führt  aber  gleich  dem  Generale  von  1811  ausser  der  KIbe  auch, 
uüch  die  durch  die  spätere  Laudestlieiluug  abgeureieue  bauie  und 
ünstrut  mit  auf. 

**)  Zu  vergl.  für  Sachsen  hauptsächlich  Günther,  quaest.  de  jure 
aquaruin  spec.  I— V;  Haubuld,  Lehrbuch  22i*  not.  c.  Von  dit  scr 
Ansicht  üiiden^sich  bei  uns  noch  weitere  Cousequenzen  in  der  l.ehre 
vom  alveus  derelictus  und  der  insuia  m  Üuuiiae  nata,  worüber  da& 
^Nähere  im  Sachenrechte  §.  (>2. 
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Zeit  wie  biaher  alle  übrigen,  nicht  su  jenen  bis  {eist  söge* 

nannten  fiscalischen  Flttssen  gehörigen  flietsenden  Gewässer 
ah  Privatgewässer  zu  behandein  pflegt,  dergestalt, 
daae  ihre  Betten  und  Ufer  demjenigen,  über  dessen  Grund 
und  Boden  sie  flieeeen,  besiebentfich  den  beiderseitigen 

Adjacenten  pro  rata  eigeuthümlich  zugeschrieben  werden. 

$.  86.  IL  Beweg  liehe  und  unhewegllehe  Baehen. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Mobiiieu  und  Immo- 
bilien hat  einen  doppelten  Zweck;  einmal: 

A.  den,  am  darnach  die  Grundsätae  beetimmen  zu 
kfinnen,  nach  welchen  der  Erwerb  und  Verlust  yon  Rech- 
ten an  Sachen  vor  sich  zu  gehen  habe.  Seit  der  fast  aus- 
nahmslosen Durchfuhrung  des  Ingi'ossationssystcms  und 
seit  der  Aufstellung  der  Formvorschriit  rucksichtlich  der 
Veräusserung  von  Grundstücken  in  §.  822  des  Gesetsbuches 
hat  dieser  Unterschied  an  practischer  Wichtigkeit  im  Ver- 
gleiche zum  Römischen  Rechte  noch  bedeutend  gewonnen. 
Von  dieser  Seite  her  bezieht  sich  übrigens  die  Unterschei- 
dung mit  wenigen  Ausnahmen  nur  auf  die  Sachen  im 
eigentlichen  »Sinne,  res  corp orales,  und  hier  unterscheidet 
zunächst  die  phjsische  Beschaffenheit  der  Sache,  d.  h.  ihre 
natürliche  Fähigkeit  zur  Veränderung  ihres  Raumverhält- 
nisses.  Wie  jedoch  einerseits  die  hiernach  an  sich  be- 
wegliche Sache  diese  ihre  ursprüngliche  i^igenschaft  zur 
Zeit  dadurch  verloren  haben  kann,  dass  sie  Bestandtheil 
eines  Immobile  geworden  ist,  ebenso  wird  es  andererseits 
auch  künftig  nicht  als  ausgeschlossen  erachtet  werden 
können,  Kechtsgeschüite  über  dennalige  Grundstuckstheile 
dennoch  als  Rechtsgeschäfte  über  bewegliche  Sachen  dann 
zu  behandeln,  wenn  dabei  diese  Bestandtheile  des  Immo- 
bile von  den  Intressenten  nicht  als  solche,  sonJcrn  bereits 
in  dem  Zustande  ihres  kUultigen  Getrenntseins  von  der 
Hauptsache  erweislich  in  Betracht  gezogen  worden  sind.*) 

*)  Z.  B.  Yerkanf  Ton  Oartonnrde,  Ton  einer  Emte  auf  dem  Hskne. 
Annalen  des  K.O.A.6.  II  S.  434 
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BückBichtlich  der  Windmühlen  insbesondere  eigiebt 
sich  aus  dem  Gesagten  von  selbst,  daas  man  bei  Umea 

(wie  schon  unser  älteres  Recht  in  gewisser  BezieLun;^^  tbat, 
deois.  53  v.  1661)  zu  imterscheideu  hsU,  ob  sie  mit  dem 
Grand  und  Boden  fest  and  dauexnd  yearbunden  eiad^  so 
dass  hier  die  Vorsehrift  der  §§•  284  ff.  des  B.G*B»  mM- 
gebend  werden  wird. 

Ueber  die  yieifach  abweichenden  Ansichten  der  Ael- 
teren  cf.  Heyne,  Comm.  aum  Hyp.-Ges.  Bd.  I.  S.  70  ff. 
Dagegen  beruht  es  auf  rein  legislatorischen  Erwägungen, 
wenn : 

1.  die  Schiffimühlen  den  Immobilien  in  allen  hier  in 
Rede  stehenden  Beziehungen  gleichgestellt  worden  sind. 

Ueber  das  ältere,  der  Sache  nach  übrigens  mit  dem  öe- 
setzbuche  §.  59  conforme  Recht  vergl.  Gesetz  wegen  Ent- 
scheidung einiger  zweifelhafter  Eechtsfiragen  vom  26.  Octo- 
ber  1824  no.  II.  und  Hjpothekengesetz  vom  6.  November 
1843  §.  14  verbunden  mit  A.V.O.  vom  15.  Februar  1844 
§.  4,  und  (  heiisü  ist  solches 

2.  auch  rücksichtUch  gewisser  nutzbringender  Rechte^ 
also  blosser  res  incorporales  geschehen,  sobald  dieselben 
niiiiilich  im  einzelnen  Falle  ein  solbststiiiidi^c:?  Folium 
im  Grund-  und  J  fy|M»thekenbuche  angewiesen  erhalten 
haben  (Hyp.  Ges.  §.  14  cit.  und  §§.  59,  280  und  822 
des  B.G.B).*). 

3.  Weiden  j^ewibäc  Sachgcsammtheiten  COfficinen, 
Kramläden,  Apotheken!  wenigstens  in  der  Lehre  von 
der  Veräusserung  von  Müudelgütern  betreffs  der  Frage 
nach  der  Nothwendigkeit  eines  richterlichen  Aliena- 
tionädccreteö  zu  den  unbeweglichen  ^^aehen  gerechnet, 
wie  dies  schon  die  V'ormundschaftsordnuug  Cap.  XVI» 

*)  Die  früher  gleichfalls  als  Immobilien  zu  behandebi  gewesenen 
sog^.  Koxe  oder  Bergtheile  sind  bereits  durch  die  Bergordntmg  Tom 
2S.  Mai  1851  ^.  15  und  neuerdings  durch  das  Allgemeine  Berggesetz 
irom  16.  Joni  tSSS     18  aofidrücklich  für  bewegliche  öachen  erklärt 
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§.  8  und  in  Anaelraiig  der  davon  abliängigen  Befreiung 

vom  Kostenvorstande  im  Piocesse  auch  die  Erläuterte 
Processordnuug  ad  t.  XLÜL  thut,  so  auch  das  B.G.B.  §§.  iÖl8, 
Kur  darf  hieraus  kemeswegs  gefolgert  werden, 
daee  derartige  Sachen  oder  die  sonstigen  zu  gleidiem 
Zwecke  vom  Gesotzbuche  a  a  O.  aufgelUkrten  Möbilien 
(Kostbarkeiten,  öffentliche  Crcditpapiere^  Gosanimtsacheu) 
etwa  im  Allgemeinen  als  Immobilien  zu  behandeln  seien, 
was  rttcksicbtlleh  der  «u  einer  solchen  Sacbgesaromtheit 
gehörigen  einzelnen  AVaarenbestAifdtheile  das  Rcscriptvom 
24.  Januar  1617  noch  zum  UeberßuBse  ausdrücklich  her- 
Torhebt. 

B.   Der  zweite  Zweck  der  obigen  Eintheilung  kann 

unter  Umständen  darin  bestehen,  gewisse  Grundsätze  ftir 
den  Fall  zu  gewinnen,  wenn  es  sich  aus  irgend  einer 
Ursache  um  die  Sonderung  des  gesammten  Vermögens 
einer  Person  in  Mobilien  und  Immobilien  handelt. 

Der  hauptsächlich  practische  Fall  des  älteren  Rechtes 
bestand  hier  in  dem  sogenannten  Mobiliarerbrechte  des 
ttberlebenden  Ehemannes  und  ihm  vornftmlich  verdanken 
wir  eine  Reihe  in  unsere  Frage  einschlagender  Constitu- 
tionen (cc.  21 — 25,  pte.  ni.).  Jetzt,  wo  dieses  Erbrecht 
verschwunden  ist,  kann  eine  derartige  Sonderung  sich 
aber  immer  noch  nothig  machen  in  Folge  vertragsmässiger 
oder  Ictztwilliger  Verfügungen  über  ein  Vermögen  im 
Ganzen  oder  nach  aliquoten  Theilen,  sobald  diese  Classi- 
fication dem  Rechtsgeschäf^te  zu  Grunde  gelegt  sein  soll,  z.  B. 
§§.  2169, 2170.  Auch  insoweit  erstreckt  sich  aho  imsere 
Eintheilnng  daiin  auf  die  res  incorporales  mit  und  gerade 
um  letztere  und  deren  durchgreifende  Einordnung  in  die 
eine  oder  andere  Kategorie  wird  es  sich  dabei  handeln. 
Als  leitende  Gesicfatspuncte  hält  das  B.G.B.  §.  60  hierbei 
folgende,  übrigens  bei  uns  zeither  schon  anerkannt  gewe- 
sene Öätze  fest;  dass 

1.  Sachenrechte  nach  ihrem  unmittelbaren  Gegen- 
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Btuide^  je  naehdem  dieser  zu  den  beweglichen  oder  unb^ 
weglichen  Sachen  gehört,  bald  dem  Mobiliar*  bald  dem 
Imnio  biliar  "Vermögen  hcizuz;ihlen  sind, 

2.  dasB  ferner  Keckte,  die  mit  einem  Grundstücke 
aonat  actiT  oder  passiv  verbunden  sind  (fieallasten  imd 
die  ihnen  entsprechenden  Berechtigungen),  so  viel  das 
Hauptrecht  anlangt  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Gegenstiind, 
für  Immobilien  zu  erachten  sind,  wogegen  blosse  Rack- 
fltttnde  einzelner,  ans  einem  des&llsigen  BeehtwerhjUfnisss 
schuldiger  LdstuDgen  den  Fordwungen  gleich  behanddt 
werden  sollen  (B.G.B.  §.  511),  sowie  dass  endlich 

3.  rein  persönliche  Rechte  (Forderungen,  nomina) 
Bchiechterdings  also  auch  dann  cur  Fahniiss  m  reehnea 
sind,  wenn  ihr  mittelbarer  Gegenstand  ein  Immobile  edn 
ßoiite,  ja  selbst  die  etwaige  Eigenschaft  einer  Forderung, 
als  einer  hypothekarischen,  wo  also  das  verpilUidete  Grund- 
stück alleitlings  den  unmittelbaren  Gegenstand  des  hypo- 
thekarischen Rechtes  bildet,  macht  vermöge  der  nur  acces- 
sorischen  Natur  des  Pfandrechtes  hierbei  keinen  Unter- 
schied,  Ifisst  vielmehr  die  Hypothek  von  dem  Schicksale 
der  Forderung  als  abhängig  erscheinen,  so  dass  insoweit 
eine  Auäuahme  von  dem  oben  unter  No.  1  Gesagten  eintritt 

§.  S7.  m.  Einfkehe  and  zusammengesetzte  Ssehen. 

Das  Verhältniss  mehrerer  Sachen  au  einander  als 

Theilc  eines  Ganzen  oder  als  Theil  zu  ILiem  Ganzem 
beruht: 

1.  entweder  auf  physischer  OohärenS|  sei  es,  dais 
diese  noch  gegenwärtig  besteht,  oder  doch  frtlher  bestan- 
den hat.  In  diesem  Sinne  spricht  das  Gesetzbuch  ent- 
weder von  Bestand  theil  oder  auch  wohl  von  Zu- 
wachs,  indem  da,  wo  beide  Begriffe  neben  einander  er- 
wähnt werden,  der  erstere  Ausdruck  auf  die  ursprung- 
lichen Bostandtheile  der  Sache,  im  Gegensatze  zu  später 
erst  hinzugekommenen,  in  der  Regel  beaogen  werden  dari^ 
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s.  a  B.aB.  §§.  6a,  218,  413.  Ueber  die  Wirkuog  des 
Verliiltiiufles  einer  Saebe  en  einer  anderen  «b  ihrem  Be- 

standtheile  und  dem  davon  unter  Umständen  ahlüingigen 
Eigenthumserwerbc  zu  vergl.  das  Nähere  im  Sacheiurechte, 

H.  oder  es  handelt  sieh  bei  der  ZusammenffUMiiing  der 
Mehrhttt  von  Saeben  sn  einem  Gänsen  um  eine  im 
Wesentlichen  bloss  gedachte  Einheit,  dergestalt,  dass  also 
Miob  hier  unter  Umständen  eine  gewisse  ttoasere  Verbin* 
dnng  Ewiscben  ihnen  bei^^estdh  sein  kann,  aber  nicht 
eine  eoklie,  welche  die  physische  Selbstftndigkeit  der  Ein- 
zelsache als  aufgehoben  erscheinen  liesse.  Stehen  die 
«oicliergestalt  anter  einen  einheitlichen  Gesichtspunct  ge* 
bnefaten  mehreren  Sachen  an  einander: 

I.  in  einem  coordinirten  Verhältnisse,  so  bezeich- 
net mau  dieselben  als  eine  Gesammtsache  oder  S&oh- 
gesammtheit  (CollectiTganzea);  findet  dagegen 

2.  zwischen  ihnen  ein  sabordinirtea,  dienende» 
Verhältniss  statt,  so  spricht  man  von  Zubehörungen,  im 
Yerhältniss  zu  ihrer  Hauptsache  (Pertinenzen). 

Beide  letatere  Arten  der  Zusammengeh^irigkeit  (1  u.  2) 
hiben  im  Wesentlichen  folgendes  Gemeinsame: 

a.  dass  lür  die  Möglichkeit  der  IlerstellunjEC  des  Zu- 
gebörigkeitsverhältnisses  menschliche  Wilikühr  aliein  nicht 
entscheidend  werden  kann,  sondern  dass  die  vnter  sich  in 
Verbindung  zu  bringenden  Sachen  vor  Allem  gewisse 
imiire  oder  äussere  Eigenschaften  :m  sich  tragen  müssen, 
welche  sie  überhaupt  erst  befähigen,  zu  einander  in  jene 
engere  Bestehnng  zu  treten,  so  dass  erst  doroh  das  Zusam* 
Mitreffen  dieser  objectiven  wie  subjectiyenVorauBsetznngen 
Tind  durch  die  naehmalige  wirkliche  Realisirung  der  Verbin. 
dung  der  Begriff  der  G  csammtsache  wie  der  des  Z  u  g  e  h  ü  i  i  <j: 
keitsverhftltnisses  hergestellt  erscheint  So  wird  für  die 
Gesammtsache  (sab  1)  vom  Gesetzbuche  §.  62  ausdrück- 
lich vorausgesetzt,  dass  tür  eine  Mehrheit  einzelner  Sachen, 
um  als  CoUeotivganses  in  Betracht  kommen  zu  können,  im 
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Verkehrsleben  flieh  schon  ein  gangbarer,  gemeinsamer  Oe- 
ttehtspimct  gebildet  haben  müsse,  wenn  auch  Gleichartig- 
keit der  einzelnen  Stücke  keineswegs  als  unerlässlicke 
Bedingung  dabei  erscheint. 

Ebenso  wird  Ulr  die  Begründung  eines  Pertin  enti  al- 
vcrhältnisses  (sub  2)  in  erster  Linie  diejenige  beson- 
dere Quaüfication  der  Nebensache  erfordert;  weiche  sie 
geeignet  erscheinen  iilset,  den  Zwecken  der  Hauptsaebs 
dauernd  m  dienen,  und  zwar  in  der  Weise,  dase  entweder 
dadurch  der  Nutzen  resp.  die  Annehiaiiclikeit  der  Haupt- 
sache nur  erhöht  oder  auch  ihre  Gebrauchafähigkeit  wohl 
gar  ent  bedingt  wird  §.  68.); 

b.  unter  obigen  Voraussetzungen  leiden  beide  Begriffe, 
der  der  Gesammtsache  wie  der  der  Zubehörung  sowohl 
auf  das  VerhSltnisa  mehrerer  bew^licher,  wie  auf  dsi 
mehrerer  unbeweglicher  Sachen  au  einander  Anwendung 
(B.G.l^.  §§.  64  und  68).  Ja  es  können  die  mehreren  auf 
die  eine  oder  die  andere  Art  zu  einander  in  Beziehung 
gebrachten  Sachen  theils  der  Olasse  der  Immobilien  theils 
der  der  Mobilicn  angehören,  nur  dass,  wenn  letzteren 
Falles  ein  blosses  Fei-tinentiaiverbältniss  in  Frage  steht, 
natürlich  daa  Immobüe  immer  als  die  Hauptsache  au  be- 
handeln sein  wtfd* 

c.  Für  beide  Arten  ideeller  Sachverbindungen  gilt 
(also  abweichend  von  der  bei  physischen  tSachverbindungen 
der  oben  ad  I  gedachten  Art  häufig  eintretenden  entgegen- 
i;*  ->etzten  Wirkung)  die  gemeinsame  Regel,  dass  durch  sie 
den  bereits  bestehenden  Hechten  »Iritter  Personen  an  derbe- 
attgUchen  Einzelsache  niemals  präjudicirt^  also  eine  dritten 
Personen  nachtheilige  Rechtsyerftnderung  durch  sie  nicht  bei^ 
beigefiihrt  Avird,  vichiieln  ))esteht  deren  rechtliche  Bedeu- 
tung hauptsächlich  und  zuuiichst  nur  darin,  dass  mit  ihrer 
Hülfe  der  Sinn  und  die  Tragweite  der  aich  auf  der* 
gleichen  Sachen  beaiehenden  Rechtsgeschäfte  sich  ieststeOen 
läböt,  insofern  Vertügungeu,  wel(;be  rücksichtlich  einer 
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Gesainmtsaclie  getroffen  werden^  im  Zweifel  und  von  aelbst 
auf  alle  Theile  des  Collect! vganzen^  ferner  Dispoutioiien 

bezüglich  dor  IlaupL-uclie  präsumtiv  und  oLiil;  dass  sol- 
ehes  besundcrä  ausgedruckt  zu  sein  braucht^  auch  auf 
deren  aSmmtliche  Zubehörungeii  sich  erstrecken, 

Specielle  Anwendung  lueryon  wird  gemacht  für  die 
Gesamnit suche  bei  dem  Vermächluisbe  (§§.  24G3  ff.;,  für 
die  Zubehörungen  dagegen  ausser  bei  dem  Vermächtnisse 
(§.  2451)  auch  noch  für  gewisse  VerftusserungsfilUe,  z.  B. 
Kauf  (§.  l()90j,  Bestellung  eines  Niesöbrauchs  (§.  G(>5), 
üypothekenbcsteliuDg  (§§.41ÜiI).  ludessen  wird  mau  auch 
sodere,  nicht  ausdrücklich  genannte  Veräusserungen,  z.  B. 
die  Schenkung  unbedenklich  hierher  rechnen  dürfen,  und 
ebenso  Rechugcschäfte  anderer  Art,  weiche  kerne  Vcr- 
üigungen  Uber  die  Sache  im  engeren  Sinne  enthalten, 
wie  s.  B.  Pacht-  und  Miethverträge  (§§.  G9,  70  des  B.Ö.B  ). 
Dabei  ist,  soviel  die  Zubehüruiif^eu  einer  Sache  anbelangt, 
im  §.  tk»  des  B.G.B,  gegenüber  der  herrschenden  eut- 
g^engeaetzten  gemeinrechtlichen  Ansicht  die  wichtige 
Keuerang  getroffen,  dass  der  Umfang  einer  Willenser- 
klärung nicht  bloss  auf  die  zur  Zeit  der  letzteren  bei  der 
Hauptsache  bereits  vorhanden  gewesenen  Pertinenzen, 
Bondem  auch  auf  alle  erst  später  bis  zur  Realisirung  des 
Geschäftes  hiniüugekonmieaeu  zu  orstreckeu  sei,  ein  Grund- 
satz, deu  das  Römische  Hecht  nur  in  Bezui,^  aui'  die  Ver- 
mächtnisse (1.  24  §.  2  D.  de  leg.  I  p^J)  wegen  der 
hier  Tor  Allem  den  Ausschlag  gebenden  mens  testatoris 
'  anerkannte,  weshalb  denn  auch  das  Gesetzbuch  denselben 
Utreffii  der  Gesammt Sachen  gleichialls  nur  auf  den 
Fall  des  Vermächtnisses  beschränkt  (§.  2463  des  B.a.B.)*j, 


*)  Je  auffiillenrlor  die  durch  §.  r,r,  hervorgerufene  Abweichun.;  ist, 
iüd»  m  }jieraach  z.  P>.  l»ei  einem  Kaufe  das  Kaufohject  sich  wesentlich, 
jedorh  ohne  entsprechende  Erhöhung  des  Kaufpreises,  vermehren 
kann,  um  so  jL,'ewisser  wird  man  also  dieselbe  nicht  auch  auaJüg  auf 
VeriuguQgen  über  eioe  Gei>auimtsadie  auszudelmeu  und  somit  hier  die 


Digitized  by  Google 


98  f*27*  Zubehöruugen. 

d.  Mit  Rücksicht  aui  diese  Hauptfunction  des  Per- 
tinenzbegriffes  als  Interpretatiousniomcnt  für  die  Auslegung 
von  Willenserklttnuigen  zn  dieneiii  ist  darauf  aufmerksain 
zu  machen,  dass  das  Gesetzbuch  bald  einen  engeren  (ge- 
setzlichen), bald  einen  weiteren  (präsumtiven)  Umfang 
dieses  Begriffes^  den  Begriff  der  sogenannten  gewillkürten, 
d.  h.  anf  spedeller  Dispoution  der  Paeiscenten  (oder  In- 
teressenten)  beruhenden  Pertinentialqualität  in  gewisser 
Weise,  nämlich  insofern  anerkennt^  als  danach  durch  den 
aus  der  Tendenz  des  G^chäftes  sich  kundgebenden  Vor- 
tragswilleu  gewisse  beweccliche  Sachen  im  einzelnen  Falle 
zu  Zubehörungen  von  Immobilien  erhoben  werden  können, 
welche  an  sich  und  unter  Umständen  nicht  dahin  zu  rech- 
nen sein  wurden,  und  auch  von  unserer  zeitherigen  Pj*axis 
im  Zweifel  nicht  dahin  gerechnet  wuideu  (zu  vergl.  An- 
nalen  des  Oberappellationsgerichts  Bd.  VII.  bOO  ff.)* 
Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Inventar  eines  Landgutes 
(inj^trumcntum  fundi),  ferner  von  der  Fabrikeinriclitung 
einer  Spinnerei,  Brauerei  u.  s.  f.,  wenn  über  die  bctretfen- 
den  Immobilien  gerade  in  ihrer  Eigenschaft  als  Landgut, 
Fabrik  u.  s.  f.  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlostsen  wird. 
Indessen  ist  dieser  Grundsatz  rücksichtlich  der  Bestellung 
einer  Hypothek  an  dergleichen  Immobilien  durch  §§.  411, 
412  des  B.G.B.  insofern  wieder  beschränkt,  als  auch  In 
diesem  i  alle  die  Wirksamkeit  der  Hypothek  zwar  aut 
gewisse  über  den  Begriff  der  eigentlichen  Pertinenz  hin- 
ausliegende,  jedoch  unbedingt  nur  auf  die  in  §§.  411-, 
412  speciell  aufgeftUirten  Mobilien  sich  erstrecken  soli"^).  ' 

ftkr  das  Yermftchtiiiss  einer  solchen  in  §.  24S3  ff.  sich  findende  Be- 
folgung des  n&mlichen  GmndsatKes  als  eine  blosse  lex  specialis  in 
behandeln  haben,  wie  denn  auch  racksichtUcb  der  ZubehAningen  im 
einsäen  Falle  der  Nachweis  einer  entgegengesetcten  Absicht  der 
Interessenten  Jederzeit  offen  bleiben  wird. 

*)  Der  ganse  Begriff  der  präsumtiven  Pertinens  hat  etwas  Wide^ 
sprechendes,  da  die  Pertinens  an  und  fOr  sich  schon  eine  Msnmtioii 
enthalt 
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e.  Ueber  diese  rein  obligatorischen  Wirkungen  hin- 
ausgehende s a ch  e  Ii r e c h  1 1  i  c  h e  W i r  k  u  n p: e n  ti n den 
sich  im  Öesotzbuche  rücksiclitiich  des  Begriffes  der  O** 
sammtsache  gar  nicht,  und  ftir  die  Zubehdrungen  weim^^ 
stens  nur  •  yereinzeH  im  Hypotbekenrechte  anerkanM. 
So  sind  namentlich  die  cip^enthünilichcn  Grundsätze  übe. 
die  Möglichkeit  einer  vindicatio  gregis  für  unsere  heutigen 
Gksammtsachen  nicht  weiter  anwendbar^  wenn  auch  natür- 
lich eine  gleichzeitige  Verfolgung  des  Eigentbumsanspru- 
ches  in  Bezug  auf  sämiutliche  zu  einem  Collectivganzen 
gehörige  Stücke  in  der  nämlichen  Klage  vollkonunen  ge- 
stattet ist.  Ebensowenig  erstreckt  sich  die  Wirkung  der 
Eigenthumsklage  und  der  in  Verfolg  derselben  ausge- 
sprochenen VerurtheiJung  iu  Ansehung  der  Hauptsache 
etwa  von  selbst  auch  auf  deren  Zubehörung  (§.  303  d.B.GJB.). 

Für  die  Wirkungen  des  an  einer  zu  einer  Oesammtr 
sache  verbundenen  oder  im  Pertinenzialverhältnisse  steherf- 
den  Mehrheit  beweglicher  Sachen  bestellten  Unterplandes 
kommt,  da  das  Gesetzbuch  insoweit  überhaupt  nur  noch 
Faustpfand  kennt^  und  hier  alle  einzelne  Sachen  gleichmässig 
dem  Pfando^lfinbiger  in  die  Detontion  hingegeben  werden 
müssen,  unser  Begriff  gleichiaiis  nicht  besonders  in  Be- 
tracht. Kur  rücksichtlich  einer  an  einem  Immobile  sammt 
Zubdidrungen  zu  bestellenden  Hypothek  und  deren  Vor- 
aussetzungen,  wie  Wirkungen  gelten  in  410  ff.  des 
B.G.B,  allerdings  eigenthümliche  Grundsätze,  über  weiche 
das  Nfthere  im  Hypothekenrechte  zu  sagen  ist. 

$.  88.  IV.  Yertretbare  mul  TerbramdibaTe  Saehen» 

Die  Begriffe  der  Vertretbarkeit  und  der  Verbrauch- 
barkeit  sind  im  Gesetzbuche  keineswegs  als  identisch 

behandelt  worden,  wie  sich  z.  B.  schon  aus  einer  Ver- 
gleich ung  der  §§.  61  und  623  ergiebt.  Der  erstere,  der 
darauf  beruht,  dass  eine  Sache  fi^r  ein  gewisses  Rechts- 
▼erhaltniss  nicht  dem  individuellen  Stücke,  sondern  nur 

m 
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der  Gattung  nach  in  Betracht  kommen  boM,  ist  insofern 
der  höhere,  als  TOn  den  ihrer  natürlichen  Bestimmmig 

nach  zu  den  verbrauchbaren  zu  reclmcnden  Sachen  nur 
im  Zweifel  anzunehmen  sein  wird^  dass  sie  bei  einem  in 
Bezug  auf  sie  einzugehenden  Rechlsgesch&fte  von  den  In- 
teressenten als  vertretbar  haben  behandelt  werden  sollen, 
und  von  dieser  Seite  her  hat  desüalb  die  Eigenschatt 
einer  Sache  als  einer  verbrauchbaren  für  deren  AujOEassung 
als  fungible  im  Wesentlichen  die  nämliche  Bedeutung  wie 
die  Eigeiibchaft  einer  Sache  als  einer  solchen,  die  im  Ver- 
kehre nach  Maass,  Zahl  und  Gewicht  bestimmt  zu  werden 
pflegt  (§r  61  a.  E.).  Keineswegs  aber  ist  aus  der  natur- 
lichen Verbrauchbarkeit ,  ebensowenig^  wie  aus  letzterer 
Eigenschait  unbedingt  zu  folgern,  dass  dachen  dieser  Art 
immer  und  überall  den  vertretbaren  beizuzählen  seien, 
vielmehr  ist  die  aus  den  Umständen  des  einzelnen  Falls 
zu  ermittelnde  Willensabsicht  der  Paci.scenten  das  aiieiu 
massgebende  Moment  (z.  B.  beim  Hinterlegungsvertrage 
§.  1270  u.  §§.  1274  ff.).  Umgekehrt  darf  man  aber  daraus, 
dass  bei  dem  Niessbraviclie  an  verbrauehbaren  Baclieu 
der  §.  623  dein  Niessbrauchcr  nach  beendetem  Niessbranche 
(übrigens  in  üebcrcinstimmung  mit  den  Quellen)  die  Wahl 
verstattet,  ob  er  Sachen  von  gleicher  Oattimg  und  Güte 
oder  den  Werth  der^jelljcn  erstatten  wolle,  nicht  etwa 
Bchli  essen,  dass  dem  Schuldner  die  gleiche  Wahl  bei  allen 
auf  Leistung  vertretbarer  Sachen  gerichteten  Obligationen 
zustehe,  ./ielinehr  ijrcht  bei  iliiii'ii  an  sicli  der  Anspruch 
und  die  Leiätungspdicht  ciniach  auf  das  tantundem,  und 
nur  das  Eigenthümliche  kommt  bei  ihnen  nach  §.  74  des 
B.G.B,  vor/  dass  im  Falle  eines  hinzntretenden  Verzuges 
des  Schuldners  der  Gläubiger  die  Wahl  erhält,  ob  er" 
statt  der  NaturalerfüUung  den  Werth  fordern  wolle. 
V.  Substanz  und  Nutzung. 
Soweit  nicht  die  natürliche  Bestimnuin;^  gewisser 
Sachen  in  ihrer  Verbrauchbarkeit  besteht,  versteht  das  - 
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C^tsbuch  unter  den  regelmässigen  Nutzungen  einer 
Sache  alle  Vortheile,  die  sie  ohne  Veräusserung  und  regel- 
widrige Angreifimg  ihrer  Substanz  gewährt,  also  sowohl 
den  blossen  Uebrauchsvoitheii  (usus),  als  diojeuigeu  or- 
ganischen reap.  juristischen  Erzeugnisse  einer  Sache,  welche 
dieselbe  bei  ordnungsmässiger  Benutzung  abwirft, 
und  die  nach  ihrer  Gewinnung  wiederum  ein  von  einer 
solchen  unabhängiges  Kechtsobject  beziehentlich  Ver^ 
mfigensobject  zu  liefern  geeignet  sind  (natürliche  und 
bürgerliche  i^uehte).  Gegenüber  der  all*;emeinen  Fass- 
ung des  §.73  rechtfertigt  sich  diese  Begrüi'bbestihifnung 
der  Früchte  theils  aus  einer  Vergleichung  des  ^.  74  des 
B.G.B.,  wonach  offenbar  für  die  natürliche  Frucht  an  sich 
eine  mit  der  Integrität  der  ü'uchterzeugencjen  Sache  ver- 
einbare Trennbarkeit  der  ersteren  vorau^esetzt  wird 
fsu  vgl.  §.  73  des  B.O.B.  Abs.  2,\  theils  aus  einer  Heran- 
ziehung der  Vorschriften  über  den  Xiessbrauch  ( i)Ob  ff. 
desß.GB.);  denn  einerseits  wird  dort  zu  den  natuilichen 
Früchten,  zu  deren  Zie];^ung  der  Usufruetuar  berechtigt 
ist,  selbst  die  mit  scheinbar  substantieller  Minderung  der 
Sache  verbundene  Ausbeute  von  Steinbrüchen,  Lehm- 
und  Torfgruben  u*  s.  €  dann  gerechnet,  wenn  diese  Art 
der  Benutzung  der  Bestironiung  der  Stäche  gemäss  sei 
(§.609  des  B.G.H.i;  aieierseits  Averdcn  wieder  wirklieh 
organische  Erz<  u^mlsse  der  Sache  unter  ünjständen  von 
dem  eigentlichen  Früchtebezuge  ausgeschlossen,  wenn  ihr 
Abtrieb  nicht  in  Folge  ordnunirsnuHssiger  Bewirthschaft- 
ung  geschah  (§§.  607.  608  des  Ji.Ci.B.).  Wie  gemeiurecht- 
hch  die  perceptio  iructuum  fUr  den  Erwerb  des  Eigen* 
thums  an  den  Früchten  weder  unbedingte  Voraussetzung 
ist,  noch  dem  J'ercipientcn  immer  das  Kigenthum  au  den 
Früchten  verschafft,  so  steht  auch  die  von  der  P^rhebung 
der  natürlichen  und  bürgerlichen  Früchte  handelnde  Vor- 
«chrifl  in  74  des  B.G.B,  mit  der  erst  aus  §.  244  des 
ütbeiitbuchs  zu  beantwortenden  Frage  über  den  Frucht- 
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erwcrb  nur  in  mittelbarer  Beziehung,  behauptet  aber  ihre 
allgemeine^  praktische  Bedeutimg  iiir  alle  die  Fülle,  wo 
wirklich  erhobene  oder,  wie  es  in  §§.  872,  912,  1183 
u.  s.  w.  heisst^  gezogene  Früchte  behufs  deren  Besti* 
tution  in  Frage  kommen.  Dabei  folgt  da»  Gesetzbuch 
in  §.  74  der  z.  B.  auch  von  Wächter,  Erörterungen  L 
p.  59  ff.  vertheidigten  Ansicht,  dass  zu  dem  Perceptionsp 
begriffe  ausser  der  iiusserlichen  Perceptiou^handlung,  gaiiü 
abgeseheu  von  dem  Vorhandensein  einer  Perceptionabefug- 
niBS,  in  der  Kegel  auch  noch  der  Wille,  die  Früchte  iur 
sich  zu  nehmen,  gehöre.  — 

IV.  Abthcüuiig. 

m 

'  Von  den  Handlungen. 
§.  2U.  Ton  der  Handlungsföliigkelt. 

I.  Insofern  das  Gesetzbuch  im  §.  81  nur  die  Willens- 
iahigen  für  handiungsiUhig  erklärt,  spricht  es  in  Couibr- 
mität  mit  unserem  zeitherigen  Rechte  nicht  nur  den 
juristischen  Personen  und  den  vorübergehend  oder  dauernd 
des  Vernunttgcbrauchs  Beraubten,  sundern  auch  den  im 
Kindesalter  Stehenden  die  eigne  Handlungsfllhigkeit  ganz 
ab.  Die  hieraus  zugleich  iUr  gewisse  Fälle  sich  ergebende 
Beschränkung  der  Erwerbstahigkeit  solcher  Personen 
suchte  unser  zeitheriges  Kecht  für  die  infantes  dadurch 
auszugleichen,  dass  es  ttbeirhaupt  alle  zu  Gunsten  eines 
Unmündigen  erfolgten  reinen  Schenkungen  auch  ohne 
Acceptation  dem  Schenker  gegenüber  für  verbindlich  er- 
klärte (VormundschaÜts-Ord.  (Jap.  XIU.  §.  1.), '  eine  Be- 
stimmung;  die  ungeachtet  ihrer  Singularität  wegen  Gleich- 
heit  des  Grundes  bisweilen  auch  auf  die  furiosi  bezogen 
wurde.  Das  Gesetzbuch  hat  jedoch  diesen  Ausnahmesatz 
in  Wegftdl  gebracht,  indem  es  für  alle  auf  Vertrag  be- 
ruhenden Schenkungen  (§.  1054}  gleich  dem  gemeinen 
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Rechte  wieder  die  AcceptatioQ  des  Beschenkten  erfordert, 
die,  soviel  den  infans  und  fbriosus  anlangt^  nunmehr  nur 

durch  deren  gesetzlichen  Vertreter  bewirkt  werden  kann, 

IL  Die  zwischen  der  vollständigeu  liundiungälahig- 
keit  und  der  vollständigen  Handlungsunfilhigkeit  in  der 
ABtte  stehende  beschränkte  Handlungsfähigkeit 
hat  ihren  Gr  und : 

a*  entweder  nur  in  der  gewissen  Personen  wegen 
eines  ihnen  anhaftenden  körperlichen  Gebrechens  oder 
einer  sonstigen  persönlichen  Behinderung  abgehenden  Fer- 
tigkeit, ihren  Willen  mit  voller  Zuverlässigkeit  zum  Aus- 
drucke zu  bringen.  Auf  dergleichen  Fälle  beziehen  sich 
E.  B.  die  Vorschriften  des  Qesetzbnches  über  die  letst- 
willigen  Verfügungen  Tauber,  Stummer,  Taubstummer, 
des  Schreibens  unkundiger  Tersonen  (vgl.  hierüber  das 
>iähere  im  £rb8eha^echte)|  oder  sie  beruht: 

b.  auf  einer,  bei  gewissen  Personen  vorauseuseta^- 
den  Unreife  des  WillensvermÖj»ens.  I)i«'se  technisch  soge- 
nannte Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  umfiasst  heutzu- 
tage und  so  auch  näch  dem  Hechte  des  Bürgerlichen  Gesesetz- 
buches  nicht  bloss  die  Entziehung  der  freien  Veräusserungs- 
fahigkeit,  gondern  auch  die  der  freien  Verpflichtungsfiihig- 
keit,  währeud  reine  Kr\\  rrl^^haudiungen  von  ihnen  natürlich 
mit  Toller  rechtlicher  Wirkung  vorgenommen  werden 
können  (so  z.  B.  Erwerb  des  Besitzes  §.  193  des  B.G.B.  — 
Annahme  eines  lediglich  zu  ihren  Gunsten  gereichenden 
Versprechens  §.  787  des  B.G3.). 

Derartigen  Beschränkungen  der  Handlungsfilhigkeit 
unterliegen: 

1.  alle  unter  \  urmundachalt  stehende  Personen, 
soweit  solche  nicht  etwa  schon  unter  die  Kategorie  sub  I. 
fallen.  Veräusserungen,  sowie  Eingebung  oneroser  Rechts- 
geschäfte sind  ihnen  nur  unter  Concurrcnz  des  Vormundes 
beziehungsweise  unter  obervormundschaftlichem  Dekrete 
verstattet  (§§.  1911  ff.).  Indessen  sind  die  unter  Abwesen- 
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heitsTormimdscbait  stehenden  Personen  nicht  mit  hierher 
zu  rechnen^  da  sich  insoweit  auch  bei  uns  die  rechtliche 

Natur  der  cura  absentis  als  einer  blossen  cura  bonorum 
fortdauernd  gclteud  macht. 

Wegen  der  Geisteskranken,  welche  dUucida  intervall& 
haben,  verordnete  die  Vormundschafbordnong  Gap.  XXIV. 
^.  5,  da.ss  sie  aueli  iu  suklien  lichten  Zwischenräumen 
des  Beitrittes  ihres  Zustandsvormundes  bedürften,  um 
gültig  paciaciren  zu  können,  ausgenommen  wenn  der  com- 
petente  Vormundschaftsrichter  zuvor  ihren  Gheisteszuataiid 
unttisiuht  und  ihre  zeitweilige  Diapositioustaiiigkeit  be- 
zeugt habe. 

Das  B.G.B.  un  §.  1984  dagegen  knUpft  ihre  Hand- 
lungsfähigkeit während  solcher  lichter  Zwischenräume  ein- 

lach,  aber  auch  unbedingt  an  die  Voraussetzung,  dass  das 
Vormundschaitsgericht  sich  auf  Grund  gerichtsärztl&eher 
Exploration  von  ihrer  Verfugungs^igkeit  vorher  über^ 
zeugt  habe  und  was  ihre  Fähigkeit  zu  letztwilligen  Verfüg- 
ungen anlangt,  so  bindet  sie  das  Gesetzbuch  ausserdem 
1^  die  Errichtung  einseitiger  letzter  Willen  nicht  bloss 
schlechthin  an  die  gerichtliche  Form,  sondern  gestattet 
ihnen  dieselbe  auch  nur  vor  dem  Vo  r ni  un  d  sc lia fts- 
gerichte  selbst  vorzuueiinieu  (§.  2069  des  Ji.G.B.), 
während  es  ihnen  die  Errichtung  von  Erbverträgen  g&nz- 
lieh  untersagt  (§.  2545  des  ß.G.B  ). 

2.  Die  unter  väterlicher  (iewalt  stehenden  Personen, 
soweit  sie  noch  minderjährig,  oder  zwar  volljährig,  aber 
geisteskrank  sind.  Sie  sind  nach  den  oben  sub  1  gedach- 
ten Grundsätzen  zu  beurtheilen,  werden  also  durch  ihren 
Vater  vertreten  oder  sind  duch  eintretenden  Falls  aa 
dessen  Ikitritt  gebunden  1822  verbunden  mit  IDdl 
des  B.G.BO. 

3.  Weiter  können  Ehefrauen,  und  zwar  selbst  die 

volljährigen,  ohne  Beitritt  ihres  Ehemannes  Hechtt^geschäite 
mit  Dritten,  durch  die  sie  nicht  lediglich  erwerben,  in 
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der  Regel  nicht  eingehen  (§§.  163^  verbanden  mit  2545 
des  B.a.B.,  Ausnahme  §.  1640  des  B.03.). 

III.  Sowohl  durch  die  völlir^o  Ausschliessung  als 
durch  die  theilweise  Beschränkung  der  Haiidluugsfahig- 
keit  einer  Person  bleibt  übrigens  das  Princip  gänzlich 
unberührt  y  dass  auch  wider  sie  nach  Befinden  ohne 
Willenserklärung^  unmittelbar  aus  gesetzlichen  Gründen, 
und  insoweit  sie  wenigstens  im  Allgemeiueu  liandiuugs- 
l^hig  sein  sollten,  auch  aus  unerlaubten  Handlungen  Ver- 
pffiicbtungcn  beziehentlich  Rechtsverluste  eintreten  können 
(vgl  z.  B.  §§.  iUd  verbunden  mit  iool,  1824,  1914  des 
'  B.G.B.). 

f.  no.  Tob,  den  Beehtsgeschaflen. 

L  Um  von  dem  BegritTe  des  Hechtsgeschäfteö,  wie 
ihn  §.  88  des  B.G.B,  aufstellt: 

1.  diejenigen  Fälle  fem  zu  halten,  in  welchen  der 
der  Handluii;;  zu  Grunde  liegende  Wille  nicht  wesentlich 
beciiugendeö  iVIument  £ixr  die  beabsichtigte  rechtliche  Wirk- 
ung  ist,  genügt  es, 

a.  soviel  die  unerlaubten  Handlungen  anlangt,  dar^ 
auf  aul'raerksam  zu  machen,  dass  das  Gesetzbuch  diese 
in  HG  S,  den  Reclitsgeschältcn  ausdrücklich  entgegen- 
stellt; 

b.  soviel  dagegen  diejenigen  Fälle  betrifit,  in  wel- 
chen, wie  bei  einer  absit-litlidi  unterlassenen  Unterbrech- 
ung einer  Verjälirung  oder  Ersitzung,  der  Wille  des  Be- 
treffenden gleichfalls  als  indifferent  erscheint,  so  ist  auf 
die  j*  uige  Bedeutung  zu  verweisen,  in  welcher  das  Gesetz- 
buch den  BegriflF  des  Keelitsgcj^cliaitcs  an  andern  Stellen 
braucht  (z.  B.  §§.  1638,  1822,  1911  des  B.G.B.),  insofern 
aus  ihnen  mit  Evidenz  hervorgeht,  dass  der  Gesetzgeber 
ungeachtet  seiner  allgemein  gehaltenen  Definition  hn  §.  88 
des  Ji.G.l».  derartige  Fälle  nicht  mit  darunter  habe  be- 
griffen  wissen  wollen.    Dagegen  ist  man 
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2*  unter  dem  Ausdrucke  Handlungen  auch  hier  die 
BOgenannten  negativen,  d.  h.  also  die  UnterlaasungeQ  mh 
zu  begreifen,  nicht  blom  im  Hinblicke  auf  §.  116  vollkom- 
men berechtigt,  soudern  auch  schon  deshalb  geuöthig^ 
weil  es-  nach  §.  98  des  B.G  B.  Fälle  geben  kann,  wo  das 
blosse  Stillschweigen  (im  Gegensatse  zu  einer  durch  all- 
geraein  verstuntliiche  Zeichen  ausircdrückten  oder  aus 
concludentcn  positiven  Handlungoa  zu  tuigornden  Willens- 
erklftrong)  als  £inwilligang  aofzu&ssen  ist  (z.  B.  §.  1297 
des  B.G.B.),  obwohl  im  Uebrigen  das  Gesetzbuch  weit 
davon  entiemt  ist,  die  liechtsregel :  „qui  tacet,  couaeutit" 
in  ihrer  verwerflichen  Aligemeinheit  zu  adoptiren. 

n.  Rücksichtlich  der  Ungültigkeit  der  Rechtsgeschäfte 
uiitcrsclieidet  das  Gesetzbucli  in  Uebereinstinunung  mit 
der  gemeinrechtlichen  l>uka'in: 

1.  zwischen  Nichtigkeit  (§§  89—92»  95,  100  des 
B.G.B.)  und 

2.  Anfech  t  barkeit  ei  Ii  uä  Rechtageschäftes  (§§. 
96^  107  des  B.G.B.)  dergesUlt»  dass  es  unter  Nichtigkeil 
diejenige  Ungültigkeit  versteht,  vermöge  deren  das  Ge- 
schäft von  dem  positiven  Rechte  als  nicht  existirend  be- 
trachtet wird,  unter  Anfechtbarkeit  diejenige  Mangel- 
haftigkeit eines  an  sich  gültigen  Geschäftes^  vermöge  deren 
es  aus  besonders  anerkannten  Gründen  in  das  Betieben 
eines  lietheiligten  gestellt  ist,  dasselbe  wieder  umzustossea. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Anfechtbarkeit  ist: 
a.  die  sogenannte  heilbare  Nichtigkeit.  Denn 
obgleich  das  Gesetzbuch  im  §.  104  gleichfalls  ai^  Regel 
festhält,  dasB  der  Wcglail  der  Gründe  der  Nichtigkeit 
diese  letztere  selbst  nicht  zur  £rledigung  bringe,  so  iMsst 
es  doch  hiervon  Ausnahmen  zu,  insofern  es  einzelne  Rechts- 
geschälte unter  Umständen  für  convalescenzfHhig  erkliirt; 
80  die  Schenkung  unter  Ehegatten  (§.  1649  des  B.G.B.)| 
femer  die  verpflichtenden  Rechtsgeschäfte,  welche  eine 
beschränkt  handlungsfähige  Person  ohne  Concurrcnz  des 


Digitized  by  Google 


^.  30.  Nichtige  und  aal'echtbare  Kechtsgeschiifte.  107 

Vormunde»,  Vaters  u.  s.  f.  eingeht  (§.  787  des  B.G.B.). 
Wird  die  ursprünglich  mangelnde  Genehmigung  dieser 
dritten  Person  nachträglich  herbeigeschaflft,  oder  nach  Ein- 
tritt der  vollen  Handluugaiahigkeit  der  Partei  das  (Je- 
echtö  von  dieser  selbst  genehmigt,  so  soll  dann  das  Ge- 
sdififty  und  zwar  als  ein  von  Anfang  an  gültiges  behandelt 
werden.  Lag  ein  zweiseitiger  Vertrag  vor,  so  bleibt  der 
Mitcontrahent  des  beschränkt  HandiiingsflLhigen  bis  cor 
£ntaeheidQng  darüber ,  ob  die  Genehmigting  Seitens  des 
anderen  Theiles  erfolgen  werde,  an  sich  gebunden  (des- 
halb negotium  claudicans);  es  ist  ihm  aber  nach  §.  7b7, 
Abs.  4  teigestellt;  Erklärung  darüber,  ob  der  Vertrag 
bestdien  solle,  oder  nicht,  zu  fordern  und  beim  Anssen- 
bleiben  einer  solchen  Erklärung  binnen  dreissig  Tagen 
von  dem  Vertrage  zurückzutreten. 

b.  Die  sogenannte  nachfolgende  Nichtigkeit 
im  Ge^a-nsat^o  zur  urs])r iui;:;  1  i  chen. 

Bei  ersterer  wird  der  Eintritt  der  Nichtigkeit  von 
der  Erklärung  eines  Betheiligten  abhängig  gemacht;  ein 
Fal]  dieser  Art  kommt  nach  dem  Gesetzbuche  in  der 
Lihie  von  der  Ehe  vor:  wunn  nämlich  der  eingegangenen 
Ehe  eiu  trennendes  Frivathindemiss  entgegensteht,  im 
Gegensätze  zu  den  im  §.  1621  erwähnten  Fällen  der  so- 
genannten öffentlichen  oder  absoluten  Niclitierkeit.  Das. 
Gesetzbuch  bedient  sich  zwar  lür  jene  l  alle  iusoiern  einer 
neueren  Terminologie,  als  es  dergleichen  Ehen  zum  Un- 
terschiede von  den  absolut  nichtigen  nur  als  an  i echt- 
bare  bezeichnet.  Dass  man  es  aber  der  W  ii  kuug  nach 
liier  mit  einer  wirklichen  Nullität  und  nicht  blossen  An- 
fechtbarkeit in  dem  oben  sub  2  gedachten  Sinne  zu  thun 
habe,  erf^icbt  sich  aus  §.  1628  verbunden  mit  849  und 
107  des  B.G.B.  Das  Nähere  zu  vergleichen  im  Jb'amiiien- 
rechte. 
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§.  31.  Fortfietzongr*  | 

in.   Gründe  der  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit 

A.    Der  Grund  der  Nichtigkeit  kann  Hecken:  I 

1.  in  einem  wesentlichen  Mangel  der  Form  des  liechts-  | 
geBch&ftes  oder  > 

2.  in  dem  Mangel  einer  der  sonstigen  objectiv  od«r 
subjectiv  weseHtlichen  Erfordernisse  der  Willenserklärung.  | 

ad  1.  An  die  Form,  in  welcher  die  das  Rechtsge- 
schäft bildende  Willenserkläning  zum  Ausdrucke  gelaiigV 
wird  der  Regel  nach  nur  die  allgemeine  Anforderung  g^ 
macht,  dass  sie  den  W  illen  klar  und  bestimmt  auäijproLheü 
müsse,  und  ob  wohl  im  Uebrigen  dem  Handelnden  in 
diesem  Falle  die  Wahl  der  Mittel,  seinen  Willen  ftusser 
lieh  erkennbar  zu  machen,  völlig  freigestellt  bleibt,  so  fol^ 
doch,  dass  selbst  solche  sogenannte  lurndose  Geschälte  der 
Möglichkeit  einer  Dichtigkeit  wegen  Mangels  jener  allge- 
mein nothwendigen  Form  gleichfalls  unterli^en  (GesetB- 
buch  §.  90.); 

Abgesehen  hiervon  können  für  die  Modalität  der  Wil- 
lensäosserung  gewisse  besondere  Formen  theils  durch  Ge- 
setz, theils  durch  Privatwillen  geordnet  sein,  und  zwar 
kann  letzteres  bald  (wie  bei  zweiseitigen  Reciits-^^eschäftcii) 
im  Wege  der  Verabredung  geschehen  (sog.  vertragsmässige 
oder  compromissarische  Form)  —  Gesetzbuch  §.  823  — 
bald  auf  der  einseitigen  Festsetzung  des  Handelnden  selbst 
beruhen.  Indessen  findet  eine  .solche  einseitige  Formlc>t- 
setzung  nur  ganz  ausuahmsweise  bei  gewissen  letzt  willigen 
Ver%ungen  ßeachtung  (zu  vergi.  §§.  2085,  2211  des 
.  .  B.G.B.). 

Anlangend  die  gesetzliche  Form,  so  gilt  von  ihr 
die  allgemeine  Regel,  dass  die  Nichteinhaltung  derselben 
Nichtigkeit  des  Hechtsgeschäftes  auch  dann  nach  sich  ziehe, 
wenn  solches  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  angedroht 

sein  sollte  (§.  100  des  B.U.B.).    Derai-tige  Fönnlichkeiton 
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sind  2.  B.  Schrlfüichkjeit^  Gerichtlichkeit  des  Geschäfts- 
absclilasses,  Zuziehung  von  Solennitätszeugeii;  gerichtliche 

BestÄtigan^  des  Rechtsgeschäftes  u.  s.  f.  Sie  sind  bald 
absolut;  bald  wahlweise  für  die  Betheili^teu  geordnet. 

Die  ad  2  erwfthnten  Gründe  der  Nichtigkeit  treffen 
entweder 

a.  den  Gegenstand  resp.  den  Inhalt  des  ivechibgeschäf- 
teSi  wenn  dasselbe  z.  B.  auf  eine  dem  Verkehre  entzogene 
Sache  oder  auf  etwas  factisch  oder  rechtlich  Unmögliches 

oder  auf  eti\jis  Unsittliches  gerichtet  ist  (§.  90  verb. 
mit  §§.  79,  793  des  B.G.B.) ;  oder  sie  lassen  sich 

b.  darauf  ziuückiiihren^  dasa  der  in  dem  Rechtsge- 
schäfte sich  —  scheinbar  —  aussprechende  Wille  ent- 
weder gar  nicht  vorhanden  ist  oder  doch  von  dem  positiven 
Rechte  nicht  als  vorhanden  anerkannt  wird.  Hierher  gehören : 

o.  der  Mangel  der  erforderlichen  Handlungsfähig- 
keit  (siehe  oben  §  29),  wobei  die  nur  beschränkt  Hand- 
lllnL^si^ihigen,  soweit  diese  Beschränkung  reicht,  dem  völlig 
flandlungsunfiihigen  gleich  stehen,  yorbehältlich  jedoch 
des  oben  §.  30,  II,  2  a  Bemerkten. 

Indessen  ist  ausnahmsweise  den  unter  Vormundschaft 
oder  väterlicher  Gewalt  stehenden  Minderjährigen  die 
selbstständige  Abschliessung  gewisser  Dienst-  und  Arbeits- 
verträge gesuutet:  Gesindeuidimij^  vom  10.  Jciiiuar  1835, 
§§.  9 — 11^  sowie  Gowerbegesetz  vom  lö.  October  1861, 
§.  64,  Absatz  2,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  74. 
Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  sogenannten  Capitulations- 
verträgen  dar  Soldaten :  §.  4U  der  Verordnung  vom  4.  Dec. 
1^7^  den  Gerichtsstand  der  Militärpersonen  in  bürger- 
lichen Kechtssachen  etc.  betreffend. 

ß.  Die  mangelnde  Ernstlich  keit  der  Wiiienser- 
.klärung  (§.  91  des  Geaetzbuches).  Nur  befreit  bei  zwei- 
seitigen Rechtsgeschäften  (Verträgen)  der  Nachweis  der 
Simulation  allein  den  Simulanten  noch  nicht  von  der  Haf- 
tung aus  dem  scheinbar  eingegangenen  Vertrage,  dafern 
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er  nicht  zugleich  darzathun  yermag^  dass  der  andere  Theil 
den  Mai^l  der  ernstlichen  Absicht  wirklich  ^kannt  habe^ 

oder  doch  hätte  erkennen  müssen.  Bei  einer  von  beiden 
Theilen  mit  Bewusstsein  Torgenommenen  Simulation  ist 
swar  das  simolirte  Geschäft  gleichfalls  nichtig,  es  kann 

aber  demselben  ein  anderes,  wirklich  beabsichtigtes  zu 
Grunde  liegen,  für  dessen  Gültigkeit  es  sich  dann  nur 
fragty  ob  die  för  dieses  erforderlichen  VoranssetEungen 
vorhanden  seien  (§§.  828  ff.  des  B.GJB  ). 

y.  Der  unbewusste  Miingei  der  üebereinstimmung  zwi- 
schen Willen  und  Erklärung^  Yorausgesetzt,  dass  diese 
durch  IiTthnm  hervorgerufene  Incongniena  des  Erklärten* 
nnd  des  Gewollten  einen  wesentlichen  Piinct  des  letzteren 
ti'ilft:  sogenannter  error  essentialis  (§.  üö,  verbunden  mit 
§§•  837--843  des  Gesetzbuches).   Endlich  rechnet 

9.  das  Gesetzbuch  §.  92,  verbunden  mit  §.  830,  hier- 
her auch  die  Jemandem  durch  körperliche  Uebermacht 
(physische  Gewalt)  abgenöthigte  Willenserklärung^  besdeh- 
entlich  den  durch  solche  vis  absoluta  abgezwungenen  Ver- 
trag, wobei  freilich  zu  bemcksichtigen  ist,  dass  man  es 
hierbei  höchstens  mit  einem  nur  für  dritte  Personen^  und 
so  namentlich  auch  für  den  erkennenden  Richter  äusser- 
lich  als  Handlung  sich  darPtcUenden  Verhalten  des  Ver- 
gewaltigten zu  thun  hat,  welchem  jedoch  als  einer  blossen 
Scheinhandlung  wegen  des  auf  Seiten  des  angeblich  Han- 
delnden fehlenden  Willens  die  Bedeutung  emer  Willens- 
erkliinmg  in  \\  Mhrhcit  gar  nicht  zukuiumt.  Es  ist  hier- 
bei wenigstens  doppelte  Aufforderung  vorhanden^  die  Grenz- 
linie zwischen  absoluter  und  compulsiver  Gewalt  nicht  zu 
verwischen. 

B.    Als  bloss  anfechtbar  crscli'  inen  dagegen: 
1«  Handlungen,  die  unter  dem  Einflüsse  einer  darc&. 
i^derrechtüche  Mittel  hervorgeruienen  gegründeten  Furcht 

(sogeiitiuiiter  physischer  Zwang  oder  compulsivo  Gewalt) 
vorgenommen  wurden  (§§,  93  und  94  des  B.G.B.)|  und 
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swar  soll  nach  §.  94  des  Gesetzbaohes  der  Begriff  des 
metOB  jostus  nicht  nach  dem  objectiren  Massstabe,  n&m- 

lich  eines  solchen,  qiii  iu  virum  constantem  cadit,  sondern 
je  nach  den  Umständen  des  concrtt<  u  Falles  mit 
derer  Bttcksicht  auf  die  Persönlichkeit  des  Bedrohten  resp. 
Bedrohers  bemessen  werden. 

2.  Handlungen,  die  ihrem  Ausschlacr  crlx  TuifMi  Mo- 
tive nach  auf  einen  durch  Betrug  erzeugten  oder  von 
ehiem  Anderen  widerrechtlich  benutaten  Iirthom  zurück« 
zufllliren  sind,  dafem  der  ietetere  nicht  etwa  seinem  Gegen- 
stände nach  unter  die  oben  ad  y  genannte  Kategorie  t^Ut 
' —  wo  dann  Nichtigkeit  eintreten  würde  —  oder,  da- 
fem nicht  etwa  blosse  im  Handel  und  Wandel  übliche 
Anpreisungen  vorliegen — wo  nicht  einmal  Unanfechtbarkeit 
anzunehmen  sein  würde  —  (§.  835  des  B.G.B.). 

3.  Ein  anders  gearteter  Xrrthum  dagegen  begründet 
nach  §.  96  des  B.G.B.  nur  dann  und  insoweit  Anfecht- 
barkeit der  durch  ihn  veranlassten  Handlung,  wenn  und 
inwieweit  die  Gesetze  solches  ausdrücklich  gestatten,  also 
s.  B.  bei  vorhandenen  verheißenen  Fehlem  des  ver&usser* 
ten  Gegenstandes  für  den  damit  unbekannten  Erwerber 
—  §§.  1)09  ff.  des  B.G.B.  —  ferner  im  Falle  verborgener 
juristischer  Fehler  eines  veräusserten  Gegenstandes  (Evic- 
tion)  —  §.  944  des  B.G.B.  —  femer  im  Falle  der  con- 
dictio indebiti  —  §.  1519  des  B.G.B.  ^.  Hier  ist  Ent- 
scliuldbarkeit  des  Irrthums  nothwendige  Voraussetzung  sei- 
ner Beachtlichkeit. 

Der  gemeinrechtlich  gleichfalls  hierher  gehörige  Fall 
der  laesio  enormis  bei  entgeltlichen  Veräusserungs- 
Verträgen  ist  im  Gcsetzbucho  beseitigt. 

%,  32.  Jb'orthetzung. 

IV.  Von  den  Polgen  der  in  den  vorbezeichneten 
Fällen  vorhandenen  Nichtigkeit  und  Anleciitbaikeit  gilt, 
abgesehen  von  den  besonderen  Grundsätzen,  welche  in- 
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soweit  rücksicLtin  ]i  der  Ehe  und  tler  letztwilligca  Ver- 
IHgangen  gelten,  tblgendes  zum  Theil  Abweichende: 

1.  In  den  oben  §.  31  A,  6  und  Bf  1  gedachten  FfiUen 
der  Gewalt  und  Bedrohung  tritt  die  duii  eiwilhiite  Nich- 
tigkeit rcöp.  Anfechtbarkeit  des  Geschäftes  gauz  ohne 
Rücksicht  darauf  ein,  von  wem  die  Gewalt  oder  die  Be- 
drohung ausging;  insbesondere  kann  auch  bei  einem  durch 
Drohung  herbeigeführten  Vertrage  der  letztere  selbst  dann 
mit  iijrfolg  augeiuchteu  werden,  wenn  der  Bedrohende 
nicht  zugleich  Mitcontrahent  war  (§.  832  des  B.G.B.). 
Der  Betrug  dagegen  kann  immer  nur  gegen  den  Betrüger 
selbst  resp.  den  Tlieilnehraer  an  selbigem  geht^nd  geuuiclii 
werden,  also  wenn  der  Betrüger  nicht  zugleich  der  Mit- 
contrahent oder  dieser  nicht  wenigstens  fraudia  conscius 
war,  zu  einer  Anfechtbarkeit  des  Vertrages  Oberhaupt 
nicht  führen.  Vielmehr  erscheint  hier  der  Betrogene  ein- 
tretenden Falles  nur  zu  einer  Ersatzklage  gegen  den  Be- 
trüger berechtigt  (§.  833  des  B.G.B.).  Die  vielfach  er- 
örterte und  erst  neuerdings  wieder  von  Siebenhaar  in 
der  Zeitschrilt  füi*  Kcchtspfl.  und  Verw.,  Keue  Folge  ßd. 
XXXI  S*  97  ff.  zum  Gegenstande  einer  besonderen  Ah- 
handlung  gemachte  Frage  nach  der  Subsidiarität  der  actio 
doli  erledigt  sich  füi'  die  liier  in  Rede  stehenden  Fülle 
nach  der  richtigeren  Meinung  gänzlich.  Denn  soweit  der 
Mitcontrahent  des  Betrogenen  bei  dem  Betrüge  selbst  mit 
bethciligt  war,  föllt  die  Anfechtungsklage  aus  dem  Betrüge 
luii  der  aus  dem  Geschäfte  selbst  gegebenen  Klage  auf 
Aufhebung  des  Get^chättes  zusammen,  da  die  gemeinrecht- 
lichen Eigenthümlichkeiten  der  Betrugskiage  als  einer 
schon  binnen  aswei  Jahren  veijährbaren  und  nur  beschrSnkt 
auf  die  Erben  des  Betrogenen  übergehenden  Klage  dem 
Gesetzbuche  unbekannt  sind.  Soweit  dagegen  der  Betrug 
nur  von  einem  Dritten  ausging,  ist  der  Betrogene  ohnehin 
ausschliesslich  an  die  Ersatzkhige  gegen  den  Betrüg-er 
gewiesen  und  im  Falle  eineä  gemeinschaitlichen,  von  dem 
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Mitcontrahenten  und  eiaem  Dritten  verUbten  Betrages  ist 
nach  ausdrClekUeher  Vorschrift  des  §.  851  des  B.G.B,  die 

gegen  deu  Driitea  gehende  Ersatzklage  von  der  Anfech- 
tung des  Vertrages  nicht  abhängig.    Dagegen  ist 

2.  im  Verhältnisse  za  einem  Dritten,  in  dessen  Hände 
die  durch  Gewalt ,  Zwang  ocler  Betrug  eutzo^ene  Sache 
gelangte,  nur  die  physische  Gewalt  (siehe  oben  §.  31  6) 
fyc  durchgreifend  genug  erklärt,  um  die  Rückforderung 
der  Sache  unter  allen  Umständen  aus  der  Hand  des  Drit- 
ten SU  gestatten,  wä(hrend  in  anderen  Falleu  des  Zwanges 
(der  Gompnlsiren  Gewalt)  oder  in  Fällen  des  Betrages  der 
ursprünglich  dabei  unbetheiligte  Dritte  nur  unter  der  Vor- 
aussetzims:  einem  Ansprüche  ausgesetzt  ist,  dass  er  bei 
der  Erwerbung  der  Sache  sibh  in  mala  tide  befand,  oder 
auch  abgesehen  hiervon  dann,  wenn  er  die  Sache  unent- 
geltlich erhielt,  soweit  er  zur  Zeit  der  Klaganstelhuig 
noch  bereichert  war  (§.  850  verb.  mit  §,  778  des  B  O  R.). 
Hierdurch  ist  also  einerseits  die  üaupteigenthtlmlichkeit  der 
actio  quod  metus  causa  als  einer  in  rem  scripta  beseitigt, 
.mderer8»^it.s  a])er  auch  dem  büscii  Glauben  des  dritten 
Erwerbers  einer  soicheu  .Sache  eine  dem  liöüiischen  Rechte 
unbekannte  Wirkung  beigelegt,  und  für  den  Fall  eines 
unentgeltlichen  Erwerbs  selten  des  Dritten  die  im  Römi* 
sehen  Rechte  nach  i.  4  §§.29—31  D.  XLIV,  4  unter  Um- 
ständen dem  Betrogenen  gegebene  exceptio  doli  za  einer 
Klage  erweitert 

3.  Wie  das  (Toset7J)uch  das  lustitut  dar  Wiederein- 
setzung in  deu  vorigen  Stand  als  materieUrechtliches  über- 
haupt nicht  mehr  kennt,  so  ist  auch  ftlr  die  Fälle  des 
Zwanges  von  einer  mit  der  ZwangskLig^e  concurrirenden, 
selbst  gegen  den  Dritten  wirksamen  restitutio  in  integrum, 
wie  aolche  das  Römische  Recht  kannte,  nicht  weiter  die 
Rede. 

4.  Soviel  die  Neben))unete  eines  V(M'ti'ajrs  und  den  f^ich 

auf  solche  beziehenden  Irrthum  oder  Zwang  anlangt,  so 

8 


Digitized  by  Google 


114    §*32>  Eiiifl.  voulrrtiiumctc.  auf  Xebeubebt  §.33.  B^diugmtgea. 

bringt  der  Irithura  nur  dann,  wenn  er  von  beiden  veiv 
tragschliessenden  Parteien  getheilt  wurde^  Nichtigkeit  aber 
natürlich  nur  rücksiehüidi  der  fraglichen  Nebenpuncte 
hervor;  in  den  Füllen  des  Zwanp^es  dagegen  oder  den 
durch  Betrug  erzeugten  resp.  sonstigen  Irrthumsiallen  ündet 
insoweit  für  den^  Verletzten  nach  Befinden  nur  ein  Recht 
auf  Schadenersatz  statt  (§.  840  yerb.  mit  §.  834  des  B.G^.). 

§.  83.  Nebenbestimmungeii  bei  Rechtsgeschäften. 

Von  den  Nebeabestinunungen  bei  Hechtagesch&ften 
berührt  das  Gesetzbudi  in  diesem  Znsammenhange  nur 

die  Bedingungen  und  den  dies,  während  der  modus  (die 
Zweckbeifugung)  nur  bei  den  speciellen  Lehren  in  eixh 
zelnen  Anwendungen  vorkommt:  so  bei  der  Schenkaiig 
§§.  1065,  1066  des  B.G.B,  und  bdi  den  letztwilligien  Ver- 
fügungen §§.  2151  ff.  des  B.G.B. 

L  Die  eigentliche  Bedingung  characterisirt  sich 
nach  §§.  108,  110  des  B.G.B.  ab  die  Nebcnbestim- 
mung,  der  zufolge  mit  dem  Eintritte  oder  Nichteintritte 
eines  objcctiv  ungewissen  Ereignisses  etwas  vor  der  Haud 
nur  eventuell  Gewolltes  als  definitiv  gewollt  gelten  soll. 
Dieses  eventuell  Gewollte  kann  entweder  darin  bestehen, 
dass  Rechtsgescluilt  zu  seiner  Vollendung  g-edeihen 
oder  darin,  dass  es  wieder  autgehoben  werden  solle.  Im 
ersteren  Falle  liegt  eine  au&ohiebende,  im  anderen  ei&e 
aufl()sende  Bedingung  vor. 

Ist  dagegen  das  Ereignis»  als  ein  der  Gcgenwärt  oder 
der  Vergangenheit  angehöriges  schon  jetzt  objectiv  ge>visd 
und  befinden  sich  die  Handelnden  nur  subjeotiv  zur  Zeit 
noch  darüber  im  Ungewissen,  so  kann  dasselbe  zwar  nach 
§.  113  des  B.G.B,  gleichfalls  als  wirkliche  Bedingung  be- 
nutzt werden,  dafern  die  Parteien  solches  erweislich  be- 
absichtigt haben.  Wo  aber  eine  solche  Absicht  sich  nicht 
darthun  lässt,  treten  bei  Verträgen  die  in  den  §§.  881 
bis  8ö8  des  B.O.B.  gedachten  Grundsätze  ein.   Auch  hat 
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man  jedesmal  genau  zuzusehen^  ob  sich  im  einzelnen  Falle 
niehi  unter  der  Eiakleidimg  einer  Bedingung*  ein  biosaer 
dies  verbirgt;  da  hier  im  Falle  der  späteren  Deficiens  der 
Bedingung  diu  Bestimmung  im  §.  713  doö  B.G.B.  Fiats 
greift.  Soviel 

n.  die  Wirkungen  der  Bedingungen  anlangt, 
so  trifft  das  Gesetzbuch  in  §.  112  gegenüber  der  herr- 
schenden gemeinrechtlichen  Ansicht  insofern  eine  princi- 
piellc  Aenderung,  als  es  den  Bedingungen;  und  zwar  so- 
wohl  den  anÜBehiebenden  wie  den  aufl(toenden  im  Zweifel, 
d.  h.  auch  hier  fiberall  nur  da,  wo  nicht  aus  der  Fassung 
der  Willenserklärung  oder  den  sonst  dabei  coucurriren- 
den  Umständen  die  gegentheilige  Absicht  der  Betheiligten 
sich  ergiebty  die  Betrotractivkrait  abspricht^  also  bei  den 
bedingten  Rechtsgeschäften  die  mit  deren  nachträglicher 
Perfection  oder  deren  späterer  Wiederautiusung  an  sich 
verbundenen  Bechtswirkungen  nicht  auf  den  Tag  des  Ge- ' 
BchftftsabBchlttsses  zurück;  sondern  erst  von  dem  Momente 
des  Eintrittes  der  Bedingung  an  datirt  wissen  will.  Kück- 
sichtlich  der 

1.  aufschiebenden  Bedingungen  und  deren  Wir> 
klingen  gelangt  jedoch  das  Gesetzbuch,  soviel  bei  den  hier 

allein  fraglichen  Geschäften  unter  Leben tlen 

a.  das  Bechtsverhältniss  zwischen  den  vertrag- 
achliessenden  Theilen  selbst  angeht,  mit  Hülfe  der 
auch  schon  während  des  Schwebens  der  Bedingung  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  anzuueiinienden  Gebundenheit 
des  künftigen  Schuldners  in  einer  Mehrzahl  von  Bozich- 
ttngen,  in  denen  die  herrschende  ThecHrie  eine  Consequena 
der  BUckbezüglichkeit  erblickt,  zu  ganz  gleichen  Resul- 
taten wie  diese.  Xamontlich  geschieht  dieses  durch  An- 
erkennung des  Satzes:  dass  auch  bedingte  Forderungen, 
und  zwar  activ  und  passiv,  vererblich  und  verlLusserlich 
seien  (§§.  889,  890,  964  des  B.G.B.),  dass  femer  auch 

iiir  bedingte  Forderungen  Pfandbestellung  und  Bürgschaft, 

8» 
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sowie  die  Ausbringang  von  Sicherheitsmassregeln  zulässig  'i 
ißt  (§§.  370,  871,  1454  des  B.G  B.\  und  dass  weiter  die 

Frage  nach  der  Gültigkeit  des  Geschäfts  wegen  der  den 
Betheiligten  innewohnenden  lljindiungäfahigkeit  nach  dem 
Zeitpuncte  des  Gescbättsabschlusses  zu  beantworten  i^ 
(§.  89  verb.  mit  §.  81  des  &G.B.).  Umgekehrt  erkennt' 
man  aber  sdion  jetzt  in  der  Doctrin  ziemlich  allgemein 
an,  dass  für  eine  Reihe  anderer  nnd  gerade  sehr  wich» 
tiger  Beziehungen  das  Princip  der  Retrotractivkraft  ohne* 
hin  nicht  durchgreife;  das  ist  nicht  allein  der  Fall  bei 
der  Frage  nach  der  Fälligkeit  und  Klagbarkeit  der  For- 
derung und  der  hiervon  abhängigen  Bestimmung  des  An- 
fangspunctes  für  ihre  Verjährbarkeit*),  sondern  auch  bei 
der  Frage  nach  dem  Zeitpuncte,  von  wo  ab  5m  Falle  de» 
Eintrittes  der  ÜLdingmig  der  Veräusserer  einer  Sache  die 
davon  gezogenen  Früchte  herauszugeben  oder  der  andere 
Theil  die  Gefahr  des  Unterganges  der  Sache .  zu  tragen 
habe;  endlich  bei  der  Frage  nach  der  Verkehrsfilhigkeit 
der  bedingt  veräus-serten  Sache,  und  iiiermit  betindet  sich 
daher  auch  das  Gesetzbuch  der  Sache  nach  gleichfalls 
natürlich  in  Uebereinstimmung  (zu  vgl.  §§.  158,  87S,  87^ 
796  des  B.G.B.).    Anlangend  dagegen 

b.  die  dritten  rci  souen  an  einer  bedingt  veräusscrtcu 
Sache  während  des  Schwebens  der  Bedingung  eingeräum- 
ten Rechte,  so  ist  zu  unterscheiden:  ob  der  künftige  Er- 
werber der  Saclie  es  war,  d»»r  in  Ei  wartuiig  des  Eintrittes 
der  Bedingung,  oder  ob  es  der  Veräusserer  selbst  war, 
der  in  Erwartung  ihres  Nichteintrittes  jene  Verfügung  zu 
Gunsten  eines  Dritten  getroffen  hat.  Ersterenfalls  liegen 
Dispositionen  selten  eines  Nicbteiirentliümcrs  vor,  die  aber 
mit  dem  Existentwerden  der  Jicdingung  convalesciren 
können  und  zwar  nach  §.  254  dergestalt,  dass  das  Recht 


*}  W'io  denn  liier  unter  Uniständen  eine  Forderung  gleich  als 
veijährt  zur  Welt  kommen  wtU'de. 
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des  Dritten  uunuiehr  ipbo  jure,  jetlueh  in  der  liegel  erst 
ex  nnno  zur  yoUen  Wirksamkeit  gedeiht  Im  zweiten  Falle 
entscheidet  es  sich  ganz  nach  den  allgemeinen  Grand- 
sätzeii,  von  wek'lieni  Zeitpunkte  aV»  da»  Recht  des  Dritten 
an  der  Sache  als  zur  Entstehung  gelangt  zu  betrachten 
sei,  und  der  spätere  Eintritt  der  Bedingung  bleibt  auf  ein 
£üher  begründetes  derartiges  Becht  an  sich  und  selbst 
da  völlig  ohne  Einfluss,  wo  letzteres  nach  der  lierr:?elien- 
den  gemeinrechtlichen  Theorie  in  Folge  der  rückwirken- 
den Kraft  der  Bedingung  zusammenßülty  während  zwischen 
dem  ursprünglich  nur  bedingt  auf  die  Sache  Bei  echtigten 
lind  seinem  Auetor  lediglich  ein  übiigaiiuu-in.issiger  Au- 
spruch  aut'  Beseitigung  des  Rechtes  des  Dritten,  resp.  auf 
Schadenersatz  stattfindet   §.  871  des  B.G.B. 

2.  Für  die  auflösenden  Bedingungen  ergiebt  sich ' 
aus  obigem  Principe,  dass  das  sub  conditione  resoluliva 
eingegangene  Rechtsgeschäft  ungeachtet  des  späteren  Ein- 
trittes der  Bedingung  dennoch  bis  dahin  in  der  Begel  als 
bestehend  anzusehen  ist,  und  erst  mit  dem  Augenblicke 
des  Existentwerdens  der  Bedingung  das  durch  selbiges 
begründete  Kechtaverhäitniss  wieder  aufgehoben  wird,  so 
dass  also,  wenn  im  Verfolge  desselben  z.  B.  eine  frucht* 
tragende  Sache  von  dem  Einen  dem  Andern  übergeben 
"worden  war,  die  in  der  Zwischenzeit  gezogenen  Früchte 
dem  Enipianger  der  Sache  in  der  Begel  auch  nach  Eintritt 
der  Resolutivwirkung  verbleiben  (§.  875  des  B.Q3.).  Sin- 
gulare Vorschriften  gelten  insowoitbeimKeiivertrage  §.1109; 
der  addietio  in  diem  §.  1115,  und  der  lex  oommissoria  §.1436 
des  B.G.B.  Dabei  ist  diese  Resolutivwirkung  nicht  eine  di- 
recte,  sondern  nur  eine  indirecte^  weshalb  namentlich  bei 
einer  resolutiv-bedingten  Ki^ii  ntl  uiiiÄubti tragung  mit  Ein- 
tiitt  der  Bedingung  das  Eigentimm  an  dei-  SmcIic  keineswegs 
ipso  jure  an  den  Veräusserer  zurückfallt.  Vielmehr  erlangt 
Letzterer  dadurch  nur  einen  perslinlichen  Anspruch  auf 
iedereinräumung  des  Eigentiiums,   der  also  lediglich 
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gegen  seinen  Mitcontrahenten  und  dessen  ,Scbuidnachfolger 
mit  der  Gontractsklage  beziehentlich  mittelst  CoDclictioii 
verfolgbar  ist  (§.  291  des  B.G.B.).  Folge  hiervon  ist 
aber  auch,  dass  die  von  dem  temporären  Eigenthüiii»T 
in  der  Zwischenzeit  zu  Gunsten  Dritter  bestellten  Rechte 
an  der  Sache  dem  wieder  eintretenden  früheren  Eigen- 
thfimer  p^egenttber  an  sich  ihre  fortdauernde  Gültigkeit 
behaupten  und  dieser  gleiclitalis  nur  .gegen  seinen  Mit- 
contrahenten obligatorisch  auf  Beseitigung  jener  Bechte, 
resp.  auf  Schadenersatz  berechtigt  ist  (§.  875  des  B.G3.). 
Nur  bei  Immobilien  ist  demjenigen,  welchem  bloss  ein  der- 
artiges widerrufliches  Eigeiithum  an  der  Sache  zusteht^ 
die  Berechtigung  zur  Bestellung  von  Hypotheken  |  sowie 
von  Ghrund-  und  persönlichen  Diensibarkeiten  an  der 
Sache  schlechthin,  also  selbst  aucli  nur  auf  die  Dauer 
seiner  Besitzzeit  cutzogen       «^99, 573  und  56ü  desB.GJ^.)- 


§.  84.  Unerlaubte  Handlungen. 

I.  Auch  das  Gesetzbuch  hält  an  dem  Grundsätze  fest, 
dass  die  civiirechtliche  Haftbarkeit  für  die  Folgen  eines 
unerlaubten  Thuns  oder  Unterlassens  die  Zurechenbarkeit 

des  reclitswidi  igcn  Verhalteus,  und  somit  vor  Allem  auf 
Seiten  des  Urhebers  der  Rechtsverletzung  die  Zurechnuugs- 
ftihigkeit  (Willens-  und  Handlungsfähigkeit)  zu  ihrer 
nothwendigen  Voraussetzung  habe.  Zwar  scheinen  meh- 
rere Stellen  des  Sachsenspiegels  diesem  Grundsätze  zu 
widersprechen  (IL  65;  III,  *^.  ),  von  denen  die  erstere  deu 
Fall  eines  von  einem  Kinde  „binnen  seiner  Jahre'',  der 
zweite  den  Fall  eines  von  einem  rasenden  und  blöd- 
sinnigen Manne  angerichteten  Schadens  bespricht.  Für 
beide  Fälle  wird  dort  anerkannt,  dass  das  Kind  „seinen 
Leib  nicht  verwirke'',  und  dass  über  den  Geisteskranken 
nicht  gerichtet  werden  könne,  dass  dagegen  der  jedes- 
malige Vormund  den  Schaden,  und  zwar  — :  wie  es  an 
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der  enten  Stelle  heisst  —  aus  dem  KindesTeimÖgen,  nach 
seinem  Werthe,  ersetzen  solle. 

Die  hierauf  gestützte  Ansicht,  dass  fiir  die  Beur- 
theilung  der  Ersatzpflicht  in  einem  solchen  Falle  nicht 
aowohl  auf  die  sabjective  Beschaffenheit  der  That«  als 
vielmehr  anf  den  änsseren  ursachlichen  Znsammenhang 
zwischen  dur  Tliat  und  dem  outstandeneu  Schaden  zu 
Behen  sei,  hatte  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  auch  in  un- 
serer Praxis  behauptet  (Theorie  der  sogenannten  objectiven 
culjia),  und  zwar  umsomehr,  als  man  fbr  selbige  in  der 
decis.  36.  von  174(5,  verbunden  mit  dem  Erläuterungs- 
rescripte  vom  3.  April  1750  einen  weiteren  Anknüpfungs- 
pnnct  zu  finden  glaubte.  Dementsprechend  hatte  sogar  der 
Entwurf  desBürgerlichen  Gesetzbuches  im  §.151 7den  Grund- 
satz aufgenommen;  dass  die  des  Veraunftgebrauchs  beraub- 
ten Personen  und  die  im  Kindesalter  Stehenden  für  den, 
durch  ihr  persönliches. Thun  angerichteten  Schaden  nicht 
bloss  bis  zum  Betrage  einer  etwaigen  Bereicherung,  sondern 
auch  mit  ihrem  sonstigen  Vermögen,  jedoch  unbeschadet 
der  zu  ihrer  Erziehung  und  zu  ihrem  Unterhalte  erforder- 
lichen Mittel  verhaftet  sein  sollten.   Mit  der  sp&teren  Be- 
«eitiguug  dieses  Para<i;raphen  im  Laufe  der  ständischen 
^  Berathungen  ist  jedoch  das  Gesetzbuch  rücksichtlich  der 
oben  angedeuteten  Frage  im  Wesentlichen  auf  den  Stand- 
punct  des  gemeinen  Rechtes  zurückgekehrt  ^  so  dass  von 
einem  infaus  oder  sonstigen  Willen^untahigon  ausgegangene 
Kechtsverletzungen,  soweit  nicht  die  Ausnahme  im  §.  120 
des  B.G.B,  eintritt ,  ledigHch  als  casuelle,  im  Sinne  des 
^  126  in  Betracht  zu  kommen  haben.*) 

II.  Anlangend  dit^  verschiedenen  möglichen  GiMilo 
der  culpa,  so  wird  in  121,  122  des  B.G.Ii,  nach  wie 
vor  nur  zwischen  geringer  und  grober  Fahrlässigkeit  unter- 

*;  Hierzu  noch  zu  vergl.  Artikel  89  des  Rev.  Str&fgesetzbuches, 
—  $.  1886  des  B.G.B.  handelt  nickt  von  im  Kindesalter  stehenden 
Personen.  • 
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schieden^  und  als  abstractt  r  ^his^stab  lür  erstcre  die  Sorg- 
falt des  ordentlichen ,  autiiierki?anien  Hausvaters,  für  die 
letztere  die  gewöhnliche  Soi^gfalt  eines  minder  ordentlichen 
un'd  aufmerkfiamen  Menschen  aafgeie(tent. 

Hierin  liegt  also,  zumal  mit  Zuhüllenahme  der  Vor- 
schriften des  §.  12Ü  des  B.G.B,  zur  Genüge  der  Satz  aus- 
gesprochen, dass  eine  nicht  einmal  als  geringe  Fahrläss^- 
keit  im  obigen  Sinne  sich  characterisirende  sebaldvolle  | 
Handlung  oder  Unterlassung  der  privatreehtliclien  Zurccli-  i 
nung  sich  völlig  entziehe,  und  somit  in  das  Gebiet  des  1 
Zu&lls  zn  yerweiaen  sei.   Dies  übersieht  Danz,  Wir- 
kungen der  Codificationsform  S.  20  ff.,  wenn  er  unter  gleich- 
zeitiger Herbeiziehung  der  Vorschriften  der  §§.  721  und  IM 
dem  Gesetzbache  den  Vorwurf  macht,  dass  e8.indLrect 
wieder  auf  die  Ton  der  Theorie  verworfene  Dreitheilung 
der  culpa  in  lata,  levis  und  levissima  zurückfiihre.  Au<di 
kann  natürlich  dieser  Vorwurf  nicht  etwa  dadurch  gerecht- 
fertigt werden,  dass  §.730  scheinbar  noch  einen  dritten 
möglichen  Massstab,  nämlich  den  der  Sorg&lt,  wel<she 
Jemand  in  seinen  eigenen  Angelegenheiten  anzuwenden  » 
ptlegt,  erwiUint,  da  die  hiermit  angedeutete  gemeinrechtliche  , 
diligentia  (culpa)  in  concreto  nur  als  eine  innerhalb  der 
Grenzen  der  groben  und  geringen  Fahrlässigkeit  sich  be- 
wegentlo  denkbare  Moditication  der  letzteren  in  Beti-acht 
kommt. 

V.  und  VI.  Abtheilung. 

Von  den  Aechten,  deren  Sicherung:  und 

Verfolgungr* 

§.  85.  ?on  den  Klagen  und  Ansprächen  im  Allgemeinen. 

L  Das  Gesetzbuch  bezeichnet  mit  dem  Ausdrucke 
jPHtLge'*  zunächst  und  der  Regel  nach  das  einem  Berech- 
tigten zustehende  Mittel  zu  angriflfsweiser  proc^sualischer 
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GeltendmachuDg  seines  Hechtes,  und  geht  dabei  in  §.  144, 
AbflAtz  2,  von  dem  Satze  aus,  dass  in  der  Regel  jedes 

Privatrecht  durch  eine  entspreclieiule  Klage  p^osohützt  sei. 
Als  wirkliche  Ausnahme  hiervon  kann  es  uatüriicli  nicht 
gelten,  dass  z.  das  Becht  Solennitätszeuge  za  sein 
(§.  2102  des  B.G.B.))  oder  das  Recht  auf  Antretnng  einer 
(leferirteu  Erbaciiait  (§.  2010  des  B.G.B.)i  oder  das  Recht 
des  Bürgen  auf  vorgänglge  Ausklagnng  des  Hauptschuld* 
ners  1461  des  B.G.B.)  des  Klagschutzes  entbehrt,  da 
im  ersteren  Falle  eine  blosse  Eip^enschaft  oder  Fähigkeit 
einer  Person,  im  zweiten  eine  durch  die  Antrotunj^  jeder- 
zeit und  beliebig,  aber  auch  nur  auf  diese  Weise  reali- 
sirbare  Erwerbsmr.-lichkeit,  Im  dritten  ein  seinem  ganzen 
Weiicu  nach  ausschliesslich  auf  einredeweise  Geltend- 
machung angelegtes  Hecht  in  Frage  steht  Dagegen  er^ 
ftfaeint  es  als  wahre  Ausnahme  Yon  der  Regel:  dass  dem 
FauKtptandgläubiger  nach  §.  429  des  ß.G.B.  die  Pfand- 
klsge  gegen  den  dritten  Besitzer  der  Pfandsache,  ferner 
gegen  den  Arbiter  und  den  Mäkler  nach  §§.  1418  und 
1265  des  B.G.B,  die  Klage  auf  Ertheilung  eines  Schieds- 
api  uches,  respective  auf  Nachweibuug  oder  Venuittelung  des 
bezüglichen  Geschäftes,  sowie  aus  dem  V'eriöbnisse  die  Klage 
auf  Vollzug  der  Ehe  §.  1579  des  B.G.B,  ausdrilcklich  ver- 
sa^rt  ist.  Andererseits  ist  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  die 
Vorsleiluii;^^  eines  unkla!^^})aren  Forderungsrechtes  im  Sinne 
der  Romisch  -  rechtlichen  Naturalobligation  fremd,  da  der 
auch  unserem  bisherigen  Rechte  noch  bekannt  gewesene 
Fall  eines  einem  Hauskinde  ohne  Genehmigung  des  Vaters 
gemachten  Gelddarlehn«  (Fall  des  senatusconsultum  Mace- 
doDianum)  nach  dem  Gesetzbuche  gleichfalls  verschwunden 
ist.  Zwar  räumt  auch  das  Oesetzbuch  noch  einzelnen  an 
^ch  ungültigen  und  darum  unklagbaren  liechtsgeschäften 
insofern  eine  gewisse  beschränkte  Wirkung  ein,  als  es 
das  aus  solchen  Rechtsgeschäften  Gezahlte,  selbst  wenn 
sich  der  Zahlende  dabei  über  seine  Verbindlichkeit  im 
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Irrthmne  befuiid<ni  haben  sollte,  nicht  zuruckzuiordeni 
gestattet;  so  bei  den  ohne  Genehmigung  des  Ehemannes 
von  einer  Ehefrau  eingegangenen  Verbindlichkeiten  (§.  1641 
des  B.G.B.),  ferner  bei  der  formlosen,  eheweiblichen  In- 
tercession  (§.  1650  des  B.G.B.)  "^j,  femer  bei  dem^piel- 
und  Wettverluste,  soweit  nicht  das  Spiel  zu  der  Klasse 
der  verbotenen  gehörte  (§.  1480  des  IIG.B.):  und  ebenso 
findet  die  gleiche  soluti  retentio  jetzt  nach  §.  Ib22  des 
B.G.B,  bei  allen  Zahlungen  auf  eine  durch  Verjährang 
erloschene  Forderung  statt  (Unser  Eeitheriges  Recht 
hatte  diesen  letzteren  Satz  zunächst  nur  tür  die  der  kurzen 
dreijährigen  Verjährung  unterliegenden  Forderungen  ein- 
geführt. Gesetz  Tom  23.  Joli  1846,  §.  10.)  Von  Natural- 
obligation im  gemeinrechtlichen  Sinne  kann  jedoch  in 
allen  diesen  i^'ällen  deshalb  nicht  die  Rede  seitk,  weil  das 
Gesetzbuch  unter  den  erwähnten  Verhältnissen  überhaupt 
keine  Forderung,  auch  nicht  einmal  eine  solche  statnirt, 
welche  von  ihrem  Inhaber,  wenn  auch  nicht  klageweise, 
so  doch  wenigstens  einredeweise,  z.  B.  im  Wege  der  Com- 
pensatiön  geltend  gemacht  werden  kann.  Daftlr  bat  aber 
auch  wieder  das  Gesetzbuch  in  Am  ikLuuunf^  seiner  obiiren 
Kegel  einzelne  Ansprüche,  welche  gemeinrechtlich  nur 
durch  eine  Einrede  (BetentionseinredC;  exceptio  doli) 
schützt  waren,  zu  förmlich  klagbaren  Rechten  erhoben. 
Zu  vergleichen  z.  B.  §.  318  verbunden  mit  §.  287  des 
B.G.B. 

II.   Abgesehen  von  dieser  regelmässigen  Bedeutnng 

des  Wortes  „Klage**  oder  .Jvhi^recht"  verbindet  aber  damit 
das  Gesetzbuch  ähnlich,  wie  das  iiemische  Rocht  mit  seinem 
Ausdrucke  actio  bisweilen  auch  noch  die  zweite  Be- 
deutung des  durch  die  Klage  geschützten  Rechtes  oder 

Anspruches  selbsiit,  ohne  jedoch,  wie  z.  B.      1-18  beweist, 

*)  Dieser  Sau  war  bereits  unserem  zeithorii^on  Hechte  l»fkaiuit; 
zu  verijlri»  lieii  Mandat  über  die  Verbürguugeu  der  Fraueubiieraonen 
Tom  6.  iSovember  1>*28,  §.  8. 
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beide  Begriffe  in  unstatthafter  Weise  zu  confundiren.  In 
jenem  zweiten  Sinne  ist  der  Ausdruck  ;,£Llage'*  z.  B.  zu  « 

nehmen;  wenn 

1.  das  G^esetzbach  in  diesem  Zusammenhange  von 
dem  mdglichen  Uebergange  der  Ellagen  auf  und  gegen  * 

die  Erb«>n  des  Berechtigten,  beziehentlich  Veq)tlichteten 
spricht,  da  das  hier  ala  übergehend  zu  Denkeiirle  zuiuiehst 
\md  primär  das  Recht  oder  der  Anspruch  selbst,  und  erst 
secimdär  das  damit  verbmidene  Klagrecht  «ist.  Soweit 
nämlich  ein  Hecht  seiner  Beschaffenheit  nach  überhaupt 
des  Ueberganges  aui  die  £rben  des  ursprünglich  Be- 
rechtigten fähig  ist,  geht  natürlich  auch  das  zu  dessen 
Sicherung  bestinnnte  Klagrecht  mit  über,  und  auch  wo 
das  Haupt-Kecht  selbst  nicht  vererbbar  ist  (z.  B. 
Fsmilienrechte,  in  der  Regel  Societätsverhältnisse;  persön* 
liehe  Dienstbarkeiten  u.  s.  f sind  es  doch  der  Regel 
nach  die  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  daraus  er- 
irachsenen  vermögensrechtlichen  Ansprüche.  Vergleiche 
unten  Abtheilung  über  Erbschaftsrecht. 

lu  einzelnen  Fällen  knüpft  jedoch  das  Gesetzbiieh 
den  activen  Uebergang  des  Anspruches  und  des  dani^t 
verbundenen  Elagrechtes   noch  an  besondere  Voraus- 

aetEungen,  so: 

a.  das  Recht  auf  Kevocation  einer  Schenkung 
wegen  Undankes.  Dieses  soll  nach  §.  1060  (abgesehen 
Ton  dem  Falle  der  Tddtung  des  Schenkers  durch  den 
Beschenklcnj  auf  die  Erben  des  Ersteren  wie  nach  Rö- 
uuschem  Keclite  nur  übergehen,  wenn  noch  der  bcbenker 
selbst  seinen  Widerrufswillen  emstlich  erklärt  hatt^.  Der 
passive  Uebergang  dieses  Rechtes  auf  und  gegen  die 
Erben  des  Beschenkten  ist  dagegen  nach  §.  lOGl  des 
B.G.B.  unbeschränkt 

b.  Bei  anderen  Forderungen  verlangt  das  Gesetzbuch, 
ähnlich  wie  das  Römische  Recht  bei  den  actiones  vindic- 
tam  spirantes  den  Eintritt  der  Litiscontestation,  dass  der 
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Berechtigte  wenigstens  Klage  bei  Gericht  angebracht 
haben  müsae.  So  nach  §.  14U0  bei  der  dort  gedachten 
Art  der  Körperverletzung,  welche  eine  Verunstaltung  oder 
Verstümmelung  zur  Folgu  srehabt  hat,  rücksichtlicli  des 
diesfalls  eintretciiden  Schadenersatzes;  terner  nach  §.  1553 
bei  der  Klage  der  ausserehelich  Geschwächten .  auf  Ent- 
schädigung ( Dotation)  y  dafem  der  Anspruch  nicht  schon 
vertragsmüssig  festgestellt  sein  sollte;  ferner  nach  ^.  iü6l 
bei  der  im«  Falle  des  Kückgängigwerdens  eines  Verlöb- 
nisses nach  Beiinden  eintretenden  Schädenklage »  sowie 
der  Klage  auf  Rückgabe  der  iVlahlschätze  und  der  sonstigen 
Geschenke  der  Verlobten.    Kbenso  lindct 

2.  die  Stellung  der  Lehre  von  d^  Klagenvcrjäbrong^ 
obwohl  dieselbe  ihrer  Wirkung  nach  nicht  bloss  die  Klage, 
sondern  zugleich  den  ihr  zu  Grunde  liegenden  iVnsprucli 
vernichtet;  hier  ihre  Kechtfertigung  in  der  Erwägung,  dass 
diese  Wirkung  durch  unterlassene  gerichtliche  Geltend- 
machung des  dem  betreffeiRkn  Ansprüche  beigegebenen 
Klagrcc'lites  während  einer  gewissen  Zeitirist  herbei- 
geiiihrt  wird, 

§.  S6.  Ton  der  KlagenTetJAhrunr« 

(Uaubold,  Lehrb.  373.) 

L  Voraussetzungen  der  Klagenverjährung. 

A.    Die  Dauer  der  Verjährungsfrist. 

1,  Nach  zeitherigem  Rechte  belief  sich  die  regel- 
mässige Verjährungsfrist  auf  dreissig  Jahre  unter  Hinau* 
rechnung  des  sogenannten  Sächsischen  Jahres,  also  zu- 
sammen  auf  31  Jahre  G  Wochen  3  Tage  (coust.  2.  3.  6. 
pte.  II.).  Abgesehen  von  den  gemeimechtlichen  Fällen 
kamen  jedoch  auch  nach  unseren  Landesgesetzen  nach 
beiden  Seiten  hin  Ausnahmen  vor: 

a.  Längere  Veijäln'ungslristen  ti^aten  ein  nach  dem 
Mandate  wegen  der  Hasardspiele  vom  20.  Decbr.  1766; 
§.  9,  wo  die  50jährige  Verjähmugsfrist,  welche  nach 
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der,  übrigens  unglossirten,  c.  1.  C.  Iii,  43  für  die  Con- 
dicinmir  bezahlten  Spiel  Verlustes  aufgestellt  ist,  in  derge- 
stalt löüditicirter  Weise  beibehalten  wurde,  dass  der  Spit  ier 
für  seine  Person  nur  sechs  Jahre  lang  die  condictio  haben, 
nach  Ablauf  dieser  Frist  aber  auf  »die  sogenannte  Armen- 
hiiuiiliauptcasse  i  später  Anstalt  zu  Waldheira)  überrrelien 
sollte.  Das  Gesetz  vom  2U.  Juni  1837,  §,  3  subsiituirle 
daför  die  jedesmalige  Armencasse  des  Ortes  des  Spieles; 
—  femer  gehörte  hierher  nach  c.  5.  pte.  II.  die  44jjihrige 
Verjähr ungstr ist  bei  den  Klageu  dur  ivircht-n,  Schulen 
und  milden  Stiftungen,  die  häufig  auch  auf  die  Klagen 
des  StaatsfiacuB  erstreckt  wurde. 

b.  Verjähningsfriäten  von  kürzerer  Dauer  kamen  vor 
bei  der  im  Specialgeaetze  vom  23.  Juli  1846  zusammen- 
gefasstcn  Klasse  von  1' Orderungen;  ferner  bei  dem  An- 
sprüche auf  ILrlicbung  veriaileuer  Ziuscoupons  der  könig- 
lich Sächsischen  Staatspapiere,  landschaftlichen  Obli- 
gationen, sowie  der  ihnen  gleichzustellenden  Creditpapiere ; 
ferner  ein  nur  einjähriger  Zeitraum  wurde  durch  das 
ätaatsdienergesetz  vom  7.  März  1835  fiir  die  Verjährung 
der  Ansprüche  dnes  ohne  Grund  entlassenen  Staatsdieners 
an  den  Staatsliscus  eingeführt. 

2.  Nach  dem  B.a.B.  §§.  150  ff.  bildet  eine  SOjährige 

Verjährungsfrist  derg<  sjudt  die  Regel,  dass  die  obigen 
längeren  Fristen  sub  1  a  hierdurch  gänzlich  in  Wegfall 
gelangen.  Kürzere  Fristen  kommen  dagegen  sehr  zahl- 
reich im  Gesetzbuche  vor.  Eine  Uebersipht  über  die  ein- 
zahlen Fälle  siehe  in  Siebcnhaais  Commentar  zu  ^.  b2 
<1<»  B.G.li.   So  z.  B«: 

a.  eine  3jährige  Frist,  ausser  in  der  Mehrzahl  der 
zeither  unter  das  Gesetz  von  1846  zu  subsumireuden  Fälle, 
aach  noch  bei  den  Klagen  wegen  Entwährung  ('evictio) 

§  94(3  dos  H.O.H. ;  ferner  bei  den  Klagen  auf  Rücker- 
stattung ludebite  gezaliiter  Zinsen        1532  des  B.GB; 
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bei  Klagtii  aui  Eigänzuiig  des  riiichttheils  §.  2616  des 
B.G.B.; 

b.  eine  Frist  von  einem  Jahre  bei  der  Preiamindening»- 
und  Wandelungsklage  wegen  unbeweglicher  Sachen  (§.  9SS 

des  H.G.B.),  ferner  bei  gewissen  piäparatorischca  \"er- 
trägen  (§§.  1069,  1174  und  1261  des  13.G.Ü.);  ferner  bei 
der  Klage  auf  ßevocation  einer  Schenkung  wegen  Un- 
dankB  (§.  1063  des  B.G3.);  endtich  bei  der  Klage  der 
Tochter  auf  Gewährung  einer  Ausstattung  (§.  1666  des 
B.ÖJB.)  j 

c.  lechsmonatiiche  Fristen  q.B.  bei  der  Preisminderangs- 
nnd  Wandelungsklage  bei  beweglichen  Sachen  (§.  92S 

des  B.G.B.);  ferner  bei  der  Schädeuklage  aus  der  Haftung 
de  effiisis  et  dejectis  (§.  1559  des  B.G.B.). 

87.  Ksrtsetsang« 

B.  Für  den  Beginn  der  Berechnimg  dieser  Frist  er^ 
scheint  auch  nach  dem  Gesetzbuche  das  Vorhandensein  der 
sogenannten  actio  nata  entscheidend.  Hierbei  hat  man 
zu  unterscheiden: 

'  1.  zwischen  Klagen  aus  dinglichen  Rechtsverhültuissen. 
Diese  unterli^en  erst  von  dem  Augenblicke  an.  der  V^- 
jfthrungy  wenn  ein  individuell  bestimmbarer  G^egner  dem 
Berechtigten  gegenübersteht.  Ob  dem  Letzteren  die  Per- 
son dieses  seines  Gegners  bereits  bekannt  ist,  oder  nicht, 
ist  hierbei  gleichgültig  (§.  158  des  B.G.B.)   Femer  gilt 

2.  für  die  persönlichen  Klagen  unter  Festhaltang 
iibric^ens  des  zuletzt  erwähnten  Grundsatzes  die  oberste 
Kegel,  dass  hier  derjenige  Zeitpunct  entscheidet,  wo  die 
dem  im  einzelnen  Falle  fraglichen  Bechtsverhältnisse  ent- 
sprechende  Leistung  verlangt  werden  konnte.  Danadi 
darf  nicht  bloss  die  in  der  gemeinrechtlichen  Doctrin  noch 
jetzt  mehrfach  vertretene  Ansicht^  dass  es  ausser  dem 
Unbefiriedigtsein  des  Anspruches  noch  einer  vorausgegan- 
genen Mahnung  bedürfe^  selbst  für  die  Fälle  als  reprobirt 
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gelten,  in  welchen  ein  Bechtaverhältoiss  von  völlig  unbe- 
stimmter Dauer  in  Frage  steht  (z.  B.  imbetagtes  Dar- 
lehn), sondern  man  bat  überhaupt  davon  auszugchen,  dass 
die  actio  uata  iu  dem  hier  fraglichen  Sinne  nicht  mit  der 
gewöboüchen  Fälligkeit  und  Klagbarkeit  der  Forderung 
zu  ideotificiren,  vieUnebr  fUr  den  vorliegenden  Zweck  auch 
dann  äcliuii  eine  solche  Forderung  als  fällig  und  klagbar 
zu  behandeln  aei,  bei  welcher  die  alsbaldige  Herbeituhrung 
der  Klagbarkeit  in  die  Hand  des  Gläubigers  gelegt  ist 
Dem  scheint  zwar  die  Vorschrift  in  §.  159  des  B.G.B,  zu 
widersprechen,  wonach  in  Fällen,  wo  die  Geltendmachung 
eines  Rechtes  erst  noch  von  der  Willenserklärung  eines 
Betheiligten  abhängt,  die  Vci-jiihrung.  erst  von  der  Zeit 
(lit>er  Willenserklärung  ab  zu  laufen  lieginnen  soll.  In- 
dessen hat  mau  iu  Ansehung  der  einzelnen  mögächerweise 
hierunter  zu  subsumirenden  Fälle  foigendeigestalt  zu  unter- 
«cheiden : 

a.  in  Betreff  des  besonders  häufigen  Falles  einer  auf 
Aufkündigung  stehenden  Forderung  besassen  wir  schon 
seither  ein  ausführliches  Specialgesetz,  das  Generale  vom 
U.  Decbr.  1801.  Dasselbe  ging  gleichfalls  von  dem  l'riu- 
cipe  aus,  dass  die  in  du-  Willkühr  des  Gläubigers  ge- 
stellte Kündigung  an  sich  nicht  als  Hindemiss  fUr  den 
Beginn  der  Verjährung  anzusehen  sei;  nur  sollte,  wenn 
Uber  den  Anikug  dieses  Kündigungsrechtes  keine  aus- 
^ckliehe  Festsetzung  erfolgt  sei,  angenommen  werden, 
^sss  dasselbe  vor  Ablauf  eines  Jahres  nicht  ausgeübt 
werden  und  somit  auch  die  Verjälu  ung  nicht  eher  (ebenso 
wie  bei  verzinslichen  Forderungen  nicht  vor  Eintritt  des 
ersten  Zinstennines,  also  im  Zweifel  gleichfalls  nicht  vor 
Abkuf  eines  Jahres)  ihren  Anfang  nehmen  könne.  Auch 
war,  wenn  der  Schuldner  vcrtiagsmässig  nach  erfolgter 
Kändignng  noch  die  Verstattung  einer  weiteren  Zahlungs- 
frist, sogenannten  Kündigungsfrist,  verlangen  konnte,  diese 
dem  Uiäubiger  zu  Gute  zu  recimen.    Wenn  dagegen  die 
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Kündigung  auBSchliesslich  in  die  Willkühr  des  Schuldner» 
gestellt  war,  so  sollte  vor  wirklich  erfol<^ter  Kündigung, 

beziehentlich  vor  Ablauf  der  <loni  Schuldner  etwa  nuch 
eingeräumten  Kündigungsfrist  die  \'erjährnn^  keinesfalls 
ihren  Anfang  nehmen  ^  und  wenn  der  Schuldner  starb, 
ohne  gekündigt  zu  haben,  erst  von  dem  dreisstgsten  Tage 
nach  dem  Tode  desselben  ab  zu  laufen  beginnen.  Durch 
den  dem  jetzigen  §.  159  des  B.G.B,  entsprechenden  §.  1G7 
des  Entwurfes  sollten  nun  beide  vorerwähnte  Fftüe  gleich* 
gestellt  werdt-n  und  erst  bei  der  ständiseliL'U  l^  i-atliuu;^ 
beöchloßs  mau  die  Aufnahme  des  jetzigen  §.  Iul6,  besage 
dessen  man  für  den  Fall  einer  in  die  Willkühr  des  G-läu- 
bigei*s  gestellten  Kündigung  ssum  Principe  des  Generale 
zurüekkelirte,  dergestalt,  dass  nicht  erst  der  wirklich».^ 
Erfolg  der  Kündigung^  sondern  bereits  der  Zeitpunkt, 
von  wo  ab  dieselbe  erfolgen  konnte  (nach  Befinden  auch 
wieder  unter  Hinzurechnung  der  stipulirten  Kündigungs- 
frist) den  Anfanj^stermin  für  den  Lauf  der  V^erjährung 
bilden  sollte.  Für  den  Fall  einer  ausschliesslich  in  das 
Belieben  des  Schuldners  gestellten  Kündigung  dagegen 
bewendet  es  bei  der  Vorschrift  in  §  159  des  B.G.B,,  ob- 
wohl man  titr  ihn  auch  schon  mit  der  Regel  in  §.  15ö 
KU  gleichem  Resultate  gelangen  würde. 

b.  Hiemftchst  leidet  aber  auch  der  §.  159  volle  An- 
wendung in  den  Fällen,  wo  die  Forderung  selbst  (und 
nicht  bloss  deren  Fälligkeit,  wie  in  dem  Falle  unter  a) 
potestativ  bedingt  ist^  und  zwar  hier  gleichviel,  ob  die 
Potestativbedincrimg  auf  eine  Handlung  des  C.  liiubigers, 
oder  ded  >elnildners  gestellt  ist.  Dies  war  \V(»lil  auch  der 
Orund,  weshalb  die  const.  1  pte.  IL  das  Wiederkaufsrecht 
(dieses  nämlich  als  die  potestativ  bedingte  Berechtigung 
gedacht,  die  wiedeikäulliche  Abtretung  der  Sache  zu  ver- 
langen) iur  schlechthin  unverjährbar  erklärt.  Insoweit 
hat  sich  jedoch  die  Frage  hier,  wie  auch  in  dem  ver- 
wandten Falle  eines  hinzugefligleu  Keuieehtea,  sowie  in 
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dem  Falle  des  VorkAaÜBrechteB  dadurch  erledigt,  dass  sich 
in  den  §§  1108,  1122, 1133  ftbr  diese  sämmtlichen  Rechte 

eme  gesetzliche  Zeitdauer,  die  mit  einer  Verjährungsfrist 
keinesw^^  £u  verwechseln  ist,  autgcstcllt  üiidet  Deshalb 
kann  es  in  diesen  drei  Fällen  sich  künftig  nur  nodi  am 
die  Verjährbarkeit  desjenigen  Anspruchs  handeln,  welcher 
durch  die  fristgemässe  Erkl  iiinic^'  dos  Berechtigten,  dass 
er  von  seinem  liechte  Gebrauch  machen  wolle,  erst  be- 
gründet wird,  und  für  diesen  ist  dann  in  Gemässheit  des 
§.  159  die  Zeit  der  Abgabe  der  betreffenden  Willenser- 
klärung allerdings  entscheidend. 

c.  Ausserdem  könnte  man  versucht  sein,  im  §.  159 
eine  Bestätigung  der  zeither  in  den  Sächsischen  Gerichts- 
höfen herrschenden  Ansicht  xa  finden,  wonach  die  Ver- 
jährung der  Klage  des  Hinterlegers  aus  dem  Iliuterlegiings- 
vertrage  auf  Bückgabe  der  hinterlegten  Sache  (actio  depo- 
siti  directa)  erst  mit  der  fruchtlosen  Aufforderung  des 
Deponenten  zur  Rücklieferung  der  Sache  beginne n  soll 
(zu  vergleichen  Zeitschrift  lur  Kechtspti.  u.  Verw.  N.  F. 
XVI.  S.  466  ff.)*  Als  richtiger  erscheint  es  aber,  hier  m 
Gemässheit  des  §.  158  die  Verjährung  sofort  von  Eüngabe 
der  Sache  au  im  Zweifel  beginnen  zu  lassen,  da  öich  von 
dem  Standpuncte  der  gogenthciligen  Meinung  aus  schwer- 
lich sagen  lässt,  dass  die  Geltendmachung  des  Bechtes 
auf  Rückgabe  der  deponirten  Sache  von  der  vorgängigen 
Aufforderung  des  Deponenten  abhänge.*)  Das  Gleiche 
IQUSS  Übrigens  auch  rilcksichtlich  der  actio  commodati 
directa,  also  der  Klage  aus  der  Gebrauchsleihe,  wenig- 
stens in  dem  im  §.1181  des  B.G.B,  gedachten  Falle 
gelten,  während  da,  wo  eine  bestimmte  Dauer  des  Ge- 
brauches entweder  ausdrucklich  festgesetzt  oder  aus  den 
Umständen  abztmehmen  ist,  natürlich  dieser  Zeitpunct 
entscheidend  werden  muss.  Nicht  minder  hat  es  hinsieht* 


*)  Die  Auffotdening  ist  ▼ieimelir  mit  dsr  Gdtendinmchnng  ideatisdi. 
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lieh  der  actio  pignoraticia  directa  bei  der  Regel  de»  §.  158 
des  B.G*B.  sein  Verbleibeu,  d.  h.  erst  mit  der  die  Ver- 
pflichtang  zur  Büokgabe  des  F&ndobjeeto«  b^gründendea 
Tilgung  der  Pfimdschuld  kann  von  dem  AnfSuoge  einer 
Verjäbr barkeit  dieser  Klage  überhaupt  die  lieJe  sein 
(vgl.  §.  1447  des  B.G.B.).  Ein  Mchrcres  als  dieses  wollte 
auch  wohl  die  fÖr  unser  zeithenges  Recht  ioeoweit  in 
Betracht  kommende  c.  1.,  pte.  IL  nach  der  richtigeren 
Auslegung  niciit  besagen,  wenn  sie  die  Klage  gegen  den 
Pfimdschulduer  für  schlechthin  unverjährbar  erklärt.  An- 
derer Meinung  in  allen  hier  unter  o.  erwähnten  Punctea 
ist  freilich  Siebenhaar,  Comm.  au  §.  158. 

C.  Die  durch  mehrere  Stellen  des  kanonischen  Hechts 
— au  vgl«  insbesondre  C&p.  20  X  de  praescr.  IL,  26 — hervor 
gerufenen  Zweifeli  ob  und  in  wieweit  zu  der  hier  frag- 
Uclicn  Anspruchsverjähruüg  bona  fides  auf  Seiten  des 
Yerjühieiideu  gehöre ^  treten  frühzeitig  auch  schon  unter 
den  Sächsischen  Juristen  hervor.  Die  entgegengeaetatea 
Ansichten  fanden  in  Berger  (Elect.  disc.  forens.  tit.  XL 
obs.  bf  p.  3?^o  ii.j,  Wernher  (Obss.  Ibr.  P.  1.  ub.^.  1^3)  uud 
Hommel  (Rhaps,  obs.  208)  aui  der  einen  Seite  (für  die 
Verneinung  der  Frage)  und  in  Leyser,  später  auch  in 
Haubold  zu  Berger's  Oeoonomia  juris  Bd.  I.  S.  283  not  l 
auf  der  andern  Seite  {iav  die  Bejahung  derselben)  ihre 
Vertreter. 

In  neuerer  Zeit  begann  jedoch  die  schon  von  Böhmer 
vertheidigte  Mittehneinung  MöllenthiePs  (über  die  Nator 

des  guten  Glaubens  §.  22  fF.)  in  der  Sächsischen  Praxis 
sich  (jt  Illing  zu  verschaffen,  won^oh  die  bona  fides  za 
der  Verjährung  alleri  selbst  rein  persönlicher  Klagen  er- 
fordert werde,  wenn  dieselben  auf  Herausgabe  einer  in* 
dividuell  bcstiramten,  dem  Beklagten  fremden,  Sache  ge- 
richtet seien  (Wochenblatt  ISö^,  S.  201  C).  Das  Gesetz* 
buch  dagegen  adoptirt  dieselbe  nicht,  sondern  lässt  das 
Requisit  det»  guten  Glaubens  gänzlich  bei  der  Anspruchs- 
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verjährmog  £Uleii^  also  selbst  da^  wo  es  sich  um  die  Ver^ 
jfthriing  der  Vindicationsklagei  resp,  der  ihr  enlsprediffii- 

den  actio  Publiciana  handelt. 

§.  88.  fortsetzoiicr*  II*  Uaterbrediiuig  der  TeijfthrBBg* 

1.    GegLii  die  irüLcr  in  den  Sächsischen  Gerichts- 
höfen herrschende  Ansicht,  nach  welcher  man  schon  die 
fanreichnng  der  Klage  bei  Gericht  zur  Interruption  fUr 
genügend  kielt  (zu  ygl.  Kind^  quaest  forens.  III.,  28.), 
brachte  ein  späteres  Gesetz  vom  2U.  Juni  1846  die  Unter- 
brechung der  Extinctivverjährung  betreffend,  §.  1,  das  ge- 
meinrechtlich herrschende  Princip  anch  bei  uns  zur  Gelt- 
ing, das»  in  der  Regel  erst  mit  Eintritt  der  Rechtshängig- 
keit,  d.  h.  slIuo  mit  Behändigung  der   auf  die  Klage 
erlassenen  Ladung  an  den  Beklagten,  die  Unterbrechunga- 
wirkung  sich  äussere.    Dabei  legte  man  übrigens  in 
Gemässheit  der  Erläuterten  IVocessordnung  ad  tit  V.,  4, 
wozu  zu  vergleichen  Griebner,  Discurs  zu  tit.  V.,  §.  4 
in  den  Worten:  „solcher  auch'',  hierbei  weder  auf'  die 
Schlüssigkeit  der  Klage,  noch  darauf  ein  entscheidendes 
Gewicht,  ob  sie  bei  dem  competenten  Richter  erhoben 
sei,  und  auch  die  im  Gesetze  vom  20.  Juni  lb4G  erforderte 
legale  Insinuation  war  nach  der  richtigeren  Ansicht  nur 
auf  die  Beobachtung  der  in  der  Erläuterten  Processordnung 
ad  tit.         2  erwähnten  äusseiii  iuöinuationscri'ürdernisöe 
zu  beziehen.    Bei  Klagen  ge^en  einen  noch  nicht  mit 
Vomund  versehenen  -  Minderjährigen  dagegen  oder  bei 
Klagen  gegen  den  Staatsfiscus,  so  lange  für  denselben 
nocii  kein  Procurator  bestellt  sei,  machte  das  credaciue 
Gesetz  allerdings  insofern  eine  Ausnahme,  als  hier  schon 
die  Benachrichtigung  der  competenten  Vormundschafts- 
behdrde,  resp.  des  Finanzministeriums  Tom  Eingange  der 
Klage  durch  das  Proceasgericht  der  Klagbehändiuuiig  lu 
ihren  Wirkungen  gleichstehen  solle.    Das  Gesetzbuch  im 
§.  163  kehrt  nun  zu  jener  älteren  Ansicht  wieder  zurück, 
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wonach  Anbringung  der  Kiage  bei  Gericht  schon 
genügte,  Daaeben  behält  es  den  zeitberigen  Grundsatz, 
da98  selbst  die  Wahl  eines  unzuständigen  Richters  oder 
die  üaschlüssigkeit  der  Klage  den  Interniptionseffect  nicht 
beeinträchtige,  zwar  im  Principe  bei  (§.  iüüj,  jedoch  mit 
der  jedenfalls  zweckmässigen  Modification^  dass^  wenn 
einer  dieser  Mängel  spüter  die  Abweisung  der  Klage 
zur  Folgt  hüben  sollte,  binnen  drei  ^lunaten  eine  ver- 
besseile  Klage  angebracht  werden  muss,  widrigenialls  die 
bereits  eingetretene  Unterbrecbungswirkung  sich  wieder 
erledigt.  Das  Fallenlassen  der  Klage  dagegen  hat  die 
Auiiicbung  des  früheren  Iiiterruptionsuffectes  unbedingt 
und  selbst  dann  zur  Folge ,  wenn  damit  die  gleichzeitige 
Ueberreichung  einer  nenen^  oder  eine  darauf  abzielende 
Protestation  verbunden  sein  sollte  (§.  166  v^bunden  mit 
§.  140  dt;s  Ü.G.D.). 

Bleibt  der  begonnene  Frocess  nur  liegen,  so  läuft 
von  der  lotsten  Processhandlnng  an,  dafem  sonst  die  Vor- 
aussetzungen hierzu  vorhanden  sind,  eine  neue  Verjährung. 
Da  dieselbe  aber  nach  §.  169  des  B.G.B,  jedenfalls  ia 
denielben  Frist  vollendet  werden  soll,  welche  iiir  die  nnte^ 
brocbene  Verjährung  ursprünglich  galt,  so  ist  hiennit  die 
Beüeitiguii;;  der  so<:^enannten  praescriptio  litis  pendenüs 
als  eines  eigenthiimlichen  Institutes  ausgi  sprochen.  Kummt 
es  dagegen  zur  rechtskräftigen  Verurtheilung  des  Beklage 
ten,  so  kann  vom  Eintritte  der  res  judicata  ab  in  attea 
Fällen  nur  eine  SOjiiliri^o  W'ijälirung  zu  laufen  bL-guinen^ 
selbst  dann,  wenn  der  ausgeklagte  Anspruch  au  sich  eintf 
kürzeren  Verjährung  unterlegen  haben  sollte, 

2.  Neben  diesem  regelmässigen'  Interruptionsmodos 
kennt  übrigens  das  Gesetzbuch  noch  eine  Anzahl  anderer, 
theiis  völlig  gleichgeltender,  theils  wenigstens  subsidiär 
zur  Anwendung  kommender  Modalitäten,  insofern  näm- 
lich als: 

a.    auch  schon  die  ezceptions weise  Geltend- 
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mach a Dg  des  der  Verjährung  unterliegenden  Anspruchs 
der  Elaganstellung  gleichstehen  soll.  Auch  hier  hebt  die 

Aberkennung  clor  vürgesciiulztea  Exceptiou  die  Intcrrup- 
tiouswirkung  au  sich  nicht  auf,  sobald  nur  der  Excipient 
binnen  drei  Monaten  von  Bechtskrall  des  seine  Ausflucht 
zurückweisenden  Erkenntnisses  an  förmliche  ELlage  erhebt 
163,  1<»7  des  B.G.B.).  Zeither  wurde  dieser  Grund- 
satz von  den  Sächsischen  reclitsprecheuden  Behörden  nicht 
befolgt  (vgl.  Zeitschrift  tUr  Kechtspfl.  und  Verw.  N.  F. 
XIII.,  8.  380),  obwohl  die  dort  näher  ausgeführte  weitere 
Rechtsiiiibicht,  dass  die  blosse  negative  Einlassung  auf  ein 
das  bezügliche  Rechtsverhältniss  betreffendes  Kiagvor- 
bringen  des  andern  Theiles  die  Interruptionswirkung  her* 
beizufithren  nicht  geeignet  sei,  natürlich  auch  kttnAig  noch 
in  Geltung  bleibt.    Weiter  soll  nicht  bloss 

b.  der  Antrag  des  Gläubigers  auf  ein  nach  der 
Civilprocessnoyelle  vom  30.  December  1861,  §.  28  an  den 
Beklagten  zu  erlassendes  Zahlungsgcbot,  sondern  auch 

c.  schon  eine  von  dtjm  Betheiligten  vor  seinem  eige- 
nen persönlichen  Bichter  2u  diesem  Zwecke  eingelegte 
Verwahrung  (Protestation)  mit  der  Anbringung  förm- 
licher Klage  gleiche  Wiikuiig  haben,  letzteres  jeduch  nur 
aushulls weise  in  dem  Falle,  wo  mir  der  Ort,  an  welchem 
der  Gegner  belangt  werden  könnte,  unbekannt  ist  (§•  164 
des  Gesetzbuchs),  eine  Bestimmung,  die  zwar  unserm  zeit* 
herigeii  Iveclite  gegenüber  eine  neue  genannt  werden 
muBS,  die  aber  dem  im  Justinianeischen  Rechte  (c.  2.  0. 
de  annali  exc^pt  VII.,  40)  sich  findenden  ähnlichen  .Inter- 
mptionsmodus  nachgebildet  erscheint,  und  dessen  Wieder- 
uuiuuliuie  ohnehin  schon  vun  älteren  Sächsischen  Prak- 
tikern—  wiewohl  bisher  vergeblich  —  betVirwortet  worden 
war  (Gottschalk,  disceptat  forens.  Bd.  II.  c  29,  pag.  365 
ed.  sec). 

d.  Der  Ausbruch  des  Concurses  zu  dem  Ver- 
mögen des  Schuldners  an  sich  hat  nur  rüoksichtUch  der 

■ 
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Wechselklagen 'gegen  den  Schuldner  die  Folge,  dass  die 
Verjährung  auf  die  Dauer  des  ConcurBes^  d.  h.  bis  sor 
Aiasschttttuiig  der  Ooncnnmaase  ruhet  (Gesets  Tom  7.  Juni 
1849  über  den  Schuldarrest,  §.20,  iSclilusssatz);  für  die 
übrigen  Fälle  der  Auspruchaverjähnmg  gilt  dieses  Princip 
nieht.  Indessen  legte  das  Ober-Appellations-Gericht  wenig- 
stens der  Anmeldung  einer  Forderung  im  Concurse  schon 
bisher  die  nämlichen  Wirkungen  b(!i,  wie  der  Kla^behän- 
diguug  ausserhalb  desselben  (Anualcn  des  Über-Apellap 
tions-Geriehts  A.  R  £d.  V.,  S.  66  S.),  und  auch  mit  dem 
Rechte  des  Cksetzbuches  darf  diese  letstere  Meinung,  ob- 
schon  die  Frage  nirgends  ausdrücklich  berührt  wird,  noch 
ierner  als  vereinbar  angesehen  werdeut  da  zwar  der  zweite 
der  in  jener  Entscheidung  geltend  gemachten  GhrQnde  sich  - 
nunmehr  durch  die  Bestimmung  im  §.  766  des  B.G.B.'^) 
erledigt  hat,  der  erstere  dagegen  auch  jetzt  noch  als  fort- 
wirkend angesehen  werden  dar£   Endlich,  wird  auch 

e.  im  §.  des  B.G.B.  der  Anerkennung  des 
Anspruchs  selten  des  Verpflichteten  die  Wirkung 
einer  Unterbrechung  beigelegt,  und  hierher  läs6t  sich 
namentlich  auch  bei  yenonslichen  Forderungen  das  Fac- 
tum der  Zmsensahlung  rechnen ,  wie  schon  das  Generals 
vom  14.  DeceiBber  1801 ,  §.  7,  that  (Gesetzbuch  §.  1404, 
Satz  2).  Nur  wird  man  in  Ermangelung  einer  der  be- 
treffenden Stelle  des  Generale  gleichlautenden  positivrecht- 
lichen Bestimmung  nicht  weiter  berechtigt  sein,  wie  dort 
die  Intcrruptionswirkuiig  über  die  Zeit  der  Zinszahlung 
hinaus  bis  zum  etwanigen  Ausbleiben  des  lUilig  werdenden 
nächsten  Zinstennins  zu  erstrecken,  sondern  —  soweit  nicht 
etwa  ausnahmsweise  die  Zahlung  von  Zinsen  pränume- 
rando erfolgt  sein  sollte  —  immer  von  dem  Momente  der 
Zinszahlung  ab  den  Lauf  der  Verjährung  von  Neuem 

*)  WegfsU  des  von  den  Liauidantea  froher  geforderten  Kseh- 
weises  der  melior  fortana  des  Gemeinschuldnen  Bei  KUgansteUang 
nsch  beendigtem' CoaciUBe. 
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b^;mneii  lassen  müssen.  Auch  ist  hiennit  die  ganz  andere 
Frage  nicht  zu  verwechsein:  von  welchem  Zeitpuncte  ab 

«ine  verzinsliche  Darlcliensforrl«  run^,  über  deren  Rück- 
zaiüung  Etwas  nicht  verabredet  war,  überhaupt  zu  ver- 
jähren beginnen.  Hier  tritt  nämlich  der  aus  der  Begeh 
quod  sine  die  debetnr  statim  debetnr  (§.711  des  B.G3.) 
zu  folgernden  Annahme  einer  sofort  von  der  Hingabe  des 
Darlehens  an  laufenden  Verjährung  die  Erwägung  ent- 
gegen^  daes  mit  Kttcksicht  auf  die  Vorschrift  im  §,  1060 
B.G.B,  in-  der  dem  Darlehensvertrage  beigefügten 
Zinsenstipulation  die  factische  Erklärung  des  Darleihers: 
dem  Schuldner  das  Darlehen  mindestens  auf  Ein  Jahr 
^lassen  zn  wollen ,  also  ein  stillschweigend  beigefügter 
dies  im  Zweifel  gefunden  werdeu  muss^  vor  dessen  Ein- 
tritte also  die  Verjährung  schon  nach  der  allgemeinen 
Begel  oben  im  §.  37,  2  nicht  ihren  Anfang  nehmen 
kann,  während  in  dem  oben  zuerst  erwähnten  Falle  die 
Zinszahlung  nur  in  der  Function  der  Unterbrechung 
einer  bereits  lauieudeu  Verjährung  auftritt. 

f  80.  Foztsetsur*  in»  Zdtyeilige  aad  ginillehe  Amsehlteasang 

der  Teijthning* 

A*  laicht  zu  Terwechseln  mit  jenen  Interraptions- 
naglichkeiten  sind  die  von  dem  Qesetsbache  in  §§.  154 

bis  157  aufgestellten  zahlreichen  Beispiele  zeitweiliger 
Suspendirung  der  Verjähi'ung,  fiir  \irelche  sich  nur  zum 
Theü  AnknüpAmgspnncte  im  gemeinen  Rechte  wieder- 
finden.  Dieselben  sind  doppelter  Art: 

1.  Tht'ils  haben  sie  ihren  Grund  in  p^ewissen  mit  der 
Natnr  des  in  l2>age  befangenen  jhüagrechtes  ausser  Zu- 
•ammenhange  stehenden  Ereignissen,  welche  die  Möghchkeit 
der  Rechtsverfolgung  thatsächlich  auf  Zeit  aassdüiesnen. 
Diese  Fälle  sind 

vis  major  und 

jnstitittm  (§.  157  des  B.G.B.). 
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2.  Theil«  beruhen  sie  auf  einer  eigenthümlichen 
B e eil ts läge,  in  welcher  sich  der  Berechtigte  im  Allge- 
meinen oder  doch  dem  Verpflichteten  gegenüber  sdtweilig 

beßndet,  so  dass  ihm  die  unterlassene  Klaganstellang 
gleichfalls  nicht  zum  Nachtheil  gereichen  darfl  Dies  ist 
der  Fall 

a.  wenn  die  Parteien  in  dem  Verbfiltnisae  von  Ehe- 
gatten ,  vun  Voramiid  und  Mündel,  vun  Hausvater  und 
Hauskind  zu  einander  stehen,  auf  die  Dauer  dieses  Ver- 
h&ltnisBee  (g.  156  des  B.G.B.).  [Wegen  der  auf  Auflöe- 
ung  einer  bestehenden  Ehe  gerichteten  Klagen  und  derec 
Verjährung  kommen  jcduch  sinc:ul;ire  Vorschriften 
Frage,  über  die  daa  Nähere  zu  vergleichen  im  ij^amiliea- 
rechte.]  . 

b.  Bei  Klagen,  welche  einer  bevormnndeten  Person 

gegen  Dritte  zustehen,  soweit  es  sich  dabei  um  die  An- 
fechtung einer  eigenen  Handlung  ihres  zeitweiligen  Vor- 
mundes handelt  (§.  155  des  B.G3.)y  tmd  soweit  nicht 
etwa  der  Fall  einer  nichti^^en  Ver&usserung  von  Mündel- 
vermögen  durch  den  Vornuind  in  Frage  steht,  wo  die 
specieÜen  Vorschriften  in  §§.  1948  und  1998  einzutreten 
haben  würden. 

c.  Bei  allen  Personen,  die  nur  dui'ch  gesetzliehe 
Vertreter  handeln  können,  solange  ihnen  diese  Vertretaug 
abgeht  (§.  154  des  B.a.B.). 

Jedoch  werden  diese  Fälle  a.^  b.,  c  insofem  nicht 
ganz  gleich  behandelt,  als  in  den  iub  1,  2,  a.  und  b. 
gedachten  nicht  bloss  der  Beginn  der  Verjährung  gehin- 
derty  sondern  auch  eine  schon  laufende  Verjährung  sistirt 
wirdy  während  in  dem  FaUe  sub  2,  c.  in  der  Bogel  nur 
die  erstere  Wirkung  eintritt,  eine  bereits  begonnene 
Verjährung  aber  trotzdem  fortläuft,  ausgenommen  wenn 
und  insoweit  der  Aiangel  der  Vertretung  gerade  in  das 
letzte  Jahr  der  Verjährung  oder  in  eine  Verjährung  von 
nur  einjähriger  resp.  kürzerer  Dauer  fällt  (§.  154  des  B.G.B.). 
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Ueber  die  Zulässigkeit  dec  Verjähning  gegen  Unmündige 
nach  anserem  seitherige  Hechte  vgl.  Ronx  in  derZeitschr. 

K.  F.  Bd  VI.  S.  3ü5  ff. 

IV  Ganz  auageschiosBen  ist  die  Verjähruiig  nach 
§.  151  ausser  in  den  schon  gemeinrechtlichen  F&iien  der 
Theilttngsklage  und  der  actio  fininm  regundorom  auch 
noch  hei  Klagen  auf  Familienzustände,  sowie  bei  Klagen 
aul'  iiechte;  weiche  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  ein- 
getragen sind,  so  lange  ihre  Löschung  daselbst  nicht  er- 
folgt ist,  wobei  nnr,  in  ähnlicher  Weise,  wie  in  dem  ent> 
sprechenden  §.  28  des  Hyjiothekengesetzes  von  lö4*]  ge- 
schieht, Klagen  auf  veiiallene  21insen  hypothekarischer 
Capitalien  oder  auf  sonstige  im  Ghrund«-  und  Hypotheken- 
buche  eingetragene  fortlaufende  Abentrichtungen  in  An- 
sehung der  jedesmaligen  Rückstände  ausgeuummen  sind. 
(Das  Nähere  hierüber  im  Sachenrechte.) 

§.  40.  FertselMigt  IT.  Ton  der  segenaimteii  ka  san  oder 

«Ireijährigen  Yerjährung. 

Da»  Gesetz  vom  23.  Juü  1846  (et:  ob.  §.  36,  A,  1,  b) 
hatte  eine  besonders  beschleunigte  Art  der  Verjährung  für 

gtwibtfj  üul Lungen  von  Forderungsrechten  eingeführt,  rück- 
aichtlich  deren  im  gewöhnlichen  Handel  und  Wandel  bei 
ihrer  Bezahlung  gar  keine  Quittung  oder  nur  eine  solche 
in  leicht  verlierbarer  Form  ertheilt  zu  werden  pflegt.  Die 
hierher  gehörigen  einzelnen  Arten  von  Forderungen  finden 
sich  mit  verliältnissmässig  nur  wenigen  Abweichungen  in 
§.  1017  des  Gesetzbuches  wieder  zusammengestellt,  und 
zwar  berührt  das  Gesetzbucb  diese  Gattung  von 
jährungen  deshalb  erst  in  der  Lehre  von  den  Forderungen, 
weil  sie  ausschiesslich  für  das  Gebiet  des  Obligationen- 
rechtes  von  Bedeutung  ist»  während  die  bisher  besproche- 
nen Grundsätze  auf  die  Verjährbarkeit  von  Ansprächen 
aller  Art,  also  selbst  solcher,  die  aus  dinglichen  Kechten 
abgeleitet  sind,  sich  beziehen. 
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L   Za  den  hauptsächlichen  Abweichangen  anseres 

jetzigen  Rechtes  von  dem  zeitherigen,  auf  dem  Gesetze 
von  1846  beruheadeu,  in  Betreff  der  einzelnen  Gattungen 
der  dieser  VerjftbrungBart  unterworfenen  Forderungen 
gehört: 

1.  dass  die  unter  das  Gesetz  von  1846  fallenden 
Aiimentenforderungen  nunmehr  dieser  kurzen  Verjährung 
gaius  entBOgen  sind^  wodurch  eine  lebhafte  Controvene 
unserer  Spruchbehörden  rücksicbtlich  der  gegen  den 
ausaerehelichen  Öchwängercr  geltend  zu  machenden  Aii- 
mentenforderungen abg^eschnitten  worden  ist; 

2.  daiiBy  während  das  G^etz  von  1846  im  §.  1  von 
den  Forderungen  der  Kaufleute,  Händler,  Fabrikanten 
u.  8.  w.  nur  solche  ausgenommen  wissen  wollte,  die  sich 
auf  Gfigenstände  bezogen ,  womit  der  Schuldner  wieder 
ein  kaufmännisches  Geschäft  betreibt,  jetzt  nach  §.  1017 
sub  1  alle  dergleichen  Forderungen  tur  Waaren  und  Ar- 
beiten eximirt  sind,  die  dem  Schuldner  zum  Behufe  eines 
eigenen  Gewerbe-  oder  Handebbetriebes  geliefert  worden. 

II.  Im  Uebrigen  galten  und  gelten  beziehentlich 
noch  von  dieser  Gattung  der  Verjährung  folgende  singulare 
Grundsätze: 

1.  die  Veijalaiaigsfrist  umlasst  jetzt  wie  früher  mir 
einen  dreijährigen  Zeitraum^ 

2.  der  Lauf  dieser  Frist  beginnt  nach  wie  vor  nicht  schon 
mit  dem  Eintritte  der  Elagbarkeit  der  betreffenden  For^ 
derung  an  sich,  sondern  der  Regel  nach  erst  mit  dem 
Schlüsse  des  jedesmaligen  Kalenderjahres^  innerhalb  dessen 
die  Forderung  klagbar  wurde. 

Nach  d  in  (jesetze  von  1846  bestand  für  die  aus  einem 
gewissen  daucruden  Dienstverhältnißse  (der  in  §.  1  sub  11 
gedachten  Art)  herrührenden  Lohn-  resp*  HonoraransprUche 
nur  insofern  eine  Ausnahme,  als  für  sie  die  dreijährige 
Frist  unter  allen  Umständen,  d.  h.  nicht  früher  und  nicht 
später  als  mit  Beendigung  des  betniffenden  Dienstverhäit» 
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nisses  beginnen  sollte.  Das  Gesetzbuch  bat  diese  Aus- 
nahme in  We^jfaJl  gebracht,  dafür  aber  in  §.  1018  zwei 
andere,  eingei  iilirt,  theils  flir  die  ärztlichen  Honorare,  die 
dcb  auf  eine  bestimmte  Kur  beaiehen^  tbeils  fOr  die  in 
einem  Beehtsstreite  erwachsenen  Gebühren  und  Verlags- 
forderuDgen  der  Gerichte  und  der  Advokateu,  die  erst  mit 
Schluss  des  Jahres,  innerhalb  dessen  die  ärztliche  Kur 
rap.  der  fiechtsatreit  oder  die  Volhnaoht  sich  endigte^  der 
Veijähnuig  unterliegen  sollen.    Endlich  hatte 

3.  das  Gesetz  von  1Ö46  hinsichtiich  der  Unter- 
brechung dieser  Verjährung  eine  Anzahl  nicht 
unerheblicher  Abweichungen  von  den  allgemeinen  Gtrund- 
s&tsen  eingeführt,  insofern  es: 

a.  schon  eine  auf  den  Antrag  des  Gläubigers  an  den 
Schuldner  zu  erlassende  sogenannte  „gerichtliche  Un- 
terbrechungsnotifieation'^  und  deren  Behändigung 
der  Klagbehändigung  in  ihren  Wirkungen  gleichstellte; 
und  insofern  es 

b,  dem  im  Laufe  der  Verjährung  erfolgten  Anerkennt- 
niBse  der  Förderung  die  Intermptionswirknng  nur  dann 

zugestand,  wenn  dasselbe  entweder  schriftlich  oder  münd- 
lich bei  Gericht  zu  Protocoll  erfolgt  war,  dann  aber  auch 
dergestalt,  dass  dann  wie  nach  erfolgter  rechtskräftiger 
Verurtheilung  immer  nur  die  ordentliche  Verjährung  von 
31  Jahren  0  Wochen  3  Tagen  zu  laufen  beginnen  konnte. 
Gleichwohl  legte  das  Gesetz  von  1846  inconsequenter 
Weise  einem  nach  Ablauf  der  Veijährungspcriode  ertheil- 
ten  Zahlungsvereprechen,  selbst  wenn  es  au ss ergerichtlich 
und  mündlich  erfolgt  war,  insoweit  Kralt  bei,  als  nunmehr, 
wegen  der  solchergestalt  wieder  ins  I»eben  gerufenen  For- 
derung, eine  neue  dreijährige  Verjährung  anhob.  Das 
Gesetzbuch  hat  diese  Singularitäten  sämmtlich  beseitigt, 
und  es  treten  daher  auch  insoweit  bei  dieser  Gattung  von 
Verjährungen  ganz  die  oben  entwickelten  allgemeinen 
Vorschriften  über  Unterbrechung  dersdben  ein. 
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%,  41.  Fortsetzung.  T.  Die  Wirkungen  der  Verjährung. 

I.  Die  gciiuMnrechtlich  besonderö  öUeiU^^c  l^rairc  ob 
die  V  erjährung  den  der  Klage  zu  Grunde  liegeuden  Aa- 
sprach  vollständig  vernichte,  oder  nur  dessen  Klagbarkeit 
aufhebe,  also  bei  Verjährung  von  Forderun^^en  diese  in 
obligationes  naturales  verwandle,  kunute  bei  uns  schon 
nach  zeitherigem  Kechte  nicht  mehr  als  zweifelhaft  be» 
trachtet  werden,  vielmehr  war  bei  uns  die  erstere  Ansteht 
schon  liingst  die  reeijnrte  und  faud  auch  in  der  Sprache 
unserer  Gesetze  insoiern  Unterstützung,  als  mau  darin 
vielfach  Ausdrücken  begegnet,  wie  „Verjährung  derFor- 
derung^'  und  „Erlöschen  des  Anspruches  durch  Verjährung'' 
(z.  B.  in  dem  Mandate  vom  13.  November  1779  no.  1, 
im  Generale  vom  14.  December  IdOl,  §.  7  — ).   Das  Ge- 
setzbuch schliesst  sich  dem  in  §.  170  ausdrücklich  an, 
wenn  auch  natürlieli  unbeschadet  der  vereinzelten  scliwii- 
elieren  Wirkungen,  welche  es  selbst  den  verjährten  For- 
derungsrechten immer  noch  beigelegt  wissen  will  (vergl.  das 
oben  §.  35 1.  Gesagte  verb.  mit  §.  1454  Satz  2  des  B.G.B.). 
BetreÜ's  der  Benutzbarkeit  verjfihrter  Forderungen  zur 
Compensation  geht  das  Gesetzbuch  sogar  noch  weiter  ab 
unsere  zeitherige  Praxis.    Allgemein  war  man  nämlich 
dainiber  schon  zeitlier  einverstanden,  dass  eine  Furderung, 
welclie  bereits  verjährt  gewesen,  bevor  die  gegnerische 
Forderung  entstand  oder  auch  nur  fällig  wurde),  gegen 
diese  nachmals  nicht  in  Aufrechnung  gebracht  werden 
küune.    An  sich  folgt  aber  hieraus  noch  nicht  noth wendig, 
dass  das  Gleiche  auch  für  den  Fall  gelten  müsse,  wenn 
die  in  Gegenrechnung  zu  bringende  Forderung  zwar  zur 
Zeit  der  VorscLützung  der  Ausflucht  verjalu  t  ist  aber  zu 
einem  gewissen  früheren  Zeitpunete  neben  der  Forderung 
des  Gegners  bereits  unter  Voraussetzungen  bestanden  hat, 
welche  beide  Forderungen  damals  als  compensabei  er- 
scheinen licssen.    In  diesem  Falle  hängt  die  Frage  wegen 
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Zulassung  der  Compensfttion  Ton  der  andern  ab,  ob  man 

diesselbe  ex  nunc  oder  ex  tunc  zu  beantworten  habe,  d.  h. 
ob  nicht  die  Wirkung  der  Vorschutzung  der  Compenaa- 
tionBeinrede  im  Processe  nach  dem  Grandsatze  compen- 
satio fit  ipso  jure  auch  in  diesem  Falle  auf  den  Moment 
zurückbezogen  werden  düi*fe,  wo  die  BcMÜngungen  der 
Compensabilität  bereits  eingetreten  waren.  Das  Ober- 
appellationsgericht  hatte  sich  nach  mehrfi&chem  Wechsel 
in  seiner  Ansicht  neuerdings  bestimmt  für  die  letztere 
bejahende  Meinung  ausgesprochen  (Aunaien  des  O.A.G. 
Bd.  I.  6»  20.).  Das  Gesetzbuch  dagegen  befolgt  (nach 
§§.  992'  verbunden  mit  170  nnd  den  dazu  gehörigen  Mo- 
tiven) das  gegentheilipre  Princip  (cf.  Siebenhaar,  Zeitschr. 
für  Kechtspfl.  und,  Verw.  Bd.  XXIX.  S.  97  ff.)  und  tritt 
dadurch  in  Widersprach  mit  der  herrschenden  gemein- 
rechtlichen Theorie  (Savigny,  Syst.  Bd.  V.  S.  403.). 

U.  Wo  sich  neben  dem  der  Verjährung  unterlie- 
genden Ansprüche  ein  Recht,  auf  welchem  derselbe  be- 
ruhti  unterscheiden  lässt^  z.B.  bei  Ansprüchen  aus  ding- 
lichen Bechten,  bleibt  trotz  der  Verjährung  des  concreten 
Anspruches  das  Hecht  selbst  in  der  Regel  unberührt,  unbe- 
schadet natürlich  der  je  nach  Beschaffenheit  des  Haupt- 
rechtes gegebenen  Möglichkeit  eines  Erlöschens  desselben 
durch  Nichtgebrauch,  wie  solche  von  dem  bürgerlichen 
Gesetzbuche  bei  den  ürunddieustbarkeiteu  und  den  per- 
sonlichen Dienstbarkeiten  anerkannt  ist:  §§.  596  und  (>55 
des  B.G.B. 

Soviel  dagegen  die  sogenannten  prästationes  annaae  d.h. 

die  auf  jährlich  wiederkehrende  Leistungen  .gerichteten 
Itechtc  anlangt,  so  entschied  schon  die  c.  2,  pte.  II.  die 
diesfalls  bestehende  gemeinrechtliche  Controyerse  dahin^ 
dass  bei  gänzlichem  Ausbleiben  der  einzelnen  terminlichen 
Leistungen  während  der  vollen  Verjährungszeit  im  Falle 
unterlassene  Klaganstellung  nicht  bloss  der  Anspruch  auf 
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die  einzelueii  liücksUiudc,  sondern  allerdings  das  Haupt- 
recht  selbst  erlöschet  so  dass  dann  weder  diejemgen  Rück* 
stände  y  rttcksichtlich  deren  an  sich  die  Verjährungszeit 
noch  nicht  abgciiiufeu  sein  würde,  noch  auch  die  künftigen 
Termine  ferner  gefordert  werden  konnten.    Soweit  freilich 
dergleichen  Bechte  im  Qnmd-  und  Hypothekenbuche  ein- 
getragen sind,  kann  yon  einem  Erlöschen  derselben  auf 
diesem  W^e  wegen  des  oben  im  §.  39;  B  am  £nde  er- 
wähnten Orondsatzes  unseres  Grandbuchsystems  nicht 
mehr  die  Rede  sein,  und  wenn  gleichwohl  das  Gesetzbuch 
im  §.  160  den  Inhalt  der  Constitution  im  Wesentlichen 
wieder  aufnimmt;  so  kann  dies  nur  auf  rein  obligatorische 
Bechtsverhältnisse,  also  gerade  auf  solche  bezogen  werden, 
bei  denen  strenggenommen  ein  Recht  auf  die  einzelne 
Leistung  und  ein  darüber  stehendes  Hauptreeht  sieh  oft 
gar  nicht  unterscheiden  lässt  Zu  vergl.  jedoch  §§.  2472  S, 
des  B.G.B.  Die  verwandte  Bestimmung  im  §.  674  hat  da- 
gegen lediglich  in  der  accessorischen  Natur  der  Zinsen- 
forderung gegenüber  der  Ferzinslicheu  Hauptforderung 
ihren  Grund, 

IIL  Auch  bei  uns  erzeugt  übrigens  der  ungehinderte 
Ablauf  der  V^eijährung  zunächst  nur  eine  exceptio  tem- 
poris  seu  praescriptionis.  Unsere  frühere  Landesgeaets- 
gebung  ging  jedoch  sogar  so  weit,  den  erkennenden  Rich- 
ter anzuweisen,  dass  er  diese  Einrede  tiuch  im  Falle  ilirer 
unterlassenen  Vorsehützung  im  Processe^  daiem  nur  das 
Vorhandensein  ihrer  Voraussetzungen  sofort  aus  den  Acten 
liquid  sei;  von  Amtswegen  berücksichtige,  also  supplire 
(c.  25,  ptc.  1.). 

Das  Gesetzbuch  §.  153  hat  jedoch  diese  Anonoalie 
beseitigt,  so  dass  nunmehr  insoweit  die  gedachte  Einrede 
processualisch  wie  jede  andere  peremiuiische  AusducLt  zu 
behandeln  ist. 


Digitized  by  Goog' 


§.  42.  Zeitbestunmoagen. 


14S 


§.  42.  Von  den  ZeitbesÜnuaimgeiu 

Ausser  bei  dem  Institute  der  Verjährung  kommen 
auch  überall  da,  wo  au  den  Ablauf  eirieä  bestiiuuiten  Zeit- 
jcaiimes,  sei  es  von  dem  Gesetze  oder  durch  den  Bichtar 
oder  durch  Privatwillen  gewisse  Bechtsfolgen  geknttpft 
sind,  für  die  Bercclinimg  dieses  Zeitraumes  die  in  s:^^^.  82 
bis  87  des  B.G.B,  aufgestellten  Hegeln  zur  Anwendung, 
.  soweit  nicht  bei  richterlichen  Fristen,  z.  B.  §.  2266  oder 
2497  des  B.G.B.  von  dem  Richter,  oder  in  den  der  Pri- 
vatdispoüition  unterliegenden  Fällen  von  den  Betheiliglen 
abweichende  formen  festgesetzt  werden.  Auch  versteht 
es  Bich  von  selbst,  dass  für  die  Berechnung  processuali- 
scher  Fristen  nach  wie  vor  die  Processgesetze  entschei- 
den.  Die  Uauptgrundsätze  sind  lolgende: 

a.  Die  Bömisch  -  rechtliche  Unterscheidung  zwischen 
tempus  utile  und  continuum  ist  gegenwärtig  nicht  weiter 
anwendbar,  d.  h.  alle  Fristen  sind  continuo  zu  berechnen. 

b.  Bei  monatlichen  oder  jährlichen  Zeitfristen  —  gleich- 
viel ob  solche  durch  Privatwillen,  richterliche  Verfügung 
oder  Gesetz  bestimmt  sind  —  ist  nicht  der  Monat  zu  30 
und  das  Jiihr  zu  3(J5  Tagen,  sondern  der  bezügliche  Zeit- 
raum dergestalt  a  dato  ad  datum  zu  berechnen,  dass  die 
Frist  mit  dem  entsprechenden,  gleichnunmierigen  Kalender- 
tsge  im  entscheidenden  Monate  oder  Jahre  zu  Ende  geht, 
ohne  Rücksicht  darauf^  ob  der  hierin  begriilcue  Zeitraum 
etwa  in  concreto  wegen  der  verschiedenen  kalendermä^si- 
gen  Länge  der  in  Frage  kommenden  einzelnen  Monate 
resp.  Jahre  mehr  oder  weniger  als  30  resp.  365  Tage  u«  s.  w. 
uiütasst.  Eidstirt  da.s  entsprechende  Datum  im  Schluss- 
monate nicht,  so  bildet  der  letzte  Tag  dieses  Monats  immer 
den  £ndtennin  (§§.  83,  85  des  B.G.B.). 

c  Der  Schalttag  wird  als  gewöhnlicher,  ftir  sich 
au  zählender  Kalendertag  gerechnet,  kommt  aber  freilich 
nach  dem  zu  b.  Bemerkten  bei  monatlichen  oder  jähr- 
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liehen  Fristen  in  der  Regel  nicht  weiter  in  Betracht 
Gehet  jedoch  ein  in  Jahren  ausgedrückter  Zeitraum,  der 
in  einem  Schaltjahre  am  29.  Februar  zu  laufen  beginnt, 
in  einem  gemeiuen  Jahre  zu  Ende,  so  fällt  der  ScLluss 
des  Zeitraumes  auf  den  28.  Februar  (§«  85,  Abs.  2  des 

d.  Die  Aiisnahmebestiimoiiui^ou  am  Schlüsse  der§§.  S3, 
85  des  B.G.B,  beziehen  sich  aul"  Fälle,  wo  nicht  ein  fort- 
laufender mehrmonatlicher  oder  mehrjähriger  Zeitraum  in 
Frage  stehet,  gleichviel  ob  das  betreffende  Zeitmass  m 
Monaten  oder  in  Jahren  ausgedrückt  ist,  z.  B.  wenn  der 
Erblasser  dem  Erben  letztwillig  zur  Pflicht  gemacht  hat, 
jfihrlich  immer  einen  Monat  im  Nachlassgrundstiicke  za 
wohnen.  Hier  muss  es  genügen,  wenn  der  Erbe  dreissig 
beliebige  Tage  im  Laufe  eines  Jahres  hindurch  in  dem 
betreffenden  Grundstücke  sich  aufhält 

e.  Für  die  in  Wochen  ausgedrückten  Fristen  z.  B, 
im  §.  1225  des  B.G.B,  fehlt  es  au  einer  besonderen  Vor- 
achri^  und  man  wird  daher  insoweit  die  sub  b,  gedachten 
Grundsätze  dergestalt  anzuwenden  haben^  dass  der  jedes- 
malige gleichnamige  ^Yüciientag  in  der  entscheidenden 
Woche  den  Endpunct  der  Frist  bildet 

f.  Bei  einer  Frist,  die  von  einem  gewissen  Ereignisaa 
an  zu  laufen  beginnen  soll^  ist  dem  §.  87  des  B.G.B,  zu- 
folge so  zu  reclinen^  dass  nicht  der  Tag,  an  welchem  das 
EreigDiss  sich  zutrug,  sondern  der  daraulTolgende  als  erster 
der  Fnst  gilt  Somit  läuft  die  letztere  von  der  auf  das 
Ereigniss  folgenden  nächaten  Mitternaclitsstunde  bis  zu 
dem  Öclilusse  des  Tages,  in  welchen  der  mathematische 
Endpunct  der  Frist  föllt,  so  dass  hierdurch  der  gemein- 
rechtliche Satz:  dies  ultiniiis  cocptus  pro  completo  habetur 
nunmehr  für  alle  Fälle  beseitigt  erscheint,  ohne  Unter- 
schied, ob  es  sich  um  einen  an  den  Ablauf  der  Frist  ge* 
knüpften  Rechtserwerb  oder  Rechtsverlust  handelt  Von 
dieser  Berech uungs weise  wird  vornehmlich  bei  den  in 
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Tagen  ausgedrückten  Fristen^  z.  B.  in  den  Fällen  der 
§§.  230,  926,  1771  f.  Gebrauch  zu  machen  sein;  denn 
bei  den  Monats-  und  Jahresfristen  und  ebenso  bei  den 
nach  Wochen  aasgedrückten  führt  die  oben  ad  b  und  e 
erwiilmte  Berechiiuiigsweisc  a  dato  aJ  datum  ohnehin  der 
Sache  nach  auf  dasselbe  Resultat,  sobald  man  dort  nur, 
wie  es  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  geboten  er- 
scheint, den  letzten  entscbeidenden  Kalendertag  jedesmal 
Toll  in   die  fragliche  Frist  mit  einrechnet.    Damit  ist 
jedoch  natürlich  nicht  gesagt:  dass  es  sachlich  völlig  gleich- 
gültig sei,  ob  eine  Frist  nach  Tagen,  Wochen  oder  Mo- 
naten ausgedrückt  werde.   Im  Gegentheile  wird  liierdurch 
ungeachtet  des  in  allen  diesen  Fällen  allerdings  gleich- 
mässig  zu  befolgenden  Princips  betreffs  der  vollen  £in- 
rechnnng  des  jedesmaligen  Schlusstages  immer  eine  kleine 
Differenz  begründet  sein:  z.  B.  beiden  anscheinend  gleich- 
langen Fristen  von  vier  Wochen  in  §.  239,  oder  von 
dreissig  Tagen  in  §§.  787  und  1218  dea  B.G.B.,  oder 
von  einem  Monat  in  §§  -^07  und  2497  des  B.G.B,  stellt 
sich  die  Sache  so,  dass  bei  vier  Wochen  vom  21.  März  18Ü8 
die  Frist  bis  zum  18.  April  einschliesslich  reicht,  bei 
dreissig  Tagen  vom  21.  März  1868  bis  zum  20.  April  in- 
clusive, bei  der  Frist  von  einem  Monate  vom  21.  März  1868 
bis  zum  21.  April  inclusive. 

g.  Endlich  wird  bei  einer  nach  Stunden  ausgedrückten 
gesetzlichen  Frist  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  in 
§.  82  des  B.G^.B.  an  der  natürlichen  Berechnungsweise 

a  motnento  ad  momentum  festzuhalten  sein,  so  z.  Ii.  m 
den  Fällen  der  §§.  494,  925  des  B.G.B. 

§.  43.  Wirkuugr  4er  reehtskrilftigen  £ntscheidaug. 

Ueber  die  formelle  Bedeutung  der  Reclitskraft  und 
über  die  Art  der  Herbeiführung  eines  rechtskräftigen  £nd- 
erkenntnisses  entscheiden  die  ProcessgeBetze. 

10 
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Hier  interesaireii  nur  die  beiden  materiell-rechtlichen 
Fragen: 

a.  in  welcher  Weise  die  res  judicata  auf  das  durch 
sie  festgestellte  Kcchtsverhältniss  oinwii'ke^  und 

b.  rückeichtlich  welcher  Personen  aie  ihre  Terbm- 
dende  Kraft  ftussere. 

Die  Frage  unter  a  beantwortet  sich  nach  §.  17G  des 
.B.GJB.  dahiu^  dass  der  zur  ßechtskraft  gediehene  Anspruch, 
soweit  er  überhaupt  im  einzelnen  Falle  eine  rein  materiell- 
rechtliche  Feststellung  des  Htreili^cii  Uechtsverliilltiiisses 
enthält,  iiir  letzteres  dergestalt  als  neue,  Formel l-selbstiin- 
dige  Grundlage  zu  gelten  habe,  dass  dasadbe  nunmehr 
nioht  weiter  zum  Gegenstande  wiederholter  processualer 
Erörterungen  zwischen  denselben  Parteien  gemacht  wer- 
den kann,  und  fortan  nicht  weiter  zu  untersuchen  ist, 
wie  dasselbe  an  sich  beschaffen  gewesen. 

Hierin  liegt  zwar  das  Anerkenntniss  der  Ikctischen 
Möglielikeit  einer  Abweichuug  des  erlangten  Proeesser- 
gebnisses  von  der  ursprünglichen  Gestalt  des  Kechtsver^ 
hftltnisses^  aber  keineswegs  die  Statuirung  einer  wirklichen 
Novation;  die  mit  dem  auch  iu  unserer  heutigen  Proce>iS- 
theorie  fortgeltenden  Satze :  „res  judicata  pro  veritate  ac- 
cipitur'^  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sein  würde.  Viel- 
ttjehr  erscheint  die  regelmässige  Wirkung  des  rechtskräf- 
tigen Krkeuntuissos  immer  nur  als  Umwandelung  des 
Rechtsverhältnisses  aus  einem  streitigen  in  ein  unbestritte- 
nes;  d.  h.  in  ein  durch  die  Berufung  auf  die  res  judicata 
jederzeit  wirksam  zu  schützendes.  Etwas  Weiteres  als 
dieses  soll  daher  auch  voraussetzlich  nicht  damit  gesagt 
sein,  wenn  das  Gesetzbuch  die  res  judicata  in  den  spe- 
ciellen  Lehrou  häutig  als  sclbständi^^^en  Grund  der  Ent- 
stehung, resp.  Erlöschung  von  Reciitcn  hehaudelt,  z.  B, 
in  den  §§.  277,  390,  674,  1006  des  B.G.B.  Nur  der 
Ausspruch  des  Theilungsrichters  bringt  unter  Umständen 
ein  bisher  noch  nicht  dagewesenes  Recht  wirklich  erat  zur 
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Entstehung  (§§.  257,  dö6,  2343  ff.  dee  B.Q3.),  Anlan- 
gend die  za 

b.  erwähnte  Fragen,  so  gilt  nach  §.  177  dos  B.G.B, 
nicht  bios8  im  Allgemeiueu  der  Grundsatz  res  judicata  jus 
non  &cit  nisi  inter  partes  mit  der  ielbatverständlichen 
Erweiterung  desselben  auf  die  Rechtsnachfolger  der  P«r< 
teien  als  Regel,*  sondern  es  wurdcu  auch  von  diesem  Prin- 
cipe mehri'aeJie  Anwendungen  in  den  einzelnen  Lehren 
gemacht;  so  bei  den  Gesammtsehuldverhältnissen  dahin, 
dasa  nach  §.  1032  des  B.G.B,  die  für  oder  gegen  einen  Qe* 
sammtgläubiger,  rcap.  einen  Gesanimtschuldner  ergangenen 
rechtskräftigen  Entaeheiduugen  über  das  Gesammtschuld- 
verfaältniss  nie  fUr  oder  gegen  die  übrigen  Gläubiger  oder 
Schiddner  wirken;  femer  bei  den  Miteigenthümem  in 
§.  '6oJ  des  B.G.B,  dahin,  dass  ein  wegen  einer  die  ge- 
meinschaftliche Sache  betreffenden  Dienstbarkeit  zwischen 
einem  Miteigenthümer  und  einem  Dritten  ergangenes  rechts* 
krälitiges  Enderkenntniss  gleichfalls  weder  iür  noch  g*^en 
die  übrigen  i^iiteigenthümer  wirkt.  In  letzterer  Beziehung 
geht  also  das  Gesetzbuch  sogar  weiter  als  das  gemeine 
Bechty  welches  dem  bei  dem  Processe  nicht  betheiligt  ge- 
wesenen Miteigenthümer  ein  von  den  andern  Miteigen- 
thümem erwirktes  Erkenntniss  mindestens  zu  seinen 
Gunsten  zu  statten  kommen  lässt  Umgekehrt  statuirt 
das  Gesetzbuch  in  §§.  1857;  1865,  1866  mehrere  Ausnah- 
men von  obigem  Satze,  von  welchen  die  erste  gemein-^ 
rechtlichen  Ursprunges  ist^  die  anderen  beiden  dagegen 
aus  dem  insoweit  durch  unsere  seitherige,  nicht  ganz  con- 
forme  Praxis  hervorgerufenen  practischen  Bedürfnisse  sich 
erklären.    (Das  Nähere  siehe  im  Famiiicnrechte.) 

§.  44.  SellisUliUXe» 

I.  Der  Begriff  der  Selbsthült'e,  wie  ihn  das  Gesetz- 
buch in  den  §§.  178  ff.  aufstellt,  umiusst  sowohl  die  Fälle 
der.Öelbstvertheidigung,  als  auch  die  der  Anwendung  von 
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Eigeiimaclit  zum  Zwecke  der  Selbsttelriedigung,  corre- 
spondirt  also  insofern  sowohl  mit  den  von  der  l^othwebr, 
als  den  von  der  Selbsthülfe  im  engeren  Sinne  handelnden 
Bestimmungen  in  Art.  91  und  247  des  revidirten  Straf- 
gesetzbuches verbunden  mit  Art.  SO  der  revidirten  Straf* 
processordnnng.  Für  beide  Richtungen  geht  das  Gesetzbuch 
von  dem  gemeinsamen  Grundsätze  aus:  dass  die  zu  den 
an|^eg<ibeaen  Zwecken  angewandte  Gewalt  nicht  über  das 
Mass  des  gerade  Röthigen  hinausgehen  dürfe  (§.  185  des 
B.G.B.).  Abgesehen  hiervon  erscheint  aber  die  Selbst- 
vertheidigung  nach  §.  178  des  B.G.B,  regelmässig  als  er- 
laubt und  die  in  den  §§.  181 — 184  enthaltenen  einzelnen 
Vorschriften  können  nur  als  ebensoviel«  Anwendungen 
dieses  Principos  gelten. 

Wegen  des  an  sich  nach  §.  182  des  B.G.B,  zu  beur- 
theUenden  Falles  der  Tödtung  eines  auf  fremder  Wildbahn 
revierenden  Hundes  oder  einer  solchen  Katze  ist  jetzt  noch 
die  besondere  Bestimmung  in  §.  35  des  Gesetzes:  die 
Ausübung  der  Jagd  betretend  vom  1.  Decbr.  1864  zu 
vergleichen.  Rücksichtlich  des  unter  §.  138  zu  subsu* 
miicudtu  Falles  des  Kiederreissens  eines  fremden  Gebäu- 
des zu  dem  Zwecke,  um  dadurch  die  Gefahr  der  Fort- 
Pflanzung  eines  ausgebrochenen  Brandes  auf  die  benach- 
barten Grundstücke  zu  verhüten,  sind  einschlagend  die 
§§.  9  und  77  des  Gesetzes:  das  Immobiliarbrandver- 
sicherungswesen  betreffend  vom  23.  August  1862 ^  wo 
dessen  freilich  nur  in  dem  Sinne  gedacht  wird,  dass  die 
Landesimmobiliarbrundcasse  in  der  Regel  nur  dann  die 
Versicherungssumme  iür  die  soichenialls  niedergerisöcncn 
Gebäude,  beziehentlich  eine  sonstige  ausnahmsweise  Ver- 
gütung gewährt,  wenn  das  Niederreissen  auf  Anordnung 
der  zuständigen  Bd   i  lo  erfolgte. 

Umgekehrt  hat  die  Selbsthülfe  im  obigen  zweiten  oder 
engeren  Sinne,  selbst  wenn  das  Mass  der  zur  Erreichung 
des  Zweckes  erforderlichen  Gewaltanwendung  nicht  über- 
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schritten  worden  sein  sollte,  regelmäsßig  ftr  unerlaubt  zu 
gelten  und  kann  nur  dadurch  zur  erlaubten  werden,  wenn 
die  richterliche  Hülfe  nicht  so  rechtzeitig  zu  erlangen  sein 
sollte,  um  den  mir  ausserdem  drohenden  Verlust  abzu- 
wenden (§§.  ITÜ  und  180  des  R.O.B. j.    Den  auf  diese 
Selbsthülfe  im  engeren  Sinuc  bezüglichen  Vorschriften 
des  Römischen  Rechtes  und  den  hier  angeordneten ^  auf 
eine  Verwirkung  des  eigenmächtig  verfolgten  Rechtes 
»hinauslaufenden  Privatstrafen  hat  unsere  vaterländische 
Jurisprudenz  von  jeher  auf  Grund  mehrerer  Stellen  des 
Sachsenspiegels  Buch  III.  Art.  43  und  47  und  Qlosse  zum 
'    Weichbilde  Art.  29  die  Anwendbarkeit  versagt  und  daran 
festgehalten,  dass  derjenige,  der  sich  eigenmächtig  in  den 
Besitz  einer  Sache^  sei  es  der  eigenen,  oder  einer  fremden, 
gesetzt  habe,  nur  zur  Wiederaufgabe  des  unrechtmässig 
erlangten  Besitzes  und  der  damit  verbundenen  Vortheile 
gehalten  sei.   Diese  Praxis  fand  auch  in  dem  Generale 
vom  19.  Februar.  1789  später  insofern  sogar  gesetzliche 
Anerkennung,  als  durl  demjenigen  von  mehreren  Krb- 
prätendenten,  welcher  sich  eines  erledigten  Lehngutes  zu 
'bemächtigen  suchen  sollte,  gleichfalls  nur  Besitzverlust 
und  daneben  die  gesetzliche  Strafe  angedroht  wird.  Unter 
ktzterer  hatte  man  aber  schon  damals  die  auf  die  uuer- 
iaubte  Selbsthülfe  gesetzte  Criminalstrafe  (jetzt  also  Art.  247 
unseres  revidirten  Strafgesetzbuches)  zu  verstehen.  Auch 
das  bürgerliche  Gesetzbuch,  indem  es  in  vorstehend  ent- 
wickelter Weise  die  Gränzen  der  erlaubten  Selbsthülfe 
zieht,  Termeidet  es:  an  deren  Ueberschreitung  besondere 
civilrechtliche  Nachtheile  zu  knü])t(  n;  so  dass  insoweit 
nun  die  allgemeinen  Grundsätze  über  fehlerhaften  Besitz 
resp.  Ersatzpflicht  w^n  unerlaubter  Handlungen  u.  s,  w. 
einzutreten  haben. 

n.    Ein  Hauptfall  der  erlaubten  Selbsthülfe  ist  noch 
jetzt  das  sogenannte  Pfändungs recht. 

A.  Die  unter  dem  Namen  Piändungsrecht  dem  früheren 
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Deutschen  Rechte  bekannte  Befugniss  gewisser  Gläubiger, 
sich  durch  aussergerichtlichc  BeschlagiKLlmic  zulänglicher 
Vermögensstücke  ihres  Schuldners  Deckung  wegen  ihrer 
Forderungen  su  verBcbaffen,  &idet  sich  selbst  fUr  die 
Fälle,  wo  sich  dasselbe  in  anderen  Deutschen  Territorien 
am  längsten  erhalten  hat  (nämlich  zu  dem  Zwecke  der 
Eintreibung  von  Zinsrückständen  Seiten  des  Zinshenm), 
bereits  in  der  const  dQ  pte.  II.  ausdrücklich  reprobirt 
Somit  gestattet  auch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  nur  aus 
dem  oben  erwähnten  Gesichtspuncte  der  Seibsthülic  im 
engeren  Sinne  (vgl.  das  oben  imter  I  Gesagte)  in  den  §§.179^ 
180  lur  die  Fälle ,  wo  Gefahr  im  Verzu;^e  und  sulortiu 
richterliche  Hülfe  nicht  zu  erlangen  ist,  Wegnahme  der 
ndthigen  Deckungsmittel  und  dann,  wenn  der  Schuldner 
noch  überdem  der  Flucht  verdächtig  mi^  sogar  Festhaltung 
seiner  Person,  beides  jedoch  nur  unter  der  Voraussctzuug 
alsbaldiger  Ueberantwortung  der  Person  oder  der  Sachen 
an  den  Richter. 

B.  Unter  PlaiRlungsrecht  im  engeren  Sinne  versteht 
man  dagegen  nach  heutigi^m  Sprachgebrauche  das  dem 
Besitzer,  resp.  Detentor  eines  Grundstückes  oder  dem 
Quasibesitzer  eines  auf  fi^mden  Grund  und  Boden  aus- 
zuübenden Rechtes  zuständige  Befugiiiss,  üicii  der  Belä- 
stigungen oder  Beschädigungen  des  Grundstückes  Seiten 
unberechtigter  dritter  Personen  oder  selten  fremder  Thiers 
unter  s^owissen  Voraussetzuuij^en  dadurch  zu  erwehren, 
dass  man  dem  Dritten  ziiL,'ehürige ,  bewegliche  Sachen, 
resp.  das  betreffende  fremde  Thier  selbst  einstweilen  an 
sich  nimmt.  In  diesem  letzteren  Sinne  gilt  die  Pfilndung 
theils  als  Mittel,  dem  Schädenanspniclie  des  Berechtigten 
zur  Anerkennung  zu  verhelfen  ^  und  seinem  Verlangen 
nach  Sühnung  des  Geschehenen  Nachdruck  zu  geben, 
theils  bezweckt  sie  auch  oli  nur  die  Wahrung  des  ge- 
stöi-ten  Besitzes,  und  dient  also  in  Fällen,  wo  ein  wirk- 
licher Schaden  noch  nicht  eingetreten  ist,  lediglich  ab 
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"vorbeugende  Massregel  gegen  (kii  aus  der  BesitzstöruDg 
sich  drohenden  etwaigen  KechtsverluBt. 

Dl'iu  Saclis(juj.pkgci  Buch  II.  Cap.  47  war  der  Gesichte- 
puiK  1  eiues  derartigen  Beaitzrechtsmittels  noch  durchaus 
fremd.  In  der  CkinatitationengeBetzgebangaber^  welche  in  c.7, 
S,  27  pte.  n.  auf  die  Lehre  nach  irerschiedenen  Richtungen 
iiin  eingehet,  tritt  derselbe  bereits  stark  in  den  Vorder- 
grund und  ist  seitd^  faat  der  vorherrschende  gebliehen. 

1.  Nach  zeitherigem  Rechte  waren  die  Voraii8< 

«etzungen  einer  legalen  Pfändung  dieser  Art  im  Wesent- 
lichen die  gemeinrechtlichen  (vgl.  Gerber,  Syst.  §.  70); 
nur  daas  nach  der  c.  7.  pte.  IL  noch  die  Verpflichtung  • 
•des  Pfändenden  hinzutrat,  das  abgenommene  Pfand  als- 
bald an  das  zuständige  Gericht  abzuliefern.  Der  judex 
rei  sitae  war  hier  der  competente» 

Die  Wirkungen  einer  legalen  Pfändung  bestanden 
<lagegen  bisher 

a.  darin,  dabs  der  Geplandeto,  ref^}).  der  Eigenthünier 
des  abgepüindeten  Thieres  zur  l^inlüsung  des  Pfandes 
verpflichtet  wurde.  Ausser  der  Ji^rsatzleistung  für  den 
etwa  angerichteten  Schaden  hatte  er  nämlich  dem  Pfiln- 
<lenden  auch  noch  das  sugenaunte  PfandgeUl,  techniaich 
Pfandschilling,  bestehend  nach  der gerichtsbräuchlichen 
Annahme  in  einem  Schillingpfennige  16  alten  Pfennigen) 
2U  entrichten.  War  der  Gepfändete  in  der  Einlösung  des 
Pfandes  öiuimig,  so  hatte  er  nach  der  c.27.  pte.  II.  ferner  noch 
an  den  Gerichtsherm  bei  Pfändern  aller  Art  eine  beson- 
dere Busse^  das  BOgenannte  Standgeld  abzuführen;  näm- 
lich für  jede  Nacht  ,\wo  er  das  Pfand  muthwillig  stehen 
gelassen,  drei  Schillingpfennige (nach  heutigem  Gelde 
5  Ngr.);  endlich  bei  lebenden  Pudern  hatte  er  dem 
Richter  ausser  den  Fütterungskosten  und  sonstigen  GcrichtB- 
gebühren  noch  überdem  die  sogenannte  Ständegeb iihr 
zu  erlegen  (12  Pfennige  iur  grossere,  4  Pfennige  für  kleinere 
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Thiere  pro  Tag:  (zu  vergleichen  revid.  Taxordnung  vom 
26.  November  1840.  Abschn.  III;  pos.  67); 

b.  in  der  Begründung  eines  gültigen  Retentionsrechtes 
(nicht  ftlso  eines  wirklichen  Ffimdrechtes)  für  den  Pfän- 
denden ^  resp.  den  Richter  oder  Gerichtsherm,  so  lange 
den  vorstehenden  Verpflichtungen  nicht  genügt  war.  Zur 
Veräubborung  des  Pfandes  durite  der  Kichter  erst  bchreiten, 
wenn  das  Pfand  ^^sich  verstanden  hatte''  (c.  27.  pte. 

d,  h.  wenn  sein  Werth  die  darauf  haftenden  Ansprüche 
nicht  mehr  zu  decken  versprach; 

c.  in  der  Unterbrechung  der  Verjährung,  wo  dieselbe 
—  je  nach  der  Qualification  der  zur  PfUndung  Anlass 
gebenden  Handlung  —  überhaupt  in  Frage  kommen 
konnte.  Gerade  für  diesen  Zweck  erfordert  aber  die 
c,  7.  cit.  ausdrücklich  die  Ablieferung  des  Pfandes  in  , 
Gerichtshand,  und  die  von  Eon  (Erort.  Bd.  IL  S.  1 10  ff. 
Ausg.  2.)  vertheidigto  gegentheilige  Ansicht  läöi>t  sich  mit 
demjenigen^  was  über  die  Entstehungsgeschichte  der  const  7. 
neuerdings  aus  den  bisher  noch  ungedruckten  Quellen 
bekannt  geworden  ist  (zu  vergl.  Schletter:  die  Constitu- 
tionen Kurfüi'st  Augustes  S.  177,  woselbst  btatt  der  ver- 
druckten Ziffer  9  zu  lesen  const.  7.),  nicht  weiter  in  Ein* 
klang  bringen. 

Dagegen  war  sowohl  der  etwaige  Schädenanspruch 
des  Verletzten,  als  auch  der  Gebrauch  des  possessorii  sum- 
marii  von  der  Voraussetzung  der  Legalität  der  Pfändung 
in  obigem  Sinne  nach  der  richtigeren  Ansieht  nicht  abhängig 
(Kind,  quacst.  for.  IIL  cap.  37.).  Auch  bhcb  es  uatüi  lich  sehr 
wohl  denkbar^  dass  ungeachtet  der  Illegalität  der  Pfän- 
dung mit  selbiger  eine  thatsächliche  Entsetzung  des  Ge- 
plundeten  aus  dem  Besitze  oder  Quasibcsitze  verbunden 
sei,  und  aus  diesem  Grunde  eine  Unterbrechung  der  Ver^ 
jährung  im  einzelnen  Falle  auch  durch  sie  herbeigeführt 
werden  konnte. 

2.  Dass  auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  den 
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doppeiten  Character  des  Ptandungsrecbtes,  eiinual  als 
Schutzmittel  gegen  bereits  erlittene  Vermögensschädigong 
und  sodann  als  blosses  Besitzschutzmittel,  namentlich  zom 
Zwecke  der  VerjäliruögbumerbrecLuiig  beibehalten,  für 
letzteren  Zweck  aber  gleiches  eine  Pfändung  im  legalen 
Sinne  erfordert  habe^  ergiebt  sich  aus  dessen  §§.  488  ff. 
verbuuden  mit*  55.  586.  Dabei  wird  aber  an  sich  nicht 
mehr  Niederleguiig  des, Pfandstückes  in  Gerichtshand,  son- 
dern nur  Anzeige  der  erfolgten  Pfändung  bei  Gericht 
tind  zwar  binnen  der  nächsten  achtundvierzig  Stunden  er- 
lordert,  während  es  im  üebrigen  nur  als  ein  dem  Gepian- 
deten  unter  Umständen  zustehendes  Kecht  erscheint ,  die 
Ablieferung  des  Pfandes  an  eine  der  nächsten  Ortsbehör- 
doli  ZU  verlangen,  dafern  iimi  uamlich  elie  Person  des 
Ptandenden  unbekannt  sein  sollte  (§.  494  verb.  mit  4U2 
des  B.G.B.  und  %.  9  der  A.V.O.). 

Soweit  hiemächst  bei  der  PflUidung  die  Deckung  eines 
b*  ri  its  gegenwärtigen  Vermügensschadcns  bezweckt  ist,  null 
das  Pfandstück  kiluftig  die  Natur  eines  förmlichen  Faust- 
pfandes haben,  wodurch  sich  auch  die  Stellung  der  Lehre 
iin  i'lantlrLchte  erklärt  (§.  493  des  B.G.B.  a.  E.).  Nur 
dart'  nicht  übersehen  werden,  dass  nach  der  dem  Gesetz- 
bnche  zu  Grunde  liegenden  Auffassung  von  dem  Wesen 
de«  Faustpfandes  dem  letzteren  überhaupt  nur  noch  die 
Wirkung  eines  qualiticirten  Eetentioosrechtes  beigelegt 
wird. 

'    Weiter  erhöht  zwar  das  Gesetzbuch  im  §.  394  den 

Pfaiidsciiilling  auf  5  Ngi ia.^c^t  aber  dal  ur  dem  Pfänden- 
den auch  nur  noch  die  Wahl,  ob  er  diesen  oder  den  illr- 
latz  der  solchenfalls  von  ihm  freilich  auch  besonders  zu 
<|itantiflcirenden  und  zu  erweisenden  Schäden  zu  bean- 
spruchen gemeint  sei. 

Das  oben  sub  a.  erwähnte  sogenannte  Ständegeld  des 
Gerichtsherm  ist  nunmehr  verschwunden,  dagegen  die  in 
der  T  axordnung  erwähnte  Ständegebühr  des  Kichters  auch 
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jetzt  noch  als  practisch  gültig  zu  betrachteu.  Uebrigens 
hält  auch  das  Gesetzbuch  in  Ueberemstimmaiig  mit  unse- 
rem seitherigen  Rechte  daran  fest,  dass  nicht  bloss* der 
dinglich  an  der  Sache  Berechtigte  rcsp.  der  juristische 
Besitzer  derselben,  sondern  auch  z.  B.  der  Pachter,  falls 
die  Bechtsverletzung  TOn  der  Art  ist,  dass  sie  eine  Be- 
eintrftchügnng  seines  Pachtrechtes  involvirt,  die  Pf  &ndang 
auf  eigene  liechnung  vorzunehmen  befugt  sei  (§.  488  des 
B.G.B.j.  Die  Festhaltung  der  Person  des  Gepfändeten  ist 
nur  unter  den  oben  unter  a.  am  £nde  gedachten  allge- 
meinen Voraussetsungen  gestattet  (§.  491  d,  B.G.B.)* 
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II.  Theii. 

Das  Saclienreclit. 

L  Abtheilung. 
Von  dem  Beattce« 

§.  45.  Begrrlff. 
(Sachbesits  und  Bechtsbesits;  Besits  und  lanohabang.) 

L  Das  Gesetzbuch  beschränkt  die  Besitzlehre  nur 
auf  das  Gebiet  des  SAcheDrechtes,  indem  der  dem  eigent- 
lichen oder  dem  Sachbesitze  gegenübergestellte  Reclits- 
besitz  (Quasibesitz)  nur  noch  in  der  Anwendung  auf  jura 
in  re  und  auch  hier  keineswegs  bei  allen,  sondern  nur  bei 
den  Dienstbarkeiten  und  dem  ihnen  unter  Umstfinden 
gleichgestellten  Superficiarrechte  (Bau-  und  Kellorrechte) 
vorkommt  (zu  vei^L  §§.  530,  5ö6  ff.,  602  verb.  mit  512). 
Bie  kanonisch*  und  Deutschrechtliche  Ausdehnung  des 
Besitzbegrifies  auf  Obligationen  und  faniilicni  ct  htliche  Ver- 
liähnisse  ist  hierdurch  stillschweigend  beseitigt.  Für  beide, 
den  Sach*  und  Reehtsbesitz,  ergiebt  sich  also  wieder  — 
wie  nach  Römischem  Rechte  —  der  gemeinschaftliche  Ge- 
sichtspunkt einer  that sächlichen  Willensherrschaft  über 
die  Sache,  und  zwar  kann  in  Bezug  auf  das  für  beide 
Vorauszusetzende  äussere  Gewaltsverhältniss  der  Person 
zur  Sache  der  Rechtsbesitz  dem  Sachbesitze  unter  Um- 
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.ständen  ganz  gleicLötehen  (z.  B.  bei  dem  Rechtsbesitze 
des  Niessbrauchers).  Nur  der  Wille  des  Besiteenden  muss 
bei  dem  Recbtsbesitze  nothwendig  ein  objectiy  beschränk- 
terer  sein,  als  bei  dem  Saclibesitze,  insofern  er  bei  letz- 
terem die  Sache  in  der  Totalität  ihrer  lie^uehun^^«  n  ,  bei 
ersterem  nur  in  einer  derselben  oder  einer  Mehrheit 
einzelner  Beziehungen  erfasst. 

II.  AbgeöL'lieii  hiervon  kann  ebensowohl  beim  Rechts- 
besitze als  beim  Sachbesitze  die  Bichtung  jenes  Willens 
subjectiy  wieder  eine  verschiedene  sein^  jenachdem  der 
Besitzende  die  ihm  gebotene  Füglichkeit,  auf  die  Sache 
äubbcriich  einzuwirken,  entweder  l'üi'  sich  selbst  oder  zu- 
nächst nur  für  einen  Anderen  zu  benutzen  gewillt  ist« 
Hierdurch  erhält  man  den  Gegensatz  zwischen  Besitz  im 
tngeren  oder  Icciiiiischen  Sinuc  (j  uristisclier  Besitz) 
und  der  blossen  Innehabung  (Detention),  welchen  das 
Gesetzbuch  in  §.  186  zwar  nur  für  den  Sachbesitz  aus^ 
drücklieh  hervorhebt,  der  aber,  wie  die  meisten  der  dort 
Uli  i  ien  tülgenden  Pili  agi  aplicu  zutjammengestellten  ürund- 
satzc ,    in  Gemüssheit  der  Bestimmung  des  §.  630  des 
B.G.B.  auch  auf  den  Bechtsbesitz  analog  Anwendung  za 
leiden  hat.   Beim  Sachbesitze  erscheint  dieser  technische 
Besitz willc  als  der  sogenannte  animus  domini  oder  animus 
rem  sibi  habt  iuli^  den  das  Gesetzbuch  §.  186  als  den 
„Willen,  für  sich  Eigenthum  an  der  Sache  auszuüben^', 
wiedergiebt.  Hierin  kann  jedodi  ein  Mehreres  nicht  It^en 
sollen,  als  dass  der  Besitzer  die  Sache  wie  eine  eigene 
d.  1).  also  für  sich  und  in  ihrer  Totalität  zu  besitzen 
Willens  sein  müsse.  Dass  namentlich  dem  Besitzer  hier- 
durch nicht  die  Vorstellung:  wirklicher  Eigenthümer  der 
Sache  zu  sein,  zugeschrieben  werden  soll,  folgt  zur  Ge- 
nüge aus  dem  Gegensatze  des  gegenwärtigen  Paragraphen 
zu  dem  §.  188  des  B.G.B.,  und  so  wird  man  in  dem 
§.  186,  wenn  nuiu  den  Hauptnaelali  uck  auf  das  Won  ,,iias- 
üben^^  legt^  den  an  sich  berechtigten  Uedankeu  wieder- 
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finden  dürfen,  das»  der  Sachbesitz  diejenige  thatsächliche 
Willenshemchaft  über  die  Sache  sei,  welche  sich  in  glei- 
chem Umfange,  wie  die  rechtliche  des  EigonthüiiKTS,  aber 
ahne  Beziehung  auf  iremdeö  liecht^  lediglich  im  eigenen 
Interesse  an  der  Sache  zu  bethätigen  strebt. 

Umgekehrt  ist  aber  auch  das  für  die  Innehabung 
nnmerhin  erforderliche  Willensmonient  insofern  wenigstens 
indirect  im  Geeetzbuche  angedeutet  als  nur  von  dem,  der 
sich  des  ftussertichen  Gewaltverhältnisses  zur  Sache  auch 
wirklich  bewnsst  und  es  zu  benutzen  entschlossen  ist,  mit 
Orund  gesagt  werden  kann,  dass  er  —  wie  es  in  §.  186 
heisst  ^  die  Sache  in  seiner  Macht  habe. 

$.  46.  Ton  dem  Saehbesltze  Insliesendere. 

A.  Die  verschiedenen  Eigenschaften  eines  solchen. 
Das  Gesetzbuch  unterscheidet  hier 

1.  den  rechtmässigen,  §.  187^ 

2.  den  redlichen,  §.  188, 

3.  den  fehlerhatten  Besitz,  §.  190. 
Und  zwar  wird 

zn  1.  der  rechtmässige  d.h.  hier  titulirte  Be- 
sitz demjenigen  zugeschrieben,  der  einen  zum  Eic^en- 
thumserwerbe  im  Allgemeinen  geeigneten  Rechtsgrund  zu- 
gleich für  sich  bat,  gleichviel  übrigens,  ob  dieser  Eechts- 
grand  in  concreto  sich  als  wirksam  erweist  und  ob  der 
Besitzer  dessen  Wirkungslosigkeit  im  einzelnen  Falle 
kannte  oder  nicht.  Für  die  Besitzlehre  an  sich  ist  diese 
Qoalilication  nicht  von  Bedeutung ,  sondern  nur  für  die 
Lehre  vom  Eigenthumserwerbe  und  insbesondere  von  der 
Ersitzung  (§.  261  verb.  mit  §§.  325  ff.). 

Zu  2.  Der  redliche  Besitz  setzt  nach  §.  188  ^n- 
fach  den  wirklich  vorhandenen,  wenn  auch  irrigen,  Glau- 
Leii  des  Besitzers :  Eigenthümer  der  Sache  zu  ht  iii,  voraus. 
Die  Entschuldbarkeit  dieses  Irrthums  ist  nur  für  die  zum 
Ersitzuttgserwerbe  zu  benutzende  bonae  fidei  possessio 
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wesentlich  (§.267).    In  allen  übri^n  Fällen,  wo  der 

redliche  Besitz  von  gewissen  besonderen  rechtlichen  Fol^ 
gen  begleitet  ist,  kommt  auf  diese  Entschuldbarkeit  air 
sich  nichts  an,  z.  B.  beim  Fruchterwerbe  (§.  244  des 
B.G.B.),  femer  bei  der  Frage  nach  der  Haftung  des  mit 
der  Eigenthumsklage  belangten  Besitzers  (§§.  304,  308  ff. 
des  B.G.B.),  bei  der  Berechtigung  des  Besitzers  zur  P&nd- 
bestellung  (§§.  469  C  des  B.0.BO.  Indessen  kann  natür- 
lich auch  hier  die  Bewandtniss  der  Sache  von  der  Art 
sein,  dasb  die  Annahme  einer  bona  fidos  mit  ilu-  über- 
haupt unvereinbar  erscheint,  wo  dann  die  an  sicli  inr 
ihr  Vorhandensein  nach  §.  188  des  B.G.B.  stroitende 
Verrauthung  von  selbst  als  widerlegt  gelten  muss.  Auch 
bedai-f  die  in  unserem  Gesetzcsparagrapiieu  gegebene  Be- 
griffsbestimmung insofern  noch  einer  Restriction,  ab  bei 
Immobilien,  woran  das  Eigenthum  nur  durch  Ingrossation 
erlangt  wird,  ungeachtet  des  aus  dem  Grund-  und  Uypo- 
thekenbuche  sotort  zu  ersehenden  Kigenthumseintrages 
eines  Dritten  dennoch  ein  redlicher  Besita  mit  den  ihm 
gesetzlich  zukommenden  Wirkungeu  nicht  bloss  dann  als 
möglich  gediioht  werden  dart*,  wenn  sich  der  l^esitzer 
irriger  Weise  eingeti*agen  glaubt,  sondern  auch  schon 
dann,  wenn  der  Besitzer  nur  einen  gültigen  Bechtsgrund 
zur  Eintragung  für  sich  zu  haben  meint,  da  ausserdem 
die  auf  den  Immubilit  uverkehr  wesentlich  mit  berechneten 
Vorschriften  der  §§.  308,  509  des  B.G.B.  —  soweit  sie 
zwischen  redlichem  und  unredlichem  Besitze  unterschei- 
den —  für  den  Besitz  an  unbeweglichen  Sachen  so  gut 
wie  unpractisch  werden  würden. 

Zu  3.  Die  möglichen  Besitzfehler  sind  im  AU- 
'  gemeinen  nach  §.  190  des  B.G.B,  die  gemeinrechtlichen^ 
also  vi,  clam,  precario.  Insbesondere  ist  unter  Gewalt 
hier  jede  offene  Eigenmacht  zu  verstehen«  Indessen  ist 
jedenfalls  vor  der  Identificirung  der  Gegensätze  ewischea 
gewaltsamer  und  heimlicher  Besitzentziehung  mit  unserea 
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heutigen  strafrechtÜcheii  Begriffen  des  Raubes  und  der 
£ntweDdung  zu  warnen^  da  einerseits  der  Diebstahlsbe- 
griff keineswegs  nothwendig  und  immer  die  Heimlichkeit 

der  Aneignung  der  6ache  zu  ihrer  Voriiussetzung  hat, 
andererseits  es  l  alle  der  räuberischen  Erpressung  giebt^ 
bei  welchen  der  geübte  Zwang  gegen  die  Person  zunächst 
aiif  Eingehung  eines  Rechtsgeschäfts  mit  erst  nachfolgen- 
der Uebertragung  des  Besitzes  gerichtet  war,  so  dass  hier 
der  nachsäte  und  unniitteU>arc  Grund  des  Besitzerwerbes 
auf  der  einen  und  des  Besitzverlustes  auf  der  andern 
Seite  überhaupt  nicht  in  der  geübten  Gewalt  geAinden 
werden  kann. 

Rücksichtlich  des  precarii  verdient  noch  bemerkt  zu 
werden,  dass  während  das  gemeine  Recht  den  precarischen 
Besitzstand  von  Anbeginn  an  als  possessio  vitiü5;a  be- 
handelt (eine  Auflfabbung,  die  fiir  den  liechtabesitz  von 
Dienstbarkeiten  da,  wo  es  sich  um  einen  darauf  zu  grün- 
denden Ersitzungserwerb  handelt,  nach  §.  583  von  unse- 
rem Gesetzbuche  gleichfalls  getheilt  wird),  der  Fassung 
des  §.  lUO  des  B.G.B  zufolge,  die  auf  das  precarium  ge- 
gründete Fehlerhaütigkeit  des  Sachbesitzes  erst  von  dem 
Augenblicke  ab  datiren  soll,  wo  der  precario  accipiens 
die  Sache  auf  Erfordern  nicht  zurückgiebt  (  im  Sil  nie  der 
gemeinrechtlichen  Terminologie  injusta  possessio  im  Ge- 
gensatze zu  der  vitiosa),  so  dass  der  Precarist  der  Regel 
nach  von  Haus  aus  bei  uns  als  gewöhnlicher  Detentor 
aufzufassen  sein  würde,  und  nur  nachtrüglich  zum  wirk- 
lichen —  wenn  auch  vitiosen  —  Besitzer  dann  wird,  wenn 
er  unter  Nichtachtung  der  an  ihn  ergehenden  Aufforderung 
zur  Rückgabe  seinen  animus  ändert  und  die  Sache  sich 
sullj-t  anmasst,  wobei  treiiich  die  Vorschrift  in  §.  195  zu 
beachten  s^n  wird. 

4.  Für  die  nicht  unbestrittene  Frage:  ob  das  Ge- 
setzbuch auch  noch  Fälle  des  sogenannten  abgeleiteten 
Besitzes  kenne,  ergiebt  sich  rücksichtlich  des  Precaristen 
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die  Notliwendigkeit  einer  Verneinung  aus  dem  soebexi 
Gesagten  um  so  mehr,  a\a  das  practische  BedüribisB^  wel- 
ches das  Römische  Hecht  zvl  jener  Anomalie  nöthigte, 
dnrch  den  unter  Andern  auch  auf  den  FrecariBteii  üch 

  _   W 

mit  beziehenden  §.  208  des  B.G.B,  ausreichend  gedeckt 

ersclieint.  Das  I^etztere  j^ilt  auch  von  dcui  Faustptaiul- 
gläubiger,  und  der  Umstand,  dass  dei'selbe  gleichwohl  an 
anderen  Stellen  des  Gesetzbuches  (§§.  474,  475)  als  Be- 
sitzer (nicht  also  als  blosser  Innehaber)  der  TcrpilUideten 
Sache  bezeiclmet  wird,  berechtigt  uns  nicht,  rücksichtHch 
seiner  jene  gememreihiliche  Theorie  beizubehalten,  da 
der  ursprünglich  darauf  allerdings  abzielende  §.  196  des 
Entwurfs  bei  der  ständischen  Berathung  ausdrücklich  zu 
Gunsten  des  jetzigen  §.  208  gestrichen  und  hierbei  augen- 
scheinlich nur  übersehen  worden  ist,  die  nunmehr  aller- 
ding» nicht  mehr  ganz  passende  Ausdrucksweise  der 
§§.  474  und  475  hiermit  in  Einklang  zu  bringen. 

Anderer  Meinung  ist  Sintenis  Einleitung  S.  73.  An- 
langend die  übrigen  gemeinrechtlichen  Fälle  des  soge- 
nannten abgeleiteten  Besitzes,  so  wird  das  Institut  der 
Sequestration  und  die  Emphyteusis  überhaupt  nicht  be- 
sonders im  Gesetzbuche  berührt,  und  wenn  auch  die 
speciellen  Motive  S.  815  nicht  bezweifeln,  dass  erstere, 
abgeselien  von  ihrer  processualen  Ik'deutung  als  seque- 
Btratio  necessaria  auch  künftig  noch  werde  vorkommen 
können^  so  müsste  doch  beim  Mangel  einer  diesfallsigen 
positiven  Bestimmung  die  Möglichkeit  geleugnet  werden, 
dass  mit  ihr  die  hier  allein  fragliche  Wirkung  einer  ver^ 
tragsmässigcn  Uebertragung  der  Besitzklagen  auf  den 
Sequester  noch  lerner  als  verbunden  gedacht  werden 
könnte. 

Abgesehen  hiervon  würde  aber  auch,  wenn  man  sich 

einmal  für  die  Beibehaltung  des  Institutes  des  sogenannten 
abgeleiteten  Besitzes  entschiede,  auch  noeb  insofern  in 
dem  Gesetzbuche  sich  eine  empfindliche  Lücke  ergeben. 
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als  did  Frage  nirgends  eine  Beantwortung  gefunden  haX, 
wie  66  in  eoldm  Fttlleii  de«  sogenannten  abgelnteten 
Beiities  mit  4er  Möglichkeit  einer  FertcUraer  d«6  üeocar 

pkufibesitzes  auf  Seiten  des  den  Besitz  Uebertragenden 
bewandt  »ei, 

§.  47.  B«  Ton  dem  Erwerbe  des  Saebbesitse». 

Der  Erwerb  des  Besitzes  geht  vor  sich 

L  entweder  durch  die  eigene  persönliche  Thätigkeit 
des  nachmaligen  Besitzers,  oder 

II.   OB  wird  derselbe  durch  Vertcetor  vermittelt. 

In  beiden  Fällen  ist  es  erst  das  Zusammentreten  des 
äusseren  Gewaltverhältnisses  zur  Sache  mit  dem  erforder- 
lichen ücrrscha^wÜlen,  welches  ihn  herstellt  In  dem 
Falle 

XU  L  berubt  Beides»  sowohl  die  Fassung  des  Wil- 
lensentscblttsses ,  als  das  physisehe  Sichbemächtigen  auf 

der  einseitigen  liandiung  des  Erwerbers.  Zwar  stellt  das 
Gesetzbuch  im  §.  194  verbunden  mit  §.  196  scheinbar 
die  einseitige  Apprdiensiou^iaadlung  des  Erwerbers  dem 
aweiten  Falle,  nJ&mlieh  dem  der  Uebergabe  des  Besitzes 
durch  den  zeitherigen  Besitzer  gegenüber.  Aber  auch 
im  letzteren  Falle  ist  nicht  an  eine  Succession  in  den 
'  fremden  Besita  su  denken,  sondern  es  ist  immer  ein 
neuer  Besits,  welcber  in  der  Person  des  Erwerbeis  erst 
beginnt.  Als  das  Entscheidende  erscheint  daher  auch  hier 
der  mit  der  entsprechenden  Willensriclitung  vollzogene 
Apprehensionsact  des  Erwerbers.  Was  gleichwohl  die 
Unterscheidung  dieses  aweiten  Falles  gerechtforttgt  er* 
sdieinen  Ifisst,  ist  die  Erwfigung,  dass  hier  nicht  frei- 
stehende, sondern  eben  solche  Sachen  in  Frage  sind, 
welche  zu  der  Zeit  des  Besitzerwerbes  sich  bereits  im 
Besitze  des  Anderen  befinden,  bei  diesen  aber  vermöge 
der  Vorschrillen  in  §g.  192  und  197  die  einseitige  Appre* 
hensionshandlung  des  Erwerbers  nur  dann  Erfolg  haben 
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kanii;  wenn  sie  zugleich  mit  einer  Dejection  (Besitzentr 
Betznng)  des  bisherigeii  Besitzers  yerbunden  ist  Die  Tor- 
ausgehende  üebergabe  Seiten  des  zeithcrigen  Besitzers 
ist  also  jedenfalls  insofern  von  Bedeutung,  dass  sie  dio 
Sache  für  den  Erwerber  in  eine  freistehende,  der  einsei- 
tigen Apprehension  des  Letzteren  sofort  zugängliche  Ter- 
wandelt,  mit  anderen  Worten  für  diesen  vaciia  possessio 
herbeiföhrty  so  dass  nunmehr  an  die  Qualificaüon  des 
daiiiuf  folgenden  A])prehen8ionsactos  auch  geringere  An- 
forderungen geniaciit  zu  werden  brauchen,  als  ausserdem 
der  Fall  sein  würde. 

Fälle  der  sogenannten  symbolischen  BesitzUbertragung 
kennt  das  Gesetzbuch  nicht. 

In  allen  in  §§.  198  und  199  des  B.G.B,  aufgezählten 
Fällen  bleibt  der  erklärte  Uebertragungswille  auf  Seiten 
des  Uebertragenden,  selbst  wenn  er  mit  dem  entsprechen- 
den Hillen  auf  Seiten  des  Erwerbers  zusammentrifft,  so- 
lange wirkunj^slos  iiiid  irrelevant,  als  nicht  zugleich  in 
der  Person  des  Letzten  i;  die  Voraussetzungen  des  äusseren 
physischen  Gewaltverhältnisses  zur  Sache,  welches  ihm 
die  abbaldige  ausschliessliche  Einwirkung  auf  letztere  er- 
mdglicht,  hergestellt  sind. 

Deshalb  wird  so  wühl  bei  der  sogenannten  traditio 
longa  manu  in  Ansehung  von  Grundstücken  (§.  198  des 
B.G.B.)^  als  auch  bei  der  Üebergabe  der  Schlüssel  zu 
dem  Behältnisse,  m  welchem  sich  die  betreffende  beweg* 
liehe  Sache  befindet  (§.  199  des  ß.G.B.),  besonderer  Nach- 
druck darauf  gelegt,  dass  dort  das  zu  iibergebeude 
Grundstück,  hier  das  Behältniss  in  der  Nähe  des  Er- 
werbers, sich  befinden  müsse. 

Zu  n.  Rücksichtlich  des  Besitzerwerbes  durch  Ver- 
treter muss  unterseliieden  werden : 

a.  zwischen  den  gesetzlichen  Vertretern  gewisser 
Personen,  z.  B.  der  Bevormundeten,  der  juristischen  Pe]> 
Boneu  n.  s.  f.;  und 
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b.  zwischen  den  ireien  Stellvertretern: 
Zu  a.  vollzieht  sich  der  Besitzerwerb  für  den  Vertrete- 
nen lediglich  durch  die  Termittekide  Handlung  und  den  Wil- 
len des  Vertreters  (§§.  193  und  202  des  B.GJB.),  und  zwar 
gilt  (lies  in  glt  iclieni  ^laööc  da,  wo  der  Vertn^tono  zu  den 
Willunsujal'Uhigeu  und  deshalb  Handluugsuntahigcn  gehört, 
ab  d%  wo  der  Vertretene  nur  beschränkt  handlungsfähig 
ist.  Nur  der  wichtige  Unterschied  findet  hier  wieder  statt, 
dass  in  Fällen  der  ersteren  Art  die  Willenshandlung  des 
Vertreters  der  einzige  Weg  ist,  auf  welchem  dem  ^\'rtrete- 
nen  der  Besitz  erworben  werden  kann  (§.  Wd  des  B.G.B.), 
während  bei  den  beschränkt  Handlungsfähigen  in  Ge- 
mässheit  des  firfiher  Bemerkten  natürlich  die  Möglichkeit 
voriiaiidcn  idt,  dass  diese  Personen  auch  ohne  Concurrenz 
ihrer  Vertreter  durch  eigenes  Handeln  uud  Wollen  liir 
sich  Besitz  erwerben  können.  Da,  wo  es  auf  die  Beur- 
theilung  der  Bedlichkeit  eines  solchen  Besitzes  ankommt, 
findet  sich  in  §.  189  noch  besonders  bestimmt,  dass  es 
der  Kegel  nach  auch  hier  auf  den  Ghiuhen  der  Vertreter 
ankomme,  und  zwar  bei  einer  Mehi'heit  von  Vertretern 
der  Glaube  der  Mehrzahl  entscheide,  dass  aber  bei  vor- 
handener eigener  Willensfllhigkeit  des  Vertretenen  der 
eigene  Glaube  desselben  wenigstens  insoweit  in  Betracht 
konmie,  als  ihm  die  eigene  mala  fideü  —  ungeachtet  der 
bona  fides  des  Vertreters  —  zum  Nachtheil  gereichen  soll. 

Zu  b.  Für  die  hier  begriffenen  Fälle  erstreckt  sich 
die  Wirkung  der  Vertretung  zunächst  nur  auf  Vermittel- 
xmg  des  physischen  Gewalt  Verhältnisses  zur  *^ache.  Das 
erforderliche  Willensmoment  muss  hier  \  on  dem  Principal 
selbst  ausgehen,  kann  aber  freilich  der  Ergreifung  des 
corpus  durch  den  Vertreter  ebensowohl  vorhergehen  als 
nachfolgen.  Es  kann  also  das  Stellvertretungsverhältntss 
hier  bald  auf  einem  Mandate^  bald  auf  eiuer  negotiorum 
gestio  beruhen,  und  zwar  wird  hier,  wie  in  andern  Fällen, 
erst  durch  das.  Zusammentreffen  beider  Requisite  (des 
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auimua  und  des  corpus)  der  Anfaugspunct  des  Besitzes 
for  den  dominus  negotii  bestimmt  (§.  203  des  B.G3.), 
80  dass  in  Fällen  der  negotiorum  gestio  die  von  vielen 
Lehrern  des  gemeinen  Rechtes  der  späteren  Ratihabiüon 

'des  Geschftftsherrn  beigelegte  rückwirkende,  d,  h.  auf 
den  fröheren  Zeitpunct  der  Apprehension  imücksube- 
ziehende  Kratt  von  ikm  Gesetzbuche  uegirt  wird..  Da 
jedoch  der  hier  vorausgesetzte  Stellvertreter  nicht  als 
willenloses  Werkzeug  gedacht  werden  darf,  so  ut,  um 
dem  von  ihm  vollzogenen  Apprehensionsacte  den  Erfulg 
des  liesitzerwerbes  für  den  Vertretenen  zu  sichern,  weiter 
noch  erforderiicb,  dass  der  Vertreter  bei  dessen  Vornahme 
auch  die  dem  Stellvertretnngsverhältnisse  entsprechende 
Willcnsrichtung  gehabt  habe.  Er  muss  also,  soweit  ein 
Mandat  zu  Grunde  liegt,  bei  der  Besitzergreifung,  wie 
es  auch  §.  203  des  B.G.B.  anzudeuten  scheint,  ab  Be- 
aultraglcr  iliätig  werden.  Die  Frage  ist  aber:  ob  und 
inwieweit  da,  wo  der  Besitz  aus  der  Haud  des  zeitherigen 
Besitzers  erworben  werden  soll,  auch  noch  ausserdem 
der  Wille  des  Uebertragenden  in  Betracht  komme« 

An  sich  wird  solches  hier,  wo  nur  der  Besitzerwerb 
und  nicht  der  zum  Theile  nach  anderen  Gesichtspuncteu 
zu  beuriheüende  Eigenthumserwerb  durch  traditio  in  Bede 
stellt,  verneint  werden  miisson,  d.  h.  der  von  dem  Tra- 
denten  bei  der  Uebergabe  erklärte  Wille:  Besitz  auf  den 
EmpilUiger  nicht  für  seinen  Principal,  sondern  liir  einen 
Dritten  Übertragen  zu  wollen,  schliesst,  wenn  nur  sonst 
die  darauf  gefolgt e  Besitzergreifung  seiten  des  Vertreters 
hierzu  geeignet  war,  den  Besitzerwerb  fiir  den  Principal 
an  sich  nicht  ans.  Nur  da,  wo  der  Mandatar  beim  Em- 
pfange einen  dem  Stell voi'tretungs"i;>*illen  cntgegenfrcsetzten 
innerlich  gehabt  haben  sollte,  gewinnt  die  von  dem  Tra- 
denten  bei  der  Uebeigabo  kund  gegebene  Absicht,  dem 

^Mandatar  den  Besitz  för  seinen  Mandanten  übergeben 
zu  wollen,  insofern  eine  gewisse  Bedeutung,  als  nunmehr 
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der  fimpfönger^  wenn  er  liiersa  schweigt  ^  sich  gefallen 
lassen  miiss,  dass  sein  sich  anschliessender  Apprehensions- 

act  so  behandelt  werde,  als  sei  er  wirklich  für  den  .Man- 
danten vorgcnommea  worden ^  er  also,  oder  ein  Dritter 
mit  der  sp&teren  Bezugnabme  auf  jene  beim  Empfange 
angeblieh  gehabte,  aber  nicht  erklärte  entgegengesetzte 
Willensrichtung  nicht  weiter  gehört  zu  werden  verlangen 
kann*). 

in  Ansehung  der  zweiten,  nicht  minder  bestrittenen 
Frage:  ob  nnd  inwieweit  un  Falle  eines  Auftrages  schon 
ein  allgemeines  Mandat  genüge,  oder  ein  specielles  er- 
forderlich sei,  ist  in  dem  Gesetzhuclie  eine  dircctc  Ent- 
scheidung ebensowenig  enthalten.  Indessen  gestatten 
wenigstens  die  allgemeinen  Vorschriften  in  §§.  788  E  und 
1295  ff.  des  '^JSt.B.  vollkommen  die  Festhaitong  der 
wohl  auch  nach  gemeinem  Rechte  richtigeren  Ansicht, 
dass  die  Generalität  des  Auftrapfs,  wenn  derselbe  nur 
sonst  den  Umfang  des  dem  Mandatar  dadurch  überwiesenen 
Geschäftsbereiches  ausreichend  erkennen  lässt,  an  sich 
die  Möglichkeit  eines  Besitzerwerbes  in  Ansehung  der 
sämmtlichen  in  diesen  Geschäftsbereich  hereinfallenden 
Einzelsachen  keineswegs  ausschliesst,  da  nirgends  erfordert 


*)  ^ur  die  ausdrücklich  erklärte  oder  sonst  aus  den  Umständen 
erkenabsre  WiHensabsicht  des  Vertreters  kann  für  die  Tennittelung 
des.  BesitEQhcrganges  von  Einfluas  sein,  ein  rein  innerlicher  videx^ 
sprechender  anhnoa  dagegen,  wie  anderwärta,  so  natllrlicb  anch  hier, 
juristisch  nicht  in  Betracht  kommen,  und  es  folgt  hienns  sogleich 
im  Fslle  der  TJebergabe  der  Sache  seitens  des  bisherigen  Besitsers 
an  den  Yertreter,  dass  der  von  dem  Tradenten  erklärte  Wille,  dem 
Principale  des  Empfangers  trsdiren  zxi  wollen,  falls  dieser  letzere 
dazu  schweigt,  den  Hesitzerwerb  für  den  Principal  nicht  deshalb 
begründet,  weil  der  Wille  des  Tradenten  überhaupt  als  das  aus- 
srlilrt'jgebende  Moment  zu  botrachten  wäre,  soiulern  deshalb,  weil 
unter  solchen  ünistanden  nach  dem  Verhalten  des  Eriipfaogers  der 
erforderliche  lleprasentationswille  bei  ihm  als  vorhauUen  vcaaus/a- 
setzen  ist.  Vgl.  über  die  gemeinreclitliche  Controverse:  Arndts  Leiirb. 
der  Paudecten  §.  140  a.,  not.  2  und  4. 
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ist ;  daaa  der  aotimufl  domini  Yon  Haus ,  aus  nur  auf  indi- 
viduell bestimmte  Sachen  wirksam  gerichtet  sein  könne. 

Anderer  Meinung  ist  freilich  Siebenhaar,  Commentar  zu 
§.  203  des  13.G.B. 

Zu  c.  Als  ein  Fall  des  Besitzerwerbos  durch  Steli- 
rertreter  ist  auch  das  in  §.  201  des  B.G.B,  besprochene 
sogenannte  constitutum  possessorium  zu  behandeln, 
und  zwar  liat  mau  iiacli  der  Fassung  dieses  Paragraphen 
oiamal  davon  auszugchen,  dass  das  constitutum  possesso- 
rium immer  nur  in  Form  eines  zwischen  dem  zeitherigen 
Besitzer  und  dem  neuen  Acquirenten  abzuschliessenden 
Bechtsgeschäftes  vor  sich  gehen  könne,  vermöge  dessen 
der  zeitheri<3re  Besitzer  unter  Acceptation  des  Erwerbers 
erklärt,  fortan  die  {Sache  nur  als  dessen  Repräsentant  de- 
tiniren  zu  wollen,  dass  also  weder  eine  einseitige  Willens- 
erklärung dieses  Inhaltes  Seiten  des  Besitzers,  noch  auch 
eiiu'  et^v;l]lige  blosse  Abmachuug  zwischen  Beiden,  vcrm<»^^c 
deren  der  zcitherige  Besitzer  vorläufig  noch  in  der  Be- 
nutzung der  täache  verbleiben  solle,  bereits  genügt:  An- 
nalen  des  K.  Ob.App.Ger.  K  F.  Bd.  I.  S.  30  und  Bd.  UI. 
S.  78  ff.  Sodann  ist  aber  auch  die  von  dem  Standpuncte 
des  gemeinen  liecliles  aus  mehrfach  geleugnete  Möglieb- 
keit  eines  wirksamen  constituti  posscssorii  in  iailcu,  wu 
der  Besitzer  zur  Zeit  des  Abschlusses  desselben  selbst 
nicht  die  Detention  der  Sache  hatte,  ausdrücklich  an- 
erkannt und  zwar  dergestalt,  dass  solchenfalls  die  blosse 
Anweisung  des  zeitherigen  (juristischen)  Besitzers  an 
seinen  Detentor:  kiinf^ig  iiir  den  andern  zu  detiniren, 
auch  ohne  jede  persönliche  Ooncurrenz  des  Detentor  bei 
dem  Abschlüsse  des  constituti  genügt. 

Aun  dem  (lesichtspuneh'  eines  constituti  possessorii 
erklärt  sich  auch  am  besten  die  allerdings  singulare  Be- 
stimmung des  §.  204  des  B.G.B.,  insoiern  dort  bei  Uebei*« 
Sendung  von  Sachen  an  einen  Anderen  auf  einem  von 
dem  Adressaten  im  Voraus  angegebenen  Wege  der  Be- 
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bitz ubergang  auf  den  Adressaten  gclion  mit  dem  Augen- 
blicke der  Aufgabe  der  Sache  zum  Transporte  ohne 
Bücksicht  auf  die  Willensrichtung  der  den  Transport  be- 
sorgenden Personen  eintreten  soU^  so  dass  in  der  Annahme 
des  Auftrages  zur  Uehersendtmg  der  Sache  auf  einem 
bestimmten  Wege  und  in  der  Vollziehung  dieses 
Mandates  die  llcquisite  des  constituti  possessorii  zu  finden 
nrären  (Vgl.  Oesterreich.  Gesetzb.  §.  429^  welches  den 
fuDgirten  Besitzübergang  annimmt).  Ausserdem  würde  nur 
durch  die  Annahme  eines  in  diesem  Falle  statiürten  fin- 
^irten  Besitzüberganges  geholfen  werden  können,  wenig- 
stens da,  wo  der  Transportübernehmer  (z.  B.  Eisenbahn- 
▼erwaltong;  Post  u.  s.  w.)  nicht  den  für  den  Erwerber 
•erforderlichen  Stellvertretungäwillen  hatte. 

$.  48.  C  Ber  Terlvst  ies  8a«li1»etttses« 

Im  Vergleiche  zum  gemeinen  Hechte,  dem  sich  das 
Oesetzbuch  im  Ganzen  hier  anschliesst,  sind  nur  folgende 
Puncto  hervorzuheben: 

a.  dass  da,  wo  durch  blosse  Aufgabe  des  animus 
■Seiten  des  I^esitzers  der  Besitz  verloren  gehen  soll,  das 
Gesetzbuch  im  §.  211  im  anscheinenden  WiderBpruche 
mit  D.  XII  y  2  de  adqu.  posB.  L  3  §.6  noch  eine  Be- 
thätigung  dieses  aninnis  contrarius  verlangt.  Indessen 
ist  namentlich  einer  Verwischung  des  Unterschiedes  zwi- 
schen Aufgabe  des  Eigenthums  und  Aufgabe  des  Besitzes 
in  diesem  Puncto, '  wie  solche  Unger  in  seiner  Kritik  S.  101 
fürchtet,  ausreichend  dadurch  vorgebeugt^  dass  zur  Dere- 
lictiun  einer  Saehe  nach  §.  2!)3  des  B.O.iJ.  jedenfalls  noch 
körperliche  Besitzentäusserung  gehört,  während  die  hier 
erforderte-  Willensbethätigung  sich  auch  bei  fort- 
dauernder Festhaltung  des  corpus  possessionis  in  jeder 
andern  <?eniigenden  Weise  äussern  kann,  so  dass  es  sich 
im  Gruiidc  auch  hier  immer  nur  wieder  um  eine  An- 
wendung des  allgemeiuen  Princips  handelt,  wonach  ein 
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« 

''rein  innerlicher  Vorgang  Überfaanpt  rechtlich  bedeutungs- 
los erscheint. 

K  Aus  §.  212  verbunden  mit  §.  214  des  B.G.B. 
folgt,  dass  im  Falle  einer  gewaltsamen  Verdr&ngung  des 
gegenwftrtigen  Beriteers^  oder  bei  Grundstöcken  auch  im 

Falle  einer  heimlichen  Occupation  wiiLrend  der  Abwesen- 
heit des  Besitzers  ein  Besitzverlust  auf  Seiten  des  Letzte- 
ren,  also  auch  ein  Besitaerwerb  auf  Seiten  des  Occupanten 
nicht  eher  als  eingetreten  angesehen  werden  kann,  als 
wenn  der  derzeitige  Besitzer,  beziehentlich  nach  erlangter 
Kunde  vua  der  fremden  Contrectationshandliing,  das  ihm 
durch  die  Handlung  des  Contrectanten  verloren  gegangene 
corpus  sich  nicht  sofort  wieder  Terschafft  §.  181  des 
B.aB. 

Betreifs  der  sich  hier  anschliessenden  sehr  bestritte- 
nen Frage,  ob  auch  da,  wo  mein  Stellvertreter  ohne 
mein  Wissen  und  Wollen  den  Besitz  der  Sache  auf  einen 
Dritten  tiberträgt,  meinerseits  ein  solo  animo  retinere 
possessionom  so  lau^r  an/,unelinien  sei,  als  ich  von  der 
Besitze  II  t  au  sserung  Kenntniss  erhalten  habe,  und  ob  mir 
dann  freistehei  wie  in  dem  vorigen. Falle,  mich  im  Wege 
der  Selbsthülfe  der  Sache  sofort  wieder  zu  bemächtigen, 
hat  sich  das  Gesetzbuch  in  §.  216  för  die  unter  Andern 
vuu  Savio;ny  vei  iheidigte  JSlcinuiig  entscliicden ,  welche 
diese  Frage  bejaht  wissen  will,  wodurch  freilich  die  Mög- 
lichkeit erzeugt  wird,  dass  nach  verhältuisBmftssig  langem 
Zeiträume,  wenn  der  Vertreter  die  Untreue  des  Stellver- 
treters nicht  eher  erfulir,  es  dennoch  zur  Anwcndunp^  der 
Selböthiille  selbst  gegen  Dritte,  in  deren  iiände  die  Sache 
inzwischen  gelangt  ist,  kommen  könnte. 

|.  49.  D«  Toa  den  Besltsreehtsmltteln. 

L  Als  Klagen  zum  Schutze  des  Besitzes  im  tech- 
nischen Sinne  unterscheidet  das  Gesetzbuch  zwei: 
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A.  die  KUigo  zuui  Schutze  des  g cgeuwärtigea  Be- 
sitzes gegen  blosse  Störungen  odw  Beuimihigiuigeny  also 
gegen  solehe  Eingriffe  in  den  Besits^  welche  fttr  den  Be- 
«itzef  den  Verinst  des  Besitzes  noch  nicht  «ir  Folge  ge* 
habt  haben  (remedium  retinendae  possessionis,  §.205  des 
B.G.B.)  und 

B.  die  Kkge  auf  Wiederherstellung  des  verlorene  n 
Besitzes  (remedimn  recuperandae  possessionis ,  §.  206 

des  B.G.B.).  ' 

Zu  A.  Die  erstere  Klage  entspricht  dem  interdictum 
utrubi  und  uti  possidetis  des  Justinianeischen  Rechtes,  nur 
dass  eine  bloss  wörtliche  Störung ,  d.  h.  ein  blosses  Be- 
streiten des  Besitzes  (si  de  possessione  controyersia  facta 
tcit:  1.  1  §.  4  D.  uti  possid.  XLUI,  17.)  nicht,  wie  bei 
jenen  und  zeitiicr  auch  bei  dem  possessorium  summariissi- 
mum  des  Sächsischen  Bechtes  zur  Klagansteilung  weiter 
berechtigt  (§.  205  des  B.G.B.).  Zum  richtigen  Verstilnd- 
nisse  des  Wortes  ^^thatsächlich''  in  §.  205  cit  so  yiel  als 
„thäth'ch"  ist  zu  vergleichen  §.  558  des  B.G.B.  Die 
Klage  geht  gegen  den  iStörcr  auf  Schutz  im  Besitze,  d.  h. 
auf  Anerkennung  des  klägerischen  Besitzes  und  auf  Ver- 
urtheilung  zur  Unterlassung  fernerer  Störungen,  womit  eine 
richterliche  »Strafandrohung  für  den  Fall  erneuter  Be- 
unruhigung verbunden  werden  kann,  welche  nach  dem 
Vorgange  des  Jüngsten  Beichsabscbiedes  schon  früher  bei 
uns  an  die  Stelle  der  gewöhnlichen  cautio  de  non  am- 
pHus  tnrbando  getreten  ist;  endlich  auf  Ersatz  des  durch 
die  zeitherigtj  JStuiuug  erwachsenen  Schadens. 

Letzteres  begreift  nach  §.  6b7  des  B.G.B,  namentlich 
auch  und  sogar  in  erster  Beihe  den  Anspruch  auf  Wieder- 
herstellung des  früheren  durch  dte  Störung  etwa  verän- 
derten Zustandes  in  sich.  Gegen  die  Erben  des  Störers, 
falls  die.^ic  nicht  selbst  die  Störung  fortsetzen,  ist  die  Klage 
nur  in  der  Eigenschaft  als  Ersatzklage  in  dem  bezeich- 
neten Sinne  denkbar  (§.  148  des  B.G.B.)*  Ein  durch  die 
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Belage  hervorgerufener  Rechtsstreit  hat  die  Natur  eines 
judiciiim  duplex,  d.  h.  der  Beklagte  kann,  dafem  er  im 
Laufe  des  Processea  nachzuweisen  vermag,  dass  nicht  der 
Kläger,  sondern  er  selbst  gegenwärtiger  schutaberechtigter 
Besitzer  der  Sache  aei,  neben  der  Abweisung  des  Klä- 
gers auch  dessen  eigene  Verurtheilung  beantragen'^)  (§.  207 
des  B.G.B.)  Abgesehen  hiervon  kann  aber  auch  der 
Beklagte,  wie  schon  nach  Bömischem  Hechte  sich  des  £iii- 
wandes  bedienen :  der  von  dem  Kläger  für  sich  angezogene 
Besitz  leide  im  Verhältnisse  zu  iliiu,  dem  Px'klagten,  au 
einem  der  in  §.  190  des  B.QM.  gedachten  Mängel  (zu 
vergleichen  oben  §•  3*),  sogenannte  exceptio  vidoBae 
possessionis.  —  Die  Wirkung  dieser  Einrede  besteht  zwar 
zuniiclist  und  in  der  Regel  nur  darin,  dass  im  Falle  iluer 
Erweislichmachuug  der  Kläger  mit  seiner  Klage  zurück- 
gewiesen wird.  Indessen  wird  man  aus  der  Verbindung, 
in  welche  die  Nachlassung  dieser  Kxeej)tion  in  ^.  207 
des  B  G.B.  mit  der  unmittelbar  darauf  erwähnten  Dupli- 
cität  des  Rechtsstreites  gebracht  wird,  unbedenklich  an- 
nehmen dürfen,  dass  die  erstere  von  dem  Beklagten  gleich- 
falls dazu  benutzt  werden  könne,  um  d«aauf  hin  die  Ver- 
urtheilung des  Klägers  zu  verlangen.  Hierdurch  wird 
also  der  zugleich  recuperatorische  Charaoter  der  Klage 
in  dem  Sinne  und  Umfange  anerkarmt,  in  welchem  den- 
selben z.  B.  Öavigny,  Besitz  §.  37  (p.  403  ff.,  7.  Aufl.) 
für  das  gemeine  Becht  in  Anspruch  nimmt. 

Zu  B.  Die  Wiederherstellungsklage  setzt  in  der  Per- 
son des  Klägers  früher  vorhanden  gewesenen  Besitz  und 
dessen  Aufhebung  auf  einem  der  oben  im  §.  46,  S.  be- 


*)  Der  juristi.s(  he  Rositz  gcniesst  um;  wenn  fehlerlos,  abstracten 
Schutz.  Jene  Duplicitat  des  l^echtsstreites  wird  htM  Mol)iIieu  woh) 
kauiü,  dagegen  f'fter  bei  Grundstucken  vorkommeu  können,  sotem 
hier  gewisse  Arte  suwuhl  als  BesitzliauUlung  als  aueh  als  Besiu- 
stöning  aufVefasst  wculen  können,  z  B.  das  AliUien  über  die  unbe- 
stimmte Grenze  eines  Iremdeu  Gruodstückes. 
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aprochcneu  Wege  voraus.  Sie  ist  ihrem  Umfange  nach 
einerseits  beschrftuktery  andererseits  weiterreichend  als 
das  interdictum  unde  vi  des  Römischen  Rechtee.  Letzteres 

insofern,  als  sie  nicht  hluss  die  Falle  der  durch  offeiio 
Eigenmacht  herbeigeführten  Dejection,  sondern  auch  die 
begreift,  wo  der  Besitz  der  Sache  dem  Kläger  heimlich 
entzogen  oder  von  dem  Frecaristen  auf  Erfordern  vor- 
enthalten worden  ist;  —  andererseits  gehet  dieselbe  nicht 
gegen  den  Dejicienten  an  »ich  oder  nur  gegen  diesen, 
sondern  zunäch«?t  nur  gegen  denjenigen,  der  im  Verhält- 
niss  zum  Kläger  die  Sache  zur  Zeit  der  Klagansteilung 
in  dem  vorbezeichneten  Sinne  fehlerhaft  besitzt,  aber  auch 
wie  das  remedium  spolii  äes  kanonischen  Rechtes  g^g^n 
jeden  Dritten,  welcher  den  Besitz  von  dem  vitiosus  pu^ses- 
8ur  mala  fide,  d.  h.  mit  dem  Bewusstsein  der  Fehler- 
haftigkeit seines  Besitzstandes  erlangte.  Soweit  sie  hierr 
nach  begründet  ist,  umfasst  sie  Übrigens  neben  dem  An- 
sprüche iuif  Wiederherstelhmg  dos  Besitzes  zugleich  auch 
den  auf  Ersatz  des  verursachten  bciiadens.  Dia  exceptio 
vitiosae  possessionis  ist  hier  ausgeschlossen. 

Im  Wesentlichen  lässt  sich  hiemach  dem  gedachten 
Rechtsmittel  die  nämliche  Wirkung  beilegen,  wie  solche 
nach  der  Ansicht  einer  ^lehrzahl  gemeinrechtlicher  Schritt- 
ßteller,  z.  B  Arndts  172,  Aum.  2.  den  interdietis  utrubi 
und  uti  possidetis  in  ihrer  sogenannten  ausgedehnten  recu- 
peratorischen  Function  zukommt,  nur  noch  mit  der  Er- 
Streckung  auf  den  dritten  malae  hdei  possessor. 

11.  Neben  diesen  dem  gegenwärtigen,  rcöp.  zeit- 
hcrigen  Besitzer  verliehenen  Eüagen  lässt  auch  das  Gesetz- 
buch einen  sehr  ausgedehnten  Schutz  dem  blossen  der- 
aeitigen,  resp.  Irüheren  Inhaber  zu  Theil  werden. 

A.  Zunächst  gewissen  Khissen  von  Detentoren,  inso- 
fern als  sie  beide  vorbeaseichneto  liechtsmittel  auf  Störung 
oder  auf  Wiederherstellung  ganz  im  vorgedachten  Um- 
fange haben  sollen.   Diesen  Vortheil  geniessen  aber  nur 
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diejenigen  Inhaber,  welche  die  Sache  zur  Benutzung  oder 

zum  Zwecke  ihrer  Sicherung  detiniren,  also  ausser  dem 
Pachter,  Miether,  Comniudatar  u.  s.  f.  auch  der  Faust- 
pfiuidgläubiger;  ferner  derjenige ,  dem  ein  begründete» 
Betentiottsrecht  an  der  Sache  zur  Seite  steht  (§.  206  des 
B.G.B.).  Hier  kann  alßo  eine  Concun^enz  von  Klagen 
des  Besitzers  im  engeren  technischen  Sinne  und  eine» 
Inhabers  der  vorbezeichneten  Art  vorkommen. 

B.  Ausserdem  ist  aber  nach  §.  209  des  B.G.B,  die 
Wiederherstellungakiage  oben  sub  LB.  allen  Detentoren, 
selbst  wenn  sie  unter  keine  der  soeben  sub  II.  A.  bezeich- 
neten Arten  fallen,  jedodi  nur  dann  eingerftumt,  wenn 
sie  auf  eine  der  im  §.  209  gedachten  Weisen  ihrer 
Innehabung  entsetzt  worden  sind.  Insofern  dort 
neben  der  gewaltthättgen  Dejection  auch  alle  die  F&Ue^ 
wo  Jemand  durch  einen  Anderen  vermöge  einer  an  sich 
widerrech tiicheu  Handlung  aus  der  luueliabung  verdrängt 
worden  isl^  erwähnt  werden,  wird  nfan  hierlier  auch  z.  B. 
die  Fälle  einer  durch  Erpressung  herbeigeführten  Dejection 
zu  rechnen  haben,  Fälle  aber  einer  durch  Betrug  bewirk- 
ten Entsetzung  in  der  Hegel  deshalb  nicht,  weil  liier  nicht 
fuglich  von  einem  Verdrängen  aus  der  Innehabung 
gesprochen  werden  kann.  Hierdurch  hat  augenscheinlich 
die  für  das  re medium  spolii  nach  der  zeitherigen  Auf- 
fassung .der  Sächsischen  Praxis  erforderliche  VoraiUr 
Setzung  getroffen  werden  sollen  (zu  vergl.  Annalen  A.  F. 
Bd.  I.  8.  170.  N.  F.  Bd.  L  8.  33),  und  insofern  wird 
man  daher  auch  künftig  neben  den  beiden  voi^edachten 
Bechtsmitteln  ein  drittes,  der  zeitherigen  actio  spolii  aoa^ 
loges  immer  noch  unterscheiden  können.  Dasselbe  wird 
aber  auch  dem  wirklichen  Besitzer  im  technischen  »Sinne 
unter  Umständen  insofern  von  Werth  sein  können,  als 
derselbe,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §.  209  zutreffen, 
nicht  ei-st  nöthig  haben  wird,  etwas  Mehreres  als  seine 
früliere  Innehabung  zu  behaupten,  resp.  zu  beweisen. 
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Wie  jedoch  die  dem  Detentor  aokbergestalt  ausnabms- 
ireite  eingerftiimte  Besitsklage  des  §.  206  des  B.G.B.  in 

ihrer  ursprünglichen  Bedeutung:  \inr  ;regen  denjenigen  mit 
£rf<^  gebraucht  wci-dm  kann,  der  im  \'erliiilti)is6  zum 
KJXger,  sei  es  unnultelbar  oder  mitteibar,  fehlerhaft  be* 
«tzt  (bu  vergl.  oben,  1.  B.),  so  wird  auch  der  Spoliirte 
sich  dieses  Rechtsmittels  sunächät  nur  gegen  seine  unmittel- 
hiren  Dejidenten  reap.  9^11  denjenigen  Dritten  bedienen 
kdnueiiy  welcher  bei  Erwerbung  der  Lmehabuog  den  fehler* 
haften  Besitz  seine«  Vormannes  erweislich  gekannt  hat. 
Plierdurch  wird  also  die  zeitberige  Sächsisch -rechtliche 
JSrweiteniiig  des  Gebrauchs  der  Spolienklage  g^g^en  jeden 
dritten  Beritser,  auch  den  redliehen  (zu  veigL  Osterloh, 
summ.  Proc.  §.  57.  Anm,  8.),  reprobirt. 

in.  Die  zeither  nur  für  die  summarische  Besitzklage 
geltende  einjährige  Verjährung  ist  durch  §.  210  des  B.G.B. 
auf  beide  vorerwiihiite  Rechtsmittel,  und  zwar  auf  die 
Wiederherstellungskiage  (zu  I.  B.)  selbst  in  ihrer  Func- 
tion als  remedium  spoüi  zur  Begel  erhoben.  Nur  soweit 
der  zu  Belangende  in  Folge  der  Besitzverletzung  noch 
bereichert  ist,  also  insbesondere  auch  so  lange  er  sich  noch 
in  dem  Besitze  der  dem  Kläger  entzogenen  Sache  befindet, 
soll  gegen  ihn  eine  dreijährige  Verjährung  laufen«  Ebenso 
unterliegt  die  oben  mehrfach  erwalmte  exceptio  vitiosae 
possessionis  einer  einjährigen  Verjährung,  die  von  der 
Zeit  an  .zu  laufen  beginnt,  wo  der  Excipient  selbst  hätte 
klagend  auftreten  können. 

IV'.  Den  Gegensatz  zwischen  jüngstem  und  soge- 
numtem  älteren  Besitz,  wie  solcher  der  Eintheilung  der 
Besitzrechtsmittel  des  bisherigen  Sächsischen  Bechtes  in  das 
sogenannte  pos?essoriuni  suniTiiariiuii  sive  summariitssiniuu 
und  das  })Ossessorium  ordinahum  zu  Grunde  liegt,  kennt 
das  Gesetzbuch  nicht  mehr,  ebensowenig  wie  die  damit  in 
Verbindnng  stehende  Verschiedenheit  des  Zweckes  beider 
liechiömittel,  wonach  das  erstere  nur  auf  die  provisorische. 
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das  andere  auf  definitive  Regiilirung  des  Besitzstandes 
gerichtet  betrachtet  wurde.  Indessen  wird  auch  künftig, 
wie  schon  nach  gemeinem  Itechte  der  Bichter  nicht  be- 
hindert sein,  ZOT  Verhütung  von  etwa  zu  besorgender 
Gewaltthfttigkeit  auf  Grund  einer  nur  vorläufigen  unvoO- 
kuninieiif  u  Bescheinigung,  unter  Umständen  auch  eine  nur 
provisorische  Anordnung  zu  treffen,  wobei  er  dann  nach 
Befinden  auch  auf  das  höhere  Alter  der  dem  einen  oder 
andern  der  streitenden  Theäe  zur  Seite  stehenden  Bedts- 
acte  wird  Werth  legen  können;  wenigstens  steht  dne 
solche  reine  Securitätsmassregel,  wenn  auch  ausserhalb 
der  Grenzen  des  Gesetzbuches  liegend^  mit  demselben 
doch  nicht  in  Widerspruche. 

II.  Abtheilnng. 

Von  dem  Eigenthume« 

1.  Abschnitt.    Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  60.  Begriir  und  Einthellnig. 

Der  durchgreifende  Character,  der  den  Römisch-recht- 
lichen Eigcnthuniöbegriff  vor  dem  des  älteren  Deutschen 
Rechtes  auszeichnet^  hat  in  den  Ländern  des  Sächsischen 
Rechtes  zum  Theil  schon  früh  die  Oberhand  gewonnm. 
Zunächst: 

a.  aul  dem  Gebiete  des  ^[obiliarsaehenrechtes,  inso- 
fern der  in  dem  Sachsenspiegel  B.  II.  art.  GO  anerkannte 
Grundsatz:  ,,Hand  muss  Hand  wahren''  nach  Garp> 
zov's  Zeugniss  Jurispr.  for.  II,  c.  26,  def.  5  schon  vor 
dessen  Zeit  dem  strengen  Bt^mischen  Vindicalionssysteiiie 
gewichen  war; 

b.  sodann  in  Bezug  auf  das  Grundcigeuthum^  insofern 
als  sich  das  sogenannte  Rocht  des  nächsten  Erben, 
dessen  absolute  dingliche  Wirkung  der  Sachsenspiegel 
(L  52.)  für  Grundstücksveräusserungen  fast  alicr  Art  nocli 
bezeugt,  bereits  in  der  GonstitutiunengesetzgebuDg  nur 
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noch  auf  die  sogenannten  Erbstammgüter  (,,so  Jemand  von 
seinen  Voifahren^  als  Gross vater  u.  dergl.  gewonnen'') 
und  auch  hier  nur  auf  die  Fälle  der  Schenkung  beschränkt, 
bei  onerosen  Veränsserangen  dagegen  nur  zu  einem  bloss 
pcTsuDÜch  wirkenden  Vorkaufsrechte  der  Descendenten 
abgeschwächt  üudet  (cc.  12  und  31  pte.  II.). 

Deshalb  hat  sich  auch  die  anderwärts  gerade  an  das 
Institut  der  Stammgttter  und  einige  andere  Rechtsrerhält- 
nisse  (wie  z.  B.  an  die  eheliche  GUtergemeinscliaft,  die 
Markgenossenschaft  u.  s.  w.)  angeknüpfte  Vorstellung  des 
sogenannten  Deutschrechtiichen  Gesammteigenthiims 
in  Sachsen  niemals  irgend  allgemeine  Geltung  su  verschaffen 
vermocht^  ztmial  auch  das  Sächsische  Lehnrecht  im  G^en- 
satze  zu  dem  Deutschen  das  ebenfalls  hierher  bezogene 
Verhältniss  der  mehreren  coinvestiti  zu  einander  crleichfalls 
nicht  als  Gesammteigenthum^  sondern  als  ein  blosses  oon- 
dominium  pro  parte  intellectuali  an  dem  gemeinschaft- 
lichen Lehngute  aufzufassen  gewf>hnt  war  (Zachariae  Sächs. 
Lehnrecht  §.  I  »<).).  Dagegen  ist  unserem  Particularrecbte 
zwar  der  Begriff  des  sogenannten  gel  heilten  Eigen- 
thums  mit  seiner  Trennung  in  dominium  directum  und 
utile  Yon  jeher  bekannt  gewesen ,  indem  es  nicht  bloss 
das  lehnsherrliehe  und  vasallitische  Verhältniss  an  dem 
Lehngute,  sondern  auch  das  Kechtsverhältniss  des  Erb- 
zinsherm  und  Erbzinsmannes  rUcksichtiich  der  sogenann- 
ten ^,echten  Erbzinsgüter'^  demselben  unterordnete  (zu  vgl. 
c.  39  pte.  n.  und  selbst  noch  das  Hypothekengesetz  von 
1843,  §.  11.).  Abgesehen  jedoch  davon,  dass  vermöge  der 
Ablüftungßgesetzgebuug  das  Erbzinsverhältniss  im  Abster- 
ben begriffen  ist;  tritt  auch  das  Gesetzbuch  nicht  bloss 
der  Idee  des  Gesammteigenthums ,  sondern  auch  der  des 
getheilten  Eigenthums  in  §§.  225,  226  direct  entgegen, 
vorbehältlich  freilich  der  auf  die  einmal  bestehenden  Reehts- 
Tcrhaltnisse  dieser  Art  bezüglichen  älteren  Bestimmungen 
(P.V.O.  §.  3  sub  3,).  ; 
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§.  öl.  Eigenthamsbeschrttokiui^eti. 
(insbeBondere  YerftiufterangBrerbote). 

Mit  der  in  dem  £igenthttmBbegri£fe  piincipieÜ  Ue§;en- 
den  vollständigen  und  ausschliesslichen  Herrschaft  über 

die  bacbe  (§§.  217 — 221  des  B.G.B.)  ist  eine  {rrössere 
oder  geringere  objective  Beschränkung  des  £igenthiiiiM) 
oder  eine  snbjective  des  jeweiligen  Eigenthflmers  an  ach 
Bchr  wohl  vereinbar.  Soweit  nun  diese  Bescliränkungen 
auf  dem  nachbarliehen  Verhältoiase  eines  Grundstückes 
EU  einem  anderen  beruhen,  oder  soweit  sie  in  gewissen 
anderen  Personen  an  derselben  Sache  .verHehenen  glcidi- 
artigen  oder  uugleicLartigen  dinglichen  Rechten  bestehen, 
finden  dieselben  einerseits  in  dem  sogenannten  Ijachbar- 
rechte  (au  vergL  §§.  345  ff.  des  B.G.B.),  andererseits  ui 
der  Lehre  vom  Miteigentbume  (g§.  328  ff.  des  B.G.B.), 
ferner  vom  Handrechte  (§§.  otJy  ff.  des  B.G.B.),  sowie  von 
den  Reallasten  und  Dienstbarkeiten  (§§.  605  und  520  £ 
des  B.GJ).)  ihre  besondere  Behandlung. 

Nur  die  gegen  die  Veräujsseriingäfreibeit  des  Eigt'U- 
thums  in  der  Form  besonderer  Verbote  sich  richtenden 
Beschränkungen  werden  deshalb  von  unserem  Gesetabuche 
§§.  223  und  224  in  diesem  Ziisammenbange  berührt. 
Unter  Veräusserung  ist  dabei  ebensowohl  an  den  Fall  der 
Aufgabe  des  £igenthums  mit  oder  ohne  Uebertragung  auf 
einen  Anderen  als  auch  an  den  der  Bestellung  von  Bech- 
ten  zu  Gunsten  Dritter  an  der  Sache,  also  namentlich  auch 
an  den  Fall  der  Verpfilndung  au  denken  (§.  219,  Abs.  3 
des  B.G3.). 

I.  Als  mögliche  Quelle  von  dergleicbeu  Verausacinings- 
verboten  erwähnt  das  Gesetzbuch  §.  223: 

1.  das  Gesetz^ 

2.  riditerliche  Verfügnngi 

3.  Privatwillen. 
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ad  1.   Die  Mehrzahl  der  hierher  geliörigen  Verbote 

-  des  RöiTiischen  sowie  des  älteren  Deutschen  Rochteft  sind 
gegenwärtig  nicht  mehr  practisch,  so  namentlich  nicht 
das  Verbot  der  Verftussening  des  fundus  dotalis  (cf.  Arndts 
Lehrbuch  der  Pandecten  §.  402.),  ferner  das  im  vorigen 
Paragraphen  sub  b.  erwähnte  Recht  des  nächsten  Erben. 
Ebenso  kann  man  nur  noch  im  uneigentlicbeu  öinne  die 
Vorschriften  hierher  rechnen,  welche  rücksichtlich  der  Ver- 
&UB8emng  von  Sachen  Bevormundeter  oder  minderjähriger 
Hauskinder  bestehen^  da  diese  Bestimmungen  dermalen 
nur  noch  tlieils  auf  eine  BescLraukiing  der  Handlungs- 
fähigkeit des  Eigentbümers,  theils  auf  gewisse  Admmistra- 
tionsbeschränkungen  der  Vormünder,  üausväter  u.  s.  w. 
hinaushiufen.  Das  Nähere  hierüber  zu  vergl.  im  Familien- 
und  Vormundschafbrechte.  Dagegen  kommen  in  unserem 
Particularr echte  noch  jetzt  als  hierher  gehörige  Beispiele 
vor:  dasjenige  W^räusserungs verbot,  welches  die  Verlas- 
snngsurkunde  §§.  IS,  20  betreib  des  Staatsgutes  sowie  des 
königl.  Hattsfideicommisses  enthält,  femer  die  sogenannten 
J  »smcmbrationsbcächränkungen,  welche  die  wlUkiilirlicljL' 
Zersplitterung  gewisser  Arten  von  Grundstücken  verbieten 
(Gesetz  über  die  Tbeilbarkeit  des  Grundeigenthums  vom 
30.  November  1843.).  Hierüber  das  Nähere  weiter  unten 
im  Abschnitt  III.  Was  das  Römisch-rechtliche  auf  der  const. 
4  C.  de  litigiosis  Vlll,  37  beruhende  Veräu^serunfi:sverbut 
in  Ansehung  der  res  litigiusu  seitens  des  besitzenden  Beklag- 
ten anlangt,  so  wird  dasselbe  von  dem  Gesetzbuche  zwar 
mit  Stillschweigen  übergangen,  indessen  nach  den  in  den 
spectellen  Motiven  enthaltenen  Erläuterungen  nur  deshalb, 
"weil  dessen  nähere  liegulirung  der  küuiUgcn  Processgesetz- 
gebuug  vorbehalten  bleiben  sollte.  Vorläufig  ist  daher  in 
flo  weit  noch  das  gemeine  Recht  als  in  Kraft  bestehend 
anzusehen,  welches  schon  zeither  von  unseren  Gerichts- 
höfen, ungeachtet  des  Widers]jruclies  einer  Anzahl  aherer 

Juiisten  in  dem  Uasse  noch  als  practisch  behandelt  wurde, 

12 
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dass  man  das  Verbot  auf  die  i?  äiie  der  eigentlichen  Real- 
klagen,  jedoch  nur  solcher  bezog,  bei  welchen  über  daa 
Eigenthum  an  der  betreffenden  Sache  gestritten  werde 
(Siegmann,  iu  d.  Ann.  des  K.  O.A.G.  N.  F.  Bd.  1.  8.  298  tf.). 

ad  2.  Für  die  richterlichen  Veräusserungsverbote 
liat  man  zwiechen  den  allgemeinen ,  d.  h.  den  das  ge- 
summte Vermögen  einer  Person  umfassenden  und  den  so- 
genannten specieilen  Veräusserungsverboten,  die  nur  eine 
einzelne  Sache  oder  eine  Mehrheit  von  solchen  zum  Gegen- 
stände haben,  zu  unterscheiden. 

a.  Fili  die  speciellen  Veräusserungsverbote  fehlt  es 
bei  uns  zur  Zeit  noch  an  einer  besonderen  gesetzlichen  Fest- 
stellnng  der  Voraussetzungen,  unter  welchen  der  Richter 
zu  deren  Erlass  versehreiten  darf,  und  es  ist  insoweit  auf 
die  bei  Osterloh,  summ.  Proc  §.  12  zusammengestellten 
Grandsfttze  zu  yerweisen.   Dagegen  kennt 

b.  schon  unser  zeitheriges  Particularrecht  von  Ver- 
boten der  erstcren  Gattung  zwei  wichtige  Beispiele,  in 
welchen  der  Kichter  ermächtigt  ist,  mit  einer  derartigen 
Massregel  vorzugehen,  nfimlicb  den  Fall  der  £rläut  Pro* 
cessord.  ad  tit.  LT.,  wonach  der  ordentliche  Richter  eines 
Schuldners  bei  bevorstehendem  formeilen  Cuncurse  zu 
dessen  Vermögen  (sog.  concursus  imminens)  demselben 
jede  Veräusserung  mit  der  Wirkung  untersagen  kann,  dass 
dadurch  nicht  bloss  jede  freiwillige  Alienation  (Verkauf, 
Verpfändung),  sondern  auch  jede  fernere  Hiifsvollstrek- 
kung  zu  Gunsten  eines  einzelnen  Gläubigers  ausgeschlos* 
sen  wird  —  sodann  den  Fall  des  Art.  146  der  revidirten 
Strafprocessordnung  vom  1.  October  18G8,  welcher  das 
Vermögen  eines  steckbrieflich  verfolgten  Angeklagten  be* 
httfs  seiner  Gestellung  beim  Untersuchungsgerichte  mittelst 
öffentlicher  Bekanntmachung  in  der  Leipziger  Zeitung  mit 
Beschlag  zu  belegen  gestattet,  wodurch  dann  gleichialls 
alle  Verfügungen  unter  den  Lebenden,  jedoch  hier  nur 
die  freiwilligen,  dem  Flüchtigen  unmöglicL  gemacht  werden. 
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,  ad.  3.  Von  den  auf  Privat<lis|*uöUiun,  f^leicliviel  ob 
Vertrag  oder  ietsten  Willen,  beruhenden  Veräusaerungs- 
besehränkiiiigen  gilt  als  oberster  Grundsats,  dass  solche 
ohne  ein  erkennbares  rechüielies  Interesse,  welches  eine 
andere  Person  an  deren  Auirechterlialtung  etwa  iiat,  über- 
haupt unverbindlich  sind. 

Aus  diesem  Grunde  wurde  bereits  durch  die  Bekannt- 
machung des  Justizministeriums  vom  29.  September  1846 
einem  Abkommen,  vermöge  dessen  ein  Ghmndstftcksbesitaer 
die  künftige  Veräusserung  oder  Ver]>ländnng  seines  Grund- 
stückes lediglich  von  der  Willkuhr  eines  Dritten  ohne  Be- 
ziehung auf  ein  demselben  an  dem  Immobile  etwa  bereits 
Bustehendes  oder  noch  zu  verMiaffendes  Recht  abhängig 
machte^  die  Fähigkeit  zum  Eintrage  in  das  Grund-  und 
Hypotlu'kenbuch  schlechthin  versagt  (Ges.  und  Verordbl, 
von  184(3;  S.  270  flf.),  und  ebenso  erklärt  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  §.  792  einen  Vertrag  gleicher  Tendenz  in  Be- 
zug auf  Verroögensstttcke  aller  Art,  also  namentlich  auch 
betreffri  beweglicher  Sachen  beim  Mangel  eines  begrün- 
deten Interesses  des  anderen  Theils  für  nichtig^  wie  denn 
auch  die  gleichfalls  hierher  gehörige  gemeinrechtliche 
Lehre  von  dem  sogenannten  nudum  praeceptum  in  §.  21&B 
des  B.G.B,  ausdrückliche  Auinahme  gefunden  hat 

II.    Sovi*»l  die^Wirkimercn  des  bestehenden  Veräus- 
aerungsverbotes  betrifft,  so  tritt 

a.  bei  den  gesetzlichen  und  den  richterlichen  Ver- 
boten nach  §.  223  des  B.G.B.  regelmässig  Nichtigkeit 
der  ihnen  zuwider  vorgenommenen  Veräusserungen  ein,  • 
und  zwar  bezieht  sich  diese  Nichtigkeit  eintretenden  Falles 
nicht  bloss  auf  den  die  Veräusserung  bezweckenden  Ver- 
trag (Kauf,  Schenkung,  Tausch  u.  s.  f.),  sondern  auch 
auf  die  zu  dessen  Effeetnirung  vorgenommene  Eigenthums- 
oder sonstige  Rechtöübertragiin*^  (also  die  nachfolgende 
Tradition,  die  Eintragung  im  Grund-  und  Hypotheken- 
1)uche  u.  s.  f.)  dergestalt,  dass  ebensowohl  jeder  dabei 
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intercssirte  Dritte  als  der  Veräusserer  selbst  die  betreffende^j 
Acte  dem  Erwerber  gegenüber  als  nichtig  zu  behandeln 
berechtigt  ist.  Kur  wird  bei  den  richterlichen  Verboten- 
TorauBgesetzt,  daas  dieeelben  unter  ausdrücklicher  An- 
drohung dieser  Nichtigkeit  und  zwar  in  einem  der  von 
dem  (xcsetze  vorgesehenen  Fälle  erlassen  worden  seien, 
so  dass  die  gedachte  Wirkung  zur  Zeit  und  nach  dem 
jetzigen  Stande  unserer  Gesetasgebung  nur  bei  den  oben 
8ub  I,  2.  b.  erwähnten  allgemeinen  Veräusserungsverboten 
wird  Platz  greifen  können. 

Zu  beachten  ist  jedoch,  dass  das  Veräusscrungsge- 
ßchäft  dann,  wenn  es  ausdrücklich  für  den  Fall  der  Er- 
ledigung des  Verbotes  eingegangen  worden  ist,  in  Gemäss- 
heit  des  Prinoipes  in  §.  796  Terbunden  mit  §.  794  die  ihm 
solch ei  gestillt  zukomnuiiulen  vollen  eivilrechtliclicn  Wir- 
kungen zu  erzeugen  fähig  bleibt.  Häutig  wird  man  so- 
gar,  z.  B.  in  den  oben  ad  L  1  •  erwähnten  Dismembrations- 
flülen  den  bezüglichen  Kauf-  oder  sonstigen  Veräusserungs- 
yertrag  gleich  von  vom  herein  nicht  anders  2U  interpre- 
tiren  haben,  als  sei  er  für  den  Fall  der  zu  verliofteuden 
Beseitigung  des  Hindernisses  abgeschlossen,  so  dass  dann 
die  Contractsklage  bis  zum  Gewisswerden  der  Unmöglich- 
keit  einer  Beseitigung  selbst  ssum  Zwecke  dieser  Besa- 
tigung  wirksam  angestellt  werden  kann.  Endlich  kann 
natürlich  eine  Uebertretung  des  die  res  litigiosa  betreffen- 
den Verbotes,  da  solches  zur  Zeit  wie  gedaclit  noch  ganz 
auf  dem  gemeinen  Hechte  beruht,  auch  nur  die  in  selbi- 
-  gem  vorgesehenen  schwächeren  Wirkungen  nach  sich 
ziehen,  mixim  mau  dieselben  mm  als  Antechtbarkeit  (z.  B. 
Wächter,  Würtnib.  Privatrecht  U.  S.  529)  oder  als  Nichtig- 
keit auflassen  (Windscheid,  Lehrb.  d.  Fand.  L  §.  125 
unter  1,  S.  332  der  2.  Aufl.) 
Umgekehrt  hat 

b.  das  Zuwiderhandeln  gegen  ein  auf  blopsrni  Privat- 
willen beruhendes  Verbot,  dafern  es  nicht  etwa  wegen 
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Mangels  des  oben  zu  L  3.  Torausgesetzten  rechtliehen  In- 
teresses  eines  Anderen  von  vorn  herein  nnverbindlidi 
sein  sollte^  in  der  Regel  doch  nicht  Ungültigkeit  der  Ver- 
äiiBseru ug,  sondern  nur  nach  Dctindun  die  Begründung  von 
bchäden ansprächen  zur  Folge  (§.  223  des  B.G.B.).  Nur 
in  zwei  Fällen  soll  auch  ein  solches  Verbot  nach  §. 
Abs.  1.  gleichfalls  Nichtigkeit  der  Veräusserong  nach  sich 
ziehen,  nämlich 

bei  dem  vertragsmässigen  Veräuöserungsvevbote  dann, 
wenn  dasselbe  dem  Vertrage  mit  der  Wirkung  einer  auf- 
lösenden Bedingung  beigefügt  ist^  imd 

bei  dem  letztwilligen  Veränsserungs verböte  dann,  wenn 
dasselbf!  von  dem  Eigenthümer  der  Sache  zu  Gunsten 
eines  Dritten  angeordnet  worden  war. 

Was  den  ersteren  Fall  anlangt,  so  darf  zwar  auch 
hier  wegen  der  entgegenstehenden  allgemeinen  Qrunds&tze 
über  die  Wirkung  von  Resolutivbedingungen  überhaupt 
(cf.  oben  §.  33.  U,  2),  sowie  wegen  der  hiermit  im  Zu- 
aauuuenhange  stehenden  Vorschrift  in  §.  2U1  des  B.G.B, 
nicht  angenommen  werden,  dass  das  £igenthum  der  Sache 
in  Folge  der  verbotswidrigen  Vetilusserung  an  den  ersten 
Veräus-^^erer  wit-  d'ivö  iiac  ii  der  herrschenden  gemeiiu'ccht- 
licheu  Ansicht  allerdings  angenommen  wird)  ohne  Wei- 
teres zurückfalle,  vielmehr  erhält  derselbe  auch  hier  zu* 
nächst  immer  nur  eine  personliche  Klage  gegen  seinen 
^fitcontrahenten  auf  RUckverschafFung  der  Sache.  Er 
wird  aber  vormittolst  derselben  nach  §.  1)1  JO  des  B.G.B, 
seinen  Mitcontra-henlen  uöthigcn  können,  die  diesem  zu- 
stehende dingliche  Klage  auf  Wiederherausgabe  der  Sache 
gegen  den  Dritten,  in  dessen  Händen  sich  die  letztere  in 
Folge  der  nichtigen  Veräusserung  befindet,  abzutreten, 
wodurch  wenigstens  in  vielen  Fällen  practisch  ein  dem 
gemeinen  Rechte  ähnliches  Resultat  erzielt  wird. 

Wegen  der  zweiten  Ausnahme,  rücksicbtlich  deren 
noch  die  §§.  23B7  und  2517  des  B.G.B.  einschlagen,  ist 
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zu  vergleicheu  das  Nähere  im  Erbrechte  in  der  Lehre 
vom  Vermächtnisee  und  der  AuwArtodiaft. 

o.  Im  Uebrigen  tritt  noch  zwischen  den  gesetzlichen 

Veräusserungsverboten  einerseits,  und  den  richterlichen, 
sowie  den  auf  Privatwillen  beruiienden  andrerseits  der 
Unterschied  ein,  dass^  soweit  sich  Verbote  der  zweiten 
Kategorie  auf  Immobilien  beziehen,  Jhre  Verlautbarung 
im  Grund-  und  Jlypothekenbuche  erforderlich  ist,  widrigen- 
lalU  sie  Dritten  gegenüber  nicht  würden  zur  Geltunor  pre- 
bracbt  werden  können  (§.224  des  B.G.B.)  Ein  Verspreclieu 
des  Pfandschuldners  an  seinen  Ffandgläubiger  aber,  das 
mit  Hypotheken  beschwerte  Ghrundstück  ohne  Geneh- 
migung dieses  Hypothekariers  nicht  mit  weiteren  Pfand- 
rechten belasten  zu  wollen,  wird  sogar  ungeachtet  seiner 
Verlautbarung  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  schon 
nach  §.  7B  des  Hypothekengesetzes  von  1843  nur  mit  der 
sehr  beschränkten  Wirkung  noch  ausgestattet ,  dass  die 
spätere  HypothekenbesteUung  dadurch  nicht  gehindert, 
sondern  nur  die  Hypotheken-Behörde  verpflichtet  werde, 
den  früheren  Hypothekarier  nach  erfolgtem  Eintrage  der 
neueren  Hypothek  hieiron  sofort  zu  benachrichtigen^  und 
auch  das  Gesetzbuch  bleibt  in  §.  224  a.  E.  hierbei  stehen. 
Wegen  des  Verbotes  der  Veräusserung  der  res  Htigiosa 
in  der  Anwendung  auf  Gmndstücke  und  der  Frage  nach 
dessen  Kintragsbedürftigkeit  ist  zu  vergleichen  Siegmann 
a.  a.  O.  S.  304  C  und  namentlich  S.  313. 

2.  Abschnitt.    Erwerbung  des  Eigeuthums  an 

beweglichen  Sachen. 

§.  68.  Zueignung. 

Unter  Zueignung  als  gesetzlich  anerkanntem  Modus 

des  Eigenthuniserwerbes  begreift  das  Gesetzbuch  ausser 
dem  Falle  der  Occupation  im  engeren  Sinne^  welche  sich 
nur  bei  wirklich  herrenlosen  Sachen  äussern  kann^  auch 
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noch  eine  Keihe  von  Fällen  einseitiger  Besitzergreitunür 
an  Sachen^  welche  zwar  nicht  oder  doch  nicht  augenblick- 
lich 8SU  der  Classe  der  res  nullius  gehören,  bei  welchen 
aber  doch  die  einseitige  Apprehenmon  unter  Umständen 

gleichfalls  zum  vermittelnden  Momente  fUr  den  sofortigen, 
resp.  nachlolgendeu  Kigenthumserworb  werdeusoll. 

I,  Oocupation  im  engeren  Sinne  kommt  dem- 
gemäss  auch  nach  beutigem  Rechte  vor: 

A.  bei  den  von  dem  bisherigen  Eigenthümor  dere- 
Ünquirten  beweglichen  Sachen  (§.  228  des  B.G.B.)y  oder 

B.  bei  wilden,  d.  Ii.  in  ihrer  natürlichen  Freiheit  be- 
findlichen Tbieren,  sei  es,  dass  sie  dieselbe  noch  nie  ver- 
loren gehabt,  oder  dass  sie  dieselbe* wieder  gewonnen 
haben  (§.  229  in  Verbindung  mit  §.  289  des  B.G-fi.). 

In  dieser  letzteren  Beziehung  gelten  eigenthümiicho 
Grundsätze: 

1.  bei  der  J  ag  d.  Die  von  den  Gleisten  dem  Deutschen 
Kechte  vindicirte^  von  der  des  liunuschea  Kechtes  priu- 
<upiell  abweichende  Auf&ssung  des  jus  venaniji  als  eines 
«nsschliessenden,  d.  h.  nur  gewissen  Personen  innerhalb 
eines  rftumlieh  abgegrenzten  Bezirkes  zustehenden  Occu- 
pMtiunsrechtes,  finden  wir  bei  den  älteren  Säch8is?chen  Ju- 
risten nucli  keineswegs  in  völlig  ausgebildeter  Gestalt  vor. 
In  den  Oonsultationen  begegnet  man  geradezu  noch  der 
Vorstellung,  dass  die  Jagd  ,,nach  Verordnung  aller  gött- 
lichen; natürlichen ,  aller  Völker  gemeinen  ))cschriebener, 
auch  landesüblicher  Sächsischer  Hechte  jedermäuniglich 
nicht  allein  auf  seinem  eigenen,  sondern  auch  auf  anderer 
Leute  Grund  und  Boden  erlaubet  sei^'  (Consult.  Bd.  II. 
p.  IV.,  qu.  1,  S.  157  der  Urseller  Ausg.  verb.  m.  Con- 
sultat.  Bd.  1.  p.  IV.  fei.  7V  b.).  Man  bezog  sich  hierbei 
neben  dem  Kömiscbeu  Kechte  namentlich  auch  auf  den 
Sachsenspiegel  (Bd.  II,  art.  61),  woraus  man  ableitete, 
dass  das  Jagen  wilder  Thiere  allerorten  mit  Ausnahme 
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der  drei  iii  des  Küiiigs  Bann  stebeuden  Forsten*)  einem 
Jeden  freigegeben  sei.  —  Im  Anschluss  an  die  letztere 
teile  erkannten  jedoch  schon  die  Verfasser  der  ConsnU 
tfttioncn  in  GemSssheit  der  Glosse  asnm  Sachsenspiegel 
:i  a  O.  an,  dasb  dem  Landesherrn  und  der  Obrigkeit 
iVeiätehQy  au  gewissen  Oilen  die  Ausübung  des  Jagdrechtes 
zn  untersagen  (durch  Aufrichtung  von  Zäunen,  Hegesäu- 
len^  Einrichtung  einer  geschlossenen  Wildbahn  n.  s.  w.), 
und  hiervon  ausgehend,  sehen  wir  in  Sachsen  im  Laufe 
dts  nächsten  Jahrhunderts  nach  und  nach  die  AufTassung 
herrschend  werden,  dass  die  Jagd  im  ganzen  Landesterri- 
torium als  Regal  zu  behandeln  sei  (zu  vgl.  die  bei  Haubold^ 
Lchrb.  §.  235  in  den  Noten  angeführten  älteren  Gesetze). 

Deutlich  anerkannt  ist  jedoch  die  Lxistenz  desJasfd- 
r egal  es  erbt  in  der  4.  decis.  v.  174G,  insofern  dort  zum 
Erwerbe  der  Jagd  Seiten  eines  Privaten  nur  landesheiT- 
liehe  Beleihuni^  resp.  unvordenkliche  Verjährung  för  zu- 
Iftssig  erklärt  vrird,  während  die  dort  gleichzeitig  erwähnte 
J^rsitzung  von  31  Jahren  iy  Wochen  3  Tagen  nur  da» 
Verhältniss  mehrerer  Privaten  unter  sich  berührt.  Uebri- 
gens  erstreckte  sich  zwar  die  Regalität  der  Jagd  in  Sach- 
sen auf  deren  sämmtliche  EJassen,  wie  solche  unter  der 
Bezeichnung  der  hohen,  mittleren  und  niederen  Jagd  durch 
das  Mandat  vom  8.  Novbr.  1717  gegen  einander  abge- 
grenzt wurden  (zu  vcrgl.  Haubold:  Lchrb.  §.  236  note  a.). 
Kur  gelangte  die  mittlere  und  niedere  Jagd  verhältniss- 
massig  rascher  und  häutiger  als  die  hohe  durch  Belcihung 
oder  unvorfii  iikliclio  Verjährung  wieder  in  die  Ilaü^io 
der  Privaten,  oder  war  wohl  auch  der  Kittenschatt  tiieil- 
weiso  auf  Grund  früheren  unvordenklichen  Besitzstandes 
belassen  worden  ^  und  zwar  dergestalt,  dass  sie  dieselbe 
nicht  nur  auf  eigenem  Grund  und  Boden ,  sondern  auch 
auf  dem  ihrer  Gutsunterthanon  exercircn  durfte.  Noch 
mehr  trug  das  Gouvemementspateut  vom  31.  i^lai  1814 
*)  Der  Harz,  die  Msgdeburger  Hsidc  and  die  Haide  nir  Koyne. 
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und  Generale  vom  4.  Mai  183<>  zu  immer  auagedehnterer 
erblicher  Ueberlasaung  der  Jag^gerechtsame  an  Privatper^ 

sonen,  wenn  auch  unter  fortdauernder  Festhaltuug  des 
Regalitätsprincipes.  hei.  Dagegen  erkläiten  die  unter  dem 
t?.  Bliirz  11^40  pubücirten  Grundrechte  dea  Deutschen 
Volkes  die  Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grund  und 
Boden ^  soweit  sie  nicht  durch  lästigen,  mit  dem  Grund- 
eigenlliumer  selbst  abgeschlossenen  Vertrag  erworben 
worden  sei,  schlechthin  ohne  Entschädigung,  und  zwar 
dergestalt  fUr  au%ehoben,  dass  dieselbe  als  Grundgerechtig- 
keit  nicht  wieder  bestellt  werden  dürfe.  Dabei  stellte  der 
hier  einschlagende  art.  8.  §.37  der  Grundrechte  den 
Satz  au  die  Spit/.e:  dass  die  Berechtigung  zur  Jagd  auf 
eigenem  Grund  und  Boden  im  Grundeigentimnie  liege. 

Das  Gesetz  vom  12,  Mai  1851,  die  Aufhebung  der 
zu  Publication  der  Deutschen  Grundrechte  ergangenen 
Verordn.  v.  2.  März  184Ü  betr.,  liess  es  hierbei  bewenden, 
und  obwohl  die  hierdurch  eniptindlich  in  ihren  Rechten 
▼erletzten  Altberecbtigten  wiederholt  Versuche  machten, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  wieder  in  den  Besitz  ihrer 
Befugnisse  zu  kommen,  so  gelang  es  doch  erst  1858  der 
lu'gicriiug  ein  (Tfsrtz  zu  Stande  zu  bringen,  welches  den 
sich  direct  entgegenstehenden  Interessen  beider  Theilo 
wenigstens  annähernd  gerecht  wurde. 

Das  Gesetz  vom  26.  Nov.  1858  gehet  nämlich  davon 
aus,  dass  die  Neuberechtigten  die  Wiederherstellung  der 
durch  die  Grundrechte  aufgehobenen  Jagdgerechtsame 
gegen  eine  von  dem  Staate  ihnen  zu  gewährende  Ent- 
schädigung sich  gefallen  zu  lassen  hätten«  Zugleich  wur- 
den die  sämmtlichen  Jagdrechte  auf  fremdem  Grund  und 
ßc'deny  und  zwar  sowold  die  auf  diese  Weise  rehabilitiiien, 
auch  die  von  den  Grundrechten  seiner  Zeit  gar  nicht 
mit  betroffenen  auf  einseitigen  Antrag  für  ablösbar  erklärt, 
mit  der  Bestimmung,  dass  die  demgeniäss  abgelösten  Jagd- 
rechte  den  Eigenthümern  des  zuvor  dienenden  Gmnd- 
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Stückes  zufallen  sollten.  Endlich  wurde  das  Verbot  d*T 
Nettb^giiuidtmg  im  obigen  ^Umfange  wiederholt  (§§.  1,  '6^ 
18  und  20  dea  Gesetzes  von  1858).  Soweit  nun  entweder 
die  Jagdgerechtigkeiten  nach  ihrer  Beseitigung  durch  die 
Grundrechte  von  den  Altberechtigten  gar  nicht  zurück- 
verlangt, oder  soweit  sie  später  abgelöst  worden  sind, 
entspricht  die  dermalige  Sachlage  im  Wesentlichen  wie- 
der dem  durch  die  Publicätion  der  Grundrechte  seinerzeit 
herbeigeführten  Rechtszustande. 

Darf  man  nun  auch  keineswegs  mit  dem  Ober-Appel- 
lations-Gerichte  soweit  gehen  ^  anzunehmen,  dass  das  auf 
einem  bestimmten  Jagdreviere  sich  befindende  Wild  heut- 
zutage überhaupt  nicht  mehr  herrenloses  Gut,  sondern 
gewisserinasseu  schon  Eigeuthum  des  jagdbereehtigten 
Grundbesitzers  sei  (Aimalen  A.  P.  Bd.  II.  S.  179),  so 
lässt  sich  doch  ebensowenig  behaupten,  dase  man  mit  der 
Aufhebung  des  Jagdreguls  vollstftndig  zu  den  Grundsätzen 
des  Römischen  Rechtes  in  Betreff  der  Occupationsfrage 
zurückgekehrt  sei.  Vieimelir  hat  man  es  nach  wie  vor 
mit  einem  örtlich  begrenzten,  innerhalb  dieser  Grenzen 
aber  ausschliessenden  Occupationsrechte  gewisser  Personen 
zu  thun.  Nur  erseheint  dasselbe  jetzt  regelmässig  an  das 
Eigenthum  des  jacrdbarcm  Grundes  und  J5üden&  ^ekim|>ft, 
und  eine  sei-ritutcnai-tige  »Sonderexistenz  dieses  Rechtes 
in  der  Hand  anderer  Personen  als  des  Grundeigenthümers 
kann,  abgesehen  von  der  nach  §.  18  des  Gesetzes  von 
1858  anseheinend  noch  zulSssigen  Bestellung  einer  dem- 
geraässen  Personalservitut,  nur  in  den  verhältnissmässig 
seltenen  Fällen  noch  vorkommen,  wo  die  gemäss  des  Ge- 
setzes von  1858  zurückgegebenen,  oder  seinerzeit  durch 
die  Grundrechte  nicht  betroffenen  Jagdrechte  bisher  nicht 
zur  Ablösung  gclan*rt  sind.  So  fasst  auch  das  neueste 
Gesetz  vom  1.  Deceniber  1864,  „die  Ausübung  der  Jagd 
betreffend'*  §.  1  das  Verhältniss  auf,  indem  es  das  Jagd- 
recht mit  Ausnahme  des  Falles  eines  im  Verfolge  der 
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Oesetssgebung  von  1858  rehabilitirtea  und  nicht  abgelösten 
dergleichen  Bechtes  als  Ausfluss  des  Grundeigenthumes 

bezeicliiiet. 

Von  dem  Jagdberechtigten^  der  also  auch  heutzutage 
noch  nicht  immer  nnd  nothwendig  mit  dem  Grandeigen- 
tfaümer  znaammenzufallen  braacht^  hat  man  übrigens  wi-, 
der  den  Jagdausübungsberechtigten  zu  untersehei'* 

den,  inaofern  das  zuletzt  erwähnte  Gesetz  von  1SG4  keines- 
wegs allen  Inhabern  des  Jagdrechtes  .auch  dessen  selbst* 
ständige  Ausübung  gestattet»  sondern  bald  dieselbe  an  die 
Voraussetzung  eines  in  ihrer  Hand  vereinigten  zusammen- 
hängenden Jagdareales  von  gewisser  Grösse  knüpft  (§§.  3 
und  4  des  angei.  Gesetzes),  bald  (wie  deu  politischen 
Gemeinden  und  den  zu  einer  Jagdgenossenschaft  zusam- 
mentretenden mehreren  kleineren  Grundbesitzern)  nur 
eine  Ausübung  durch  Verpachtung  oder  durch  einen  an- 
zusteilondeu  verpflichteten  Jäger  nachlässt  (§§.  6  und  7 
des  Gesetzes)^  bald  die  Ausübung  auf  die  eine  wie  die 
andere  Weise  ganz  untersagt^  d.  h.  die  Jagd  auf  dem 
betre0enden  Areale  ganz  ruhen  lässt  (z.  ß.  §§.  10  und 
11  des  Gesetzes).  Daneben  stehen  noch  die  auch  für  die 
au  sieh  Ausübungsbercehtigten  geltenden  sonstigen  poli- 
zeilichen Beschränkungen  nach  Zeit  und  Ort  (z.  B.  Schon- 
und  Hegezeiten  des  Wildes,  Verbot  der  Ausübung  inner- 
halb bewohnter  Räume  und  Oertliehkexten,  an  Sonntagen, 
in  der  Nähe  von  Gotteshäusern  u.  s.  w. ;  §§.  2'J,  30  und 
32  des  angef.  Gesetzes),  die  aber  mit  der  civilrechtlichen 
Frage  nach  dem  Eigenthumserwerbc  an  dem  erlegten 
Wilde  ebensowenig^  wie  die  Verpflichtung  zur  Lösung 
einer  Jagdkarte  Etwas  zu  thun  haben. 

Unter  den  §.  231  des  B  (i.B.  pfr  raunten  Berechtigten 
hat  man  sich  somit  zunächst  den  Inhaber  des  Jagdreehtes, 
Bowmt  er  zur  selbstständigen  Ausübung  desselben  befugt 
ist,  dann  aber  auch  eintretenden  Falles  den  Pächter  des 
Jagdberechtigten  (zu  vgl.  den  Deputationsbericht  beider 


Digitized  by  Google 


188  ii^igeiithuiii.  Enverb  durch  Occupatiou. 


Kammern)  zu  denken  und  (U-r  Sinn  des  hiermit  aucii  iiu 
Gesetzbliche  zum  Ausdrucke  gelangten  ausBchlieaalichen  « 
oder  privilegirten  Occupationsrechts  muas  zuvörderst  der 
sein,  dass  ein  von  einem  Unberechtigten  vorgenommener 
Occu|iatiuas>iict  für  diesen  den  Erwerb  von  Eigenthum 
.am  erlegten  Wilde  nicht  zur  Folge  haben  könne,  lieber 
dieses  negative  Resultat  hinaus^  z.  B.  mit  Schutze  in  den 
Jahrbüchern  des  gemeinen  Deutschen  Redits  Bd.  VI.,  S.  103  ff. 
und  von  Brüuncck  im  Archiv  ülr  die  civilistische  Praxis 
Bd.  XL VIII.  S.  80  ff.  anzunelinicu,  das»  es  auch  beim 
Wilddiebstahle  immer  der  Jagdberechtigte  selbst  sei, 
dem  das  durch  die  unerlaubte  Occupation  begründete 
Eigenthnm  am  Wilde  vermittekt  eines  unfreiwilligen  Re- 
präsentatiouöverhältnisscs^  beziehunp^sweise  durch  Verwirk- 
uug  als  erworben  gelten  müsse,  würde  sich  wenigstens 
dem  Gesetzbuche  gegenüber,  dem  eine  derartige  fingirte 
Stellvertretung,  resp.  Vorwirkung,  nur  in  gewissen  ein- 
zelnen, nicht  analog  auszudehnenden,  Fällen  bekannt  ist 
(z  iii  2d'Of  2M ,  243),  niclit  rechtferti{j:eri  lassen. 
Vielmehr  wird  der  Jagd  berechtigte  bei  uns,  so  lange  er 
nicht  durch  Besitzergreifung  an  dem  durch  den  Dritten 
erlegten  Thiere  fUr  sich  Eigenthum  erworben  hat,  immer 
nur  eine  Delictsklage  gegen  den  Verletzcr  siincs  Hechtes 
aus  df-m  OesiolitBfmncte  der  §§.  IIG  ff.  verbunden  mit 
§.  687  des  B.G.B;,  also  eine  Klage  auf  Schadensersats 
und  demzufolge  auch  auf  Ausantwortnng  des  erlegten 
Wildes  haben.  Das  von  dem  Wilderer  erlegte  Thier 
wird  alur  s»»  lange  res  nullius  bleiben,  als  bis  nicht  ent- 
weder ein  berechtiger  Occupatiousact  oder  etwa  ein  Act 
wirklicher  Specification,  worunter  man  sich  jedoch  den 
blossen  Act  der  Tödtung  noch  nicht  zu  denken  hat,  da- 
zwischen tritt. 

Das  obenerwähnte  Gesetz,  vom  1.  Deceniber  1004 
hobt  auch  (in  §.  ^)  das  bereits  seit  der  Pul)lieation  der 
Grundrechte  von  dem  Obcr-Appellations-Gerichte  för  un- 
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prjicti;^cli  erklärte  Institut  der  Jagdfolgc  (richtiger  Wild- 
folge) ausdrücklich  auf.*; 

2.  Die  Fischerei.  Sie  steht  nach  dem  Gesetze 
yom  15.  October  1868  §■  3  in  Privatgewässern  der 
Erblande  im  Zweifel  Demjenigen  zu,  zwischen  dessen 
Grund  und  Boden  das  Wasser  fliejit>t,  also  wenn  die  gegen- 
über liegenden  Ufer  sicli  in  dem  £igenthume  verschie- 
dener Personen  befinden,  den  anstossenden  Grimdbesitzem 
nach  VerhältnisB  ihrer  Adjacenz,  einem  Jeden  bis  in  die 
Mitte  des  Wasöcrlauics.  In  der  Oberluuöitz  streitet 
die  Vermuthung  fiir  das  ausscliliessliclie  Fischcreirecht 
der  Ghitsherrschaften  und,  soviel  die  öffentlichen  Flüsse 
im  Sächsischrechtlichen  Sinne  (zn  vgl.  oben  §.  26}  anlangt  in 
allen  Gebietstheilen  des  Königreiches  fiir  das  des  Staates. 
Anderen  als  den  vorgenannten  Personen,  die  auf  Grund 
landesherrlicher  Beleihung  oder  Privatrechtstitel  eine 
Aenderung  dieses  Bechtszustandes  darzuthun  vermögen, 
steht  insoweit  die  Präsumtion  der  Ausschliesslichkeit  ihres 
Rechtes  gleichialls  zur  Seite.  Das  Austreten  iiiessender 
Gewässer  hat  eine,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Er- 
weiterung des  Fischereirechtes  über  seine  natürlichen 
Grenzen  hinaus  nicht  zur  Folge,  vielmehr  ist  rücksicht- 
lich der  nach  Rücktritt  des  Wassers  ausserhalb  der  Ufer 
zurückgebliebenen  Fische  der  jedesmalige  (irundeigon- 
thümer  ausschliesslich  occupationsberechligt.  In  deichen 
gehaltene  Fische  dagegen  sind  schon  in  §.  229  des  Qte- 
setzbuchs  ausdrücklich  der  Kategorie  der  herrenlosen 
Sachen  und  somit  der  möglicher  Occupationsobjecte  ent- 
zogen; zu  vgl.  §.  68  des  B.G.Ii.  Die  Pericntischerei  end- 
lich bleibt  liegal,  zu  vgl.  §.  2  des  Gesetzes  vom  15.  Oc- 
tober 1868* 

3.  Rücksichtlich  der  Bienen  stimmte  unser  zeit- 

*)  Woehenblatt  für  mertcwttrdige  Rechtsf.  Jahrgang  1h68  8. 851, 
Jahrgang  1859  8. 1  nud  dartlber  Schwarze  in  der  Zeitschrift  fOr 
Rechtspfl.  uad  Terw.  N.  F.  Bd.  XVII.  8. 4SI  ff. 
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lieriges  ParticidaiTecht  mit  dem  R^mtseben  Rechte  insofern 

überein,  als  beide  auf  den  aus  rleni  Mutterstocke  ausflie- 
genden Bienenschwarm  die  Grundsätze  augewandt  wissen 
wollen,  die  von  den  eingefangenen  wilden  and  apfiter  ia 
ihre  natürliche  Freiheit  snriidcgekefarten  Thieren  gelten. 

Während  nun  aber  das  Römische  Recht  demgeroäss 
nach  §.  14  verbunden  mit  §.  12  J.  II.  1.  das  dem  Eigen- 
thümer  des  Matterstockes  auch  an  dem  Schwarme  zuständige 
Eigenthom  so  lange  fortdauern  läast,  als  der  Schwärm 
noch  in  conspectn  und  seine  Wiederhabhaftwerdung  nicht 
schwierig  sei,  bestimmte  das  Magdeburger  Weichbildrccht 
ort  120,  dass  der  Eigenthümer  des  Grundes  und  Bodens 
wo  ein  solcher  Bienenschwarm  sich  niedei^lassen  habe, 
zvL  dessen  Occnpation  alsbald  and  allem  berechtigt  ui, 
ohne  Rücksicht  daraof,  ob  der  Ort  noch  in  dem  Gesichts- 
kreise des  früheren  Eigenthümers  liege  oder  nicht. 

Unser  zeitheriger  Gerichtsbrauch  behandelte  diese 
Stelle  des  Weichbilds  noch  als  practisch.  Das  Gesetxbach 
dagegen  setsrt  abweichend  von  beiden  Auffiusongen  dem 
Eigenthümer  des  Mutterstockes  in  §.  230  eine  Frist  von 
zwei  Tagen,  innerhalb  deren  er  befugt  sein  sull,  den  aus- 
geflogenen Schwärm  auf  fremdem  Grund  und  Boden 
wieder  einzofangen,  widrigenfails  derselbe  herrenlos,  und 
damit  der  Occupation  selten  des  Grundeigenthümers  zu- 
gänglich werde, 

§.  53.  f  ortäetzaiigr« 

IL  Andere  Fälle  der  Zueignung,  bei  denen 
wirklich  herrenlose  Sachen  nicht  yorliegen,  oder  docb 
nicht  vorzuliegen  brauchen  (Fälle  der  sogenannten  un- 
ächten  Occupation),  sind: 

1.  der  Fall  der  Kriegsbeute.  Das  Recht  der 
Militärpersonen  auf  das  Beutegut  bestimmt  «ich  heutzu- 
tage lediglich  nach  den  diesfalls  bestehenden  reglemen* 
tären  Voröchriften.    An  sich  nämlich  war  und  ist  nach 
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lieiiti^^em  Kriegsrechte  sowohl  das  eigeumächtige  Beute- 
niacheu  im  Felde^  als  auch  das  gegen  die  Landesbewohner 
de»  diesseitigen  wie  des  fremden^  selbst  des  feindlichen 
Staatsgebietes  veröbte  Plündern  und  Marodiren  (letzteres 
die  Anfjifcnung  unmittelbarer  Lebeiidbediirfnisse  seitens 
sogeDaaiiter  Nachzügler)  beziehentlich  ohne  vorgängige 
dienstliche  Ermächtigung  mit  Strafe  bedroht  (za  vgl.  unser 
zeitheriges  Militärstrafgesetzbuch  vom  11.  August  1866, 
§§.  144  ff.  und  nunmehr  das  im  Wesentlichen  insoweit  über- 
einstimmende Militärstrafgosotzhuch  vom  4.  Novomber  1867, 
§§.74  ff.).  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  bezeichnet  deshalb 
in  §.  232  auch  nur  hypothetisch  den  Act  der  Besitzei^greif- 
ung  an  der  erlaubten  Beute  und  auch  nur  für  Angehörige 
des  Inlandes  oder  eines  befreundeten  Staates  als  das  den 
Eigenthumserwerb  vermittelnde  Moment. 

2.  Der  Fall  des  Schatzes  (thcsaurus).  Die  unter 
den  Germanisten  noch  jetzt  streitige  Frage ,  ob  die  ein- 
schlagende Stelle '  des  Sachsenspiegels  (B.  I.,  Art.  36)  auf 
den  Scliatz  im  technischen  Sinne  oder  auf  das  Bergwerks- 
gut zu  beziehen  sei  (eu  vgl.  v.  Gerber :  System  des  Deut- 
schen Privatrechts  §.  91  not.  1),  ist  durch  unsre  Partien- 
largeseti^bung  schon  frühzeitig  im  letzteren  Sinne  ent- 
schieden worden,  mit  dem  ausdrücklichen  Hinzufügen, 
da.ss  es  in  Ansehuiig  des  Schatztjs  allenthalben  bei  dorn 
gemeinen  Rechte  bewenden  solle  (c.  53.  pte.  II.).  Auch 
das  Gesetzbuch  §§.  2^  ff.  schhesst  sich  in  unserer  Lehre 
dem  gemeinen  Rechte  insofern  an^  als  es  den  in  der 
eignen  Sache  gefundenen  Schatz  dem  Finder  ganz,  den 
in  einer  fremden  Sache  gefundenen  zur  Hälile  dem  Fin- 
der,  zur  Hälfte  dem  Eigenthümer  der  ersteren  zuspricht, 
dafern  nicht  unbefugter  Weise  oder  unter  Anwendung 
strafbarer  Mittel  danach  gesucht  worden  ist,  welchenfiiUs 
der  Schatz  bald  dem  Eigen ihian er  der  bergenden  Sache 
ganz  zufallen,  bald  an  den  Staat  verwirkt  sein  soll.  — 

Noch  ist  hervorzuheben; 
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R.  das8  die  gemeinrechtlich  streitige  Frage,  ob  ein 
Sehatz  im  technischen  Sinne  auch  in  einer  beweglicLeü 
SRohe  gefunden  werden  könne,  in  §.  2'dB  dea  B.G.B.  in- 
direct  bejaht  wird; 

b.  dass  der  Finder^  der  in  einer  fremden  Sache 
eint  n  Seil  atz  entdeckt,  binnen  tlreier  Tage  dem 
Üigeiithü in  er  der  Sache  solches  anzuzeigen  iuit, 
widrigenfallB  er  seine  Findcrbäifte  zu  Qunsten  des  Eigen* 
thümers  der  bergenden  $ache  verwirkt  (§.  233,  Abs.  3 
verbunden  mit  §.  237  des  B.G.B.)  , 

c.  (lass  ein  auf  der  Grenze  zweier  GruiKlstiickc  ge- 
fundener Schatz,  soweit  er  überhaupt  dem  Gi-un^li  igcn- 
thümer  zufllllt,  zwischen  den  Nachbarn  in  allen  Fallen 
gleich  zu  theilen  ist  (§.235  des  B.Q.B.).  Dem  £igen- 
thümer  der  bergenden  Sache  steht  übrigens  nach  §.  236 
des  B.G.B,  aucli  der  bonae  fidei  possessor  iusof<  rn  gleich, 
als  er  bei  späterer  Herausgabe  der  Hauptsache  an  den 
Eigenthümer  den  während  seiner  Besitzzeit  gefundenen 
Schatz,  beziehungsweise  die  ihm  daran  zugefallene  Hälfte 
nicht  mit  zu  restituireu  braucht.  Ueber  das  Rechtsver- 
hältnisB  des  Niessbraucbers,  sowie  des  Besitzers  einer 
Familienanwartschaft  zum  Schatze,  welcher  in  der  dein 
Niessbrauche  oder  der  Familienanwartschaft  unterworfenen 
Sache  gefunden  wird,  zu  vgl.  §§.  606,  634,  2531  des  B.G.B. 

d.  Ein  nach  §  233  des  B.G.B,  durch  den  Act  dt  r 
Besitzergreifung;  Seiten  des  Finders  iür  diesen  beziehent- 
lich den  Eigenthümer  der  bergenden  Sache  zu  vermitteln* 
der  Eigenthuniserwerb  am  Schatze  setzt  an  sich  zwar  die 
wegen  Länge  der  Zeit  anzunehmende  llnauffindbarkeit 
des  früheren  P^jgenthiunt»rs  der  verborgeneu  Sache  voraus, 
und  ist  insofern  zunächst  nur  ein  eventueller.  Zur  Con* 
statirung  kann  zwar  von  den  erstgenannten  Personen 
Edictalaufforderung  des  Scbaizeigenthüroers  durch  die 
Gerichtshcliürde  de^  Fundortes  beantrairt  werden  fA.V.O 
§.  5).  Jedoch  ist  ein  solches  vorgängiges  Edictalvcriabren 
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keineBwegs  nothwendige  VbratisBetzvmg  für  den  Eigen- 
-thuraaerwerb  sehen  der  genannten  Personen,  «ondem  es 

bleibt  lediglicli  dem  eigenen  Ermessen  der  Interessenten 
Anheimgegeben^  ob  sie  zur  Herbeiführung  einer  Präklu- 
sion älterer  Eigenthummclite  ein  derartiges  gerichtliches 
Verfahren  veranlassen  wollen,  oder  nicht  Im  letzteren 
Falle  würde  der  Eigenthiiniserwerb  auf  Seiten  des  Fin- 
•ders  resp.  des  EigentLUmers  der  bergenden  Sache  erst 
-durch  Ersitzung  zu  einem  definitiven  sich  verwandeln. 

3.  Der  Fall  der  Findung  einer  verlorenen  Sache 
{res  deperdita  im  Gegensatze  zn  der  res  derelicta),  woran 
Jemand  bloss  den  Besitz  oder  die  Innehabung  ohne 
seinen  Willen,  jedoch  olme  Dazwisclientreten  einer  frem- 
-den  Dejectionshandiung  eingebtisst  hat.  Unser  zeitheriges 
Becht  stützte  sich  insoweit  auf  eine  zwar  missverstftnd* 
liehe,  aber  mehr  als  zweihundertjährige  Usualinterpreta- 
tion  zweier  Stellen  des  Sachse uspicgels  (B.  II.,  art.  29 
und  37),  denen  zu  Folge  man  die  gefundene  Sache,  da- 
fem  sich  der  Eigenthümer  oder  Verlierer  nach  ö£fent« 
lichem,  eine  Frist  von  mindestens  sechs  Wochen  enthal- 
tenden, Ausrufe  des  Kichters  nicht  meldete,  zu  einem 
Drittel  dem  Finder,  zu  zwei  Dritteln  dem  Richter  eigen- 
tbümiich  zufallen  iiess.  Im  Falle  fristgemässer  Meldung 
des  EigenthQmers  oder  des  Verlierers  wurde  dann  weiter 
unterschieden,  ob  derselbe  mit  dem  Finder  unter  gleichen 
Oerichten  stehe,  oder  nicht.  Ersteren  Falles  war  die 
Sache  gegen  Erstattung  der  Impensen  nn  den  sich  legiti- 
mirenden  Empfangsberechtigten  zurückzugeben  ^  andern 
Falles  dagegen  sollte  dem  Finder  noch  ausser  seinen  Aus- 
lagen ein  in  dem  dritten  Theile  des  Werthes  der  Sache 
bestehendes  Finderlohn  gebühren.  Erst  in  neuester  Zeit 
hat  das  Oberappellationsgericht  diesen,  sowohl  von  Hau- 
bold (Lehrb.  §.  182),  als  auch  von  Heimbach  (Lehrb.  %.  182) 
für  die  meisten  Übrigen  Länder  Sächsischen  Rechtes  be- 
zeugten Gerichtsbrauch,  soviel  den  Anspruch  des  Finders 
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auf  Finderlohn  angehet,  für  ^^unerweislich^'  erklärt  Da» 
Gesetzbuch  dagegen  hat  denselben,  abgesehen  von  der 
Reduction  der  Hdbe  des  Finderlohnes,  nicht  nur  sanctio- 

ntrt,  sondern  auch  das  Recht  des  Finders  an  der  gefun- 
denen Suche  selbst  sogar  noch  namhaft  erweitert.  Dar- 
nach soll  nämlich: 

a.  die  verlorene  Sache  dem  Finder,  dafem  dieser 
den  Eigenthtimer  oder  Verlierer  nicht  kennt,  und  den 
Fund  spätestens  binnen  vier  Wochen  der  Polizeibehörde 
des  Fundortes  anzeigt,  mit  Ablauf  eines  Jahres  von  der 
durch  die  Sicherheitspolizeibehörde  zu  erlassenden  ^ent- 
liehen Bekanntmachung  an,  falls  letztere  ohne  Erfolg- 
bleibt,  ganz  und  definitiv  zuluilen  (§.  23y  des  B.G.B,  ver-^ 
bunden  mit  A.V.O.  §.  6.). 

Bei  Sachen  im  Werthe  von  über  öO  Thalem  bedarf 
es  einer  wiederholten  Bekanntmachung^  bei  Sachen  im 
Werthe  von  nicht  über  1  Thaler  dagegen  ist  weder  An- 
zeijro  noch  Bekanntmachung  eriurdri  lieh.  Hier  erwirbt 
viehnehr  der  Finder  die  Sache,  falls  er  sie  nur  nicht  auf 
Nachl^'age  verheimlicht|  mit  Ablauf  eines  von  Zeit  der 
Findung  an  zu  berechnenden  Jahres  ohne  Weiteres  in 
das  Eigenthum  (§.  240  des  B.G.B.). 

b.  Meldet  sich  aber  ein  Empfangsberechtigter  frist- 
gemäss,  so  hat  er  dem  Finder  ohne  weitere  Rücksicht 
auf  die  Gleichheit  oder  Verschiedenheit  des  beiderseitigen 
Gerichtsstandes  ein  Finderlohn  zu  gewähren,  welches  je- 
doch nie  den  zehnten  Theil  des  Sachwerths  übersteigt. 
Bei  einem  Werthe  der  Sache  von  mehr  als  100  Thalem 
ist  von  dem  betreffenden  Mehrbetrage  sogar  nur  1  Procent 
als  Finderlohn  zu  entrichten;  bei  Sachen,  welche  keinen 
eigentlichen  Verkehrswerth  haben,  erfolgt  arbiträre  Fest- 
setzung des  Finderlohnes  durch  die  Behörde  242  des- 
B.G.B.). 

c.  Eine  dem  Finder  zurLAst  fallende  Fundunter* 
Bchlagung  (Revid.  Strafgesetzbuch  art.  291)  hat  die 
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VerwirkuDg  der  ihm  andernfalls  ^bnbrenden  Rechlsvor- 

theile  an  den  Staat  zur  Fujn^c  (§.  243  des  B.G.B.). 

d.  Die  angeschwemmten,  oder  sonst  durch  Natur- 
kraft Jemanden  zugeführten  Sachen  werden  nach  der 
Fassung  des  §.  239  des  B.G.B.  mit  den  wirklich  verlo- 
renen Sachen  im  obigen  Sinne  nach  gleichen  Grundsätaen 
zu  behandeln  sein. 

^.  Im  Gegensatze  zu  der  Lehre  vom  Schatze  ist 
hier  das  Ansichnehmen  der  gefundenen  Sache  für  sich 
allein  noch  niemals  geeignet,  für  den  Fmder  Eigenthnm 
darait  zu  'begränden,  sondern  in  allen  Fällen  kommt  hier 
erst  durch  den  hinzutretenden  Zeitablauf  von  mindestens 
einem  Jahre  und  den  daran,  beziehentlich  an  die  voraus- 
gegangene öffentliche  Bekanntmachung,  geknüpften  Prä- 
clusiveffect  das  frOher  an  der  Sache  bestandene  Eigen- 
tliumsrecht  zur  Erlöschung,  kann  also  auch  erst  von  jetzt 
ab  dem  Finder  als  zugefallen  gedacht  werden.  Durch 
den  Act  der  Findang  wird  daher  nur  erst  pro  futuro  die 
Person  desjenigen  festgestellt,  der  im  Falle  unterlassener 
rechtzeitiger  Meldung  des  Berechtigten  Eigenthümer  der 
Sache  werden  soll.  Das  diesi'allsi^e  Anrecht  des  Finders 
wird  jedoch,  dafern  er  vor  Abiaul*  der  Frist  vei'sterben 
sollte,  als  auf  seine  Erben  übergegangen  gelten  dürfen. 
Eine  Ersitzung  an  der  verlorenen  Sache  zu  Gunsten  des 
Finders  ist  weder  möglich,  noch  auch  nöthig.  Die  that- 
sächliche  Apprehenoion  an  der  get'undeuen  Sache  wird 
übrigens  nach  §.  239  des  B.G.ß.  zwar  in  der  Regel  er- 
fordert, ist  aber  nach  §.  241  des  B.G.B.  —  dem  Falle 
des  Prioritätsstreites  unter  mehreren  Concurrenten  — 
nicht  ausnahmslos  entsclieidend.  Dagegen  ist  formliche 
Besitzei'greifuug  wie  beim  Schatze  nach  §.  233  des  B.G.B, 
hier  nicht  Voraussetzung. 
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|.  61.  Eigenthum:  Frachterwerb. 


§.  54.  Tom  Fraehterwerbe. 

In  Bezug  auf  den  Fruchterwerb  des  Eigeuthümers 
und  des  Emphyteuta  (des  heutigen  Erbzinsiiiaunesi,  sowie 
des  bonae  £dei  posseasor  der  fruchttragenden  Sache  ist 
unser  Bartlcalarrecbt  von  jeher  den  gemeinrechtlichen 
Grondsätzen  gefolgt^  wonach  die  genannten  Personen  sdon 
mit  dem  Au^^enblicke  der  Trennung  der  Frucht  von  der 
fruchttragenden  Saohe  und  iiicht  erst,  wie  z.  ß.  der  Pach- 
ter, durch  eine  hinzutretende  besondere  Perceptionshand- 
long  das  Eigenthum  an  den  Fdichten  erlangen.  Auch 
das  Gresetzbuch  Iftsst  es  in  §.  244  hierbei  im  WesentGchen 
bewenden,  nur  behandelt  es,  soviel  den  redlichen  Besitzer 
anlangt,  dessen  durch  die  Separation  begründetes  £igea> 
thum  an  den  Fruchten  (insoweit  also  abweichend  von  dem 
gemeinen  Rechte)  nicht  einmal  mehr  als  ein  bloss  interi- 
niistisches,  sondern  als  ein  definitives,  indem  der  redliche 
Besitzer  nach  §.  30<1  des  B.G.B,  verb.  mit  den  Schluss- 
worten  des  §.  309,  die  bis  zur  Klagbehändigung  erhobenen 
Früchte  nicht  einmal  dann  herauszugeben  braucht^  wenn 
sie  später  noch  bei  ihm  vorgefunden  werden  sollten. 

Der  hierin,  wie  auch  schon  in  der,  wenn  auch  be- 
sehrauktereU;  gemeinrechtlichen  Begünstigung  des  bonae 
fidei  possessor  vor  dem  £igenthümer  der  Hauptsache  zum 
Ausdrucke  gelangte  Gedanke  (1.  35  J.  1.  —  naturali 
ratione  placnit,  fructus  ejus  esse  pro  cultura.  et  cura)  fand 
sich  noch  in  anderer  Weise  im  Sachsenspiegel  (II.  58, 
IIJL  76)  dergestalt  verwerthet,  dass  dem  zum  Bezüge  der 
Früchte  aus  einer  fremden  Sache  Berechtigten  die  soge- 
nannten Industrialfrüchte  schon  dann  als  verdient  zn&llen 
sollten,  sobald  nur  die  zu  deren  Herstellung  •  erforder- 
lichen Arbeiten  beendet  seien.  Die  const.  32  pte. 
adoptirte  dieses  Prindp  für  den  Fall  der  Auseinander- 
setzung zwischen  den  Lehens-  und  Allodialerben  eines 
verstorbenen  Lehensmannes.   Man  wendete  es  aber  bei 
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uns  im  Anschltu»  an  die  zweite  der  obigen  SachBenspiegel- 
stelluu  auch  aui"  den  Fall  des  oheniänulieliun  und  des 
aonstigen  Niessbrauches  au.  Rücksichtlich  der  emzelueu 
BVucbtarten  besümmte  sich  biemacb  der  entscbeideade 
24eitpuiict  tifiber  dabin,  daas 

a.  fnr  die  gewöbnlicben  FeldfrOehte  der  Grund- 
satz des  Haclisenspiegels  entschied:  „wenn  die  Egge  das 
Land  bestrichen^'; 

b.  iUr  Obst,  Wein  u.  dergl.  der  Urbanstag  (25.  Mai) 
die  Grenze  bildete,  und 

c.  für  die  übrigen  Gartenfrüchte  und  Gemüse 
es  darauf  ankam,  wann  der  Garten  bepflanzt,  und  bei 
Sämereifrücbten,  wann  er  besäet  und  geharkt  sei. 

Ob,  wie  mehrfach,  namentlich  in  früherer  Zeit  ange- 
nommen wurde,  hierdurch  ein  Eigenthumserwerb  an  der- 
gleichen Frücht eu  i  ur  den  zeitherigeu  Fruchtberechtigten 
oder  .dessen  Erben  schon  vor  der  Scpaiation  anerkannt 
sei,  oder  ob  der  Besteller  resp.  dessen  Erben  dadurch  nur 
das  feste,  Tererblfcbe  Becht  auf  Abbringung  der  auf  frem- 
den Gkund  und  Boden  anstehenden  Frucht  erwerben  (so 
namentlich  Stobbe,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Deutschen 
liechtö,  S.  G7)  war  stroitig.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  §.  24Ö 
lässt  denNiessbraucber,  sowie  den  sonst  zum  Frttcbtebeauge 
Berechtigten  gleich  dem  Pachter  auch  die  Industrialfrttchte 
erst  durch  Pereeption  in  das  P^it^entliuni  erwerben.  Da- 
neben räumt  es  aber  jener  Altdeutschen  Lehre  von  der 
verdienten  Frucht  insofern  noch  eine  gewisse  Gkhnng 
ein,  als  es  bei  Beendigung  eines  solchen  Fmchtrechtes  zu 
bestimmen  gilt:  wie  viel  an  den  Früchten  des  letzten 
Jahres  dem  bisherifren  Fruehiberechtigten  resp.  dessen 
Erben  gebühre.  Hier  soll  es  nämHch  nach  §.  76  des 
B.GJB.  in  Ansehung  der  Industrialfrttchte  auch  noch  fer- 
ner auf  den  Umstand  ankommen,  ob  und  in  wieweit  die 
zur  Hervorbringung  der  Früchte  erforderlich  gewesenen 
Verwendungen  auf  die  Sache  noch  in  die  Zeit  des  nun- 
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mehr  beendeten  Nutzungsrechtes  gefallen  seien.  Abgesehen 

indessen  davon,  dass  das  Gesetzbuch  es  vermeidet,  l  ür  die 
einzelnen  Fnichtgattungen  teste  Termine^  wie  die  oben 
ad  a  bis  c  gedachten  aufzustellen^  so  ergiebt  sich  hieraus 
auch  noch  die  weitere  Abweichung  von  unserem  seit- 
herigen Rechte,  dass  künftig  selbst  schon  eine  theilweise 
Beendig üug  der  Herstellun<^arbeit  für  genügend  zu  er- 
achten sein  wird,  um  dem  iVuhei*en  Frucbtberechtigtcn 
oder  dessen  £rben  einen  entsprechenden  Antheil  an  der 
Aemte  su  sichern,  während  nach  zeitherigem  Rechte  z.  B. 
der  Üsnfructuar,  dessen  Recht  noch  vor  vollständiger  Be- 
endigung'- der  Bestell ungsarbeiten  erlosch,  nur  einen  An- 
spruch auf  £^rstattung  der  diesfalls  gemachten  Impensen 
hatte. 

§.  65.  Unurheltiuif  oder  UnMldug  (specificatio);  TerUadaa^ 
mad  Termlsehung  (a4juiictio«  commixtio). 

I.  Bei  der  hier  in  Rede  stehenden  Specitication  im 
Sinne  des  Romischen  Rechtes  ist  die  Frage,  wann  das  aus  der 
Umarbeitung  oder  Umbildung  einer  Sache  gewonnene  Ar- 

beitsproiluci  als  neue  Sache  im  Sinne  des  §.  246  des  B.G.B, 
anzusehen  sei,  nach  dem  Vorgange  mehrerer  älterer  Rö- 
mischen Juristen  darnach  zu  entscheiden,  ob  die  produ- 
cirte  Sache  nach  der  im  Verkehrsleben  tlblichen  An- 
schauungsweise als  eine  von  ihrem  Stoffe  begrifflich  rer- 
schicdene  sich  darstelle  (Gegensatz  einerseits  von  völliger 
Zerstörung  und  andererseits  von  blosser  Zertheilung  oder 
Zerlegung  der  früheren  Sache).  Weder  -hierbei,  noch  bei 
der  hieran  sich  knüpfenden  zweiten  Frage:  wem  das 
Eigentimm  an  der  neugeschaffenen  Sache  zuialle,  ist  künf- 
tig (abweichend  vom  Justinianeischea  Rechte)  ein  Gewicht 
noch  darauf  zu  legen,  ob  sich  die  nova  Speeles  auf  ihren 
früheren  Stoff  zurückführen  lasse  oder  nicht.  Vielmehr 
schliessl  der  Verfertiger  der  neuen  Sache  den  zeitherigen 
Stoffeigenthümer  nunmehi*  in  allen  Fällen  aus ;  ja  es  kommt 
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nicht  einiual  darauf  mehr  etwas  an,  ob  (was  nach  gemei- 
nem Hechte  wenigstens  sehr  bestritten  ist)  der  Verfertiger 
45ich  bei  der  Verarbeitung  des  fremden  Materials  in  gutem 
oder  bösem  Glauben  befand.  Nur  auf  die  Ersatzfrage 
äussett  letzteres  Moment  insoweit  EindusSy  alä  der  gut* 
gläubige  Specificant  dem  Stoffeigenthümer  nur  bis  zur  Be- 
reicherung haftet.  Indessen  versteht  sich  von  selbst,  dass 
^egen  den  bpeciticanten  unter  Umständen,  wenn  ihn  näin- 
iicfa  eine  zurechenbare  Verschuldung  traf,  ungeachtet  sei- 
ner bona  üdes,  auch  die  weiter  gehende  Klage  der  §§.  1488  ff. 
des  B.G.B,  (actio  legis  Aquiiiae)  begründet  sein  kann. 

II.  Die  hier  von  dem  Gesetzbuche  besonders  behan- 
delte Verbindung  und  Vermischung  begreif!  im 
-Sinne  des  Römischen  Rechtes: 

a.  die  adjunctio  in  der  Meiirheit  ihrer  Fälle  (§.  247 
des  B.Q.B.); 

b.  die  commixtio  und  confusio  (§.248 des  B.G.B.); 

c.  die  pictura  und  scriptura  "252  des  J^.(t.I>.). 
ad.  a.  und  b.    Diese  Fälle  sind  jetzt  fast  allenthalben 

unter  gleiche  Grundsätze  gestellt^  und  zwar  bildet  hier  in 
tbeilweiser  Abweichung  vom  Römischen  Rechte  nunmehr 
die  üntrenubarkeit  der  mit  anderen  verbuiidtiien  resp. 
vermischten  beweglichen  Sachen  die  gemeinschaftliche  Vor- 
aussetzung ffir  eme  auf  diesem  Wege  herbeizuführende 
Eigenthumsveränderung.  Untrennbarkeit  im  rechtlichen 
Sinne  soll  aber  schon  dann  angenommen  werden,  wenn 
die  physisch  an  sich  ausführbare  Scheidung  mit  einem  zu 
dem  Werthe  der  Sache  ausser  VerhlÜtniss  stehenden  Zeit* 
und  Kostenaufwande  —  welcher  ein  Viertheil  des  Sach- 
werthes  übersteigt  —  verbunden  sein  würde  (§.  249  des 
B.G.B.).  Der  Umstand ,  ob  die  verbundenen  Sachen  zu 
der  Classe  der  festen  oder  flüssigen  Körper  gehören,  be- 
gründet keinen  begrifflichen  Unterschied  mehr  und  kann 
nur  noch  insofern  in  concreto  in  Betracht  kommen  —  als 
im  ersteren  Falle  weniger  leicht  die  Untrennbarkeit  im 
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obigen  Sinne  anzunehmen  sein  wird  als  im  letateren. 
Soweit  übrigens  nicht  eine  dergleichen  Verbindung  oder 
Vermischimg  unter  den  Gesichtspunct  der  Speciticatioa 
fallt  I  wo  dann  natürlich  auch  bei  uns  die  Grrundsätze 
0ub  I.  einzutreten  haben,  besteht  die  durch  sie  bedingte 
BigenthumsverUnderung  in  der  Regel  nur  in  der  B^riin- 
duug  von  MHeigenthum  für  die  rerschiedenen  E^genthü- 
mer  der  unter  sich  verbundenen  Sachen. 

Nur  zwei  Voraussetzungen  giebt  es,  unter  welchexk 
fttr  einen  der  Betheiligten  ausnahmsweise  auch  Allein- 
ei  geh ih um  aus  der  Verbindung  hervorgehen  kann^ 
näuilicb: 

ad  a.  dann^  wenn  die  eine  der  unter  sieh  verbundenen 
Sachen  zu  der  anderen  im  Verhältniss  der  Hauptsache  zur 
Nebensache  steht  Darüber,  ob  Letzteres  der  Fall  sei,  ent* 
scheidet  natürlich  zunächst  Beschaffenheit  und  Zweck  der 
unter  sich  verbundenen  Sachen,  und  nur  aushülfs weise  hat 
nach  §.  250  des  B.G.B,  ihr  beiderseitiges  Werthverhält- 
niss  dabei  den  Ausschlag  zu  geben. 

ad  b.  tritt  eine  weitere  Ausnahme  und  zwar  rück- 
nchütch  frmder  Geldstücke  ein,  die  Jemand  mit  den  sei- 
nigen  dergestalt  vermischt,  dass  eine  Sonderung  nicht 
mehr  ausführbar  erscheint.  Jedoch  soll  selbst  in  diesem 
Falle  die  Vermischung  nicht,  wie  nach  Römischem  Beehte,. 
das  Alleineigenihum  ffir  den  Vermischenden  unbedingt 
zur  Folge  haben,  sondern  nur  dann,  wenn  die  fremden 
Geldstücke  im  Wege  der  Zahlungsleistung  in  die  Hand 
des  Vermischenden  gekommen  sind.  Beim  Mangel  dieser 
Voraussetzung  würde  also  auch  hier,  gemäss  der  obigen 
Regel,  nur  Mlteigenthum  der  Betheiligten  durch  die  Ver- 
mischung begründet  werden  können.  Nicht  zu  verwech- 
seln ist  hiermit  übrigens  der  Fall  des  §.  296  des  B.G.B.,, 
wonach  der  gutgläubige  Besitzer  üremden  Metall-  und 
Papiergeldes,  ganz  abgesehen  von  einer  durch  die  Ver- 
miBchung  herbeizuführenden  Eigenthumsveränderung,  also 
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namentlich  auch  ohue  liücksieht  darauf ,  ob  er  das  Geld 
in  Zahlung  empfing  oder  nichts  gegen  die  Vindication  des 
fügenthümen  geschtttet  .sein  soll.  Auf  die  dort  voraus- 
geietzte  bona  fides  des  Besitzers  kommt  es  hier,  wie  in 

allen  übrigen  Fällen  ad  II.  gleichfalls  nur  bei  der  Ersatz- 
frage  an  (§.  251  des  ß.G.B.). 

ad  c."  ist  der  im  Jnstinianeiscben- Rechte  nur  für  die 

pictura  als  Ausnahme  aufgestellte  Grundsatz,  dass  nämlich 
der  Stoff,  auf  welchem  gemalt  werde,  dem  Gemälde  folge, 
auch  für  die  Fälle  des  Zeichnens,  Schreibens,  Druckens  • 
a.  s.  w.  auf  fremde  Stoffe  zur  Regel  erhoben,  vorausgesetat, 
dass  nicht  das  Gemalte,  Geschriebene  u.  s.  w.  zu  dem  frem- 
den Stoffe  in  eiueni  völlig  untergeordneten  Verhältnisse 
steht.  Von  den  ad  a.  und  b.  besprochenen  Fällen  unter- 
scheidet sich  der  hier  in  Rede  stehende  unter  Anderen 
wesentlich  dadurch,  dass  hier,  wie  auch  bei  der  Specifi- 
cation  sub  J.  immer  eine  bewusste  Thätigkeit  des  Verl'er- 
tigers  voruusgesetast  wird,  während  in  den  Fällen  ad  a. 
und  b.  auch  schon  eine  durch  blossen  Zufall  herbeigeführte 
Verbindung  und  Vermischung  die  fragUche  Eigenthums- 
Veränderung  hervorbringen  kann.  Dagegen  ist  zum  Un- 
terschiede von  der  Specification  hier  der  Gesichtspunct 
der  Accesäion  als  ein  wenigstens  mitwirkender  zu  denken, 
der  bei  der  spedficatio  keineswegs  2u  concurriren  braucht, 
weshalb  auch  hier  auf  das  nach  dem  einzelnen  Falle  zu 
bemessende  Verhältniss  der  Unterordnung  des  Gemäldes, 
der  Schrift  u.  8.  w.  unter  den  Stoff  Werth  gelegt  werden 
konnte. 

§.  56.   Sonstige  Ernerbsarttiu  au  beweglichen  Saetieu. 
I.    Ueb  ergäbe, 

II.    Richterlielie  Entscheidung', 
III.    Erbfolge,  Vermächtniss,  Anwartschaft, 
rV.  Ersitzung. 
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§.  56.  Eigenthum:  Uebei^abe. 


Zul.   Unter  Uebergabe  ist  hier  der  in  der  Form 
der  Uebertragung  des  Besitases  an  der  Sache  sich  aus-  - 

sprechende  A'eiaus.sorung8wille^  also  in  der  Regel  der  des 
Eigeiuliuiiicrs  gemeint,  welcher,  um  den  beabsichtigten  Er- 
folg herbeiführen  zu  können,  mit  dein  £rwerb8willeu  auf 
Seiten  des  andern  Theiles  zusammentreflfen  muss.  Der 
gemeinrechtliche  Fall  des  sogenannten  jacfus  missiliuni  *) 
wird  nach  der  Fassung  des  §.  254  des  B.G.B,  gleichfalls 
nicht  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden  dürfen,  da  dort 
nicht  erfordert  wird,  dass  der  Uebergebende  den  Empfiai- 
'  genden  pei'sonlich  kennen  oder  Überhaupt  sein  Ver&us^ 
serungswille  auf  eine  individuell  bestimmte  Person  gerich- 
tet sein  müsse,  lieini  Vorhandensein  der  sonstigen  Vor- 
aussetzungen soll  es  auf  das  der  fiigenthuinsübertraguqg 
zu  Grunde  liegende  Motiv  (causa  traditionis)  nicht  weiter 
ankommen,  weshalb  auch  nach  §.  256  des  B.G.B  ein 
Irrthuni  über  die  Art  des  anh\s8gcbenden  liechtsgeschaftes 
den  Kigeiitliumbübergang  nicht  aussciiliesst.  Auch  steht 
solches  mit  der  Bestimmung  in  §.  1547  des  B.G.B.  in 
vollkommenem  Einklänge,  wonach  eine  auf  Grund  eines 
nichtigen  Rechtsgeschäftes  erfolgte  Uebergabe  dennoch 
nicht  selbst  nichtig  sein  und  daher  nach  Befinden  nur  zur 
Zurückforderung  der  Sache  mit  einer  persönlichen  Klage 
aus  der  Hand  des  Empfängers  (condictio  sine  causa)  be- 
rechtigen soll.  Anders  freilich  in  den  Fällen,  wo  der  der 
causa  traditionis  ento^egenstehende  Nichtigkeitsgrund  den 
l'raditionsact  selbst  zugleich  mit  alhcirt  (§.  iö47  desB.G.B.). 
Dasselbe  wird  einzutreten  haben  rücksichtlich  der  das 
gesetzliche  Mass  übersteigenden  Schenkung  in  Ansehung 
dieses  Ueberschnsses,  dafem  die  Schenkung  eine  formlose 
war  r§§.  um  bis  1058  des  B.G.B.). 

Die  gemeinrechtliche  Coutroverse,  ob  eine  von  dem 


*)  1.  9.  7  U.  de  adi^u.  rer.  dorn.  XLl,  1.  Windscheid,  Lehrb. 
der  Fand.  Aufl.  II.  Bd  I.  S.  480  (§.  172)  no.  4  not.  11. 
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DOBdommus  voi^enommene  Eigenthumsübertrugang  .da- 
durch, daM  der  Traden!  das  ihm  früher  fehlende  Eigen- 
thum  später  erwirbt,  nachträglich  ohne  Weiteres  gültig 
werde,  ist  in  §.  254  des  B.G3.  a.  £.  bejahend  entschieden, 
deigestalt  jedoch ,  das»  das  Eigenthum  des  Empföngers 
erst  von  dem  Momente  mh  datiron  soll,  wo  der  Tradont 
Eigeiitiiümer  geworden  ist.  Einer  der  von  dem  §.  254 
des  noch  sonst  erwähnten  möglichen  Fälle  des 

Eigenthumserwerbes  dfurch  Uebergabe  selten  eines  Nicht- 
eigeiitlmmers  ist  z.  B.  der  Ffandverkauf  378  ff.  des 
ß.Ö.B.). 

Zu  H.  Bei  der  richterlichen  Entscheidung  ist  zu- 
nächst an  die  bereits  oben  43  zu  a.,  a.  E.  erwähnten 
FiiJle  eines  im  richterlichen  Theiluugsverfahren  erfolgten 
AdjadicationBactes  zu  denken.  Nach  der  Fassung  des 
§.  258  des  B.G.B  gehören  hierher  jedoch  auch  Fälle  der 
blossen  Verwirkung,  und  für  diese  giebt  das  Gesetzbuch 
theils  selbst  Beispiele  an  die  Hand  (§§.  237  u.  243  des 
KG.B.),  theils  sind  solche  aus  unserer  sonstigen  Landes- 
gesetzgebung zu  entnehmen,  z.  Ii.  der  hierher  zu  rech- 
nende Fall  der  Contiscation  in  §,  24  des  .X^esetzes:  die 
FotBt-,  Wild-  etc.  Diebstähle  betr/<  v.  U.  Aug.  1856, 
welches  durch  die  Revision  der  Strafgesetzgebung  vom 
1.  October  18G8  insoweit  unberührt  geblieben  ist.  Nach 
§  41  des  ZoUstra^esetzes  vom  3.  April  1838  geht  das 
Eigenthum  von  den-der  Confiscation  unterliegenden  Sachen 
erst  mit  dem  Augenblicke  der  Beschlagnahme  auf  den 
Staat  über.  Hierbei  wird  es  nach  der  Fassung  der  Sc hhiss- 
Wimmung  im  §.  258  des  B.G*B.  verb.  m.  P.V.O.  §.  3, 
such  femer  zu  bewenden  haben. 

Zu  ni.    Das  Nähere  hierüber  im  Erbrechte. 
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\  67.  Zu  ly.  Die  Ersitraag* 

I.  Unser  zeithcrigcs  Recht  autci'scliied  in  Bezug 
auf  die  Ersitzung  bew^licher  Sachen  schon  zwei  Arten : 

1.  die  ordentliche  oder  einj&hrigeErsitzun'gy 
wobei  man  aber  an  ein  Sächsisches  Jahr,  also  an  eine 
Frist  vuu  einem  Jahre  sechs  Woclien  drei  Tagen  zu  den- 
ken hatte.  Mehrere,  zum  Theil  bereits  oben  in  §.  53, 
3.  bei  der  Lehre  von  der  Finduog  erwähnte  Stellen  des 
Sachsenspiegels y  besonders  1,  28,  29  und  II,  37  bilden 
zwar  den  Ausgangs puiict  üir  die  Entwickeluiig  der  Lehre, 
aber  im  Grunde  nur  in  Folge  der  zum  Theiie  gewalt- 
samen Auslegung,  welche  dieselbe  bei  den  Vorläufern 
Carpzov's,  sowie  bei  diesem  selbst  fanden  (cf.  Haubold, 
opuscula  acad.:  diss.  de  origine  atque  fatis  usucapionis 
rerum  mobilium  Öaxuuicae  Bd.  II,  S.  37  ff  ). 

Abgesehen  von  dieser  Verschiedenheit  in  der  Dauer 
der  ErSitzungsperiode  wurden  auf  diese  Ersitzungsart  die 
sonstigen  gemeinrechtlicheu  Erfordernisse  der  ihr  ent- 
sprechenden dreijährigen  Mobiliarersitzung  übertragen, 
also  nicht  bloss  Justus  titulus,  sowie  bona  Hdes  (und  zwar 
letztere  in  Gemässheit  des  canonisch-rechtlichen  Principes 
fUr  den  ganzen  Verjährungszeitraum),  sondern  auch  Ha- 
bilität  der  Sache.  Insbesondere  ist  der  nach  Römischem 
Rechte  rücksichtlich  der  res  fiirtivae  bestehende  objective 
AuBschliessungsgrund  bis  zum  Inkrafttreten  des  Gesetz- 
buches al^  practisch  gültig  zu  betrachten  gewesen,  und 
aus  den  Sehlussworten  der  dec.  87  von  1661  liess  für  die 
hie  und  da  sich  geltend  machende  gegentheilige  Meinung 
um  SU  weui^^er  etwas  sich  folgern,  je  weniger  man  zu  der 
Annahme  genothigt  war,  dass  dort  unter  der  erwähuteu 
Verjährung,  wenn  überhaupt  Ersitzung,  gerade  die  ordent* 
liehe  habe  gemeint  sein  sollen  (Abweichend  z.  B.  die 
Entscheidung  im  Wochenbl.  1151.  S.  452  ff.). 

2.  Die  ausserordentliche,  und  zwar  wurde  dieselbe 
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a.  in  der  Hegel  in  einem  Zeiträume  von  31  Jahren 
6  Wochen  B  Tagen  vollendet;  dieB  namentlieh  in  den 
Fällen^  wo  eB  dem  Einsitzenden  am  Justus  titulus  fehlte, 
oder  wo  z.  B.  Furtivität  der  Sache  vorlag.  Dafür  aber, 
dass  die  \  orsclu'ift  der  Carolina  betreffs  der  gänzlichen 
Ausschliessung  der  Ersitzung  bei  geraubten  und  gestoh- 
lenen Sachen  im  engeren  und  eigentlichen  Sinne  in  Sach- 
sen jemals  angewandt  worden  wäre,  findet  Bich  in  unserer 
Praxis  kein  Anhalt. 

b.  Rücksicbtlich  der  zu  unmittelbarem  gottesäienst- , 
liehen  Gebrauche  bestimmten  beweglichen  Sachen  der 
Kirche,  res  sacrae  im  heutigen  Sinne,  ingleichen  rttcksicht- 
lich  der  beweglichen  Sachen  des  i^ns  fknd  nur  40jäh- 
rige  Ersitzung,  beziehentlich  unter  Hinzurechnung  der 
4jährigen  Restitutionsfrist  statt  (c.  5  pte.  IL  v,  1572). 
Die  tibrigen  beweglichen  Sachen  der  Kirchen^  sogenannte 
res  ecdesiasticae,  sowie  die  der  piae  caüsae  unterlagen 
nach  der  herrschenden  Ansicht  allerdings  der  ordentlichen 
Emtzung,  nur  auch  hier  unter  Berücksichtigung  des  qna- 
driennii  rostitutionis  in  integrum  (Weber,  Kirchenrecht. 
Bd.  XI.  S.  598.  Anm.  68.  Aufl.  IL). 

n.  Recht  des  Oesetabuches. 

1.  Dasselbe  verlängert  die  Ersitzungszeit  bei  der  or- 
dentlichen Ersitzung  auf  drei  Jahre  (§.  261  des  B  G  B.), 
und  verkürzt  dafür  dieselbe  bei  der  ausserordentlichen 
auf  dreissig  Jahre  (§.  260  des  B.G.B.). 

2.  Als  gemeinsam  für  beide  Ersitzungsarten  gilt  das 
Requisit  der  boua  iides,  und  zwar  auf  die  ganze  Dauer  der 
ErSitzungsperiode  (§.  265  des  B.G.B.)  —  nur  braucht  die- 
selbe auch  hier  nicht  vom  Ersitzenden  bewiesen  m  wer- 
den: arg.  §.  272  des  B.G.B.  —  dergestalt^  dass  für  die 
ordentliche,  wie  fUr  die  ausserordentliche  Ersitzung  Ent- 
schuldbarkeit  des  dem  guten  Glauben  zu  Grunde  liegen- 
den Irrthunies  erfordert  wird  <§.  267  des  B.G.B.;  vergi. 
oben  §*  46  ad  2). 
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3.  Für  die  ordentliche  Ersitzung  kommen  als  wei' 
tere  Kequisite  noch  hinzu: 

a.  rechtm Assiger  I  d.  h.  durch  Erwerbstitei  gerecht- 
fertigter Besitz^ 

b.  fehlerfreier  Besitz.  ' 

Ad  a.  ergiebt  sich  aub  dem  zu  2.  Bemerkten  (inso- 
fern dort  Entschuldbarkeit  des  der  bona  tides  zu  Grunde 
liegenden  Irrthums  bei  der  ordentlichen,  wie  bei  der  aossei^ 
•  ordentlichen  Ersitzung  gleichmässig  erfordert  wird),  dass 
das  Requisit  des  Iiier  nur  £Ur  die  ordeutliclHi  Err^itzuug 
in  Frage  kommenden  Titels  ein  selbständiges  sei,  d.  h. 
dass  die  bei  der  ordentlichen  Ersitzung  nachsuweisende 
Erwerbsthatsache  nicht  bloss  als  Rechtfertigungsgrand  für 
die  bona  fides  (die  ja  auch  bei  der  ausserordentlichen 
eine  entschuldbare  »«  in  laussj,  sondern  auch  unabhängig 
von  dieser  in  Betracht  zu  ziehen  sei,  umgekehrt  aber  die 
Entschuldbarkeit  der  bona  fides  an  sich  von  dem  Vor> 
handenseui  eines  Erwerbsgrnndes  keineswegs  bedingt  er- 
scheine (über  die  hier  angedeutete  Controverse  des  ge- 
meinen Rechtes  zu  vergl.  Arndts  jij.  16(>  Anm.  1). 

Deshalb  können  reine  Putativtitel  bei  uns  die  ordent' 
liehe  Ersitzung  nicht  weiter  begründen,  obwohl  anderer- 
seits  ein  Irrthnm  Uber  die  Art  des  wirklich  vorhandenen 
und  an  sich  brauclibaren  Erworbstitels  diet>elbe  nicht  auö- 
Bchlicöbt  (§.  2Ö9  dos  b.ü.B.> 

Die  gemeinrechtlich  verschiedene  Rubricirung  der 
auf  Tradition  gestütaten  Titel  (pro  erotore,  pro  donato, 
pro  soluto  etc.)  erscheint  ftlr  uns  bedeutungslos^  dafem 
nur  sonst  Umstände  dargethan  werden  können,  welche 
den  auf  leiten  des  Tradenten  vorhanden  gewesenen  Ver- 
ftusserungswillen  an  sich  voraussetzen  lassen  (au  veiigl. 
das  oben  §.  56  xu  I  Gesagte).  Auch  hat  sich  die  Eigen- 
thümlichkeit  des  Römischen  Rechtes,  dass  bu  der  Wirk- 
samkeit detj  titulus  pro  enitorc  uuter  Anderen  auch  noch 
Bezahlung  oder  Creditirung  des  Kauipreises  gehöre,  für 
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das  Geöctzbuch  dadurch  erledigt,  dass  dieses  nach  §.  1094 
von  letzterem  Requisite  fUr  die  Wirkung  des  Eigenthums- 
Überganges  bei  Tradition  des  Verkäufers  an  Men  Käufer 
überhaupt  gaiiz  abt^ieht. 

Ein  besonderer,  dem  wahren  Ih  ben  zur  Seite  stehen- 
der titulus  pro  berede  ist  dem  Gesetzbadie  anbekannt, 
d«  h.  die  ErbenquaJität  an  sich  giebt  dem  wahren  Erben 
keinen  zur  ordentlichen  Ersitzung  geeigneten  Kechtsgrund 
weder  in  Ansehung  von  Sachen^  die  er  nur  irrthümlich 
zur  Erbschaft  rechnete  >  noch  in  Ansehung  solcher,  die 
zwar  der  Erbhis^er,  aber  ohne  einen  geeigneten  Reehts- 
grund  inne  hatte.  Dagegen  kann  der  Erbe  nicht  bloss 
die  TOtt  seinem  Erblasser  begonnene  Ersitsung  fortsetzen, 
sondern  auch  bei  sonst  vorhandenen  Voraussetzungen  an 
den  im  Nachkvsöe  vorgefundenen  Sachen  eine  neue  Er- 
sitzung beginnen,  in  weichem  letzteren  Falle  ihm  der 
Mangel  der  bona  iides  des  ESrblassers  nicht  hinderlich  sein 
sollfjjg.  27U  u.  2üt>desB.G.ß.).  Ebenso  soll  der  Nichterbe  in 
einem  ihm  etwa  zur  Seite  stehenden  vermeintlichen  Dela- 
tionsgrande  zugleich  einen  geeigneten  Rechtegnmd  zur  Er* 
Sitzung  der  zum  Nachlasse  gehörigen  Sachen  haben,  wel- 
cher jedoch  nur  gegen  dritte  Personen  und  nicht  gegen 
den  wahren  Erben  wirkt  (§.  271  des  B.G.B.)* 

ad  b.  Das  Requisit  des  fehlerfreien  Besitzes  ist  ein 
dem  bisherigen  Rechte  ganz  unbekanntes,  und  es  folgt 
aas  ihm  z.  B.,  dass  selbst 'ein  gutgläubiger  titulirter  Be- 
sitzer, der  die  seinem  Besitze  etwa  entzogen  gewesene 
Sache  sich  durch  einen  Act  unerlaubter  Selbsthttlfe  wie* 
der  verschatl't  hat,  für  die  Zukunft  nur  auf  die  ausser- 
ordentliche Ei*sitzung  angewiesen  sein  wird. 

c.  Ein  objectiver,  auf  der  Furtivität  der  Sache  be- 
ruhender Grund  zur  Ausschliessung  der  ordentlichen  Er- 
sitzung ist  dem  Gesetzbuche  fremd,  so  dass  auch  die  res 
fartiva  in  der  Hand  des  redlichen,  fehlerfreien  Besitzers 
beim  Vorhandensein  eines  geeigneten  Rechtsgrundes  schon 
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binnen  drei  Jahren  erseeeen  werden  kann.  Ueber  die 
ErBitsnngBf&higkeit  der  res  sacrae  spricht  sich  das  Gesetz- 
buch Dicht  au8;  und  sie  bloss  der  ordentlichen  Ersitzung 
SU  entziehen^  fehlt  es  daher  an  jedem  Grande.  Das  Rich- 
tige dürfte  deshalb  sein,  sie  als  dem  Verkehr  entzogene 
Sachen  künftip^  weder  der  ordentlichen,  noch  der  ausser- 
ordentlichen Ersitzung  zu  unlervveri'en.  .Ein  FrivilegiuiQ 
des  Fiscas  dagegen  ist  nicht  mehr  anzuerkennen. 

4.  Neben  der  durch  Besitzverlust  oder  mala  fides 
supervcnienö  herbeigeführten  Unterbrechung  der  Ersitzuug 
ist  auch  der  Anstellung  der  Eigenthumsklage  selten  des 
wahren  Eigenthftmers  die  gleiche  Wirkung  beigelegt,  je- 
doch wird  hier  im  Gcf^ensatze  zu  dem  bei  der  Unter- 
brechung der  Kiagenverjährung  adoptii*teü  Ir'rincipe  (cf. 
oben  §.39)  in  der  Regel  Behändigung  der  Ladung  , 
an  den  Ersitzenden  vorausgesetzt.  Ist  solche  wegen 
eines  in  der  Person  des  Beklagten  liegenden  Hiudernisöcs 
aber  nicht  miiglich^  so  vertritt  ein  von  dem  Processrichter 
hierüber  ertheiltes  Zeugniss  deren  Stelle,  tind  ebenso  dient 
dann,  wenn  wegen  Unbekanntschal't  des  Ortes,  wo  die' 
Sache  sich  betindet,  oder  wo  der  Gegner  sonst  belangt 
werden  könnte^  nicht  einmal  Anbringung  der  Klage  bei 
Gerieht  thunlich  ist,  eine  Protestation  bei  dem  eigenen 
Richter  des  Eigenthumers  auch  hier,  wie  in  dem  analogen 
FaUe  des  §.  164  des  B.G.B,  zur  Aushülfe. 

5.  Ganz  oder  zeitweilig  ausgeschlossen  ist  sowohl 
die  ordentliche  als  die  ausserordentliche  P^rsitzunjr,  wenn 
und  solange  der  Eigenthüiuer,  gegen  welchen  ersessen 
werden  soll,  sich  in  einer  solchen  Lage  befindet ,  daas 
gegen  ihn  keine  Verjährung  der  Eigenthumsklage  Iftufl, 
d.  h.  also  die  Ersitzung  kann  in  diesem  Falle  nicht  be< 
ginnen  oder  eine  bereits  begonnene  steht  auf  solange  still. 
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^.  Abschnitt.  Erwerb  des  Eigenthums  an 
unbeweglichen  Sachen. 

$.  58.  Aeltere»  Recht  bis  zur  EinfUhninff  der  C^nuid«  uad 

Hypotbekeiil^flelier« 

Der  in  den  mittelalterlichen  Rechtsquelleu  (Sachsen- 
spiegel B.  1.,  9,  52)  sich  findende  Grundaats,  dass  die 

Uebercignuiig  von  Immobilien,  wenn  sie  fUr  den  Erwer- 
ber die  rechte  Gewere  begründen  sollte,  öffentlich  an  der 
Dingstätte  des  Bezirks  der  gelegenen  Sache,  meist  wohl 
in  der  Form  der  solennen  Auflassung  und  unter  richter^ 
lieber  Autorität  zu  erfolgen  habe^  behielt  auch  fiür  die 
Meissner  Lande  Geltung  (zu  vgl.  Rechtsbuch  nach  Dis- 
tinctionen  I.,  iil,  1).  Im  Laufe  der  Zeit  entwickelte  sich 
Jedoch  unter  dem  Einflüsse  der  lehnsrechtlichen  Anschau- 
ungen flir  die  Art  der  richterlichen  Mitwirkung  auch  bei 
dem  an  den  gewöhnlichen  Allodialgrandstücken  vorkom- 
menden Besitzwcchgel  die  bis  in  das  laufende  JaJii  hundert 
herab  üblich  gebliebene  ISoleniiität  der  „gerichtlichen  Be- 
leihung^'  des  neuen  Acquirenten  (sog.  inTesütura  allodialis 
sive  Saxonica)  —  c.  39  pte  II.  —  dec  61  r.  1661  — .  Man 
verstand  darunter  die  nach  vorgftng;iger  Auflassung  der 
Lehen  in  die  Hand  des  Richters^  ^  »n  diesem  abgegebene 
teieriichc  Erklärung,  dass  er  das  Grundstück  dem  neuen 
Erwerber  hiermit  „in  Leben  und  Wilrden  reiche^'.  Dem 
Acte  lag  keineswegs  die  Annahme  eines  dem  Gerichts- 
herm  etwa  zuzuschreibenden  Obereigenthums  an  den 
sammtlichen  Liegenschaften  seines  Bezirks  zu  Grunde,  - 
vielmehr  sollte  durch  ihn  nur  der  Doppelzweck  einer 
öffentlichen  Beglaubigung  des  Erwerbaactes^  sowie  einer 
im  Interesse  des  JuriBdictionsinhabers,  beziehentlich  son- 
stiger Abgabenberechtigter  licji^cnden  Controle  über  die 
sich  zutragenden  Besitzveräuderuugen  erreicht  werden. 
Bei  den  freiwilligen  Veräusserungen  gesellte  sich  zu  dem 
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Acte  der  L»  hnsreichun«]^  auch  noch  die  richterliche  Coa— 
firmation  des  Veräusserutigö Vertrages,  während  bei  den 
VeräusBeruiigen  im  Wege  der  nothwendigen  Subhastation,. 
ingleidieii  bei  £rbgangsßüleii  nicht  bloBS  diese  Confir- 
mation  hinwegfiel^  sondern  auch  die  Auflassung  fehlen, 
beziehentlich  durch  die  Erklärung  der  Erben  de«  zuletzt 
beÜehcnen  Besitaiers  ersetzt  werden  konnte.    Die  auch, 
im  Falle  der  nothwendigen  Snbhastation  nöthige  Leheiw- 
reichung  an  den  Ersteher  bezeichnete  man  tecbnsseh  als- 
Adjudication.     Die   abschriftliche  Einverleibung  der^ 
auf  den  jedesmaligen  Besitzwechsel  bezüglichen  Urkunden, 
in  ein  bei  Gericht  gehaltenes  öffentliches  Bach,  das  «so- 
genannte ^yGerichiBhandelsbuch'^  (nicht  zu  verwechseln 
mit  dem  in  der  Lehre  vom  Pfandverkehre  bei  Lnmobilien 
früherhin  vorkommenden  Consensbuche)  war  zwar  vor- 
geschrieben, galt  aber  nach  der  richtigeren  Ansicht  für 
den  fiigenthumserwerb  nicht  als  wesentlich.   Als  sym- 
bolische Trlftdition  fasste  übrigens  unser  Sächsisches  Recht 
die  richterliche  Beleihung  nicht  auf.  Vielmehr  musste  su 
letzterer   die  wirkliche  Einraumang  des  Besitzes  noch 
hinzukommen,  um  auf  den  Acquirentcn  die  vollen  Eigen* 
thamsbefagnisse  zu  tibertragen.   Gottschalk  in  der  Zeit» 
Schrift  für  Rechtspfl.  u.  Verw.  N.  F.  Bd.  L,  S.  15.  RQck- 
sichtlich  der  diesfalls  in  der  Germanistischen  Literatur 
bestehenden  Controveiac  ist  zu  vergleichen  v.  Rar,  das 
Beweisurtlieil  des  Germanischen  Rechts  S.  179 

Umgekehrt  gestand  man  aber  der  blossen  ausseige- 
richtlichen üebergabc,  dafem  sie  auf  Grund  eines  gOltigen 
Errv'erbstitels  erfolgt  war,  auch  ohne  hinzutretende  Ikkiii- 
ung,  gewisse  wichtige  Rechtswirkungen  zu.  Abgesehen  näm> 
lieh  von  seinem  Rechte  zur  Erhebung  der  Grundstücks* 
nutzuugen  sollte  ein  solcher  Besitzer  nach  dem  hier  ein- 
schlagenden Hauptgesetze  (dec.  1  von  1746),  wenn  sonst 
die  erforderlichen  Voraussetznnp:en  hierzu  vorlagen,  zur 
Ersitzung  des  Grundstückes  belUhigt  sein,  und  zwar  wird 
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daselbst  zar  Vollendung  der  letzteren  ein  31  Jahr  6  Wo- 
cfaen  3  Tage  fortgesetzter  redlicher  Besitz  gefordert;  wo- 
bei jedoch  zwischen  mehreren  auf  einander  folgenden 
unbelieheneu  Beöitzein  accessio  tempuriö  stattfand.  Die 
früher  streitige  Frage:  ob  der  Ersitzende  ausser  dem 
rechtsverwfthrteif  Besitze  am  Grundstücke  auch  noch  den 
Justus  titulus  zu  erweisen  habe,  entschied  die  spfttere 
Praxis  verneinend;  Bekanntnmchung  des  Oberappellations- 
gerichts  vom  6.  August  1836.  Hierzu  Stcinacker,  Progr,: 
De  vi  et  indole  praescriptionis  rerum  immobilium  Saxo- 
ntcae  quae  31  ann«  6  hebd.  3  dd.  lapsu  finitur^  Lips.  1837. 

Schon  durch  die  vollendete  Ersitzung  wurde  zwar  der 
gutgläubige  Bebitzor  nach  der  Auflassung  unserer  Decision 
(no.  1  von  1746)  wahrer  Eigenthümer.  Ausserdem  er- 
langte er  aber  dadurch  auch  noch  das  Recht,  von  dem 
Richter  ohne  vorgäugige  Lehnsauflassung  seitens  seines 
Auetor  oder  dessen  Erben  die  üeleihung  zu  fordern. 
Wahrend  des  Lautes  der  Ersitzung  dagegen  stand  ihm 
zum  Schutze  seines  Usucapionsbesitzes  gegen  dritte  schwä- 
cher Berechtigte  sowohl  die  actio  Publiciana  als  die  Ne- 
gatorienklage ZQ. 

Den  Complex  di(\scr  aus  der  aussergerichtlichen  Ueber- 
gabe  hergeleiteten  Befugnisse  begrifi'  man  von  jeher  im 
Gegensatze  zu  dem  durch  Beleihong,  resp.  Ersitzung  be- 
gründeten bürgerlichen  Eigenthume  unter  dem  Kamen 
des  natürlichen  Eigenthum  es.  Der  bürgerliche  oder 
Civileigenthümer  war  im  Vergleiche  zu  dem  blossen 
Katuraleigentliümer  insofern  besser  gestellt^  als  nur  ihm 
gegen  Dritte  die  rei  vindicatio  zur  Seite  stand;  und  als 
nur  er  —  (und  zwar  dies  auch  nur  dann^  wenn  er  auf  die 
eine  oder  audere  Weise  die  gerichtliche  Releihung  erlangt 
hattej  das  Grundstück  mit  voller  rechtlicher  Wirkung 
weiter  verftussem  und  mit  dinglichen  Lasten  beschweren 
konnte.  Dagegen  konnte  .  umgekehrt  der  Naturaleigen- 
thttmer  sich  gegen  seinen  noch  in  dem  Lehn  stehenden 
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Auetor,  wenn  dieser  etwa  mit  der  Eigenthumsklage  gegen 
ihn  auftrat,  mit  der  exceptio  rei  venditae  et  traditae 
schützen;  auch  konnte  er  natOrlich  auf  Verschaffung  des 

ihm  noch  fehlenden  Civileigenthums ,  also  auf  Lehnsauf- 

.  lasBung  ge^en  seinen  Auetor  klagen:  ja  man  gi^stand  so- 
gar dieacB  Recht  nach  aiii^gcbrochenem  Concursc  zu  dem 
Vermdgen  des  Auetor  dem  4ituUrien  gutgläubigen  BesHzer 
des  Grundstückes  ira  Falle  erfolgter  Bezahlung  oder  Ore« 

ditirun;j:  des  Kaui^ircises  treibst  gegen  die  Coucurbgliiubi- 
gerscbai't  zu. 

§.  59.  Neueres  und  neuestes  Eeekt« 

In  Folge  der  durch  das  Gesetz  vom  6.  November 

1843  bewirkton  Einführung  der  Grund-  und  Hypotbeken- 
bücher  in  JSachsen  sind  die  im  vorigen  Paragraphen  <iar- 
gestellten  Ghrundsätze  wesentlich  modificirt  worden.  Das 
Kecht  der  Gesetzgebung  von  1843  ist  auch  mit  wenigen 
Ausnahmen  in  unser  Gesetzbuch  übergegangen.  Nach  dem 
Geseti^e  von  1843  soll  in  der  Regel  für  jeden  Ort  (mit  Aus- 
nahme der  ganz  kleinen  Ortschaften)  ein  eigenes  Grund-  und 
Hjpothekenbuch  gehalten  werden^  In  dasselbe  sollen  mit 
einigen  weiter  unten  zu  erwfthnenden  Ausnahmen  alle 
zur  Ortsflur  gehörigen  Gi  uiulstiicke  dergestalt  eingetragen 
werden^  dass  jedes  einzelne  Grundstüek  oder,  dal'em 
mehrere  dergleichen  unter  einander  im  Zubehdrigkeitsver- 
hältmsse  stehen,  der  durch  sie  gebildete  Gbiindstücks- 
körper  in  der  Regel  sein  eigenes  folium  unter  einer  laufen* 
den  Kunnuer  in  dem  öffentlichen  Buche  angewiesen  erhält. 
Jedes  Folium  zerfällt  wieder  in  drei  Rubriken: 
a.  die  erste  Rubrik  oder  die  Rubrik  der  Sache^ 
ist  dazu  bestimmt,  das  Grundstück  mit  seinen  Beistttcken 
unter  Angabe  der  natürlichen  Eigenschaften  beider,  z.  B. 
als  Hausgrundstück,  Ilufengut,  Wiese,  Wald  u.  s.  f.,  und 
mit  Beifügung  der  Flurbuchs-  resp.  Brandcatastemummer, 
anzunehmen.   Daneben  müssen  aucb  diejenigen  recht- 
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liehen  Eigeiiöcliaften  des  Grundstückes  angegt  ben  werden, 
welche  eine  Beschränkung  des  jedesmaligen  Eigeuthüniers 
in  der  freien  Verfügung  über  dasselbe  zur  Folge  haben 
(wie  z.  B.  die  Barbzinsqualität,  Eigenschaft  ab  Familien- 
anwurtächaft  etc.),  ferner  die  auf  dem  Grundstücke  haf- 
tenden Reallasten ;  soweit  dieselben  nicht  auäuahmsweise 
der  dritten  Eubrik  zugewiesen  sind  (s.  unten  c.)^  ferner 
die  einem  Andern  etwa  eingeräumten  Bechte  zum  Abbau 
von  Fossifien  oder  etwaige  zu  Gunsten  eines  Andern  be- 
stellten Bau-  und  Kcllerreclite  jun  Gi iindstücke ;  umge- 
kehrt kann  auf  Verlangen  des  Eigeuthümers  zugleich  ein 
mit  dem  Grundstücke  erweislich  verbundenes  fruchtbrin- 
gendes Recht  hier  noch  mit  aufgenommen  werden  (cf.  Hy- 
pothekengesetz §.  15  verbunden  mit  der  Gerichtsürdnung 
§§.  114.  124.JJ 

b.  die  zweite  Rubrik,  oder  die  d.es  Eigenthii- 
mers  ^thält  dessen  Namen,  und  iswar  bei  städtischen 
Grundstflcken  immer ,  bei- Grundstücken  anderer  Art  nur 
soweit  nöthig;  unter  Beifügung  seines  Standes  und  Ge- 
werbes j  ferner  die  Angabe  des  ihm  zur  Seite  stehenden 
Erwerbsgrundes  und,  wenn  dieser  in  einem  Kaufe  besteht, 
des  Kaufpreises,  weiter  die  sonstigen  auf  die  Person  des 
jeweiligen  Eigenthtlmers  sich  beziehenden  Verfügungsbe- 
schränkungen ^  soweit  sie  in  einem  gerichtlichen  Veräus- 
serungsverbote  oder  in  einem  Rechtsgeschäfte  ihren  Grund 
haben,  z.  B.  persönliche.  Dienstbarkeiten,  Vor-  und  Wie- 
derkaufsrechte u.  s.  f.  (§§.  133  ff.  der  Gerichtsordnung); 

c.  in  der  dritten  oder  der  Seh uldcnr ubr ik  tiiulru 
alle  auf  dem  Grundstücke  versichei-ten  Forderungen  und 
von  den  Reallasten  diejenigen  ihren  Platz,  welche  bloss 
in  aufhaltenden  Auszugsrechten  und  den  diesen  gleichge- 
stellten Befugnissen  bestehen.   Endlich  sind  auch 

d.  in  jeder  dieser  drei  Rubriken,  von  denen  die 
ersten  beiden  auch  als  Grundbuch,  die  dritte  dagegen  als  . 
Hypothekenbuch  von  unseren  Gesetzen  besonders  bezeich- 
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nct  zu  werden  pücgen,  die  betreflfs  der  ihnen  zugewiese- 
nen Gegenstände  im  Laufe  der  Zeit  sich  ereignendea 
Veränderungen  regelmässig  nachzutragen.  Ueber  die 
sonstige  äussere  Einrichtung  der  Grund*  und  Hypotheken- 
bttcher  und  die  auf  deren  Haltung  bezüglichen  Vorschrif- 
ten sind  zu  vgl.  §§.  84  tf.  der  Genciusordnung. 

Dabei  gelten  folgende  Hauptgrundsätze: 

>  I.  Mit  wenigen  Ausnahmen  (wohin  z.  B.  schon  früher 
die  Grunddierjstbarkeiten,  jetzt  auch  die  persönlichen  Ser- 
vituten gehören)  kann  kein  dingliches  Recht  am  Grund- 
stücke anders,  als  im  Wege  der  Verlautbarung  auf  dem 
betreffenden  Grund-  und  Hypothekenbuchsfolium  zur  Exi- 
stenz gelangen;  insbesondre  ist  der  gegenwärtig  allem 
in  Frage  stehende  Erwerb  des  Eigenthums  am  Grund- 
stücke jetzt  ohne  Unterschied  (abgesehen  von  etwaigem 
Accessionserwer'be)  an  den  Act  der  Einzeichnung  des 
Namens  des  Erwerbers  in  die  z^veite  Folienrubrik  ge- 
knüpit.  Namentlich  soll  die  üebergabe  ties  Besitzes  am 
Grundstücke  nicht  nebenher  noch  nöthig  sein. 

Die  Conlirmation  der  Veräusserungsverträge  über 
Grundstücke,  ingleichen  die  iieieihung  mit  vorheriger 
Lehensauilassung  ist  bei  Allodialgrundstücken  abgeschaät 
und  nur  bei  wirklichen  Lehensgrundstücken  besteht  die  . 
Lehensreichnng  neben  der  Eintragung  im  Grund-  und 
HypotlK  kenbuche  fort  (Hypothekengesetz  §§.  2,  6,  l'J 
verbunden  mit  B.G.B.  §.  27(i). 

n    Bis  zu  der  Eintragung  des  neuen  Erwerbers 

kann  für  diesen  immer  nur  ein  persönlich  wirkender 
liechtsgrund  auf  Erlangung  des  Eigenthums  cxistiren, 
also  da  wo  dieser  Rechtsgrund  auf  einem  Veräusseninga- 
geschäfte  beruhet,  nur  ein  gegen  den  jedesmaligen  Mit- 

oontrahfMiten  verfolgbarer  Anspruch  auf  Verschafiung  des 
Eintra<^b  (IIypolheken;^c>?tz  §.  4  verbunden  mit  B.G.B. 
§.  277).   Sogar  der  Erbe  des  bidlici  igca  Cigcnthürocra 
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4>edarf  duoach  jetzt  in  der  Kegel  der  Eintragung,  um  als 
wirklicher  Eigentbtlmer  gelten  au  können.   Nur  in  ge-, 
wiaeen,  schon  von  dem  Hypothekengesetze  (§§.  172  ff.) 

vurgc'äelitiueii  i  älleu  treteii  Ausnalimcn  ein,  wenn  nUm- 
lich  der  £rbe  das  Xaclilassgruudätuck  ohne  neue  Belaßt- 
-ongen  weiter  veränaiem  urilli  oder  wenn  der  Erblasser 
dasselbe  letxtwillig  einem  Dritten,  resp.  beim  Vorhanden- 
sein einer  Mehrzahl  von  Erben  Ein«m  oder  Einzelnen 
unter  iiineu  unmittelbar  zugewendet  hat.  Hier  kann,  von 
-einem  sogenamiten  Zwischenbesitzereiutra<4c  abgesehQU| 
vielmehr  sofort  der  Dritte,  resp.  der  Einzelerbe  eingetra- 
■gen  werden,  jedoch  haben  die  Erben  auch  in  diesen 
Fällen  spätestens  binnen  Jahresfrist  fUr  Berichtigung  des 
Beüitztitels  Sorge  zu  tragen  277,  2286  des  B.U.B, 
verbunden  mit  Gerichtsordnung  §.  197). 

HL  Schon  nach  dem  Hypothekengesetze  §.  28  sollte 
gegen  ein  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  eingetragenes 
Recht  eine  Verjährung-  wecki  iuigLianm'ii,  nueh  vollendet 
werden  können.  Bei  der  Allgemeinheit  dieaer  Vorschrift 
hatte  man  dieselbe  nicht  bloss  auf  die  erlöschende  Ver- 
jährung,  sondern  namentlich  auch  auf  die  Eigenthums- 
ersitzung  zu  beziehen,  womit  zugleich  die  Möglichkeit 
verneint  war,  als  könne  ein  durch  reehtsverwiihi  ic  Zeit 
hindurch  fortgesetzter  Usucapionsbesitz  wenigstens  noch 
einen  gegen  den  eingetragenen  Eigenthümer  erzwingbaren 
Bechtsgrund  auf  Eintragung  gewähren.  Letztere  Wirk- 
ung konnte  vielmehr  lediglich  einer  noch  vor  Eröffnung 
deö  Grund-  und  Hypothekenbucheb ,  beziehentlich  des 
einzelnen  Grundstücksfolii  bereits  vollendeten  Eisitzung 
und  zwar  auch  nur  so  lange  beigelegt  werden,  als  nicht 
das  w^ter  unten  (§.  61,  U.)  zu  erwähnende  Princip  der 
Publicität  dazwischen  trat.  Die  scheinbar  widersprechende 
Bestimmung  in  der  Aubluhrungsverordnung  vom  15.  Februar 
1844,  §.  1  kam  hiej^egen  nicht  in  Betracht,  da  sie  nur 
eine  dem  nicht  eingetragenen  Besitzer  in  einem  gegebeiicn 
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singulän-ii  Falle  behufs  der  Erlauguug  des  Eintrags  zu 
Statten  kommende  Beweiaergänzung  bezweckte.  ^ 

Noch  zweifelloser  schlieft  das  bürgerliehe  Ge8etd>itch 

in  §.  2V9  die  EigcnthunibCTsitzung  bei  ünmdsiüoken  au& 
Aus  dem  Gesagten  folgt: 

IV.   dass  man  schon  bisher  rücksichtUch  der  ii» 

Ch  luulbuche  eingetragenen  Iiiimubilien  ein  natürliches^ 
Eigenthum  in  dem  frUlierou  Sinne  neben  dorn  bürgerlichen 
nicht  weiter  zu  statuiren  hatte.  Denn  abgesehen  dayoOf. 
dass  die  Besiteübertragung  für  den  Eigenthumserw^rb 
ausdrücklich  als  bedeutungslos  erklärt  worden  ist  (cf.  ob. 
sub  I.)^  so  ergab  sich  solches  auch  daraus,  dass  das  Hj- 
pothekengesetz  im  §.  4  neben  dem  „bürgerlichen  Eigen* 
tbunie"  nur  einen  persönlichen  Rechtstitel  auf  Eintrag 
Cef  ob.  sub  IL),  nicht  aber  ein  drittes  zwischen  beiden 
stehendes  fiechtsverhältniss  unterschied,  sowie  endlich  dar- 
aus^ dass  mit  der  Mdglichkeit  einer  conditio  usucapiendi 
auf  Seiten  des  Naturalbesitzers  (siehe  oben  unter  III.)  die 
wesentliche  Grundlage  des  früheren  ^iatundeigenthttmet- 
weggefallen  war.  —  Wenn  man  dem  ungeachtet  auch  nach 
der  Einiüliriui2:  der  Grund-  und  Hypothek enlnicber  den 
im  vorigen  Paragraph  a.  E  gedachten  Grundsatz  beibe- 
halten hat,  dass  einem  K&ufer,  der  das  yerkaufte  Grund- 
stück  von  dem  spftter  in  Goneurs  ver^Uenen  Verkäufer 
aussergerichtlich  gegen  Gewährung  oder  Creditirung  des 
Kaufpreises  übergeben  erhalten  habe,  selbst  gegen  die 
Qlftubigerschaft  seines  Verkäufers  eine  wirksame  Klage 
auf  Geschehenlassen  der  Umsclireibung  des  Grundstücks 
auf  seineu  tarnen  zustehe ,  so  ist  hierin  niciit  das  Anei- 
kenntniss  eines  dem  Käufer  in  diesem  Falle  noch  zur 
Seite  stehenden  Naturaleigenthums  zu  erblicken^  sondeni 
es  ist  jener  Grundsatz  nur  auf  die  in  der  Zeitschrii^  fiir 
ßechtspfl.  u. Verw.  N.  F.  Bd.  X  S.  190  und  Wochenblatt  v.  1860, 
S.  886  ff.  angedeuteten  Zweckmässigkeitsgründe  fortan  zu- 
rückzuführen (cf.  v.Langenn  in  d.  Ann.  A.F  Bd.  1.8.4030".). 
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V.  Nach  dem  Hypothekengeaetze  §.  153  sollten  die 
Staatsgüter^  die  geistlichen  Güter  und  Oemeindegrund- 
stücke  in  der  Regel  eines  Foliums  im  Qnmd-  undHypo* 
thekenbnche  nicht  bedürfen.  Vielmehr  trat  för  sie  die 
Noth\voiidif(keit  dor  Anlegung^  eines  solchen  erst  dium 
ein,  wenn  Hypotheken  oder  andere  des  Eintrags  schlecht- 
hin bedürftige  jiira  in  re^  2.  B.  HealkuBten,  an  ihnen  be- 
standen ^  resp.  neu  bestellt  werden  sollten.  So  lauge  sie 
aber  im  einzelnen  Falle  ein  Foliiim  nicht  erhalten  hatten, 
galt  rücköichtlich  ihrer  betrelVs  des  Eigentbuiubcr werbe» 
durchaus  noch  das  ältere  Recht  mit  allen  seinen  Conse- 
quenzen^  Tgl.  oben  §.  58. 

Das  Gesetzbuch  stellt  nun  zwar  in  §.  276  das  In- 
grossationsprineip  auch  fiir   den   Eigentlmmserwerb  als 
ausnahmslose  Regel  hin  j  gleichwohl  wurde  dieses  Princip 
durch  §.  7  der  A.V.O.  insofern  wieder  aiterirt^  ais  es 
darnach  rficksichtUch  der  geistlichen  Güter  und  Gemeinde- 
grundstücke  wieder  von  dem  jedesmaligen  Antrage  des 
Eigcnthümers  abhängig:  gemacht  wurde,  ob  riicksichtHch 
ihrer  ein  Folium  augelegt  werden  sollte  oder  nicht,  wäh- 
rend rücksichtlioh  der  Staatsgüter  überhaupt  erat  noch 
besondere  Anordnung  daselbst  in  Aussicht  gestellt  wurde. 
Gleichwohl  ist  hiermit  nicht  gesagt,  dass  in  Ansehung, 
der  gedachten  juristischen  Personen  (Staat,  Kirche,  Ge- 
meinde) die  Vorschrii'ten  des  Gesetzbuchs  über  Eigen- 
thumserwerb an  Immobilien  überhaupt  noch  nicht  als 
in  Kraft  bestehend  anzusehen  seien,  und  es  würde  nament- 
lieh  z  11.  dann,  wenn  eine  Stadtgemeinde  ein  Grundstück 
jetzt  au  den  Staat  veräussem  sollte  (oder  umgekehrt), 
dieser  letztere  daa  Eigenthum  daran  nonmehr  gleich&lls 
nicht  anders  ala  durch  Emtrag  auf  dem  zu  diesem  Zwecke 
nach  Befinden  neu  anzulegenden  Folium  erlangen  kennen. 
Ueber  das  insoweit  abweichende  zeitherip^c  Recht  zu  vgl. 
V^erordnuug  des  Justizministeriums,  abgedruckt  in  der 
Zeitschrift  für  Rechtapfl.  u.  Verw.  Bd.  XXI.  S.  472  ff. 
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UebrigenB  sind  auch  in  neuester  Zeit  die  Mehrzahl  dieser 
exemten  .Grundstttcke  entweder  wirklich  bereits  mit  Folien 

versehtii,  oder  docJi  in  der  Folicnanle^un^  bcgriflfeu  (zu 
vgl.  Verorduuögeii  vom  4.  August  1860,  vom  13.  November 
1867  und  vom  16.  September  1868). 

VI.  Gleicli  den  Grundstücken  selbst  und  den  ihnen 
insoweit  gleichstehenden  Schiiimuhlcii  können  auch  mch 
§.  14  des  Gesetzes  von  1843  verbunden  mit  §§.  59,  2xiO, 
495  des  B.G.B.  gewisse  für  sich  bestehende  frucht* 
bringende  Keclite  mit  Genehmigung  des  Justizniiiii- 
steriums  ein  solbstündi^es  Folium  im  Gruudbuche  an- 
gewiesen erhalten,  welchenftUs  sie  rücksichtlich  ihrer 
Erwerbung  den  Immobilien  ganz  gleichstehen  sollen 
(s.  oben  §.  26  no.  2). 

Dies  war  z.  B.  häufig  der  Fall  mit  den  dui*ch  das 
Gewerbegesetz  vom'  15.  October  1861  in  Verbindung  mit 
dem  Separato^esetze  vom  üleichin  läge  zum  grossen 
Theile  aufgehobenen  Kechteu  zum  (resp.  ausschliesslichen) 
Betriebe  eines  gewissen  Gewerbes^  Ebenso  galt  solches 
rticksichtlich  der  Zehntrechte;  femer  konnte  und  kann 
ein  Bau-  uud  Kcilerrecht  Superhciarrecht)  dergestalt  mit 
besonderem  JFolium  vei*sehen  werden  (zu  vgl.  das  Nähere 
unten  am  Schlüsse  der  Servitutenlehre).  Nach  dner  Ver- 
ordnung des  Justizministeriums  vom  ol.  Mai  1855  sind 
hieher  auch  die  Kohlenabbuurechte  zu  rechueu,  die 
ein  Dritter  von  dem  Eigenthümer  des  kc^enhaltigen 
Grundstückes  erwirbt.  So  lange  die  erforderliche  Ge- 
nehmigung des  Ministeriums  in  dem  einzelnen  Falle  je- 
doch noch  nicht  vorliegt,  sind  dergleichen  Kohlenabbaa- 
rechte  in  der  ersten  Kubrik  als  mit  der  Sache  zusammen- 
hänjrcnde  Dispositionsbeschränkungen  des  jedesmaligen 
Eigenthümers  zu  verlautbaren  iß,  oben  sub  A.),  wegen 
der  Steinkohlenlager  und  der  unterirdisch  abaubanen- 
den  Braun-  und  EIrdkohlen  schloss  sich  ,  dieses  an  die 
VorachriJt  des  Mandates  vom  10.  September  1822  an; 
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das  Gleiche  nahm  man  aber  auch  von  dem  Rechte  /nni 
Abbau  anderer  Fosaiiien  an  (Zu  vergl.  Verord.  des  Justiz- 
ministeriums^ a'bgedruckt  im  Wochenbl.  1861,  S.  455  ff.  und 
Qeriobtsard.  §§.  108  und  124). 

§.  60.  Bismcmbratiou  aud  Cousolidatiuu. 

Das  Grundbuch  stützt  sich,  soviel  die  Bezeichnung 
der  in  ihm  einzutragenden  Grundstücke  anhingt^  auf  die 

bei  uns  bestehende  Flurbuchseinrichtung.  Obwohl  zu- 
nächst nur  im  Interesse  unseres  Grundöteuereystems  ge- 
troffen, erschien  dieselbe  doch  zur  Erreichung  des  ge~ 
dachten  Zweckes  um  so  mehr  geeignet,  als  das  üßt  gleich- 
zeitig eingeführte  neue  Grundsteuersystem  (Gesetz  vom 
9.  beploiiibcr  1843,  die  Kinliihrung  des  neuen  Gruudsteucr- 
systcms  betretif.)  die  Vermessung  uud  Einschätzung  des 
gesammten  steuerbaren  Grundes  und  Bodens  nach  Einzel* 
parzellen  unter  laufender  Nummerbezeicbnung  erforderlich 
gemacht  hatte.  Indessen  wird  durch  die  Beziehung  des 
Grundbuches  aui'  die  einzelnen  Fhirbuchsiuimmern  immer 
nur  die  Existenz  der  botreffeuden  Tarceile  im  Allgemeinen, 
nicht  aber  die  im  Flurbuche  angegebene  Grösse  und  son- 
stige Beschaffenheit  gewährleistet,  wie  denn  auch  bei  privat- 
rechtlichen  Grenzirrun^en  die  durch  die  allgemeinen  Lan- 
desvermessungen eri'ülgten  Feststeiiangen  keineswegs  un- 
bedingt den  Ausschlag  geben,  sondern  dem  Eigebnisse 
des  strengen  ctvilprocessualen  Beweises  eintretenden  Falles 
weichen  müssen -(Gerichtsord.  §.  126);  und  höchstens  kann 
di«t  ;iut  eine  bis  zum  Beweise  eines  Andern  streitende  V(»r- 
muthuüg  der  liichtigkeit  der  ^ituiitionsangaben  im  ein- 
zelnen Falle  begründet  werden  (c£.  Annalen  des  O.A.G. 
N.  F.  Bd.  II.  S.  325  ff.).  Dabei  sind  die  der  alten  Steuer- 
Verfassung  zu  Grunde  liegenden  Re;^riffe  der  sogenannten 
„gescldüssenen  Güter'^  und  der  „walzenden  Grundstucke'' 
von  unserer  Grund-  uud  Hypothekeugesetzgebung  wenig- 
stens in  gewissem  Sinne  beibehalten  worden.   Mit  dem 
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Begriffe  der  gesclilussenen  Güter  uämiich,  d.  h.  der  in 
dem  Normaljahre  1628  mit  einem  gemcinäcbattiichen  »Steuer- 
Bchockquantum -belegten  grösseren  Ghnmdsttickscotnplexo 
verband  sich  schon  firlifaerhin  insofern  eine  nicht  anwesent- 
liche privatreclitliclie  Bedeutung,  iiisutern  als  diese  iu  der 
Regel  nur  Uügetreuul  veraubsert  werden  durften^  und  die 
auf  ihnen  ruhenden  civilrechtliühen  Lasten  und  Leistungen 
immer  von  selbst  den  Gesammtcomplex  afficirten,  während 
die  sogenannten  walzenden,  d.  h.  die  mit  einer  eigenen 
Steuersciiuckziilil  eingeschätzten  Einzelgrundstücke  auch 
im  Privatrechtsverkehre  als  selbständige  Rechtso.bject<j  be- 
handelt wurden,  und  einer  Dismembrationsbesohränkuog 
nicht  unterworfen  waren.  Seit  184%  wo  jene  frühere  Basis 
der  Steuerverfassung  zwar  verlassen  wurde,  gleichwohl 
die  privatrechtliche  Wichtigkeit  obiger  Begriti'e  grossen- 
theils  dieselbe  blieb;  bildet  die  bei  Anlegung  der  Grund- 
und  Hypothekenbttcher  vorhandene  Gemeinsamkeit  dea 
Grnndbuchfoliuros  in  der  Regel  das  entscheidende  Merkr 
mal  für  die  juristische  Zusaimnengehörigkeit  der  unter 
verscliiedeuen  Flurbuchsnumiuern  veriuessenen  Bestand- 
theile  eines  einheitlichen  Gntndstttckskörpers.  Die  auf 
diese  Weise  dauernd  unter  sich  rechtlich  verbundenen 
einaelnen  Flnrparcellen  bezeichnete  das  Hypothekengesetz 
mit  dem  technischen  Namen  „Zubohörungen'^  oder  „Per- 
tinenzstücken'*  und  setzte  ihnen  fortdauernd  die  walzen- 
den Grundstücke  ahi  diejenigen  Einzeiparcellen  entgegen, 
die  in  der  Regel  ein  besonderes  Folium  fär  sich  sn  er- 
halten haben  sollten.  Die  Gerichtsordnung  §.  124  bedient 
sich  unter  Beibehaltung  des  letzteren  Ausdrucks  für  den 
ersteren  B^riff  ausschliesslich  des  Ausdruckes  ,,Zube- 
höningen'^ 

Hieraus  ergeben  sich  die  Begriffe  deir  Dismerobration 

(Abtrennung)  und  Consolidatioa  (Hinzuschlaguag)  von 
Grundstücken. 

A.  Dismembration,  d.  h.  Abtrennung  eines  Thei- 
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les  des  auf  einem  Foliuin  derart  eingetragenen  Arealbe- 
Standes  kann  bei  beiden  Arten  von  Grundstücken  vor- 
kommen.  Bei  ihr  kommt  theils  das  rein  privatreehtUcbe 
Interesse  der  auf  dem  au  aertrennenden  Areale  versicher* 

ten  hypotlu  kiirischen  Gläubiger,  und  nur  dieser,  nicht 
z.  B.  der  iiealiastengläubiger,  theils  das  öffentliche  recht- 
liche Interesse  insofern  in  Frage ,  als  einer  an  grossen 
Ghmndstficksaersplitterung  entgegengetreten  werden  soll 
Das  Interesse  der  Gläubiger  macht  sich  gleichniässig  in 
allen  Fällen  geltend,  weshalb  auch  ihre  Einwilligung  die 
regelmässige  Vorbedingung  für  die  Zulttssigkeit  von  Dis- 
membrationen  jeder  Art  bildet  (Zu  Torgl.  darüber  das 
Nähere  im  Hypothekenrechte.)»  Dagegen  sollen  aus  Grftn- 
den  des  öffentlichen  Rechts  nach  dem  Gesetze  vom  30.  No- 
vember lö4Ö  „die  iheilbarkeit  des  Grundeigenthums  betr." 
§.  2.  nur  noeh  die  ländlichen  geschlossenen  Güter  in  Be- 
sag auf  Dismembration  einer  gewissen  Beschränkang  un- 
terliegen ,  d.  h.  es  darf  von  ihnen  auf  einmal  oder  auch 
nach  und  nach  nur  soviel  abgetrennt  werden,  dass  min- 
destens zwei  Drittheile  der  zur  Zeit  der  Erlassung  des 
nur  erwähnten  Qesetaes  auf  dem  Gtesammtcomplexe  hal- 
tenden Steuereinheiten  beim  Stammgute  aurttckhleiben, 
während  der  Zertrennnng  der  walzenden,  sowie  sämmt* 
lieber  städtischen  Grundstücke  von  dieser  Seite  her  ein 
Hindemiss  nicht  entgegensteht  und  selbst  bei  ländlichen 
Complexen  kann  zu  einer  obiges  Mass  überschreitenden 
Dismembration  ausnahmsweise  Dispensation  ertheilt  werden 
(vergl.  Verordnungen  vom  13.  September  1844,  die  Hin- 
zuschlagung  walzender  Grundstücke  etc.  betr.  und  vom 
26.  Februar  1853,  die  Beschränkungen  der  gesetalichen 
Dismembrationsfreiheit  betr.). 

B.  Consolidation  oder  Hinzuschlagung,  d.  h.  hier 
die  Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  bisher  getrennt  ge- 
haltener Grnndstüclie  resp.  Grundstückstheiie  auf  einem 
Gnmdbuchsfolium  in  der  Weise,  dass  die  au  vereinigen- 
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den  Fiarbochsparcelleii  in  das  oben  gedachte  Znbehdrig- 
keitsverbftitniss  zu  einander  treten,  steht  regelroSssig  jedem 

Eigenthuiiicr  rcsp.  neuen  Erwerber  frei.  Die  auf  dem 
einen  oder  andern  der  zu  vereinigenden  Grundstücke  iiaf- 
tenden  Schulden  erstrecken  sich  nunmehr  übmr  den  ge- 
sammtcn  auf  diese  Weise  gebildeten  Complex;  nur  wenn 
die  zu  coiiöülidirenden  Gruudölucke  verschiedenen  Hypo- 
tliekcnbohörden  ihrer  Lage  nach  unterfaiien,  so  bedarf  es 
deren  Einwilligung  und,  ebenso  ist  die  Zusammenschlag ung 
zweier  mit  Wülui.sitz  versehenor  ländlicher  Güter  nur  mit 
Genehmigung  der  Oberbehürde  , —  jetzt  des  betreflfenden 
Bezirksappellationsgerichts  —  soweit  aber  KittergÜter  in 
Frage  kommen,  der  betreffenden  Lehnscurien  möglidi. 
Auch  i&t  der  Kegel  nach  cilbrdcriich,  dass  vuu  den  zu 
coDSolidirenden  Orundstücken  wenigstens  das  eine  .schul- 
denfrei  sei,  oder  dass  andernfalls  die  auf  dem  einen  fundos 
versichert<-n  Gläubiger  den  aiil"  d<jni  andern  bcrt-itä  ein- 
gt'tragenen  »^cliuiden  nachtrcten  zu  wollen  erklären  i;B.G.B. 
§§.  422,  423).  lieber  den  Unterschied  der  Hlnzuschk- 
gung  im  obigen  technischen  Sinne  von  der  Vereinigung 
mehrerer  Grundstücke  zu  einer  biussen  Gesammtsaelie  ist 
zu  vergl  §.  64  des  B.G.B*  verb.  mit  §,  206  der  Gerichte 
Ordnung  und  Hypothekengesetz  §•  154  und  dazu  Sieg- 
mann in  Siebeahaar's  Comm.  zum  B.G.U.  Bd.  lU.  S.  439. 

§.  61.  Tob  der  Oeffenillelikelt  des  0nind-  und  HypothekenlraekM 

and  dem  sog«  Prlncip  der  FahlieitäU 

I.  ^icht  Jedem  steht  die  Einsicht  des  Grund-  und 
Hypothekenbuches  frei,  vielmehr  ist  das  Recht  hiena 
(nach  §§.  96  ff.  der  Gerichtsordnung  und  Hypothekeuges. 
§.  21)  in  der  liegel  von  der  Einwilligung  des  in  die  Be- 
sitzerrubrik eingetragenen  Berechtigten  (des  Folieninha- 
bers)  abhängig;  indessen  giebt  es.  weitgreifende  Ausnahmen 
hiei^vou.  Abge.seheii  uuiulich  von  dem  Befugnisse  gewisser 
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ötfeutliciier  l>(  hr»rileii  (t'riiher  auch  der  Gerichtsherreu)  be- 
dürfen auch  lolgende  PrivatperBOoen  jener  £mwiUigiuag 
nicht: 

a.  diejenigen,  i'ür  welche  auf  dem  betretrenden  Fo» 
iium  eine  Forderung,  Keaüast  oder  DiBpositionsbeschräu- 
kung  eingetragen  stellt; 

b.  andere  Personen,  wenn  und  insoweit  sie  wegen 
eines  mit  dem  Folieninliaber  resp.  mit  einem  eingetrageneu 
sonstigen  Berechtigten  bereits  bestehenden  oder  auch  erst 
einzugehenden  Hechtsverhältnisses  ein  rechtliches  Interesse 
an  der  Einsichtnahme  glaubhaft  nachweisen. 

II.  Mit  dieser  ohnehin  nur  beschränkten  Oeffentiich- 
keit  des  Grrund-  und  Hypothekenhuches  steht  das  soge- 
nannte Princip  der  Publicität  nur  in  mittelbarem  Zusam- 
menhange Es  handelt  sich  bei  ihm  lüiuilieh  um  die  den  ein- 
zelnen richterlichen  Einträgen,  datern  sie  nur  sonst  äusser- 
lich  formrichtig  sind,  nach  aussen  hin,  d.  h.  dritten  Per^ 
sonen  gegenüber,  beizulegenden  Bechtswirkungen,  und 
man  versteht  darunter  den  Grundsatz,  wonach  derjenige, 
welcli('r  den  ordnungsmässigen  Eintrag  eines  Rechtes  im 
Grund-  und  Uypothekenbuche  erlangt  hat,  dritten  Per- 
sonen gegenüber  verlangen  darf,  dass  der  Umfang  und 
die  Modalität  des  ihm  durch  den  Eintrag  zugeschriebenen 
Rechtes  nach  diesem  Eintrage  und  den  zur  Zeit  seiner 
Verlautbarung  vorhanden  gewesenen  soubtigeu  Einträgen 
beurtheilt  werde. 

Hiernach  will  das  Gesetz  das  einmal  zum  Eintrage 
gelangte  Recht,  welches  im  Vertrauen  auf  das  Gruiid-  und 
Hypothekenbuch  erworben  wnrde,  gegen  alle  Angriffe  dritter 
Personen  geschützt  wissen,  die  auf  Thatsachen  beruhen, 
welche  sich  zur  Zeit  der  Eintrags  des  an«;*  fochtenen  Rech- 
tes aus  dem  Grund-  und  Hypothekenbuche  nicht  einsehen 
liesseu,  soweit  diese  Thatsachen  zu  denen  gehören,  welche, 
nm  überhaupt  oder  gegen  gewisse  Personen  wirksam  wer* 
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diu  zu  können,  nach  gesetzlicher  Vorschrift  der  Verlaut- 
barung in  dem  öffeütlicheu  Buche  bedurft  hätten. 

'    Im  AUgemeinen  liegt  hierin  zwar  nur  eine  An  wen- 
dung  des  schon  gemeinrechtlichen  Satees,  dass  ein  bloss 
persönlicher  Anspruch  auf  die  Sache  dem  dinglichen 
Rechte  weiclien  müsse,  welches  ein  mit  dem  persönlich 
Berechtigten  nicht  im  Obligationsnexu;^  stehender  Dritter 
an  der  Bache  erwarb.   Dem  Hesultate  nach  deckt  sich 
aber  dieser  Satz  mit  unserem  heutigen  Publicitätsprincipe 
schon  deshalb  nicht,  weil  vermöge  des  Ingrossationssystems 
eine  niclil  unbeträclitliche  Zahl  von  Rechtsverhältni^^sen, 
die  nach  gemeinem  Rechte  mit  dinglicher  Klage  geschützt 
gewesen  wären^  gegenwärtig,  sobald  sie  im  Grundbuche 
nicht  verlautbart  sind,  bloss  als  persdnliche  Ansprüche  noch 
in  Betracht  kommen  können,  und  umgekehrt  bietet  auch 
das  Grimd-  und  Hypothekonl)ueh  ein  bequemes  Mittel  dar, 
gewisse  auf  das  Grundstück  bezügliche,  an  sich  rein  ob> 
ligatorische  Rechtsverhältnisse  durch  einen  entsprechenden 
Eintrag  auf  das  Folium  des  Grundstückes  kundbar  zu 
machen;    und  insofern  durch  einen  derartijjpn  Eintrag, 
wo  er  gesetzlich  gestattet  ist,  eine  auch  von  jedem  künftigen 
Erwerber  des  Ghru^dstttckes  zu  beachtende  VerfUgungs- 
beschr&nkung  begründet  wird,  erlangen  jene  Rechtsver^ 
hSitnisse  trotz  ihrer  an  mch  nur  obligatonschen  Natur 
eine  dem  gemeinen  Rechte  unbekannte,  dinglichen  Hech- 
ten fast  gleichkommende  Wirksamkeit  (z.  B.  Vor-  und 
Wiederkaufsrecht  §§.  1124  und  1134  des  B.G.B.;  Paefa^ 
und  Miethrechte  §.  1224  des  B.G.B,  verb.  mit  §.  114 
unter  no,  5  der  Gerichtsordnung).  Zu  beachten  ist  jedoch: 
1.  dass  die  Vortheile  des  Publicitätsprincipes  dem  ein- 
getragenen Berechtigten  immer  nur  solchen  Personen  gegen- 
über zu  Statten  kommen  können^  welchen  er  als  Dritter 
gegenüber  steht,  während,  wenn  die  wider  ihn  geltend 
zu  machende  Thatsache  ( inem  ihn  persönlich  verpflichten- 
den Rechtsverhältnisse  eutieimt  ist,  diese  Thatsache  die 
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ihr  an  sich  zukommende  rechtliche  WirkBamkeit  im  Yer- 
iiäitaisse  zu  dem  solchergestalt  oblie^atorisch  mit  ihm  Ver- 
bandeneu trotz  ded  erlangten  Eintrags  fort  und  fort  be- 
iüthf  und  sie  erst  gegenüber  einem  von  dem  zunächst  £in-. 
getragenen  causam  habenden  dritten  Berechtigten  eintre- 
tenden i'allcs  verlieren  würde.  Deshalb  kann  auch  <l»'r 
Eingetragene  einen  aus  der  Person  seines  Kechtsvorgäugers 
abgeleiteten  Kichtigkeits*  oder  Anfechtungsgrund  dann 
nicht  von  sidi  abweisen,  wenn  er  zu  diesem  in  dem  Ver^ 
hUltnisse  des  Universalsuccessors,  also  eines  gleichzeitigen 
Schuld  nach  folgere  steht. 

2.  Selbst  ein  blosser  Öingulanuichfolger  aber  soll 
nach  §.  278  des  B.G.B,  einen  zur  Zeit  seiner  Eintragung 
ans  dem  Grund-  und  Hypothekenbuche  nicht  zu  ersehen 
gewesenen  Nichtigkeits-  resp.  Anfechtungsgrund,  welcher 
seinem  Auetor  entgegenstand,  dennoch  dann  gegen  sieh 
gelten  zu  lassen  haben,  sich  also  insoweit  nicht  mit  Er- 
folg aof  das  Princip  der  PubUcität  berufen  kennen,  wenn 
er  sich  zur  Zeit  seines  Eintrages  in  dolo  befand,  d.  h.  hier, 
wenn  er  von  dem  dem  Eintrage  seines  Auetor  entgegen- 
stehenden Kichtigkeits-  oder  Anföchtungsgrunde  erweislich 
Wissenschaft  gehabt  hat,  so  da/ss  die  Vortheile  des  ge- 
dachten Principes  nur  dem  gutgläubigen  Dritten  zur  Seite 
treten;  femer  steht 

3.  dem  zui'  Zeit  nur  persönlich  auf  die  Sache  Berechtig- 
ten in  der  Verwahrung  (Frotestation)  ein  wirksames 
Mittel  zu  Gebote,  um  sich  gegen  die  aus  dem  PublicitAts- 
principe  ihm  drohenden  Nachtheile  sicher  zu  stellen.  Die- 
selbe bestellt  in  der  hier  fraglichen  ßezieluaig  in  einem 
im  Grund-  und  Hypothekenbuche  zu  verlautbarenden 
Widerspruche  gegen  solche  Verfügungen  über  das  Grund- 
stück s^ten  des  dermalen  eingetragenen  Eigenthlimers, 
welche  der  dereinstigen  Realisirbarkeit  des  persönlichen 

*  Anspruches  des  l-Votestirenden  durch  Dazwischentreten  dcb 
einem  Dritten  an  der  Sache  einzuräumenden  dinglichen 

16 
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Rechtes  entigegeiiBteheii  würden«  Die  einer  solchen  Ver- 
Währung  suwider  yorgencmmenen  spftteren  Einträge  sind 

dem  Ausbriiiger  der  Protestation  gegenüber  wirkuni^slos. 

Behufs  der  Erwirkung  eines  derartigeu  Vcrwaiiruugs- 
eintrage«  bedarf  es  nur  der  Bescheinigung  der  Existenz 
des  sicher  zu  stellenden  Anspruches,  also  namentlich  nicht 
daneben  noch  des  Nachwmses  einer  besonderen  GeflUir> 
dung,  da  die  Möglichkeit  einer  solchen  hier  in  der  Sache 
liegt 

Indessen  schtltzen  dergleichen  Frotestationen  immer 
nur  gegen  freiwillige  Verfugungen  selten  des  dermaligen 

Besitzers  oder  Eigenthümers,  nicht  aber  gegen  Acte  noth* 
wendiger  VeräUHserung,  wie  z.  B.  notliwendiger  Sub- 
hastation  des  Grundstücks  oder  HülfsvoUstreckung  in  das- 
selbe (zu  vergl.  §.  143  des  B.G.B.  verb.  mit  der  Gerichls- 
Ordnung  §.  218  jct  §§.  119,  154  und  165). 

Der  Zweck  derartiger  conservatoriscber  oder  provi- 
sorischer iianträge  bringt  es  übrigens  von  selbst  mit  sich^ 
dass  dieselben  dann  nicht  zulässig  sind,  wenn  dem  An- 
tragsteller ein  anderes  wirksameres  Sicherongsmittei  offen 
steht,  also  namentlich  dann  nicht,  wenn  der  ihm  zur  Seite 
stehende  peröoniiche  Rechtsgrund  zur  Erwirkung  eines  so- 
fortigen definitiven  Eintrags  in  dem  Grund-  und  Uypo- 
thekenbuche  reif  und  geeignet  ist  (was  z.  B.  bei  sdiwe- 
bender  Bedingung  nicht  der  Fall  ist). 

Zusatz.  Verschieden  von  dieser  Art  der  Protesta- 
tion ist  eine  zweite  i  Gattung,  deren  dasHypotbekengesetzim 
§.  148  und  die  Gerichtsordnung  im  §.  219  gedenkt.  Sie 
bezwedct  nur  im  Allgemeinen  durch  Arrestirang  des 
Grundstückes  ein  dereinst igc^n  Executionsobject'  fUr  eine 
noch  nicht  exccutiongreifc  Geldl'orderung,  welche  dem  pro- 
tcstircnden  Gläubiger  gegen  den  eingetragenen  Berech- 
tigten zusteht^  oder  auch  ein  etwaiges  Separationsrecht 
der  Erbschaftsgläubiger  im  Voraus  sicher  zu  stellen« 

Es  leiden  auf  sie  im  AUgenieinen  die  nämlichen  Grund- 
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Böitzo  Anwendung,  welche  insoweit  schon  vor  dem  Er- 
scheinen des  Hypothekengesetzes  nach  der  Verordnung 
der  vormaligen  Landesregierung   vom  15.  Mftrs  1821 

galten.  Darnach  bedarf  es  bei  ihnen  ausser  der  Beschei- 
nigung der  sicher  zu  stellenden  Forderung  selbst  auch 
noch  des  Nachwenses  einer  in  der  jeweiligen  Vermögens 
läge  des  Schnldners  begründeten  speciellen  Ge&hr  des 
Verlustes ;  d.»  h.  in  der  Kegel  der  sogenannten  Beschei* 
nigung  des  Nahriingsabfalles,  neben  welchem  jedoch  die 
Gerichtsordnung  a.  a.  O.  auch  noch  die  Bescheinigung 
einer  sn  befürchtenden  sonstigen  Erschwerung  der  Rechts- 
Verfolgung  als  gleichgeltend  zulässt 

Litt 0 r a  t u r :  zu  den  vorangehenden  §§.  55 — 57 :  II a u - 
boid, Lehrb.§§.  186ff.j  zudem Ilypothekeugesetze Heyne, 
Commeutar  zum  Grund-  und  Hypothekengesetze,  II  Bde. 
1845,  1846;  Sieg  mann,  das  EgL  Sächsische  Grund-  und 
Hypothekenrecht,  Leipzig  1861;  über  die  Flrotestationen : 
Siegln  ann,  .  in  Annalen  di  >  Kgl.  (J.A.O,  >J.  F.  Bd.  I. 
S.  145  ff.  —  V.  Wächter,  Ürdinariats-Frogramm  von  1867: 
Das  Superficiar-  oder  Platz -Hecht. 

%.  62.  Ton  dem  Aeeesslonserwerbe  bei  Immobilien. 

Der  Eigenthuinserwerb  an  Accessionen  einer  unbe- 
weglichen Sache  unteiüegt  nicht  dem  Ingrossationssysteme, 
und  ist  somit  nicht  von  dem  Grundbuchs-Mntrage  bedingt, 
▼iehnehr  geht  derselbe  in  allen  Fällen  ipso  jure  vor  sich, 
und  wenn  in  Folge  dessen  der  in  dem  Grundlmelie  dw- 
maien  eingetragene  Bestand  des  ftindus  einen  wesentliclien 
Zuwachs  erhalten  sollte,  wärde  die  eingetretene  Voran- 
derung  der  Vollstfindigkeit  halber  in  der  ersten  Ruhrik 
nach  Befinden  nachzutragen  sein,  wie  solches  z.  B.  die 
Ansfiihrnngsverord.  zum  Hypothekeugesetze  vom  15.  Febr. 
1844  §.  6  Abs.  2  für  den  Fall  anordnet,  wenn  durch  die 
AufRlhrung  eines  Wohngebäudes  auf  dem  im  Grundbuche 
bereits  eingetragenen  Immobile  eine  neue  Nahrung  ent^ 
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steht,  und  wie  solches  auch  jetzt  das  Gesetzbuch  §.  283 
a,  E.  vorbehält. 

Im  Uebrigen  behandelt  das  Ghesetzbach: 

A.  die  flogenannten  FlussacceBsionen  gemein- 
achaftlich  in  §§.  281—283,  während  es 

B.  die  soustigen  Fälle  der  Verbindung  be- 
weglicher Sachen  mit  unbeweglichen  in  §§.  284 — ^287  zu- 
sammenstellt 

Zu  A.  weicht  unser  zeitheriges  Recht  von  dem  ge- 
meinen Kechte,  mit  welchem  übrigens  iiuch  Saclisenspiegei 
IL  66  im  Wesentlichen  übereinstimmt^  insofern  ab,  als 
schon  eine  Anzahl  älterer  Gesetze  aus  den  Jahren 
(Rescr.  und  Befehl  vom  7.  December  1563),  1607  (Befehl 
vdm  30.  August  1()07),  1608  (Belchl  vom  4.  Jmu  1608), 
1676  (Rescript  vom  25.  September  1676)  u.  s.  f.  dem 
Landesherm  ausdrücklich  das  Recht  wahren,  die  sich  in 
der  Elbe  und  Mulde  bildenden  Häger  und  Werder  niit 
Ausschluss  der  Adjacenten  sich  alleni  zuzueignen.  In  der 
Elbstroniufcr-  und  Damiiiurdnung  vom  7.  August  1819 
§.  13  wird  solches  von  den  Elbhägeru  ausdrücklich  wie- 
derholt und  gemäss  der  Schlussworte  des  §.  14,  wonach 
die  Bestimmungen  der  Ufer-  und  Dammordnung  auch  auf 
die  kleineren  Flüsse  des  Königioiclici  anzuwenden  sein 
sollen,  i  r  treckt  man  jenen  Satz  auf  alle  Inseln,  die  sich 
in  den  fünf  sogenannten  ^^öffentlichen  Flüssen''  Sachsens 
bilden. 

Dabei  behielten  aber  jene  älteren  Landesgesetze  in- 
sofern immer  noch  practische  ^\  lelitigkeit,  als  sieh  in 
ihnen  der  Grundsatz  anerkannt  fand,  dass  es  rücksicht- 
lich des  avulsum  und  der  aluvio  selbst  bei  den  öffentlichen 
Flüssen  bei  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  zu 
bewenden  haben  solle.  Von  den  §§.  281,  282  des  B.G.B, 
ist  ungeachtet  ihrer  scheinbar  entgegenstehenden  F  assung 
bis  auf  Weiteres  noch  nicht  anzunehmen,  dass  duich  sie 
das  bestehende  Recht  zum  Nachtheile  des  Fiscus  habe 
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abgeändert  werden  sollen.  Au8  den  Motiven  S.  670  er- 
sieht man  nftmlich,  dasa  man  unter  den  Flüssen^  deren 

Bett  sich  nicht  im  Privateigenthume  befindet,  keineswegs 
die  öffentlichen  Flüsse  in  unserer  obigen  particularrecht- 
Ucben  Bedeutung  zu  verstehen  habe,  sondern  dass  jene 
Paragraphen  auf  eine  erst  noch  m  erwartende,  umfassende^ 
neue  Wassergesetzgebung  berechnet  seien,  durch  welche 
der  Begriff  des  flumen  publicum  möglicherweise  anders 
festgestellt  werden  könnte,  als  bisher.  Für  jetzt  erscheint 
daher  der  fiigenthumserwerb  des  Fiscus  an  der  insula  in 
flumine  publice  nata  mit  Rücksicht  auf  das  dem  Staate 
nach  zeitheriger  Auffassung  an  den  fünf  öffentlichen  Flüs- 
sen Sachsens  zugeschriebene  Eigenthum  lortdauemd  ge- 
sichert; was  dann  freilich  an  sich  auch  den  £igciithums> 
erwerb  des  Staatsfiscus  an  dem  alveus  derelictus  bei  einem 
dieser  öffentlidien  Flfisse  begründet  erschemen  lassen 
inüsste,  während  gleiehwulil  die  älteren,  wie  neueren 
Sächsischen  Bechtslehrer  dem  Fiscus  hier  das  Eigenthum 
abzusprechen  scheinen,  vielmehr  insoweit  das  gemeine  Recht 
als  fortgeltend  behandehi*)  (zu  vgl.  z.  B.  Curtius,  Hand- 
buch §.  525  bei  Not.  a.  b.  —  Haubold,  Lehrbuch  §.  231 
uot.  d.). 

Zu  B.   Die  hier  zusammen  geiassten  Fälle  sind  die 


*)  Die  im  Texte  gegebene  auf  dem  Hefte  des  letzten  Quartals 
vom  Wintettemester  1667  xa  1868  berohende  Ansicht  durch  die  oben 
,  ^int  $.  26,  Seite  90  enthaltene  (ungelfthr  aus  dem  Monate  November 
1868  stammende  neuere)  Darstellung  fiOUr  ttberwunden  und  erledigt 
zu  erachten,  hielt  man  lich  um  so  weniger  fftr  berechtigt»  als  wenig- 
stens die  Zuweisung  der  in  der  Elbe  enthaltenen  Ifitteihftger  an  den 
Fiscos  nach  $.18  der  Elbstrom -üfer-  und  Danun- Ordnung  vom 
7.  August  1819  dem  öffentlichen  VTerkehrB-  und  SchifffahrtsintereiBe 
zozoschreiben  ist  und  mit  dem  regicmentären  Gebote  ihrer  schleu- 
nigen Vernichtung  in  engster  Verbindung  steht.  Diesen  öffentlich 
n'rhtlichen  Anordnungen  dürfte  durch  281  und  2*^2  <les  B.G.B, 
laut  ^.  3  unter  1  der  P.V  0.  und  unbeschadet  des  in  dem  nämlichen 
Paragraphen  jener  Verordnung  unter  5,  d  Gesagten  kein  Abbruch  ge> 
ficbehen  köuueu. 
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gemeinrecbtiicheu  der  inaediiicatiö,  satio  and  impl&utatio. 
Bei  ihnen  gilt  nach  §§.  284  £P.  des  B.G.B.  im  Allgemeinen 
der  Gbrundsatz^  dass  der  Erwerb  des  Eigenthums.an  den 
mit  unserem  Immobile  verbundenen  fremden  bewetriichen 
Sachen  für  uns  dann  eiutreton  solle,  wenn  die  trcmdc 
Bache  durch  ihre  Verbindung  wirklicher  Beetandtheil  des 
Immobile  geworden  sei.  Bei  dem  Einbauen  soll  dies  mit 
dem  Augenblicke  der  wirklichen  Verwendung  des  fremden 
Baumaterials  iu  unser  Gebäude,  beim  Besäen  und  Be- 
pflanzen aber  dann  angenommen  werden,  wenn  (Ma  Hand- 
lung des  Säens  vollendet,  resp.  die  eingesetzte  Pflanze  in 
unserem  Boden  Wurzel  geschlagen  habe^  ohne  dass  also  hier 
überall  auf  das  oben  i$.  55,  II.  a.  8.  11 '9  p3(laclite  Merkmal 
der  Untrenn barkeit  der  \'erbiiidung  ein  entsciieidende» 
Gewicht  zu  legen  wäre.  Dabei  ist  jedoch  noch  darauf 
anfinerksun  zu  machen  (im  Vergleiche  su  dem  hierin 
abweichenden  gemeinen  Rechte ,  Windscheid,  Lehrb.  des 
Pandectenrechts,  2.  AuH.  Bd.  1.,  §.  188  bei  not  9,  lU  ver- 
bunden mit  §.  189  not.  4  S.  632  u.  534.), 

1.  dass  in  allen  diesen  FttUen  das  solchei^gestalt 
begründete  neue  Eigenthum  nicht  als  ein  bloss  widermf* 
liebes  crsrheiut,  sondern  auch  nach  Wiederaufhebiiiig  der 
den  Kigenthumserwerb  venuitteluden  Verbindung  fort- 
dauert, namentlich  also  auch  von  einem  Wiederauileben 
der  rei  vindicatio  wegen  der  eingebauten  Materialien  nach 
ihrer  LoslöBimg  von  dem  Gebäude  künftig  nicht  weiter  die 
Kede  nein  kann.  Die  Vorschrift  in  §  311  des  B.G.B,  steht^  • 
dein  nicht  entgegen,  da  dieselbe  nur  von  dem  Falle  zu  ver- 
stehen ist,  wo  die  Verbindung  der  bewegliehen  Sache  mit 
der  unbeweglichen  ihrer  jeweiligen  Beschaffenheit  nach 
eine  Eigentimmsveränderung  nicht  zur  Folge  gehabt  bat; 

2.  dass,  wie  nach  gemeinem  Rechte  zwar  für  den 
Eigenthumserwerb  nichts  darauf  ankommt,  ob  es  der 
QrundeigenthUmer  selbst  war,  welcher  die  Verbindung 
—  sei  es  bona  sei  es  mala  flde  —  vornahm  oder  nicht. 
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und  dass  in  beiden  Fällen  die  vorhandene  bona  oder  mala 
fides  des  Verbindenden  nur  auf  den  tjmfang,  resp.  selbst 
auf  die  Existenz  eines  Ersatzanspruches  Einfluss  äussere. 

Jedoch  ist  diese  Ersatzfrag^e  insofern  anders  regulirt,  als 
der  gutgläubige  Gruudeigenthiimer  höchstens  nur  bis  zur 
Bereicherung  haftet ,  der  bösgläubige  aber  yollen  Ersatz 
2u  leisten  hat  (§.  287  des  B.G.B.) ,  was  freilich  die  MSg- 
lichkeit  einer  nach  Befinden  weiter  gehenden  actio  ex 
lege  Aquilia  ia  unserem  iieutigen  Sinne  bei  sonst  gegebe- 
nen Voraussetzungen  nicht  ausschliessen  wird. 

Ueber  die  Fälle  der  Verbindung  selten  einee  bonae 
oder  malae  fidei  possessor  einee  fremden  Grundstückes 
und  die  diosein  nach  Befinden  zur  Seite  stehende  Ersatz- 
forderung giebt  §.  316  des  B.G.B,  insofern  Aufschiuss,  als 
«8  darnach  auf  die  Nothwendigkei^  resp.-  Nützlichkeit  der 
Verwendung  für  den  GrundeigenthÜmer  ankommen  soll, 
ob  er  überhaupt  Ei-satz  zu  beanspruchen  habe,  oder  nur 
auf  ein  blosses  jus  toiiendi  beschränkt  sein  süiic.  Inso- 
weit jedoch  hierbei  ein  Ersatzanspruch  auch  dem  malae 
fidel  possessor  zuerkannt  wird,  ist  der  entere  nicht  mehr 
bloss,  wie  nach  gemeinem  Rechte,  durch  eine  Retentions- 
einrede  geschützt,  sundern  es  steht  deni  Lrsatzberechti^- 
ten  nach  §.  oiS  des  B.G.B,  diesfalls  auch  eine  selbstän- 
^üge  Klage  künftig  zu; 

3.  dass  die  Verbindung  der  bewegliehen  Sache  mit 
^er  unbeweglichen,  möge  jene  auch  wirklich  dadurch 
Bestandtheil  der  letzteren  im  obigen  Sinne  geworden  sein, 
dennoch  unter  Umständen  eine  Eigenthurasveränderung 
nach  §.  2M  des  B.G.B  a.  E.  dann  nicht  .hervorbringen 
soll,  wenn  sie  nur  vorübergehend  von  einem  hierzu  be- 
rechtigten Andern,  z.  H.  dem  Pachter,  Miether,  Usufruc- 
tuar  u.  8.  f.  vor^^enoninien  worden  ist,  während  dieser 
Umstand  nach  der  herrschenden  gemeinrechtlichen  An- 
sicht zwar  nach  Befinden  auf  die  Ersatzfrage  Einfluss 
äussert,  aber  nicht  den  Etgenthumserwerb  auf  Seiten  des 
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Grundeigenthümers  ausscbliesst.  Anscbeinend  bat  man 
hierbei  an  die  beispielsweise  in  1.  60  D.  XLJ.  1.  erwähnten 
FlUle  gedacht  (cf.  Windscheid,  cit  §.  188,  not  8.  —  Sin- 

tenis,  Civilrecht  §.  50,  not  31  a.  E.). 


L  Abschnitt   Vom  Verinste  des  Eigenthnms. 

§.  68. 

Von  den  in  diesem  Abschnitte  zusammengestellten 
Verlustgründen  bedürfen  nur  folgende  einer  Besprechung: 

I.  In  §.  289  des  B.G.B.  werden  eingefaugene  wilde 
Thiere,  sowie  die  sahmgemachten  Thiere  (letztere  im  Ge* 
gensatze  zu  den  <  igentlichen  Hansthieren  gedacht)  inso- 
fern zwar  gleichgestellt,  als  bei  beiden  Gattungen  mit  der 
Wiedererlangung  ihrer  natürlichen  Freiheit  der  Eigen- 
thnmsverlust  gleichmässig  eintreten  soU  (§.  12.  J.  U.,  1  — 
Dies  hindert  jedoch  nicht  den  Unterschied,  der  sdion 
factisch  zwischen  beiden  Arten  Ton  Thieren  insofern  be- 
stellt ,  als  bei  den  zahmgemachten  Thitren  eine  gewisse 
Zeit  lang  ein  animus  reverteudi  Torausgesetzt  werden  dajrf^ 
im  einzehien  concreten  Falle  dadurch  auch  künftig  zur 
Geltung  zu  bringen ;  dass  man  bei  Thieren  der  letzteren 
Art  für  die  Annahme  ihrer  Rückkehr  in  die  natürliche 
Freiheit  regelmässig  zwingendere  Anzeichen  erfordern 
wird,  als  bei  den  entlaufenen  wilden  Thieren  der  ersterea 
Art,  eine  Anffiusung  der  Sache,  welche  schon  der  hier 
einschlagenden  St^e  des  Sttchsischen  Weichbildes  (art 
119)  zu  Grunde  liegen  dürlK 

II.  In  §§.  293,  294  berührt  das  Gesetzbuch  die 
Fälle  der  Dereliction  an  beweglichen  nnd  onbew^ 
liehen  Sachen;  in  ersterer  Beziehung  ist  zu  yeigL  das 
oben  §.  48,  a.  zu  §.211  des  Gesetzbuchs  Bemerkte.  An- 
langend dagegen  die  Dereliction  von  Grundstücken,  so 
bescböftigt  sich  unser  älteres  Particularreclit  vielfach 
mit  diesem  Gegenstande,  indem  eine  Beihe  von  Gesetsen 
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anordnet,  dass  die  Bogenannten  Wüstungen  oder  wüsten 
Qfiter^  d.  h.  die  von  ihren  EigentfaUmem  Terlassenen  und 
unbebaut  liegen  gebliebenen  Grundstücke  theiU  im  Steuer- 
interesae,  tbeils  zum  Zwecke  der  Tilgung  der  privatrecht- 
liehen  Grund-  oder  sonstigen  Schulden  des  Eigenthümers 
subhastii't  und  beim  Manc^el  von  Bietungslustigen  dem 
Gläubiger  in  solutum  überwiesen ,  resp.  demjenigen,  der 
sich  zu  deren  Wiederanbau  erbieten  würde,  sogar  unent- 
geltlich zugeschlagen  werden  sollen  (zu  vergl.  die  bei  Hau* 
bold  §.  180  not.  a.  angeiubrten  älteren  Gesetze,  üeber 
die  verwandten  Bestimmungen  des  Eömischen  Hechts 
.beim  ager  desertns  zu  vei^  Windscfaeid,  Lehrb.  ^etc* 
§.  174  not.  5,  Bd.  I.  S.  488). 

Gegenwärtig  hat  diese  Lehre  zwar  ihre  practische 
Bedeutung  ganz  verloren  (das  Hypothekengesetz  berührte 
sie  deshalb  gar  nicht);  gleichwohl  konnte  wenigstens  die 
Möglichkeit  einer  Dereliction  bei  Immobilien  vom  Gesetz- 
budie  nicht  aussär  Berücksichtigung  gelassen  werden 
und  die  Art,  wie  die  Lehre  in  dessen  §•  294  regnlirt 
wird ,  entspricht  ebenso  sehr  den  hierbei  In  Betracht 
kommenden  Forderungen  des  liigrossationsßystems,  als 
andrerseits  auch  dadurch  die  Erreichung  des  Zweckes 
jener  älteren  Landesgesetze  im  Wesentlichen  gesichert 
bleibt. 

m.  Mit  dem  in  §.  292  des  B.G.B.  berührten  pac- 
tum reservati  dominii  verband  tmser  zeitheriges  Kecht 

bei  G  r  II  n  d  s  t  ü  c  k  s  veräusserungen ,  wenn  der  Vorbehalt 
erweislich  nur  zur  Sichersteliung  der  Kauigelder  oder 
einer  anderen  Forderung  gemacht  worden  war^  noch  in 
Uebereinstimmung  mit  der  Ansicht  einer  Hehrzahl  älterer 
gemeinrechtlicher  Schriftsteiler,  die  Wirkung  eines  blossen 
Hypothekenvorbehaltes  (£rl.Froce88ord.  ad.  ti^XLIL^  7.  — 
Hjpothekengesetz  §.  32.). 

Bei  Veräusserungen  von  Mdbilien  dagegen  hatte  man 
seine  Bedeutung  an  sich  ganz  nach  den  gemeinrechtlichen 
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Grundsätzen  zu  bcurtheilen,  iude&s  wurde  das  pactum  in 
dieBem  letzteren  FaUe  erfahrungsmäasig  vielfach  zur  Um- 
gehimg  einer  anderen  Vorechrift  der  Erläuterten  Proce»- 
Ordnung  ad  tit.  XLIV,  2  wegeu  Ausschliessung  des  con- 
stituti  i)()S8e88orii  beim  Pfandv ertrage  benützt.  Das  Oe- 
setzbuch hat  es  daher  vorgezogen  ^  Mobiliar-  und  Immo- 
biliarveräuBsemngen  insoweit  gleichzustellen,  d.  h.  es  ist 
in  beiden  Fällen  dem  Eigenthumsvorbebalte ,  sobald  er 
nur  die  Sielierstellung  einer  Forderung  bezweckt,  bloss 
noch  piandrechtliche  Wirkung  beizulegen,  und  zwar  wird 
im  Falle  des  Verkaufs  der  bache  der  Verkäufer  künftig 
umsomebr  Veranlassung  haben  auf 'demgemässe  pfand- 
weise Sicherstellung  des  Kaufpreises  Bedacht  zu  nehmen, 
weil  §.  1094  des  Ji.G.H.  ilnn  die  Sicherung?  entzieht, 
welclie  ihm  das  gemeine  Kecht  durch  geset^che  Suppen- 
dirung  des  fiigenthumsüberganges  an  der  verkauften  Sache 
auf  den  Käufer  bis  zur  erfolgten  Kanfpreisberichtiguno^^ 
abgesehen  von  dem  Falle  der  Creditirunp:,  zu  Theil  wer- 
den Hess.  Da  jedoch  unser  heutiges  Mobiiiarplandrocht, 
wie  schon  bisher,  die  thatBächliche  Innehabung  der  Pfand- 
Sache  durch  den  Pfimdgläubiger  unbedingt  erfordert^  andrer- 
seits die  fragliche  Vorschrift  die  Tradition  der  Sache  and 
den  dadurch  bewirkten  Eigenthumsübergang  auf  den  Er- 
werber wegen  der  Unmöglichkeit  eines  Plandreehts  au 
eigener  Sache  offenbar  yoraussetzt,  so  wird  sich  selbst 
jene  beschränktere  Wirkung  des  pactum  reservat!  dominü 
bei  MobiHen  in  den  gewöhnlichen  Fällen  allerdings  nicht, 
sondern  nur  etwa  in  der  W(;iHC  erreichen  lassen,  dass 
der  Veräußsercr  bis  zur  Tilgung  der  sicher  zu  stellenden 
Forderung  die  Innehabung  der  Sache  zwar  zurttckbehäh, 
daneben  aber  den  Erwerber  durch  ein  mit  diesem  abzu- 
schliessendea  constitutum  por^sessorium  zum  Besitzer  der 
Sache  macht.  Verfolgt  dagegen  der  Eigenthunisvorbehalt 
einen  anderen  Zweck,  z.  B.  den,  sich  trotz  des  Abschlusses^ 
des  Veräusserungsvertrags,  resp.  d«^r  nachfolgenden  Ueber- 
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gsbe,  noch  eine  Zeit  lang  oder  bis  zu  einem  künftigen 
Erei^iBse  (also  tempus  certuin  oder  incertum)  die  freie 
Disposition  über  die  Sache  vorzubehalten,  so  kann  darin 
je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  bald  ein  blosser  dies, 
bald  eine  wirkbche  Bedingung^  und  hier  wieder  bald  eine 
auflösende,  bald  eine  aufschiebende  liegen.  Im  Falle  des 
died  ad  quem  (Endtermin)  oder  der  Hesolntivbedingong 
tritt  die  Vorschrift  des  §.  291  des  B.O.B,  ein,  ftlr  die 
Suspensivbedingung  soll  jedoch  nach  §.  292  des  B.G.B, 
im  Zweifel  die  Vermuthung  streiten,  und  zwar  erscheint 
solchenfalls  nicht  bloss  der  Eigenthumsübergang,  sondern 
aoeh  das  zn  Grande  liegende  VcrUust^erungsgeschiift  selbst 
in  der  Regel  als  bedingt.  Soviel  indess  die  Veräusöer- 
ung  von  Immobilien  in  diesem  Falle  anlangt  (d.  h.  wenn 
nicht  Sicherstellung  der  Forderung  der  Zweck  des  Vor- 
behaltes war),  so  kann,  da  die  Eintragung  des  neuen  Er- 
werbers in  das  Grundbuch  mit  der  HinzufUgong  einer 
Suspensivbedingung  sich  natürlich  nicht  verträgt,  obiger 
Sata  nnr  so  verstanden  werden,  dass  nicht  die  Wirkung 
der  Ueberschreibung  im  Gruudbuche,  sondern  nur  der 
ihr  vorausgehende  Vertrag  als  sjispendirt  zu  betrachten 
sei,  d.  h.  also  derselbe  wftbrend  des  Schwebens  der  Be- 
dingung einen  geeigneten  Titel  für  Eintragung  dem  Er- 
werber überhaupt  nicht  gewähren  solle. 

IV.  Ein  aueh  künftig  noch  neben  dem  Gesetzbuche 
fortbestehender  eigenthümlieher  Fall  des  Eigenthumsver- 
lostes  nach  Art.  306  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuchs .  (vergl.  unten  §.  64)  erscheint  durch  die 
allgemeine  Vorschrift  in  §.  290  des  B.ü.B.  vollständig 
gedeckt. 
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5.  Abscliuitt.   Gerichtliche  Verioigung  des 

Eigeathums. 

§.  64.  JEigenUmiaBklagc» 

'  I.  Gegen  jede  alsVorenthultiing  der  Sache  sich  charak- 
terisirende  Verletzung  seines  £igenthuma  steht  dem  Eigen- 
.tbümer  ztmlichet  die  £igenthiimsklage  im  technischen 
Sinne  (rei  vindicatio)  zu  (§.  295  des  B.G.B).  Zu  Begrttnd* 
uTig  seines  EigentbuniB  hat  der  Kläger  bei  linnioblKen 
nach  dem  oben  §.  59,  I.  Gesagten  einfach  die  Thatsuche 
seines  erfolgten  ßesitzereintragos  auf  dem  betreffenden 
Orundbuchsfoliam^  also  ohne  dass  es  der  Darlegung  des 
diesem  Eintrage  zu  Grunde  liegenden  Erwerbstitels  be- 
dürfte, zu  behaupten  uü^l  so  viel  nüthig  darzuihuii.  Bei 
Mobilien  dagegen  ist  das  Vorbandensein  der  thatsächlichen 
Voraussetzungen  Rlr  eme  der  oben  (§§.  52-- 57)  erwähnten 
Erwerbarten  schlttssig  darzulegen ,  resp*  zu  bewetsen. 
Letzteren  Falles  steht  Indess  dem  Kläger  nach  §.  325  des 
B.G.B,  noch  heutzutage  in  den  geeigneten  Fällen,  und 
wenn  ihm  ein  schwächer  Berechtigter  gegenübersteht,  die 
Wahl  zwischen  der  Eigenthumskiage  und  der  actio  Fa- 
bliciana  offen,  während  diese  letztere  in  Ansehung  solcher 
Immobilien,  welche  bereits  ein  Folium  erhalten  haben  (zu 
vergl.  namentlich  das  oben  §.  59,  V.  Bemerkte),  nicht 
weiter  vorkommen  kann. 

n.  Bei  mehreren  Gattungen  beweglicher  Sachen 
fiftllt  indessen  sowohl  ihre  Verfolgbarkeit  mit  der  rei  vin- 
dicatio als  mit  der  Publicianischen  Klage  entweder  gana 
hinweg,  oder  dieselbe  ist  doch  weaeutlicb  beschränkt. 

A.   Zeitheriges  Recht. 

Schon  früher  nämlich  werden: 

1.  in  Sachsen  zuerst  die  Casscnbillcts,  dann  die 
landschaftlichen  Obligationen  und  Kammercreditcassen- 
scheine  und  später  auch  andre  inländische  Staats-  und 
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öffentliche  Creditpapiere  der  Vindication  dergestalt  ent- 
zogen, das&  diefiolben  aus  der  Haud  eines  redlichen  dritten 
Besitzers  weder  mit  der  Vindication  noch  mit  einer  andern 
dinglichen  Klage  ^  besonders  nicht  der  Pablidanisehen, 
(Edict  vom  6.  Mai  1112,  §.  3  — )  gefordert  werden  konn- 
ten (Mandat  vom  2G.  Januar  1775,  sowie  eine  Beihe  spä- 
terer Speciaigesetze,  Uber  welche  zu  vgl.  Haubold  §.  188,  c). 
Ein  allgemeinea  Gesetz  Tom  8.  Jnni  1846  ^^die  AiiBschliesa- 
iing  der  auf  jeden  Inhaber  lautende  Creditpa))iere  von 
der  Vindication  betreffend^'  erstreckte  diesen  Grundsatz 
auf  alle  öÖeutiicijon  Creditpapiere  und  rechnete  zu  den 
letzteren  sowohl  in-  und  (aualändische  Staatspapiere ,  als 
auch  die  von  Privatoorporationen  oder  Anstalten  des  In- 
und  Auslandes  mit  Genehmigung  der  betreffenden  Regier- 
ungen ausgestellten  Creditpapiere,  sowie  die  von  Actien- 
geseilschaften  mit  gleicher  Genehmigung  ausgegebenen 
Actien,  beziehentlich  die  zu  diesen  Papieren  gehörigen 
Coupons,  Zinsleisten  und  Dividendenscheine.  Dieses  Ge- 
setz ist  zwar  durch  das  Emt  ihrungsgesetz  zum  Allge- 
meinen Deutschen  llandelsgesetzbuche  vom  3U.  October 
1861,  §.  17  aufgehoben  worden,  aber  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  zum  Theile  viel  weiter  gehenden  Bestimmungen 
des  HandelsgeBetzbuchs  in  den  Artt.  306  und  307.  Dar- 
nach soll  nämlich 

a.  bei  Waaren  und  andern  beweglichen  i5acheu,  die 
ein  ELauünann  in  seinem  Handelsbetriebe  verftussert  und 
übergiebt;  der  redliche  Erwerber  nicht  bloss  gegen  die 
Vindication  jedes  Dritten  geschützt  sein,  sondern  ohne 
Unterschied,  ob  der  Veräusserer  Eigeuthümer  oder  sonst 
aar  Veräusserung  berechtigt  war,  sogar  das  Eigenthum 
an  der  Sache  eriangen.  BVüher  begründete  Eigenthums- 
rechte dritter  Personen  an  solchen  Sachen  erlöschen  mit 
dem  Augenblicke  der  Veräusseruug  und  Uebergabe  an 
den  gutgläubigen  Erwerber. 

Ausgenommen  hiervon  sind  nur  alle  gestohlenen  und 
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verlorenen  Sachen^  moclite  diese  Eigenschait  dem  Er- 
werber bekannt  «ein  oder  nicbt» 

b.  Sind  Gegenstände  der  vorbeseichneten  Art  von 
einem  K:iufmainie  in  seinem  ILttuh^lsbetricbe  v^erpföndet 
worden,  so  h&t  dies  zwar  ein  Erlübciien  Irilher  begründeter 
Eigenthumarecbte  nicht  zxsr  Folge,  wobl  aber  können  der- 
art ige  Kigenthumsredbte  nicht  snm  Naebtheile  des  red- 
lichen Pfandnehmers  oder  seines  Rechtsnachfolgers;  also 
namentlich  nur  gegen  Erlegung  der  P^^ndschuld  geltend 
gemacht  werden.  Auch  hier  gilt  übrigens  die  Ausnahme 
rücksichtlich  der  gestohlenen  oder  verlorenen  Sachen. 

c.  Dagegen  sollen  nach  Art.  ^7  des  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuchs  bei  einer  Verttusserung  oder 
Verpfandung  von  Inhaberpapieren  die  sub  a.  und  b.  ge- 
dachten Kechtswirkungen  selbst  dann  eintreten ,  wenn 
dieselbe  yon  einem  Nichtkaufinanne  oder  zwar  von  euiem 
KaufinannC;  aber  nicht  in  seinem  Handlungsbetriebe  vor- 
genomiueu  wurde.  Auch  soll  es  keinen  Unterschied  ma- 
chen; ob  die  Papiere  zur  Oiasse  der  verlornen  resp.  ge- 
stohlnen  Sachen  gehören,  womit  jedoch  nur  ausgesprochen 
ist,  dass  die  Eigenschaft  der  Papiere  als  gestohlner,  resp. 
verlorner  keinen  dem  Kigenthumserwerbe  oder  der  Gültig- 
keit des  Pfandrechts  entgegenstehenden  objectiven  Be- 
hinderungsgrund abgebe,  während  an  dem  Erfordernisse 
der  bona  iides  auf  Seiten  des  Erwerbers  natürlich  auch 
hier  festzuhalten  ist.  Hierzu  bestimmt  übrigens  unser 
EinfOhrungsgesetz  vom  30.  Ootober  1861  im  §.  17  noch, 

dass  diese  Bestimmungen  nanientlich  auch  auf  alle  aus- 
ländhichcu  Inhaberpapiere^  sobald  deren  Ausstellung  nach 
dem  Gesetze  des  Ausstellungsortes  gestattet  gewesen,  An- 
wendung zu  leiden  habe,  dass  aber  mit  der  Aussercotirs- 
Setzung  des  Papiers  (über  diesen  Be^^rilt  zu  vergl.  die 
A.V.O.  zum  Einfiihrungsgesetze  vom  30.  Deoember  1861, 
§§.  44^  45)  die  volle  \^ndicabilitftt  desselben  wieder  ein- 
tiete. 
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2.  Etwas  Aebnlicbes  gilt  auch  nach  der  AUgeraeinen 
Deutschen  Wechselordnimg  Art  74  von  den  Wechseln, 
insofern  darnach  ein  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  36 
iegitimirter  Besitzer  des  Wechsels  nur  dann  zu  dessen 
Hemusgabe  angebalten  werden  kann^  wenn  er  erweislich 
denselben  im  bösen  Glauben  erworben  hat  oder  ihm  bei 
dessen  Erwerbe  eine  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  fallt. 
Ob  der  Wechsel  gestohlen  oder  verloren  war,  ist  hier 
ebenialls  gleichgültig.  Indessen  geht  diese  Bestimmung 
deshalb  weniger  weit,  als  die  de?  Ilandel^^gesetzbuches  im 
Art  307,  weil  auch  schon  ein  dem  Besitzer  in  Bezug  auf 
dea  Erwerb  des  Wechsels  nachgewiesenes  grobes  Ver- 
Sebalden  der  mala  fides  gleichstehen  soll.  Das  Handels* 
gesetzbucii  im  Art.  305  erstreckt  nun  diese  Vorschrift  der 
Wechselordnung  auch  auf  die  in  Artt.  ^1 — 304  gedach- 
ten Ordrepapiere  (Connossement,  Lagerscheine  etc.)»  und 
früherliin  litt  die:ielbe  bei  uns  auch  noch  aut"  die  soge- 
uaantea  kaui'männischen  Anweisungen  volle  Anwendung 
(Gesetz  vom  7.  Juni  1849,  §.  1).  Dies  letztere  ist  jedoch 
durch  das  EinfÜhrungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuche  vom 
SO.  October  1861,  §.  17  dahin  moditicirt  worden,  dass  bei 
kauftn&nnischen  Anweisungen,  wenn  sie  mittelst  Blanco- 
Indossaments  weiter  begeben,  oder  im  Aaslande  giltiger 
Weise  auf  den  Inhaber  gestellt  seien,  die  \\  i  bindliehkeit 
zu  deren  Herausgabe  nicht  weiter  nach  der  gedachten 
Stelle  der  Wechselordnung,  sondern  nach  den  bereits  er- 
wähnten Artikeln  306  und  307  des  Handehgesetebudies 
gleichialls  beurtheilt  werden  soll. 

Endlich  sind  noch: 

3.  eine  Anzahl  öffentlicher  Anstalten,  Leihh&user, 

Sparkassen,  die  Leipziger  Credituiistait^  Leipziger  Bank 
u.  8.  w«  insofern  privilegirt,  als  die  Eigenthümer  der  bei 
ihnen  von  einem  Dritten  verpüLndeten  beweglichen  Sachen 
dieselben  nur  gegen  Erlegung  des  Pfandschillings  zurück 
zu  iorderu  berechtigt  sein  sollen.    Selbst  die  gestohlnen 
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oder  verlorenen  Sachen,  neben  denen  in  den  Statuten 
übrigens  gewöhnlich  auch  nucii  die  geniubten  Sachen  be- 
sondera  erwähnt  werden,  sind  nur  dann  gegen  dieses  Pri- 
vilegium gesichert,  wenn  ihr  Abhandenkommen  von  dem 
Berechtigten  vor  ihrem  VenMtze  bei  der  betreffenden  An- 
stalt angezeigt  worden  war,  und  deren  Annahme  als  lYand 
binnen  der  nächsten  drei  Monate  nach  dieser  Anzeige 
erfolgt  ist  (vergl.  oben  §.  14  a.  E.). 

B.  IMese  sftmmüichen  snb  A.  1 — 3  gedachten  Vin- 
dicationsbesdirättknngen  behalten  auch  nach  Inkrafttre- 
timir  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  ihre  volle  (iültigkeit, 
denn  tiieils  sind  dieselben  in  296,  297  ausdrücklich 
wiederholt,  theils  erscheinen  sie  durch  §,  3  der  P.V.O. 
und  durch  §.  29  des  Gesetzbuches  schon  als  ausreichend 
gewahrt.  Neu  ist,  abgesehen  von  einem  in  dem  folgen- 
den §.  65,  V.  noch  zu  erwähnenden  Puncte,  nur  die  Be- 
stimmung wegen  des  Metall-  und  Papiergeldes. 

Schon  bei  der  Emission  neuer  Cassenbillets  im  Jahre 
1840  nämlich  war  in  das  desfSsdIsige  Gesetz  vom  16.  April 
l.'^O  §.  8  abweicliend  vun  dem  oben  sub  A.  erwÄhnten 
Edicte  vom  6.  Mai  1772  die  Bestimmung  aufgenommen 
worden,  dass  die  neuen  Cassenbillets  rttcksichtlich  ihrer 
Vindicabilität  dem  baaren  Gelde  gleichzustellen  seien,  und 
dieselbe  Bestimmung  wiederholt  sich  auch  bei  den  späteren 
Emissionen,  insbesondere  im  Gesetze  vom  6.  September 
1855  8. 

Insofern  man  hierbei  an  die  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätze über  die  Möglichkeit  der  Vindication  von  Geldstücken 

zu  denken  lialte,  enthalt  der  ^.  296  des  B.G.Ii,  die  düp- 
peite  Abänderung: 

1.  dass  hinsichtlich  des  Papiergeldes  nunmehr  wieder 
zu  dem  obigen  Grundsatze  des  Edicts  von  1772  zurück- 
gegriffen wird,  und  zwar  soll  nach  den  Motiven  unter 
dem  Papiergelde  nicht  bloss  diis  vom  Staate  auszugebende, 
sondern  jedes  unverzinsliche^  papierne  Werthzeichen,  also 


Digittzed  by  Google 


Bei  Papier-  u.  MeUüigddu.  d.  B.G.B,  u.  nach  Ges.  t.  30.  Jimi  1868.  241 

z.  B.  einschliesslich  der  von  Privatcorporationeu,  wie  die 
von  der  Leipziger  Baitk  auBgegebenen  Banknolen  zu  ver- 
stehen  eem; 

2.  sodann  aber  auch  insofern,  als  nun  der  gleiche 

Grundsatz  auch  aut  das  Metallgeld  erstreckt,  dieses  also 
nun  ebenfalls  der  Vindication  aus  der  Hand  des  gut- 
^äubigen  Besitzers  völlig  und  ohne  Rücksicht  darauf  ent- 
zogen wurde,  ob  dasselbe  von  dem  EmpfiUiger  bereits  mit 
seinem  Oelde  vermischt  worden  war  oder  nicht.  Ueber 
den  Fall  der  Vermischung  ist  zu  vergl.  das  oben  §.  55, 
IL  ad  b.  a.  £.  Gesagte'''). 


*)  liiemächst  schliesst  noch  das  untorm  30.  Juni  inm  erschie- 
uene  Gesetz  ..eine  Besrhriiiikuug  der  WirkBainkeit  r  v  jii  i;hn[ratt€U 
vorgenomnieDen  Veiaussjerungen  etc.  betrefleud"  die  Anweuduiig  der 
Viudication  und  sonstigen  dingUchea Klagen  (§.  Ij  bei  Mobilien  unter 
folgenden 

1.  theils  subjectiven, 

2.  theils  objectiven 

Tonttusetnmgsn  ans.  Der  diqgUehe  Beditssclmts  bleibt  n&oiUch 
SU  1.  versagt: 

a.  den  im  §.  1  jenes  Gesetses  anfgefolirten  Personen  (des  Yet« 
äusseren  Ehegatten,  Verwandten  und  VerBchwftgerten  in  auf-  und  ab- 
steigender Linie  und  bis  snm  ersten  Grade  der  Seitenlinie  ein- 
schliesslich  der  halbbOrtigen  Geschwister  und  deren  Ehegatten),  und 
swsr 

b.  gegen ii))er  dem  Gläubiger  oder  der  Gläubigerschaft  des  Ver- 

iusserers.  jedoch 

2.  nur  dann  und  zwar 

a.  ausserhalb  des  Concurscs 

of.  wenn  die  beireftendc  bewegliche  Sache  zu  Gunsten  des  zul.b 
gedachten  Gläubigers  abgej[^ändet  worden  ist  oder  abgepfändet  wer- 
den soll, 

ß.  die  Veräusserung  während  der  bestehenden  Ehe  vor  sich  ge- 
gangen  ist,  endHeh  auch 

y.  die  ezeentionsreife  Forderung  erst  im  Laufe  der  bestehesdeu 
Ehe  entstanden  ist; 

b.  im  FsUe  des  Concurses  dagegen  nur  unter  der  vorstehend 
unter  a,  ß  gedachten  Voraussetsung. 

Die  rechtliche  Bedeutong  des  durch  das  Gesett  yschaffencn  In- 
stitutes ist  —  abgesehen  von  dem  nicht  nothwendig  gegebenen  Falle 

le 
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§.  65.  Person  des  Tlndieationsbekligten« 

III.   Was  bei  dem  ViDdicationsprocesae  iowahl  als 

bei  der  Publictanischen  Klage  die  Person  de«  Beklagten 
aolaugt,  so  fällt  die  Rolle  desselben  auch  nach  dem  Ge- 


einer  an  sich  schon  nichtigen  S<^henkiuig  unter  Khegatteu  und  unge- 
achtet der  eine  solche  Auftassuiig  scheinbar  beffüustigeudeu  Ueber- 
schrift  des  Gesetzes:  zu  vergl.  Wochenbl.  lux  merkw.  R^ohtsfklle, 
18G9  S.  35  —  weder  ki  einer  2<«ullität  noch  auch  iu  einer  Anfecht- 
barkeit des  Yeräusserongsgeschältes  usd  des  durch  ihn  Tennilteltea 
EigeiitiiQiBserwerbei  selbst  sn  soeben.  Der  ersteren  Annahme  steht 
der  Umstand  entgegen,  dass  dem  nimlicfaen  YerftnsserangsgeachAfte 
in  Fillen,  welche  ausserhalb  der  oben  unter  gedachten  yoraiia- 
setsuagen  liegen  und  gegenfiber  alloi  Personen,  welche  nicht  Glinbl- 
ger  des  Yeräusserers  sind  ( 1 ,  b)  durch  das  Geseta  selbst  stillschweigend 
die  Eigenschaft  eines  tüchtigen  Rechtstitels  zugestanden  wird.  Ohne 
dieses  Anerkenntniss  der  Gültigkeit  würde  auch  das  Gesetz  im  §.  2 
dem  verletzten  Eigenthümcr  einen  Schädenanspmch  an  den  Ver- 
äusserer nicht  haben  zusprechi  n  ki  nnen  —  einen  Schädenanspruch, 
welcher  übrigens  auf  Seiten  d  r  Klu  hau  im  Concurse  des  veraussern- 
den  Ehegatten  nach  §.  2  des  Gesetzes  am  £nde  mit  Priorität  nicht 
weiter  ausgestattet  sein  soll. 

Wider  die  Annahme  der  Anfechtbarkeit  des  Veräusscrungsge- 
Schaftes  (ex  capite  doli)  streitet  dagegen  —  von  dem  bisherigen  ab- 
gesehen ~  noch  die  praceptiveFassong  desGesetses,  nachweldier  hi 
den  dort  Torgesehenen  Fällen  die  dingliche  Klage  als  ein  schlechter* 
dings  verbotenes,  also  TOn  Amtswegen  siirQcksuweisendea,  nicht  eist 
mit  Hälfe  der  Einrede  und  Anfechtung  absuwehrendes  Bechtsmittel 
sich  charakterisirt 

Die  praesumtio  doli  violenta,  welche  als  Batio  dem  Gesetze  za 
Grunde  liegt,  soll  vielmehr  den  zunächst  nur  processualen  Erfolg  her- 
beiführen, dem  Eigenthümcr,  dessen  Recht  aus  dem  Veräusserungs- 
geschafte  im  üebrigcn  ganz  dahingestellt  bkibt,  die  als  solchem  ihm 
zustehenden  Klagen  in  den  in  dem  Gesetze  bestimmten  Fällen  ab- 
zuschneiden, ähnlich  (wenn  auch  in  casuistisch  begranzterer  Weiset 
wie  solches  bei  den  übrigen  in  diesem  Capitel  der  Vorlesungen  be- 
handelten Yindicationsbeschränkungen  (z.  B.  nach  li'.  G  des  B.G.B.  ) 
der  Fall  ist  ^Vochenbl.  lbG8  S.  570,  1869  b.  36),  und  es  folgt  hieraus 
femer,  dass  der  Piändungsact  dem  durch  die  fragliche  Yeräussenmg 
begrOndeten  Eigenthnme  des  Erwerben  materiellrechtlich  ftber- 
hanpt  nicht  prü^ndictrt,  insbesondere  auch  nicht  eme  Erlöschung 
des  Eigenthnmes  herbeiführt.  Der  durch  die  POndong  gesch&digte 
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setebnche  bald  dem  wirklichen  bald  dem  nur  finglrten 
Inhaber  der  Sache  zti,  nnd  zwar  werde»  auch  hier  im 

Allgemeinen  die  beiden  geTneiiirechtlicheil  FftUe  der  £cta 
posaessio  unterschieden^  uänilich : 

a.  auf  Seiten  desseni  qui  liti  ae  obtulit  (§.  299  des 
£.G  B.),  worunter  das  Gesetzbach  denjenigen  Beklagten 


Eigenthümer  behält  also  consequentcr  Weise,  zumal  die  das  freie 
Eigenthnin  in  seiner  Geltendmachung  heschränkonde  Ausnahmebe- 
Btimmnn?  m%.  1  des  Gesetzes  vom  Juni  IRG^  eine  extonsivc  Aus- 
legung nicht  verträgt  seine  Eigeutiiuiiiskiage  gegenüber  jeder  dritten 
Person,  welche  spater  die  Sache  unter  anderen,  als  den  im  Gesetze 
-vorausgesetzten  Umstäudeu  erwirbt,  es  miisste  denn  bei  diesem  Dritten 
ein  besonderer  Eigenthuraserwerbsmodus,  z.  B.  eine  Bpecification,  da- 
swiichentreten.  Auch  würde  dem  neuen  Erwerber,  welcher  das  Object 
In  der  gerichtUehoi  Pfimcbniction  gekauft  luit,  nküit  sowobl  regel- 
mftflsig  die  Bestimmung  im  §.  816  des  B.6.B  jxl  statten  kommen, 
als  vielmehr  nadi  dem  6.  208  am  Sdiliuse  des  ersten  Absatses  Oe* 
sagten«  geradesu  ein  selbststftadiger  Eigenthomserwerb  zur  Seite  stehen. 

Ans  Jener  proeesBualen  Stellung  des  in  Frage  be&ngenen  Insti- 
stutes  rechtfertigt  es  sich  zugleich,  wenn,  wie  von  der  Mehrzahl  der 
Appellationsgerichte  geschieht  —  in  deren  Hand  künftig  nach  §.  8 
des  Gesetzes  die  letzte  Entscheidung  derartiger  Reclamationsstreitig- 
keiten  in  allen  Fällen  ausserhalb  des  Concurses  gelegt  ist  —  das 
Gesetz  auf  alle  vor  dessen  Erlass  entstandene  und  die  Kxt'cution  ver- 
anlassende Forderungen,  geschlossene  Ehen  und  eingeLrangene  Ver- 
ttusserungsgeschäfte  zurückbezogeu  wird,  mag  iiiin  —  was  für  die 
erste  Zeit  von  Bedeutung  —  die  Hülfsvollstreckung  uder  Concurs- 
eröffnung  beziehentlich  die  Ileclauiation  vor  oder  nach  Emauatiou  des 
Gesetzes  bewirkt  worden  sein.  Wochenbktt  18G8  S.  509  f.,  186d 
S.  88  f.  and  87  f.  and  f .  S  des  B.G.B.  Sdihissworte. 

Sdüiesdidi  ist  noeh  darauf  binsaweisen,  dass  die  Yindication  etc. 
nnter  allen  Umstanden  für  unirirksam  erkiftrt  worden  ist,  sei  es,  dass 
die  YeiauBserang  direct  siriscben  dem  verschuldeten  Ehegatten  und 
einem  AngehAtig«i  der  nnter  l.a  gedachten  PersooeaUassen  abge- 
Kbiossen  worden  sei,  sei  es.  dass  der  vindicirende  Verwandte  etc. 
erst  wieder  von  dritter  Seite  die  von  einem  Schuldner  während  der 
Ehe  Teräusserte  Mobilie  an  sich  gebracht  habe.  Denn  der  §.  1  des 
Gesetzes  geht  ganz  allgemein  von  der  Annahme  einer  während  der 
Ehe  vorgenommenen  Veräusserung  aus,  gleichviel  ob  der  nachmals 
als  Reclamant  auftretende  Verwandte  etc.  in  der  Bolle  des  uiuuit- 
teibaren  Erwerbers  sich  beiunden  bat  oder  nicht. 

16* 
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Tersteht,  welcher,  ohne  Inhaber  der  Sache  zu  sein,  doch 
die  von  dem  KlSger  behauptete  Innehabong  einrättint; 

b.  auf  Seiten  deeseii;  qui  dolo  desiit  poBsIdere  (§.  304 

des  B.G.B.).  Nach  der  letzteren  Gesetzstelle  zifht  iedoch 
eine  vor  dem  Beginne  des  Processes  erfolgte  Bcsitzent- 
ftusserungy  selbst  wenn  sie  von  dem  unredlichen  BeBitser 
tmd  absichtlich  vorgenommen  wurde,  die  Folgen  der  ficta 
possessio  fiir  denselben  nur  dann  nach  sich,  wenn  sie  zu 
dem  Zwecke  geschehen  war,  sich  dem  Processe  dadurch, 
zu  entziehen.  Andere  Arten  der  absichtlichen  Besitzeut- 
äusserung  vor  Benachrichtigung  von  der  Klage  können 
daher  den  malae  fidei  possessor  zwar  insmer  nodi  als  delict- 
massig  verliaftet  erscheinen  lassen,  befreien  ihn  aber 
wenigstens  von  der  Eigenthumsklage,  und  wenn  auch 
hier  wie  dort  der  Anspruch  sich  nach  Befinden  nur  in 
einen  Ersatzanspruch  auflösen  wird,  so  besteht  doch 
zwischen  beiden  Fällen  immer  noch  der  wesentliche  Un- 
terschied, dass,  so  lange  dei-  Beklagte  als  fictus  possessor 
mit  der  Eigenthunisklagc  belaugbar  bleibt,  das  Klagegesuch 
und  die  erentuelle  Condemnatoriit  auf  Herausgabe  der 
Sache  zu  lauten  haben  wird,  und  die  Schädenermittelung 
erst  dem  Lxccuiiun^sbiadium  iiacli  Massgabe  der  dorn  Kläger 
günstigen  Bestimnnmp^on  des  Kxccutionsgesetzes  vom 
28.  Februar  1838  §§.  73  ff.  anheimfällt,  während  andern 
Falles  der  Kläger  die  Unterlagen  für  die  Schädenberech- 
nung sofort  in  der  Klage  darzulegen  hat. 

c.  Bei  einem  nach  der  Klagbchändigung  eingetre- 
tenen verschuldeten  Besitzverluste  kommt  dagegen  auf  die 
vorherige  Redlichkeit  oder  Unredlichkeit  des  Besitzes» 
sowie  darauf,  ob  ersterer  dolo  oder  nur  culpa  herbeige- 
führt wird,  an  sich,  d.  h.  für  die  Wirkung  einer  Befreiung 
des  Beklagten  von  der  Eigenthunisklnge,  nichts  weiter  an, 
jedoch  soll,  wo  blosse  Fahrlässigkeit  im'Spiele ist,  die  Leistung 
der  litis  aestimatio  Seiten  des  nachmals  verurtheiltcn  Be- 
klagten dergestalt  als  Abfindung  des  Kll^eiv  f f&r  die  Sacbe 
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gelten,  dass  sie  80  beurtheilt  wird,  als  habe  der  Verklagte 
die  Sache  von  dem  Kläger  durch  Kauf  und  Ue hergäbe 

erworben  (§.  305  des  B.G.R.),  während  in  dem  Falle 
doloser  Besitzentäusserung  ebenso  wie  in  den  oben  sub 
a.  ttnd  b.  gedachten  Fftllen  der  £igenthfimer  auch  nach 
Empfang  der  Streitwürderung  die  Klage  n  den  jedes- 
maligen dritten  Inhaber  der  Sache  behält ,  und  nur  der 
Werth  der  von  ihm  etwa  in  Natur  wieder  eriangten  Sache 
dem  fictua  poeeeBSor  an  der  ürsatzsanmie  unbedingt  su 
Gute  gehen  soll. 

« 

In  gleicher  Weise  bestimmt  sich  auch 

d.  das  VerhältniBs  der  übrigen,  erat  in  §.  306 
des  B.O.B.  berttbrten  Fälle,  welche  das  Römische  Recht 

neben  der  absichtlichen  Besitzentäusserung  sonst  noch 
unter  dem  „dolo  desüt  possidere''  begreift  (Consumtion, 
Specification,  absichtliche  Zerstörung  der  Sadie  u.  s.  £), 
zu  den  bisher  erörterten  von  selbst^  je  nachdem  der  hier- 
durch schuldvoll  bewirkte  Untergang  der  Sache  entweder 
vor  oder  nach  der  Klagbeh&ndigung  eintrat,  nur  dass  im 
enteren  Falle  dem  malae  fidei  possessor  nicht  weiter  die 
nd  b.  gedachte  besonders  qualiticirte  Absicht,  sondern  ein 
blosses  sonstiges  Verschulden  nacligewiesen  zu  werden 
braudif. 

e.  Ein  casueller  Untergang  d<?r  Sache  endlich  be- 
freit den,  der  durch  Verbrechen  in  den  Besitz  der 
Sache  gelangt  ist,  nach  §.  307  des  B.G.B,  in  der  Regel 
gar  nicht,  den  sonstigen  malae  fidei  possessor  aber  nur 
dann  von  der  Eigenthumsklage,  wenn  dieser  Untergang 
vor  der  Klagbehändigung  erfolgt  war,  es  müsste  denn 
der  Zufall  ein  solcTer  gewesen  sein,  welcher  die  Scacbe 
auch  bei  dem  Eigcuthümer  getroffen  hätte,  wo  dann 
sowohl  die  Haftung  des  für  im  gemeinrechtlichen  Sinne 
alt  die  des  sonstigen  bösgläubigen  Besitzers  nach  dem 
iVocc^sbeginne  wegfallt 
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IV.  Was  den  Umfang  der  Haftung  des  Beklagten  für 
die  Früchte  der  Sache  anbelangt^  so  ging: 

L  onier  zeitherigeB  Partiealanreeht  in  dec.  II.  von 
1746  insofern  von  eigenthümlichen  Grundsätzen  aua,  als' 

a.  die  ßedlichkeit  oder  Unredlichkeit  des  Besitzes  auf 
Seiten  des  Beklagten  auch  für  die  vor  dem  Frooesaaa- 
fange  zurückliegenden  Früchte  nur  unter  Umständen  einen 
Unterschied  betreÖs  der  Haftung  begründete. 

£b  sollte  nämlich  darnach  der  roalae  fidei  posaeasor 
zur  Restitution  der  Früchte  auf  die  letzten  drei  Jahre,  der 
bonae  tiilei  posset^sor  auf  das  letzte  Jahr  von  Behäiidigiing 
der  Klage  an  zurückgerechnet  für  verpÜichtet  geachtet 
werden. 

b.  Innerbalb  des  sich  hiemach  ei^ebenden  Zeitrau- 
nies  kam  es  übrigens  nicht  auf  Ermittelung  der  wirklich 
gezogenen  Früchte  (fructus  percepti)  resp.  der  Tersäumten 
Früchte  (fiructus  percipiendi)  im  gemeinrechtlichen  Sinne 
mittelst  förmlicher  Rechnungsablegiuig  an^  sondern  es  war 
durch  Gutachten  Sachverständiger  einfach  der  durchschnitt- 
liche jährliche  Beinertrag,  d*  h.  der  Betrag  dessen  abzu- 
schätzen^ was  nach  landwirthschaftlichem  Ermessen  im 
regelmässigen  Verlaule  der  Dinge,  also  nach  einem  rein 
objectiven  Massstabe  aus  der  Sache  yoraussichtlich  sich 
hätte  gewinnen  lassen  (Oottschalki  discept  forens.  II. 
cap.  10;. 

2.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  ist  in  der  ad  1,  a  ge- 
dachten Beziehung  zu  den  Ghrundsätzen  des  BömiBchen 
Hechtes  zurückgekehrt  (§.  308  des  B.G.B.),  während  es 
ad  1,  b,  die  Schiltzungsniodaiität  der  Decibion  im  Allge- 
meinen beibehält  (§.  309  des  B.G.B.).  Dabei  entscheidet 
es  scugleich  die  zeitherige  Oontroverse,  ob  die  DeciBion  nur 
auf  Orundstücksnutzungen  oder  auch  auf  Nutzungen  be- 
weglicher Sachen  zu  beziehen  sei,  stillschweigend  im  letz- 
teren  Sinne.  Ausserdem  adoptirt  es  die  zeither  schon  von 
Qottschalk  a.  a.  0.  pag.  124  vertretene  Meinung,  wonach 
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Miaswachs  oder  andere  ausserordentliche  die  Fruchtziehiing 
hindernde  ilk'eignisäe  im  eiuzelueu  i^^alie  zu  Gunsteu  des 
Beklagten  in  Anschlag  zu  bringen  sein  soUten.  Jedoch 
gewinnt  es  daraus  das  allgemeine,  auch  nach  der  an- 
dern Seite  hin  wichtige  Princip,  dass  die  von  den  Sach- 
verständigen  aufgestellte  Durclisclinittsbereclmung  sowohl 
von  Seiten  des  Klägers  als  des  Beklagten  einem  Gegen- 
beweise  dann  zugänglich  bleibt,  wenn  thatsächlich  die 
ISrtrSgniBse  durch  ausserordenüiphe  Ereignisse  sich  nam- 
haft gesteigert  oder  gemindert  haben  öollten. 

Auf  Herausgabe  der  zur  Zeit  der  Restitutiou  der  bache 
noch  in  natura  vorhandenen  Früchte, 'soweit  sie  aus  einer 
Zeit  henrühren,  auf  welche  der  Verurtheilte  überhaupt  iür 
die  Früchte  zu  haften  hatte,  hat  zwar  der  obsiegende 
E^äger  nach  den  6chlii8swüi*ten  des  §.  309  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  gleichfalls  Anspruch,  ihr  Werth  ist 
jedodidem  Beklagten  an  der  vorerwähnten  Schätzungssumme 
zu  Qute  zu  rechnen.  Bei  dem  bonae  fidei  possessor  kann 
aber  iiiervon  dem  oben  unter  §.  54  Gesagten  zufolge  nur 
in  Ansehung  der  erst  nach  Benachrichtigung  von  der  Klage 
gezogenen  Früchte  die  Rede  sein. 

V.  Soviel  die  dem  Beklagten  an  den  Kläger  zu 
ziehenden  Gegenansprüche  betriffly  so  ist 

1.  der  Begriff  der  nothwendigen  Verwendungen, 
bis  zu  deren  Erstattung  sowohl  der  redliche  alt.  der  un- 
redliche Besitzer  der  Sache  dieselbe  retiniren  darf,  mit 
alleiniger  Ausnahme  desseui  der  die  Sache  auf  strafbare 
Weise  an  sich  brachte  (§.  dl2.verb.  mit  §.  1499  des 
B.G.l)  I  im  Vergleiche  zum  gemeinen  Rechte  namhait  er- 
weitert, insofern 

a.  auch  der  von  dem  Besitzer  bei  Erwerbung  der 
Sache  für  dieselbe  etwa  gezahlte  Preis  dann  dahin  ge- 
rechnet wirdy  weifn  sich  annehmen  Iftsst,  dass  durch  den 
»werb  der  Sache  seiten  des  Beklagten  aus  der  Ihxnd  des 
2>(ichteigenthümers  dem  Kläger  die  Möglichkeit  der  Rechts- 
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Verfolgung  erhalten  geblieben,  also  von  dem  Beklagten 
iusoweity  wenn  aueh  unabsichtlich  dessen  Nutzen  gefordert 
worden  sei  (§,  314  des  B.G.B.);  als  ein  Fall  dieser  Art 
wird  besonders  der  Erwerb  der  erbeuteten  Sache  yom 
Feinde  behandelt.  Schon  die  XC  Decision  von  16G1  er- 
wähnte dieses  Falles  im  gleichen  Zusammenhani:*'.  obwohl 
mit  der  gegenwärtig  nicht  wiederholten  Voraussetzung! 
dass  der  Erwerber  der  SachOi  wenn  er  seines  Ersatsan- 
spruches  nicht  yerlnstig  gehen  wolle ,  den  Ankauf  der 
i^ache  alsbald  dem  Üichter  mit  der  Erklärung  anzeigen 
müsse,  dass  er  die  Sache  nur  im  Interesse  des  Eilsen- 
thümers  an  sich  gebracht  habe.  Nach  §.  314.  des  B.G.B. 
kommt  aber  weder  hieranf,  noch  auf  die  bona  oder  mala 
fides  des  Erwerbers  etwas  weiter  an. 
Weiter  wird  hierher 

b.  noch  der  Anspruch  des  gutgläubigen  Besitzers 
auf  Ersatz  des  beim  Erwerbe  der  Sache  gezahlten  Preises 
dann  gerechnet,  wenn  er  sie  in  dem  gewöhnlichen  Mess- 
oder Marktverkehre,  oder  in  einer  sub  publica  auctoritate 
erfolgten  Versteigerung  erworben  hat  (§.  315  des  B.G.B  ), 
dafem  nicht  solchenfalls  die  Voraussetzungen  der  weiter- 
gehenden,  im  vorigen  §.  64  unter  A.  erwähnten  Bestimm- 
ungen des  Handelsgesetzbuches  Artt  306  und  307  ein- 
treten ,  Weichenfalls  iiatiiriich  der  Beklagte  nicht  bloss 
eine  Ketentionseinrede,  sondern  sogar  die  exceptio  dominii 
fUr  sich  haben  würde.  Ausserdem  lassen  sich  aber  auch 
die  im  §.  64  A.,  1  b.  und  3  gedachten  Zahlungen  der 
Pfandschuld  in  den  dort  erwähnten  Fällen  unter  den 
Gesichtspunct  eines  möglichen  Gegenanspruches  stellen. 

2.  In  Ansehung  der  bloss  nützlichen,  sowie  der 
rein  willkürlichen  (voluptuariae)  Impensen  and  des 
diesfalls  dem  Inhaber  eventuell  zustehenden  jus  toUendi 
geben  g§.  oKj  ff.  des  B  G  B.  im  Wesentlichen  die  gemein- 
rechtlichen Grundsätze  wieder.  Dabei  lässt  jedoch  daa 
Gesetzbuch 
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S.  nach  318  im  Vea^leicbe  .za  dem  gemeinen 
Rechte  die  nicht  unwichtige  Modification  eintreten,  dase 
alle  überhaupt  von  ihm  ab  entattbar  anerkannten  Ver- 
wendungen, sowie  das  Recht  auf  Wegnahrae,  soweit  es 
im  concreten  Falle  begründet  ist,  nicht  bloss  eiui'edeweise 
(mittelst  exceptio  doli)  durch  Retention  der  Bache  geltend 
gemacht  ^  sondern  zugleich  selbständig  klagend  verfolgt 
werden  können. 

§.66,  VegaterleaUage. 

Hier  ist  bei  der  sonstigen  Uebereinstimmung  des 
Gfresetzbuches  mit  dem  gemeinen  Rechte  nur  darauf  auf- 
merksam zu  machen: 

a.  dass  auch  eine  blosse  sogenannte  Verbalturbation, 
jedoch  nur  dann  zur  actio  negatoria  berechtigt,  wenn  sie 
die  Anmassung  eines  das  Eigenthum'*')  des  KLägers  be- 
schränkenden Rechtes  enthält  (§.  321  desB.G.B.); 

b.  dass  als  der  von  dem  Kläger  zu  erweisende  Klag- 
grund nur  das  Ki^enthum  und  die  erfolgte  thatsächlichc 
oder  wörtliche  ötorung  seiteu  des  Beklagten  anzusehen 
ist,  namentlich  also  gleichviel ,  ob  sich  der  Beklagte  in 
dem  Quasibesitze  des  etwa  streitigen  Rechtes  an  der  Sache 
befindet,  oder  ob  derselbe  ▼ielleicht  sogar  in  einem  vor- 
ausgegangenen Besitzstreite  in  diesem  Rechtsbesitze  ge- 
schützt worden  ist,  oder  nicht. 

6.  Abschnitt.   Miteigenthum  und  sogenanntes 
getheiltes  Eigenthum. 

f.  67. 

1.  Nach  §§.  328  ff.  verbunden  mit  §.  225  des  B.G.B, 
charakterisirt  sich  das  Miteigenthum  als  dasjenige  Hechts- 

Die  blosse  Berühmung  eines  auf  die  Sache  bezüglichen  per- 
söDliclisn  Anspruches  dagegen,  wddie  ebendadurch  implicits  ein 
Anerkenntoiis  des  Eigenthiinis  anispricht,  kann  dem  Eigenthllmer 
oor  Anlsss  sar  Biifamatioiuklage  dsrbieten. 
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verhältniss,  M  onacL  der  Gesainmtiiihait  der  in  dem  Eigen- 
thume  begi'iäeneu  Befugnisse  rücksichtlich  der  nämlicliea 
pfayflisch  uDgetbeiltea  Sache  sich  gleichzeitig  bei  mehrarea 
Personen,  aber  unter  Beschränkung  des  Einzelnen  auf 
einen  quotalen  Theii  dieser  Befugnisse  betindet.  Gleich- 
artigkeit der  Befugnisse  des  Einzelnen  ist  daher  wesent- 
liche Voraussetzung.  Soviel 

1.  das  Recht  des  Einzelnen  während  der  Dauer  der 
bestehenden  commuuio  anlangt,  so  kommt  Folgendes  iu 
Betracht: 

Da  Verfügiuigen  über  den  einzelnen  aliquoten  Theil 
nur  im  juristischen  Sinne  möglich  sind;  Dispositionen  des 
Einzelnen  dagegeUi  welche  auf  eine  physische  Aenderung 
der  bache  abzweeken,  nothwendig  auch  den  ideellen  An- 
theil  der  Uebrigen  afdclren  müssen,  so  folgt,  dass  zwar 
Verfügungen  der  ersteren  Art,  soweit  die  Natur  des  ein- 
zuräumenden Rechts  an  der  Sache  eine  derartige  Quotal- 
theilung  überhaupt  verträgt,  dem  einzelnen  Miteigenthümer 
ohne  Concurrenz  der  Uebrigen  gestattet  sein  müsse,  iilso 
Veräusserung  seines  aliquoten  Theiles  im  engeren  Sinne 
(§.  329  des  B.G.B.)^  weiter  Bestellung  einer  Hypothek 
an  selbigem  (§.  388  verbunden  mit  §.  372  des  B.G.B.X 
ferner  Einräumung  eines  NiessbraucLes  (Jj.  (Uö  des  B.G.B. 
—  nicht  aber  Bestellung  von  Grunddienstbarkeiten  oder 
anderen  persönlichen  Servituten  ausser  dem  Niessbrauche; 
zu  vergl.  §.  57U  verbunden  mii  i^.  b48  des  B.G.B.).  Da- 
gegen sind  Dispositionen  der  zweiten  Art,*)  soweit  luciit 
die  Erhaltung  der  gemeinschaftlichen  Sache  solche  er- 
heischty  an  die  Uebereinstimmung  sämmtlicher  Betheitigten 
gebunden  (§§.33U,  o33  des  B.G.B.).  Dasselbe  gilt  im  Allgemei- 
nen auch  von  den  auf  blosse  Verwaltung  odei*  Benutzung  der 
Sache  abzweckenden  Acten,  dafern  sie  über  den  aliquoten 


*)  Ffir  das  gememe  Becht  zu  veigl.  Windscheid:  Lehrb.  etc. 
f.  169  vor  not.  8.  (Bd.  I.,  S.  469.) 
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Theil  des  Einzelnen  hinausgehen,  hier  jedoch  mit  der  - 
wichtigen  Modification,  ilass,  wenn  sich  die  condomini 
über  die  Art  der  Verwaltung  oder  Benutzung  einmal  ge- 
einigt haben  I  bloss  anslUbrende  Massregeln  dem  Majori- 
tfttsbeschlusse  derselben  unterliegen  sollen  (§.  331  des 
B.G.B.).  Anlangend 

2.  den  Hauptbeendigungsmodus  des  Miteigenthums, 

das  Recht  auf  Theilung,  so  ist  ein  auf  Lebenszeit  oder 
unbestiiiinitc  Zeit  geleisteter  Verzicht  auf  die  Th6ilungs- 
klage  zwar  (n.  §.  338  des  B.G3.)  nicht  schlechthin  un- 
gftltig,  aber  immer  höchstens  nur  auf  zwanzig  Jahre 
wirksam,  und  zwar  sollen  auch  innerhalb  dieses  Zeitraumes 
ebenso  wie  bei  einem  von  Haus  aus  ad  tempus  certum 
geleisteten  Verzichte  immer  nur  die  Verzichtenden  für 
ihre  Person^  nicht  aber  dessen  etwaige  £rben  dadurch 
gebunden  werden.  Bei  einer  ohne  richterliche  Concurrenz 
vorzunehmenden  Theilung  ist  das  Altsttchsische  Kürrecht, 
das  bisher  nach  const.  15  ptc.  III.  nur  im  Bereiche  des 
Krbrcchtd^  und  auch  da  nur  bei  der  Concurrenz  von  nicht 
mehr  als  zwei  Miterben  noch  anerkannt  war,  auch  für 
sonstige  Fälle  des  Miteigenihums  dergestalt  wieder  nutz- 
bar gemacht,  dass  unter  den  mehreren  Mitcigenthümern, 
wenn  sie  sich. für  die  Verioosung  der  zu  machenden  Theile 
entscheiden ;  jedesmal  der  älteste  die  Theilung  vorzuneh- 
men; die  Uebrigen  aber,  und  zwar  die  jüngsten  immer 
^erst  das  Recht  auf  Loosziehung  haben  sollen. 

II.  Bei  dem  sogenannten  getheilten  Eigenthume 
(Ober-  und  Unter-  oder  Nutzungseigenthnm)  hat  man  deh 

die  verschiedenen  in  dem  Eigenthumsbegriffe  liegenden 
Befugnisse  an  der  physisch  uugetheilten  Sache  nach  der 
Weise  der  Bestellung  von  Rechten  an  fremder  Sache, 
also  ungleichartig!  unter  den  mehreren  Interessenten  ge- 
theilt  zu  denken  7  so  dass  dann  der  Obereigenthümer  als 
Alleineigenthümer,  der  sogenannte  ^'utzungseigentiiiimer 


Digitized  by  Google 


252      §>  G7.  Eigenth am  an  Gnmd8tfl€ke&.  Erbziasguter. 

aber  nur  als  der  dinglich  an  fremder  Sache  Berechtigte 

erscheinen  wurde. 

Ueber  das  Hauptbeispiel,  das  Institut  der  sogenannten 
„Ächten  Erbzinsgüter«*  oder  bona  emphyteotiea  (im 
Gegensatze  zu  den  sog.  schlechten  Zinsgütera,  zu  veigL 
c.  39  pte.  II.)  ist  das  oben  §.50^  b.  Bemerkte,  sowie 
Haubold  §§.  459  ff.  zu  vergleichen. 

Zu  der  bei  Haubold  §.  477  behandelten^  irVthex  be- 
sonders* wichtigen  Materie  vom  Lehn  gel  de  oder  der 
Lehnwaare,  d.  h.  derjenigen  besonderen  Geldleistungen, 
die  b<ji  eintretendem  Besitz  Wechsel  an  den  Erbzinsherm 
Seiten  des  Erbzinsmannes,  und  zwar,  wenn  die  Veränder- 
ung in  manu  senriente  sich  zutrag,  selten  des  neuen  E^ 
Werbers  zn  entrichten  seien,  ist  noch  nachzutragen  ds8 
Gesetz  vom  25.  Januar  1850  über  den  yerftnderten  Be- 
weis der  LehngeldverbiiitlUchkeit,  und  zu  der  Literatur 
der  Aufsatz  vou  Du  Chesne  in  der  Zeitscbrülb  lur  Kechtspfl. 
und  Verw.  JN.  F.  Bd.  WH,  Ö.  137  ff. 

Das  ganze  Institut  des  Erbzinsverhältnisses  hat  seit 
der  Ablösungsgesetzgebung  viel  von  seiner  practiscben 
Bedeutung  verloren;  schon  nach  dem  Abiüsungsgesetze 
vom  17.  März  1832  nämlich  brauchte  der  Erbzinsmanu 
den  jährlichen  Erbzins  nur  unbedeutend  zu  erhöhen  (om 
3  und  als  einfachen  Grundzins  auf  sein  €hit  zu  über- 
nehmen, um  dafür  iieicr  Eiircnthümer  des  lundus  zu  wer- 
den. Jedoch  stellte  das  Gesetz  von  1832,  §§.  77  und  82^ 
es  antangs  ausschliesslich  in  das  Belieben  des  Erbzins* 
mannes,  ob  dieser  von  der  Ablösung  Gebrauch  machen 
wollte  oder  nicht.  Das  spätere  Gesetz  vom  15.  Mai  1851 
giebt  dagegen  auch  dem  Erbzinsherrn  das  Recht,  auf  Ab- 
lösung zu  provociren,  indessen  auch  ihm  immer  nur  mit 
der  TendenZ|  dass  dadurch  für  den  Erbzinsmann  frues 
Eigenthiun  herbeigeführt  werde,  nicht  etwa  zu  dem  Zwecke, 
um  sich  des  Erbzinsmannes  zu  entledigen.  Auch  musa 
nach  dem  Gesetze  von  1851,  §.  12  mit  der  Ablösung  des 
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Erbziiises  jedesmal  die  Ablösung  der  Erbziiisqualität  nun- 
mehr verbunden  «werden.  Pagegen  kann  das  Erbzinsver- 
liftltniBS  an  sieb  mcbt  zu  denjenigen  RechtsTerbäLtnissen 
gereefanet  werden  ^  welche  nach  der  weiter  nnten  in  der 
Lehre  von  den  Alilösungen  zu  crwiihnenden  Bestimmung 
in  §.  23  des  Gesetzes  von  1851  sieb  in  ein  rein  pcräön> 
lidieft  verwandeln  sollen^  wenn  nicht  bis  zum  31.  December . 
1853  auf  deren  Ablösung  provocirt  worden  war. 

7.  Abschnitt.   Das  Kachbarrecht. 

»  • 

|.  68. 

Unter  dem  Namen  des  Nachbarrechtes  fasst  das  Ge- 
setzbuch sehr  mannigfaltige  Beschränkungen  zusammen, 
denen  der  Orundstttckseigenthttmer  zu  Gunsten  des  be- 
nachbarten fundus  kraft  des  Gesetzes  unterworfen  ist. 
Zwar  wird  in  §.  352  des  B.G.R.  fortdauernd  als  Ke^el 
anerkannt^  dass  der  Eigenthümer  an  der  beliebigen  Be- 
nutzung seines  Grundstückes  selbst  dann  nicht  zu  be- 
hindern sei.  Wenn  durch  die  Art  der  Benutzung  die  Nutz- 
barkeit des  Nachbargrundstttckes  leiden  sollte.  (Ein  Beispiel 
davon  liefert  gleich  der  folgende  §.  303  des  B.G.B.)  In- 
dessen giebt  es  hiervon  zahlreiche  Ausnahmen: 

a.  tbeils  mit  der  Tendenz ,  dass  der  Eigenthfimer 

in  einem  selbst  vfJllig  innerhalb  der  Grenzen  seines  fundus 
sich  haltenden  Thun  oder  Haben  zu  Gunsten  des  Nach- 
bars unter  Umständen  beschränkt  ist,  und  er  wegen  eines 
solchen  facere  oder  habere  in.suo  nach  Beiinden  der  Ne- 
gatorienklage selten  des  Nachbars  ausgesetzt  ist; 

b,  tbeils  der  Art;  dass  er  auf  seinem  Grund  und 
Boden  gewisse  Vornahmen  des  Nachbars  schon  gesetzlich 

zu  dulden  hat,  ihm  also  dagegen  der  iSchuta  mit  der  Ne- 
gatorienklage versagt  wird. 

Die  HauptüÜle  und  zugleich  die  wesentlichsten  Ab; 
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weicbun^cn  von  dem  gemeinen,  resp.  bisherigen  Sich- 
sischen  Kecbte  sind  folgende: 

1.  soviel  die  dnrch  Bauwerke,  Fabrik-  oder  Gewerlw- 
anlagen,  resp.  durch  bauliche  Verftuderungeii  herbe^ 
führten  Naehtheile  anlangt,  so  hat 

a.  ein  ^^achbar  dem  Andern  bei  einem  von  ihm 
vorzunehmenden  Neu-  oder  Reparaturenbau  den  nur  ! 
einstweiligen  Aufführung  des  Baugerftstes,  resp.  der  Nie- 
derlegung  des  Baumaterials  erforderlichen  Raum  tn 
gewähren,  vorbehältlich  jedoch  seines  AusprucLtö  auf 
Erstattung  des  ihm  hierdurch  erwachsenden  Schadens 
(Hammerschlags-  oder  Leiterrecht:  §.  350  des  B,GJ3.)* 

b.  Femer  hat  der  Eigenthttmer  eines  Bauwerkes  ohne 
vorausgcgaijgene  Cautionsleistnng  dem  Nachbar  denjenigen 
Schaden  zu  ersetzen,  der  dem  Letzteren  durch  Einstiirs 
dieses  Bauwerkes  zugefugt  wurde,  falls  verschuldete  Buir 
nositftt  des  Gebäudes,  resp.  ein  Fehler  der  ursprfioglidieii 
Bauart  die  Ursache  des  Einsturzes  war  (§.  351  des  6.G.B. 
Modification  der  lu>iiiischrechtlichen  cautio  daiiüii  infecti: 
zu  vergl.  Windscheid,  Lehrbuch  etc.  ikl.  iX.,  S.  G57  S* 
§§.  m  bis  460). 

c.  Die  bereits  im  Sachsenspiegel  IL,  51  und  im 
Magdeburger  Weichbild  (a.  122  [123])  dem  Nachbar  auf- 
erlegte Verpflichtung,  die  durch  üblen  Geruch  oder  aus 
andern  Gründen  lästigen  Gebäudetheile  mindestens  drei 
Fuas  von  unserer  Grenze  abgerückt  zu  halten,  ist  in. 
§.  359  des  B.G.B.  nicht  unwesentlich  modificirt  Zunächst 
nämlich  ist  die  Zahl  und  Art  der  hierbei  in  Frage  kom- 
menden baulichen  Anlagen  im  Vergleiche  zu  dem  zeit- 
herigen  Rechte  namhaft  vermehrt^  umgekehrt  aber  auch 
die  Verpflichtung  zur  Abrückung  nicht  mehr,  wie  dort,, 
eine  absoltite,  sondem  von  dem  Nachweise  einer  wirk- 
lichen Boöcliiiiligung  oder  Belästigung  in  concreto  ab- 
hängige,  über  deren  Vorhandensein  eintretenden  Fallefr 
ricbterlicheB  Ermessen  zu  entscheiden  hat,  und  zwar  der- 
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gettait,  dass  je  mich  dessen  Ans&li  die  einzuhaltende 
Entfernung  von  der  Nachbargrenze  im  Vergleiche  zu  den 
bisherigen  drei  Fusb  sich  bald  vemngem,  bald  steigern 
kann. 

d.  Abgesehen  hiervon  hat  sich  aber  auch  der  Eigen- 

thümer  auf  seinem  Grviiul  und  Boden  aller  sonstigen  Vor- 
nahmen zu  cntlmlten,  in  Folge  deren  dem  Nachbargruud- 
stQcke  schädliche  Substanzen  wie  Dampf,  Russ,  Rauch 
Q.  8.  w.  selbst  nur  mittelbar  in  aussergewöhnlicher  Menge 
zugeführt  werden  (§.  35Ö  des  B.G.B.).  Liegt  jedoch  der 
derartige  schädliche  Immissionen  erzeugenden  Thätigkeit 
des  Nachbars  eine  gewerbliche  Anlage  der  in  §§.  22  ff, 
des  Gewcrbege^etzes  vom  15.  October  1861  gedachten 
Art  zu  Grunde,  und  hat  selbige  die  nach  diesem  Gesetze 
erforderliche  Genehmigung  der  -Verwaltungsbehörde  er- 
halten, 80  kann  der  hierdurch  benachtheiligtc  Grundstficks- 
oachbar  die  Aeuderung  oder  Beseitigung  dieser  Anlage, 
wenn  sie  einmal  yorsehnftsroässig  ausgeführt  ist,  nicht 
weiter  verlangen  ^  sondern  ist  nur  auf  Verfolgung  seines 
Schädenall  Spruches  bescliriinkt  (Gewerbeges.  §.30).  ImUeb- 
rigen  -scheinen  durch  §.  358  des  B.G.B,  nur  körperliche 
Immissionen,  also  z.  B.  nicht  weiter  Fälle  getroffen  wer- 
den zu  sollen,  wo  ich  durch  eine  auf  meinem  Grundstücke 
erzeugte  btarke  Erschütterung,  welche  sich  (wie  z.  B.  bei 
Eisenbahnen)  auf  das  NachbargrundstUck  fortpflanzt» 
dieses  in  Nachtheil  bringe  (für  unser  zeitheriges  Recht 
iü  dieser  letztereu  Beziehung  vergl.  Wochenblau  lö57, 
S.265  ff.). 

e.  Endlich  ist  dem  £igenthümer  untersagt,  auf  seinem 
Fandn«  Grund  und  Boden  in  einer  Weise  abzugraben, 

welche  das  Nachstürzen  des  nachbarlichen  Erdreiches  oder 
Gebäudes  herbeiführen  könnte  (§.  360  des  B.G.B.)* 
2.  Das  Recht  auf  Einräumung  eines  Kothweges 

ist,  wie  schon  nach  der  bisherigen  particularrechtlichen 
Auffassung  (zu  vergl.  liaubold  §.  200  letzter  Zusatz)  nicht 
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blosB  für  den  Fall  pbjsisclier  UnmÖgliciikeit  eines  auf 
andre  Weise  zu  beschaffenden  Zuganges  ^  sondern  auch 
sclion  dann  anerkannt,  wenn  der  dem  Eigenthtiiuer  zu 
aeinem  Grundstücke  offenstehende  Zutritt  mit  unverbält- 
nissmässigen  Scbwierigkeiten  und  Weiterungen  verknüptt 
sein  würde  (§.  346  des  B.G.B.).  Daneben  gilt  jedoch  all 
Regel,  dass  der  den  We<j  Einräumende  von  dem  Andern 
vollständig  zu  entschädigen  ist,  mit  Ausnahme  des  Falles, 
wenn  Jemand  vorher  dem  Andern  eine  Befugnisa  an 
seinem  Orandstiicke  erst  zugestanden,  oder  wohl  gar  einen 
Theil  des  letzteren  selbst  an  ihn  veräusaert  hatte,  und 
zur  Ausiihnnp^  jenes  Hel'ugnisses  oder^zur  wirthschaftUchen 
Benutzung  des  verkauiten  Areals  ei'st  noch  ein  Zugang 
geschaffen  werden  musa  (§«  ^45  a.  E.  verbunden  init 
§§.  848,  349,  Abs.  1  des  BG.B.).  Auch  hat  der  geg?n 
einen  einzelnen  Grundstücksnachbar  geltend  zu  machende 
Anspruch  auf  Einräumung  eines  iSothweges  den  Nachweis 
zu  seiner  Voraussetzung,  dass  über  das  in  Rede  stebcndo 
Nachbaigrundatück  seiner  Lage  nach  allein  zu  dem  be* 
treffenden  Puncte  zu  gelangen  sei.  Kann  dieser  Nach* 
weis  nicht  erbracht  werden,  so  hat  der- Antragsteller  die 
mehreren  bethciiigteu  Grundstücksnachbarn  gemeinscbah- 
lich  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  die  Wahl  unter  den 
mehreren  in  Frage  kommenden  Kichtungslinien  dem  Richter 
zu  überlassen,  dessen  Anspruch  überhaupt  erst  das  Recht 
zur  Benutzung  des  fraglichen  \\  eges^  abgesehen  von 
Fällen  freiwilliger  Concession  sehen  des  J^achbars  wirk- 
lich zur  Entstehung  bringt. 

Selbstverschuldete  Terrainschwierigkeitberechtigt  nicht 
zu  dum  Antrage  auf  Einrciuiiiuii^j;  eines  jSothweges«,  übri- 
gens wird  dieser  Autrag  auch  künftig  in  der  Kegel  uicht 
im  förmlichen  IVocesswege,  aondem  dem  der  summarisdieii 
Erörterung  zu  verfolgen  sein  (AnnalenK.  F.  Bd.n.S.86ff.)' 

3.  Die  Romlsehreehtlichen  Ei^enthum8be8ehi*Snkungen 
rücksichtlich  des  sogenannten  Baum  Überhanges  sind 
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in  das  Gesetzbuch  nicht  aufgenommen  worden.  Schon 
bisher  galt  nämiicii  bei  uns  nach  dem  8achöensj>ltgel 
(H.  52)  und  dem  Magdeburger  Weichbüde  (a.  126)  der 
Gfrundsatz:  dass  der  Nachbar  die  auf  seinen  Grund  und 
Boden  herüberhängenden  Aeste  des  an  der  Grenze  stehen- 
den fieniden  liaumcs ,  und  zwar  ohne  die  im  Hümischon 
Rechte  vorausgesetzte  vorgängige  vergebliche  Aufforder- 
ung des  £igenthümerS|  sowie  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe 
des  Ueberhangesy  absuhauen  befugt  sei.  Man  erklärte 
solches  ans  einem-  dem  Nachbar  an  den  überhängenden 
Aesten  «^^esetzlieh  eingu  räum  ton,  dem  Eigenthume  in  seinen 
Wirkungen  gleichstehenden  ausschliesslichen  Dispositions« 
beAignisse,  und  sprach  dem  ersteren  deshalb  nicht  bloss 
das  Recht  zu,  die  von  ihm  abgehauenen  Aeste  des  frem- 
den Baumes  für  sich  zu  behalten,  sondern  <?rkliirto  ihn 
auch  allem  für  berechtigt,  die  au  den  überh<iugeuden 
Aesten  wachsenden  Früchte  sich  anzueignen.  Dafür  sprach 
man  ihm  aber  auch  eine  Klage  gegen  den  Bauraeigen- 
thümer  auf  eine  von  diesem  zu  bewirkende  Beseitigung 
des  Ueberhanges  geradezu  ab  (zu  vergl.  Wochenblatt  von 
1843,  Ö.  11  ff.).  Das  Gesesetzbuch  in  §§.  362,  3(33  gehet 
insofern  von  veränderten  Gesichtspuncten  aus^  als  es  den 
Baumeigenthümer  an  sich  auch  fortdauernd  als  Eigen- 
thfuner  der  überhängenden  Aeste  und  Früchte  betrachtet, 
nur  giebt  es  dem  Nachbar  rückaichtlich  dieser  Aeste  das 
wahlweise  Recht,  diese  entweder  selbst  abzuschneiden 
oder  deren  Beseitigung  von  dem  Baumeigenthümer  zu 
verUngen.  Die  abgeschnittenen  Aeste  verbleiben  dem 
ßaumeigenthiinier  in  jedem  dieser  Fälle  eigenthütniich. 
Zur  Entfernung  der  in  sein  Bereich  herübergewachsenen 
fremden  Baima  würz  ein  kann  zwar  der  Grandstücksbe- 
sitzer den  Nachbar  nicht  anhalten,  wohl  aber  dieselben 
selbst  abschneiden  und  för  sich  behalten.  Femer  ist  rück- 
sichtlich  der  Frücht o  das  Princip  festf^ehalten^  dass  der 

Baimieigenthümer,  so  lange  die  Frucht  am  Stamme  hängt, 

17 
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zwar  als  deren  £igeDthümcr  zu  gelten  habe,  dass  aber 
umgekehrt  das  auaechliessliche  Recht  Nachbarn  nach 
der  Separation  der  Frucht  an  dem  sogenannten  lieber- 
falle  sich  äussere,  woraus  das  Doppelte  folgt,  dass  einmal 
der  Kachbar  nicht  selbst  die  Abbringung  der  Uberhängen- 
den Frucht  vornehmen  darf,  andrerseits  aber  auch  deip 
Baumeigeuthümer  nicht  zu  verstatten  braucht,  sein  Grund- 
stück behufs  der  Einerntung  oder  Aufsammlung  der  Frucht 
zu  betreten. 

4.  Anlangend  die  den  Wasserlauf  behandelnden 
§§.354 — B5<)  des  B.Gl.B.,  so  braucht  sich  nach  §.  355 
weder  der  höher-,  noch  der  tieferliegende  Grundstücks- 
nachbar  Veränderungen  oder  Vorrichtungen  auf  dem  Nach- 
bargrumihlueke  gefallen  zu  lassen,  durch  welche  eine 
Aenderung  des  durch  die  natürlichen  Bodenverhältnisse 
bedingten  Wasserablaufes  zu  seinem  Nachtheiie  herbei* 
geführt  würde.  Rührt  die  benachtheiligende  Vorrichtung 
von  dem  Grundstücksnachbar  selbst  her,  so  ist  wider  ihn 
der  Anspruch  auf  deren  Beseitigung  begründet;,  stehen 
dagegen  von  dritten  Personen  oder  durch  Zufall  herbei- 
geführte Aenderungen  der  bezeichneten  Art  in  Frage,  so 
hat  der  Eigenthümer ,  auf  dessen  Grund  und  Boden  sich 
dieselben  befinden,  dem  andern  wenigstens  die  Wegräum- 
ung und  zu  diesem  Zwecke  das  Betreten  seines  Grund- 
stückes zu  gestatten,  vorbehaltlich  der  Vergütung  eines 
hierdurch  ihm  erwachsenen  Schadens. 

Dabei  unterscheiden  die  einschlagenden  Artikel  zwar 
nicht  zwischen  liegen-  und  Quellwasser  auf  der  einen, 
und  dem  durch  ein  Grundstück  beständig  hindurchfliessen- 
den  Wasser  auf  der  andern  Seite.  Wie  indessen  schon 
nach  §.  3  der  P.V.( ).  5^  d.  von  vornherein  nicht  anzu- 
nehmen ist,  dass  hier  für  das  gesaramte  sogenannte  Wasser- 
recht erschöpfende  leitende  Grundsätze  haben  att%esteUt 
werden  sollen,  so  darf  auch  aus  §.  354  des  B.G.B,  ge- 
schlossen werden,  dass  der  Gesetzgeber  hier  überhaupt 
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nicht  das  fliessende  Wasser  als  Nutsungsobject  Labe  in 
das  Atip:e  gefasst  wissen,  sondern  lediglich  die  Verpflicht- 
ung ikb  tiefer  liegenden  Griinrlstücksnnchbarn  zia  Auf- 
nahme der  von  dem  höber  liegenden  Grundstücke  herab- 
konunenden  natürlichen  Wasserzuflüsse  habe  ordnen 
wollen;  namentlich  also  entscheiden  die  Pai;agraphen  nichts 
für  Äe  Frage:  ob  tmd  inwieweit  der  Tieferliegende,  dem 
der  zeitherige  Wasserzufluss  vielleicht  \^)rtheil  brachte, 
ein  Becht  auf  die  unveränderte  Fortdauer  der  ausschliess- 
lichen oder  doch  Mitbenutzung  habe^  und  ebensowenig 
wird  durch  sie  dem  Rechte  desjenigen,  auf  dessen  Grund 
und  Boden  eine  Quelle  entspringt,  irgendwie  präjudicirt, 
über  dieselbe  zu  seinen  alleinigen  Zwecken  mit  Ausschluss 
des  Tieferliegenden  zu  disponiren  (zu  vergl.  §.  353  des 
B,Q3.  and  för  das  filtere  Becht:  Annalen  IL  F.  Bd.  III. 
S.  401  ff.),  wie  denn  auch  das  Becht:  flttssigkeiten  an- 
derer, ak  der  vorbezeichneten  An  auf  das  Nacbbargrund- 
stück  abzuleiten,  sowie  das  sogenannte  Tranfrecht  nach 
§.  357  des  B.G.B.  hiervon  nicht  bertthrt  wird. 


III.  Abtheilung. 

Vom  Fftuidreohte. 

1  Abschnitt.  Vom  Pfandrechte  im  Allgemeinen. 

|.  69. 

Die  Vorzüge^  welche  unser  particularrechtliches  P&nd- 
recht  mit  dem  der  Mehrzahl  der  übrigen  Deutschen  Länder 

vor  dem  Römischen  voraus  hat,  datiren  nicht  erst  von 

der  dem  Hypothekenwesen  uhneiiin  nicht  allein  zu  Gute 

kommenden  Einführung  des  Ingrossationssystems;  vielmehr 

beruhen  dieselben  auf  folgenden^  allgemeinen,  zum  gröss- 

ten  Theile  schon  in  früheren  Perioden  zur  Anerkennung 

gelangten  Grundsätzen.    Diese  Grundt^ätze  sind: 

17* 
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^0        §•       Pfandrecht.  Allgemeine  Onmdsätae. 

1.  Dass  die  Entstehung  von  Pfandrechten  aller  Art 

ausKer  dem  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Rechtstitel  noch 
einen  gewissen  in  die  äussere  Erschemung  tretenden  Act 
voraussetzt;  der  das  Bestehen  des  Pfandnexus  für  Dritte 
erkennbar  macht  (also  Wegfall  der  rein  conventtonellen 
und  der  rein  ^  gesetzlichen  Pfandrechte  des  Kömischen 
Rechtes). 

2.  Dass  nur  speciell  bestimmte  Vermögenstbeile  Ge- 
genstand des  Pfandrechtes  sein  kiinneu  v-^l->i^chairaug  der 
Generalhypotheken y  die  sich  IVir  die  freiwillige  Verj)fand- 
ung  des  Gesammtvermögens  oder  einer  Quote  desselben, 
resp.  der  sresaminten  Mobilien  oder  Immobilien  bereit^  in 
der  Erläuterton  Processordnung  ad  tit  XLIV,  §.  1  ange- 
bahnt findet). 

3.  Dass  in  Fällen  der.  Collision  mehrerer  an  dem 
nämlichen  Objccte  bestehender  Pfandrechte  deren  Rang- 
verhältniss  im  Zweifel  sich  nur  nach  der  Zeit  ihrer  Be- 
gründung bestimmt  (also  Beseitigung  der  gesetzlichen 
Pfandprivilegien  des  gemeinen  Rechts  zu  Gunsten  gewisser 
Personen  oder  Forderungen). 

Abgesehen  von  diesen  vorwiegend  die  äussere 
Seite  des  Pfandrechtes  und  das  Interesse  des  gutgläubigen 
dritten  Pfandnehmers  berücksichtigenden  Eigenthüiulich 
keiten  bildete  das  Römische  Recht  zwar  fortdauernd  und 
selbst  noch  nach  Erscheinen  des  Gesetzes  vom  6.  Kovem- 
her  1843  die  wesentliche  Grundlac^e  unseres  Pfandrechtes; 
indessen  mussten  jene  Eigc  ntliunilichkeiten.  doch  auch  auf 
die  Beurtheiiung  des  zwischen  dem  Verpflüider  und  P&nd- 
Schuldner  stattfindenden  Rechtsverhältnisses  selbst  viel&ch 
zurückwirken,  wofür  noch  für  das  Immobiliarpfand  theila 
die  veränderte  Form  der  Ausübung  des  Distractionsrechtes, 
theils  die  später  durch  das  Ingrossationssystem  bedingte 
wesentliche  Umgestaltung  der  hyputhckarischen  Klage 
und  selbst  die  th eilweise  Aufopferung  der  accesaorischen 
Natur  des  Pfandrechts  im  Verhältniss  zu  der  diir6h  sie 
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gesiclierten  Forderung  hmzukaiii,  priiicipielle  Aenderiingen, 
die  insgesammt  auoh  und  oft  mit  gesteigerter  Consequenz 
in  daa  büigerliche  Gesetzbach  übergegangen  sind. 

2.  Abschnitt.   Pfandrecht  an  Immobilien. 

§.  70.  Entstehung:  desselhea. 

An  ImmobiUen  giebt  es  bei  ans  kein  pignus,  Faust- 
p&nd,  mehr^  d.  h.  Entstehung  und  Wirkung  des  Pfand- 
rechtes an  Immobilien  ist  von  dem  dem  Pfandglftubiger 

an  der  Pfaiidsaclie  einzuräumenden  Besitze  unabhängig, 
und  da  lur  das  Mobiliarpland  bei  uns  gerade  das  umge- 
kehrte  Plrincip  gilt,  so  ist  der  Ausdruck  ^^hypotheea^^  nur 
noch  bei  dem  Immibiliar-Pfimdrechte  anwendbar  geblieben, 

hier  aber  zu  dem  aut^scldiesslich  techniäclieu  erhoben 
worden. 

Zur  Begründung  der  Hypothek  ist  dagegen  richter- 
liefae  Mitwirkung  wesentlich,  und  zwar  gilt  dieser  Satz 
seit  der  Gesetzgebung  yon  1843  ganz  allgemein,  nach 

älterem  Rechte  wenigstens  be^i  gewissen  Hauptgattungen 
der  Hypotheken, 

L  Aelteres  Becht  (Haubold,  Lehrb.  §§.  201  ff.). 
Bis  zur  Einfiihrung  der  Grund-  und  HypothekenbUcher 
war  die  Entstchungsart  verschieden,  jcnachdeni  die  Hy- 
potheken auf  Privatdisposition,  der  Hüifsvoll- 
streckung  oder  Gesetz  beruhten. 

A.  Bei  freiwilligen  Unterp&ndrechten  unterschied 
man  zwischen  constituirter  und  reservirter  Hypothek,  in- 
dem man  unter  der  con  stituirten  diejenige  verstand, 
wek'he  der  bürgerliche  iiigenthumer  des  zu  verpianden- 
den  Grundstückes  dem  Gläubiger  in  Form  mes  pactum 
bypothecae  einräumte,  unter  reservirter  aber  diejenige, 
welche  der  Eigenthttmer  bei  Veräusserung  des  Grund- 
Btückö  sich  einbeiiig  vor  der  Lehnsauflasijung  vorbehielt. 
i:'ür  die  erstere  Gattung  stellt  schon  die  const.  23  pte.  H. 
die,  wenngleich  nicht  ausnahmslose  Begel  auf,  dass  die 
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Verpiäudung  ohne  gerichtliche  Insinuation  wenig- 
stens Dritten  gegenüber  ungültig  sei.  Die  Alte  Procees- 
ordnung  tit.  XI^VI,  §.  2  erwähnt  neben  der  Insbiiatioii 
nur  erst  als  zweite  wahlweise  Modalität  der  richterlichen 
'  Concurrenz  die  sogenannte  Gunst  er  theiiung.  Die 
Erläuterte  Processordnung  ad  tit.  XLIV,  §.  1  yerlangt  aber 
unbedingt,  dass  der  judex  l  ei  sitae,  und  zwar  unter  gleich- 
zeitiger Confirmatiou  des  Pfandvertrages  ausdrucklich  {»ei- 
nen Consens  zur  Hypothekenbestellung  zu  ertheilen  faahe^ 
bevor  das  jus  reale  als  entstanden  angesehen  werden  könne. 

Die  absciirittliche  Einverleibung  der  Consensurkuiiüe 
in  das  schon  damals  bei' Gericht  gehaltene  öffentliche  Buch^ 
das  sogenannte  Consensbuch,  oder  auch  nur  eine  son- 
stige Kuiidiuachung  der  erfolgten  Hypothckenbe.stelluug  in 
Letzterem  war,  obgleich  vorgeschrieben,  doch  nach  der 
richtigeren  Ansicht  nicht  als  wesentlich  zu  betrachten 
(Wochenbl.  1847  S.  94  ff  ).  Die  constituirte  Hypothek 
nannte  man  jener  nothweudigen  richterlichen  Einwilligung 
wegen  auch  consentirte,  oder  schlechthin  Consens. 
Diese  Form  der  Verpfilndung  der  AUodialgrundstttcke  war 
auch  hier  der  ^^erpfandung  vuu  Lehugutern  nachgebildet. 
Bei  der  Leheushypothek  ist  die  Consens  ertheiiu&g  seiteu 
des  Lehnsherrn  noch  jetzt  erforderlich;  und  zwar  wird 
diese  Einwilligung  bei  Lehngiitern  nur  bis  zur  Hälfte 
ihres  Werthes  ertheilt  Eine  Zeitlang  tmg  man  so- 
gar in  missverstandener  Auslegung  des  Lehnsmandates 
vom  30.  April  1764  tit.  VI,  §1  dieses  Princip  der 
sogenannten  conseusuabeln  Summe  (nui-  mit  deren  Er- 
höhung auf  Zweidrittel  des  Grundstückswerthes)  unter- 
schiedslos auch  auf  die  Allodialgrundstttcfce  über,  und 
selbst  als  diese  Beschi  iaikung  durcii  Decret  vom  17.  Fe- 
bruar 1827  und  Mandat  vom  4.  Juni  162^  beseitigt  wor- 
den war,  blieb  wenigstens  das  Requisit  der  riohterüchen 
Gonfirmation  und  Consensertheüung  fortbestehen. 

Bei  reservirten  Hypotheken  dagegen  war  Confiim- 
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tum  und  Consenseiiheilung  entbehrlich :  hier  genügte  die 
Annotation  des  Pfandrechtes  im  Consensbuche,  war  aber 

hier  auch  wesentlich  (Erl.  PioLc^duKl.  ad  tit.  XLII,  §.  7V 
B.  Durch  UUlt8vull:>treciiung  in  das  Urundstück  des 
Schuldners  konnte  früher  auf  xweierlei  Weise  eine  Hypo- 
thek för  dessen  Gläubiger  begrtlndet  werden  —  sogenannte 
fluiis hy potLek.  Die  regelmässige  Form  bildete  eine 
TOD  dem  Proceesrichter,  oder,  wenn  das  Ornndstück  anter 
fremder  Jurisdiction  lag,  in  dessen  Auftrage  von  dem 
jndex  rei  sitae  an  Ort  und  Stelle  vorzunehmende  symbu- 
Üfiohe  Hülishandlung  (Ausschneiden  eines  Spahns,  Aus- 
stechen einer  Erdscholle,  Abschneiden  eines  Zweiges  etc.). 
Seit  der  Erl.  Processurd.  ad  tit.  XXXIX,  §.  10  vertrat 
dieser  Act,  welcher  die  piguoris  capio  repräsentircu  sollte, 
zugleich  die  Stelle  des  nach  Römischem  Hechte  noch  b^- 
Mnden  einzuleiten  gewesenen  Ex-  and  Immissionsver- 
üdirens.  Zur  Erspar ung  von  Weiterungen  und  Küsten 
komite  aber  der  Schuldner  dieser  HtÜfsh&ndiung  (exeeu- 
tio  rera)  aach  durch  die  Erklärung  zuvorkommen,  dass 
er  die  Hülfe  in  daa  Grundstück  für  vollstreckt  annehme 
fexecutio  licta)  —  Erl  Processord.  ad  tit.  XLVll.  Sol- 
chenfalla  kam  mit  dem  Momente,  wo  diese  Erklärung  bei 
dem  judex  rei  sitae  actenkundig  wurde,  das  fittl&pfand- 
recht  lür  den  Gläubiger  zur  Entstehung  (^Mandat  II  vom 
4  Juni  1829,  §§.  16  ff.).  Um  unstatthaften  BegOnstigungeu 
einzelner  Qlfiubiger  vorzubeugen,  bestinunte  übrigens  das 
ebengenannto  Mandat  zugicieli  pru  luturo,  dass  eine  solche 
Erklärung  nur  noch  wegen  bereits  fälliger  und  gericht- 
lich anhäogig  gemachter  Sehaldforderungen  wirksam  sein 
Bollte.  Für  die  Begründung  des  jus  in  re  war  die  Aus- 
fertigung des  sogenannten  llülfsscheines  für  den  Gläubiger 
ebensowenig  als  die  Annotation  der  Hülfshypothek  im 
Consensbuche  das  entscheidende  Moment,  und  zwar  weder 
bei  der  vera  noch  bei  der  licta  uxccutio.  (Theilwcise  an- 
derer Meinung  ist  Osterloh,  üandb.  §.  363,  Anm.  10,  Ii.) 


Digitized  by  Google 


264  §-70.  Pfandrecht:  Hypothek; Entstehung  a. alt. K. stillschw. 

C.  Von  der  grossen  Zahl  sowohl  genereller  als  spe- 
deller  stillschweigender  Pfandrechte^  welche  noch 
die  ältere  Proeessordnung  tit.  XLIII,  XLIV  auffuhrt,  w^r 

der  betiilclitlichcre  Theil  gemeinrechtlichen  Ursprunges, 
die  übrigen  beruhten  theils  auf  Particulargesetz,  theile  auf 
Gewohnheitsrecht  (Haubold,  §§.  207  ff.  und  Ferd.  Aug. 
Meissner,  vollständige  Darstellung  der  Lehre  yom  still- 
schweigenden Pfandrechte,  Bd.  H,  §§.  204  ff. \  Die  Ik^ 
läuterte  Proeessordnung  ad  tit.  XLV  erklärte  sie  insge- 
sammt  dergestalt  für  au%ehoben,  dass  auch  die  bereits 
begründeten  mit  Ablauf  von  sechs  Jahren  erlöschen  sollten. 

Nach  mehrmaligem  Hinausschieben  diese»  Endtermines 
entschied  man  sich  jedoch  schliesslich  wieder  für  theil- 
weise  Beibehaltung  des  Instituts  (Hand,  vom  2i>  Septbr. 

1734),  darnach  sollten  nämlich  folgende,  jedoch  nur  »tir 
Classe  der  Generalhypotlicken  gehörigen  Pfandrechte  die- 
ser Art  bestehen  bleiben: 

1.  das  Pfandrecht  des  Fiscus  am  Vermögen  seiner 

sämmtlichen  Schuldner; 

2.  das  der  Kirchen.  Schulen  und  einer  Anzahl  an- 
derer  piae  causae  an  dem  Vermögen  ihrer  Administratoren ; 

3.  das  der  Ehefrau  am  Vermögen  des  Mannes  wegen 
ihres  Dotal*  und  Paraphernalgutes,  sowie  wegen  ihres 
Leibgedinges; 

4.  das  der  Bevormundeten  und  der  Kinder  in  väter- 
licher Gewalt  au  dem  Vermögen  der  Vormünder  und 
Väler  rücksichtlich  der  ihnen  aus  der  Verwaltung  ihres 
Vermögens  an  selbige  zuständigen  Ansprüche  (ob  auch  ein 

Pfandrecht  der  Gemeinden  an  den  Gütern  ihrer  Venn^ 
gensadministratoren,  war  bestritten). 

Erst  das  Mandat  I.  vom  4.  Junt  1829  nahm  den 

Gedanken  wieder  auf,  indem  es  im  §.  1  nicht  bloss 
der  Entstehung  neuer  stillschweigender  Hypotheken  vom 
1.  November  1829  ab  absolut  entgegentrat,  sondern  auch 
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die  bU  dahin  bereits  bestandenen  mit  Ablauf  einer  zwei- 
jdhrigen  verschieden  zu  berechnenden  FVist  ftir  erloschen 

erklärte,  dafern  nicht  bis  dahin  entweder  der  Gläubiger 
Klage  erhoben  haben  oder  zum  Vermögen  des  Schuldners 
Concors  ausgebrochen  sein  sollte. 

Das  Gesetz  vom  2.  November  1843  endlich  sprach 
tlie  Aufhobung  aller  demzutolge  noch  bestehender  der- 
artiger Hypotheken  für  den  31.  December  1844  definitiv 
ans,  mit  der  alleinigen  Beschränkung,  dass  selbige,  dann, 
wenn  vor  dem  1.  Januar  1845  etwa  die  Er5finung  des 
Concurses  zum  Vermögen  des  Schuklners  erfolgen  würde^ 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  in  diesem  Creditweseu 
noch  haben  sollten. 

§.  71.  II»  Neueres  unü  «enestes  Beeht, 

A.  Seit  der  Gesetzgebung  vom  6.  November  1843 
giebt  es  für  die  Begründung  der  Hypothek  an  Ailodial- 
gmndstücken  nur  eine  einzige  und  darum  absolut  noth- 
wendige  Form:  die  der  Einseichnung  des  Unterpfand- 
rechtes  in  das  Hypotliekenbuch  Rubr.  III.  Die  im  vorigen 
Paragraphen  gedachten  verschiedenen  Entstchungsarten 
kommen  daher  gegenwärtig  nur  noch  in  der  Verschieden- 
heit des  dem  Eintrage  zu  Grunde  liegenden  Rechtstitels 
zum  Vorschein  (B.G.B.  §.  *387  a.  E.).  Die  möglichen 
Kechtstitel  zerfallen  in  zwei  Hauptclassen : 

1.  Frivatwillenserklftrung, 

2.  Gesetz. 

ad  1.  Zur  unt(  rpfändlichen  Einsetzung  des  Grund- 
stücks ist  immer  nur  der  Eigenthüraer,  also  der  dermalen 
im  Ghrundbuche  als  solcher  Eingetragene  legitimirt  (B.G.B. 
§.  396).  Ein  von  ihm  bei  Gelegenheit  der  Veränssemng 
des  Immobile  gemachter  Hypothekenvorbehalt  ist  deshalb 
auch  der  Sache  nach  nur  als  ein  von  dem  Acquirenten 
des  Grundstückes  fiir  den  Fall  seines  späteren  Eigenthums* 
erwerbes  ertheiltes  Hypothekenversprechen  au&ufaasen^ 
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welcheB  erst  mit  dem  Augenblicke  setner  Eintragung  als 
Eigenthfimer  in  Wirksamkeit  tritt.   An  die  Einwilligung 

der  auf  dem  Grundstücke  bereits  ein^f  iiagtucn  Realgläu- 
biger ist  übrigens  der  Verpi^der  niciit  gebunden,  cbou- 
Bowenig  wie  an  die  eines  etwaigen  Vorkaufi-  bez.  Wie- 
derkaofsberechtigten,  oder  dessen,  dem  ein  Kiessbraueh 
am  Grundstücke  zuateht.  Jedoch  ist  dem  Vorkaufs-  bez. 
Wiederkauisberechtigten,  sowie  dem  .Usufructuar  unter 
den  ii^  §§.  401,  402  gedachten  Voraussetzungen  die  spa- 
tere Hypothekenbestellung  an  ihren  Rechten  unpräjudizir- 
lich.  Selbst  bei  der  Verpiandung  von  Erbziusgütern  ist 
die  frtiherfain  erforderlich  gewesene  Einwilligung  des  Erb- 
zinsheirn  bereits  durch  Gesetz  vom  6.  November  1843 
§.  31  für  entbehrlich  erklärt  worden.  Neu  ist  dagegen 
die  Bestimmung  des  bürgerlichen  Gesetabuchee  im  §.  399, 
wonach  dem  unter  einer  auflösenden  Bedingung  eingetrap 
genen  Eigenthünier  schlechthin  das  Betugniss  abgespro- 
chen wird,  das  Grundstück  selbst  nur  auf  die  Dauer  sei- 
ner Besitzzeit  mit  Hypotheken  zu  beschweren. 

ad  2.    Ein  gesetzlicher  Rechtstitcl  ist  zunächst 
a.  einer  Anzahl  von  Gläubigern  als  Ersatz  für  die 
ihnen  entzogene  stillschweigende  Hypothek  eingerftumt^ 
und  zwar 

«.  dem  Fiscus,  den  Kirchen,  Schulen  und  gewissen 
Stitlungen,  jedoch  dem  Erstereu  nicht  in  gleichem  Um- 
fange mit  seinem  irttheren  gesetzlichen  Unterpfimdsrechte, 
sondern  ebenso  wie  den  letztgenannten  juristischen  Per- 
sonen nur  zu  dem  Zwecke  der  Erlangung  einer  Hypothek 
an  den  Grundstücken  ihrer  bei  einer  Kassen-  oder  Ver- 
mögensverwaltung angestellten  Diener  (§.  393  des  B.G3.); 

ß.  den  unter  Vuruiuudschaft  stehenden  Personen,  iu- 
gleichen  den  Kindern  in  väterlicher  Gewalt  zum  Behufe 
der  Erwerbung  einer  Hypothek  an  den  Grundstücken 
ihrer  Vormünder  resp.  Väter,  wenn  und  insoweit  den- 
selben in  dem  einzeineu  Falle  eme  Pflicht  zur  Cau- 
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tiansbesteUung  überhaupt  obliegt,  wegen  der  ihnen  an  sel- 
bige aus  der  für  sie  zn  führenden  Vermögensyerwaltiiiig 

zuständigen  Ansprüche  (§§.  391^  392  des  B.G.B.); 

y.  den  £hefrauen  rficksichtlich  der  Grundstücke  des 
Mannes  w^^^n  ihres  bei  Eingehung  der  Ehe  oder  wlihrend 
des  Bestehens  derselben  eingehi achten  beweglichen  Ver- 
mögens (§.  39<>  des  B.G.B.).  Alle  diese  « — y  genannten 
Personen  haben  schon  durch  das  Mandat  I.  vom  .4  Juni 
1829;  §.  25  das  Recht  erhalten,  an  den  Immobilien  ihrer 
Torgedachten  Schuldner  unter  den  gleichen  resp.  ähn- 
lichen Voraussetzungen  eine  Hypothek  im  Consensbuche 
sanotiren  zu  lassen ,  und  es  bildete  dies  einen  sweiten 
Ansnahmefa)];  in  welchem  schon  nach  älterem  Rechte  die 
EatfitehuDg  des  Pfandrechts  an  den  Act  dieser  Einzeich- 
mmg  geknüpft  erschien.  In  Uebereinstimmung  hiermit 
war  ihnen  später  durch  das  H3rpothekengesetz  §.  38  ein 
dem  jetzigen  im  Wesentlichen  entsprechender  gesetz- 
licher Bechtstitel  verliehen  worden;  und  das  Gleiche  war 
dort  auch  au  Gunsten  der  Vennftchtnissnehmer  und  der 
mit  einer  mortis  causa  donatio  bedachten  Personen  in 
Ansehung  der  zum  Nachlasse  gehörigen  Immobilien  ge- 
ichehen.  Das  Gesetzbuch  hat  jedoch  diesen  letzteren  Fall 
nicht  mit  aufgenommen. 

b.  Femer  haben  noch  nach  §.  394  des  B.G.B.,  wei- 
ches insoweit  mit  §.  40  des  Hypothekengesetses  überein- 
stimmt, alle  Gläubiger,  welchen  eine  executionsreife  Geld- 
forderung zusteht,  ein  Recht  auf  Eintrag  einer  Hülfshypo- 
thek  an  den  Immobilien  ihrer  Schuldner,  soweit  der  be- 
treffende Anspruch  nicht  bereits  ausreichend  durch  Hypo- 
thek gesichert  ist  (Geriolitsord.  §.  140). 

Die  nach  dem  liypothengcsetze  noch  streitige  Frage, 
ob  es  noch  eine  executio  fieta  in  dem  Sinne  gebe,  dass 
eme  Ton '  dem  Schuldner  abgegebene  Erklärung,  die 
Hülfe  in  das  Grundstuck  für  vollstreckt  annehmen  zu 
wollen,  die  Kraft  eines  gesetzlichen  Bechtstitela  (im  Gegen- 
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satse  zu  einem  nur  auf  Privatwillen  beruh (  iid<  ü)  zu  be- 
asspnichen'  habe,  iBt  durch  das  Gesetebuch  indirect  als 
verneint  zu  betrachten. 

c  An  sich  verschieden  hiervon  ist  der  Fall,  wenn 
der  Grundstückseigeuthümer  auf  Erfüllung  eines  mit  einer 
anderen  Person  eingegangenen  pactum  hypothecae  in  An- 
spruch genommen  und  zur  Erfüllung  seiner  Zusage  rechts^ 
krilftig  veruHfaeilt  ist.  Beim  Mangel  einer  Mmuif 
bezüglichen  BesuminuDg  im  Gesetze  von  1843  liess 
sich  für  das  zeitherige  Recht  nicht  wohl  anders  anneh- 
men, als  dass  durch  eine  derartige  condemnatoria  die  Na- 
tur des  Rechtstitels  als  eines  auf  Privatwillen  beruhenden 
nicht  umgewandelt  werde.  (Siegmann,  Grund-  und  Ily- 
pothekenrecht,  S.  154.)  Das  Gesetzbuch  entscheidet  da- 
gegen die  Frage  im  entgegengesetzten  Sinne  und  legt 
einer  derartigen  auf  Hypothekenbestellung  lautenden  rechts- 
kräftigen Entscheidung  im  §.  39.^  gleichfaiiö  die  Kjatt 
eines  gesetzlichen  liechtstitels  bei. 

B.  Ihren  Wirkungen  nach  weichen  diese  beiden 
Arten  von  Rechtstiteln  wesentlich  von  einander  ab.  Wäh- 
rend der  uui  Privatdisposition  beruhende,  bis  zu  seiner 
durch  Eintrag  der  zugesagten  Hypothek  erfolgten  Reali- 
simng  insofern  von  dem  Willen  des  VerpfiUiders  abhängig 
bleibt^  als  schon  der  einziehe  völlig  unmotivirte  Wider- 
spruch des  Letzteren  genügt,  um  dem  Hypothekenrichter 
die  Verlautbarung  der  Hypothek  vor  der  Hand  und  so 
lange  nicht  der  Inhaber  des  Recbtsgrundes  seinen  An- 
spruch im  Processwege  ausgeführt  hat,  unmöglich  su 
machen,  kommt  den  gesetzlichen  Rfchtsgründen  ge-ea- 
Uber  ein  Widerspruch  des  Grundeigenthümers  überhaupt 
nicht  in  Betracht.  Hier  ist  es  vielmehr  der  einseitige 
Antrag  des  mit  dem  Rechtstitel  ausgestatteten  Glfiabigers, 
beziehentlich  die  Requisition  der  zu  dessen -Wahrneh- 
mung berufenen  Behörde  (des  Vorraundschaftsgerichtea 
in  den  Fällen  sub  A^  ß*  —  des  Processgerichtes  in  den 
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Ffillen  sab  b*  c),  welchem  der  Hypothekenrichter  nach- 
zugehen hftty  dergestalt;  dass  selbst  einer  dagegen  einge- 
wendeten Apjjellatiun  der  Öu&pcii.slveffect  zu  \  ersagen  ist. 
Da,  wo  der  Hypothekenrichter  in  den  vorgenannten  Fäl- 
len die  Eigenschaft  des  Vormundschafts-  oder  Prooess- 
richters  enflKllig  zugleich  mit  in  sich  veremigt^  hat  er  so- 
gar mit  der  erforderlichen  Eintragung  von  Amtswegen  zu 
verfahren.  Der  Grundeigenthumcr  dagegen  iöt  in  allen 
diesen  Fällen  behuis  der  Geltendmachung  seines  etwaigen 
Widen^rucbsrechtes  lediglich  auf  die  Ausführung  im 
Rechtswege  beschränkt. 

Weiter  sind  aber  aucli  die  gesetzlichen  Rechtstitel 
Ton  den  auf  Privatwilien  beruhenden  dadurch  ausgezeich- 
nety  dass  den  ersteren  gegenüber  Widersprüche  Dritter 
selbst  da,  wo  solche  in  Form  einer  Protestaüon  gegen 
Veräusserung  uhd  W-rplandung  des  tTruudötückes  auf  dem 
betreffenden  Grundbuchsfniium  eingetragen  worden  (zu 
vgl.  das  oben  im  §.  61,  III  und  im  Zusätze  dazu  Ge- 
sagte), sidi  wirkungslos  erweisen;  derartige  Protestations- 
eintrüge  schützen  also  nur  gegen  die  freiwiUige  Verjjlaii- 
dungi  und  nur  der  Einti*ag  eines  in  Gemässheit  der  Er- 
läuterten Processordnung  ad  tit.  LI.  erlassenen  allgemeinen 
Yeräusserungs Verbots  (zu  vgl.  ob.  §.  51 ,  I.  2)^  weichem 
auch  die  von  Ainiswegen  zu  bewirkende  Verlautbarung 
der  Eröffnung  des  Uoncurses  zu  dem  Vermögen  des  Fü- 
lieninhabers  gleichsteht ,  hemmen  selbst  den  Eintrag  der 
auf  gesetzlichem  Rechtstitel  beruhenden  Hypotheken. 
(§.  408  des  li.G.ß.). 

Die  Ausübung  des  dui  ch  den  Titel  begründeten  Rechts 
auf  Eintrag  ist  natürlich  der  Regel  nach  ausschliesslich 
in  die  Hand  des  Gläubigen  gelegt,  welchem  die  mit 
Rechtsgrund  versehene  Foi'derung  zustehet;  so  dass  es 
ganz  von  seinem  lielicben  abhängt,  ob,  wann  und  inwie- 
weit er  TOD  dem  Hechte  Gebranch  machen  wolle.  Nur 
gans  ausnahmsweise  hat  man  gewissen  dritten  Personen 
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wegen  eines  bei  ihnen  vorauszusetzenden  eigenen  Inter- 
esses das  Recht  eingeräumt,  an  der  Stelle  des  antrags- 
berechtigten Gläubigers  die  Verlautbarung  der  Hypothek 
zu  beantragen.  So  schon  in  den  §.  146  des  Hypotheken- 
gesetzes erwähnten  Fällaa,  eine  Bestimmung,  welche  auch 
theilweise  in  das  Gesetzbuch  §.  1469  übergegangen  ist 
(Recht  cks  Bürgen  auf  Geltendmachung  des  dein  Gläu- 
biger zustehenden  Titeis  zum  Eintrage).  Die  insoweit 
für  das  frühere  Becht  gemachte  Unterscheidung  zwischen 
den  auf  Privatwillen  beruhenden  und  den  gesetzlichen 
Kechtstiteln  der  oben  sub  2  a.  gedachten  Art  (cf.  Sieg- 
mann,  Orund-  und  Hypothekenrecht,  S.  272  ff.)  dürfte  in 
der  jetzigen  Fassung  des  §.  1469,  also  fUr  den  Fall  des 
Bürgen  keine  ausreichende  Unterstützung  mehr  finden. 

§.  72.  Form  des  Hjpothekeneiatrags« 

Der  Hypothek eneintrag  muss  nach  dem  Hypotheken- 
gesetze §.  178  und  der  Gerichtsordnung  §§.  137  ff.  ent- 
halten :  den  Betrag  oder  Gegenstand  der  zu  sichernden 
Forderung,  den  Kechtßgrund,  ierner  Vor-  und  Zunamen 
des  Gläubigers  und  die  etwaigen  Nebenfordemngen  an 
Zinsen  und  Kosten.  Das  hierbei  in  Betracht  kommende 
Erfordernis^  der  sogenannten  iSpccialität  bezieht  sichtheiis: 

a.  auf  das  Pfandobject,  theils 

b.  auf  die  zu  sichernde  Forderung. 

ad  a.  hat  man  dabei  an  den  oben  §.  69,  2  erwähn- 
ten allgemeinen  Grundsatz  und  die  demgenulsse  Beseitig- 
ung von  Generalhypotheken  zu  denken  (§.  403  des  B.G.B.). 
Indess  schliesst  jener  Satz  keineswegs  die  Möglichkeit 
einer  gleichzeitigen  Verpfändung  einer  Mehrheit  von  Im- 
mobilien für  die  nämliche  Forderung  aus ,  nur  bedaif  es, 
soweit  die  verpföndeten,  verschiedenen  Grundstücke  mit 
selbständigen  Folien  versehen  sind^  der  Wiederholung 
des  betreffenden  Hypothekeneintrages  auf  jedem  einzelnen 
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Fotimn.  Auch  ist  dabei  durch  eine  Bandbemerkung  noch 
auflaerdem  kündbar  zn  machen,  über  welche  verschiedenen 

Grundstücke  sich  die  Hypothek  gleichzeitig  erstreckt 
(§§.  155  E  der  Gerichtsordnung). 

Sind  dagegen  die  mehreren  Gmndst&cke  auf  einem 

gemeinschaftlichen  Grundbuchbtolium  vereinigt,  so  muss 
sich  sogar  die  Hypothek  immer  auf  den  Glesammtcomplex 
erstrecken;  die  blosse  Vcrpfkndung  einer  Einzelparzelle 

ist  ebenso  unziilässigy  wie  die  eines  reellen  oder  ideellen 
Grundßtiickstheiies,  Letzteres  mit  alleiniger  Ausnahme  im 
Falle  des  3üteigenthums  (zu  vergl.  oben  §.  67,  L  und 
B.G.B.  §.  388  verbunden  mit  %,  372). 

ad  b.  In  der  Anwendung  auf  die  Pfandschuld  ver- 
steht mftn  unter  dem  Principe  der  Specialität  das  Er- 

forderniss  einer  im  Ilypothokcneintrage  zu  erfolgenden 
mogiiciist  bestimmten  C^uautiticirung  der  zu  sichernden 
ForderuDg^  und  zwar  muss  dieselbe  regelmSssig  in  Geld 
ausgedrückt  sein.  Ist  dieselbe  auf  Leistungen  anderer 
Art  gerichtet  oder  zur  Zeit  der  Verptändung  ihrem  Be- 
trage nach  noch  ungewiss,  so  haben  sich  bei  einer  frei* 
willigen  Ffandbestellung  die  Interessenten  über  eine  in 
d«^m  Hyjiüthekeneiutrag  aufzunehmende  Summe  zu  ver- 
einigen, während  in  den  im  vorigen  §.  71,  2  a.  erwähnten 
Fällen  eines  gesetzlichen  Rechtstitels  die  einseitige  Angabe 
des  Eintragsberechtigten,  beziehentlich  der  requirirenden 
Behörde  betretfs  der  liohc  der  Forderung  entscheidet, 
vorbehältlich  der  rechtlichen  AustXihrung  eines  Anderen 
Seiten  des  Ghnndstttckseigenthttmers.  Ausnahmen  von  dem 
Principe  der  Specialität  sub  b.  treten  ein: 

1.  bei  jährlichen  Rentenforderungen^  wo  schon 

die  Angabe  der  einzelnen  Jahresrente  und  ebenso  bei 
Vertragszinsen^  wo  die  Bezeichnung  des  Zinses ses  im 
iäntrage  genfigt ; 

2.  bei  Kostenforderungcu,  soweit  sie  als  Neben- 
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forderungen  in  Betracht  kommen  sollen;  hier  bedarf  es 
um*  einer  ailgememtin  Verlautbarung; 

3.  bei  AuBzugsforderungen  (§.  516  des  B.G.B.). 

§  78.  I.  Vmluig  der  Hypothek  In  Ansehung  ibfee  Gegenstudes. 

a.  Ixn  Betreßt  ckr  Hauj)tsache. 
fiier  ist  zunächst  die  Beschaftieaheit  des  aut'  die  ver> 
pflbidete  Sache  bezüglichen  Grundbnchsfoliums  zur  Zeit  der 

\  erpfiinduiig  zum  ^Viilialt  zu  iieliineu.  Eine  substantielle 
Minderung  des  hieraus  sich  ergebendeu  Jicötandes  des  Pfand- 
objectes  braucht  sich  der  Hypothekarier  nicht  gefallen  zu 
lassen.  £r  ist  daher  zwar  nicht  befugt^  einer  Veräusserung  der 
Sache  im  Ganzen  zu  widersjirecheu,  und  dies  selbst  daiui 
nicht,  wenn  ilmi  der  Eigenthiuner  das  Unterlassen  einer 
derartigen  Weiterveräusserung  ausdrücklich  zugesagt  haben 
sollte  (zu  vergl.  das  oben  §.  51  a.  £.  G^agte).  Dagegen 
darf  die  Dismembration  des  verpfändeten  GrundstUcks- 
kürpers  ohne  Genehmigung  des  Hypothekariers  nicht  er- 
lölgen,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  "Erwerber  des  Trenn- 
Stückes  bereit  sein  aollte,  die  Hypothek  auf  letzterem 
forthaften  zu  lassen.  Indessen  war  bei  verhältnissmSssiger 
Geringfügigkeit  des  Dismcmbrationsobjectes  Irüiier  das  . 
vorgesetzte  Bezirksappellationsgericht  und  ist  gegenwärtig 
seit  der  Verordnung  vom  3.  August  1868,  §.  1;  die  Ghrund^ 
und  Hypothekenbehörde,  in  deren  Grund-  und  Hypotheken- 
buche  das  betroffende  Grundstück  eingetragen  ist,  ermächtigt, 
nach  pflichtmässigeni  Ermessen  die  fehlende  Einwilligung 
des  Hypothekengläubigers  in  den  Fällen  der  §§.  419  und 
421  f  sowie  des  Realberechtigten  in  dem  des  §.  514  des 
B.G.B,  zu  ercränzen.  Erlblut  diese  Cousenssupplii  uug.  so 
ist  dann  ebenso,  wie  in  dem  Falle  einer  vom  Gläubiger 
ohne  Vorbehalt  ertheilten  Genehmigung  der  Dismembration^ 
die  Hypothek  auf  das  ftir  das  Trennstück  neu  anzul^nde 
Fülium  nicht  mit  zu  übertragen  (Hypothekengesetz  §^.57  ff. 
und  B.QM.  §§.  419,  420).    Umgekehrt  kommt  dem  Ly- 
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pothekariscben  Gläubiger  auch  eine  spätere  Vermehrung 
des  ursprünglichen  .  Foltenbestandes  ipso  |nre  su  Gute. 

Wegen  des  Hauptialles  der  Hinzuschiagcing  eines  anderen 
OrundstUcks  zu  dem  ursprünglich  rerpf^ndeten  Immobile 
zu  vexgl  oben  §.  60  und  §§.  422,  423  des  B.G.B 

b*  In  Betreff  der  Früchte  und  der  beweglichen  Zu- 
behörungen  der  Pfandsache. 

1.  An  der  Fruchtziehung  ist  der  Ptandschuldner  an 
sich  und  der  Regel  nach  durch  das  Bestehen  der  Hypo- 
thek nicht  gehindert;  insbesondre  können  die  von  ihm 
nach  der  Verpfändung  erhobenen  Früchte  an  sich  nicht 
ohne  Weiteres  in  Anspruch  genommen  'werden;  ein  anti- 
chretischer  Pfandrertrag  kommt  (schon  mit  Rücksicht  auf 
die  üben  in»  Eingange  des  §.  70  erwähnten  allgemeiucii 
Grundsätze)  nach  dem  Gesetzbuche  §§.  416,  477  nur  noch 
beim  Pfandrechte  an  beweglichen  Sachen  vor.  Für  das 
frülicre  Recht  zu  vergl.  Heyne,  Commentar  zum  Hypo- 
thekengesetzc  Bd.  I.,     47  fif. 

Will  sich  daher  der  Hy[)0thekarier  während  des  he- 

«tehenden  Plandnexus  den  Erlös  aus  den  Gruodstücks- 
nutzungen  sichern,  so  hat  er  (soweit  die  Voraussetzungen 
der  hypothekarischen  Süage  im  einzelnen  Falle  vorliegen) 
gerichtliche  Sequestration  des  Grundstücks  auszu- 
briogeUy  welche  dann  die  ^¥irkung  liat,  dass  der-Eein« 
gewinn  aus  den  vom  Tage  der  Sequestrationsanlegung 
an  zu  erhebenden,  natürlichen  und  bürgerlichen  Früchten 
zu  seiner  Befriedigung  verwendet  werden  muss.  Rück- 
aichüich  der  fructus  civiies  ist  jedoch  hiei^zu  nach  dem 
Oesetzbuche  §.41ö  noch  ausserdem  vorauszusetzen,  dass 
sie  nach  dem  Beginne  der  Sequestration  erst  fällig  ge- 
worden sind. 

Kur  bei  solchen  bürgerlichen  Früchten,  welche  als 

Acquivalent  für  dun  einem  Andern  ülk'rlassenen  natür- 
lichen Früchtebezug  erscheinen,  z.  B.  Pachtzinsen,  kunnut 

18 
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es  nicht  sowohl  auf  den  Zeitpunct  ihres  Fälligwerdens 
als  daraaf  an,  wie  viel  von  der  Fraehtperiode,  auf  w^che 
dieselben  zu  entrichten  sind^  in  die  Zeit  nach  der  Seque- 
stration pro  rata  temporis  hereiniaüen.  Gleiche  Grund- 
sätze gelten  im  Falle  des  Concarsausbraches  zu  dem 
VenucigeQ  des  Pfandschnldners  ziiin  Zwedce  der  Tren* 
nung  der  chiro^j^rapharischen  und  hypothekarischen  Masse*). 

Kommt  aber  ausserhalb  des  Concurses  das  Ghrand- 
stück  zur  Zwangsversteigerung,  so  fallen  nur  die  nstfir- 
lichen  Fr&chte,  soweit  sie  am  Sabhastationstage  noch 
nnerhoben  sind,  unter  die  pfandrechtliche  Haftung,  während 
auf  bttigerliche  Früchte  der  Hypothekarier  in  diesem 
Falle  einen  Anspruch  überhaupt  nicht  zu  machen  hat 
(§.414  des  H.O.H.). 

2.  Die  liirstreckung  der  Hypothek  aut  die  beweg- 
lichen Zubehömngen  des  Pfandgrundetüdces  enthilt  nidit 
bloss  eine  Ausnahme  von  dem  oben  im  Eingange  des  §.  70 
erwähnten  Principe,  wonach  Mobiiien  an  sich  nur  in  Form 
des  Faustpfandes  verpföndbar  sind,  sondern  zugleich  audi 
eine  solche  von  der  Regel  des  Ingrossationssystemtf,  in- 
sofern  der  Hypothekeneintrag  auf  dem  Folium  der  Haupt- 
sache, obwohl  solches  nach  der  bei  uns  -bestehenden  Em- 
richtang  über  das  Vorhandensein  von  dergleichen  bew^ 
liehen  ZnbehSrungen  keine  Auskunft  giebt,  dennoch  ipso 
jure  auf  selbige  zurückwirkt,  und  zwar  gleichviel,  ob  sie 
auch  erst  später  hinzugekommen  sind  oder  nicht. 

Bei  den  -zum  Betriebe  eines  Gewerbes,  Fabrikge* 

♦)  Die  VorschriUeii  in  den  §§.  2  and  3  des  Gesetzes  vom  8.  JuH 
1868  „einige  Bestimmungen  über  den  Concurs  bei  reffend"  nehmen 
eine  BKitirifllc  Aenderung  des  Verbiiltnisses  der  Hypothekarier  m 
den  übngeu  Olaubigern  nicht  vor.  Denn  der  §.  iJ  adoptirt  nur  das 
bei  ZwAngbversteigerungen  ausserhalb  des  Concurses  g>  bruiiciiiiche 
Verfahren  (vergl.  §§.13  ff,  des  Gesetzes  vom  ho.  Juui  iH68  und 
früher  §§.  224—229  jjer  Genchtbordnuiig  vom  i*.  Januar  1865)  zum 
Zwecke  der  Distribution  unter  die  ün  Concurse  jetiet  absonderunga- 
berechtigten  Hypothekarier. 
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BcLäites  o<ier  der  JUindwirthschaft  eingerichteten  Grund- 
stöcken werden  aber  die  Gewerbsatensilien,  die  Fabrik- 
euorichtongen  und  dt»  Gutoinyentar  den  geBetslichen 
Zubehörungen  an  sich  zwar  gleichgestellt^  jedoch  in  der 
Regel  nur  insoweit,  als  sie  die  Eigenschaft  von  fixis  vinctis 
haben,  sowie  bei  den  Mühlen  und  mit  Dampf  betriebenen 
Fabriken  imoweit,  als  die  betreffenden  Zubehdrungen  zu 
dem  sogenannten  gehenden  und  treibenden  Zeuge  oder 
zu  denjenigen  Vorrichtungen  gehören,  welche  zur  Erzen-, 
gung  resp.  Weiterübertragung  der  bewegenden  Kraft  be- 
nutzt werden  (an  vgl,  dariiber  ob.  §.  21,  U,  2  b.  und  Ann. 
N.  F.  Bd.  II.  S.  518  ff.).  Noch  ist  ans  §.  413  des  B.G.B. 
zu  folgern,  dass  (liuch  die  einseitige  Aufhebung  des  Per- 
tinenziaiverhältuisses,  und  selbst  durch  die  gesonderte 
YerlMifleerang  der  beweglichen  Zubehörongen  an  Dritte 
diese  Zubehlte-ungen  an  sich  zwar  ^icht  ans  dem  Pfand* 
nexus  heraustreten  ;  jedoch  soll,  wo  eine  derartige  Ver- 
iUisserung  vorgekommen,  der  Hypothekciigläubiger  (wie 
dies  achon  nach  dem  Hypothekengesetze  §.  66  bestimmt 
war)  an  den  Dritten  nur  dann,  wenn  derselbe  bei  der 
Erwerbung  sich  in  bösem  Glauben  befand,  eine  hierauf 
gestutzte  Ersatzklage  haben,  ein  Grundsatz,  den  übrigens 
das  Gksetzbuch  aueb  auf  aolobe  bewegliche  Sachen  er« 
streckt,  welche  früher  als  förmlidie  Grundstttcksbestand- 
theile  zu  betrachten  gewesen. 

§.  74.  Fortsetzung.  II.  ümfan?  de^  Pfandreehtes  in 
Aasehang  der  Forderaag« 

Was 

1.   die  Hauptforderung  anbelangt,  für  welche  die 

Hypothek  haftet,  so  braucht  dieselbe  zur  Zeit  der  £in- 

tnigong  weder  f)Ulig  noch  anbedingt  au  ^m,  ja  es  kan  n 

sogar  fftr  erst  kttnilig  ezisturende  Fordemngen  gültiger 

Weise  eine  Hypothek  bestellt  werden  (z.  B.  Cautions- 

Mud  Credithypotheken)|  und  es  hat  dies  die  Folge,  dass  , 

18* 
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•wenn  nur  zu  der  Zeit,  wo  die  Verwendung  des  Erlöses 
des  versteigerten  Pfanclgnindstückes  zur  Befriedigung  des 
Ptandgläubigers  in  Frage  kommti  die  Bedi&gimg  einge- 
treten war  oder  eine  gegenwärtige  Forderung  nanmelir 
erweislich  existirt,  das  Rangrerbiiltniös  des  bctreficmlcii 
Gläubigers  zu  den  übrigen,  etwa  concutrirenden  jüngeren 
P&ndglAnbigem  Bich  auch  hier  lediglich  nach  der  Zeit  de» 
Eintrags  der  Hy|>othek  und  nicht  nach  dem  Zeitpuncte, 
vro  die  Bedingiinfr  eintrat  oder  die  Forderung  sonst  zur 
Entstehung  ^ichingte,  bestimmt  (§§.  37U.  3ö7.  389.  434 
des  B.aB.).  Bei  den  in  den  FäUen  des  §.  71,  ^  a.  auf 
Grund  gesetzlichen  Rechtstitels  einzutragenden  Hypothe- 
ken w^erden  die  sicherzustellenden  Forderungen  zwar  hiiu% 
aber  nicht  nothwendig,  zu  der  Kategorie  der  bediugteu 
oder  zukünftigen  gehören. 

2.  Ausser  für  die  versicherte  Hauptforderang  selbit 

kann  die  Hypothek 

a.  auch  für  gewisse  Nebenforderuugen  zu  haften 
haben.  Die  ttltere  Sächsische  Praxis  vom  Standpuncte 
der  damaligen  gemeinrechtlichen  Doctrin  aus  liess  ein« 
solche  Haftung  nicht  bloss  in  Ansehung  aller  derjenigen 
Erweiterungen  des  Forderungsrechtes,  welche  nur  mit  der 
-aus  der  Hauptforderung  entspringenden  Klage  rerfolgbar 
'sindy  sondern  sogar  auch  rilcksiehtlich  der  Tersprochenen 
Zinsen  schon  ipso  jure  eintreten.  Das  Hypothekengesetz 
§§.  G7  ff.  hat  dies  zu  Gunsten  des  Ingrossationssystems 
auf  die  Verzugszinsen  (denen  man  jedoch,  wie  es  auch 
.  jetzt  das  Gesetzbuch  in  §*  416  ausdrücklich  thut,  die  so- 
genannten Legalzinsen  gerichtsbräuchlii^  gleichstellte) 
eingeschränkt.  In  Betreff  der  Ko&tcn  und  der  Vertrags- 
zinsen  erfordert  es  ausdrückiicho  Verlautbariin«^  im  Hy- 
pothekenbuchC;  wenn  auch  nur  in  der  oben  in  §.  72  a.  £• 
gedachten  allgemeinen  Weise.  Falls  Übrigens  die  Hypo- 
thek zu  der  Classe  der  sogenannten  Cautions-,  Credit hypo- 
theken  u.  s.  f.  gehört^  bei  welchen  nur  ciiie  vorläufige 
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Hafbumme  als  Maximalgrenze  in  dem  Hypothekenem- 
trage  angegeben  ist,  koimen  selbst  etwaige  Verzugs- 
nnsen  nur  insoweit  auf  Befriedigung  aus  dem  dereinsti-* 
gen  Pfandertöse  rechnen,  als  einschliesslich  der  Haupt- 
und  etwaigen  sonstigen  Xebeiitbrderungen  die  gedachte 
Haftsumme  niciit  überstiegen  wird. 

b.  £ine  noch  weiter  gehende  Beschränkung  tritt  par- 
ticularrechtlich  dann  ein,  wenn  der  Erlös  des  verpfände- 
ten Grundstückes  nicht  zur  Deckung  alier  darauf  Tcr- 
sicherten  Forderungen  hinreicht.  Solchenfalls  kommen 
Zmeritckstände  aller  Art,  vorausgesetzt,  dass  sich  die  Hy- 
putlick  dem  Vorbemerkten  zu  Folge,  sei  es  nach  der  Fassung 
des  Eintrags,  sei  es  vermöge  Gesetzes,  überhaupt  auf  solche 
erstreckt,  nicht  weiter  als  auf  die  letssten  drei  Jahre  rück- 
wärts mit  dem  Capital  gemeinschaftlieh  in  Ansatz.  Vor 
lö4o  galt  solches  nur  für  den  Fall  des  Concursausbruches 
m  dem  Vermögen  des  Pfandschuldnen,  das  Hypotheken- 
gesetz erstreckte  jedoch  den  Grundsatz  auch  auf  die 
Zwangsversteigerung  ausserhalb  des  Concurses,  so  dass 
jener  dreijährige  Zeitraum  nunmehr  vom  Tage  der  Con- 
enneröffnung  resp.  Zwangsversteigerung  zu  berechnen  ist. 
Für  ältere  Zinsrückstände  kann  sich  der  Gläubiger  die 
Perceptionsberechtigung  nur  durch  frühere  Klagerliebung 
fliohem,  indem  dann  der  Tag  der  Klaginsinuation  den 
terminus  a  quo  iUr  jene  dreijährige  Periode  bilden  soUte.. 
Da*  Gesetzbuch  im  §.  417  weicht  in  letzterer  Btjziehung' 
nur  insoweit  ab,  als  es  auch  hier  schon  den  Tag  der 
Slageinreichung  für  entscheidend  erklärt,  und  als  es 
die  vom  Hypothekengesetze  zur  Bedingung  gemachte  un- 
ausgesetzte FortstcUung  des  Processes  auch  nocli  dann  als 
Torhanden  annimmt,  wenn  der  Process  nicht  über  drei 
Monate  liegen  geblieben  ist  Den  nämlichen  GnindsatK 
wendet  übrigens  das  IJypothekengesetz  §.  70  auch  auf 
Auszugs,  und  Leibrentenrückstände  an  und  das  Gesetz- 
buch erstreckt  denselben  •  sogar  auf  Rückstände  wiedeis 
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kehrender  Leistungeu  aller  Art,  sobald  sie  hypothekarisch 
versichert  sind.  Anlangend  endlich  die  ohne  eine  gewisae 
Haftsumme  eingetragenen  Kosten,  so  .bestimmte  das  Hj* 

pothekengosetz  §.  71  ein  Maximum,  über  welches  lunaiia 
dieselben  in  den  oben  bezeichneten  Fällen  des  Ooncurses 
oder  der  Unzulänglichkeit  des  Pfanderlöses  ausserhalb 

desselben  nicht  zui'  Perceptiun  !::c'langen  sollen,  und  zwar 
von  50  Thalem  resp.  10  Thaleni;  je  nachdem  die  Haupt* 
Ibrdemng  den  Betrag  von  50  Thalern  übersteigt  oder 
nicht. 

Das  Gesetzbuch  §.  418  dagegen  setzt  ersteres  Quan- 
tum untecschiedslos  fest. 

§.  75.  GerlehtUehe  CMtentaaehiuif  der  H^pethek. 

(Pbniklage.) 

Man  hat  hier  zu  unterscheiden: 

L  die  Wirkung  der  Hypothek  an  und  für  sich 

betrachtet  und 
n.  im  Falle  des  Zusammentreffens  derselben  mit 

anderen  Hypotheken  an  derselben  Sache. 
Ad  I.  haben  die  dosfalls  bestehenden  gemeinrecht- 
lichen Grundsätze  schon  durch  das  Hypothekengeseti 
§§.  79  ff,  insofern  eine  wesentliche  Umgestaltung  etfth* 
ren,  als  dem  Hypothekarier  als  solchem  nie  mehr  ein  An* 
Spruch  auf  Einräumung  des  Besitzes  an  den  verpföndeten 
Grundstücken  zusteht  >  viehnehr  kann  derselbe  behufii 
seiner  Be6*iedigung  aus  dem  Imn^obile*  dermalen  über* 
haupt  nur  noch  den  doppelten  Weg  entweder  der  Zwangs- 
versteiger u  n  g  od«'i  der  gerichtlichen  Seque- 
stration des  Grundstückes  einschlagen.  Auf  Durch- 
setzung dieser  beiden  Massregeln  beschrünkt  sich  daher 
auch  bei  uns  Zweck  und  Richtung  der  P&ndklage  (§.  -^-^ 
des  B.G.B.).   Hieraus  folgt: 

1.  dass  sich  die  Person  des  Beklagten  nicht 
mehr  danach  bestimmt,  wer  das  verpläudcte  Imiüobile  in 
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natürlichem  Beaitze  habe,  aoiidern  lediglich  daiiach,  wer 
augenblicklich  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  als  dessen 
Eigenthömer  eingetragen  steht.  Denn  nur  dieser  erscheint 
Bur  civilrechdichen  Vertretung  des  Grandstficks  legitluiirt, 
und  somit  ist  auch  nui  gegen  ihu  resp.  e:egen  seine  P^rben 
(auch  gegen  den  noch  nicht  eiugetragenen)  ein  CKceutions- 
mässiger  Zwang,  die  Sequestration  und  Subhastation  des 
Onindstttoks  geschehen  zu  lassen,  denkbar.  Für  das 
frühere  Recht  des  Hypothekengesetzes  anderer  Meinung 
ist  Heyne,  Comm.  Bd.  I.  S.  331,  jetzt  aber  zu  vgl  §.425 
des  B.G.B.  Ob  der  dermalen  eingetragene  Eigenthümer 
gleichzeitig  der  ursprüngliche  Verpftnder  sei  oder  nicht, 
Ist  an  sich  gleichgültig  und  macht  nur  für  die  etwaige 
Cuuiuliruug  der  Pfandklage  mit  der  persüulicheu  Schuld- 
klage einen  Unterschied*   (Davon  weiter  unten  sub  3.) 

Anspruch  auf  Erstattung  der  Verwendungen  wie  bei 
der  Eigenthumsklage,  zu  vgl.  ob.  §.  65  a.  hat  weder 
-der  ursprüngliche  Verpföndcr,  noch  der  spätere  Erwerber 

'  -des  Pfandgrundstiickes  (§.  410  des  B.G.B.). 
■ 

2.  Um  die  Wirksamkeit  der  actio  hypothecaria  zu 
«rhöhen^  hatte  schon  dec.  VII.  v.  1746  dem  mit  derselben 

belangten,  späteren  Erwerber  des  verpfändeten  Grund- 
stücks die  ihm  gemeinrechtlich  zusteheudc  exceptio  excus- 
«ionis  (personalis),  d.  h.  die  BeAigniss  abgesprochen,  den 
Kläger  zunächst  an  den  persönlichen  Schuldner  verweisen 
zu  können,  und  auch  das  Hypothekeugesetz  §.  79  ver- 
•etattetC;  wie  es  das  Gesetzbuch  in  §.  426  gleichfalls  tiiut, 
dem  Gläubiger  in  diesem  Falle  vollkömmen  freie  Wahl, 
4>b  derselbe  zunächst  die  persdnUdie  oder  die  Pfandklage, 
oder  beide  gleichzeitig  anstellen  wolle« 

3.  Die  gleiche  Wahl  steht  dem  Hypothekarier,  wie 
achon  nach  gemeinem  Rechte  auch  dann  zu,  wenn  die 
persönliche  und  die  P£uidklage  gegen  die  nämliche  Person 
gehen.  Hier  darf  er  beide  Klagen  sogar  in  demselben 
Libell  verbinden,  und  zwar  kann  dieser  Fall  nicht  bloää 
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gegen  den  ursprünglichen  Ver])t;iiKkuv,  sondern  auch  gegen 
den  späteren  Erwerber  der  Plandsache  vorkomoiea,  iaU» 
nämlich  dieser  nicht  bioss  in  den  Pfandnexus,  flondem 
zugleich  anch  in  das  persönliche  Sdiuldverlifiltoist  einge« 
treten  sein  sollte.  Ob  und  inwieweit  Letzteix^s  der  Fall 
sei,  ist  an  sich  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über 
die  ädiuldübemahme  au  beortheilen.  Das  Hypotheken- 
gesetz  §.  90  nahm  solche«  schon  dann  an,  wenn  der  neue 
Acquirent  bei  Ehrwerbnng  des  Grundstttckes  von  dem 
gleichzeitigen  persönlichen  Schuldner  die  fragliche  Ilypo- 
theky  sei  es  auch  nur  diesem  gegenllbery  avsdrüokUch  in 
Anrechnung  auf  das  Kaufgeld  übernommen  haben  sollte. 
Indessen  besduränkte  es  die  Dauer  ilieser,  sowie  in  andern 
Füllen  einer  ausdriieklichen  Schuldübenialnne  eintreten- 
den per6öuiichcn  Haftung  beim  Mangel  entgegenstehender 
Verabredungen  nur  auf  die  Besitaaeit  des  neuen  Krwer- 
bers.  Mit  der  Weiterveräusserung  dos  Grundsttleks  ako» 
luuchte  dieselbe  eine  freiwillige  oder  necessäre  lies» 
es  jene  Haftung  von  selbst  wieder  erlöschen,  ausgeiiom- 
men  den  Fall,  wenn  der  Gläubiger  den  Erwerber  bereit» 
vor  der  Weiterveräusserung  mit  der  personlichen  Klage 
belangt  hatte,  und  selbst  abgesehen  hiervon  mit  Ausnahme 
der  aus  der  Besitzzeit  des  Erwerbers  herrührenden  Zina* 
rückstände  von  solchen  in  obiger  Maasse  übernommenen 
Capitalforderungen,  för  welche  der  Gtundatttckseige&> 
thümer  auch  über  seine  Besitzeeit  hinaus  mit  seinem  son- 
stigen Vermögen  unbedingt  zu  haften  haben  tjoiite.  Da» 
Gesetzbuch,  bei  sonstiger  Couformität  mit  diesen  Grund* 
sfilzeui  modifieirt  dieselben  in  §.  432  nur  insofern,  als  e» 

a.  ein  perbönliclies  Forderungsrecht  des  llyputbeken- 
gläubigera  gegen  den  neuen  Acquii*enten  des  Grund  stficics 
aus  einem  von  diesem  mit  seinem  Auetor  getroffenen 
Uebereinkommen  der  obgedachten  Art  in  Ueberehistim- 

miuig  mit  der  Vorschrift  des  §.  854  de:*  B.G.B,  nur  dann 


Digitized  by  Google 


Ziel  und  Wirknng.  Priorität.  281 

flu*  begrandet  erklärt,  trenn  der  Gläubiger  dem  Ueber* 
emkommen  beigetreten  sd,  and  ah  es 

b.  die  PerpetuiniTig  der  persönlichen  Haftung  des 
neuen  Erwerbers  über  dessen  Besitzzeit  hinaus  schon  an 
die  rcM^ärigige  Klageinreichung  knüpft. 

4.  Fälligkeit  der  Pfandschuld  ist  tibrigens  jetzt  un- 
bedingte Voraussetzung  der  Pfkndklage  (§.  429  deBB.G.B.). 
Gleichwohl  gehet  die  letztere,  sobald  sie  rein  und  uluie 
Cuinulirung  mit  der  porsön liehen  angestellt  wird,  nicht 
direct  auf  Bezahlung  der  Pfandschuld,  sondern  nur  in* 
direct  insofern,  als  der  Pfandschnldner  die  Klage  durch 
Tilgung  der  L'urderung  des  klagenden  Gläubigers  jeder- 
zeit von  sich  abwenden  kann  (§.  430  des  B.G.B.).  Kin 
mehreres,  als  diese  blosse  £ftcaltas  alternativa  darf  auch 
mit  der  fitr  hypoUiekarische  Klagen  in  praxi  zeither  übli- 
chen Formulirung  des  Klagpjesuches  wie  der  dai  aut'  fol- 
genden condemnatoria  nicht  als  verbunden  gedacht  wer- 
den („dass  der  Beklagte  die  in  der  Klage  gedachte  For- 
derung sammt  Zinsen  etc.  bei  .Vermeidung  der  Subha- 
station  resp.  Sequestration  zu  bezahlen  schuldig"  — ),  so 
dass  also  der  Kläger  auf  Grund  einer  solchen  Verurthei- 
hing  nicht  Hül&voUstreckung  in  das  sonstige  Vermögen 
des  Pfandsehuldners,  selbst  wenn  er  gleichzeitiger  persön- 
licher Schuldner  sein  sollte,  zu  beantragen  berechtigt  ist. 
Ein  Anderes  tritt  natürlich  dann  ein,  wenn  im  einzelnen 
Falle  der  Gläubiger  beide  Klagen,  die  Piandklage  und 
die  persönliche,  oumulirt  haben  sollte. 

Ad  IL  Bei  einer Concnrrenz  mehrerer  Hypo- 
theken auf  demselben  Folium  bestimmt  die  Reihenfolge 
ihres  Eintrags  ihr  gegenseitiges  Rangverhältniss  (§.  454 
des  B,G.B.  verb.  mit  §.  X43  der  Gerichtsord.).  Sollen 
mehrere  hintereinander  eingetragene  Forderungen  gleichen 
Ransf  haben,  so  muss  dies  aus  der  Fassung  des  Kinliags 
hervorgehen.  Auch  kann  von  dem  alteren  Hypothekarier 
zu  Gunsten  aller  oder  einzelner  der  ihm  nachstehenden 
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Forderungen  auf  seio  Vorzugarecht  eatweder  verzichtet 
oder  an  den  Einen  oder  Andern  von  ihnen  sein  Vorzug»- 
recht  abgetreten  werden.  Es  ist  jedoch  sein  diesCftilaiger 
Vereicht  resp.  seine  Nachtrittserkläning,  um  gegen  Dritte 

wirksam  zu  werden,  besonders  auf  dem  Folium  zu  ver- 
lautbaren  (§.  440  des  B,Qt.B.,  verh,  m.  §§.  if.  der 
Gerichtsord.)* 

Das  Recht  au  Erhebung  der  Pfandklage  oder  der 

Ausbrin^unf^  der  Sequestration  ist  von  dem  gegensoitigea 
fiangverluiiUiisse  unabhängig;  nur  kann  im  Falle  der  äe- 
questrationsanlegung  ein  dem  Antragsteller  vorgehender 
Hypotfaekarier  verlangen,  dass  die  Sequestration  zunftdist 
zu  seinen  Gunsten  fortgesetzt  werde  (§§.  435,  43i^  des 
B.G.B.).  Auch  steht  nach  einer  von  einem  Hjpothekarier 
beantragten  Zwangsversteigerung  seinen  ^ithypothekariera 
das  Recht  zu^^den  Antragsteller  mit  dem  Ansprüche  auf 
Eintragung  an  dessen  Stelle  zwangsweise  abzufinden.  Die 
gemeinrechtliche  Streitfrage,  ob  dieses  sogenannte  jus 
offerendi  nur  dem  nachstehenden  Pfandgläubiger  im  Ver- 
hftitniss  zu  dem  ihm  Vorgehenden  einzuräumen  sei,  iat 
bei  «uns  im  verneinenden  Sinne  entschieden,  wohl  aber 
soll  bei  einer  Mehrheit  obiatiunsberechtigter  Hypothek:u  i<  r 
abweichend  von  dem  gemeinen  Rechte  jedesmal  der  In- 
haber der  späteren  Hypothek  den  übrigen  vorgehen. 

Uebrigens  wird  durch  die  Auslibung  diesee  AUlfaiungs- 
rcchtes  nicht  blo6&  das  Pfandrecht  des  Abgefundenen,  son- 
dern auch  dessen  Forderung  durch  den  nachfolgenden 
Eintrag  erworben.  Der  Einwilligung  des  Schuldners  be- 
darf der  das  jus  offerendi  Ausübende  nicht;  sollte  dew  ab- 
zufindende Gläubiger  die  Annahme  der  Zahlung  verwei- 
gern, so  kann  letztere  mit  gleicher  Wirkung  auch  ge- 
richtlich deponirt  werden  (Hypothekengesetz  §.  96,  verb, 
mit  §§.  446  ff.  des  B.G.B.). 
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§.  76.  Uebergang  4er  Ujpothelu 

I.  Universalsuccession. 

Wird  eine  hypothekarische  Forderung  auf  Jemand 
▼ererbt  (i.  e.  S.,  nicht  Termacht),  so  bedarf  es  (im  Gegen- 
tsatoe  ztt  dem  ob.  §.  59.  II.  über  die  NoUiwendigkeit  det 
Besitoeremtrags  zu  Gunsten  des  Erben  Bemerkten)  nicht 
erst  der  Verlautbarung  dieses  Ueberganges  im  Hypotheken- 
buche;  um  den  lürben  zum  Inhaber  der  Forderung  sammt 
Hypothek  zu  machen.  Vielmehr  genügt  xur  Geltend* 
mAchuDg  einer  derartigen  ererbten  hypothekarischen  For* 
derung  aucli  schon  der  auf  andere  Weise  zu  erbringende 
Nachweis  seiner  Jtrbenqualität  (§§.  385  und  437  des 
B.GJB.}.  Nur  bei  einer  Mehrheit  von  Erben  sollte  dies 
(und  »war  nach  §§.  186  und  187  des  Hypothekengesetzes) 
auch  nur  dann  eine  Ausnahme  leiden,  wenn  Einer  oder 
Einzelne  von  ihnen  über  die  ihnen  augeiaiienen  Forde- 
mngstheüe  durch  Cession,  Verpföndung  u.  s.  £•  besonders 
verfugen  wollen.  In  diesem  Falle  wurde  die  vorherige 
Eintragung  des  oder  der  Erben  als  solcher  fUr  unerläss* 
lieh  erklärt.  Das  Gesetzbuch  erwähnt  (§.  438  a.  E  )  nur 
noch  den  Fall  der  Abtretung  der  den  einseinen  Miterben 
zugefiülenen  Fordeningsantheile  unter  sich  (su  vergl, 
§.  2287  des  B.G.B.). 

II.  Singularsuccession. 

In  allen  Fällen  der  Einzelnachfolge  dagegen^  sei  es 
nun,  dass  dieselbe  durch  «n  Rechtsgeschttft  unter  Leben- 
den oder  auf  den  Todesfall  oder  durch  Gesetz  oder  durch 

richterliche  Entscheidung  vermittelt  werde,  geht  die  Hy- 
pothek erst  durch  deren  Umschreibung  im  Hypotheken- 
buche  auf  den  neuen  Erwerber  ttber,  und  zwar  gilt  hier 
der  wichtige  Grundsatz,  dass  auch  zugleich  der  Ueber- 
gang  der  dem  l*iandrechtc  zu  ( u  unde  liegenden  persön- 
lichen Forderung,  so  viel  das  Kechtsverhältniss  zum  Pfand- 
schuldner tind  zu  Dritten  anlangt,  von  der  zuvor  erfolg- 
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ten  Umschreibung  der  Hypothek  bedingt  sei  (§.  438  des 
B.G.B.);  ein  Satz,  den  das  Hypothekengesetz  in  §.  84 
nur  von  dem  allerdings  gewCthnlichsten  Falle  der  firei- 
willigen  Abtretung  der  liypolht  karischen  Forderung  aus- 
sprach, den  aber  das  Gesetabuch  in  obiger  Weise  gene- 
ralisirtr  Folge  hiervon  ist,  da&e  z.  B.  der  Oessionar  vor 
der  Umschreibung  der  Hypothek  selbst  nicht  einmal  zur 
Aiistolluiig  der  persönlichen  Schuldklage  gegen  den  debi- 
tor  cessus  legitimiH  erscheint^  und  ebensowenig  nach  aua- 
gebrochenem'  Concarse  zu  dem  Vermögen  seines  Gedenk 
ten  die  ihm  als  Dritte  gegenüberstehenden  Glftubiger  des 
Letzteren  zu  Anerkennuuir  der  Cession  und  deren  iiach- 
fräglicher  Verlaut baiung  im  Hyputhekenbuche  (etwa  ana- 
log den  über  die  nachträgliche  Verschaffung  des  Besitzer- 
eintrages geltenden  Grundsätzen  selten  der  Gl&ubiger* 
schult  des  Verkäufers  v^\.  oben  S.  §.  ÖU,  IV.,  a.  E.) 
nöthigeu  könne.  Andereroeits  kann  aber  die  noch  nicht 
eingetragene  Cession  keineswegs  als  völlig  wlrkungsloa 
gelten,  insofern  sie  dem  Cessionar  jedenfalls  gegen  seinen 
Cedentcn  den  Anspruch  auf  Umschreibung  im  Hypothe- 
keabucbe,  resp.  auf  Entschädigung,  falls  er  über  die  For- 
derung  anderweit  verfügt  haben  sollte,  gewährt,  und  in* 
sofern  sie  auch  nachträglich  gegen  den  cessus  und  dessen 
Gläubiger  dadurch  Gültigkeit  erlangen  kann,  dass  die 
abjjetretene  Forderung  die  Eigenschaft  einer  hypotlieka- 
in sehen,  z.  B.  durch  Erlöschung  der  Hypothek  in  Folge 
der  Zwangsversteigerung  verliert 

Besonders  ausgezeichnete  Fälle  der  Einzelnachfolge 
in  die  Forderung  sammt  Hypothek  bilden  neben  dem 
Falle  der  freiwilligen  Cession  noch 

1.  das  im  vorigen  Paragraph  a.  £.  erwähnte  Ah* 
lösungsrecht,  sowie 

2.  das  sogenannte  Eintretunfcsreeht  (jus  succedeudi), 
vermöge  dessen  auch  ein  Nichtnüthypothekarier,  welcher 
einen  Hypothekengläubiger  befriedigt,  unter  Umständeni 
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und  zwar  dann  selbst  ohne  vorgängige  Ccssion,  das  Recht 
erwirbt,  sieh  als  Kechtsnachfolger  des  abgefttudeuen  Giäu« 
bigers  im  Hypothekenbache  eintragen  zu  laasen.  Die 
einzelnen  hierher  gehörigen  Fälle  sind: 

a.  Dur  Zahlend(  k  uiü  sein  ein  beliebiger  Dritter, 
dieser  jedoch  nur  unter  der  doppelten  Voraussetzung, 
einmal:  daas  der  Gläubiger  ohnebin  nach  Lage  der  Sache 
▼erpflichtet  gewesen  wäre,  von  seinem  Schuldner  Zahlung 
anzunehmen  uiiil  sodann,  dass  der  JSciuildntM*  seine  Ein- 
willigung zu  dem  Eintritte  des  Abiindenden  in  die  Hypo- 
thek ertheilt  (Hypothekengesetz  §.  95.  B.G.B.  §.  .445.)« 
Dieses  unserem  älteren  Sächsischen  Rechte  unbekannte 
Jus  succedendi  ist  zuerst  durch  Gouvernenieutspatent  vom 
10.  Januar  1815  §.  1  bei  uns  wieder  zur  gesetzlichen 
Anerkennung  gelangt 

Durch  Aufstellung  jenes  zweiten  der  oben  gedachten 
Hequisite  ist  übrigen?  zn^rleich  die  Möglichkeit  anerkannt, 
4iasb  der  Schuldner  dem  Gläubiger  gegenüber  auf  jenes 
£inwilligungsrecht  im  Voraus  wirksam  verzichten,  der 
Gläubiger  also  auf  diesem  Wege  g^n  die  Austlbung  des 
Eintretungsrechtes  sich  sicherstellen  könne  und  in  dem  in 
§.  98  Abs.  2  des  llyitothckcngesetzes  verb.  mit  §.  449 
des  B.G.B.  gedachten  Falle  einei'  stipulirten  terminweisen 
Zahlung  und  jedesmal  nachfolgender  Löschung  des  ge- 
zahlten Termines,  wird  auf  Grund  der  Annahme  eines 
hierin  liegenden  stillsch\veip:enden  Verzichtes  das  Eintre» 
tungsrecht  betreffs  der  älteren  Termine  für  ausgeschlossen 
erklärt 

b.  Der  Zahlende  kann  aber  auch  sein  der  persön* 

liehe  Schuldner,  welcher  das  verpföndete  Grundstück  un- 
ter Ueberwcisung  der  Hypothek  an  einen  Andern  ver- 
äussert  hatte,  von  dem  Gläubiger  aber  nachmals  mit  der 
persönlichen  Klage  auf  Bezahlung  der  Schuld  in  Anspruch 

genommen  worden  war.  Hier  erwirbt  er  durch  die  Zah- 
lung ohne  Weiteres,  also  unabhängig  von  einer  hinzu-. 
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tretenden  Eim^lligung  des  jetzigen  Eigenthümers  des 
verpfändeten  Grundstucks  das  Recht,  auf  dem  Folium  des 
letzteren  die  betreffende  Hypothek  auf  sich  umschreiben 
zu  lasaen  (Hypothekengeaeta  §.  99  verb*  mit  §.  441 
des  B.6.B.). 

3.  Endlich  statuirt  auch  das  Gesetzbuch  in  noch 
ausgedehnterem  Maa&se  als  dies  bereits  das  gemeine  Recht 
tbn^  die  Möglichkeit,  daw  sogar  der  Besitzer  des  vm^ 
pföndeten  Gmnctetücks  die  auf  letzterem  haftende  Hypo* 
tliek  selbst  erwerbe.    Derselbe  kann  nämlich 

a,  daun,  wenn  er  den  Gläubiger  beiriedigt,  von  Letz- 
terem statt  der  an  sidi  auszustellen  gewesenen  Löschunga- 
erklfirung  nach  seiner  Wahl  auch  Umschreibung  der  Far> 
derung  bammt  Piandrecht  auf  seinen  Namen  verlangen. 
Durch  diese  Umschreibung  der  Forderung  erlangt  er 
dann  das  Hecht|  die  Forderung  an  einen  Dritten  sammt 
Hypothek  mit  dem  bisherigen  RangverhiÜtnisse  ireiter  su 
eediren   (Hypothekengesetz  §.  117.   §.  442  des  B.G.B.). 
Es  beruht  dieses  Recht  des  Pfaudschuldners  auf  ähnlichen 
Motiven  wie  das  oben  ad  2,  a.  gedachte  Eintretungsrecht, 
insofern  durch  das  eine  wie  das  andere  dem  Pfandsehuld- 
ner  die  Möglichkeit  eröffnet  werden  soU,  durch  Gewäh* 
rni\L:  einer  Hypothek  mit   nach  Befinden  bevorzugter 
Kangbteilung  ohne  Benachtheiliguug  der  zeitherigen  Rechte 
der  übrigen  auf  dem  Folium  eingetragenen  Gläubiger  sich 
einen  erhöhten  Credit  behufs  fernerer  Darlehensaufnahme 
zu  verschaffen.    Von  einem  Eintritte  in  die  Fordcruiig  im 
Gegensatze  zu  der  damit  verbundenen  Hypothek  kann 
deshalb  hier  auch  nur  uneigentlich  die  Bede  sein. 

Macht  der  Schuldner  aber  von  der  Befngniss  der 
anderweiten  Hypothekenbestellung  unter  der  Form  der 
Weitercedirung  der  Forderung  keinen  Gebrauch,  und  ge- 
langt das  verpüüidete  Grundstück,  so  lange  er  selbst  nodi 
als  Inhaber  der  fraglichen  Hypothek  eingetragen  ateht^ 
zur  nothwendigen  Subhastation  (gleichviel  ob  innerhalb 
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oder  ausserhalb  des  Conouraea)^  so  haben  die  am  Tage 
der  ZwangBversteigeruDg  auf  dem  Grandstücke  versicher- 
ton  Gläubiger  Ansprach  darauf^  da»  die  aof  den  Pfiuid- 
schnldner  ttberscbriebene  Hypothek  bei  der  Vertheihmg 
der  Licitalgelder  ebenso  unberücksichtigt  gelassen  werde, 
als  aei  sie  Bf  iner  Zeit  gelöscht  worden«  Unter  der  oben 
(2y  a.  a.  £.)  gedachten  VoranssetEung  oessirt  übrigens 
das  hier  fragliche  Recht  gleichfalls  (B.G.B.  §§.  444  und 
449.).    Ebenso  ist 

b.  der  Eigcnthümer  des  verptUadeten  Grimd&tikks, 
der  eine  cUwaof  eingetragene- Forderiingj  z.  B.  durch  £rb> 
gang  oder  anf  andere  Weise  erwirbt,  das  an  sich  durch 
Consolidation  erloschene  Ptrindi  ( c  ht  auf  einen  Dritten  mit 
der  bisherigen  Kangstellung  zu  übertragen  berechtigt.  Für  ^ 
den  Fall  einer  früheren  Zwangsversteigerung  gilt  jedoch 
audi  hier  hinsichtlieh  des  RangverhAltnisses  der  sonst  anf 
dem  Grundstücke  eingetragenen  Hypothekarier  das  oben 
(zu  a.  a.  E.)  Bemerkte  (Hypothekengesetz  §.  119  verb. 
mit  §§.  448,  444  des  B.G.B.^  Zugleich  wird  übrigens  in 
§.  443  des  B.Q.B.  der  an  sich  nicht  hierher  gehörige  Fall 
mitberührt,  wenn  ein  Hypothekengläubiger  umgekehrt 
das  Eigenthum  an  dem  Pfandgrundstücke  erwirbt,  und 
zwar  wird  derselbe  in  dem  nämlichen  Sinne  erledigt,  wie 
der  obige. 

§.  77,  Ten  4er  BrlMiUBg  der  Hyi^tfcek* 

Auch  für  die  Erlöschung  der  Hypothek  bildet  ein  im 
Hjpothekenbuche  diesfalls  zu  bewirkender  Eintrag  zwar 
in  der  Regel  die  nothwendige  Vermittelung,  keineswegs 
aber  so  ausnahmslos,  wie  dicB  tiir  die  Entstehung  gilt. 

1.  Es  giebt  nämlich  einige  Thatsachen,  welche  auch 
ohtte  Verlautbarung  auf  dem  Folium  die  Erlöschung  schon 
ipso  jure  herbeiftlhren.   Sie  sind: 

a.  Unter  g  a  n  g  des  verpfändeten  Grundstücks.  We» 
gen  der  Brandentachädigungsgelder  im  Falle  der  Zer- 
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störnng  eines  Geb&udes  durch  Feuer  ist  zu  vergl.  Greeetz^ 

das  liniiiubiliai  \  oraiclierungöwescu  betr.,  vom  23,  August 
1862,  §§.  i)2  tf. 

b.  Ablauf  der  Zeit,  auf  welche  eine  Hypofhek 
bestellt  ist.  Hier  ist  jedoch  vorausgesetzt,  dass  diese  Zeit- 
beschränkung im  Cri  Lind-  und  Ilyputhekenbuche  verkiulbari 
sei.  Doch  selbst  weun  letzteres  geschehen,  wird  das 
jPfaudrecht  über  diesen  im  Hypothekeubuche  bemerkten 
dies  hinaus  perpetuiit,  wenn  vor  dem  Eintritte  des  dies 
der  Concurs  des  Hypothekenscliuldncrs  eröffnet  oder  die 
Pfandklage  angestellt  wurde  (§.  451  des  B.O.B.). 

c.  £ndlich  gehört  nach  dem  Uypothekengesetze  §§.  104 
und  124  auch  noch  der  Fall  der  Zwangsversteige- 
rung hierher,  insofern  deren  Vornahme  die  Erlöschung 
säiiuutliclier  auf  dem  subhastirten  Grundstücke  hafiendon 
Hypotheken  ohne  Weiteres  zur  Folge  haben  sollte.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  dagegen  nfthert  diesen  Fall  mehr 
der  nachfolgenden  zweiten  Kategorie,  den  sogenaimten 
LöÄchungsgründen,  d.  h.  es«  lässt  jene  Erlöschung  der 
Hypotheken  erst  mit  dem  Augenblicke  der,  aber  fireiUch 
von  Amtswegen  zu  geschehenden,  Kundmachung  der  voll* 
zogenen  Subhastation  eintreten  (§.  453  des  B.G3.  verb. 
mit  §.  199  der  Gerichtsord.). 

Die  von  Siegmann'  Commentar  Bd.  1.  S.  357  aufge- 
stellte Ansicht,  dass  das  Erlöschen  der  Hypotheken  hier 
sogar  erst  mit  der  Eintragung  des  Erstehers,  also  nach 
der  Adjudication  des  Grundstückes  au  diesen  eintrete, 
ist  mit  der  Fassung  des  Gesetzes  nicht  fuglich  in  Ein- 
klang zu  bringen,  obschon  freilich  mit  dem  Rückgängig- 
werden der  Subhastation  auch  die  Wiederherstellung  der 
früheren  Schuldeninbrik  einzutreten  haben  wiid  (§.  465 
des  B.G.B.). 

2.  Alle  übrigen  möglichen  Endigtmgsgründe  geben 
immer  nur  einen  Hechts  titel  auf  Löschung  ab,  d.  h. 
sie  können  von  den  Betheiligten  dazu  benutzt  werden, 
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tun  die  Löschung  der  Hypothek  hei  der  Grund-  und  Hy- 

pothekenbehörde  zu  beantragen.  Nach  §.  100  des  Hypo- 
thekengesetzes  in  Verb.  m.  §§.  454  ff.  des  B.G.B.  sind  dies 
folgende: 

a.  Eintritt  einer  der  Forderung  oder  deren  Pfand- 
rechte beigefügten  Resolutivbedingung. 

b.  Versieht  auf  die  Hypothek  oder  die  Forderung. 
Em  Beispie]  einer  stillschweigenden  Vensichtleistung  wegen 
vorbehaltioscr  Genehmigung  der  Disnieinbratiou  (freilich 
anr  in  Ansehung  des  TrennstUckes)  findet  sich  oben  §.  73^ 
I.  a.  Ebenso  soll  dann,  wenn  die  Forderung  ausdrück- 
lich ohne  Hypothek  abgetreten  sein  sollte,  wegen  der  ver- 
möge der  accessorischen  Natur  der  letzteren  ausgeschlos- 
senen Möglichkeit,  dieselbe  getrennt  von  der  Forderung 
fortbestehen  zu  lassen,  hierin  ein  Verzicht  auf  die  Hypo- 
thek und  insofern  ein  Titel  zur  Loschung  liegen  (§.  456 
des  B.a.B.). 

c  Zusammentreffen  des  Eigenthums  am  y.er- 

pföndeten  Grundstücke  und  der  eingetragenen  F  (j  r  - 
derung  in  ein  und  derselben  Person^  sofern  nicht  der 
Eägenthiimer  von  seinem  Hechte  der  Ueberschreibung  der 
Hypothek  auf  sich  selbst  (vgl.  den  vorigen  Paragraph  a.  E.) 
Gebrauch  macht. 

d.  Tilgung  der  Forderung,  beziehentlich  unter 
gleicher  Voraussetzung. 

e.  K  c  c  h  t  s  k  r  ä  f  t  i  g  e  Entscheidung. 

f.  Verj  ährung  kann  als  Titel  zur  Löschung  schon 
2n  Folge  der  Vorschrift  in  §.  28  des  Hypothekengesetzes 
nur  unter  Umständen  dann  in  Betracht  kommen,  wenn 
m  bereits  vor  Eröünung  des  betreffenden  Hypotheken- 
bachsfoHums  abgelaufen  war.  Demgemftss  spricht  auch 
§.  462  des  B.G.B.  der  V(  rjahrung  die  Eigenschaft  eines 
Löschungstitels  überhaupt  ab  (zu  vergl.  das  oben  §.  39 
s.  £.  Bemerkte)^  wodurch  aber  nicht  als  ausgeschlossen 
betrachtet  werden  kann,  dass  die  nach  Veräusserung  des 
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Pfandgnindstückee  bei  dem  ursprünglichen  VerpfiLoder 

zurückbleibende  rein  persönliche  Klage  nunmehr  der  Er- 
l({flchung  darch  Verjährung  asugänglich  wird. 

g.  Gerichtliche  Cassationserklärung  auf 
Grund  vorausgegangenen  Edictalerlasses.  Hierzu  cfr. 
Osterloh,  summ.  Proc.  §§.  117  fF.  Die  von  dem  Hypo- 
thekengesetze §.  123  an  die  Stelle  der  früheren  4Qjähri- 
gen  Frist  festgesetzte  von  31  Jahren  6  Wochen  3  Tagen, 
deren  Ablauf  zur  Begründung  des  Antrages  auf  Einleitung 
des  Edictalverfahrens  nachgewiesen  sein  musste,  ist  von 
dem  Gesetzbache  §.  461  noch  weiter,  und  zwar  auf  30 
Jahre  lierabj^csetzt;  indessen  erscheint  durch  diesen  Fristeu- 
ablaul  in  Uemässheit  des  soeben  ad  f.  Gesagten  nur  noch 
eine  Vermuthung  des  Erloscfaenseins  der  Hypothek  durch 
Tilgung,  aber  nicht  mehr  die  Präsumtion  einer  Verjäh- 
rung begründet. 

§.  78.  Von  der  ZwangsTersteigerung. 

Bei  Ausübung  seines  Distractionsrechtes  ist  der  hypo- 
thekaneche  Gläubiger  nach  Sächsischem  Hechte,  im  Gegen- 
sätze zu  dem  gemeinen,  unbedingt  an  die  Form  der  ge- 
richtlichen Zwangsversteigerung  gebunden.  Die  den  ftlte- 
reu  gesetzlichen  Bestimmungen  (c.  81.  pte.  I,  A.  u.  E. 
P.  O.  XXXIX^  entsprechende,  von  Einzelnen  noch  ver- 
theidigte  gegentheilige  Meinung  (cf.  die  bei  Curtius  Hand* 
buch  §.  1090,  Note  c  Angef.)  erscheint  schon  nach  dem 
Hypothekengesetze  §.  8U  nicht  lerner  haltbar«  und  ist  durch 
Gesetzbuch  §.  424  noch  deutlicher  reprobirt  worden. 
Eine  die  gesetzliche  Form  des  Pfandverkaufes  modifid- 
rende  Verabredung  der  Interessenten  vor  Verfall  der 
Pfandschuld  ist  sogar  nach  §.  383  des  B.G.B.  ausdrück- 
lich für  nichtig  erklärt  worden.  In  dem  Falle  der  Er- 
öffnung des  Concurses  zum  Vermögen  des  Pfandschnld- 
ners  verschritt  das  Concursgericht  früher  schon  von  Amtü- 
wegen  zu  der  Subhastation  der  dem  Gemeinschaldneir 
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gehörigen  Immobilieo^  jetzt,  seit  dem  Gesetse  yom  8.  Juli 
1968  §.  *6,  tlmi  ob  dies  auf  Antrag,  su  dessen  Stellung^ 
der  Götervertreter  und  jeder  Gläubiger  berechtigt  sind, 
Uüd  die  Befriedigung  der  jetzt  nach  §.  2  des  erwälm'en 
Gesetzes  absonderimgsberechtigten  Hypothekarier  bat  nach 
den  iUr  den  Concnrsprocess  geltenden  Grundsätzen  — 
wie  sie  dermalen  im  §.  1  des  Gesetzes  voni  8.  Juli  1868  ent- 
halten sind  —  zu  erfolgen.  Dagegen  bedarf  es  auRser- 
hulb  des  Concurses  zu  IlL'rbeitiihrung  der  Zwangsverstei- 
gerung Seiten  eines  einzelnen  Gläubigers  in  der  Regel 
und  wenn  die  ihm  zustehende  Hypothek  nicht  etwa  auf 
einer  vorgungigen  Hiiilsvoilstreckung  in  das  Iniiuobile  be- 
ruht, der  vorherigen  Anstellung  der  hypothekarischen  Klage. 
£ine  im  Verfolg  der  letzteren  nochmals  vorzunehmende 
Hülfsvollstrecknng  in  das  Grundstück,  wie  sie  das  ältere 
Recht  vorschrieb,  int  nach  dem  oben  §.  71.1,  b  S.  2*>7  Bemerk- 
ten gegenwärtig  nur  noch  insoweit  nöthig,  resp.  zulässig,  als 
die  bereits  bestehende  Hjpotliek  die  ausgeklagte  Forde- 
rung nicht  vollständig  deckt  Die  Vornahme  der  Subha- 
Station  bei  Allodialgrundstücken  hat  das  Processgericht, 
falls  es  nicht  selbst  gleichzeitig  Grund-  und  Hypothekeu- 
behörde  sein  sollte,  der  letzteren  zu  überlassen  (A.V.O. 
zum  Hypothekengesetze  vom  15.  Februar  1844  §.  10  verb. 
m,  Gerichtsord.  §.  199.).  Der  die  Zwangsversteigerung 
vollziehende  Richter  ist  insoweit  weder  als  Mandatar  des 
Ft'andgläubigers  noch  als  der  des  Pfandschuldners  zu  be- 
trachten, sondern  handelt  hierbei  im  eigenen  Namen,  ver- 
möge der  ihm  zustehenden  Amtsgewall  Wie  er  daher 
dem  Erstehcr  des  Orundstüeks  als  alleiniger  Mitcontra- 
heat  gegenüberstehet  und  dieser  von  ihm  die  Erfüllung 
des  abgeschlossenen  Kaufes  zu  beanspruchen  hat,  so  ist 
auch  andererseits  lediglich  der  Richter  als  Inhaber  der 
Licitalgelderfuiderung  anzuseilen,  obwohl  mit  der  ihm 
durch  das  Gesetz  auferlegten  Verpflichtung,  die  bei  ihm 
eingehenden  ErstehungBgelder  zur  ordnungsmässigen  Be- 
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friedigung  der  Gläubiger  zu  verwendeiii  resp.  den  etwai« 
gen  UebersehuBB  an  den  Pfandschuldner  faexaussttBahleiL 

Schneider  in  d.  ZtscLr.  f.  HechtspÜ.  u.  Verw.  N.  F.  Bd. 
XIL  S.  385. 

Zur  Sicherstellung  dieses  Erstehungsgelderanspracbs, 

soweit  nicht  aUbald  baare  Zahlung  erfolgt,  ist  nach  ge- 
schehener Adjudication  des  Grundstücks  an  den  £r8teher 
eine  auf  das  Subhastationsgencht  lautende  Hypothek  an 
dem  Grundstücke  einzutragen.    Ucber  die  Art  und  Weise 
der  Befriedigung  der  etwa  vorhandenen  mehreren  Gläu- 
biger ist  sodann  ein  Vertheilungsplan  za  entwerfen  und 
den  Betheiligten  bekannt  zu  machen.   Ueber  die  bei  der 
Vertheilung  einschlagenden  Grundsätze  ist  zu  vgl.  für  das  , 
frühere  und  neuere  Kecht  JustLzmin.-Verord.  im  WochenbL 
Ton  1853  S.  38  ff.,  femer  Siegmann,  Ann.  N.  F.  Bd.  E 
fe.  115  ff.j  III.  S.  14;')  ff.^  endlich  für  das  neueste  Recht 
Gesetz  vom  30.  .fuiii  1868^  §§.  17  ft*.  und  dazu  Öiegniaim, 
Annalen  N.  F.  Bd.  IV.  S.  489  ff.   Sind  mehrere  Grund- 
stücke  für  dieselbe  Forderung  gleichzeitig  verpfändet,  so 
hat  der  hyputhekarische  Gläubiger  an  sich  VüÜkommeu 
freie  Wahl,  welches  von  ihnen  er  zuerst  zur  Yersteige- 
rung  bringen  lassen  wolle,  während  andererseits  der 
Schuldner  der  durch  das  voraussicliiJiche  Bedürfniss  nicht 
gebotenen  gleichzeitigen  Versteigerung  sämmthcher  Pfand- 
grundstücke zu  widersprechen  berechtigt  ist  (§§.  379, 
380  des  B.G.B.).   Sind  aber  die  mehreren  Grundstöcke, 
sei  es  wegen  voraussichtlicher  UnzulSnj^lichkeit  des  einen, 
sei  es  aus  andern  Gründen,  dergestalt  gleichzeitig  zur 
Subhastation  gelangt,  dass  eine  gemeinschaftliche  Abfas- 
sung der  betreffenden  Vertheilungspläne  tliunlich  erscheint^ 
80  muss  sich  der  HyjKithekarier  im  Interesse  der  etwa 
vorhandenen,  nachstehenden  P£ündglaubiger  nach  Bünden 
auch  eine  antheilige  Anweisung  an  die  verschiedenen 
Licitalgeldermasscn  geiallen  lassen,  soweit  hierdurch  die 
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Vollständigkeit  und  Haschheit  seiner  Beiriediguug  niclit 
beeiDträchtigt  wird. 

|.  79.  ^laeip  4er  Pablieitit  eb4  Tonnerksnor* 

Das  Pnncip  der  Uetfeutüchkeit  des  Gruud-  uud  Hy- 
pothekenbuches  in  dem  oben  S.  223  §.  61.  II.  gedacbten 
Sinne  macht  dch  auch  im  Bereiche  des  Hypothekenrech- 
tes in  ganz  gleicher  Weise  geltend.  Anwendunpsfölle 
üüdeu  sich  tlieik  im  Hypothekengesetzo  23  ti'.,  tlieils 
im  biirgerlichen .  Gesetzbuche  §§.  409,  429  Abs.  2,  463, 
465.  Ebenso  leidet  das  oben  §.  61,  II.  3  von  der  Wah- 
rung des  persönlichen  Rechtstitels  durch  Protestation  Ge- 
sagte hier  gleichfalls  Anwendung,  Als  eine  besonders 
ausgezeichnete  Unterart  solcher  conservatorischer  Einträge 
erscheint  jedoch  hier  die  speciell  nur  auf  das  Gebiet  des 
Hypothekenrechts  beschränkte  sogenannte  Vormerkung, 
d.  h.  die  vorläufige  Verlautbarung  einer  mit  Rechtstitel 
zur  iiarlangung  einer  Hypothek  versehenen  Forderung, 
deren  endgiltiger  £inferag  aber  wegen  eines  das  Wesen 
der  Forderung  oder  des  Rechtsgrundes  nicht  berührenden 
und  voraussetzlich  nucli  zu  beseitigenden  Mangels  oder 
Hindernisses  nicht  sofort  erfolgen  kann.  Hierdurch  wird 
der  Forderung  nicht  allein  ftir  den  Fall  eines  bis  zu  Be- 
seitigung jenes  Mangels  am  Grundstücke  etwa  eintretenden 
Besitzwecliselö  dem  neuen  Aequirenten  gegenüber  die 
Wirksamkeit  des  Rechtstitels,  sondern  auch  im  Verhält^ 
nisae  zvl  den  in  der  Zwischenaeit  etwa  neu  eingetrageneu 
Pfandgläubigem  ihre  bevoraugte  Stellung  gewahrt.  Die 
Vormerkung  erweist  sich  selbst  späteren,  auf  gesetzliehen 
Kechtstiteln  beruhenden  Hypothekeneinträgen  gegenüber 
wirksam ;  indessen  verliert  auch  sie  ihre  Kraft,  wenn  vor 
der  definitiven  Eintragung  der  Forderung  ein  allgemeines 
Veräuflserungsverbot  oder  die  ConcurseröfFnung  zum  Ein- 
trage gelangt,  resp.  das  Grundstück  zur  zwangsweisen 
Versteigerung  gebracht  worden  sein  sollte. 
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Im  Vergleiche  mit  den  oben  S.  225  in  §.  61  gedach* 
ten  Arten  von  Proteßtationen  besteht  übrigens  &kT  die 
Vormerkung  noch  der  doppelte  Unterschiedi»  dass  hier  zii 
der  von  dem  Antragsteller  zu  fuhrenden  Bescheinigung 
ausschlieösiich  Urkunden  (otfentliche  oder  private)  be- 
nutzbar sind,  während  zum  Zwecke  der  Bescheinigcmg 
eines  durch  gewöhnliche  Protestation  zu  aiehernden  per- 
sönlichen Anspruches  zwar  nicht  Eidesantrag^  wohl  aber 
nncfi  Behntlen  auch  Zeugen  gebraucht  werden  köuueii, 
und  dass  die  Vormerkung  ihrer  Bestimmung  nach  immer 
nur  in  der  dritten  Rubrik  ihre  Stelle  zu  finden  hat,  wäh- 
rend es  bei  den  gewöhnlichen  Protestationen  darauf  an- 
kommt, wie  und  gegen  wen  sie  zu  wirken  bestimmt  sind. 

3.  Abschnitt.    Pfandrecht  an  beweglichen 

Sachen. 

§.  80.  Allgemeine  Bemerknngr. 

Als  gemeinsames  charakteristisches  Merkmai  der  un- 
ter dieser  Rubrik  zusamroengefassten  veitichiedenen  Rechts- 
institute kann  im  Gegensätze  zur  heutigen  Hypothek  das 
gelten,  dass  die  Detention  an  der  beweglichen  Sache, 
welche  dem  Gläubiger  zur  Sicherstellung  dienen  soll,  sich 
regelmässig  nicht  bei  dem  Schuldner  befinden  darf,  son- 
dern bei  dem  Gläubiger  oder  dessen  Repräsentanten  be- 
finden mnss,  um  diesem  auf  solche  Weise  sowohl  die 
Möglichkeit  einer  rechtzeitigen  Ausübung  seines  Distrao- 
tionsbefugnissesy  als  auch  sein  prioritättsches  Recht  an 
dem  Erlöse  der  Pfandsache  zu  gewährleisten. 

Auf  dieser  GiuaJiago  erscheint  das  Rechtsverhältnis» 
des  Gläubigers  zur  Pfandsache  in  unserem  zeitherigen 
Particularrechte  bald  zu  einem  wirklichen  durch  dingliche 
Klage  geschützten  jus  in  re  entwickelt,  bald  bleibt  das- 
selbc  innerhalb  der  Grenzen  eines  blossen  Retentions- 
rechtes stehen,  wenn  auch  meist  eines  sogenannten  t^uali- 
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ficiiten,  d.  h-  eines  gleichfalls  mit  tlcui  Distractionsbefug- 
nidse  ausgestatteten  Zurückhaltungsrechtes.  Das  Gesetz- 
buch in  seinem  Bereiche  hat  den  letzteren  Geaichtspunct 
sogar  zu  einem  ausschlieBsUchen  erhoben. 

$.  dl.  YertrafsinSssigM  Muidreelit  an  MoMUea« 

1.  Mit  Ausnahme  des  oben  §.  Td,  2,  gedachten  singu- 
lären  FaMes  in  Ansehung  der  beweglichen  ZubehÖrungen 

eines  Grundstücks  kann  das  vt  rii  agsnüissige  Mobiliarpfand 
nur  noch  als  Faustpfand  bei  uns  vorkommen.  Zu 
s^er  Entstehung  wird  daher  die  Uebertragung  der  Inne- 
habung  der  Sache  auf  den  P&ndglftubiger  schlechterdings 
vorausgesetzt.    Dabei  erklärt  hier  schon  die  Erläuterte 
Proccsöorduung  ad  tit.  XLIV,  2  und  in  Uebereinstimmung 
hiermit  auch  das  Gesetzbuch  §.  467  zur  Verhütung  einer 
wiederholten  betrüglichen  Verpfiändung  desselben  Objec^ 
tes  an  Mehrere  die  Abschliessung  eines  constituti  posses* 
Borii  zwischen  Pfandgläubiger  und  Pfaudschuldner  für  un- 
wirksam.   Folgeweise  muss  auch  der  Fortbestand  des 
Pfandrechts  mit  einer  freiwilligen,  wenn  schon  nur  einst- 
weiligen  Rückgabe  der  Pfandsache  an  den  Pfandschuldner 
iui  unvereinbar  gelten        4bG  des  B.G.B.),  während  der 
unirei willige  Verlust  der  louebabung  oder  deren  Ueber< 
'tragung  auf  einen  Dritten  dem  einmal  begründeten  Pütind* 
rechte  an  sich  keinen  Eintrag  thut   Deshalb  bleibt  auch 
die  gleichzeitige  oder  successive  Verplandung  derselben 
Sache  an  Mehreie  immer  noch  möglieh,  näoüich  derge- 
stalt, dass  die  Pfandsache  einem  Dritten  oder  einem  der 
P£sndgläubiger  seihst  überliefert  wird|  der  sie  für  die 
übrigen  Pfandgläubiger,  beziehentlich  zugleich  fUr  sich 
detinirt   (§.  466  des  B.G.B,  a.  E.). 

Abgesehen  hier\'on  fasst  das  Gesetzbuch  das  Recht 
des  Pfandgiäubigers  insofern  nur  noch  als  ein  qualificu> 
tes  Retentionsrecht  auf,  als  es  ihm  im  Falle  des  Verlustes 
der  Inneliabung  uacii  ^.  479  behu&  der  Wiedei'erlangung 
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der  Sache  nicht  weiter  die  Pfandklage  zugesteht^  vielmehr 

ist  er  zum  Zwecke  der  Waiiruag  seiner  Innehabung.  nur 
noch  auf  die  oben  §.  49  erwähnten  Beaitsrecbtamittel  be< 
schränkt. 

n.  Der  Verkauf  des  Pfandes  konnte  nach  bisherigem 
Hechte  bei  uns  im  Allgemeinen  ebensowohl  gerichtlich 
als  aussergerichtlieh  erfolgen,  und  setste,  wenn  nicht  ein 
Anderes  verabredet  worden  war,  zwar  vorgängige  Be- 
nachrichtigung des  säumigen  Schuldners  von  der  beabsich-  • 
tigten  VeräuBserung  voraus;  die  Vorschrift  des  Römischen 
Rechts  aber,  wonach  der  Pfandglänbiger  nach  bewirkter 
Denunciation  nocli  zwei  Jahre  lang  mit  der  wirklichen 
Distraction  anzustehen  haben  soll,  galt  schon  früher  durch 
Gerichtsbrauch  für  abolirt.  Das  Gesetzbuch  im  §.  481 
schreibt  eine  vorgttngige  Denunciation  mit  14tägiger  Frist 
nur  iur  den  Fall  noch  vor,  dass  der  Verpfänder  uder  sein 
Bevollmächtigter  am  Orte  der  Zahlung  anwesend  sei, 
macht  aber  auch  hier  nur  einen  möglichen  Schäden- 
anspruch,  nicht  die  Gültigkeit  des  Pfandverkaut's  selbst 
von  der  Einhaltung  dieser  Vorschi'ilt  abhängig.  Dafür 
verlangt  aber  das  Gesetzbuch  §.  480  als  nothwend^e 
Form  des  Verkauft  in  allen  Fällen  dessen  Vollziehung 
durch  eine  hierzu  verpflichtete  Person,  sei  dies  der  dich- 
ter, ein  verpflichteter  Mäkler  oder  dergleichen. 

Das  Verbot  der  lex  commissoria  beim  Pfandvertrage 
findet  sich  bereits  im  Torgauer  Ausschreiben  vom  8.  Mai 
1583,  tit.  vom  Wucher,  ausdrücklich  wiederholt.  Das  Ge- 
setzbuch 383  verbietet  gleichfalls  jede  vor  der  Verfall- 
zeit  der  Pfandschuld  getroffene  Verabredung  dieser  Art 
oder  des  Iniialts,  dabs  ein  anderer  als  der  gesetzliche 
Modus  des  Pfand  Verkaufes  seiner  Zeit  substituirt  werden 
solle.  Umgekehrt  ist  aber  auch  ein  vorgängiger  unbe- 
dingter Verzicht  auf  das  Recht  des  Pfandverkaufes  selten 
des  Pfandgliiubigers  nichtig  (§.  1442  des  B.G.B.). 

.Im  Falle  des  Concursansbrui^es  ku  dem  Vermögen 
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des  Pfandschuldners  cessirt  dagegen  das  Veräusserungs- 
recht  des  PfandTgläubigers  gaoz;  vielmehr  hat  derselbe 
das  Pfandobject  Knr  Concnrsmasse  einzuliefern  and  seine 

f^ordcriing  gehuri<if  zu  liquidiren,  vorbelialtlich  jeduch  sei- 
ner prioritätischen  liefricdigung  aus  dem  künftigen  Erlöse 
der  Pfandsache  (£.P.O.  ad  tit.  XLiV.,  2,  £rläuterungs- 
rescript  hierzu  vom  14.  Juni  1728.)*  Ebenso  ist  das  nach  1. 
un.  C.  \  Jn,  i'T  (26)  dem  Fau-  tpfandglünljiircr  wegen  einer 
connexen  chirugrapharischen  Forderung  zustehende  Re- 
tentionsrecht bereits  durch  Kescript  vom  26.  Juli  1764 
dem  Goncurse  des  Pfandschuldners  gegenüber  für  Töllig 
wirkungslos  erklärt.  Das  Gesetzbuch  (§.  1417)  erkennt 
ein  solches  Kückhaltungsrecht  auch  ausserhalb  des  Con- 
,  onrses  nicht  weiter  an.  Ueber  die  Wirkung  der  Ver- 
plUndung  beweglicher  Sachen  selten  eines  Eanfiuannes 
im  Handelsbetriebe  ist  zu  yergl.  das  oben  §.  64  Gesagte. 
In  Ansehung  des  Pfandverkaufs  eines  einem  Kaufmanne 
von  einem  andern  wegen  aus  beiderseitigen  Uandelsge* 
tehäften  herrührenden  Forderungen  schriftlich  eingeräum- 
ten Unterpfandes  stellt  das  Handelsgesetzbuch  Artt.  310  ff. 
noch  mehrere  singulare  Vorschriften  auf,  welche  in  den 
einschlagenden  Fällen  neben  dem  bürgerlichen  Gesetz- 
buche zur  Anwendung  zu  bringen  sein  werden. 

§.  82.  HfUlipfiuidreelit. 

Die  Hülfsvollstreckung  in  Mobilien  ist  zunächst  an 
die  allgemeinen  processualischen  Voraussetzungen  einer 
jeden  Execution  geknilpft.  Der  Act  der  Hülfsvollstreck- 
ung  besteht  hier  in  der  Kegel  in  der  Consignation  der 
abzupfändeaden  Mobilien  und  deren  Uebernahme  in  üe- 
richtsgewahrsun.  Indessen  ist  es  keineswegs  hier  unbe- 
dingtes Erfordemiss  für  die  Entstehung  des  Pfandrechtes, 
dass  die  8achen  aus  dem  Bereiche  des  Schuldners  weg- 
geführt werden  müssten.  Vielmehr  können  dieselben  aueli 
an  Ort  und  Stelle  unter  Gerichtssiegel  gelegt  oder  es 
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kann  die  Aufsichtsiiihrung  Uber  dieselben  von  dem  £xe- 
cationBrichter  »uch  einer  dann  ab  Sequester  za  behan- 
delnden Privatperson  übertragen  werden.  £xeeution8ge* 
setz  vom  28.  Februar  1858  §.  54.  Nach  der  Praxis  ver- 
steht mau  sogar  unter  der  in  letzterer  Gresetaesstelle  ge- 
dachten Privatperson  den  ausgeklagten  Schuldner  seUwt 
mit,  und  lässt  daher  hier  die  Abscbliessung  eines  Gonstitatam 
possessuriuiii  wcnigsttno  zwischen  dem  llülfsrichter  und 
dem  Schuldner  zu,  indem  mau  die  oben  erwähnte  Stelle 
der  Erläuterten  Processordnung  (ad  tit.  XLiV.  2)  insofern 
sie  nur  von  dem  Verhältnisse  des  P&ndgläubigers  zu  dem 
verti'agsmässigen  Pfandschuldner  spricht,  strict  interpretirt 
Beim  Hülfspfandi echte  ist  übrigens  der  Ffandverkauf  nach 
Verfluss  der  gesetzlichen  ^  Wiedereinlösungsfrist  immef  . 
durch  das  Executionsgericht  zu  bewirken,  jedoch  ist  lets* 
teres  hierbei  nicht  unbedingt  an  den,  wenn  auch  in  praxi 
fast  austrchlies.slich  üblichen  Weg  der  viiieutlicheu  Ver- 
steigerung (Auction,  im  Gegensatz  zur  Subhastatiou)  ge- 
bunden, sondern  es  darf  nach  seinem  Ermessen  auch  sa 
einem  Verkaufe  aus  freier  Hand  verschreiten  (E.P.O. 
ad  tit.  XXXIX.,  8.).  Das  Gesetzbuch  im  §.  4s7  ändert 
an  alledem  etwas  nicht  und  stellt  übrigens  in  der  Privat- 
pfänduttg  (su  vgl.  oben  §.  44)  einen  neueni  der  gericht- 
lichen HülfsvoUstreckung  verwandten  Grund  für  Entsteh- 
ung eines  Pfandrechts  auf  (§§.  488  ff.  des  B.G3.). 

§.  b3.    Gesetzliches  lUautlioclil,  bez.  Uetentiuusrecbt. 
Uaubold,  9.  2C4,  III.  —  §.  28öb.  Ii. 

Hier  sind  folgende,  ihrem  Wesen  und  ihren  Wirk- 

uijgeu  nach  zum  Theile  unter  sich  abweichende  Fälle  zu- 
sammenzufassen : 

1.  das  Hetentionsrecht,  welches  die  Erläuterte 
Processordnung  ad  tit  XLV.,  4  dem  Vermiether  oder 

Verpächter  au  den  üivuctis  oder  illatis  des  Miethers  oder 
Pachters,  beziehentlich  an  den  Früchten  des  Pachtgiaad- 
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Stückes  als  £rsatz  fUr  «das  ihm  an  den  gedachten  Gegen- 
stftnden  fruherfain  zustehende  gesetsliohe  stillschweigende 
Pfiftndrecfat  einräumt  (loco  pi^noris  oder,  wie  sich  das 
Rescript  vom  26.  Juli  1764  ausdruckt,  tjuasi  pignus.). 

Man  ist  darüber  einige  dass^  da  es  für  ein  gewöhn* 
fiches  Retentionsrecht  an  der  natttrlichen  Ghrundlage  des 
Besitzes  oder  der  Detention  auf  Seiten  des  Vermiethers 
resp.  Verpächters  an  sich  gebricht,  das  Wesen  jenes 
Rechtes  nur  in  dem  Betiignisse  gesucht  werden  müssen 
sieh  durch  Anhaltung  jener  Gegenstände  in  gewissen 
FsUen  einen  dem  Pfandbesitze  gleichkommenden  Besitz 
erst  zu  verschaffen,  cf.  Heyne  in  seinen  und  Schvvaize'ä 
Unters,  pract.  wicht.  Mat.  Ö.  124  tf.  —  Eitiert  in  der 
Ztsohr.  t\  Bei^htspfl.  u.  Verw.  N.  F.  Bd.  VU.  iä.  97  ff.  — ). 
Mar  beschränkt  Letzterer  mit  Unrecht  die  Auzttbung  die- 
ses ßefugnisses  lediglich  auf  den  Fall  des  Wegzuges  des 
Conductor  aus  dem  Mieth-  und  Pachtgrundstücke,  viel- 
mehr darf  man  dem  Locator  beim  Vorhandensein  eine« 
ans  dem  Contractsverhältnisse  herzuleitenden  fälligen* 
Geldanspruches  auch  schon  während  der  Dauer  des  Vor- 
tiagsverhältnisses  das  Recht  nicht  versagen,  sich  der  von 
dem  Conductor  resp.  Pachter  etwa  beabsichtigten  Foil- 
Schaffung  ▼on  Gegenständen  der  fraglichen  Art  aus  dem 
Ifieth-  oder  Pachtgrundstücke  zu  Widersetzen  und  dersel- 
ben eventuell  bis  zu  seiner  Befriedigung  sich  zu  ver- 
sichern (sie  in  Gewahrsam  zu  nehmen).  Ebensowenig 
braucht  er  unter  gleicher  Voraussetzung  ein  von  dem 
Conductor  während  der  Contractsperiode,  aber  nach  Ein- 
tritt der  Fälligkeit  des  Anspruchs  zu  Gunsten  dritter 
Personen  an  dei  gleichen  Sachen  durch  Veräusserung  und 
Uebergabe  begründetes  Eigenthum  oder  sonstiges  ding- 
liches Recht  zu  respectiren,  so  lange  die  Sachen  nur  nicht 
aus  dem  Pacht-  oder  Miethgrundatücke  entfernt  worden 
sind.  Endlieh  kann  er  zwar,  wenn  während  des  Laufes 
der  Contriictsperiode  in  eine  dergleichen  Sache  zu  Gunsten 
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ciueB  Diitten  die  Hülfe  volletreckt  wird^  oder  zu  dem 
VennCigeii  des  Condactor  Concura  ansbridity  die  gericlit- 
liche  Wegnahme  und  .Versteigerung  der  fbiglkhen  Gegen- 
stände durch  seineu  Widerspruch  nicht  hindern  ;  indessen 
ist  er  wegen  der  zur  Zeit  der  liiills Vollstreckung  oder 
des  Ooncnrsausbruches  aus  dem  Mieth-  oder  Pacht?e^ 
hMltnisse  bereits  erwachsenen'  Ansprüche  nach  obiger 
Stelle  der  Erläuterten  Processordnung  vorzugsweise  Be- 
friedigung auö  dem  Erlöse  zu  verlangen  berechtigt,  und 
das  Oberappellationsgericbt  fordert  im  Falle  des  Cont^ 
ses  nicht  einmal  eine  vor  der  gerichtliehen  Wegschaffiuig 
der  Gegenstände  erfolgte  Vorbehaltserklärung  (Zettsehr. 
i  KechtspH.  und  Vcrw.  N.  F.  Bd.  XXV.,  S.  532.). 

Das  Gesetzbuch  scheint  zwar  nach  den  Motiven  des 
§.  1228  das  daselbst  erwähnte  Retentionsrecht  des  Ve^ 
Pachters  oder  Vermiethers  nur  noch  als  ein  dnfaches  gel- 
ten lassen  zu  wollen,  allein  im  Anschlüsse  an  die  weitere 
Bemerkung  daselbst,  dass  die  Wirkung  dieses  Rechtes 
erst  in  der  zu  erwartenden  Concursordnung  näher  sa 
bestimmen  sein  werde,  hat  das  OberappeUationsgericht  in 
neuerer  Zeit  das  prioritätische  Recht  des  Locator  gegen- 
über den  nach  Verfall  seiner  Ansprüche  erst  entstandenen 
dinglichen  Rechten  Dritter  an  der^chen  iiktchen  anch 
for  die  Zukunft  aufreeht  erhalten  (Zeitschr.  f.  Rechtspfl. 
u.  Verw,  N.  F.  Bd.  XXX.,  S.  52  ff.). 

2.  Das  Recht  des  Staatstiscus  auf  unbedingte  vor- 
zugsweise Befriedigung  aus  den  von  den  Zollbehörden 
snrUckgehaltenen  oder  mit  Beschlag  belegten  aollpflich- 
tigen  Gegenständen  (soweit  sie  nicht  etwa  derCon- 
fiscation  unterliegen,  zu  vergl.  oben  S.  203  im  §.  56  zu 
II.)  wegen  des  darauf  haftenden  Zollauspruchs  (ZoU- 
8tra%esets  vom  S.  April  1838,  §.  16,  verb«  m.  Gesets  vom 
4  November  1843,  das  Voixugsrecht  der  rackstfindigen* 
Abgaben  etc.  butr.,  §.  1.). 

3.  Das  nach  dem  üandelsgesetzbuche  Artt.  374,  302, 
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409  dm  Com miss ioiiä r,  Spediteur  und  Fracht- 
führer am  OommissioDS-;  SpediUons-  und  Frach%ute 
wegen  ihrer  daselbst  bezeichneten  Forderungen  und  zwar 
mit  der  privilegirten  Wirkung  des  Art.  iJUG  eiugeräuiute 
gesetzliche  Piaudrccht. 

4.  Das  gleichfalls  durch  das  Handelsgesetzbuch  Artt 
313  ff.  geschaffene  qualificirte  Retentionsrecht  der  Kauf- 
leute  unter  einander  wegen  ihrer  sftnuntlicfaen  aus  bei- 
derseitigen Handelsgeschäften  herrührenden  fälligen  For- 
derungen an  allen  in  ihrem  Gewahi'sam  behndiichen  be- 
w^lichen  Sachen  ihres  Schuldners^  welche  mit  dessen 
Willen  auf  Grund  von  Handelsgeschäften  in  ihren  Besitz 
gelangt  sind.  Voraus/ iisetzeu  ist  hierbei  jedoch  in  der 
Kegel,  dass  die  Ausübung  des  Ketentionsrechtes  lüeht  einer 
in  bindender  Weise  erhaltenen  Anweisung  resp.  über- 
nommenen Verpflichtung  zu  anderweiter  Qebahrung  mit 
diesen  Gegenständen  entgegen  lauten  dürl(  . 

Die  sub  2.  3.  4.  gedachten  Berechtigungen,  welche 
durch  das  Gesetzbuch  nicht  berührt  werden,  gemessen 
auch  dem  Concurse  des  Schuldners  gegenüber  insofern 
eine  besondere  Bevorzugung,  als  hier  der  Gläubiger  nicht 
die  Sache,  »ondern  nur  den  nach  seiner  Befriedigung 
verbleibenden  Ueberschuss  des  Erlöses  an  die  Masse  ab- 
mliefem  verpflichtet  ist  (deshalb  auch  Separationsrecht}. 

Auch  soll,  so  viel  das  Retentionsrecht  unter  4  an- 
lange im  Falle  des  Cuncursausbruches,  ja  selbst  schon  bei 
einem  durch  iruclitiose  Exccution  constatlrten  Nahrungs- 
abfiüle  des  Schuldners,  sogar  die  oben  bei  4  a.  £.  er- 
wähnte Restriction  wegfallen,  und  nicht  einmal  Fällig- 
keit der  zu  sichernden  Forderung  noch  weiter  erfordert 
werden. 
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4.  Abschnitt   Von  der  Verpfändung  Ton 

Rechten. 

|.  84. 

t  Abgesehen  von  der  oben  S.  218  §.  59  a.  E.  gedach- 

ten Gattung  von  Rechtcü,  die,  wenn  sie  ein  besonderes 
Folium  im  Grund-  und  Hypotheken  buche  haben,  rück- 
uchtUch  des  pfandrechtlichen  Verkehrs  natürlich  gleich- 
&l]s  ganz  unter  die  von  Immobilien  geltenden  Gnindsätse 
treten^  gehören  hierher  noch  folgende  Fälle: 

1.  Nach  §.  496  des  gilt  als  Regel;  daaa  jura 
in  re  aliena  der  Verpfilndang  entzogen  seien.  DerNieaa- 

brauch  macht  zwar  eine  Ausnahme.  Da,  jedoch,  wie  bei 
jeder  Veräusseruiig  des  isiessbrauchcß,  so  auch  bei  dessen 
Verpfädung  nicht  das  an  die  Person  des  Niessbrauchers 
geknilpfte  Recht  selbst,  sondern  nur  dessen  Ausübung 
Gegenstand  der  Vcräusscrnng  sein  kann,  so  beschränkt 
sich  «hier  das  Recht  des  Pfandgläubigers  auf  Erhebung  der 
unter  den  Niessbrauch  fallenden  Früchte.  Die  Entstehung 
des  diesfallsigen  Pfandrechtes  ist  Übrigens  auch  hier  durch 
die  Uebergabe  der  dem  Niessbrauch  unterliegenden  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Sache  an  den  Pfandgläu- 
biger bedingt)  während  die  Verpfändbarkeit  des  usus- 
frttctus  noroinom  sich  nach  den  über  die  Verpfändung 
Ton  Forderungen  geltenden  Vorschriften  (zu  vei^l.  unten 
bei  no.  'dj  nditct.  §§.  49B,  407  des  B.G  B. 

2.  Die  VerpHbidung  der  auf  den  Inhaber  gestellten 
Werthpapiere  ist  nach  den  Über  das  Faustpßind  gelten- 

den  Grundsätzen  zu  beurtlicilcn  (ij.  499  des  B.G.B.j,  was 
der  zeither  schon  vom  Oberappellationsgerichte  befolgten 
Ansicht  entspricht  (Zeitschr.  f.  Rechtspfl.  u.  Verw.  N.  F. 
Bd.  XXI.  B.  81,  no.  15.}.   Wird  das  Werthpapter  tot 

Verfall   der  i'iandiorderung  zahlbar,   so  tritt  die  vom 
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Plandgiäubiger  zu  erhebende  Geldsutnme  an  die  Stelle 
des  ureprfiiiglicheii  Pfandobjectes  (§.  501  des  B.G.B.). 

3.  Bei  Verpfk.ndiiiig  yon  Forderangen  hat  man, 
so  viel 

a.  die  EntstehuDg  des  Pfandrechtes  anlangt^  einmal 
swiflchen  freiwilliger  und  necessärer  Verpfiindang  (Hülls- 
pfandrecht)  and  sodann  wieder  dem  Objecte  nach  zwi- 
schen bloss  chirographarischen  und  hypothekarischen  For- 
derungen zu  unterscheiden. 

«r.  Bei  freiwilliger  Verpflftndnng  chirographarischer 
Forderangen-  bedurfte  es  schon  nach  Eeitherigem  Rechte 
(£rl.  Processord.  zu  tit  XLIV.,  §.  2^  womit  tn  vergl. 
§.  502  des  R.G.B.)  der  Uebergabe  deü  auf  die  Furdening 
bezüglichen  Schulddocumentes  an  den  Pfandgläubiger. 
Bei  Mangel  eines  solchen  war  daher  die  Verpfandung 
überhaupt  nicht  möglich  und  ist  es  auch  nach  dem  Rechte 

Gesetzbuches  nicht,  ab<^eseheii  davon,  dass  naeh  letz- 
terem, abweichend  vom  zeitherigeu  liechte^  überhaupt  nur 
noch  chirographarische  Geldforderungen  fUr  verpfändbar 
erklärt  werden.  Behufs  der  freiwilligen  Verpf)indung  hypo- 
thekarischer Forderuii^^cu  dagc^^en  ist  analog  dein  Falle 
ihrer  Cession  die  Verlautbarung  der  Verpfandung  im 
Grund'  und  Hypothekenbuche  wesentlich^  eine  Uebergabe 
des  Schulddocomentes  aber  dann  nicht  nebenher  noch  er- 
forderlich (§.  502  des  B.G.ß.). 

ß.  Die  Hültijvollstreckung  in  Forderungen  wird  bei 
Forderungen  beiderlei  Art  durch  das  vom  Executions- 
richter  in  Gemässheit  des  §.  57  des  £xecutionsgesetzeB 
vom  28.  Februar  1838  an  den  debitor  debitoris  eu  erlas- 
sende schrittliche  Injunot  vermittelt,  dergestalt  jedoch, 
dass  bei  hypothekarischen  Forderungen  ausBerdem  noch 
ein  Ueberweisungseintrag  im  Grund-  und  Hypotheken- 
bnche  hinzutreten  muss.  Ueber  die  Fassung  dieses  lieber- 
weisungseiiitra^^es  ist  zu  vergl  Bekanntmaclning  des  Jus- 
tizministeriums vom  2.  Januar  1863  im  Gesetz- und  Ver- 
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ordnungsbiatte  S.  330  Ü\  in  V'crbindung  mit  ijerichisord. 
§§.  147  und  148.  Ueber  das  Verhältniss  der  beiden 
roigenannten  Acte  su  einander  aber,  falls  sie  zeitlich 
auBeinderliegcn ,  sind  zu  vergl.  Annalen ,  des  Oberappel- 
lÄÜons-Qerichtö  N.  F.  Bd.  I.,  S.  80  flF. 

b.  Anlangend  die  Wirkungen  der  Forderuugsverpfan- 
dimg,  80  wird  duroh  dieselbe  bei  der  freiwilligen  Ver- 
pfilndnng  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  rechtzeitig 
erfolgender  Zahlung  der  Pfandschuld  (ia»  liccht  eingerauiiii, 
das  ihm  verpfändete  nomeii  au  Steile  des  VerpiUnders 
einzuziehen.  Deshalb  spricht  auch  §.  86  des  Hypothe- 
kengesetzes Ton  einer  eventueUen  Cession  und  in  Shn- 
licber  Weise  §.  503  des  B.G.B,  davon,  dasö  diu  Vcrpfau- 
dung  als  Abtretung  der  Forderung  zum  Zwecke  der  Er- 
hebung und  da  nöthig  Einklagung  zu  betrachten  sei 
Ebenso  erhält  der  Gläubiger  durch  die  HttlfeTollstreckung 
zwar  das  Recht  zur  Einhebung  der  ihm  verholfenen  For- 
derung; indessen  wirklicher  Inhaber  der  letztereu  wird 
er  auch  hier  nicht,  insbesondere  ist  auch  bei  der  Hülfe- 
Vollstreckung  in  hypothekarische  Forderungen  mit  dem 
oben  erwähnten  Ueberweisungseintrage  nicht  die  Vor> 
Stellung  einer  delinitivcn  Uebertraguug  der  Forderung 
auf  den  Gläubiger  zu  verbinden,  ja  es  ist  sogar  im  Falle 
der  Abtretung  des  dtes&llsigen  HiÜlspfendrechtes  an  einen 
Andern  dieser  Oession  die  Eintragbarkeit  in  das  Grund- 
und  Hypotliekenbuch  nach  §.  148  der  Gerichtsordnung 
a.  E.  ausdrücklich  versagt.  Wohl  aber  räumt  das  Ge- 
Betzbuch  in  §.  604  bei  Verpfändung  hypothekarischer 
Forderungen  dem  Gläubiger  das  Recht  ein,  nach  einge- 
ti'eteuer  Fälligkeit  der  Pfandschuld  statt  der  Kiuhubaiig 
der  verpiaudetcn  Forderung  deren  deünitive  Umsohrei- 
bnng  quoad  summam  concunentem  vom  Pfandschuldner 
zu  yerlangen.  Kommt  es  dagegen  bei  einer  yerholfenen 
Forderung  zu  deren  Einklagung  durch  den  Gläubiger,  so 
hat  dieser  hier  sein  Klaggesuch  auf  Zahlung  zum  Ge- 
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ncbtapofiitum  eu  beschränkeD ,  und  nach  deren  Erfolg 

seiue  BetViedigung  aus  den  eingezahlten  Geldern  durch 
den  EiLecutioQsricbter  zu  ei-warten. 

IV.  AbiheilttDg. 
Von  den  BeaUasten. 

§.  85.  Katar  des  Beohtes. 

Die  Stellung;  welche  die  ältere  Sächaiache  Juriapru- 
deiuf  zur  Lehre  yon  den  Beallaaten  einnimmt^  kennzeich- 
net sich  dadurch,  dass  sie  die  aus  dem  RBmiachen  Rechte 
entlehnten  Grundsätze  über  Servituten  in  vielen  Puncten 
ohne  Weiteres  auf  die  Reallasten  als  sogenannte  Deutsch- 
rechtliche in  faciendo  bestehende  Dienstbarkeiten  über* 
trug.  Deshalb  entschied  man  sich  nicht  alKin  für 
die  Möglichkeit  einer  Begründung  der  Reallast  durch  ein- 
fachen Vertrag  ohne  das  £rforderniss  einer  richterlichen 
Mitwirkung,  sondern  auch  fnr  die  einer  Entstehung  durch 
Ersitzung.  Die  neuerdings  vom  Hjpothekengesetze  §.  15 
fiib  5  aufgebrachte  und  auch  von  dem  Gesetzbuche 
§.  506  beibehaltene  Noth wendigkeit  der  Eintragung  der 
Reallast  in  das  Grund  -  und  Hypothekenbuch  kann  an 
sieb  und  allein  för  die  Lösung  der  Frage:  ob  man  die- 
selben als  dingliche  Rechte  oder  als  blosse  gegen  den  je- 
weiligen Grundstücks»  igen thümer  gehende  Forderungen 
m  betrachten  habe,  nicht  entscheidend  werden,  wie  sich 
denn  auch  in  den  Motiven  zu  §.  505  dieselben  ausdrück- 
lich als  Obligationen  bezeichnet  finden,  welche  an  das 
Eigeuthum  eines  Grundstückes  gebunden  seien.  Einer- 
seits ist  aber  doch  dem  ersteren  Gesichtspunkte  (des 
Sachenrechtes)  theils  durch  die  in  §.  510  als  Regel  an- 
erkannte Haftung  des  jedesmaligen  Eigenthümers,  selbst 
für  die  aus  der  Zeit  seiner  Besitzvorgäuger  herrührenden 

Rückstände,  theils  dadurch  ein  nicht  unwichtiges  Zuge- 
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ständniss  gemacht,  dass  nach  §.  511.  Abs.  2  des  B.G.B. 
die  rückständigen  Prftstationen  im  Falle  der  Zwangsver- 
steigerung innerhalb  wie  ausserhalb  des  Concurses  in 
gleicher  Weise  aus  dem  Grundstückserlöse  zu  decken 
sind,  wie  Zinsrückstände  hypothekarischer  Capitalien  (zu 
vgl.  oben  §.  74  S.  277  unter  b.}.  Für  den  Fall  des  Ooncur»- 
ausbruches  zu  dem  Vermijgen  des  GrandstücksbesitBers 
war    solches    zeither    schon    bestimmt    (Gesetz  vom 

4.  November  1845;,  während  darüber,  ob  die  dortige 
Vorschrift  auch  bei  Unzulänglichkeit  des  Erlöses  eines 
ausserhalb  des  Concurses  nothwendiger  Weise  verstei- 
gerten Grundstockes  analog  zur  Anwendung  zu  bringen 
sei,  die  Ansichten  zeither  noch  immer  sehr  getheilt  waren. 
Schneider  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspfl.  N.  F.  Bd.  XXIV, 

5.  486  ff.  Für  das  jetzige  Becht  sind  zu  veigleicben 
die  Vorschriften  im  Gesetze  vom  30.  Juni  1868:  die  Be> 
schränkung  etc.  und  einige  Bestimmungen  über  die 
Zwangsversteigerung  betreff.  §§.  17  bis  20,  21  Nr.  3, 
25,  wodurch  die  Paragraphen  224  bis  229  der  Gerichts- 
ordnung sich  erledigen  (§.  26  des  Gesetzes  vom  dO,  Juni 
1868). 

Ferner  spricht  liir  Auffassung  der  Ueallast  als  einer 
dinglichen  Last,  dass  nach  §§.  376, 421  u,  d07  des  aG.B. 
die  Neuconstituirung  einer  Reallast  als  substantielle  Min- 
derung des  Grundstückswerthes  behandelt  wird  und  die- 
selbe nur  mit  Einwilligung  der  auf  dem  Grundstücke 
versicfaerten  Hypothekarier  und  Derjenigen,  zu  deren 
Gunsten  eine  Dispoiitionsbeschrftnkung  am  Grundstücke 
besteht,  erfolgen  kann.  Andererseits  lässt  das  Gesetzbuch 
die  gleichzeitige  obligatorische  Natur  der  lieallast  darm 
fortdauernd  hervortreten,  dass  eb  nach  §.  51 1,  Abs.  1  das 
Recht  auf  die  einzelnen  Leistungen  nach  den  Uber  For- 
derungen geltenden  Grundsätzen  beurüieilt  wissen  will, 
dass  es  femer  den  jedesmaligen  Besitzer  f\ir  die  vorhan- 
denen Rtickstände  nicht  mit  dem  Grundstückswerthe 
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allein,  sondern  auch  inii  seinem  gesammten  übrigen  Ver- 
mögen haltbar  macht ,  demgeuiäss  also  auch  selbst  nach 
der  VerätuBaenmg  oder  Dereliction  des  Grundstückes  die 
perBonfiche  Haftung  für  die  bU  dahin  verfallenen  Lei* 
Ölungen  unvei  aiult  rt  fortbestehen  liisst  und  dass  es  endlich 
dem  Reallast (  D gläubig«  r  keineswegs  das  Recht  einräumt| 
wegen  a|i%elaufener  Rückstände,  solange  dieselben  nicht 
etwa  ausserdem  noch  mit  Hypothek  versehen  sein  sollten, 
die  Zwangsversteigerung  des  Grundstückes  zu  beantragen, 
sundern  dessen  Recht  auf  Befriedigung  aus  dem  Grund- 
stückseriöse nur  auf  die  Fälle  einer  von  anderer  Seite 
her  veranlassten  neoessftren  Versteigerung  beschränkt. 
Nach  dem  Allen  wird  man  bei  uns  die  Reallast  als  ein 
aus  dinglichen  und  obligatorischen  Elementen  gemischtes 
Recht  au^u&ussen  haben,  wobei  jedoch  die  Gränzlinie 
nicht  so  gezogen  werden  darf,  dass  nur  das  Hauptrecht 
dinglicher,  das  Recht  auf  die  einzelnen  verfallenen  Lei- 
stungen aber  rein  obligatorischer  Natur  sei,  indem  selbst 
mit  einer  derartigen  Trennung  der  beiden  concurnrenden 
Gesichtspunkte  die  obenerwähnte  regelmässige  Haftung 
des  Einaelnachfolgers  ftlr  die  älteren  Rückstände,  sowie 
die  Perceptionsbcrcchtigung  des  Kcallastengläubigers  an 
dem  Subhastationserlöse  nicht  fuglich  vereinbar  sein 
würde. 


§.  86.  Ton  ien  Inhalte»  der  Entstehung  nn4  Erldsehanff 

der  Rcallasteu. 

I.  Die  Verptiichtung  des  Reallastenschuidners  kann 
resp.  konnte  ihrem  Inhalte  nach  eine  sehr  verschiedene, 
nämlich  bald  gerichtet  sein: 

a.  aut  eine  fortgehende,  in  reprelmässigen  oder  un- 
regelmässigen Zwischenräumen  wiederkehrende  Geld- 
leistung (2.  £«  Erbeins,  Lehengeld,  vergl.  oben  §.  66, 
sttb  n,  S.  252  f.),  bald 
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b.  auf  eine  Naturalleistung  an  Früchteu,  Fkisch, 
Holz,  Vieh  b.  w.,  wovon  eine  besonders  ausgezeichnete 
Art  der  Zehnt  bildet  (vergl  Weber:  KircheDrecht,  B<L IL 
S.  418  ff.,  der  2.  Ausg.  und  Ges.  „die  Ablösung  der 
Naturalleistungen  an  Geistliche  und  ächullehrer  betr.'^ 
vom  10.  Februar  1851); 

c.  auf  Leistung  gewisser  Dienste  Seiten  der  Unter* 
tbanen  an  die  Gerichtsherrschaft,  z.  B.  Wacht-,  Bau- 
Dienste,  Frohnden,  obwohl  letztere  auch  vielfach  selbst 
auf  die  Unangesessenen  eines  Ortes  sich  erstreckten,  wo 
dann  natürlich  der  Gesicbt^^junct  der  Reallast  keine  An- 
wendung auf  sie  fand;  über  dieses  jetzt  ganz  beseitigte 
Institut  vergl.  Haubold  §§.  464  bis  474b; 

d.  auf  ein  facere  anderer  Art,  worauf  man  oft  auch 
den  im  Eingange  des  vorigen  Paragraphen  ei  wähnten  Aus 
druck  servitus  juris  Germanicl  speciell  anwendete.  Auch 
dann,  wenn  solche  Verpflichtungen  ausnahmsweise  im  Zn« 
sammenhange  mit  einer  bestehenden  Servitut  vorkomnuii, 
z.  B.  so,  dass  bei  gewissen  Grunddienstbarkeiten  der  do- 
minus fundi  servientis  zur  Instandhaltung  der  zur  Ans- 
üb  Uli  der  Servitut  nöthigen  Vorrichtungen,  AusbesseruDg 
des  Weges,  Herstelhmg  einer  Brücke  u.  s.  w.  verpflichtet 
ist,  sollen  auf  dergleichen  Rechtsverhältnisse  die  Grund- 
sätze von  den  Reallasten  dergestalt  Anwendung  leiden^ 
dass  sie  ohne  vorgängige  Verlautbarung  im  Gnind-  ur.d 
Hypothekenbuche  die  Eigenschaft  eines  auf  den  Kach- 
besitzer übergehenden"  onus  nicht  erlangen.  §.  Ö22, 
Abs.  2  des  B.B.G. 

II.  (^ueileu  von  Reallasten  können,  abgesehen  vom 
Gesetze,  sein:  Vertrag,  letzter  Wille,  richterliche 
Entscheidung.  Jedoch  ist  der  Pri vatwillensd isposition 
durch  die  neuere  Ablüsungsgesetzgebung  vielfach  eine 
Schranke  gesetzt  (vergl.  unten  §.  88).  Ersitzung  da- 
gegen kann  jetzt  nicht  mehr  als  Entstehungsgrand  von 
Rcallaöten  vorkommen j  scLuu  nicht  mehr  nach  dem  Ily- 
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pothekeiigesetse  wegen  dessen  entgegenstehenden  §.  28; 
nach  detn  Gesetzbiiche  aber  noch  ^veniger,  weil  dasselbe 
im  §.  512  überhaupt  den  Begriif  des  Kechtsbesitzes  auf 
dergleichen  Berechtigungen  für  unanwendbar  erlilärt,  wenn 
auch  wieder  mit  der  Ausnahme,  dass  da,  wo  bei  einer 
Servitut  der  Berechtigte  (vergl.  I,  d.)  gewisse  Gegenleis- 
tungen an  den  Serviens  zu  entrichten .  hat;  auf  diese  die 
Uber  den  Quasibesitz  geltenden  Grundsätze  Anwendung 
leidtu  sollen:    §§.  523  und  531  des  Ü.G.B. 

Die  obigen  Entstehungsgründe  können  übrigens  in 
Gemässheit  des  Grundsatzes:  wonach  die  KeaUast  gleich 
dem  Immobiliareigenthume  und  der  Hypothek  zu  den  ab- 
solut eintragsbedürftigeu  Rechten  gehört  (vergl.  §.  oOG 
des  B.G.B.)7  immer  nur  als  Kechtetitel  für  Eintragung 
deiselben  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  in  Betracht 
kommen ;  und  zwar  erfolgt  die  Verlautbarung  derselben 
in  der  üegei  und  soweit  nicht  die  Ausnahme  des  folgen- 
den Paragraphen  87  eintritt,  in  der  ersten  Folienrubhk ; 
§.  124  der  Gerichtsordnung  sub  7. 

III.  Die  Erlöschungsgründe  der  iiealiasteu  treffen 
mit  dem  oben  §.  77  für  die  Hypotheken  erwähnten  viel- 
fach zusammen.  So  kommen  auch  hier  wieder  der  Un* 
tt'jgang  des  belasteten  Grundstückes,  Eintritt  des  dies  ad 
quem  als  ipso  jure  wirkende  Thatsachen  in'  Betracht, 
während  die  dort  sub  2,  a,  b,  c,  e  und  g  gedachten 
Momente  mutatis  mutandis  gleichfalls  nur  als  Lö- 
schungstitel wirken.  Ebenso  kann  die  Verjährung  nur 
den  Anspruch  auf  die  jedesmaligen  Bückstände  (ähnlich 
wie  bei  Zinsriickständen  von  Hypothekencapitalien),  nicht 
aber  das  Hauptrecht  selbst  zerstören.  Indessen  gilt  doch 
noch  hier  folgendes  Besondere: 

Da;  wo  die  Realiastberechtigang  auch  activ  wieder 
*n  em  Grundstück  geknüpft  ist,  muss  nothwendig  auch 
schon  der  Untergang  des  sog.  berechtigten  Grundstückes 
den  Untergang  der  Keallast  nach  sich  ziehen;  ebenso,  wie 
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da,  wo  eiii  Gläubiger  nur  für  seine  Person  berechtigt 
ist,  der  Tod  dieser  Person  (§.  508  des  B.G^.). 

b.  Gegen  eine  vorzunehmende  Dismeiubratioii  des 
belasteten  Grundstücke  steht  dem  Beallastengläubiger 
zum  Unterschiede  vom  Hjpothekarier  ein  Widerspradis- 
recht  zwar  nicht  zu:  yielmehr  findet  in  einem  solchen 
FaUe  eine  Theilung  der  Keallast  auch  ohne  GeuehmiguDg 
des  Berechtigten  etatt,  d.  h.  es  ^^  ird  die  betreflfende  Lei- 
stung von  Amtswegen  nach  Verhältniss  des  Werthes  der 
abzutrennenden  Parcelle  auf  diese  repartirt,  dergestak, 
dass  das  Stammgut  wegen  des  auf  das  Trenntück  zu 
legenden  Antheik  wenn  auch  nicht  ganz  exnexuirt,  doch 
nur  noch  subsidiär  haftbar  gemacht  wird.  Dagegen  unte^ 
liegen  JRealiasten  und  Hypotheken  auch  hier  wieder  insofern 
ganz  gleichen  Grundsätzen,  als  die  vorbehaltlose  Einwilli- 
gung des  Hcallaöteiigliiubigei'S  in  die  Dismembration  ebenso 
wie  die  eventuelle  Consenssupplirung  der  Grund-  und 
Hjpothekenbehörde  (§.  1  der  Verordnung  vom  3.  August 
1868)  die  völlige  Entlastung  des  Trennstückes  zur  Folge 
hat  (§§.  202  und  203  der  Gerichtsordnung  und  §§.  ÖIÖ  und 
ÖU  des  ii.G.B.). 

c.  Tilgung  bildet  zwar  hier  nicht  so,  wie  bei  der 
hypothekaFischen  J^'orderung  schon  einen  der  Natur  des 
Rechtes  gemttssen  Aufhebungsmodus,  da  der  Reallaaten- 
schuldner  sich  der  als  fortgehende  Quelle  der  Einzel- 
priistationen  zu  denkenden  Hauptverpiiichtung  durch  Zah- 
lung regelmässig  ebensowenig  beliebig  entledigen,  wie  der 
Gläubiger  diese  Zahlung  erzwingen  kann.  Wohl  aber 
ist  in  der  in  neuerer  Zeit  fast  zur  Regel  erhobenen  Ab- 
lösbarkeit  des  Rechtes  eine  freilich  an  gewisse  Formen 
und  Voraussetzungen  geknüpfte  Tilgungsmodalität  ge- 
schaffen worden,  über  welche  jedoch,  da  sie  nicht  bloss 
den  Reallasten  eigenthürolich  ist,  das  Nähere  erst  imten 
im      88  im  Zusammenhange  folgt. 
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d.   Die  Zwangsversteigerung  des  belasteten  Ghrund- 

Stückes  ist  auf  den  Fortbestand  der  Keallast  an  sich  ohne 
Einfluss,  da  letztere  im  Gegensätze  zu  den  darauf  einge- 
tragenen Hypotheken  in  gleicher  Weise  auf  den  Ersteher, 
wie  anf  jeden  Nachfolger  im  Besitae  des  Gfundstttckes 
üborgelit.  Nur  ist  der  Erstelier  insutlrii  besser,  als  ein 
anderer  biugularnachtulger  gestellt^  als  or  nicht  für  die 
aas  der  Zeit  vor  der  Zwangsversteigernng  herrührenden 
Rückstände  haftet;  auch  wird^  wenn  etwa  eine  Reallast 
bestehender  Vorschrift  zuwider  (§§.  376  und  421  des 
B.G.B.j  ubne  ausdrückliche  oder  nach  Befinden  suppiirte 
Genehmigung  eines  Hjpothekariera  seiner  Zeit  eingetragen 
worden  sein  sollte,  diesem  das  Recht  nicht  zn  versagen 
sein,  dass  in  analoger  Anwendung  der  Bestimmungen  in 
§§,  519  und  528  des  B.G  B.  das  Grundstück  unter 
Annahme  doppelter  Gebote  —  das  eine  Mal  mit,  das  an- 
dere Mal  ohne  die  Reallast  aasgeboten  werde  und 
eine  Uebertragung  der  letzteren  auf  den  Ersteher  nur 
dann  stattfinde,  wenn  das  von  ihm  getluuH^  (iebot  die 
Ansprüche  des  Hypothekariers  noch  voUstäudig  deckt. 

§.  87.  Aossoffy  Leibreste  and  eiserne  Capitaiien. 

Diese  drei  Rechtsverbältnisse  sind  nur  in  gewisser 
Beziehung  den  Keallasten  gleichgestellt: 

I.  Unter  Aaszugsrecht  versteht  man  das  auf  einem 
Grandstücke  (in  der  Regel  praedium  msticum)  radicirte. 
Fordenmgsrecht  einer  Person  auf  gewisse ,  jährliche 
Prästationcn^  die  ihr  auf  eine  bestimmte  Zeit  (meist  auf  Le- 
bensseit)  zu  ihrem  Unterhalte  von  dem  jeweiligen  Besitzer 
des  Grundstückes  zu  gewähren  sind.  Diese  PrSstationen 
können  in  baarem  Gelde,  Naturalleistungen  oder  auch 
einem  blossen  lacere  (z.  B.  Wartung  und  Ptlege  in 
Krankheit)  bestehen  und  haben  überhaupt  meist  die 
nothwendige  Alimentation  der  berechtigten  Person  zum 
Zwecke. 
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Schon  vor  dem  Hypothekengesetze  unterschied  man 
zwischen  reservirtem  nnd  constitnirtera  Auszüge  in 

der  \V'ei8e,  dass  maa  unter  eioterem  denjenigen  begiiff, 
welchen  der  Eigenthümer  des  Grundstückes  bei  dessen 
Veräusserung  sich  selbst  oder  Anderen  an  selbigem  vor^ 
behält,  oder  mit  dem  er  das  Gnmdstfick  zu  Gunsten 
dritter  Personen  letztwillig  belastet  ,  unter  constituirtem 
dagegen  den  vom  jeweiligen  Eigentbümer  im  Wege  be- 
sonderen Vertrages  übernommenen  Aussug. 

Den  reservirten  Auszug,  auch  ächten  Auszug  genannt, 
beliaudeltL'  man  von  jelier  als  Reallast,  welche  schon  ilurch 
die  blosse  richterliche  Bestätigung  des  betreffenden  Hechts- 
gesdiäftes  sur  Entstehung  gelange:  Bescript  an  die 
Dicasterien  vom  2S.  Februar  1726;  während  der  oonsti- 
tuirte  nur  im  Wege  der  Hypotliekenbebtellung  auf  dem 
Grundstücke  versichert  werden^  konnte. 

Ueber  ^atur  und  Wesen  des  Ausasuges  hat  das 
Oberappellationsgericht  unter  dem  2.  October  1839  in 
der  Gesetzsammiuug  ausfuhrliche  (42)  liechtssätze  ver- 
uüentlicht. 

Das  Hypothekengesetz  wies  nun  zwar  in  beiden 
Fällen  dem  Auszuge  seine  Steile  nicht  unter  den  Real- 
lasten in  der  ersten  Rubrik,  sondern  nur  unter  den  Hj- 

pothekenscliuklen  an.  Gleichwohl  räumte  es  dem  reser- 
virten Auszuge  in  mehreren  Beziehungen  fortdauernd  eine 
boTorzugte  Stellung  vor  dem  unächten  ein ,  so  besonders 
darin,  dass  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  ein  derartigeB 
Reservat  gemacht  ist^  ohne  Weiteres  lür  berechtigt  er- 
klärt wurde,  seine  Forderung  zum  Eintrage  bringen  zu 
lassen  (gesetzlicher  Kechtstitelj,  und  dass  dieselbe,  wenn 
einmal  eingetragen,  durch  die  Zwangsversteigerung  des 
belasteten  Grundstückes  nicht  wieder  erlöschen  solle. 

Das  Gei^etzbuch  hat  es  hierbei  bewenden  lassen 
(§§.  blö  ß),  im  Uebrigen  aber  geniesst  der  ächte  Aus- 
zug nach  §.  518  mit  wenig  Ausnahmen  gleiche  Rechte 
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mit  der  Hypothek,  dalier  auch  den  Hypuihtkarieru  ein 
Widerspracberecht  gegen  Eintragung  eines  derartigen  Onus 
niclit  zusteht 

Jedoch  bedarf  es  bei  dessen  Verlautbarung  der  Ein- 
tragung einer  bestimmten  Werthsumme  nicht;  auch  war 
das  gegen  den  Auszngsberechtigten  unter  Umständen 
gleiebfidls  eintretende  Consenssopplirungsrecht  (§§.  419, 
421  des  riG.B )  hier  bereits  nach  früherem  Kechte  schon 
in  die  Hand  der  Unterbehörde  gelegt  (Gerichtsordnung 
§.  202  a  £.).  Umgekehrt  steht  hier  nach  §.  519  des 
B.G.B,  das  oben  §.  8G  a.  E.,  sub  III.  d,  gedachte  Befug- 
iii?s,  eintretenden  Falles  bei  der  Zwangsversteigerung  die 
Ausbietung  des  Grundstückes  unter  doppelten  Geboten 
tVL  verlangen  y  schon  kraft  ausdrücklicher  Vorschrift  dem 
Auszugsberechtigten  zu. 

11.  Ganz  gleichgestellt  mit  •  dem  Auszuge  ist  das 
sogenannte  eiserne  Capital,  d.  h.  das  zwar  verzins- 
liebe,  aber  unkündbar  auf  ein  Grundstück  gelegte  Capital. 
Im  Wesentlichen  dasselbe  gilt  auch  von  einer  Leibrente^ 
rücksichtlich  deren  durch  Vertrag  oder  letzten  Willen 
bestimmt  ist^  dass  sie  die  Eigenschaft  einer  Reallast  haben 
solle  (§.  517  des  B.G.B.). 

Näheres  zu  vergl  im  Forderungsreehte. 

§.  88.  Ten  <ler  AUOsmig. 

1.  Unter  Ablösung  versteht  man  hier  die  aui  An- 
trag eines  der  BetheiUgten  erfolgende  Aufhebung  gewisser, 
auf  Grund  und  Boden  haftender  Gerechtsame,  gegen  Ge- 

wähi'ung  ilutJj  in  der  Regel  commissarisch  zu  ermitteln- 
den durchschnittUchen  Schätzangswerthes. 

Eine  Abldsang  auf  Grund  freier  Vereinigung  der 
Betheiligten  wurde  schon  durch  das  Kescript  der  Landes- 
regierung vom  24.  Februar  1&24  für  die  Dienste  und 
Frohnden  eioge0ihrt.  Das  Gesetz  über  Ablösungen  und 
Gemeinheitstheilungen  vom  17  März  18^2  dagegen  gab 
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fiir  diese  und  eine  Melirzahl  anderer  privatrechüicker 
Lasten  jedem  der  Interessenten  (resp.  wenigstens  dem 

Verpflichteten)  das  Recht,  oinfseitig  auf  Ablösung  zu  pro- 
vociren,  was  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1846,  sub  1  noch 
weiter  I  naiaentUoh  auch  auf  die  Laudemialpflicht  aus- 
dehnte, bis  endlich  das  Gesetz  vom  15.  Mai  1851,  Nach- 
träge zu  den  bisherigen  Ablüsungsgcsetzen  betretiend,sämmt- 
liche  auf  Orand  und  Boden  haftende  Abgaben  und  Lei- 
stungen mit  gewissen  weiter  imten  zu  erwähnenden  Aus- 
nalinien  auf  einseitigen  Antrag  beider  Theile  iür  ablösbar 
erklärte. 

Die  Leitung  des  Ablösungsgesehäftes  wurde  einer 

jedesmal  ad  hoc  zu  ernennenden  Specialcommission;  unter 
Oberleitung  der  ständigen  O  eueralcomnussiou  zu  Dres- 
den,  übertragen,  welche  letztere  auch  immer  die  Bestäti- 
gung der  nach  beendetem  Abiösungegescfaftfte  zu  ent- 
werfenden liecesse  vorzLiiiehmtm  hatte. 

Als  regelmässige  Entschädigungsmittei  kamen  (ab- 
gesehen von  der  bei  gewissen  Servituten  ausnahmsweise 
zulässigen  Landabtretung  oder  Gewährung  ein^-^Holsde- 
putates)  entweder  Capitalzahlung,  d.  h.  Gewährung  einer 
dem  fan^ndzwansigfschen  Betrage  des  zu  ermittelnden 
jährlichen  Sehfitznngswerthes  gleichkommenden  Smimie 
oder  Uebernahme  einer  fortlaufenden  Rente  aut  das  ver- 
pflichtete Grundstück  in  Betracht.  Dabei  war  es  in  der 
Bqgfel  in  die  Wahl  des  Verpiiichteten  gestellt^  ob  er  Ca- 
pitalzahlung  oder  Rentenübemahme  wählen  wolle.  In 
beiden  Fällen  gilt  das  bisher  bcbtuiideuo  liechtsverhält- 
niss  Dritten  gegenüber  erst  mit  der  auf  Grund  des  bestä- 
tigten Ablösungsreoesses  im  Grund-  und  11}  potfaekenbuche, 
weuu  auch  von  Amtswegen,  zu  bewirkenden  Verlautba- 
rung für  au%ehoben.  Die  in  dem  zweiten  Falle  (d^r 
Rentenübemahme)  an  die  Stelle  der  abgelösten  Gerecht- 
same tretende  Ablösungsrente  hat  zwar  selbst  wieder  die 
Katur  einer  Reallast ,  steht  jedoch  insofern  unter  besou- 
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deren  GnmdeAtsen ,  als  einmal  den  sonstigen  Realgläu- 
bigern des  verpflichteteü  Gruudstuckea  ein  Widerspruchs- 
recht g;egen  deren  Auflegung  nicht  zukommt,  und  aU  sie 
sodann  auch  ftlr  den  Verpflichteten  nach  vorgängiger 
Aufkündigung  jederzeit  durch  Capi talzahl luig  iiii  Ganzen 
oder  iu  grösseren  Tlieiibeträgen  (bis  zu  hundert  Thaier) 
tügbar  isty  während  der  Berechtigte  nur  bei  fortgesetster 
haitnftckiger  Sftumniss  des  Verpflichteten  in  der  Renten- 
udüung  diesen  zu  uachträgiicher  Capitaizabluug  uutiiigen 
kann. 

Um  aber  die  nur  durch  Capitalsahlung  vollatändig 

zu  erreichende  Grundentlastunp:  möglichst  zu  fordern, 
wurde  zugleich  das  unter  staatlicher  Garantie  stehende 
Institat  der  Landrentenbank  ins  Leben  gerufen.  Diese 
hat  den  Zweck,  in  Fällen,  wo  der  Wog  der  Ablösung 
mittelst  Rente  gewählt  worden  war,  den  beiderseitigen 
lateressenten  die  Vortheiie  der  Capitalzahlung  dadurch 
SU  Terschaflen,  dase  sie  einerseits  dem  Berechtigten  die 
Rente  abkauft  uud  ihn  durch  Capitalzalilung  (gewöhnlich 
in  Land  reu tenbriefen)  befriedigt ,  andererseits  die  vom 
Verpflichteten  fortan  an  sie,  die  Bank,  abzuftihrenden 
Rentenbeträge,  nicht  bloss  zur  Deckung  der  Zinsen  der 
von  ihr  berichtigten  Kaufsumme,  sondern  auch  zum 
Theii  zu  allmählicher  Amortisation  der  von  ihr  übemom* 
menen  Rente  verwendet. 

Die  solchenfalls  an  die  Laüdrentenhaiik  iiborwieseue 
A)>l(>simgsrente  verändert  durch  die  Ue bernahme  zum 
Theü  ihre  Natur.  Sie  geniesst  nämlich  einerseits  mit 
wenigen  Ausnahmen  zugleich  das  Privilegium  der  öffent- 
lichen Abgaben,  ist  aber  andererseits  dem  Rentenptiich- 
tigen  gegenüber  schlechthin  unkOndbari  während  diesem 
das  hm»  Ettndigungsrecht  nicht  nur  verbleibt,  sondern 
ausserdem  auch  noch  ein  weit  ausgedehnteres  zu  Thcil- 
sahhuigen  ak  das  oben  erwähnte  eingeräumt  ist.  Durch 
das  Gesetz  vom  20.  September  1855  ist  übrigens  der 
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31.  März  1859  seinerzeit  «Is  definitiver  SchloBstermin  f  Ür 

die  Luudrciitciibank  festgesetzt  worden ;  so  dass  von  da 
ab  keine  neue  Ueberweisung  von  Kenten  auf  dieselbe 
mehr  erfolgen  konnte. 

II.  Abgesehen  von  denjenigen  Befagnissen,  deren 
Wegfall  die  «Gesetze  ohne  Weiteres  mit  oder  ohne  Ent- 
schädigung des  Berechtigten  anordnen  (wie  dies  z.  B. 
schon  dorch  das  Oesetz  von  1832  rücksichtlich  des  so- 
genannten Dienstzwanges^  der  Wachtdienste  der  Unter- 
thanen  und  gewisser  fiscalischer  Jagddienste,  und  ebenso 
durch  das  Gesetz  von  1851  rücksichtlich  der  aus  dem 
guts-  und  schutzherrlichen  Verbände  fliessenden  persön- 
lichen Abgaben  und  Leistungen  geschehen  ist),  leidet 
auch  das  Princip  der  einseitigen  Abtösbarkeit  keineswegs 
auf  alle  Orundlasten  und  Dieuätbarkeiten  Anwendung. 
Im  Gegentheile  sind: 

A.  Dienstbarkeiten  (Servituten)  nur  ausnahmsweise, 
'  d.  h.  nur  gewisse,  von  dem  Gesetze  spedell  benannte,  d^ 

Laudescultur  besonders  schädliche  Gattungen  der  AbU>suug 
unterworfen;  zu  vergl.  das  Isähere  unten  im  folgenden 
Abschnitte  S.  322.   Dagegen  hai 

B.  in  Anschauung  der  Reallasten  deren  Abldsbarkeit 
auf  einseitige  Provocation  zwar  als  Regel  zu  gelten,  aber 
auch  hier  mit  folgenden  Ausnahmen  resp.  Beschrän- 
kungen : 

1«   Der  Ablösung  ganz  entzogen  sind 

a.  alle  Leistungen,  welche  die  Natur  von  Staats- 

und  Pai  uchiiiilasten,  sowie  von  Communalabgaben  haben, 
oder  die  sich  auf  den  Berg-  und  Kohlenbau  beziehen 
(Gesetz  von  1832  §.  Ö2  und  Gesetz  von  1851  10); 

b.  alle  durch  Stiftungen  für  deren  Zwecke  auf 
Grund  und  lioden  fundirte  Zinsen,  eiserne  Capitalien, 
sowie  zu  gleichem  Zwecke  in  der  Eigenschaft  von  Keal- 
lasten  auf  Grund  und  Boden  haftende  Geldgefölle:  Gesetz 
von  1851  1.  c. 
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2.  Anlangend  Geldgefölle  anderer  Art,  d.  h.  die 
liicht  etwa  erst  durch  die  Ablösung  selbst  in  Form  von 
Ablösungsrenten  begründeten ,  sondern  als  feste ,  regel- 
mässig  fortlaufende  Abgabe  auf  dem  Qrand  und  Boden, 
sei  es  auch  als  Surrogat  äiterer  anders  gearteter  Prästa- 
tiüüen  radicirten  Geldleistungen,  »o  waren  solche  friUier- 
bin  ebenfalls  der  AbliSeung  entzogen.  Erst  das  Gesetz 
Tom  15.  Mai  1851  vergl.  mit  Oesetz  vom  20.  September 
1855  erstreckte  die  Ablösbarkcit  auch  auf  sie,  und  zwar 
konnten  dieselben  anfangs,  nämlich  bis  zum  Schlüsse  der 
Landrentenbank  durch  Erlegung  ihres  fUnfundzwanzig- 
fachen  Betiüg«  -  iü  Landrentenl>rieten  abgelöst  werden; 
jetzt  nach  Schiuss  der  Bank  kann  die  Ablösung  nur 
noch  durch  unmittelbare  Capitalzahlung  an  den  Bercch- 
tigten,  aber  dann  nur  nach  dem  zwanzigfachen  Betrage 
erfolgen. 

3.  Streitig  bt  noch  immer,  ob  auch  alle  nicht  unter 
die  Kategorie  der  Dienste,  Frohnden  u.  s.  w.  fallenden, 
aber  auf  reines  facere  gerichteten  Reallastenbeixchtigun- 
gen  (zu  vergL  oben  §.  86,  L  d.)  der  Ablösung  auf  ein- 
seitige Provocation  unterliegen.  Nach  der  allgemeinen 
Fassung  des  §.  10  des  Gesetzes  von  1851  würde  man 
solches  zwar  anzunehmen  haben,  aber  die  in  den  früheren 
Ablösungsgesetzen  festgehaltene  Terminologie  und  mehr 
noch  die  aus  der  ganzen  Entstehungsgeschichte  dieser 
und  der  Gesetzgebung  von  1851  zu  entnelmicnden  ^lo- 
meute  sprechen  mehr  für  restrictive  Interpretation;  vergl, 
Zeitschrift  fUr  Rechtspflege,  Bd.  XXiV,  S.  350  ff. 

in.  Hierfiber  kommen  noch  folgende  Grundsätze  in 
Betracht : 

1.  Um  das  Ablösungsgeschäft  möglichst  zu  beschleu- 
mgen,  hat  das  Gesetz  von  1851  §.  23  den  wichtigen 

Grundsatz  aufgestellt ,  aass  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Abiösungsrenten  und  der  haaren  Geldgelalie  (vergl.  oben 
unter  II.  B,  2)  alle  auf  einseitigen  Antrag  ablösbaren 
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Geldlasten^  auf  deren  Ablösung  nicht  bis  zum  1.  Januar 
ldö4  provocirt  wurde,  mit  diesem  Tage  dergestalt  weg- 
zufallen haben,  daes  sie  nnr  noch  als  persönliche  Ver- 
bindlichkeiten der  zu  diesem  Zeitpunkte  vorhandenen  Be- 
sitzer des  verpflichteten  Grundstückes  resp.  ihrer  Erben 
fortdauern;  auch  diese  persönliche  Verbindlichkeit  aber 
erlischt  mit  Veräusserung  des  Grundstückes  an  einen 
Dritten  und  jedenfalls^  d.  Ii.  wenn  bis  dahin  ein  derglei- 
chen Besitawechsel  nicht  stattgefunden  haben  sollte ,  mit 
1.  Januar  1884  (also  dreisaig  Jahre  nach  dem  Momente, 
bis  zu  welchem  provocirt  werden  konnte). 

2.  Rücksichtlich  der  auf  einseitigen  Antrag  ablös- 
baren Gerechtsame  schliessen  die  Ablösungsgesetze  ausser» 
dem  noch  sowohl  die  Möglichkeit  ihrer  Wiedererstehung 
durch  Ersitzung;  oder  durch  Vertrag  der  Regel  nach  ganz 
aus.  Vergl.  Gesetz  von  1851  §§.  26,  27.  Dagegen  ist  rtick- 
sichtlich  der  Geldgefalle  (oben  unter  II.  2)  eine  Neu- 
constituirung  im  Wege  der  Privatwiliensdisposition  auch 
fernerhin  allerdings  möglich^  jedoch  nur  unter  dreifiicher 
Voraussetzung:  daöb  ein  schriftlicher  Vertrag  darüber 
abgefasst,  in  diesem  die  Ablösungsmodaiität  der  Prästa- 
tion im  Voraus  normirt  und  sodann  die  neu  zu  begr&n- 
dende  Last  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  eingetragen 
werde.  Auch  darf,  wenn  eine  derartige  Leistung  bei  Ver- 
Äusserung  von  Grundstücken  an  Stelle  des  Kaufpreises 
aufgelegt  werden  sollte^  ihr  jährlicher  Betrag  die  Höhe 
von  2y^  KengroBchen  pro  Steuereinheit  nicht  übersteigen 
(§.  28  des  Gesetzes). 

Wegen  der  in  faciendo  bestehenden  Keaiiasten  cuben 
Bub  U.  B,  3)  findet  sich  eine  ent^rechende  ausdrückliche 
Bestimmung  über  die  Zulfosigkeit  oder  Unzulfissigkeit 
ihrer  Neubegründung  durch  Vertrag  in  der  Gesetzgebung 
von  1832  bis  lö51  nicht  und  bierin  liegt  zugleich  ein 
Unterstützungsmoment  mehr  für  die  sub  11.  B,  'd  gedachte 
Ansicht,  dass  der  Gesetzgeber  derartige  Leistungen  sich 
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überhaupt  nicht  als  der  emseitigen  AblöBbarkeit  unterlie- 
gend gedacht  habe.     Auch   abgesehen  hiervon  würde 

übrigens  die  Besiiiiimung  in  §§.  5U5,  506  des  B.G.B.,  ao- 
weiu  sie  von  auf  ein  Handeki  gerichteten,  durch  Vertrag  sa 
begründenden  Ke&Uasten  unterschiedslos  spricht,  allerdings 
noch  nicht  voUig  gegenstandslos  werden ,  da  fHr  diese 
Vorschrift  immer  noch  diejenigen  Fälle  übrig  bleiben, 
rücksichtlich  deren  die  Ablösungsgesetzgebung  nicht  ein- 
greift, 2.  B.  die  auf  den  Kegalbeigbau  und  den  Kohlen- 
abbau besttglichen  Reallasten  (oben  II.  B,  1,  a.),  femer 
die  oben  ^.  8ü,  1.  d.  gedauliten  Fülle  der  mit  einer  Dienst- 
barkeit verbundenen  VerpÜichtungen  <rles  Eigenthümers 
der  dienenden  Sache  zu  einem  Thun  oder  Geben. 

V.  Abtbeiluüg. 

Von  den  DieuBtbarkeiten. 

§.  89.  Begriff  und  Arten. 

Die  Mehrheit  der  iiechtsinstitilte,  welche  das  Gesetz- 
buch in  diesem  Abschnitte  ausammeniasst,  deckt  sich  mit 
dem  Römisch  rechtlichen  Begriffe  der  Servituten  deshalb 
nicht  vollständig,  weil  das  Gesetzbuch  §.  üOl  den  Dienst- 
barkeiten  unter  Umständen  auch  noch  die  Buperhcies 
unter  der  Bezeichnung  Bau*  und  Kellerrecht  anreiht. 
(Das  Nähere  vergl.  weiter  unten  §.  *95.).  Abges^en 
hiervon  zerfallen  aber  die  eigentlichen  Dienstbarkeiten 
(§§•  fi*  B.G.B.)  jenacbdem  sie  zum  Vortheile 
eines  bestimmten  Grundstücks  oder  einer  physischen  oder 
juristischen  Person  bestehen,  wie  nach  gemeinem  Rechte 
in  Grund-  und  persönliche  Dienstbarkeiten,  und  sind  die- 
selben hiernach  entweder  mit  der  herrschenden  JSaehe 
oder  mit  der  berechtigten  Person  dauernd  verknüpft  zu 
denken  (§§.  535.  ff.,  600  ff.  des  B.G.B.). 
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In  der  Mitte  zwischen  beiden  stehen : 

1.  die  Fälle,  wenn  die  ihrem  Inhalte  nach  eine 
Grunddienstbarkeit  bildende  Berechtigung  einem  Andern 
ausnahmsweise  nur  für  seine  Person  eingeräumt  wird. 
Dies  i^ann  geschehen: 

a.  entweder  wieder  mit  Beziehung  auf  ein  dem 
Berechtigten  eigenthiimlich  sugehöriges  Oinindstück,  wel- 
ches solchenfalls  als  das  herrschende  erscheint  (§.  535, 
Absatz  2  des  B.G.B.),  oder 

b.  ohne  diese  Besiehung  (§.  601,  Abs.  2  des  B.G.B.)y 
wobei  vorauszusetzen,  dass  die  fragliche  Berechtigung  von 
der  Art  sein  müsse,  dass  sie  überhaupt  einer  Person  Vor- 
theil zu  bringen  vermöge. 

Im  ersteren  Falle  behandelt  das  Gesetzbuch  die  Be- 
seht änkung  auf  die  Person  nur  als  zeitliche  Beschrftn- 
kung  der  im  Uebrigen  als  Grunddienstbarkeit  zu  beur- 
theileiulen  Servitut  und  es  ist  hieraus  namentlich  zu  folgern, 
dass  in  diesem  Falle  mit  dem  üebergange  des  als  das  herr- 
schende zu  betrachtenden  Grundstückes  in  eine  andre  Hand 
die  Servitut  zur  Erlöschung  kommen,  also  nicht  etwa  nach 
erfolgter  Veräusserung'des  Grundstückes  in  der  Person  des 
Berechtigten  als  eine  pei*sönliche  noch  fortdauern  könne. 

Im  zweiten  Falle  ist  selbstverständlich  der  Gesichts- 
punkt der  Personalservitut  der  allein  massgebende,  nur 
mit  der  Ausiiahirie,  dass  die  Wirksamkeit  einer  derartigen 
Servitut  jedem  Dritten  gegenüber  von  dem  Eintrage  in 
das  Grund-  und  Hjpothekenbuch  unabhängig  ist  (Nähe- 
res vergL  unter  §.  93.). 

Umgekehrt  schliesst : 

2.  der  §.  540  des  B  G.B.  nur  die  Möglichkeit  aus, 
dass  ein  unter  die  regelmässigen  Kategorien  der  persSn- 
liehen  Dienstbarkeiten  fallendes  Nutzungsrecht^  z.  B.  ein 

die  gesammten  Nutzungen  eines  fremden  Grundstückes 
umfassender  Niessbraucb,  resp.  eni  Woimuugsrecht,  den 
Inhalt  einer  Grunddienstbarkeit  bilden  könne,  während' 
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du  B6cht  aaf  den  Bezug  eimselner  KatsuDgabranchen 
an  der  fremden  Sache  sich  sehr  wohl  als  Orimddienst* 

barkeit  denken  lassen  wird,  wenn  auch  immer  unter  der 
selbstverstäudiicheu  Voraussetzung,  dass  durch  selbige  das 
fiedürlniss  des  hemchenden  GrondatilckeB  selbst  und 
nicht  bloss  das  rein  persönliche  seines  jeweiligen  Besitzers 

befriedigt  werde,  und  dass  nicht  etwa  die  im  folgenden 
§.  90.  II.  zu  erwähuendeu  Grundsätze  entgegenstehen. 

%.  90.  Von  den  C^muddlenstbarkeiten  iasliesoadere* 

I.  Die  Unterscheidung  zwischen  Gebäude-  und 
Feld  Servituten  (praediorum  urbanorum  und  rusticoruni) 
mit  der  gemeinrechtlich  an  diese  £intheilung  sich  knüp- 
fenden Temchiedenen  rechtlichen  Behandlung  beider  Gat- 
tungen wird  Ton  dem  C^etabnche  nurgends  mehr  betont, 
obischon  dasselbe  die  in  den  Rechtsquellen  regelmässig  zu 
der  einen  oder  andern  Kategorie  gereciineten  Arten  von 
Dienstbarketten  in  §§.  541.  ff.  der  Mehrzahl  nach  specieli 
berührt 

Dapre^cn  hält  das  Gesetzbuch  an  der  mit  obiger 
Eintheüuug  last  laotisch  zusammeniallenden  andern 

1.  in  ständige  Servituten  (continuae)  und 

2.  nichtständige  (discontinnae)  in  dem  Sinne 
lost,  dass  es  zu  der  Classe  1.  die  sämmtlichen  soge- 
nannten negativen,  ingleichen  von  den  affirmativen  die- 
jenigen rechnet,  welche  zu  ihrer  Ausübung  nicht  jedes* 
mal  eine  neue  positive  WiUensäusserung  Seiten  des  Be- 
rechtigt cm  voraussetzeii  j  für  dm  Classe  2.  wird  noch  eine 
Heitere  Unterscheidung  darnach  gemacht,  ob 

a.  die  Häufigkeit  ihrer  Austtbung  in  das  jederzeitige 
Belieben  des  Berechtigten  gestellt,  resp.  wenigstens  an 
gewisse  regelmässig  wiederkehrende  Zeiträume  geknüpft 
ist,  oder  ob 

b.  dieselbe  von  unregelmässig  wiederkehrenden  Ge- 
legenheiten abhängt. 
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Die  wichtigeii  Folgen  dieser  Eintheilung  seigen  nch 
tbeils  in  der  Lebre  vom  Reehtsbeeitse  an  Onuiddienstbar- 

keiten,  theils  in  Bezug  auf  den  Ersitzungserwerb  und  den 
Verlust  darch  Nonusus. 

n.  Unter  den  gewissen  Arten  von  Dienstbarkeiteo 
entgegenstebenden  Oesetzen,  deren  im  §.  540.  des  B.0.B. 
gedacbt  wird^  ist  vorzugsweise  die  xeitbei  igc  Ablösungs- 
gesetzgebung gemeint. 

Scbon  das  Mandat  über  die  Waldncbennutzungen  und 
die  in  den  Waldangen  aussuübenden  Beltignisse  betr. 
vom  dO.  Jnli  IHIB  trat  einer  Ansabl  gemeinscbiidlicber 
Waldservituten  durch  mehrfache,  deren  Umfang  und  Er- 
werb wesentlicb  einschränkende  Bestimmungen  entgegen. 
Dabin  gehörten  die  Hntnngsbefiigniss  in  den  Wlüdem, 
die  Befugnisse  suro  Lanbabstreifen ,  snm  Stockroden, 
zum  Harzreissen,  zum  Streurechen  u.  8.  f.  Später 
erklärte  das  Abiösungsgesetz  von  1832  §.  101  die»e 
sämmtlicben  Befugnisse  und  noch  eine  Mebrsabl  andrer 
nicht  bloss  der  Forstwirihscbaf^,  sondern  überhaupt  der 
Landescultiir  na(  htlieilige  Oercchtsanie  ftir  einseitig  ah- 
lösbar^  so  besonders  auch  das  sogenannte  Beholzungsrccht 
an  fremden  Waldungen^  fem  er  das  Recht:  Sand^  Lehm 
und  Steine  ans  fremden  Gmndstacken  an  holen,  sowie 
sämmtliche  Gräserei-  und  Ilutungsbefugnisse  innerhalb 
.  und  ausserhalb  der  Waldungen ;  endlich  wurde  auf  die^e 
sämmtlicben  Servituten  durch  Oesetz  vom  15.  Mai  1861 
die  oben  §.  88,  HI.  1 /erwähnte  Vorschrift  gleichfidls  er- 
streckt, so  dass  dieselben  mit  Ablauf  des  Jahres  1853, 
wenn  bis  dahin  ihre  Ablösung  nicht  beantragt  gewesen, 
die  Eigenschaft  als  dingliche  Rechte  bereits  verloren 
haben. 

in.   Zu  den  einzelnen  Ghittungen  der  §§.  541  ff. 

des  B.G.B  aufgezählten  Grunddienstbarkeiten ,  (durch 
welche  übrigens  schon  nach  dem  Ausspruche  der  Motive 
S.  722  die  Zahl  der  möglicherweise  Torkommenden  kei- 
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neswegs  erschöpft  sein  soll,)  ist  nur  noch  Folgendes  za 
bemerken: 

a.  Hinsichtlich  der  verschiedenen  möglichen  Wege- 

Gerechtigkeiten  548  bis  554)    und  deren  Ver- 

häitmss  zu  einander  ist  der  Kömiselirechiiiohe  Grundsatz, 
dass  regelmässig  das  iter  die  Befugniss  znm  Reiten  und 
die  via  regelmilssig  auch  die  Befugniss  zum  Viehtreiben, 
sowie  das  Recht  zum  Lastenschleifen  in  sich  schliesse, 
nach  §§.  54S,  549  des  B.G.ß.  nur  theilweise  adoptirt. 
Die  Breite  des  Fussweges  wird  beim  Mangel  einer  hier- 
über vorhandenen  vertragsm&ssigen  oder  auf  der  £r- 
t^itzung  beruhenden  oder  sonstigen  Bestiiiimung  auf  drei 
Fiiss^  die  des  Fahrweges  aut  acht  Fu&s  ohne  Rücksicht 
auf  die  nach  dem  filmischen  Hechte  bei  der  Wegebie- 
gung (in  aniracttt)  nöthigen  Verdoppelung  angenommen. 

Der  letzteren  Abweichung  liegt  eine  Bestinmiung 
des  Magdeburger  Weichbildrechts,  a.  130  [131]  zu  Grunde, 
die,  obschon  sie  anscheinend  nur  von  öffentlichen  Wegen 
handelt,  von  der  Sächsischen  Praxis  von  jeher  auch  für 
Privatwege  zum  Anhalte  genommen  worden  ist. 

b.  Die  auf  das  Lichtrecht  (in  der  Bedeutung  der 
servitue  ne  luminibus  officiatur)  bezügliche  Vorschrift  in 
§.  545  des  B.G.B.  enthält  insofern  eine  zweckmässige 
Keuening,  als  sie  mathematisch  das  Stück  freien  Himmels 
bestimmt,  w  eklies  für  ein  mit  dem  Lichtrechte  versehenes 
Fenster  durch  das  gegenüber  zu  errichtende  Bauwerk 
des  iiachbars  für  den  £infall  des  Lichts  offen  gehalten 
werden  muss.  W^eitergehend  und  deshalb  hiermit  nicht  zu 
verwechseln  ist  natürlich  das  im  §.  546  des  iJ.G.l).  gedachte 
Aussichtsrecht.  Ein  Fensterrecht  in  dem  »Sinne, 
dass  mir  in  dessen  Folge  der  Machbar  verwehren  könnte,  in 
meiner  eigenen  Mauer  eine  Lichtöffnung  nach  seinem 
Grundstücke  zu  haben,  erwähnt  das  Gesetzbuch  nicht  spe- 
ciell,  sondern  nur  das  (resp.  dem  allgemeinen  8atze  im 
§.  367  des  B.Q.B,  gegenüber)  als  Dienstbarkeit  zu  be- 
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urthellonde  Recht,  in  der  gciiu  iur>ch^ftlichen  Scheidewand, 
oder  wohl  gar  in  der  eigenen  Mauer  des  Nachbars  eine 
FenstoröffnuDg  anlegen  zu  dürfen  (aervitue  luminum 
§.  547  des  B.G.B.)^  und  zwar  soll  letzteres  Befugnisa  in 

der  Re^el  zugleich  das  Lichtrccht  in  ohic^em  Siune,  nicht 
aber  das  Aussichtsrecht  mit  in  sich  schiiessen. 

c.  Die   in  §  543  des  B.0.B.  erwfthnte  servitus 

st  i  1 1  i e  i  d  i  i  und  t'l  u m  i  n  i  s  hat  insofern  cino.  erweiterte 
Tendenz  erhalten,  als  sie  nicht  bloss  die  Befngniss,  uieiu 
Regen-  oder  Schneewaaser  auf  das  Kachbargrondstück 
abzuleiten,  sondern  auch  als  das  Recht  erscheinen  kann, 
das  vom  Naclibargrundstücke  ablaufende  Wasser  aiU"  das 
eigene  herüberzuleiteu.  Nacli  beiden  Richtungen  liin  kann 
sie  als  eine  Aufhebung  oder  Modiiication  der  iUr  den 
natürlichen  Wasserabfluss  und  die  Dachtraufe  gellenden 
gesetzlichen  Eigenthumsbeschränkungen  vorkommen  (§§. 
354 — 357  des  B.G.B.),  und  in  beiderlei  Gestalt  wM  dem 
jedesmaligen  Berechtigten  die  Wahl  vei^tattet,  ob  er  für 
die  Waaserzuleitung  die  Form  des  gewähnlichen  Tropfen- 
falles  oder  der  Röhrenleitnng  wählen  wolle* 

|.  91.  Fortselsany.  Yen  der  £rwer1^nag  und  ErlSsekuf  der 

Onuddlenitterkelten. 

Da  das  Gesetzbuch  die  Grundsätze  des  Hypotheken- 
gesetzes, wonach  Chnnddienstbarkeiten  aller  Art  der  Ein- 
tragung: im  Grund-  und  Hypothekeubucfie  entzogen  sind 
(d.  h.  sie  bedürfen  des  Eintrags  weder  zu  ihrer  HegrUn- 
dung  noch  zu  .ihrer  Wirksamkeit  gegen  jeden  Dritteu, 
und  demnach  dürfen  sie  überhaupt  nicht  eingetragen  wer- 
den), beibehalten  hat,  so  ist  auch,  soviel 

A.  die  Erwerbung sgrttnde  anlangt, 

1.  wie  bisher  der  Erwerb  der  Grunddienstbarkeiten 
durch  Ersitzung  möglich.  Das  zeither  im  Wesentlichen 
auf  dec.  3  von  1746  beruhende  Recht  erforderte  hierzu 


Digitized  by 


Erwerb  durch  Ersitsung;  Erfordernisse.  325 

a.  unter  Beseitigung  der  liümisi-iirceiitliclien  Untcr- 
scbeidimg  zwischen  abseutia  und  pracsentia  des  Besitzers 
der  dienenden  Sache  einen  während  eines  Zeitratunes 
▼OD  31  Jahren  6  Wochen  3  Tagen  fortgesetzten 
Kechtsbesitz. 

Dasa  die  Decision  nur  von  Rusticaiservituten  und, 
wie  es  scheint^  zonichst  nur  von  discontinuellen  spricht, 
kannte  niclit  hindern,  dieselbe  auch  auf  die  Gebiiu<k'ser- 
vitutea  anzuwenden,  da  nur  bei  ersteren  wegen  der 
ihnen  der  Regel  nach  abgehenden  Continuität  die  Frage 
überhaupt  streitig  gewesen  war,  ob  hier  ein  31  jähriger 
Besitzstand  am  Platze  sei.  Wegen  der  sonstigen  Eequi- 
rite  schloBs  man  sich  an  das  Römische  resp.  canonische 
Beeht  an,  indem  man  noch 

b.  Fehlerfreiheit  des  Besitzes, 
daneben  aber 

c.  fortgesetzte  bona  fides 
erforderte. 

liideös  ertheilte  man  hinsichtlich  der  zwei  letzten 
Requisite  (b.  und  c.)  die  Beweislast  nicht  dem  Ersitzen- 
den zu,  und  noch  weniger  erforderte  man  von  ihm  etwa 
den  Beweis  des  Justus  titulus. 

Das  Gasetzbuch  hat  nur  ad  a  insofern  eine  Aende- 
rang  getroffen,  als  es  die  £rsitzttngsperiode  auf  dO  Jahre 
reducirt,  daför  aber  auch  bei  gewissen  Arten  der  dis- 
coutmueUen  Bezugnisse  gesteigerte  Antbrderungen  an  die 
Darlegung^  des  fortgesetzten  Besitzstandes  macht. 

Die  SlKchusche  Praxis,  wie  sie  steh  noch  bei  Eori 
in  seinen  und  v.  Langenn's  Erörterungen  Bd.  I,  2.  zu- 
sammengestellt lindet|  befolgte  nämlich  bis  in  die  neuere 
Zeit  bei  der  Ersitzung  der  jnra  discontinua  die  sogenannte 
Dreiactßtheorie,  d.  h.  sie  «verlangte  regelmässig  den 
Nachweis  dreier,  den  vollen  Verjährungszeitraum  umfas- 
Mnder  Besitzhandlungen,  von  welchen  jedoch  keine  eine 
volle  Eztinctivveijährungsfrist  von  der  andern  entfernt 
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liegen  durfte.  Die  etwaige  besondere  £igenficliaft  des 
Rechts  als  eines  solchen,  das  zu  beliebiger  Zeit  oder  nur  zu 

gewissen,  regelmässig  oder  unregelmässig  wiedci  k^  In  eüdcii 
Zeitpuncteii  ausgeübt  werden  könne,  berücksichtigte  man 
hierbei  nur  insoferui  als  man  bei  Rechten  der  ersteren  Art 
erst  aus  einer  von  dem  Gegner  nachgewiesenen  Sistirungder 
Ausübung  während  eines  gaiizr  ii  Jalires,  bei  Uechten  der 
zweiten  Gattung  dagegen  unter  Luiständen  schon  aus  der 
Uebergehung  einer  einmaligen  Ausübungsgelegenheit  den 
Besitaverlust  für  den  Ersitzenden  folgerte*  Seit  dem  von 
Einert,  Zeitschrift  f.  RechtspH.  N.  F.  IL,  4.  ff  unternomme- 
nen Angriüe  auf  diese  Theorie  hat  man  sich  mehr  der  Ansicht 
zugewandt,  dass  es  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  die  Be- 
urtheilung  des  Gesammtrestiltates  des  Verjährungsbe* 
weiee»,  aUo  darauf  ankomme,  ob  je  nach  den  vorliep^en- 
den  Umstanden  aus  den  beigebrachten  mehreren  Besitz- 
acten  die  richterliche  Ueberzeugung  eines  fortgesetzten 
Besitzstandes  sich  entnehmen  lasse^  beziehentlich  ob  man 
etwa  bei  vorhandenen  Lücken  durch  einen  firfUllungseid 
nachzuiielfen  berechtigt  sei. 

Das  Gesetzbuch  lässt  es  nun  zwar  in  §.  58^  rück- 
sichtlich der  in  §.  90.  I.,  2.  b.  gedachten  zweiten  Art 
discontinneller  Befugnisse  bei  der  erwähnten  Dreiacts- 
theorie  bewenden  und  zwar  wird  hier  nicht  einmal  dar- 
auf entscheidondos  Gewicht  gelegt,  ob  die  einzelnen  Acte 
länger  als  eine  Verjährungsfrist  auseinanderliegen,  sobald 
nur  nicht  eine  in  der  Zwischenzeit  vorgekommene  wei- 
tere  AusübungBgelegenheit  nachgewiesen  wird,  wodurch 
also  die  auch  in  diesem  Punkte  abweichende  Kori  sche 
Ansicht  a.  a.  O.  8.  21  ff.  für  reprobirt  erscheint  Da- 
gegen fordert  §.  581  des  B.G3.  bei  den  discontinttellen 
Dienstbarkeiten  der  ersteren  Art  (oben  §.  IK).  I,  2.  a.j 
den  Nachweis  von  fünf  ßesitzactcn,  von  welchen  die  drei 
in  der  Mitte  liegenden  /lelbst  wieder  Uber  Jahresfrist  aua- 
einander  liegen  müssen.   Die  in  diesem  letzteren  Falle 
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für  den  Ersitzenden  begründete  Rechts vermuthung  bleibt 
jedoch  durch  den  Gegenbeweis  zerstörbar,  dass  die  lidchta- 
ubang  ^aases  Jahr  hindurch  und  bei  in  gewissen 
llngeren  regelmässigen  Fristen  wiederkehrenden  Aus« 
Übungsgelegenheiten  während  des  solchen^sills  in  Frage 
kommenden  längeren  Zeitraumes  unterblieben  sei. 

Die  von  den  gemeinrechtlichen  Rechtsiehrem  meist 
bejahte  Frage,  ob  schon  einfacluir  aussergerichtlicher  Wi- 
derspruch Seiten, des  Gegners  des  Ersitzenden  zur  Unter- 
brechung genüge^  beantwortet  sich  aus  §§.  586  verb.  mit 
584  des  B.G.B,  insofern^vemeinendi  als  an  ersterer  Stelle  nur 
8ug<  iiaiinte  gerichtliche  UnterbrechungbiUliu  (Anstellung  der 
Negatorienklage,  Ausbringung  eines  gerichtUcheu  Verbotes, 
sowie  legale,  d.  h.  bei  Gericht  angezeigte  Pfändung)  neben 
dem  Anerkenntnisse   des   Eigenthüuiers   des  augeblich 
herrschenden  Grundstückes,  duss  ihm  die  JDieustbarkeit 
nicht  zustehe,  &kr  zulänglich  erklärt  werden,  an  letzterer 
Stelle  aber  eine  Beaitzhandlung  nnr  dann  ab  eine  ge- 
waltsame   und   somit   vitiöse    bezeichnet    wird ,  wenn 
dieselbe  mit  Ueberwinduug  eines  der  Ausübung  entge- 
gengesetzten thatsächlichen  Hindernisses  Torgenonunen 
wurde.    Uebcr  die  alten*  Sächsische  Praxis  ist  zu  vergl. 
Kori  in  sejuen  und  Langenus  £rört*  Bd.  11,  Erört  10. 
Von  den  dort  voi^etragenen  verschiedenen  Meinungen  ist 
lomit  die  Mittelmeinung  als  gebilligt  zu  betrachten,  und 
w  kann  sich  in  dem  einzelnen  i  aiie  daher  mir  noch  um 
die  Frage  handeln,  ob  und  inwieweit  man  in  einer  vom 
Eigenthttmer  etwa  angebrachten  Vorrichtung  ein  that- 
«&chlich(jö   llinduiiiibb  der  Besitzausübung  im  Sinne  des 
§.  Ö84  des  B.G.B,  zu  erblicken  habe. 

2.  Bei  Tertragsmässiger  Bestellung  einer  Ghiinddienst- 
bsrkeit  genügte  nach  der  zeither  bei  uns  in  foro  gelten- 
den Ansicht  bei  den  aidrmativen  Servituten  die  blosse 
Vertragserrichtung  nicht  zu  deren  Begründung  als  jus  in 
n,  sondern  es  musste  noch  mindestens  einmalige  Aus> 
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Übung  derselben  (sogenmmte  quasitniditiö)  HnzQgetreteii 

sein.  Diese  in  der  älteren  gemeinrechtlichen  Doctrin  fur,t 
allgemein  herrschende  Meinung  hatte  bei  uns  dui'cli  eiu 
landesherrliehea  Decret  vom  27.  Februar  1830  (Zeitachiifi 
f.  Rechtspflege  N.  F.  Bd.  IV.  S.  207)  noch  besondere 
Bestätigung  erhalten.  Vom  bürgerlichen  Gesetzbuche  ist 
sie  aber  aufgehoben  und  die  VertragBerriehtung^  wenn 
nur  überhaupt  die  Absicht  der  Veiti^agsschliessenden  ei^ 
weislich  nuf  albbaldige  Entstehimg  des  servitutiscLen 
Hechtes  ging,  liierzu  für  ausreichend  erklärt  worden 
(§.  574  des  B.aB.). 

B.  Erldschungsgründe. 

Unter  den  verschiedenen  möglichen  Erlöschungs- 
gründen ist  der  nonusus  übereinstimmend  mit  unserem 
zeitberigeu  auf  der  dritten  und  fünften  Decitton  von 
1746  beruhenden  Rechte  dahin  geordnet,  dass  der 
ßegel  nach  die  während  eines  ganzen  Vorjährungs- 
seitraumes  (jetzt  dreisaig  Jahre,  nach  früherem  Rechte 
einunddreissig  Jahre  sechs  Wochen  drei  Tage)  unterlas- 
sene Ausübung  der  Servitut  dieselbe  zur  Erlöschung 
bringe^  bei  den  discontmuellen  Befugnissen  der  §.  90.  L 
2.  b.  erwähnten  zweiten  Art  aber  daneben  noch  vorausso- 
setzen  sei,  dass  mindestens  innerhalb  jener  Frist  dreimalige 
Gelegenheit  vorhanden  gewesen  und  unbenutzt  gelassen 
worden  sei.  Das  Requisit  der  usucapio  libertatis,  d.  fa. 
eines  Zuwiderhandelns  Seiten  des  Servitutenpflichtigen, 
bei  weichem  sich  der  Berechtigte  die  Verjäiiruugszeit  hin- 
durch beruhigt  hat,  ist  in  §.  598  des  B.GJB.  nur  auf  die 
Servituten  noch  bezogen,  verm^Sge  deren  dem  Eigenihümer 
des  dienciiden  Grundstückes  ein  non  facere  obliegt,  so 
da8S  also  bei  den  anderen  in  der  gemeinrechtlichen  Doc- 
trin h&ufig  hierher  bezogenen  Sendtuten  der  einziehe 
nonusus  schon  genügt  und  insbesondere  bei  der  senritus 
oneris  ferendi  niclits  weiter  darauf  ankommt,  ob  die  vor- 
ausgegangene Aufhebung  des  Zustandes,  zu  dessen  Aof- 
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recbterhaltung  die  Servitut  berechtigte,  Folge  einer  posi- 
tiven Zuwiderhandlung- des  Verpflichteten  gewesen,  resp. 
ob  der  Berechtigte  bierron  KenntnisB  erlaugt  gehabt  oder 
nicht  *  Zugleich  wird  auch  die  unserer  Praxis  zeither 
geläufig  gewesene,  bereits  früher  von  Hänel  in  der  Zeit- 
schritt f.  Rechtspflege  N.  F,  1X1,  Ö,  157,  angegriffene  Theorie 
der  sogenannten  ConservatiTacte  in  §.  599  des  RG.B. 
verworfen,  venn($ge  deren  der^Berechtigte,  wenn  er  eine 
auf  einem  über  die.  Verjährungszeit  zurückliegenden  Kr- 
werbstitel  beruhende  aftirmative  Servitut  geltend  machte, 
der  Vermuthung  einer  in  der  Zwischenseit  durch  nonusus 
eingetretenen  Erlöschung*  durch  ausdrückliche  Beaugnahme 
auf  einzelne  Ausübungshandlungcn  zu  begegnen  haben 
sollte,  eine  Ansicht,  die  theoretisch  gewiss  ungerechtfertigt, 
ihren  Stütapunkt  gleichfalls  In  der  oben  A«,  2.  a.  £.  er- 
wähnten landesherrlichen  Willensftusserung  fand. 

§.  92»  Ton      persVttlielien  Dlenstbarkeltea« 

Das  Gesetzbuch  kennt  (abgesehen  für  jetzt  von  dem 
unten  §.  95.  zu  behandelnden  Bau-  und  Kellerrechte)  nur 
swei  regelmässige  Hattptgattungen  persönlicher  Dienst- 
barkeiten :  den  Niessbrauch  und  den  Gebrauch,  indem 
das  neben  letateren  §§.  6'66  ti-  gestellte  Wohnungs-  und 
Herbergnrecht  nicht  wie  die  Kömischrechtliche  habitatio 
als  ein  vom  usus  verschiedenes,  demselben  coordinirtes 
Bechtsinstitut,  sondern  das  eine,  wie  das  andere  lediglich 
als  eine  nach  Gegenstand  und  Ii^halt  beschränktere  Unter- 
art des  Gebrauchsrechtes  in  seiner  Beziehung  auf  Wohn- 
gebftude  sich  darsteUt. 

Kbenso  wird  die  vierte  in  den  Köniischen  Kcchts- 
^uellen  erwähnte  Gattung  von  Personalservituten,  soweit 
sie  überhaupt  heutzutage  noch  als  operaeaniinalium 
denkbar  sein  würde,  je  nach  dem  Umfange  des  an  dem 
fremden  Thiere  bestellten  Nutzungsrechtes,  bald  unter 
den  Uesichtspunct  des  Miessbrauchs,  bald  unter  den  des 
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bloaeen  Gebrauchs  zu  Bubsumiren  sein.  Gleiches  gilt 
endlich  in  den  Fftllen^  wo  nach  dem  Inhalte  den  betreff 

lenden  Rechts  nur  einzelne  Seiten  des  Fruclitgenusjsed, 
resp.  des  Gebrauchs  einer  Sache  fUr  den  Servitutbe- 
rechtigten  in  Frage  kommen,  wie  z.  B.  in  den  oben 
§.  89,  I.  h.  erwähnten  Fällen. 

Neben  der  ticm  Niessbi  uuelie ,  wie  dem  Gebrauciie 
gemeinächattücheu ,  von  den  Urunddienätbai*keitea  sie 
wesentlich  unterscheidenden  Gebundenheit  derselben  an 
die  Person  des  Berechtigten  betreffs  ihrer  Existenz  und 
Dauer  tritt  beim  Gebrauchsrechte  diese  Abhängigkeit  von 
der  Person  zugleich  noch  in  einem  anderen  biune,  als 
beim  Niessbrauche  darin  hervor,  dass  bei  jenem  lediglich 
das  eigene  leibliche  Bedfirfiiiss  des  Berechtigten  selbst, 
beziehentlich  seiner  Angehörigen  es  ist,  welches  Umtan«^  und 
Maass  des  Rechtes  in  concreto  bestimmt,  während  beim 
Niessbrauche  die  regelmässigen  Nutzungen,  welche  die 
demselben  unterworfene  Sache  gewährt,  von  dem  Be* 
rechtigten  auch  über  seinen  Bedarf  hinaus  insoweit  iu 
Anspruch  genommen  werden  dUrt'en,  als  überhaupt  ein 
vermögensrechtliches  Interesse  auf*  seiner  Seite  dazu  vor- 
handen ist  Deshalb  ist  auch  beim  Niessbrauche  die 
Uebertragung  desselben  auf  Andere  wenigstens  seiner  Aua- 
übung nach  gestattet:  vergl.  auch  oben  84.  unter  1, 
beim  Gebrauchsrechte  dagegen  selbst  dieses  nicht  und 
zwar  in  keiner  seiner  Formen  mehr,  also  besonders  anek 
zum  Unterschiede  vom  ^ömischrechtlichen  usus  aedium 
uillI  (1er  habitatio  nicht  einiuai  beim  sogenannten  Woh- 
nuiigsrgchte,  §.  ÜUO  verb.  m.  §.  ü43  des  B.GJB.  Ein 
trotzdem  vom  Berechtigten  mit  einem  Dritten  eii^gangenea 
Veräusserungsgeschäft  ist  übrigens  nach  §.  600 letzter  Absatz 
einfach  wirkungülos,  so  daob  also  weder  der  Eigenthümer 
der  dienenden  Sache  einen  Coosolidationsgrund,  noch 
auch  der  Mitcontrahent,  wie  dies  wenigstens  beim  Niess- 
brauche denkbar  sein  würde,  eine  Uebertragung  des 
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Rechtea  seiner  Ausübung  nach  gegtsu  den  Veräusserer 
daraus  ableiten  kann.  Ueber  die  hier  entschiedenen  ge- 
meinreclitlichen  Controversen  ist  zu  vergl.  Vangerow, 
Leitf.  f.  Pandectenvorl.  §.  344.  Aniii,  3. 

Andererseits  darf  wohl  nach  Analogie  der  von  der 
Verpfandung  eines  Niessbrauches  geltenden  Ghrundsätze 
daven  ausgegangen  werdeu,  dasa  durch  die  Uebertragung 
der  Ausübung  desselben  auf  einen  Anderen  zwischen  diesem 
und  dem  Üsufructuar  nicht  ein  bloss  ubiigatorisches 
Bechtsverhältniss  heigestellt,  sondern  d^  Andere  dadurch 
in  den  Stand  gesetzt  werde,  sich  in  dem  ihm  eingeräum- 
ten Fruchtgenusse  auch  gegen  Dritte  (inbesondere  auch 
gegen  den  Eigentiiümer  der  dienenden  Sache),  z.  B.  selbst 
für  den  Fall  eines  Verzichts  des  Usufructuars  auf  sein 
fiechty  beziehentlich  in  sonstigen  Fttllen  der  Consolidation 
des  letzteren  mit  dem  Eigenthume  der  dienenden  Sache 
'  im  Zweifel  auf  die  Lebenszeit  seines  Auetors  wirksam  zu 
behaupten. 

Im  £inzelnen  ist  rücksichüich 

I.    des  Niessbrauchs  in  seiner  regelmttssigen  Gestalt 

an  nicht  veilretbaien  Sachen  *jul  ti.)  wie  in  seiner 

anomalen  Bedeutung  in  Bezug  auf  verbrauchbare  dachen 
(§§.  623  in  Bezug  auf  ein  Gesammtvennögen  resp. 
einen  quotalen  Theil  desselben  (§§.  631  ff.  des  B.G£.) 
u.  s.  f.  folgendes  vom  zeitherigen  iiechte  zum  Theil 
Abweichendes  hervorzuheben: 

a.  Die  Cautionspflicht  des  Usufructuars  ist  zwar 
auch  jetzt  noch  eine  allgemeine,  d.  h.  (abgesehen  von  den 
für  den  gesetzlichen  Niessbrauch  des  Ehemanns  und  pater 
iauiiiias  geltenden  singulären  Vorschriften)  in  allen  Fällen 
des  verus  wie  des  quasi  ususfructus  gleichmässig  wieder- 
kehrende^  kann  aber  yom  Besteller  ebenso  unterschiedslos 
(also  besonders  auch  in  den  bei  Arndts  Lehrb.  der  Pand. 
§.  180,  Anm.  3.  erwähnten  Fällen)  wirksam  erlassen 
werdeui  nur  dass  bei  hervortretender  besonderer  Gei'ährde 
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oder  nachweisbarem  unpricglichcn  Gebrauche  der  Sache 
die  Verpflichtnng  zur  Sicherheiteleistuog  trots  6m  tot- 
autägegangcnen  Erlasses  wieder  eintritt  (§§.  617  iL  629, 
636  des  B.G.ß.). 

b.  Zu  der  schon  gemeinrechtlichen  Verpflichtung 
des  Niessbrauchers,  die  auf  der  Saclie  liegendea  Lasten, 
ingleichen  bei  Gebäuden  den  laufenden  Reparaturaofwand 
zu  bestreiten,  bringt  §.  G12  des  B.G.B,  auch  noch  die 
Verbindlichkeit  zu  Berichtigung  der  jährlichen 
Zinsen  von  allen  bei  Beginn  des  Usustitictas  auf  dem 
Grundbuchfolinm  eingetragenen  Hypothekencapitalien 
hinzu,  gleichviel,  ob  sie  den  aus  den  Grundstücke- 

'  nutzungen  zu  ziehenden  Eeingewinn  übersteigen  oder 
nicht 

c.  '  Während  nach  unserem  seitherigen  Rechte  der 
an  einem  Be rgwer ksantheile  (Kuxe)  oder  an  einem 

Auszugsrechte  bestellte  Niessbrauch  dem  üsufiructtr- 
arius  nur  erst  wieder  das  Recht  auf  den  Zinsengenusa 
an  der*  jährlichen  Ausbeute  des  Kuxes  oder  an  den  jähr- 
lieh  verfaUenden  Auszugsprästationen  (diese  als  Capital 
gedacht)  gewährte  (est.  25;  pte.  III.  Bekanntmachung  des 
O.A.G.  vom  2.  October  1839,  No.  13.),  sollen  kimlüg 
dergleichen  Erträgnisse,  soweit  sie  während  der  Dauer 
des  UsusfrnctuB  ^ig  wurden,  ebenso  wie  bei  der  Leib- 
rente die  einzelnen  Jahresrenten  dem  Usuiructuar  als 
Kutzungeu  zufallen  (§  630  des  B.G.B.). 

II.  Der  Gebrauchs  berechtigte  ist  abweichend 
vom  gemeinen  Rechte  sowohl  von  der  Cautionspfficfaty 
als  von  der  Verbiiidliehkeit  zu  Trauung  der  auf  der  JSache 
ruhenden  Lasten  irei  (§.  640  des  B.G.B.).  Vielmehr  hat 
er,  wenn  sich  sein  Gebrauchsrecht  auf  Gebäude  besieht, 
ebenso  wie  der  Wohnungsberechtigte  im  engeren  ^nne 
1  nur  den  gewöhnlichen  Reparaturaufwand  zu  bestreiten. 
Zu  dem  usus  aodium  verhält  sich  übrigens  das  soge- 
nannte Wohnungsrecht  seinem  Gegenstande  und  Inhalte 
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nach  einfach  wie  das  minoa  zum  ittajuB;  insofern  das  er- 

stere  auch  nicht  bewohnbare  LocalitMten,  sei  es  ausschliess- 
lich oder  doch  mit  zum  Gegen :<>taude  haben  kann.  And- 
rerseits besteht  zwischen  dem  Wohnungs-  und  dem  Herbei^- 
rechte  nur  Insofern  ean  b^nfflicher  Unterschied,  als  ersteres 
in  Gemässheit  des  im  §.  527.  des  B.G.B,  ausgesprochenen 
a%eBieinen  Grundsatzes  an  den  dem  Berechtigten  zuge- 
wiesenen Localitäten  ein  concunirendes  Benutzungsrecht 
de5  Proprietars  in  der  Keg-ei  ausschliessen  wird,  während 
letzteres  von  vornherein  nur  ein  Mitbenutzungsrecht  an 
den  gewöhnlichen  Wohnungs-  bez«  Wirthschaftsräumen 
einer  Haushaltung  gewährt.  Ueber  die  Personen  der 
Angehörigen  des  Bereclitigten,  auf  welche  sich  unter  Um- 
ständen das  Gebrauchsrecht  erstreckt,  sind  zu  vergl. 
§§  639,  641  des  B.G.B. 

f.  9S.  Bntstelinny  und  Beendigrun?  der  persQnlldien 

Dieustbarkeiteu. 

I.   Als  Entstehungsgründe  kommen  nur  noch: 

A.  Privatwiiien8di.<position, 

B.  Richterliche  Entscheidung, 

C.  Gesetz 

in  Betracht ,  während  der  ErsitzuiiL':serwerb  ungeachtet 
des  auch  bei  den  ])ersönllcheu  Dieustbarkeiten  möglichen 
fiechtsbesitzes  hier  im  G^nsatse  su  den  Ghrunddienst- 
barkeiten  ansgeachlossen  ist   (§.  647  des  B.G.B.). 

Zu  A.  ist  zu  bemerken;  dass  ein  ususfractus  omnium 
bonorum  im  eigentlidben  Sinne,  so  dass  derselbe  das  ge> 

Rammte  gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  umfasst, 
aach  §,  Ü31  des  B.G.B.  nicht  weiter  im  Wege  des  Ver- 
trages, sondern  nur  noch  in  dem  der  letztwiUigen  Ver- 
fügung begründet  werden  kann.  Ist  nur  das  gegenwär- 
tige Vermögen  oder  ein  ideeller  Theil  desselben  Gegen- 
tUnd  des  Niessbrauches,  so  ist  zwar  auch  künftig  die 
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vertragsmäsfiige  Bestellung  OKiglich,  jedoch  soll  ein  das 
ganze  gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  umfassen- 
der BestellangsTertrag  s^bst  in  Ansehung  des  gegen- 
wärtigen Verm(igens  wirkungslos  sein.  Im  IJebrigen  gilt 
auch  für  die  persönlichen  Dienstbarkeiten  nach  §.  044 
des  B.G.B.  der  Satz,  dass  dieselben  auch  ohne  Hinzotritt 
einer  qnasitraditio  durch  den  Vertragsabsohlnss  direct  zur 
Entstehung  gelangen,  dies  selbst  bei  einem  an  einem 
Immobile  zu  besteilenden  Xiessbrauche  oder  Gebrauchs- 
rechte, und  eb^Mowenig  bedarf'  es  hier  zur  Begründuii|^ 
des  diesfallsigen  jus  in  re  (abwdehend  vom  zdtfaerigen 
Rechte)  an  sich  noch  der  Verlautbarung  dei^elben  im 
Ghnind-  und  Hypotheken  buche.  Nur  findet  insoweit  im 
Vergleiche  zu  den  Grunddienstbarkeiten  der  wichtige 
Unterschied  statt,  dass  die  Eintragung  der  persönlichen 
Dienstbarkeiten  auf  dem  Folium  des  ▼erpflichteten  Grund- 
stückes jedenfalls  zulässig,  ja  unter  Umstanden  sogar  noth- 
wendig  ist,  um  denselben  ihre  volle  Wirksamkeit  gegen- 
über solchen  dritten  Personen  zu  sichern,  welche  ein  nur 
durch  Eintrag  erwerbbares  Recht  an  dem  dienenden 
Gnindstücke  öpiUer  erlangen  (§.  646  des  B.G.B.  >.  Mit 
einer  später  daran  bestellten  Keallastberechtiguug  kann 
zwar  eine  Collision  nicht  fuglich  vorkommen,  wohl  aber 
um  so  Idchter  mit  einem  später  am  Grundstöcke  erwor- 
benen Eigenthume  oder  einer  später  daran  bestellten  Hy- 
pothek. Hier  soll  der  neue  Erwerber  nur  die  zur  Zeit 
seines  Besitzereintrags  aus  dem  Grund-  und  Hypotheken- 
buche ersichtlichen  persönlichen  Dienstbarkeiten  zu  Über- 
nehmen, und  ebenso  der  Hypothekarier  nur  die  zur  Zeit 
seiner  Hypothekenbesteilung  verlautbarten  Ditu^stbarkeiteu 
gegen  sich  gehen  zu  lassen  verbunden  sein  (§.  376  des 
B.G.B  ).  Handelt  es  sich  insbesondere  um  einen  Kieaa* 
brauch,  so  sichert  dessen  Eintrag'  dem  Usufructuar  das 
Recht,  einer  von  einem  später  erst  eingetragenen  Hypo- 
thekarier ausgebrachten  Sequestration,  soweit  solche  sein 
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Frachtrecht  beeiDtrftchtigen  würde,  su  widersprechen  (§.  402 
des  B.G.B.  Tergl.  oben  §.  71,  S.  266.).    Ebenso  ist  beim 

Niessbrauche  dessen  \^cr]autbarun^'^  einer  später  am  Grund- 
stücke bestellten  Realservitut  gegenüber  insofern  noth- 
wendig^  als  sich  der  Niessbraucher  (abweichend  von  dem 
allgemeinen  Qrnndsatze  in  §.  529  des  B.G.B.)y  sobald 
derselbe  nicht  eingetragen  ist,  die  ihm  selbst  nachtlieiiige 
Ausübung  der  Grunddienstbarkeit  allerdings  gefallen  lassen 
muss  (§.  569  des  B.G.B.).  Der  Eintrag  der  Dienst« 
barkeit  erfolgt  übrigens  in  allen  diesen  FlÜlen  in  der 
eweiten  FoKenmbrik  nnter  den  sogenannten  Dispositions- 
beschränk ungen  (§.  133,  3.  verb.  ni.  §.  114^  5.  der 
Gerichtsordnung).  Ist  dagegen  die  persönliche  Dienst* 
barkeit  eine  solche,  welche  über  den  Inhalt  einer  Grund- 
dienstbarkeit nicht  htnansgelit,  so  ist  ihre  Eintragsfähigkeit, 
resp,  Eiiitragäbedürftigkeit  ganz  ausgeschlosücii  (zu  vergl. 
oben  §.  89,  1,  b.). 

Za  B.,  s.  oben  §.  43  S.  145.  £f.  und  §.  343  des 
B.G.B.  Schlussworte  des  ersten  Satzes. 

Zu  C.  TTnter  den  Fällen  des  gesetzlichen  Niessbrau- 
ches  sind  die  auf  gewissen  Familienverhältnissen ^  Ehe, 
Tftterlicber  Gewalt  beruhenden  gemeint.  Sie  bedürfen  des 
Eintrags  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  nicht;  hier  ist 
derselbe  nicht  einmal  zaliL^si*:,  Im  Uebrigen  erleid«  n  die 
vom  Usustructus,  soweit  derselbe  auf  Rechtsgeschalten  oder, 
richterlicher  Entscheidung  beruht,  geltenden  Grundsätze 
wegen  des  der  Regel  nach  concurrirenden  ausgedehnten 
Verwaltuiigsrechts  des  Ehemannes,  resp.  Vaters  nicht 
unwesentliche  ModiHcationeu^  so  dass  hierüber  das 
Nfthere  erst  im  Familienrechte  im  Zusammenhange  su  er- 
wShnen  ist. 

II.  Die  in  §§.  649  ff.  des  B.G.B,  zusammengestell- 
ten Erlöschungsgründe  sind  in  der  Hauptsache  die 
gemeinrechtlichen.  Die  Erlöschung  durch  nonusus  bezieht 
sich  jest  auf  alle  Arten  der  persönlichen  Dienstbarkeiten 


■ 
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(aiso  besonders  auch,  auf  das  Gebrauchs*  und  Wohnungs- 
jrecsht,  abweichend  von  den  gemeinrechtlich  hier  rQck> 
sichtlich  des  usus  resp.  der  habitatio  geltenden  Beschrin- 

kuugen). 

Nur  der  Niessbrauch  au  verbrauchbaren  Sachen 
(quasiososfractus)  ist  insoweit  ausgenommen  (§§.  655^  659 
des  B.G.B.).  Der  scheinbare  Verstoss  gegen  das  Ingroe- 
8ationsprincip,  welcher  darin  get'uiideii  werden  könnte, 
dass  selbst  bei  einer  im  Grund-  und  Hypothekenbuclie 
eingetragenen  persönlichen  Dienstbarkeit  nath  §.  655  eine 
Erlöschung  durch  nonusus  angenommen  wird,  erklärt 
sich  aus  der  veränderten  Bedeutung,  welche  dem  oben 
ad  I.  A.  Bemerkten  zu  Folge  der  Verlautbarung  der 
Dienstbarkeit  im  Grundbuche  vom  Gesetabuche  beigel^ 
wird,  wonach  nicht  mehr  das  dingliche  Recht  an  sich, 
sondern  nur  dessen  Wirksamkeit  als  Disposttionsbeschrän- 
kung  den  dort  gedachten  dritten  Personen  gegenüber  da- 
von abhängt. 

§.  94.  SeelitsBiiltel  lua  Sehnlis  der  DleDsIterkelteB« 

Zum  Schutze  der  Grunddienstbarkeiten  wie  der  per- 
sönlichen, sind  sowohl  possessorisclie ,  als  petitorische 
Rechtsmittel  gegeben.  Während  nämlich  bei  der  Reallast 
mit  Negirung  der  Möglichkeit  eines  Rechtsbesiüses  an  sei- 
blgon  die  Ftijrlichkeit  einer  auf  ihren  Schutz  abzwecken- 
den Bf  Sit /klage  von  selbst  wegfjillt  (s.  die  Ausnahmen 
in  §.  631  des  B.G.B.),  gilt  bei  den  Dienstharkeiten  das 
Umgekehrte.  Der  rttcksichtlieh  ihrer  stattfindende  Rechts- 
besitz ist  nach  ^.  5  iO  des  B.G.B,  im  Allgemeinen  nach 
den  über  den  baclibesitz  geltenden  Vorschriticn  zu  beur- 
theiicn.  Bei  Ghrunddienstbarkeiten  setst  derselbe  vor 
Allem  Besitz  am  herrschenden  Gnmdstficke  voraus,  zu 
welchem  aber  ausserdem  noch  die  factische  Ausübung 
des  am  fremden  Grundstücke  in  Anspruch  geuomnieuen 
servitutischen  Rechtes  hinzutreten  muss. 
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Kur  bei  den  rein  negativen  Grunddienstbarkeiten 
kann  deren  &ctiicbe  Apprebension,  welcbe  bier  an  sieb 
in  der  erfolgreichen  Vomabme  der  betreffenden  PH>bibi- 

tivhandlung  bestehen  würde,  auch  schon  duicli  ausdrück- 
liche Einräumung  oder  Anerkennung  derselben  selten  des 
Eigentbiüners  des  dienenden  Gnindatückes  ersekst  werden 
(§§.  556—558  des  B.Q  B.>  Um  auf  Grund  des  solcher* 
gestalt  erlangten  Quasi-  oder  Rechtsbesitzes  Schutz  gegen 
den  Besitzer  oder  Eigenthünier  des  dienenden  Grund- 
stückes beanspruchen  zu  ,  können,  bat  der  Besitzer  nach 
§.  560  des  B.G.B.  auch  noch  eine  mindestens  einjtthrige 
Dauer  seines  BechtsbesitzeS;  und  zu  dem  Ende  bei  dis- 
continuellen  Servituten  aller  Art  eine  mindestens  drei- 
malige Wiederholung  der  betreffenden  Ausübungshandlung 
darauthun,  dergestalt,  dass  die  neueste  dieser  Besitzhand- 
lungen in  das  letzte  Jahr  vor  der  erfolgten  Besitzstörung 
fallt  und  zwischen  ihr  und  dem  ersten  Besitzacte  minde- 
stens ein  Jahr  abgelaufen  sein  muss.  Hierdurch  ist  die 
über  die  Auslegung  der  entsprechenden  Stelle  des  An- 
hangs der  Erläuterten  Processordnung  §.  19  zeither  herr- 
schende Meinungsverschiedenheit  (zu  vgl.  Osterloh  summ. 
Proc.  §.  55,  not.  8)  zu  Gunsten  der  Ansiclit  des  Ober- 
appellationsgerichtes entschieden.  Bei  denjenigen  persön- 
lichen Servituten,  deren  Ausübung  die  Innehabung  der 
dienenden  Sache  voraussetzt,  z.  H.  ususfructus  vcrus, 
kommt  natürlich  dem  Rechtsbesitzer  der  Servitut  ausser- 
dem auch  noch  die  Vorschrift  in  §.  208  des  B.G.B.  zu 
Statten  (vergL  oben  die  Lehre  von  den  Bedtzrechtsmitteln 
§.  49,  168  ff.).  Bei  persönliclien  Ser\'ituten  anderer 
Art  dagegen  sind  die  über  den  Rechtsbesitz  von  Grund- 
•  ttienstbarkeiten  geltenden  Vorschriften,  soweit  thunlich, 
analog  zur  Anwendung  zu  bringen  (§.  .602  Abs.  2  des 
B.G.B  ).  Rücksichtlich  der  petitorischen  Confessorienklage 
endUch  bleibt  es  nach  §§.  532  ff.  in  Verb.  m.  §§.  503  ff. 
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und  §.  603  des  B.G.B.  bei  den  gemeiureclitlichen  ürund- 
Sätzen.  Dm  bloBse  Bestreiten  der  SerYitat  (sogenannte 
Vcrbalturbatiun)  wird  liier  ebenso  wie  bei  der  actio  nega- 
toria uac-li  §.  321  des  B.ü.B.  gleichfalls  nur  dann  ak 
eine  zur  Kli^^^anstellnng  bmchtigende  Störung  beli«ndelt| 
wenn  dieses  Bestreiten  auf  Grund  eines  'dem  Sttfrer  an- 
geblich zustehenden  eigenen  liechtes  erfolgte. 


§.  95.  Baureebt  and  Kellerreeht. 

V.  Wächter,  das  Superficiar-  oder  Platzrecht,  Tbeil 

I.  —  V.  Ordinariatsprograinme  aus  den  Jahren  1866  bis 
lb6Ö,. 

Wie  bereits  oben  §.  89  erwähnt,  stellt  dci-s  Gesetzbuch 
im  §.  661  auch  noch  das  vom  gemeinen  Reci}te  als  be- 
sondere Gattung  der  Rechte  an  fremden  Sachen  behan- 
delte Siiperficiar-  oder  Plntzrerht  unter  der  ühigc"»  Be- 
zeichnung unter  die  Dienstbarkeiten.  Es  versteht  dar  nnter 
die  Berechtigung^  ein  Gebäude  auf  oder  ^nen  Keile)^  i^ 
fremdem  Grund  und  Boden  zu  haben  und  zu  benutzVl^; 
indem  es  zu  deren  Charakterisiruug  nur  noch*  beifii^? 
dass  das  Verhältniss  zwischen  Berechtigten  und  Verpflich^ 
teten  nach  den  Vorschriften  über  die  persönlichen  Dienst- 
barkeiten zu  beurtheilen  sei. 

In  unserer  Hypothekengesetzgebuug  von  1843  war 
das  Inötitut  ganz  mit  Stillschweigen  übergangen  und  die 
Commentatoren  des  Hypothekengesetzes  (Heyne,  Gemmen- 
tar  I,  S.  74  ff.,  II.,  S.  177  ff.,  Siegmann,  Grund-  und 
Hjpoihekenrecht,  S.  60  ff.)  halfen  sich  mit  der  Annahme, 
dass  da,  wo  Jemand  kraft  besonderer  Kechts Verleihung 
Seiten  des  GrundeigentbUmers  auf  dessen  Grund  und 
Boden  ein  Gebäude  zu  bleibenden  Zwecken  aufgeführt 
habe,  sein  diesiailsiges  Recht  nur  dadurch  mit  dem  lu- 
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grossationssysteme  in  Einklang  gebracht  werden  könne, 
dass  lur  datsselbe  wie  für  die  in  §.  14  des  Gesetzes  er- 
wähnten selbständigen  ^chtbiingenden  dinglichen  Bechte 
(ZU  vergl.  ob.  §.  59  a.  E.)  ein  eigenes  Folinm  im  Grund- 
und  HypotiiekcübucLe  angelegt  werde.    Dass  hierzu  die 
jedesmalige  Genebmigung  der  Oberbebörde,  d.  Ii.  nacb 
Erdfihnng  der  Grund-'  und  Hypotbekenbücher,  die  des 
JuBtizministeriums  schon  damals  gehört  inibe,  ist  mit  Grund 
nicht  zu  bezweii'elu  und  wird  auch  von  Siegmann  a.  a.  O. 
wohl  nicbt  bezweifelt,  wie  aus  dessen  ausdrücklicber  Ver* 
wdsnng  auf  den  §.14  des  Hypotbekengesetzes  sieb  er- 
giebty  wenn  schon  das  Oberappeliution&gericht  in  der  Zeit- 
schrift für  Becbtspflege  Bd.  XXIX.  S.  321  unter  Berufung 
auf  letzteren  ScbrifUteller  für  unser  frttberes  Reebt  das 
Gegeniheil  behauptet.    Eher  würde  Hiyne  a.  a.  O.  liier- 
lür  haben  als  Autorität  benutzt  werden  können ;  indessen 
schrieb  dieser  in  der  Zeit  vor  £rö&iung  der  Grund*  und 
Hypotbekenbücber,  wo  jene  Genebmigung  noch  in  der 
fland  der  Coinmi  sion  für  Auiktcllung  der  Grund-  und 
Hypotbekenbücher  lag,  deren  Mitglied  Heyne  war. 

Dasselbe  AuHkunftsmittel  ergreitt  nun  auch  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  und  verbindet  mit  der  erl'olgten  Folien- 
anlegung die  Wirkung,  dass  dadurcb  das^u-u.  Kellerrecbt 
fiber  die  Sphäre  der  persönlichen  Servituten  hinaus  zn 
einem  selbständigen  veräusserlichen  und  vererblicbenÜecbte 
erhoben  werde.  Dabei  geht  dasselbe  aber  keineswegs  so 
weit^  mit  den  vorgenannten  Schriftstellern  a.  a.  O.  dem 
Platzbereehtigten  lörniliches  Eigenthmn  an  dem  auf  frem- 
dem Grund  und  Boden  autgeführten  Bauvverke  zuzuschrei- 
ben, und  man  wird  daher  von  folgenden  Gesicbtspuncten 
im  Allgemeinen  auszugehen  haben: 

1«  l>as  sogenannte  Bau-  und  Kellerrecht  enthalt  keine 
Abweichung  von  dem  allgemeinen,  auch  im  Gesetzbuche 

§§.  284  ff.  als  Regel  festgehaltenen  Accessionsprincipe, 
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wonach   das  Eigentliuni  an  Gebäuden  dem  Grundeigeu- 
thümer  ipso  jure  mit  dem  Augenblicke  der  Erbauung  zu- 
&ILt,  und  insbesondere  kommt  auch  die  in  den  Schlnu- 
Worten  dos  §.  284  des  B.G.B,  gedachte  Ausnahme  (su 
vergl.  oben  §.  62,  B,,  3)  in  der  Regel  hier  nicht  in  Be- 
tracht und  könnte  höchstens  dann  in  Frage  gelangen, 
wenn  die  Errichtung  des  Bauwerks  erwiesener  Ifaassen 
nur  EU  vorübergehenden  Zwecken  geschah,  was  aber  an 
sich  keineswegs  in  dem  Begriffe;  des  Bau-  und  Keller- 
rechtes liegt.    Selbst   die  Erlangung   eines  besonderen 
Gnindbuchsfoltums  ändert  rücksichtlich  des  Eigenthums 
am  Gebäude  Nichts,  indem  hierdurch  naph  der  Auffassung 
des  Gesetzbuches  das  Recht  des  Superficiars  nicht  aus 
der  Reihe  der  Rechte  an  fremder  Sache  heraustritt,  son- 
dern nur  diejenige  den  Servituten  fremde  Eigenschaft  ver- 
liehen erhält,  welche  ihm  nach  Vorschrift  des  gemeinen 
Rechtes  schon  an  sich  und  begrifflich  ssukommt,  nämlich 
die  freie  Veräusserlichkeit  und  Vererblichkeit  und  damit 
das  Recht,  nach  den  von  Immobilien  überhaupt  gelten- 
den Grundsätzen  das  jus  in  re  mit  Hypotheken,  Real- 
lasten u.  s.  w.  unter  den  hierf&r  geltenden  Formen  zu 
beschweren. 

2.  Gegenstand  der  hier  fraglichen  Berechtigung  kön- 
nen nur  Bauwerke  sein,  nicht  auch  sonstige  unter  das 

Accesnionsprincip  lallende,   mit  dem  Grund  und  Boden 
verbundene  Sachen,  namentlich  also  nicht  fiianzen  oder  | 
ganze  Waldungen,  Baumschulen- u.  s.  w.   Umgekehrt  wird 
aber  nach  der  Fassung  des  §.661  des  B.G3.  kein  Un- 
terschied zu  macheu  sein  zwi^icheu  einem  von  dem  Be-  i 
rechtigten  auf  fremdem  Grund  und  Boden  erst  neu  er-  ' 
richteten  oder  einem  zur  Zeit  der  Bestellung  der  Berech- 
tigung schon  vorhandenen  Gebäude.   Nur  auf  das  Rechts- 
veihäitnisö  des  Su])ei*liticirs   zum  Grundeigeathümer  uud 
dem  hiernach  aich  nach  Behudeu  modificirenden  Umtauge 
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»eines  Dispositionsbefugnist^es  über  das  Gebäude  kann 
dieser  Umstand  von  Einfluss  werden. 

3.  Da  das  RechtBverhftItnias  swiBchen  dem  Orund* 
eigenthümer  und  dem  Inhaber  des  Bauwerks  sich  bis  sur 
Anlegung  eines  besonderen  Fuliums  tiif  die  fi.agliche  Be- 
rechtigung lediglich  nach  den  über  persönliche  Dienstbar- 
keiten  geltenden  Grundsätaen  richten  soll,  so  erlischt  die 
Berechtigung  auch  bis  dahin  nicht  bloss  durch  den  Tod 
des  Berecht i^^^t«  11  (g.  656  des  BG.H.),  sondern  auch  durch 
Nichtgebrauch  (§.  055  des  ß.G  B.j.  Andererseits  leidet 
auf  dieselbe  bis  au  selbständiger  Folienanlegung  auch  das- 
jenige Anwendung,  was  oben  in  §.  9S,  I.  a.  Uber  die 
Nothwendigkeit  bemerkt  wurde,  die  persönlichen  Dienst- 
harkcitea  durch  Verlautbarung  im  Grund-  und  Hypothe- 
kenbttche  auf  dem  Folium  des  dienenden  Grundstückes 
gegen  die  Folgen  des  Publicitätsprincipes  au  schütaen. 
Nur  soll  das  Bau-  und  Kellerrecht  bei  seiner  Eintragung 
nach  §.  124,  S,  verb.  mit  §.  133,  3  der  Gerichtsordnung, 
nicht  in  der  zweiten,  sondern  in  der  ersten  Folienrubrik 
«einen  Plata  finden.  Jedoch  ist  auch  hier  die  Entstehung 
des  jus  in  re  an  sich  von  dieser  Verlautbarung  als  unab- 
hängig zu  denken.  Hierbei  ist  natürlich  immer  voraus- 
zusetzen, dass  das  ganze  Rechtsverhältniss  nach  der  sich 
kundgebenden  Absicht  der  Betheiligten  nicht  etwa  in 
den  Grenzen  eines  bloss  obligatorischen  stehen  geblie- 
ben sei. 

4.  Da  das  Gesetzbuch  ausdrucklich  nur  von  einem 
Haben  und  Benutzen  des  fraglichen  Bauwerkes  selten  des 

Berechtigten  spricht  und  übrigens  im  Allgemeinen  auf  die 
Analogie  der  persönlichen  Dienstbarkeiten  verweist,  so 
wird  man  dem  Berechtigten,  soweit  im  einzelnen  Falle 
nicht  abweichende  Abmachungen  zwischen  ihm  und  dem 

Onmdcigenthümer  bestehen,  das  Recht  des  beliebigen 
Abbruches  des  Gebäudes  nicht  eioräumen,  und  ebenso- 
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wonig  das  Wiederaufleben  des  etwaigen  früheren  Eigjen- 
thumes  des  Berechtigten  an  dem  eingebauten  Matenale 
annehmen  dürfen  (s.  oben  §.62,  B.  L);  vielme|ir  ist  mAn 
auch  hier  im  Zweifel  rücksicfaüich  des  Umiknges  des 
Dispositionsbefugnisses  des  Berechtigten  an  die  betreffs 
des  Ususiructus  nach  610  ff.  bestehenden  Gruud&ätze 
gewiesen. 
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III.  Theü. 

Das  Recht  der  Forderungen. 

I.  Äbtlieiluiig. 
Von  den  Fordenmgeu  im  Allgemeinen. 

1.  Abschnitt:  Verschiedenheit  der  Fordertingeii 
nach  ihrem  Gegenstande. 

$.  96.  I.  Mtteiftsngeii. 

Ueber^unsere  ältere  Sächsische  Mänzverfassung  vgl. 
Haubold,  Lehrbuch  §.  273  a  in  den  Zusätzen. 

Die  hierher  gehörigen  Bestimmungen  des  Gesetz- 
buclics  in  §§.  665  —  672  lösen  sich  in  folgende  Haupt- 
sätze auf: 

1.  Beim  Mangel  besonderer  Festsetzung 
können  Geldzahlungen  aller  Art  in  den  am  Zahlungsorte 

zur  Zeit  der  Zahlung  gültigen  inländischen  oder  ihnen 
gleichgestellten  ausländischen  Miinzsorten  geleistet,  be- 
sdehentlich  gefordert  werden  (§.  666  des  B.G.B.)-  Hier- 
unter sind  für  Sachsen 

a.  zuii.iehgt  die  in  dem  jetzigen  30- Thaler- F'usse  oder 
dem  ihm  der  bache  nächvollständiggieicbstehenden  früheren 


Digitized  by  Google 


344  §•        Gegenstand  der  Forderungen: 

14-Thaler-Fu88e  ausgeprägten  Landessilbermünzen  zu  ver- 
üiQhiin.    Als  zulässig  kleinstes  in  dem  Landesmirnztiuse 
aiusaprägendes  TheiktUok  sind  laut  Münsvertrag  von  1857 
die  '/e'Tluderstlicke  anorkaiiDt   Diese  werden  noch  ba 
dem  sogenannten  Gonrantgelde  gerechnet,  dessen  Annahme 
Niemand  verweigern  kann,  während  die  zur  Ausgleichung 
im  Handels-  und  Eleinverkelire  meist  nach  einem  leich- 
teren als  dem  Landesmttnafusse  ausgeprägten  kleineren 
Silber-  und  Eupferstftcke  als  Scheidemttnse  gelten.  Von 
dieser  gilt  der  Grundsatz,  dtiss  Niemand  genüthigt  wer- 
den kann,  dieselbe  in  Zahlung  anzunehmen,  sio  lange  und 
soweit  die  au  zahlende  Summe  in  den  kleinsten  der  vor* 
gedachten  gröberen  Münssorten  sich  effectuiren  lilsst  (Ge- 
setz: das  in  Folge  der  neueren  Münzvedassung  festzu- 
stellende Verhältuias  der  künftigen  Landesmiinzen  zu  den 
zeithengen  etc.  betr.,  vom  21.  Juli  1840,  §.  21  und  Müns- 
vertrag vom  24.  Januür  1857;  Art.  14  a.  E.). 

Femer  gehören  zu  den  gültigen  inländischen  Sorten 

b.  die  in  Verordnung,  die  als  verboten  anzusehen- 

den  Münzen  betr.,  vom  8.  September  1841  §.  5,  a.  und  h. 
gedachten,  in  dem  älteren  20-Gulden-Fu8se  ausgeprägten 
Eursächsischen  resp.  Königl.  Sächsischen  jDdünzstücke. 

c.  Als  den  inländischen  gleicbpfestellte  ausländische 
Münzsorten  haben  zu  gelten  die  in  denjenigen  Staaten, 
welche  mit  Sachsen  durch  den  Münzvertrag  von  1857 
verbunden  sind,  entweder  gleichfalls  nach  dem  30-Tha)er- 
Fusse,  beziehentlich  nach  dem  45-  oder  52^/^-Guldcn-Fni>se 
ausgeprägten  sogenannten  Vereinsmunzen  (Münzvertrag^ 
Art.  8}y  und  die  in  der  Verordnung  vom  8.  September 
1841  unter  a.  gedachten  Kdnigl.  Preussischen  MUnzscMrten, 
sowie  einiger  anderer  dort  genannter  Staaten. 

2.  Wie  viel  von  den  solchergestalt  verwendbaren 
Zahhingsmitteln  im  einzelnen  Falle  zu  Tilgung  einer  Geld- 
schuld erforderlich  sei,  bestimmt  sich  zunächst  nach  dem 
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Werthe,  welchen  die  Münze,  in  der  die  Geldschuld  aus- 
gedrückt ist,  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Schuld  hatte. 
Zwar  findet  eich  dieser  Sats  in  §.  667  de»  nur 
von  dem  Falle  einer  auf  Rückgabe  ehier  früher  empfan- 
genen Geldsumme  gerichteten  Schuld  üus<resproehen.  Eg 
fallt  jedoch  völlig  unbedenklich,  das  gleiche  Prineip  auch 
▼on  anderen  F&ilen  einer  früher  entstandenen  Schuld 
ohne  Rücksicht  auf  deren  Rechtsgrund  gelten  au  lassen: 
vgl.  spezielle  Motive  S.  741^  3. 

Dabei  ist  unter  dem  Werthe  einer  im  Inlande  gülti- 
gen oder  ihr  gleichgestellten  attsl&ndischeu  Münzsorte  nach 
§.  666  des  B.G.B.  in  der  Regel  weder  der  Metall*t 
Werth  (d.  h.  der  reelle,  durch  den  Feingehalt  der  Münze 
bestimmte  Werth)  noch  der  Cur s wer th  (auch  Verkehrs- 
werth im  Gesetzbuche  genannt),  sondern  der  Nenn  werth, 
d.  h.  der  ihm  durch  die  Prägung  beigelegte  Werth  zu 
▼erstehen,  sofern  nicht  ausnahmsweise  durch  das  Geseti 
der  betreffenden  Münzsorte  zur  Zeit  der  Begründung  der 
Forderung  ein  anderer  Werth  (sogenannter  gesetzlicher 
Werth)  beigelegt  war.  Hatte  in  der  Zwischenzeit  von 
der  Entstehung  bis  zum  Verfalle  der  Schuld  eine  Mttnz- 
v(!r«änderuug  stattgefunden,  so  ist  ausserdem  noch  das 
gesetzliche  W  e  r  t h  s  v  er h Hl t  n  i  s  s  zu  berücksichtigen,  in 
welchem  die  Münzen  neuer  Währung  zu  den  liünzea 
früherer  Währung  stehen.  Z.  B.  ein  im  Jahre  1832,  also 
unter  der  Herrschaft  des  20-Guldeii  Fasses  schuldig  ge- 
wordenes Capital  von  300  Thaier  ist  im  Zweilei  in  der 
damaligen  Landeswährung!  dem  sogenannten  ConventionB^ 
münzfusse,  zu  yerstehen  und  deshalb  mit  300  Thaler  im 
14-  oder  3()-Thak'r-Fusse  unter  einem  Agiozuschlage  von 
2''/»7o  tilgen  (Uesetz  vom  21.  Juli  1Ö40  §•  3  und  Re- 
ductionstabelle  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatte  S.  1S5)< 
Auf  den  reellen  oder  Metallwerth  der  Münzen  im  Gegen* 
satze  zu  ihrem  Nennwerthe  kann,  es  nur  ausnahmsweise 
in  den  V  alien  der  §§.  669,  670  des  B.G.B.  (wenn  näm- 
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lieh  aus  den  alten  Münzgesetzen  der  Werth  nicht  auszu- 
mittelQ  ist,  sowie  wenn  das  Geld  als  Waare  betcachtet 
wird)  ankommen. 

3.  Goldmünzen,  selbst  die  von  den  durch  deu 
MüDZTertnig  Terbundenen  Staaten  atisgeprftgten  Verein«- 
goldmünsen  (Krone  und  halbe  Krone)  gelten  keineswegs 

'  als  ein  die  laudesgesetzliche  Silberwährung  vertretendes 
Zahlungsmittel,  und  ist  in  dieser  Eigenschaft  Niemand  zu 
deren  Annahme  veipflichtet  Ihr  Silberwerth  im  gemeinen 
Verkehre  bestimmt  sich  vielmehr  lediglich  nach  dem  Ver- 
hältnisse des  Angebots  zur  Nachfrage,  Curawerth  (§.  666 
•des  B.G.B»  a.  Mttnzvertrag  tou  1857,  Art.  18.  —  Ver- 
ordnung vom  19.  Mai  1857,  §.  10). 

4.  Auch  das  Papiergeld,  selbst  das  iniundiäche^ 
braucht,  da  es  einem  Zwangsourse  nicht  unterliegt  und 
nach  dem  Mfinzyertmge  Art  22  nicht  unterliegen  soll, 
im  gemeinen  Geldverkehre  als  Zahhmp^  nicht  angeiionimen 
zu  werden.  In  Ansehung  der  Königl.  bächsischen  C.issen- 
billets  leidet  solches  nur  bei  Zahlungen  an  die  Staats- 
cassc  oder  aus  derselben  eine  Ausnahme  (Gesetz  vom 
6«  September  1855,  §.  5)  und  ebenso  können  natürlich  m 
Ansehung  der  yon  gewissen  Privatkörperschaften  in  Qe- 
mässheit  besonderen  Privilegs  ausgegebenen  CassenbilietB 
oder  Hanknoten  die  emittirendon  Körperschafttai  selbst 
die  Annahme  derartiger  von  ihnen  ausgegangenen  Werths- 
aeichen  nie  verweigem.  Der  Gebrauch  ausländischen 
Papiergeldes  und  dem  gleichstehender  Wertlizeichen  in 
Stucken  unter  zehn  Thaiei*n  war  sogar  durch  Verordnung: 
das  Verbot  der  Zahlung  mit  fremdem  Papiergelde  u.  s.  w. 
betreffend,  vom  8.  Juli  1855  ftlr  den  Privatverk^r  in 
Jiilandf  mit  Ausnahme  der  blossen  Wechselgeschäfte 
schlechthin  bei  Strafe  verboten.  Durch  Verordnung  vom 
18.  Mai  1857,  §.  1  ist  aber  dieses  Verbot  dahin  erUiateri^ 
beziehentlich  ergänzt  worden,  dass  ausländische  auf  den 
Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen  oder  Wcrthzeicheu 
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TOB  aehn  Thalera  und  darüber  (mit  AuBnahme  jedoch  des 
von  fremden  Staaten  seibat  ausgegebenen  Papiergeldes) 
«ur  Zahlung  5m  Inlande  mir  unter  der  Voraussetzung^  g.  ~ 
braucht  werden  diirien,  wenn  deren  Aussteiier  mindestens 
in  Leipzig  und  denjenigen  Orten  des  Inlandes,  wo  sie 
Zweiggeschüile  und  Agenturen  unterhalten,  eine  Aus- 
wechsehiBgsoasse  errichten,  bei  welcher  der  Umtausch  des 
betreffenden  unverzinslichen  Werthzeichens  jederzeit  be- 
wirkt werden  kann. 

6.  Das  Aasbedingen  von  Gold  und  ausländischer 
.Silbennttttze  ist  sswar  aulMssig,  dagegen  ist  der  Schuldner 
bei  einer  im  14-  oder  30-ThaIer-Pu88e  üu  entrichtenden 
Zahlung  zu  Gewährung  bestimmter  einaelner  MUnzBtücken 
oder  Sorten  nicht  verpflichtet,  seljist  wenn  er  solches  aus- 
drficklich  zugesagt  haben  sollte.  Eine  Ausnahme  machen 
insoweit  die  oben  1^  c.  erwähnten  sogenannten  Vercins- 
münzen  f  Gesotz  vom  21.  Juli  1840,  §§.  1,  5,  18,  verb. 
mit  dem  Münsrertrage  von  18&7  Art.  8  a.  £.  und 
Verordnung  vom  19.  Mai  1857,  §§.  12,  14). 

■ 

ä  97.  II.  Ton  den  Zinsen. 

A.  Begriff  und  Entstehungsgrtlnde. 

Die  Ziiisen  kommen  hier  nur  in  dem  Sinne  der  Rö- 
mischen usurae  in  Frage  als  diejenige  Vergütung,  weiche 
der  Schuldner  einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  dem 
QUUil»ger  ffHop  die  von  diesem  entbehrte  Benutzung'  des* 
Capitals  nach  Verhältniss  der  Grösse  des  letzteren  und 
der  Dauer  der  entzogenen  Benutzung  zu  gewähren  hat. 

Das  Gesetabuch  beschränkt  in  §.  673  den  Begriff 
nur  noch  auf  Geldschulden^  während  derselbe  in  tmserer 
2eitherigen  Praxis  uutcr  dem'Namtn  des  Au f  m aasses 
auch  auf  solche  Forderungen  angewendet  wurde,  welche 
auf  Leistung  einer  Quantität  Getreide  und  anderer  trock- 
ner  Frachte  gehen  (Bekanntmachung  des  O.A.G.  vom 
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2.  Octbr.  1839,  no.  82);  mdeasen  ist  jene  itestriction  uor 
^  Uie  FäUe  Venaga-  und  sonstiger  gesetzHcben  Zia- 
sen  von  Bedentung,  da,  wie  die  Motive  S.  742  ausdrttck- 
lich  anerkcunen,  in  Folge  hierauf  gerichteter  Privatwil- 
lensdisposition aach  künftig  ein  Animaass  wird  vorkommen 
können.  Dies  folgt  auch  daraus,  dass  das  Gtosetsbodi 
beim  Darlehen,  obschon  solches  nach  §.  1067  nicht  blos» 
Geldj^  sondern  («^uantitätea  fungibler  Sachen  aller  Art  zum 
Oegenstande  haben  kann,  dennoch  in  §.  1078  die  Gül- 
tigkeit einer  hinsutretenden  Zinsenstipolation  vdUig  unter- 
»chiedslos  ausspricht.  Den  möglichen  Entstehungsgründeu 
der  ^insverbindlichkeit:  Vertrag,  letzter  Wille,  Gesets, 
fügt  das  Gesetsbuch  in  §.  674  swar  einen  scheinbar  neaen 
iu  der  rechtskräftigen  Entscheidung  hinzu,  jedoch  bezieht 
sich  solches  nur  auf  die  Fälle  einer  bisher  streitig  gewe- 
senen Zinsverbindlichkeity  welche  nunmehr  durch  den  rich- 
terlichen Ausspruch  als  bestehend  anerkannt  wird  (§.  176 
des  B.G.B.)  j  insbesondere  ist  hierbei  nicht  etwa  an  die 
sogenannten  usurae  rei  judicatae*  su  denken,  die  vielmebr 
2U  der  Kategorie  der  gesetzlichen  Zinsen  gehören,  and 
von  denen  erst  im  §.  763  des  B.G.B,  gehandelt  wird  (zu 
vergl.  unten  §.  98.). 

B.  Zinsbeschränkungen. 
Hanbold  Lehrbuch  §{.  269  b.  ff. 

I.  Anlangend  denZinsiusB,  so  gehörten  die  auf  den* 
selben  bezüglichen  Bestimmungen  bereits  nach  zeitherigem 

Rechte  nur  in  gewissem  Sinne  hierher.  Schon  fiülizeitig 
gestatteten  nämlich  unsere  Landesgesetze  unter  Igno* 
lirung'  des  canonischrechtlichen  Verbots  das  Nehmen  v<m 
Vertragszinsen  (Landesordnung  [Ausschreiben]  vom 
12.  November  1550,  Tit.  von  den  Wucherern) ;  und  zwar 
stellte  sich  sowohl  für  sie,  als  auch  für  die  auf  Gesets 
beruhenden  Zinsen  bald  ein  gemeinsames  regelmAssiges 
Maass  (^Ziusf  uss)  fest.    Für  die  Vertragszinsen  verband 
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sich  hiermit  ein  doppelter  Sinn,  einmal  der  einer  lex 
prohibitiTa,  d.  h.  dass  höhere  Zinsen  in  der  Regel  nicht 

fciiijpulirt  werden  durften  und  eine  entgcp^cnlaufende  Stipu-  • 
lation  abgeselien  von  den  sonstigen  stra^echtiichen  Fol- 
gen civilrecbtlich  unwirksam  war,  sodann  aber  auch  der 
einer  blossen  lex  dispositiva;  d.  K  dass  da^  wo  die 
Betheiligten  zwar  im  Allgemeinen  über  die  Verzinslich- 
keit einer  gewissen  bchuid  einig  seien^  über  die  Höhe  der 
Verzinsung  aber  £twas  nicht  ausdrücklich  festgesetzt 
Iiätten,  dieses  Maass  stillschweigend  subintelUgirt  wer- 
den solle. 

Für  die  Zinsen  der  zweiten  Gattung  (die  gesctziicheu) 
dagegen  legte  man  dem  Zinsfosse  sehr  bald  die  Bedeutung 
unter^  dass  der  zinsenberechtigte  Gläubiger,  ohne  dass  er 
die  Existenz  eines  auf  so  hoch  sich  belaufenden  wirk- 
lichen Interesses  jedesmal  erst  zu  beweisen  brauche ,  ja 
selbst  wenn  er  es  vielleicht  gar  nicht  beweisen  könne, 
dennoch  immer  mindestens  Zinsen  nach  diesem  Maass- 
stabe zu  fordern  berechtigt  bleibe,  anderseits  aber  soweit 
er  in  dem  einzelnen  Falle  ein  höheres  id  quod  interest 
darthun  zu  können  glaube,  an  dessen  Ausfuhrung  nicht 
behindert  sei   Dieser  von  altersher  in  Sachsen  geltende 

    « 

Zinsfass  betrug  5^/o,  also  den  zwanzigsten  Theii  des 
Haupiötammes,  sogenannte  landes übliche  Zinsen.  Für 
die  Couventionalzinsen  findet  sich  solches  bereits,  abge- 
sehen  von  der  oben  erwfthnten  Landesordnung,  in  dem 
Rescript  vom  9.  April  und  9.  Juni  1572  anerkannt;  wäh- 
rend das  Torgauer  Ausschreiben  vom  8.  Mai  1583,  tit. 
\'om  Wucher,  denselben  zugleich  allgemein  unter  Auf- 
hebung der  en^egenstehenden  Grundsätze  der  const  30. 
pt  n.  auch  für  die  Yerzujgszinsen  einföhrte  (Geschärftes 
Bankeroutiermandat  vom  20.  Deccmber  17G0,  §.  2  ). 

Uebrigens  wai*  die  Zulässigkeit  einer  Ueberschreitung 
dieses  Zinsfiisses  schon  bisher  (abgesehen  von  den  ge- 
wissen öffentlichen  Anstalten,  namentlich  städtischen  Leih- 
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und  Spar-CasBen  ertheilten  fttatutanschen  Privilegien)  bald 
bei  den  yertragBmäsaigen ,  bald  auch  für  die  gesetzlichen 

Zinsen  m  gewissen  Fällen  a-ii^uiiieiu  gesetzlich  vorge- 
sehen ^  60 

1.  nach  dem  Mandate  vom  10.  März  1104,  weiches 
bei  Darlehen,  die  nur  auf  kuree  Zeit,  sowie  bei  solchen, 
die  dem  Laudesherrn  und  der  Kriegscasse  gemuciit  wor- 
den seien,  höhere  Zinsen  cu  nehmen  erlaubte;  das  Ge> 
setz  bezog  sich  aber  nur  auf  Vertragszinsen.  Wetter  ge* 
stattet 

2«  dasselbe  Mandat  von  1704  in  Verbindung  mit  dem 
geschärften  Bankeroutiermandate  a.  a.  O.  bei  Wechselfor^ 

derungeu  6  %  Zinsen. 

Beide  Gesetze  handeln  insoweit  zwar  auch  nur  von 

den  vertracrsmässij^en  Zinsen.  Durch  die  Allgemeine  Deut- 
sche Wechselordnung  Art.  50  ist  jedoch  der  nämliche 
Zinsfnss  auch  für  die  eigentlichen  Wechselzinsen  im  Re- 
gressfalle feBtgfcsctzt,  eine  Bestimmung,  die  man  auch  auf 
den  Acceptanten  Anwendung  leiden  läset,  wülirond  ver- 
sprochene Zinsen  bei  dem  eigentlichen  Wechsel  nach 
der  Wechselordnung  überhaupt  nicht  mehr  vorkommen 
können  (Gesetz,  einige  Erläuterungen  der  W^cchselordnung 
betreffend,  vom  10.  März  1Ö64  no.  4). 

Daneben  behielten  aber  jene  älteren  Bestimmungen 
immer  noch  ihre  practische  Bedeutung  für  die  auf  Schuld- 
verschreibung mit  der  sogenannten  Wechselclausel  beruh- 
enden Forderungen  (Specialbefehl  vom  IL  Nov.  1767.)« 
Ebenso  stellte 

3.   das  Handelsgesetzbuch  für  Forderungen  aus 

liandeisgeschäften  gleichfalls  in  der  Regel  ein  Ziusniaxi- 
mum  von  6  *7oi  ^"^^  sowohl  iür  die  vertragsmässigen, 
als  f&r  die  gesetzlichen,  einschliesslich  der  Verzugszinsen, 

fest,  und  gestattete  BOgar  beim  kaut'inilnnisclien  Darlehen, 
sowie  überhaupt  bei   bchuldcii   eines  Kaufmannes  aus 
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seinen  Handelsgeschilften  die  Sttpulirung  von  Zinsen  in 

beliebiger  Höhe  (H.G.B.  Artt  287,  292.), 
Endlich  zälilte 

4.  unser  Strafgesetzbuch  von  ISaö  welches  den  Be^ 
griff  des  strafbaren  Wuchers  überhaupt  nur  noch  auf 

DarluLiisgeöcliiiite  beschränkte,  iu  Art.  347  ausBerdem 
noch  eine  Keihe  von  Fällen  auf,  in  welchen  dem 
Darleiher  eine  vorkommende  Zinsüberschreitung  wenig- 
stens nicht  als  siial  barer  Wucher  angerechnet  werden 
sollte.  * 

Das  Gesetzbuch  beschränkt  nun  in  §.  677  den  regel- 
mässigen Zinsfuss  gleichfalls  auf  5  ^/o^  d.  h.  in  dem  Sinne, 
dabb  derselbe  aush Uli t» weise  dann  zur  Auwendung  kommen 
solle,  wenn  nichts  anderes  im  Vertrage ,  letzten  Willen 
oder  Gesetze  bestimmt  sei.  In  Betreff  des  höchsten  er- 
laubten ^laasses  der  Conveiitiünalziiiseu  dagegen  enthält 
das  Gesetzbuch  keine  Bestimmung,  überläsest  vielmehr 
solches  a;  a.  O.  besonderer  Festsetzung,  und  diese  ist 
In  der  Publicationsverordnung  vom  2.  Januar  1863  mit 
gewissen,  dem  Art.  247  des  noch  nicht  revidirten  btrai- 
gesetzbuches  nachgebildeten  Ausnahmen  auf  6^  bez. 
8%  erfolgt. 

Indessen  ahid  durcii  das  später  erlassene  Gesetz;  die 
Aufhebung  der  Zinsbeschränkungeu  betr.,  vom  25.  Oct. 
1864.  §.  1.  nicht  allein  die  auf  den  Wucher  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs,  sondern  überhaupt 
alle  die  Uebejbchreitung  eines  bestimmten  Zinsfusses  be- 
treffenden Vorschriften,  also  auch  die  civilrechtlichen, 
ausser  Kraft  gesetzt  worden. 

Domgemäas  erklärt  die  Ausfiihruiigs\  erordnung  vom 
9.  Jan.  XÖ65,  §.  2,  die  §§.  4.  5.  der  P.V.O.  für  aufge- 
hoben und  es  ist  somit  die  Normirung  der  Vertrags- 
liiässigeii  Zmsen  nunuiehr  vollstäud-;^^  der  freien  Vereini- 
gung der  Betht'iligten  überlassen,  nur  öoll  nach  §.  2  des 
Gesetzes  voiä  25.  October  1864  bei  einer  höheren  Ver- 
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zinsbarkeit  der  Forderung  als  nach  6%  die  baibjäbrige 
Kündigung  der  Forderung  dem  Schuldner  in  der  Rege] 
selbst  Jaim  freig'estellt  bleiben,  wenn  er  auf  dieses  Kuu 
digungsrecht  ausdrücklieh  verzichtet  haben  sollte.  Dieae 
BeBtimmnng  iot  in  das  Norddeutsche  Bundeagesets  vom 
14.  November  1867  (S.  159  ff.  des  Bundesgesetzblattes 
f.  1867),  welches  auch  iiii  Ucbngen  eine  Abändernng 
unseres  bisherigen  particularen  Kechtszustandee  nicht  er- 
zeugt haty  fibergegangen  (§.  2  des  erwähnten  Gesetzes). 

AüBiiahinen  hiervon  treten  nur  ein  bei  Schuldforder- 
ungen  eines  Kaufmanns  (vgl.  oben  3  a.  £.)  und  bei  den 
auf  den  Inhaber  gestellten  Schuldverschreibungen.  Zu- 
gleich folgt  aber  auch  hieraus^  dass  hierdurch  die  oben 
erwähnte  Bestimmung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
§.  676  allenthalben  nicht  berührt  wird,  der  Begriff  der 
landesüblichen  Zinsen  also  insoweit  auch  noch  ferner 
als  practisch  zu  behamiehi  ist. 

Ii.  Das  Römischrechtliche  Verbot  des  Auwach- 
senlassens  von  Zinsrückständen  über  das  aU 
terum  tan  tum  hinaus  ist  in  dec.  29  von  1661,  wenn 
auch  nicht  in  dem  übertriebeneu  binne  des  Justinianeischen 
Rechtes  (cf.  Arndts,  §.  209  Anm.  d>)  wiedelgegeben  wor- 
den. Indessen  unterlag  schon  früher  dieses  Verbot  viel- 
fachen Ausnahmen.  Denn  abgesehen  davon,  da^s  man 
die  piae  causae  nicht  daran  fUr  gebunden  erachtete,  so 
trat  dasselbe  auch  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  der 
Decision  dann  nicht  ein,  wenn  der  Gläubiger  vor  An- 
wachsung des  Zinsrückstandes  bis  zur  Capitalhöhe  den 
Schuldner  gerichtlich  hatte  interpelliren  lassen,  und  nach 
der  in  Sachsen  herrschenden  Meinung  bezog  man  das- 
selbe überdem  nur  auf  versprochene,  nicht  auch  auf  Ver- 
zugs- und  andere  gesetzliche  Zinsen  (z.  B.  Zeitschr.  fiir 
Rechtspfl.  N.  F.  Bd.  Xm.  S.  282  ff.  —  Steinacker,  Progr. 
duae  quacstiones  juris  Saxon.  1838).  Das  bürgerliche 
Gesetzbuch  ist  dem  von  dem  Uandelsgesetzbuche  Art.  293 
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gegebenen  Beispiele  gefolgt^  und  hat  das  ganze  Verbot 
in  §.  6^  in  Wegfall  gebracht. 

m.  Dagegen  bat  das  Geaetsbucb  swei  andre  FttUe 
der  gemeinreditlichen  Zlnsbeacfaränkangen  auch  fernerhin 
beibehalten:  eiumal  nämlich  verbietet  es  in  §.  683  jede 
jpränumeraüons weise  Deckung  künftig  erst  auflaufender 
Zinaen,  soweit  solche  bei  Contrahirnng  der  versinslichen' 
Forderung  selbst,  sei  es  durch  Kürzung  vom  Hauptstamme, 
sei  es  durch  selbständige  Zahlung,  geschieht,  und  es  ge- 
stattet daher  die  Zinsenprftnumeratton  nur  während  der 
Dauer  des  Schnldverbältnisses;  sodann  aber  hält  das  Ge* 
setzbuch  auch  das  Verbul  des  sogenannten  Anatocismus 
im  wesentlichen  aufredit,  und  zwar  das  Verbot  des  ana- 
tocismus conjnnettts  (abgesehen  von  den  gleich  nachher 
zu  erwähnenden  CoiitoLonentzinaen)  in  §.  679  lui bedingt, 
das  cle5  sog.  anatocismus  separatus  wenigstens  mit  der 
Beschr&nkmgi  daas  nur  die  einen  mindestens  sweijäh* 
rigen  Zeitranni  umfassenden  Zinsrückstände  im  Wege  des 
Neuerungsvertrageä  wieder  zu  einem  verziuöl lohen  Capital 
eonstttuirt  werden  dUrfen  (§.  6d0  des  B.G.B.)*  Dabei 
ist  jedoch  in  Uebereinstimmung  mit  Art.  291  des  Han- 
delsgesctzbuches  in  §.  G8l  des  Ii. G.B.  eine  Audnahmc 
2U,(iunsten  der  bei  sogenannten  kaufmännischou 
Contooorrentyer  hält  niesen  yorkommenden  Berecb* 
nnng  von  Zinseszinsen  gemacht,  eine  Ausnahme,  die  schon 
der  zeitherigen  Praxis  geläulig  war  (PoeschmanU;  in  den 
Annalen,  A.  F.  Bd.     &  2^8 

Diese  beiden  Gattungen  yon  Zinsbeschränkungen 

(Anatücisuius  und  Pränumerationszahlung)  sind  aiicli  ucbuii 

dem  Gesetze  vom  25.  October  lÖt>4  ungeachtet  seiner 

flokeinbar  gana  allgemeineA  Tendens  noch  ab  fortbestehend 

SU  betrachten  (zu  vergl.  die  besäglichen  Kammerver* 

handiuDg< >u  von  18(M  II.  K.  S.  2öil,  4096  ff.,  I.  K. 

a  969  ff.).    Die  Dichtigkeit  der  einem  gesetzlichen 

Zinsverbote  entgegenlaufenden  Vetabredungen  ist  von 

23 
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richterlichen  Amtswegcn  zu  beachten  (§.  684  des  B.G.B.V 

\ni(l  selbst  einem  formell  rechtskräftigen  Erkenntnissey 
welciies  gegen  die  vorgedachten  Vorschriften  sl.  B.  über 
den  Anatocitnnus  ventieaee,  würde  die  VoUatrecklMirkeit 
zu  yersagen  sdn.  Indessen  verjährt  die  EJage  auf  Hüde- 
forderung  des  insoweit  indebite  Gezahlten  bereits  in  drei 
Jahren« 

§.  98.       Von  den  Legalzinsen  Insbesondere. 

Abgesehen  von  den  au  sich  gleichfalls  hierher  gehö- 
rigen, aber  doch  zweckmässiger  erst  In  der  Lehre  Ton 
der  mora  zu  berührenden  Verzugszinsen  hatte  unser  zeit» 

heriges  Particularrecht  die  gemeinrechtlichen  Fälle  der 
sogenannten  Legalzinsen  mehrfach  modihcirt 

1.  An  die  Stelle  der  usurae  maximae,  welche  ein 

Vormund  von  den  widerrechtlich  in  seinen  I^utzen 
verwendeten  Geldern  seines  Mündels  nach  Vorschrift  des 
Römischen  Rechts  zu  zahlen  hatte  (d.  h.  also  nach  älterem 
Römischen  Kechtc  12 nach  Justinianeischem  Rechte 
6  zu  vergl.  Arndts  §.  208,  Anm.  2  d.)  substituirte  die 
Vormundschaftsordnung  cap.  XV,  §.8  —  anseheinend  im 
Hinblicke  auf  1.  1,  §.  20  D.  XXVII,  3  —  die  Strafe 
des  doppelten  Capitalersatzes  Rir  den  Vormund.  Daa 
Gesetzbuch  redudrt  {edoch  in  §.  1937  solches  wieder  auf 
die  6%  des  Justinianeischen  Rechtes. 

2.  Der  Bestimmung  des  Römischen  Rechtes  zuwider, 
welches  den  r ückätändigeu  Kaufpreis  im  Zweifel 
sofort  vom  Tage  der  Uebeigabe  des  Kaufobjectes  an 
(L  13,  §.  20  D.  XIX,  1.)  verzinsen  lässt,  billigte  die  15. 
Decision  von  1746  den  Kauäeuten  von  Kaufgclderrück- 
ständen  für  verkaufte  Kram*  Und  andere  Waaren  in  der 
Regel  Zinsen  erst  vom  Ablaufe  des  sechsten  Monats  nadi 
Ablieferung  der  Waare  zu.  Bis  dahin  sollte  also  still- 
schweigende Gestundung  des  Kaufpreises  angenommen 
werden,,  weshalb  auch  die  Decision  nicht  eintrat,  «obald 
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ein  früherer  oder  späterer  dies  solutionis  ausdrück- 
lich vereinbart  oder  vor  Ablauf  der  sechs  Monate 
Klage  erhoben  worden  mr.  Dann  sollte  vielmehr  die 
VeTKineang  Ton  dem  vereinbarten  Zahlimgstage  bezieh- 
entlich von  dem  Tage  der  Klagbehändigung  ab  lauten 
(vorausgesetzt  natürlich  im  letzteren  Falle,  dass  in  der 
Klage  Zinsen  ttberhaupt  petirt  waren).  Schon  durch  das 
Handelflgesetsbuch  wurde  diese  Bestimmung  für  die  Fälle 
wesentlich  alterirt,  wenn  der  Käufer  selbst  wieder  dem 
KaufmannsBtande  angehört,  indem  dann  die  Bestimmung 
des  Art  289  Platz  griff,  wonach  Kauileute  unter  sich  von 
allen  ans  beiderseitigen  Handelsgeschäften  herrühren- 
den Forderungen  schon  vom  Tage  des  Verfalles  (also 
nicht  erst  vom  Eintritte  der  niora)  an  6  proccntige  Zinsen 
berechnen  dürfen.  Für  die  sonstigen  Fälle  dagegen  be> 
stand  die  Abänderung  des  Handelsgesetzbuches  nach  Art. 
288  (abgesehen  von  der  auch  hier  eintretenden  Erhöhung 
der  Zinsen  auf  6  vergl.  oben  ^.  97,  B,  3  nur  darin, 
dass  der  Verkäufer  seinen  Kunden  gegenüber  auch  schon 
durch  einfache  aussergerichtliche  Mahnung  einen  frühe* 
ren  Verzinsungstermin  herbeizuführen  vermag,  so  dasSj^ 
wenn  eine  solche  Interpellation  erst  nach  Ablauf  der 
sechsmonatig!  n  Frist  erfolgt  war,  unsere  15.  Decision  auch 
fiir  Kaufleute  in  diesem  Falle  noch  von  Nutzen  sein  konnte. 

Das  Gesetzbuch  dagegen  hebt  die  15.  Decision  in 
§.  1095  ganz  auf  und  stellt  die  liömischrechtlichen  Grund- 
sätze im  Wesentlichen  wieder  her,  weshalb  unser  nun- 
mehriges Landesrecht  der  Bestimmung  des  Handelsgesetz- 
bnches  in  Art.  288  gegenüber  in  noch*  höherem  Grade 
als  bisher  als  das  günstigere  und  dämm  in  Gemässheit 
der  Scblussworte  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  nach  Be- 
finden vor  diesem  zur  Anwendung  zu  bringende  Recht 
ersdidnt 

8.   In  dem  Gesetzbnche  kommen  ausserdem  noch 

eine  grosse  Zahl  von  einzelnen  Fällen  sogenannter  Legal- 

23* 
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Zinsen  vor,  2.  B.  die  Fülle,  wo  der  Depositar,  der  Man- 
datar, der  Geschäftsführer,  der  socius  u.  s.  w.  die  in 
ihren  Himden  beündlichen  fremdeu  Gelder,  resp.  ver- 
triig8¥ridrig,  in  ihren  Nutzen  verwendet  haben  (§§.  1270, 
ISll,  1348,  1373  d.  s.  f.). 

4.  Zu  den  Legaizinsen  sind  auch  die  sogenannten 
Judicatszinsen  zu  rechnen,  d.  b.  diejenigen,  welche 

von  einer  in  re  judicata  beruhenden  Qeldsdiuld  zu  ent- 
richten sind.  Von  den  gewöhnlichen  Verzugszinsen  unter- 
scheiden sich  dieselben  schon  dadurch,  dass  weder  das 
Klagpetitom,  noch  das  nachmalige  lichterliche  Erkenntniae 
ausdrücklich  auf  sie  gerichtet  zu  sein  braucht,  um  gefor- 
dert werden  zu  können.  Auch  zeichnen  sie  sich  dadurch 
noch  besonders  aus,  dass  sie  im  Coucurse  selbst  bei  rein 
ckiiograpfaarischen  Fordeningen  nut  dem  Capitaie  gleiche 
Priorität  gemessen.  Im  G-egensatze  zum  Römischen 
liechte,  wo  du  selben  erst  nach  Vertiuss  des  sogenannten 
tempus  judicati  (ein  viermonatigei*  Zeitrauui,  binnen  wel- 
chem Execution  nicht  gesucht  werden  konnte)  zu  laufen 
begannen,  nehmen  sie  bei  uns  sofort  mit  der  Rechtskraft 
des  veiLutiicilenden  Ki'kenntniöses  ihren  Aiitang  (vergl. 
Gottschalck,  disccpt.  foi'eus.  £d.  IL,  cap.  IX.,  wo  die 
herrschende  Ansicht  gegen  die  von  Haubold  §.  270,  cc 
not  n  und  o  erwähnte  Bauersche  Meinung  vertheidigt  wird). 
Die  Höhe  derselben  betrug  übrigens  bei  uns ,  und 
beU-ägt  auch  kiml'tig  gleichfalls  nur  5%  (§.  des 
B.Q.BO. 

5.  JÜic  12.  Decision  von  1746  legte  auch  noch  dem 
mit  einem  Legat  Beschwerten  die  Verpflichtung  auf, 
Tom  30.  Tage  nach  dem  Tode  des  Erblassers  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zeit  des  Erbschaftsantrittes  oder  mner  etwa 
vorhandenen  niora  dem  Legatar  öprocentige  Zinsen  von 
der  legirtcn  Summe  zu  gewähren.  Das  Gesetzbuch  hat 
dies  jedoch  in  §§.  2437  ff.  stillschweigend  beseitigt,  so 
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dasB  insoweit  nim  gAius  die  allgemeuaen  Grundsätze  bei 

uns  zur  Anwendung  kommen.  (Daa  Nähere  vgl.  im  Erb- 
BcbafUrecbte.) 

§.  9d.  III.  baeliwerUi  und  Sehadenmats. 

Das  gegenseitige  Verh.^ltniss  der  meliiiach  in  einan- 
der greitenden  g§.  <;>Öo  bis  687  des  B.G.B.  bestimmt  sieb 
dergestalty  das« 

a.  der  §.  687  ntur  auf  die  FAlle  des  eigentliehen 
Schadenersutzus^  also  auf  diejenigen  sich  bezieht,  wo  es 
sich  um  Ausgleichung  eines  durch  das  rechtswidrige  Ver- 
haiten  einet  Andern  mir  erwachsenen  Vermögensnach- 
theiles  bändelt^  wahrend  der  In  §.  685  behandelte  Saoh» 
Werth  ebenso  wie  der  in  §.  686  besprochene  SdifttKungs- 
werth  einer  mir  aus  andern  Gründen  bereits  geschuldeten 
Lotung  aach  abgesehen  von  dem  Falle  einer  fremden 
▼ertretbaren  Verschnidang  Gegenstand  der  Forderung 
sein  oder  werden  kann. 

Der  Schadenersatz,  olnvohl  er  unter  Umstünden  und 
sogar  in  der  Hegel  die  Erstattung  des  Werthes  einer 
Sache  oder  einer  sonstigen  Leistung  mit  umfassen  wird» 
erscheint  doch  hiemach  seinen  factischen  Voraossetanxi- 
gen  nach  als  der  vergleichsweise  engere  licgrifi*.  Um- 
gekehrt 

b.  reicht  die  Tragweite  des  §.  687  in  gewisser  Be- 
ziehung wieder  weiter  als  die  der  {§.  685, 686,  denn  während 

der  auf  den  ordentlichen  Sachwerth  bezügliche  Theil  des 

685  nur  den  Fall  trifft,  wo  eine  Forderung  gleich  bei 
ihrer  Entstehung  auf  Ersatz  des  Werthes  gehet,  der 

686  aber  nur  die  Fälle  des  sogenannten  nachfolgenden 
Interesses  behandelt,  werden  in  $.  687  beide  Fälle  gleich- 
niässig  mit  berücksichtigt,  sowohl  der,  wenn  die  Forder- 
ung sofort  ursprünglich  auf  Schadenersata  geriditct  er- 
scheint^  ala  auch  der,  wenn  sich  eine  anfänglich  auf  eiijL 
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Anderes  Object  gebende  Forderung  nachträglieh  erst  in 
eine  soldie  auf  Schadenersatss  verwandelt. 

C.  Unter  Sachwerth  oder  Sachenwerth  liat  man 
au  aich  nach  §.  7  b  des  B.G.B,  uur  deu  gemeiiieii  Ver- 
kehrswerth einer  Sache  au  verstehen»  sogenannten  ordent- 
lichen Werth;  indessen  kann  der  Werth  einer  Sache  ftür 
den  Berechtigten  sich  unter  Umständen  wegen  der  be- 
sonderen Beziehungen  derselben  auf  seine  Person  oder 
sonstige  concurrircnde  Verhältnisse  erhöhen,  welchenfails 
zugleich  dieses  besondere  Interesse  nach  Beiinden  mit  iu 
Anschlag  zu  bringen  ist  (ausserordentlicher  Werth). 
Dies  gilt  in  den  im  §.  68G  des  B.G.Ii,  gedachten  Fällen 
des  nachfolgcMideii  Interesses  sogar  als  Regel,  und  zwar 
soll  hier  im  j^weifel  der  Werth  der  Sache  zur  Zeit  und 
«tt  dem  Orte,  wo  dieselbe  zu  leisten  gewesen  wäre,  ent- 
scheideud  sein. 

d.  lieber  deu  Begriff  des  Schadenersatzes  und 
dessen  Umfang  sind  die  §§.  125  des  B.G.B.  zu  ver* 
gleichen,  und  es  folgt  zugleich  aus  §.  687  des  B.O.B., 
duss  die  in  1.  un.  C.  de  sententii»,  quae  pro  eo,  quod  iu- 
terest  etc.  VII,  47  aufgeätellte  Beschränkung  auf  die  so- 
genannte dupli  quantitas  als  beseitigt  zu  gelten  hat^  wie 
solches  schon  unsere  zeitherige  Praxis  auf  Qrund  der  29. 
Decision  von  1661  annahm,  (Gottschalck,  analectaS.  249  ff-f 
Zeitschr.  für  Rechtspti.  Bd.  XIU.,  S.  231  ff.).  Der  SaU 
des  §.  687  übrigens,  dass  die  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatze nicht  ausschliesslich  und  zunttchst  auf  Geld,  son* 
dem  soweit  ihunlich,  in  erster  Linie  auf  Wiederherstellung 
des  güätürten  ^Zustandes  iu  Natur  gehe,  ist  nach  der  rich- 
tigen Ansicht  schon  gemeini-echtlich  (Windscheid  Fan- 
decten  §.  258,  Anm.  5,  Bd.  II,  S.  30),  soweit  es  dagegen 
üch  um  eine  Schädenvergütung  in  Oelde  handelt,  hat, 
sobald  die  Ersatzpflicht  selbst  iu  Gewissheit  beruhet  und 
nur  noch  der  Betrag  des  erwachseneu  bchaden^s  streitig  er* 
scheint,  nach  der  neuerlichen  Vorschrift  der  Verordnung 
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Tom  13w  Mära  1867  V.  jetxt  freies  richterlidieB  Ennessea 
zu  entflcheideiiy  rorbehftltlich  des  etwa  dem  Verletzteti 

zustehendeu  Kechtes^  zum  WUrderungseide  gelassen  za 
-werden. 

.   2,  Abachnittt.  ErfuUting  der  Forderungen.  * 

8- 

Während  die  anter  der  gleichen  Rubrik  in  §§•  976  ff. 
'^es  BlO.B.  aufgestellten  Vorscbriflen  lediglich  die  Wirkung 

-der  soludo  in  ihrer  Eigenschaft  als  Erlöselinugsgriind  der 
Forderung  betreffen^  bezweckt  der  hier  fragliche  Abschnitt 
689  £)  ebenso  wie  der  in  besonderer  Besi^img  auf 
.Vertragserfüllung  (§§.  858  ff.)  eine  Zusammenfassung  der 
-Grundsätze,  nach  welchen  sich  die  Modalität  der  schul- 
'  «digen  Lmtuug  im  einzelnen  i^'alle  zu  bestimmen  habe, 
and  awar  kann  solehea   in  Frage  kommen  in  .der 
Richtung : 

a.  aiii  iiihait  und  Umfang  der  Lcibtun^', 

b.  auf  den  Ort  derselben, 

c  aui  die  Zeit  der  Leistung. 
Ad  a.  hält  das  Gesetabuch  für  den  Fall  einer  ihrem 
Xeistuiigcjgegenstande  nach  schon  ausreichend  bestimmten 
VerpHichtung  natürlich  an  der  Regel  fest,  dass  der 
Schuldner  sich  auch  nur  durch  Leistung  gerade  Jenes 
liberireui  der  Glftulnger  seinerseits  ein  Anderes  nicht  for- 
4lem  könne  (§.  694  des  B.G.B.).  Dagegen  macht  sich  bet^ 
Aen  Obligationen  mit  unbestimmtem  Leistungsobjecte,  und 
zwar  sowohl  bei  den  generischen  als  bei  den.alternativen 
Obligationen  eine  doppelte  Abweichung  von  unserem  zeit* 
Jierigen  Rechte  bemerkbar.  Bei  der  ersteren  Olasse  von 
Forderungen  nämlich  erscheint  das  Bestimmungsrecht  dea 
^huldners  im  Vergleiche  25um  gemeinen  Rechte  einigcr- 
•massen  dadurch  besehr&nkt,  dass  er  im  Zweifel  imme^ 
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mindest eii8  Sachen  mittlerer  Qualität  zu  gewähren  hat  (§.696 
des  ft.  £.  Terb.  mit  Art  Sd6  des  A.  D.  KGtA.) 

uncl  bei  den  AltenuttivoUigatiotten ,  wo  bei  wm  seither 
noch  der  Satz  galt,  das»  durch  den  Verzug  des  Wahlbe- 
rechtigten das  Hecht  der  Wahl  diesem  verloren  und  aut 
den  andern  Theii  übergehe  (su  vergl.  £.  Rechtsaats 
des  0*A.G.  vom  2.  Qct  1839^  ne.  Bl),  kehrt  dae  Gewtz- 

buch  insofern  wieder  zu  der  richtigen  gemeinrechtlichen 
Ansicht  zurück,  wonach  dem  wahlberechtigten  Schuldner 
noch  bis  nir  Eseeutlon  die  Wahl  oibn  sn  -erhateen  ist. 

Ad  b.  Der  Lehre  vom  ErffilUngaorte  (§§.  702 
ff.  des  B.G.B.)  liegt,  soweit  ein  solcher  nicht  ausdrücklich 
festgesetzt  ist,  der  leitende  Gedanke  su  Grunde,  das»  der- 
selbe immer  sunftohst  nach  der  aus  der  Kalnr  -des  Rechts- 
geschsftes  oder  der  Beschafflniheit  -der  Leistmig  erkenn- 
baren muthmasslichen  Absicht  der  Parteien  zu  besthmneQ 
sei  (§.  702).  Daher  hat  auch  die  Specialvorsohrift  in 
§§.  705^707  nur  den  Zweck|  dem  erkettiienden  Richter 
theils  als  Richtsdmur  fftr  die  Anwendnng  dieses  Pri&eipes^ 
theils  als  AushttUb  da  zu  ^Heiieii;  wo  dasselbe  kein  dturch- 
schlagendes  Resultat  liefert. 

So  folgt  gleichmässig  aus  §§.  702  und  706,  dass  eine 
erkaufte  bew^liohe  Sache  von  dem  Kiafer  bei  dem  Ver- 
kttnfer  oder  an  dem  Orte,  wo  sie  sieh  aar  Zeit  des  Kaiil- 
abschlusscs  unter  Vonvissen  beider  Theile  befindet,  gpegeu 
Berichtigung  des  Kaufpreises  abauholen,  ebenso  eine  de- 
ponirte  Sache  von  dem  Deponenten  bei  dem  Depositar 
wieder  in  Empfang  su  nehmen,  eine  geliehene  Saohe  da* 
gegen  dem  Leihenden  von  dem  Entleiher  zurück  zu  liefern 
isty  u.  8.  w.  Auch  die  für  die  Wechselzahlung  häutig  her- 
'voi^bobene  Eigenthfimliefakeit,  dass  der  Glftnbiger  steh 
die  Zahlung  bei  dem  Sohnidner  su  holen  habe,  eisgiebt 
sich  als  Consequenz  des  obigen  allgemeinen  Principe», 
insofern  hier  wie  auch  bei  den  Ordre-  und  Inhaberpa- 
'pieren  die  Zahlung  nur  an  den  R^räsentanten  des  Pa- 
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pien  geleistet  zu  werden  braucht,  und  eomit  die  Veiv 
legung  des  Papieree  der  ZaUung  yoiaitaaiigelieA  hat 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  Vorschriften 
in  §§.  708,  709  des  B.G.B^  da  in  dem  FaUe  des  §.  70S 
der  Natur  der  Sache  nach  Ton  einer  mens  contrahenttnm 
nicht  die  Rede  Bein  kann,  die  BestiBimiing  in  §.  709  aber 
-schon  ihrer  Wortfiissung  nadi  einen  ahsoloten  Charakter 
an  sich  trägt.  SelbstverötHiidlich  bleibt  übrigens  hier- 
durch die  Vorschrift  des  Handelsgesetabuches  Art.  325 
nnbertthrt  £in  tpecieli  fSat  den  Auaang  geltender  Grnnd- 
aats,  wonach  der  Verpflichtete  (der  sog.  Aosaugsträger) 
die  Aubzugsleistung  nicht  über  die  Schwelle  zu  gewähren 
gehalten  sei,  d,  h.  der  AuszugsberechtigtC;  falls  er  sich 
ni^t  ini  ausaagipAiehtlgen  Gute  selbst  aufhäk^  aur  Em- 
pfangnahme der  Anseugsgebtthmiflse  im  GKite  sieh  au  melden 
habe  (Bekanntnmcliung  des  O.A.G.  v.  2.  Oct  1839  no.  28), 
ist  im  Uesetzbuche  §.  1168  im  Wesentiicljcn  wiederholt. 

Ad  c  Ueber  die  Zeit  der  EriUUung  enthiOt 
schon  unser  aeitheriges  ParticulaiTeeht  aunttdhst 

1.  im  Anhange  der  Erläuterten  Proceasordnung  §.  6 
eine  Vorschriit  iiir  eine  Keihe  von  Fällen,  wo  die  Zeit 
der  Zahlung  nur  in  gewissen  aligemeinen  Ausdrücken 
featgesetat  ist,  und  awar  wird  dort  unterschieden  awiscihen 
Ausdrücken  wie  y^ehestens^'  und  ,,bo  bald  als  möglich^* 
auf  der  einen,  und  Wendungen  wie  „nach  und  nach'' 
oder  ,,nach.  guter  Gelegenheit^'  auf  der  andern  iSeite.  In 
Fftll^  der  ersteren  Art  sollte  die  Zahlbarkeit  erst  mit  Ab» 
lauf  eines  gemeinen  Jahres  von  Begründung  der  For- 
derung an  gerechnet  eintreten,  in  Fällen  der  zweiten  Art 
dagegen  sollte  der  Kichter  dem  Schuldner  billige  Zah- 
lungsfiristeo  au  stallen  haben« 

Obwohl  diese  Bestimmung  sich  aunftohst  nur  auf  den 
Executivprocess  bezog,  und  somit  voraussetzte,  dass  jene 
Ausdrücke  in  der  der  Executivklage  zu  Grunde  gelegten 
Urkunde  yorkaaen,  so  wendete  doch  die  Praxis  die-* 
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JBelben  aiigemein  auch  auf  Fälle  blosB  mündlicher  Ye^ 
embarung  dieser  Art  an.   Das  Gesetzbuch  §.  712  behält 

Letzteres  im  Principe  bei,  will  aber  mit  säinmtlichen  oh- 
gedachten  Ausdriickeu  uiitei  schiedslos  nur  die  Folge  ver- 
knflpft  rasen,  dass  richterliche  Festsetaung  einsatreten 
habe,  dergestalt  jedoch ,  dass  bei  Geldschulden  in  einem 
der  ersten  Kategorie  augehörigen  Falle  dem  Schuldner 
▼on  dem  Richter  mindestens  eine  halbjährige  Frist  zu 
gönnen  seL 

2.  Vei*8chieden  hiervon  ist  der  Fall,  wenn  die  Be- 
atimmung  der  Zahlungszeit  ganz  in  das  Belieben  des 
iSchuldners  gestellt  geblieben  ist.   Für  ihn  gab  das  Ge- 
nerale vom  14.  December  1801^  die  Verjährung  der  aiü' 
Aufkündigung  gestellten  Schuldforderuugen  betr.,  §.  9 
insofern  einen  Anhalt«  als  darnach  bei  einer  ausschUesslich 
in  die  Willkühr  des  Schuldneis  gestellten  Kündbarkeit 
der  Forderung  die  Verjährung  der  letzteren ,  falk  der 
Schuldner  von  seinem  Kündigungsrechte  bei  Lebaeiten 
keinen  Gebrauch  gemacht  habe,  erst  vom  dreissigstai 
Tage  nach  dessen  Tode  zu  lautuii  beginnen  sollte.  Man 
folgerte  hieraus  mit  Hecht,  dass  der  Gesetzgeber  die  Klag« 
barkeit  einer  solchen  Forderung  während  des  Lebens  des 
Schuldners  im  Zweifel  für  völlig  aufgeschlossen  iiabe  er- 
achtet wissen  wollen.    Das  Gesetzbuch  im  §.  715  schhesbi 
sich  dem  an,  jedoch  mit  einer  nothwendigen  Modificatioa 
für  die  Fälle,  wo  die  fragliche  Forderung  aof  eine  von 
dem  Schuldner  persönlich  vorzunehmende  Leistung  oder 
Thätigkeit  gehet,    Hier  solli  wie  in  den  Fällen  ad  1, 
richterliche  Festsetzung  aushelfen. 

3.  Abgesehen  hiervou,  und  wenn  über  eine  Erfül- 
luugszeit  überhaupt  Etwas  nicht  festgesetzt  worden  ist, 
auch  aus  der  Beschaffenheit  der  Leistung  Etwas  nicht  zu 
entnehmen  sein  sollte,  bleibt  es  nach  §.  711  des  B.G.B. 
bei  der  gemeinrechtlichen  Regel:  „quod  sine  die  debetur, 
atatim  debetur'S  ein  Grundsatz,  dessen  Anwendbarkeit  auf 


das  Darlehn  zwar  von  mehreren  iSächsischen  Gerichta- 
höfen  und  Recbtslehrero  z.  B.  Biener  System  §•  243  und 
Cartios  Handbaeh  §.  Id32  no.  4,  Anm.  e.^  wenn  Mck 
init  Unrecht  seitlier  bezweifelt  wnrde,  weloher  sieh  aber 

von  dem  Geaetzbuche  gerade  auch  nach  dieser  Riciitung 
hin  in  §.  1077  ausdrücklich  festgehalten  üudct^  vorbe- 
hülUich  uAtürlidi  des  bei  obiger  Regei  ohnehin  immer  za 
eabintelligirenden  modicum  tempns. 

4.  Obwohl  mi  Zweifel  ein  dies  als  zu  Gunsten  des 
Schuldner*  (§.  717  des  B.G.B,  a.  E.)  hinzugefügt  zu 
denken  ist,  und  demselben  daher  auch  eine  Antidpation 
der  ErflÜlung  freistehen  muss^  so  ist  dieses  Recht  doch 

bei  verzinslichen  Forderungen  nach  §.  71^3  des  B.G.B, 
noch  an  eine  besondere  Voraussetzung  geknüpft. 

Oer  Schuldner  hat  nttmlich  in  diesem  Falle  dem 
Glllubiger  ausser  dem  Capitale  zugleich  die  bis  zum  ei- 
gentlichen Verfalltage  zu  berechnenden  Zinsen  zu  ge- 
währen, widrigenfalls  der  Gläubiger  die  offerirte  Zahlung 
alz  eine  unvollständige  nicht  anzunehmen  braucht  Noch 
weniger  aber  braucht  sich  der  Gläubiger  bei  verfrühter 
Tilgung  einer  unverzinslichen  oder  niedriger  als  zu  5**/q 
verzinsten  Schuld  den  Abzug  des  sogenannten  inter- 
ttsurii  gefallen  zu  lassen.  Willigte  er  jedoch  in  dessen 
Abzug,  so  ist  dasselbe  nach  §.  720  des  B.G.B.  nach  der 
sogenannten  Hoffmannschen  Methode,  zu  berechnen,  die 
zwischen  der  offenbar  unrichtigen  Carpzov'scheu  und  der 
zu  genauen  Leibnitz'sciien  in  der  Mitte  stehet.  *) 

Ueber  die  arithmetiache  Behandlung  derselben  zu 

vgl.  Girardei  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  lid.  XX V% 
S.  193  ff.  —  Eine  gesetzliche  Sanctionirung  der  letztem 
Berechnungsweise  iUr  Sachsen,  wie  solche  unter  Anderm 
auch  von  Arndts,  wenigstens  in  den  älteren  Auflagen 


*)  Alls  drei  MslhodSB  hitbea  ibrea  Urqpfung  spscieU  ia  Leipsig. 
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seines  Lehrbuches  behauptet  wird,  hat  zu  keiner  Zeit 
stattgefunden  y  indem  das  einschlagende  Rcscript  vom 
25.  October  172^  ^^dass  bei  Berechnaog  des  Intomsiiriiinn 
der  LelbnitriBcfae  Calonl  «nsiiwenden  sei^  (Cod.  Avg; 
2.  PortsetEung,  Bd.  I,  S,  319)  nur  zu  der  Classe  der  so- 
genannten Decisivrcsci  ipte  gehört  (also  ein  bloBöes  Präjudiz 
obne  Gesetzeskraft  ist;  vei^,  oben  8.  42).  Nicht  einmal 
ein  constanter  Geriohtsbnnusli  haX  eieh  sa  Gunsten  jener 
Kethode  gebildet ,  wie  daraus  bervorgehety  daea  die  Be- 
kanntmachung des  Oberappellationagerichts  vom  2.  October 
1839,  no.  39,  bei  Bt  i  (  clmung  des  Lehngeides  von  einem 
ausBUgspflichtigen  Grundstücke  aoadrüoküch  die  Hoff- 
mannaehe  Methode  an  Grunde  gelegt  wissen  wilL 

Uebrigens  wendet  das  Gesetsbueh  die  letstere  b.  R 
auch  noch  in  dem  Falle,  wenn  es  sieh  bei  einer  Ltber- 
schwerung  des  Nachlasses  mit  Vermächtnissen  um  eine 
verhältnissmässige  Reduction  der  einaeinen  Vennftchtnisse 
handelt  9  auf  die  Berechnung  des  oommodum  reprftsenta* 
üonw  bei  betagten  Geldvermltchtniisen  an  (§.  2446  des 
*  B.G.B.).  Ebenso  wird  dieselbe  im  Falle  des  ^.  2591  zur 
Anwendung  kommen  müssen;  desgl.  z.  B.  bei  Verthei- 
lung  des  Licitalgelderertöses  nach  der  Zwangsyersieiger- 
ung,  falls  erst  aukflnftigey  resp.  eventuelle  Forderungen 
eoaeurriren* 

%.  101.  Elaflass  des  Terzsges  auf  die  Forderung. 
Soviel 

I.  die  lüura  solvendi  betrifft,  so  setzt  diese 
A.  ausser  der  Fälligkeit  der  Leistung 
1.  in  der  Bogel  eine  ordnnngsmllSBige^  d«  h«  von 
dem  hierzu  Legitimirten  ausgehende,  und  an  den  Ver- 
pflichteten oder  dessen  Vertreter  '  gerichtete  Mahnung 
voraus  (§§.  To.'l  und  734  des  B.G.B.).  Eventuell  genügt 
nach  §.  735  des  B.G.H.  auch  schon  eine  Erklärung 
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bei  Gericht  dann^  weun  es  aas  Gründen,  die  in  der 
PersoA  des  Verpfliobteteii  liegen ,  unmögiich  ist,  ihm  die 
Mahnnng  zugehen  sni  laseen. 

2.   Auch  ohne  eine  eolehe  Mahnung  lieas  »an  je* 

doch  schon  nach  unserer  zeitherigen  Praxis  die  Folgen 
der  mora  gegen  den  Schuldner  mit  Ablauf  der  atipu- 
lirten  Zahinngsseit  von  seihet  dann  eintreten,  wenn  der 
dies  ein  certnsy  d.  h.  hier  ein  Dir  den  Schuldner  schon  kalen- 
dermäBsig  zu  berechnender  war  (dies  interpellat  pro  ho- 
mine).  Das  Gesetzbuch  §.  7i>G  bestätigt  diesen  Grund« 
aatz.   l!a),dlioh  behält  dasselbe  auch 

3»  das  gemmnrechfUche  Frineip  hei,  dass  der  durch 
ein  Delict  in  den  Besita  einer  Sache  Gekonunene 
von  dein  Augenblicke  seiner  Inneliabung  an  als  im  Ver- 
zuge befindlich  zu  behandein  sei  (§.  739  des  B.G.l^.). 

4.  Von  der  seither  in  Sachsen  herrschenden  An* 
sieht  weicht  dag^gMi  das  OeBetdi>ttch  insofern  ab,  als 
man  bisher  in  den  Fällen  unter  1  und  2  auf  die  dem 
säumigen  Schuldner  beti'effs  der  Nichtleistung  etwa  zur 
Seite  stehenden  Excusationsgründe  nicht  weiter 
£kücksicht  stt  nehmen  pflegte.  InsbeBondere  Hess  man  bei 
erfolgter  Elaganstellung  wegen  einer  Geldschuld,  voraus- 
gesetzt nur,  dass  die  Klage  keine  intempestive  war,  den 
Zeitpunkt  der  Behändigung  der  darauf  erlassenen  Ladung 
untersclnedslos  als  Anfangstermin  für  die  dem  später  sach- 
ffiliig  werdenden  Beklagten  aufzuerlegenden  Ycrsugsainsen 
gelten.  Deshalb  hatte  man  auch  bisher  bei  uns  keine 
Veranlassung,  zwischen  den  Verzugs-  und  den  söge« 
nannten  Processzinsen  zu  unterscheiden. 

Das  Gesetabttch  dagegen  adoptirt  in  §.  738  das 
Pzincip  der  sogenannten  verschuldeten  mora,  und  lässt 
danach,  wie  auch  das  gemme  Recht  dem  Schuldner  die 
Möglichkeit  oflfen,  die  Folgen  des  Verzuges  durch  den 
Beweis  von  Umständen  abzuwenden,  welche  seine  zeit- 
herige  ^ichterllülang  als  rtin  entschuldbare  darzustellen 
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geeignet  Bind.  Gleichwohl  erkennt  das  GesetzbucL  ande- 
rerseits das  iostitut  der  Prucesszinsen  nicht  an,  und  so 
kann  künftig  allerdings  der  Fall  eintreten,  daas  der  Gl&a> 
biger  ungeachtet  des  für  ihn  günstigen  Aufganges  des 
Recfateitreite«  in  der  Hauptsache,  dennoch  filr  die  Daner 
des  ProcebbCä  keine  Zinsen  von  der  streitigen  Forderung 
empfangt. 

Anlangend 

B.  die  Folgen  der  mora  Bolvendi,  so  best^en 
dieselben 

1.  in  der  Verpfliclitung  des  Schuldners  zur  Ge- 
währung des  sogenannten  Zeitinteressea  (§.  740 
des  B.G.BO. 

Der  Glttubiger  ist  bei  Geldschulden  der  Verpflichtung 

EU  einer  besonderen  Specificirung  dieses  Interesses  jedoch 
übüi  hoben,  sobald  er  sich  auf  die  Forderung  von  Ver- 
zugszinsen in  der  in  §.  677  des  B.G.B.  gedachten  Höhe 
beschränkt  (5%).'  Die  Mher  von  HauboId|  Lehrbuch 
§.  26d  b,  4  (1.  Au6g.)  vertheidigte  irrige  Meinung^  dass 
soweit  vor  Eintritt  der  mora  niedrigere  vertragsmässige 
Zinsen  laufen,  auch  die  Verzugszinsen  nicht  in  einem 
höheren  Betrage  zuzuerkennen  seien,  ist  bereits  durch 
Gesetz:  ^^Entscheidung  einiger  sweifelhaften  Rechtsfragen 
Tom  26.  October  1834,  no.  IV/'  reprobirt  worden,  wäh- 
rend in  dem  umgekehrten  Falle  das  Fuitlaufen  der  Zin- 
sen nach  dem  bedungenen  höheren  Ziusfusse  aus  der  per- 
petnirenden  Wirkung  der  mora  yon  selbst  folgt.  Dagegen 
ist  bei  Schenkungsversprechen  der  Fromissar  nur  auf  die 
Speeificirung  seines  etwaigen  Interesses  gewiesen  und  bei 
öffentlichen  Abgaben  und  Strafgeldern  werden  sogar  weder 
Verzugszinsen  noch  ein  sonstiges  Verzugsintercsse  ge- 
währt. Geht  dagegen  die  Forderung  auf  Heran^gabe 
einer  fruchttragenden  Sache  ^  gleichviel  ob  dieselbe  mit- 
telst dinglicher  oder  persönlicher  Klage  verfolgbar  ist, 
so  treten  betreifs  der  Knnittelung  der  von  dem  Schuldner 
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vom  Beginne  der  mora  an  zu  ersetzenden  Früchte  die 
oben  bei  der  Lehre  von  der  Eigeotbumaklage  (§.  65^ 
IV.  S  246)  gedachten  GnmdBAtBe  ein  (§.  74d  des 
B.G.B.). 

2.  Bei  vertragsmässigen  Leistungen  gewährt  die  mora 
de»  einen  Tiieils  in  der  Kegel,  und  mit  Ausnahme  der 
besonders  gestalteten  Fälle  in  §.  865  des  B.G.B.  (den 
Fällen  nämlich  einer  aogenannten  stillBchweigend  festge* 
setzten  lex  oommifleoria)^  dem  andern  Theile  kein  RQek* 
trittsrecht  vom  Vertrage.  Vielmehr  ist  er  der  Regel  iiach 
hier  nur  auf  nnchträßliche  Forderung  der  Vertragsleistung 
selbaty  soweit  dieselbe  nicht  etwa  nnmdgltch  geworden, 
snsfiglich  seines  etwaigen  id  quod  Interest  sammt  Venugs- 
sinsen  beschränkt.  (Anders  das  Handelsgcsetzbueh  beim 
Kaufe,  nacli  Artt.  354  ff.,  wu  dem  Gläubiger  ein  dreifaches 
Wahlrecht  und  darunter  auch  das  KUcktrittf^rccht  yer^ 
stattet  ist  Ueber  das  Verhältniss  dieser  Bestimmungen 
zu  dem  Rechte  des  Gesetzbuches  cf.  Siegmann,  Annalen 
A.  F.  Bd.  Vm,  S.  4:33  ff.  und  528  ff.).  Dagegen  erlheilt 
der  §.  741  des  B.G.B.  bei  allen  auf  vertretbare  Sachen 
gerichteten  Forderungen  (und  zwar  nicht  blosa  bei  .den 
vertragsmäsaigen)  dem  Gläubiger  im  Falle  der.  mora  des 
Schuldners  das  Recht,  an  der  Stelle  des  ursprünglichen 
Leistungsgegenstanil»  den  Wei-th,  welchen  derselbe  zur 
Zeit  und  am  Orte  der  zu  bewirken  gewesenen  Leistung 
für  ihn  gehabt  hätte^  sammt  Veraugssinsen  (cf.  §.  744) 
SU  fordern,  ohne  dfias  er  noch  femer  mit  dem  Nachweise^ 
dass  ihm  die  ursprüngliche  Leistung  nunmehr  unbrauchbar 
sei,  zu  beschweren  wäre,  und  dann  auch  ohne  die  nach 
dem  Handelsgesetzbuche  a.  a.  O.  beim  Kauf  festgesetaste 
Beschräokun^^  für  Ausübung  des  obigen  Wahhrechtes. 

3.  Vom'Einti*itte  des  Verzuges  an  ist  der  Schuldner^ 
selbst  in  denjenigen  Forderungsverhältnissen,  welche  an  sich 
nur  fiir  Arglist  und  grobe  Verschuldung  ihn  haftbar  er- 
scheinen Hessen,  fUr  jeden  Grad  der  Verschuldung  und  selbst 
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fiir  Zufall  veraotwortlich,  dafern  letzterer  nicht  ao  be- 
schaffen war,  dasa  er  erweislich  selbst  bei  rechtzeitiger 
£rfülhuig  die  Sache  auch  beim  Glftabigar  betroffen  hätte 
(§«  745  des  BwG.B.).  Die  von  nnserer  Praxis  bisher  ver- 
schieden beantwortete  Frage,  ob  der  morose  Schuldner 
bei  eingetretener  WerthsTerftoderung  der  Sache  den  wäh- 
rend der  ganaen  Dauer  des  Versugs  su  ii^end  einem 
Zeitpuncte  bestandenen  höchsten  ^^'e^th  zu  vertreten  habe, 
Zeitschrift  K.  h\  Bd.  lü,  S.  386  ff„  Bd.  XIX.  S.  358  ff. 
ist  in  §•  744  des  B.G.B.  yemeinend  entsdiieden,  «nd 
awar  —  wie  man  nach  der  dortigen  Wortfassung  anneh- 
men muss  —  unterschiedslos,  so  dass  jene  Verhaftung 
für  den  höchsten  Werth  selbst  nicht  mehr  gegen  den« 
jenigen  einsutreten  haben  wOrde,  welcher  durch  ein  Ddict 
in  den  Beaits  der  Sache  gelangt  ist  (cf.  ob.  A.  3)^ 

|.  102.  n.  Kora  aceif  leadL 

A*  Anlangend  die  Voraussetsung^  derselben,  so 
entspricht  der  oben  bei  der  mora  solvendi  in  der  Regel 

erforderlichen  Mahnung  hier  das  ebenso  regelmässig  iioth- 
wendige  Angebot  der  Leistung  durch  den  Schuld* 
ner.  Dieses  Angebot  braucht  jedoch  nicht  immer  eine 
Bealoblation  im  eigentlichen  Sinne  zu  sein.  Nach 
74b  des  B.G.B.  Abs.  2.  ist  vielmehr  eine  solche  nur 
dann  und  insoweit  nöthtg,  wenn  und  inwieweit  je  nach 
dem  Inhalte  der  in  Frage  stehenden  Verbindlichkeit  ein 
Ueberbringen  oder  Uebersenden  des  Leistungsgegenstaudes 
in  die  Wohnung  des  Gläubigers  oder  an  einen  dritten 
Ort,  resp.  ein  peisOnHches  G^tellen  daselbst  dem  Schuld- 
ner obliegt  (zu  vergl.  oben  §.  lUU  ad  b. ).  In  andre u 
Fällen  genügt  wörtliches  Angebot  der  thatsächlich 
in  Bereitschaft  gehaltenen  Leistung  (§.  748  des  fibG.B., 
Abs.  1.);  ja  selbst  schon  diese  thatsächliche  Bereit- 
schaft allein  ist  ausreichend,  wenn  es  der  Gläubiger 
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war,  cbr  am  bestimintea  SrfulluDgdorte  zur  Ver&Uzeit 
sich  nicht  eiiifiuid,  oder  die  nach  Lage  der  Sache  von 

ihm  zu  treffenden  für  die  Ertiiliung  uuüiweiidigeu  Vor- 
bereitungshandlungen  Aufiorderns  ungeachtet  nicht  recht- 
zeitig traf  (§.  749  des  B.G.B.)y  und  nicht  einmal  mit 
dem  Nachweise  dieser  Bereit  sc  Ii  a  1 1  i^t  der  Schuld- 
ner ferner  noch  zu  beschweren,  sobald  der  Uläubiger  sich 
der  dereinstigen  Annahme  der  Leistangen  im  Voran»  aua- 
drücklieb  geweigert,  oder  die  seinerseits  zu  bewirkende 
Klarmachung  der  orderung  Erinnenis  ungeachtet  ver- 
ackert  haben  sollte.  Hiemach  entscheidet  sich  auch  die 
seither  von  unserer  Praxis  meist  befahte  Frage :  ob  nicht 
wenigstens  bei  gegenseitigen  (zweiseitigen)  Verträgen,  um 
den  einen  Theil  in  Verzug  zu  setzen^  es  der  Kealoblation 
der  Leistung  Seiten  des  Andern  bedürfe,  insofSem  als  z,  B. 
<  Irl  zur  xVbhuluug  des  Kaufgegenstaiides  verptlichtete 
l3k.äuier  allerdings  den  Verkäufer  nur  durch  thatsächliches 
Angebot,  resp.  Bereithalten  des  Kaufgeldes  am  Orte  der 
£rföliung  in  Verzug  zu  setzen  vermag,  während  der  Ver- 
käufer, wenn  er  nicht  au^^iiahmsweise  (wie  z.  B.  bei  den 
sogenannten  Lieferungskäuiea)  zur  Ueberbringung  oder 
Uebersendung  der  Waare  verpflichtet  ist,  in  der  Regel 
öchüii  durch  wörtliches  ^Vagebot  der  bereitgehaltenen 
Lieistung  sich  die  Vortheiie  des  Verzuges  auf  Seiten  sei- 
nee  Mitoontrahenten  zu  sichern  im  Stande  ist  (§.  747 

des  ß.G.B.,  Abs.  3.).  Uebrigens  gilt  auch  tiir  den  Verzug 
des  Ulaulij|;ers  das  Princip  der  sogenannteu  verschuideteu 
mora  (§.  746  a.      verb.  m.  §.  749  des  B.G.BO. 

B.  Unter  den  ^Folgen  der  mora  accipiendi  sind  in 
750  ff.  des  ü.G.B.  zwar  meist  die  gemeinrechtlichen 
•Sätze  wiederholt,  also  namentlich  Uebergang  des  Tragens 
der.  Gefahr  auf  den  Gläubiger,  Beschränkung  einer  ur* 
5pr imglich  nach  dem  cuncreten  Schuld  Verhältnisse  etwa 
weiter  gehenden  Haftung  des  Schuldners  auf  blosse  Prä- 
etation von  dolus  und  culpa  lata;  abweichend  jedoch  ist 
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1.  die  Bestimmung,  dass  mit  Eistritt  der  mora  jeder 
Zinsenlauf,  also  selbst  der  vertragsmässigc^zu Gunsten 

des  Schuldners  ipso  jure  sistirt  wird,  und 

2.  duss  nach  §.  751  des  B.Q.B,  bei  den  auf  vertret- 
bare  Sachen  gerichteten  Forderungen  der  Schuldner 
(fthnlich  wie  der  Gläubiger  dem  morosen  Schuldner  gegen- 
über dem  oben  §.  101  B.  2  Bemerkten  zu  Folge)  die  Wahl 
erhält,  zwiscliun  N at u r a  1er f üUu ng  oder  Zahlung 
des  Werthes,  den  die  Sache  zur  Zeit  und  am  Orte  der 
ordnungsm&ssigen  Erfüllung  gehabt  hätte,  auch  wenn  er 
sich  für  erstere  entscheidet,  den  etwaigen  Mehrwerth,  den 
die  Saclie  am  OvU.  und  zur  Zeit  der  wirklichen  Kr- 
fUllung  ^^eliabt  liat,  ersetzt  verlangen  kann. 

U.  Die  mit  dem  Verzuge  des  Gläubigers  in  unmit« 
telbarem  Zusammenhange  stehetide  Lehre*  von  der  ge- 
richtlichen Niederlegung  ist  dagegen  von  dem  Ge- 
setzbuclic  wesentlich  umgestaltet  worden.    Was  nämlich 

1.  uuser  zeitheriges  Recht  anlangt,  so  erwähnte 
dasselbe  die  gerichtliche  Niederlegung  nur  bei  Geldior- 
derungen;  hier  war  sie  aber  unter  Umständen  insofern 
sogar  eine  nothwendige,  als  der  Schuldner  sich  nur  auf 
dicbcni  Wege  gewisse,  aus  der  niura  des  Gläubigers  ab- 
iiuleitende  Vortheiie  wirksam  zu  sichern,  namentlich  sich 
nur  hierdurch  von  der  Verpflichtung  zu  fernerer  Verzin- 
sung des  Ca^iltals,  sowie  von  der  Gefahr  des  Unterganges 
oder  der  Entwertliung  der  zu  zahlenden  Geldsumme  zu 
befreien  %  ermochte,  und  zwar  genügte   nach  dem  hier 
einschlagenden  Müuzmandate  vom  31.  Juli  1623  hierzu 
nicht  einmal  die  ein&cbe  Hinterl^ung  der  von  dem 
Gläubiger  zurückgewiesenen  Geldsumme  bei  Gericht,  son- 
dern et.  musste  der  Gläubiger,  der  sit  li  der  Aiinaliinc  dv» 
fraglichen  »Schuldbetrages  ohne  Grund  weigerte,  von  dem 
Kichter  ad  videndum  deponi  mit  der  Aufforderung  sur 
Geltendmachung  seiner  etwaigen  Einwendungen  schriftlich 
und  unter  der  Verwarnung  vorgeladen  werden,  dass  seines 
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Ausbleibens  ungeachtet  mit  der  Depositiou  werde  ver- 
fahren werden. 

Oompetent  war  fibrigens  sowohl  der  Klchter  dee 
Gläubigers  als  der  des  Schuldners.  Von  dieser  sogenannten 
depüsitiu  ordinaria  unterschied  man  eine  extraor- 
dinaria  dann,  wenn  die  Vorladung  des  Gläubigers  nach 
Lage  der  Sache  wegen  Unbekanntschaft  seiner  Person, 
seines  Aufenthaltsortes  u.  s.  'f.  nicht  erfolgen  konnte. 

2.  Das  GcBetzbuch  daf:^e^eii  gestattet  naeh  ^ij.  75(J  tl\ 
bei  Forderungen  aller  Art,  soweit  sie  überhaupt  auf  einen 
zur  Hinterlegung  geeigneten  Gegenstand  gerichtet  sind, 
gerichtliche  Deposition,  und  zwar  hat  dieselbe  den  doppelten 
Zweck,  theils  dem  Schuldner,  der  dem  Obigen  nach  auch 
nach  Eintritt  der  mura  auf  Seiten  des  Gläubigers,  wenn 
auch  in  geringerem  Umfange  forthallet,  vollständige  Be- 
freiung ohne  Mitwirkung  des  Gläubigers  zu  ermöglichen, 
theils  für  die  Fälle  zur  Aushälfe  zu  dienen,  wo  wegen 
eines  sonst  in  der  Person  des  Gläubigers  liegenden  Grundes 
(z.  B.  Abwesenheit,  VerfügungsunlUhigkcit,  vorausgegan- 
genes gerichtliches  Zahlungsverbot  u.  s.  f,)  für  den  Schuld- 
ner die  Füglichkeit  wegfällt,  überhaupt  oder  doch  mit 
der  Gewähr  liberatorischer  Wirkung  erfüllen  zu  können. 
In  den  Fällen  der  letzteren  Art  tritt  mit  der  Annahme 
der  Leistung  in  gerichtliche  Verwahrung  soturtige  Be- 
freiung des  Schuldners  ein  (§  7Ö9  des  B.G.B.),  in  Fällen 
der  ersteren  Art  dagegen  erst  dann,  wenn  der  säumige 
Gläubiger  von  der  erfolgten  Deposition  durch  das  Gericht 
Kenntniss  erhalten  iuit,  weshalb  denn  auch  hier  nacli  758 
des  B.G.B,  die  einseitige  Zurückziehung  des  Depositum 
aus  der  Gerichtshand  bis  zum  £rfolge  der  Noti£cation  an 
den  Gläubiger  in  das  Ermessen  des  Deponenten  gestellt 
bleibt  (§.  756  verb.  m.  758  des  B.G.B.).  Die  alsbaldige 
Bena(  lirichtigunp:  des  Gläubigers  in  diesem  letzteren  Falle 
ist  übrigens  in  §.  12  der  E.  u.  A.  V.  O.  vom  9.  Jan. 
1865  dem  Gerichte  noch  besonders  zur  Pflicht  gemacht. 
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Alö  competent  zur  Annahme  des  Depositum  wird  in  §.  756 
dea  B.G.B,  der  Kichter  des  Erfüiiuagsortea  be- 
zeichnet. 

D.  Das  in  den  Keciitsquellen  dem  Schuldner  unter 
gewissen  Voraussetzungen  eingeräumte  BecLt  zur  Preis- 
gebung des  geschuldeten  Oegenstandes  (1.  1. 
§§.  3.  4  D.  de  periculo  et  commodo  rei  venditae  XVIII,  6, 
verb.  m,  1.  8,  D.  de  tiitico,  vino  ac  legato  XXXUI,  »j.)  ist  in 
§,  757  des  B.G.ß.  noch  uiehr^  uls  schon  nach  der  gemein- 
rechtlichen Praxis  geschieht,  nämlich  durch  die  Voraus- 
Setzung  beschränkt,  theils  dass  der  Gegenstand  zur  gerichtli- 
chen Niederlegung  ungeeignet  sein  rauss,  theils  dass  der 
Gläubiger  eine  an  ilm  auf  Antrag  des  Schuldners  gerichtete 
gerichtliche  Auflorderung  zur  üebernahme  der  Sache  un- 
beachtet gelassen  haben  muss,  und  selbst  dann  soll  der 
Schuldner y  wenn  der  Gegenstand  ein  beweglicher  ist, 
zunächst  den  Weg  der  öffentlichen  Versteigerung  unter 
der  Form  des  Pfand  Verkaufs  (§.  48U  des  B.O.B.)  fiir 
Jtechnnng  des  Gläubigers  versuchen,  und  erst  bei  dessen 
Unthunlichkeit  zur  Preisgebung  der  Sache  verschreiten 
dürfen. 

lieber  die  Stelhmg  unserer  zeitherigcu  Praxis  zu  den 
letzterwähnten  Fragen  vgl.  Kori  in  dem  von  ihm  allein 
herausgegebenen  Bande  XU  der  ErÖrter.  S.  218  ff.  —  Sieben- 
haar, Ztschr.  f.  Rechtspd.  Bd.  XXVIU,  S.  481  ff.  Bd. 

XXIX,  S.  1  ff. 

10.^.  2!»onstig'er  EiaflimH  dor  Verschuldung  auf  bestebeade 
Obligatiousverliältuisäe. 

I.  Rücksichtlich  der  Vertretung  der  verschiedenen 
Grade  der  Fahrlässigkeit  (  vergl.  oben  §.  34,  1.;  in  he- 
stehenden  Obligationsverhältnissen  finden  sich  in  §§.  728  ff. 
des  B.G.B,  die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  wiederholt 

Jiemerkt  mag  nur  noch  werden: 
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a.  dass  das  Gesetzbuch  die  sogenannte  culpa  in  con- 
creto nur  als  mögliche  Miidenmg  der  aus  dem  objectiven 
JdasMtabe  der  rcgelmftssigeii  'hausväterlichen  Fleissan- 
wendmig  sich  ergebenden  Haf^flicVt  behandelt,  die  frei- 
lich nicht  soweit  gehen  darf,  dass  damit  etwa  selbst  ein 
grobes  Verschulden  entschuldbar  gemacht  werden  k(»nnte 
(zu  vrgl  §.  730  des  B.G.B.  a.  £.>  Beispiele  hierfür  in 
§§.  1371,  1655, 1817,  336. 

b.  Eine  besondere  Ausnahme  tritt  nach  §§.  1506  C 
.  des  B.G.B,  noch  in  Ansehung  derer  ein,  die  eine  be- 
sondere Berufs  pflicht  zu  gewährleisten  haben  (öffent- 
liche Beamte,  öffentlich  angestellte  Sachverständige  u.  s«  f.), 
insofern  diese  der  Regel  nach  nur  fUr  absichtliche  Ver- 
schuldung und  grobe  Fahrlässigkeit  zu  haften  hiibeii  sollen. 

II.  Was  über  das  Bereich  der  im  concreten  Falle 
zu  vertretenden  Fleissanwendung  hinaus  geht,  stellt  sich 
unter  den  Begriff  des  nach  §.  126  des  B.G.B.  zu  beur- 
iheilenden  Zufalles:  auch  dieser  kann  unter  Umständen 
von  dem  \  tipÜicliteten  zu  vertreten  sein,  dann  ist  dies  aber 
entweder  die  Folge  ausdrücklicher  Verabredung,  oder 
Folge  besonderer  Rechtsvorschrift,  je  nach  der  Natur  des 
in  Frage  befangenen  Forderungsverhältnisses;  die  hier 
einschlagende  Lehre  von  dem  Tragen  der  Gefahr  bei 
bestehenden  Obligationsverhältnissen  ist  ini  Einklänge  mit 
den  von  Wächter,  Archiv  f.  d.  civ.  Pr  Bd.  XV.  S.  97  ff. 
angestellten  Grundsätzen  in  §§.  866  ff.  des  B.G.B,  be- 
sonders regulirt 

Anwendungäiaiie  vgl.  in  §§.  1091,  121o,  1^35  des 
B.G.Ii,  u.  8.  f. 

m.  Ist  die  den  Gegenstand  des  Forderungsrechtes 
bildende  Leistung  ganz  oder  theilweise  unmög- 
lich, so  ist  zunächst: 

a.  zu  unterscheiden  zwischen  u  r  s  p  r  ü  n  gli  c  h  e  r  d.  h. 
gleich  bei  Entstehung  der  Forderung  vorhandener  und 
nachfolgender  Unm^lichl^eit  Nur  die  letztere  gehört 
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unter  Umständen  hierher,  da  rücksichtlich  der  ursprüng- 
lichen Unmöglichkeit,  gleichviel  ob  dieselbe  eine  recht- 
liche oder  factische  war,  im  AUgemeineD  der  Qnmdaatz 
gilty  dass  nntnögliche  Leistimgeii  nicht  Gegenstand  eines 
Forderungsrechts  sein  können,  insbesondere  die  rücksicbt- 
lich  ihrer  eingegangenen  Verträge  nichtig  seien  79, 
90,  793  Ö'.  des  B.G.B.).  Im  Einklänge  hiermit  wird  um- 
gekehrt 

b.  die  nachfolgende  Unmöglichkeit  in  dem  Gesetz- 
buche zwar  in  der  Rpgel  einfach  als  Erluseliungsgruud 
der  Forderung  beimndelt  (§§.  1009  ff.  des  B.G.B.) ;  jedoch 
findet  sich  dieses  Princip  nur  rücksichtlich  der  nnver- 
schuldeten  diesfallsigen  Unra^lichkeit  vollkommen  eur 
Geltung  gebracht,  während  die  von  einem  der  Betheiligten 
selbst  verschuldete  Unmöglichkeit  nach  der  Auffassung 
des  Gesetzbuches  im  §.  721  den  Fortbestand  des  Obli- 
gationsverhältnisses an  sich  nicht  ansschliesst,  vielmehr  das- 
selbe nur  seinem  Inhalte  und  setner  Richtung  nach  mo- 
dificirt;  und  zwar  ist  hierbei  von  folgenden  Grundsätzen 
auszugehen : 

1.  Die  von  dem  Berechtigten  verschuldete 
Unmöglichkeit  gilt  als  £rfUllung  der  Forderung  (§.  721 
des  B.G  B.  a.  E.). 

2.  Dia  vuu  dem  Yer[)flichteteu  verschuldete 
löst  zwar  die  Forderung  des  Berechtigten  in  der  Regel 
in  einem  blossen  Schädenanspruch  auf.  Nach  §,  721  ^ 
Abs.  2,  ist  jedoch  der  Berechtigte  keineswegs  gen  öthtgt, 
setner  Klage  von  vom  herein  die  £änrichtung  einer  blossen 
»>eliädenklage  zu  geben,  sondern  er  kann  in  diesem  Falle 
dieselbe  auch  nach  seiner  Wahl  unter  vorläufiger  Igno- 
rirung  der  Unmöglichkeit  der  Leistung  auf  Naturaler* 
filUung  richten.  Hieraus  folgt  dann,  daas 

a.  die  pxeeptiviache  Beziehung  des  Beklagten  auf 
die  vorhandene  Unmuglichkeit  nur  dann  zur  Elidirung 
der  Klage  und  demgemäss  zu  einer  Entbindung  selbst 
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iuich  nnr  von  dieser  Klage  fuhren  kann,  wenn  er  zu- 
gleich auf  Umstände  sich  zu  berufen  Tennag,  welche  die 
Unmöglichkeit  als  von  ihm  nicht  verschuldet  darzustellen 
geeignet  sind,  während  andenifalls  die  künftige  Condem- 
natoria  auf  Naturale ri'UUungv  zu  lauten  haben,  und  die 
Schädenermittelung  erst  dem  dereinstigen  Executionssta- 
«Uum  nach  den  durch  das  Executionsgesetz  vom  28.  Febr. 
1838  §§.  70  ff.  hierfihr  aufgestellten  Grundsätzen  anheim- 
fallen wird.  Dabei  ist  aber  auch 

ß,  die  Stellung  des  Klägers  nach  §.  731  des  B.G.B, 
noch  insofern  besonders  günstig,  als  er  selbst  in  den 
Fällen,  wo  der  Beklagte  dem  in  Frage  stehenden  Obli- 
gationsyerhältnisse  zufolge  nur  die  Vertretung  von  Arglist 
oder  grober  Verscliuldun«^  auf  sirli  liat,  riicksichtlich  dos 
Vorhandenseins  einer  den  Verklagten  vei-pHichtenden 
culpa  von  der  Beweis  last  befireit  sein,  diese  vielmehr 
Ausschliesslich  dem  Beklagten  zufallen  soll,  so  dass  der 
Letztere  in  der  Regel  nur  dann  auf  eine  absolutoria  zu 
rechnen  haben  wird,  wenn  er  als  Ursache  der  Unniug- 
iichkeit  eine  eigene  culpa  des  Berechtigten  (s.  ob.  III.  1.) 
oder  einen  Zufall  im  Sinne  des  oben  II.  Gesagten  dar- 
sutfaun  vermag.  Bloss  dann,  wenn  der  Beklagte  beweisen 
kann,  dass  die  v^iÜigc  oder  theilweise  Unmöglichkeit  der 
Leistung  ihren  Grund  in  einem  iSaturereignisse  gehabt 
habe^  ist  er  von  jedem  weiteren  'Beweise  frei,  und  Sache 
des  Berechtigten  würde  es  dann  sein,  die  concurrirende 
Verschuldung  des  Beklagten  nadiznweisen^  durch  welche 
die  Mögliclikeit  der  Einwirkung  des  >*aturercigniö.se8  auf 
das  Leistungsobject  erst  veranlasst  worden  ist  (§.  732 
des  B.G.B.). 
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3.  Abschnitt   Von  der  Entstehung  der 

Forderungen« 

104.  Ton  den  Terträgen  im  Allgemeinen« 

I.  Einseitige  Rechtsgeschäfte  unter  Leben- 
den als  Entstehungsgründe  von  Forderungen  kennt  da* 
Gesetzbuch  nicht  mehr.  Insbesondere  räamt  es 
^eder  dem  Versprechen  einer  Leistung  snm  gemeinen 
Besten  (an  den  Staat  oder  eine  Stadtgemeinde),  noch  dem 
zu  Gunsten  einer  pia  caus{\  (Gelübde,  Votum)  eine  be- 
vorzugte Stellung  als  Ausnahme  von  dem  genereiien 
Satze  in  §.  770  ein.  Auch  den  Fall  der  Auslobung 
stellt  das  Gesetzbuch  in  §.  771  an  isich  unter  den  allge* 
meinen  Vertragsgesichtspunkt.  Die  Besonderheiten  dieses 
Falles  Bind  daher  nur  darin  zu  suchen,  dass  hierselbst 
ein  Vergütungsversprechen  zu  Gunsten  einer  persona 
incerta  für  eine  von  dieser  zu  beschaffende  Leistung,  dfa- 
fem  es  öffentlich  bekannt  gemacht  ist^  für  accepta- 
tionsfäbig  gilt.  Indessen  ist  eine  Aeceptation  hi^  nur 
durch  Ausftihrung  der  verlangten  Leistung  selbst  wirksam 
möglich;  weshalb  auch  ein  Widerruf  des  V^ersprechens 
bis  zur  Beschaffung  der  Leistung  (also  ohne  Rücksicht 
auf  die  von  der  andern  Seite  etwa  bereits  begonnene 
Thätigkeit)  jederzeit  freisteht,  vorausgesetzt  nur,  da?s 
dieser  Widerruf  gleichfalls  in  der  Form  der  oÜeotiichen 
Bekanntmachung  erfolgt. 

n.  In  der  Lehre  vom  Vertrage  ist  für  unser  Par- 
ticularrecht  die  Vorschrift  des  Anhangs  der  Erläuterten 
ProccsRordnung  §.  5  von  entscheidender  Wichtigkeit  ge- 
worden. Dort  wird  ein  Document  ,,darin  gleich  keiue  causa 
debendi  specialis  enthalten,  dennoch  zur  Erhaltung  Treue  und 


*)  In  Pnvntcirceln  gemachte  Aoslobungen  sind  also  nicht  von 
gleicher  'Wiricung. 
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GlaubenSy  und  da  heutigen  Tages  jedes  blosse  pactum 
Obligatorium  ist''  zum  Gedrauebe  im  CSzecutivprocesse  flir 
geeignet  erklärt.    Schon  das  vormalige  Landesappella- 

tionsc^^eriflit  fand  nach  dtiu  Zeugnisse  von  Kori,  Kinirt. 
Bd.  III,  S.  177  ff.  gegen  die  von  Kind,  quaest.  for. 
Bd.  III,-  qu.  49  vertretene  ältere  Ansieht  hierin  einen 
allgemeinen  y  über  die  Grenzen  des  Executivprocesses 
hinauBgehonden  Grundsatz  ausgesprochen,  und  es  liat  sich 
diese  extensive  Interpretation  auch  bis  in  die  neueste 
Zeit  behauptet  (Zeitschrift  f.  ßechtspfl.  N.  F.  Bd.  XV, 
S.  91  f.).  So  aufgeiasst  liegt  für  den  obligatorischen 
Vertrag  hierin  das  Doppelte: 

a.  dass  der  auf  Begründung  eines  Forderungsrechtes 
gerichtete  übereinstimmende  Wille  der  Betheiligten  in 
der  Regel  nicht  in  einer  besonderen  Form  erklärt 

zu  werden  braucht  (hierüber  das  Isähere  im  folgenden 
Paragraphen)  j 

b.  dass  aber  auch  ebensowenig  die  bindende  Ejraft 
eines  nur  sonst  gehörig  zum  Ausdrucke  gelangten  Ver* 

pflichtungswillens  durch  die  jedesmalige  Angabe  des 
speciellen  iSchuldgrundes  (causa  debendi  specialis) 
bedingt  sei. 

Diiiiiit  war  das  Kömische  Contractsvstem  im  We- 
sentiicheu  verlassen  und  namentlich  auch  die  Möglichkeit 
eines  bindenden  Vertragsabschlusses  in  allen  den  Fällen 
einer  gegenseitigen  Obligation,  wo  die  causa  obligans 
nach  Römischen  Begriffen  erst  in  der  geschehenen  Vor- 
leistung des  einen  Theiles  zu  suchen  war  (Iiiii  niinat- 
contracte)  selbst  sciiou  vor  diesem  Zeitpuncte  statuirt. 

Hiermit  stimmt  denn  auch  das  Gesetzbuch  im  §.  821 

verb.  mit  §§.  782  ft'.  überein ,  und  insofern  hiernach  die 
rechtsergänzende  Kraft  des  Vertrages  ausschliesslich  und 
überall  auf  den  übereinstimmenden  kundgegebenen  Partei- 
willen zurückgeführt  wird,  kann  man  sagen,  dass  auch 
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bei  uns  heutzutage  alle  Verträge  Consensualverträge 
seien. 

Damit  wird  jedoch  das  der  formell  zu  Tag  getretenen 

Einigung  der  Parteien  zu  Grunde  liegende  materielle 
thatsächliche  Verhähuii>s  natürlich  ebensowenig  fiir  be- 
deutungslos erklärt,  als  dies  bei  den  den  Römischreehüichen 
Oonsensualcontracten  beigezählten  yerschiedenen  einzelnen 
Vertragsarten  der  Fall  war,  und  selbst  abgesehen  hiervon 
ist  der  Begriff  der  sogenannten  Kcal  vertrüge  auch 
heutzutiige  noch  deshalb  festzuhalten,  weil  es  auch  jetzt 
noch  Fälle  giebt,  in  welchen  der  Natur  der  bache  nach 
(neben  der  natürlich  auch  hier  immer  nöthigen  Willens- 
einigungj  die  vorausgegangene  Hingabe  einer  Sache  fort- 
dauernd noch  die  regohniissige  Voraussetzung  für  den 
Eintritt  der  durch  den  Vertrag  bezweckten  Verpflichtung 
bilden  wird,  weshalb  auch  bis  zu  dieser  Hingabe  im 
Zweifel  eine  solche  Verpflichtung  von  den  Parteien  nicht 
einmal  als  beabsichtigt  angenommen  werden  kann.  Dies 
tritt  z  B.  hervor  in  den  Fällen  der  unentgeltlichen  Ge- 
brauchsleihe (Commodat),  wo  sogar  eine  vorausgegangene 
äüsdrückliche  Beredung  auf  Hingabe  und  Uebemahme 
der  Sache  der  Regel  nach  ein  Elagrecht  auf  Abnahme 
der  letzteren  gegen  den,  dem  sie  versprochen  wurde, 
nicht  erzeu<^t.  ähnlich  in  den  Fällen  einer  vorher  verab- 
redeten Hinterlegung  der  Sache  (und  es  wird  daher  in 
diesen  und  ähnlichen  Fällen  immer  darauf  ankommen,  ob 
durch  das  zu  begründende  Vertragsverhältniss  nach  der 
Absicht  der  Part'neu  beide  Theile  oder  nur  der  eine,  und 
welcher  von  ihnen  einen  Voi-theil  erlangen  sollte). 

Diesem  Gedanken  hat  auch  das  Gesetzbuch  mit  Becht 
dadurch  Ausdruck  gegeben,  dass  es  sowohl  beim  Darlehn 
{§§.  1067,  1068)  als  beim  Ilinterlegungsvertrage  (§§.  1260, 
1261)  und  bei  der  Gebrauchsicihc  (§§.  1173,  UV4)  den 
mit  dem  Empfisnge  der  res  f)ir  abgeschlossen  und  be- 
stehend ztt  erachtenden  Hauptvertrag  den  auf  Hingabe, 
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resp.  Annahme  der  Sache  möglicherweise  vorausgegan- 
genen BereduDgen  ausdrQcklich  gegenfiberstellt;  nnd  zwar 

letztere  dein  llauptvertrage  gep^enüber  nur  alh  i  räpara- 
turisclie,  einer  kürzeren  Verjäiiriuig  z.  B.  unterliegende, 
und  nicht  einmal  überall  klagbare  Verträge  behandelt 

Zu  weit  gehet  daher  der  von  dem  Siebenhaarsohen 
Oommentar  Bd.  II.  S.  78  ff.  gemachte.  Versuch;  för  das 
Recht  des  Gc!setzbucLejs  die  Kcalverti'äge  im  obigen  iSinue 
gmz  zu  leugnen. 

* 

§.  105.  f  ortsetzang.  III.  l^orm  der  Vertrttge. 

Hierüber  ist  zunächst  das  im  allgemeinen  Thcile  §.  31 
von  den  .Keclitsge&chäften  Gesagte  zu  vergleichen.  Die 
im  vorigen  Paragraphen  unter  IL  a.  erwähnte  Regel,  dass 
der  Vertrag  zu  seiner  Gültigkeit  die  Beobachtung  einer 
besonderen  Form  nicht  erfordere,  findet  sieli  in  821 
des  ß.G.B.  festgeliaiten.  Nur  ausnahmöweisc  steÜt  das 
Gesetzbuch  fiir  gewisse  Verträge  besondere  Formerfor- 
demisse auf  (sog.  gesetzliche  Form)^  und  soweit 
solches  geschieht  y  hat  dies  dann  die  Bedeutung,  dass,  so 
lange  denselben  noch  nicht  genügt  wurde,  die  vorausge- 
gangene Willenseinigung  der  Betheiligten  schlechthin  wir- 
kungslos erscheint,  ihr  also  namentlich  auch  die  Wirkung 
abgeht,  auf  Erfüllung  der  erforderlichen  Solennitäten  gegen 
den  andern  Theil  klagen  zu  können. 

Von  der  nicht  auf  Gesetz,  sondern  auf  Verabredung 
der  Betheiligten  beruhenden  Form  (sog.  vertrags- 
mässige  Form)  kann  zwar  unter  Umständen  dasselbe 
zu  gelten  haben,  nämlich  dann,  wenn  erweislich  die  Ab- 
sicht der  Paciscenten  darauf  gerichtet  war,  dass  die  Gül- 
tigkeit des  Geschältes  von  der  vorgängigen  Formbeob- 
achtung abhängen  solle.  Zwischen  beiden  Fällen  besteht 
aber  zunächst  der  Untersdiied;  dass^  während  die  im 
Gesetzbuche  vorgeschriebene  Fom  nach  §.  100  im  Zweifel 
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als  nothwendig;  d.  Ii.  ftir  die  Gültigkeit  des  Geschäft«  im 

obigen  Sinne  wesentlich  aufzufassen  ist,  der  Vertrags- 
mässigen  Form  umgekehrt  bis  zum  Erweise  eines  Andern 
die  Tendenz  untergelegt  werden  muss,  für  den  Vertrag 
(durch  Urkunden,  zuzuziehende  Zeugen  u.  s,  f.)  ein  Be- 
weismittel zu  sichern,  und  zwar  gleichviel,  ob  die  Form- 
verabredung  vor  oder  nach  dem  VertragBabBchlusse  ge- 
troffen worden  ist. 

*Wenn  insbesondere  das  Gesetz  oder  der  Partei wiile 
als  wesentliches  Formerfordemiss  Schrifdichkeit  der  Ve^ 
tragserrichtung  vorschreibt  (sei  dies  in  Form  einer  von 
den  Retheiligten  zu  vollziehenden  Privaturkunde,  sei  es 
durch  Abgabe  ihrer  Willenserklärung  vor  Gericht  zu 
ProtocoU),  so  bildet  der  Inhalt  4er  aufgenommenen  Ur- 
kunde die  entscheidende  Unterlage  ftir  die  Benrtheilung 
der  Natur  und  des  Umfanges  des  eingegangeneu  Ver- 
tragsverhältnisses, and  zwar  in  Fällen  gesetzlich  vorge- 
schriebener  Schriftlichkeit  unbedingt  und  dergestalt,  dass 
die  etwaigen  in  der  Urkunde  nicht  mit  aufgenoniinenea 
mündlichen,  den  Bestand  der  zu  begründenden  obligatio 
afficirenden  Nebenberedungen  selbst  dann  nicht  in  Be- 
tracht koiiiinen,  wenn  deren  Geltung  neben  der  Urkunde 
ausdrücklich  vereinbart  war,  wogegen  in  Fällen  pactirter 
Schriftlichkeit  auch  wieder  die  erweisliche  Absicht  der 
Parteien  über  die  Hecbtsverbindlicbkeit  solcher  mündtichen 
Beredungen  neben  der  Urkunde  entscheidet  (§.  826  des 
B.G.B.).  Beispiele  gesetzlich  vorgeschriebener  Form  z.  B. 
der  Gerichtlichkeit  des  VertragsabschlnsBes  kommen  bei  der 
sogenannten  donatio  immodica  und  den  eheweiblicheu  In- 
tercessionen  vor,  die  in  der  Hauptsache  auch  schon  un* 
serem  zeitherigen  Rechte  bekannt  waren.  Das  Nähere 
darüber  in  den  speciellen  Lehren. 

Dagegen  enthält  §.  822  des  BG.B.  eine  wichtige 
Aenderung  unseres  zeitherigen  fiechtes  insofern,  als  er 
für  alle  Verträge;  die  den  Uebergang  des  Eigenthams  sn 
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Grundstücken  oder  die  Uebertraguug  einer  mit  beson- 
derem Folium  im  (irund-  und  Uypothekeubuche  versehe- 
neu  Berechtigung  zum  Zwecke  haben^  schriftliche  Form 
verlangt  (und  zwar  wahlweise  entweder  Privaturkunde 
oder  Erklärung  zu  Protocoil  vor  Gericht).  Nach  der 
JEinfuhruugöverorduung  §.  13  stehet  jedoch  das  Notariats- 
protocoU  dem  gerichtlichen  Protocolle  insofern  gleich. 
Hiernach  kann  (ganz  abgesehen  natürlich  von  der  erst 
vom  Eintrage  in  das  Grund-  und  Hypothekenbuch  ab- 
hängigen sac  h  e  n  r  e  cht  liehen  Wirkiuig  des  Eigentimmsüber- 
ganges selbst)  einem  solchen  Vertrage  beim  Mangel  der 
^dachten  Form  nicht  einmal  die  obligatorische  Kraft 
vretter  zukommen,  als  Rechtstitel  auf  Eintrag  dienen  zu 
kdnnen.  Auch  sind  hiemit  die  sonstigen  Fälle  eines  zur 
"Verlautbarung  im  Oi  iind-  und  1  rypothekenbucLe  beblimni- 
ten  Kechtsgeschiiites,  z.  £.  die  Eingehung  eines  pactum 
hypothecae  nicht  etwa  zu  verwechseln.  Denn  wenn  auch 
hier,  wie  frilheri  so  selbst  jetzt  nach  dem  Rechte  des 
Gesetzbuches,  der  Eintrag  der  Hypothek  vor  Beschaffung 
eincä  für  den  Hypoilitkeurichter  aunreichenden  urkund- 
lichen Nachweises  über  das  den  Rechtsgrund  bildende 
pactum  nicht  realisirbar  sein  wird,  so  behält  doch  die 
Urkunde  hier  lediglich  die  Eigenschaft  eines  blossen  Be- 
weismittels^  durch  dessen  vorläufiges  Nichtvorhandensein 
die  \Vuksanikeit  der  vorausgegangenen  mündlichen  Be- 
redung an  sich  in  keiner  Weise  berührt  wird. 

§.  106.  Fortsetzaaff.  1?.  Die  Wlrkaag  der  Verträge. 

A.    In  Ansehung  der  aus  ihnen  berechtigten  und 
verpflichteten  Personen  ist 

1.  der  Uebergang  der  durch  einen  Vertrag  be- 
gründeten Rechte  und  Pflichten  auf  und  gegen  die  Erben 
der  \  ertragsschliesöenden  Theile  der  Kegel  nach  ein  un-  • 
beschränkter j   ausgenommen   sind   schon   ihrer  Katur 
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nach  die  streng  an  die  Personen  der  Contrahenten  ge- 
knüpft zu  denkenden  vertragsmässigen  Rechte  und  Ver- 

bindliclikeiten,  wie  bei  der  1  HenBtmiethe,  dem  Leibrontcn- 
Ycrtrage  u.  s.  w.  Weitere  Ausnahmen  zu  vergl.  im 
£rbBchafUrechte.  Von  jeher  hat  hierher  auch  die  Steh- 
siache  IVaxis  das  Recht  des  Vorkaufs-  und  des  Wieder- 
kauf8j)erechtigten  gerechnet,  insofern  man  von  der  Ansicht 
auögiug,  das«  insoweit  eine  sehr  wcBentliche  und  deshalb 
.*  strict  au  interpr^tirende  Beschränkung  in  der  Disposition 
über  das  dem  Vorkaufe  oder  Wiederkaufe  unterliegende 
Gbrundstück  in  Frage  stehe,  somit  aber  wenigstens  im 
Zweifel  der  Uebergang  des  betreffenden  Beluirnisses  auf 
den  Erben  des  Berechtigten  zu  verneinen  sei  (Zeitschrift 
für  Rechtspfl.  Bd.  XV.  S.  368  ff.  —  XIX.  S.  229  ff.). 
Das  Gesetzbuch  unterscheidet  heim  Vorkaufsrechte  in 
§.  1127  awischen  dem  activen  tmd  passiven  Uebergange 
des  ForderungsrecliteS;  insofern  es  einen  solchen  zwar 
auf  die  Erben  des  Verpfiichteten,  nicht  aber  aut  die  des 
Berechtigten  zulässt,  während  es  das  WiederJuiu&reoht 
stillschweigend  activ  wie  passiv  auf  und  gegen  die  Erben 
fUr  transmissibel  erklärt 

2.  Ausnahmsweise  soll  auch  schon  ein  blosser  Sin- 
guiamachfolger  der  V  ertragäinteresseuten  aus  dem  Ver- 
trage berechtigt  oder  verpflichtet  werden  können.  Ab- 
gesehen nämlich  von  dem  nicht  hierher  gehörigen  Falle 
eines  durch  Cession  vermittelten  Ueberganges  des  For- 
derungsreclites  statuirte  man  in  unserer  zeitherigen  Doc- 
trin  die  Möglichkeit  eines  sogenannten  pactum  reale 
in  ziemlich  weitem  Umfange,  wobei  man  nicht  etwa  aa 
den  Römiscbrechtlichen  Gegensatz  zwischen  pactum  in 
j)ersou;ini  und  in  reni^  sondern  an  ein  sogenanntes  pac- 
tum intuitu  fundi  iuitum,  d.  h.  an  eine  solche  ver- 
tragsmässige  Einigung  zu  denken  hat^  vermöge  deren  eio 
Grundstfickshesitzer  in  Bezug  auf  seine  Gnmdst&cke  ent- 
weder eine  auch  seine  Nachbesitaer  bindende  Verpflich- 
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tung  üLcriiiiumt,  oder  eine  auch  seinen  Nacbbesijzern 
zu  Gute  koriimcnde  Berechtigung  sich  Btipolirt.  Ungeachtet 
der  seiner  Zeit  von  Kind  qnaest.  IL  quaest.  71  (ed  sec.) 
III.  41  (ed.  prima)  geführten  lebhaften  Opposition  gegen 
die  Wirksamkeit  derartiger  Vertrüge  für  oder  wider  den 
späteren  Erwerber  des  fraghchen  Grundstückes  dafern 
er  nicht  zugleich  etwa  allgemeiner  liechts*  resp.  Schuld« 
nachfolger  des  früheren  Besitzers  sei),  befestigte  sich  doch 
in  den  Sächsischen  Gerichtshöfen  die  gegentheilige  Mei- 
liiiii^^  namentlich  unter  dem  Eintiusse  der  cianiiiib  herr- 
schenden Ansciiauungen  von  den  sogen,  dciitschrechtlichen 
in  faciendo  bestehenden  Servituten.  Nach  der  richtigeren 
Ansicht  hat  man  das  sogen,  pactum  reale  überhaupt  nicKt 
als  eine  eigenthümliche  Vertragsgattung,  sondern  nnr  als 
die  mehr  zidallige  Form  aufzufassen,  unter  der  sehr  ver- 
schiedenartige Rechte  am  Grundstücke  zur  Entstehung 
gelangen^  beziehentlich  von  dem  jeweiligen  Ghrundstücks- 
eigenthumer  gewisse  gegen  den  Nachbesitzer  wirksame 
DispositionsbeschränkuiijETen  übernommen  werden  k(innen. 
Ob  nun  der  Singularäuccessor  daraus  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet werde,  hängt  lediglich  davon  ab,  ob  das  be^ 
treffende  Bechtsyerbttltniss,  welches  bezweckt  ward,  zu 
denen  gehört ,  die  mit  dinglicher  Wirkung  durch  blossen 
Vertia^  (nach  früherer  Ansicht  ircilieh  nach  R(  tindcn 
noch  unter  Hinzutritt  der  sogenannten  quasi  traditio) 
begründet  werden  können,  beziehentlich  ob  dasselbe  ein 
solches  sei,  welches  wenigstens  durch  Vermittelnng  eine» 
Eintrags  im  Grund-  und  Hypothekenbuche  zu  einem, 
auch  den  Nachbesitzer  des  Promitteiiteu  bindenden^  er- 
hoben werden  könne :  zu  vgl.  z.  B,  ob.  §.  61  a.  E.  §§.  85  ff. 
Soweit  dieses  der  Fall  ist,  so  ist  es  aber  dann  nicht  das 
pactam  an  sich,  sondern  das  durch  dasselbe,  beziehentlich 
unter  Hinzutritt  dv>  Kintrags  bcgiundete  mehr  oder  we- 
niger absolut  wirkende  liechtsverhältniss,  wodurch  dem 
Nachbesitzer  Verpflichtungen  auferlegt,  resp.  Rechte  er« 
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theilt  werden  sollen.  So  hast  aneli  d^s  Gesetzbuch  im 
§,  857  die  Frage  auf. 

3.  Abgesehen  hiervon  hat  mau  bei  der  Frage  oach 
der  Einwirkung  eines  vertragsmftss^  begründeten  For- 
derungsrechts  auf  dritte  Personen  folgende  Fälle  zu  an- 
terscheiden: 

a.  Das  sogeuauiite  pactum  in  üavorem  tertii  iuituiii, 
yerm(»ge  dessen  sich  Jemand  von  seinem  Mitcontraheuten 
eine  Leistung  zu  Gunsten  eines  Dritten  versprechen  ISsst 
In  UebereinstimmuDg  mit  der  zeitherigen  schon  in  den 
Sfichsiscben  Gerichtshuleu  lieriöcheuil  gewordeueu  Au- 
sieht  (zu  vgl.  Curtius  llaudbucb  §.  Zus.  zu  der 
Note  ff.  S.  m  ff.  des  HL  Th.  2  AbtL)  geht  hier  du 
Gesetzbuch  in  §§.  853^  854  von  der  Auffassung  aus,  dsu, 
dafem  der  Pi-omittent  bei  Leistung  des  Versprechens 
wirklich  den  Willen  gehabt  iiabe,  sich  nicht  bloss  dem 
Promissari  sondern  auch  dem  beim  Vertragsabschlüsse 
nicht  concurrirenden  Dritten  gegenüber  zu  verpflichten, 
dieser  Letstere  dadurch  das  Recht  erlangt,  durch  Beitritt 
zu  dem  Vertrage  sich  selbst  einen  directeu  Anspruch  anf 
Erfüllung  und  eine  dem  entsprechende  Klage  gegeu  dun 
Promittenten  zu  verschaffen,  dass  aber,  so  lange  dieser 
Beitritt  noch  nicht,  sei  es  ausdrücklich  oder  facüsch,  er- 
klärt sei,  der  Pronussar  tiber  das  betreffende  Schuldver« 
Jiältniss  durch  Annahme  der  Erfüllung,  durch  Erla.ss.  durch 
Novation  u.  s.  f.  einseitig  zu  vertügen  berechtigt  sei. 
Umgekehrt  ist  aber  auch  der  Promissar  an  einen  ton 
<lem  Dritten  dem  Promittenten  gegenüber  geleisteten  Ver- 
zicht gebunden  (§.  856  des  B.G.B.),  während  das  Geeets- 
buch  die  Zuläsäigkeit  eines  einseitigen  Kücktrittes  des 
Promittenteu  vor  erfolgter  Beitrittserklärung  des  Dritten 
nicht  kennt 

b.  Den  Fall  des  solutionis  causa  adjectusin 

§.  692  des  B.G.B.,  weleiier  sieh  von  dem  vorigen  dadurch 
untersclieidety  dass  der  bei  Begruudung  der  Ubiigatiou 
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durch  Nebenbestinimung  hinzugefugte  ^ahlnngsempfiinger 
«in  eigenes  Klagrecht  auf  Erfüllung  der  Obligationsleistuiig 
nietnalsy  selbst  nicht  durch  seinen  etwa  später  erklärten 
Beitritt  erhält^  sondern  nui  als  der  an  die  Stcllo  des 
Gläubigers  ausscbließslich  oder  cumulativ  tretende  Kni- 
pfangsberechtigte  erscheint^  weshalb  auch  derselbe  g&i- 
tigerweise  eine  handlungsunftlhige  Person  sein  kann. 

B.  Soviel  die  Klage  auf  Erfüllung  des  Ver- 
trages anlangt,  so  ist  diese 

1.  nach  §.  858  verb.  m.  §.  761  des  ß.G.B.  selbst  dann 
immer  auf  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Forder- 
ong  zu  richten,  wenn  dieselbe  auf  eine  persönliche  in 
einem  Thun  bestehende  Leistung  gehet.  Hierdurch  und 
-durch  die  Schlussworte  des  761  des  B.G.B,  ist  ein 
unserer  zeitlierigen  Praxis  besonders  geiäuiigcr  Grund- 
satz beseitigt,  wonach  man  annahm,  dass  eine  von  der 
freiwilligen  Mitwirkung  eines  Dritten  abhängige  Leistung 
in  der  Regel  Überhaupt  nicht  direct  Gegenstand  der  Klage 
8cin  könne,  sondern  dass  hier  im  Falle  des  Ausbleibens 
der  Leistung  nur  ein  Ansprtieh  auf  Schadenersatz  von 
vornherein  möglich  sei  (Wochenbl.  1865,  S.  Sbß,),  In 
Verbindung  hiermit  stehet  auch  der  in  §.  799  des  B.G.B. 
aufgestellte  Grundsatz,  wonach  ich  mich  auch  gultiger- 
weiso  verpflichten  kann,  die  Handlung  eines  Dritten  zu 
beBcha£fen. 

2.  Ebenso  verlässt  das  Gesetzbuch  in  §.  860  eine  in 
•dem  Sächsischen  Gerichtsbrauche  Jahrhunderte  lang  con- 
sequent  festgehaltene  Ansicht,  welche  auch  durch  den 
Anhang  der  Erl.  Processordnung  §.  4  nicht  undeutlich  ge- 
eetzliche  Anerkennung  gefunden  hatte,  die  Ansicht  näm- 
lich, dass  bei  der  Klage  auf  Erlullung  eines  gegenseitigen 
Vertrages  der  Kläger,  dafern  nicht  dem  Beklagten  nach 
Ausdrücklicher  Verabredung  oder  nach  der  Natur  des 
Geschäftes  die  Vorleistung  obliege,  sofort  in  der  Elag- 
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ßchrift  selbst  auf  die  seinerseits  bewirkte  Contractseriuliung 
Bezug  zu  nehmen,  rap.  wenigstens  sich  dam  zu  erbieten 
habe  (Osterloh,  summ.  Proc.  §.  32.  S.  89,  Anm.  6.).  In- 
dem das  Gesetzbuch  insoweit  a.  a.  0.  der  herrschenden 
gemeinrechtliclicu  Theorie*)  sich  zuwendet,  wonach  es 
zunächst  dem  Ermessen  des  Gegners  zu  überlassen  ist, 
ob  er  das  Ausbleiben  der  Qegenleistung  rügen  wolle  oder 
nicht  (sog.  esceptio  non  adimpleti  contractua),  ist  es  na- 
türlich weit  davon  entfernt,  etwa  zugleich  den  materiell- 
rechtlichen Grundsc^tz  aufzugeben,  das»  die  Vollziehung^ 
der  Gegenleistung  resp.  das  Erbieten  hierzu  die  wesent- 
liche Voraussetzung  eines  wirksamen  Klagerechtes  för 
den  dazu  Verpflichteten  bildet.  Der  practische  Unter- 
schied  jener  Bestimmung  im  Vergleiche  zu  der  zcithorigen 
Auffassung  wird  daher  vornehmlich  darin  bestehen,  dass, 
während  zeither  im  obigen  Falle  die  Bezugnahme  auf  die 
geschehene  ContractaerfÜUung  zum  Klaggrunde  gerechnet 
wurde,  dieselbe  nunmehr  einen  bloss  replicatorischen 
Charakter  gewinnt,  gleichviel  ob  sie  bereits  in  der  K1;il''- 
schrift  sich  findet  oder  nicht,  dass  aber  aucli  die  der  ex- 
ceptio des  Beklagten  gegenüber  erst  im  Kepiiksatze  vom 
Kläger  behauptete  ContractserfÜUung,  wenn  das  diea- 
fallsiffe  Vorbringen  nur  sonst  als  schlüssig  erscheint,  jeder- 
zeit noeh  beachtet,  und,  da  nöthig,  im  Ordinarprocesse 
zum  Beweise  ausgesetzt  werden  muss.  Die  Behauptung 
quantitativer  Unvollständigkeit  der  Voi^  oder  Gegenleistung 
wälzt  dem  Kliigcr  gleichfalls  in  der  Regel  die  Beweislast 
zu,  mit  Ausnaliine  des  in  §.  863  p^edachten  Falles,  wo 
sie  beim  Mangel  eines  geeigneten  Vorbehaltes  beim  Em- 
pfange der  Leistung  allerdings  auf  den  Escipienten  über- 
gehen soll. 


*)  Wiiidscheid;  Lehrb.  des  Pandecteurecbtes  §.  321.  not.  % 
Bd.  II.  b.  203  ff. 
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3.  Das  auf  die  c.  2  C.  IV,  44.  «^eatützte  Kechts- 
xnittel  wegen  laesio  enomis  üudet  künftig  nicht  mehr 
atatt  (§.  864  des  £.aB.). 

* 

§.  107.  FortsetzuHg-.     V.    Die  HaHunfir  w<»sren  physiselier  UMd 
juriütlseher  Httngel  des  Vertragsgegeustaudes. 

A.    Haftung  wegen  physischer  Mängel. 

Die  diesfalls  nach  dem  Rönii^clien  Rechte  conourri- 
renden  civilrechtiichen  Kechtsuuttei  auf  der  einen  und 
l&dilicischen  auf  der  andern  Seite  sind  in  §§.  81^9  ff.  der* 
gestalt  Terschmolzen,  dass 

1.  bei  entgeltlichen  Veräusserungsverträgen  der  Er- 
werber das  Recht  erhält,  wegen  verborgener  physischer 
Fehler  oder  wegen  des  Mangels  zugesagter  Eigenschaften 

der  Sache  nach  seiner  Wahl  clio  Aiitliebunj?  des  Ver- 
trages oder  die  Minderung  der  Ue<^onleistiiii^'  zu  verlangen, 
gleichviel  ob  der  Veräusserer  den  Fehler  der  iSache  bei 
Abschiuss  des  Geschäftes  gekannt  hat  oder  nicht'  Auf 
den  Hinzutritt  dieses  letzteren  Momentes;  sowie  darauf, 
ob  der  Mangel  einer  versprochenen  Eijiz:enschaft  der  Sache 
in  Frage  stehet,  kommt  nur  insoleru  noch  etwas  au,  als 

a.  in  beiden  Fällen  der  Erwerber  neben  der  Aufhe- 
bung des  Rechtsgeschäftes  oder  der  Minderunj;  der  Ge- 
genleistung aucli  noch  accessorische  Schäden  oder  an 
dessen  statt  das  volle  id  quod  interest  beanspruchen  kann 
(§.  922  des  B.GB.); 

b.  in  beiden  Fällen  die  gewöhnliche  Verjährung  ein- 
tritt, während  das  ad  1.  gedachte  Rechtsmittel  an  sich  bei 
beweglichen  Sachen  in  sechs  Monaten,  bei  unbeweglichen 
in  einem  Jahre  verjährt  (§.  923  des  B.G.B.).  Dabei  wird 

zwar  der  Begriff  des  verborgenen  Fehlers  in  §§.  9(*2  ff, 

im  Allgemeinen  im  gemeinrechtlichen  Sinne  wiedergegeben, 

25* 
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dagegen  macht  sich  fiir  den  Begriff  eines  concurrirenden 
dolus  des  Veräusserers  im  Vergleiche  zu  den  die^fallßigen 
Grundsätzen  des  Römischen  Civilrechtes  die  nicht  un- 
wesentliche Abweichung  bemerkbar,  daas  schon  die  Kennt- 
niss  des  Veräusserers  von  der  fehlerhaften  Beschaffenheit 
der  Sache  ohne  Hinzutritt  des  weiteren  Erfurderiiisses 
t^ines  arglistigen  Vcrschweigens  als  dolus  aufgeiasst  wer- 
det soU  (§.  922  des  B.G.B.). 

2.  Als  den  Zeitpunkt,  wann  der  verborgene  Mangel 
vorhanden  gewesen  oder  die  versprochene  Eigenschaft 
gefehlt  haben  müsse,  um  den  Erwerber  zur  AulTiebung 
des  Kechtsgeschäftes,  beziehentlich  zur  Minderung  der 
Gegenleistung  zu  berechtigen,  setst  der  §.  900  des  B.G.B. 
die  Zeit  des  Vertragsabschlusses  oder  bei  Veränsserung 
eines  genus  die  Zeit  der  Ausscheidung  der  zu  liefernden 
JStücke  fest;  endlieh  bei  bedingten  Vcräusserungsverträgen 
den  Augenblick  des  Eintrittes  der  Bedingung.  Dagegen 
ist  für  den  Beginn  der  oben  gedachten  kurzen  Verjähr- 
ungsfristen von  sechs  Monaten,  resp.  einem  Jahre  durchweg 
nur  der  'J  ag  der  Empfangnahme  der  felilerhaften  Sache 
maassgebend. 

3,  Das  dem  Erwerber  verstattete  Wahlrecht 
aswischen  Minderung  der  Gegenleistung  oder  Wandelung 
(redhibitio)  erlischt  mit  dem  Augenblicke  der  Behändigung 

der  von  ihm  deshalb  angestellten  Klage  an  den  Beklagten ; 
wählt  er  Minderung,  so  üudet  nicht  mehr,  wie  man  bisher 
gewöhnlich  annahm^  eine  verhältnissmässige  Minderung 
des  Kaufpreises  statt,  sondern  es  hat  solche  einfach  nach 
dem  Betrage  zu  erfolgen,  um  welchen  der  wahre  Werth 
der  mit  dem  Fehler  behafteten  Sache  hinter  dem  bedun- 
genen Preise  zurückbleibt,  ohne  Rücksicht  also  auf  das 
Verhältniss  dieses  Preises  zu  demjenigen  Werthe,  den 
die  Sache  ohne  den  Fehler  gehabt  haben  würde.  Eine 
tliat.sachliche  Authebung  des  Handels  unter  der  Form  der 
blossen  Preisminderung,  wie  nach  Kömischem  Hechte,  kann 
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dfihor  küuttig  nicht  mehr  vorkommen^  wohl  aber  eiu 
Weg&il  der  Minderangsklage  dsnn,  wenn  der  bedungene 
I^reis  den  wahren  Werth  der  fehlerhaften  Sache  noch 
nicht  übersteigt.  Hier  steht  jedoch  dem  Erwerber  immer 
noch  die  Wandelungsklage  nach  §.  921  des  ii.G.B.  offen. 

4.  Bei  unentgeltlichen  Veräusserungsvcrtriigeu  kann 
nor  im  Falle  eines  dolus  oder  einer  ausdrücklich  über* 
nommenen  Verpflichtung  Haftung  wegen  verborgener 
liliingel  der  Sache  eintreten,  und  zwar  würde  hier  zum 
Vorhandensein  des  dolus  nach  der  Fassung  des  §.  949 
des  B.G.B.  die  blosse  Kenntniss  von  der  wahren  Be- 
schaffenheit der  Sache  auf  Seiten  des  Veräusserers  ohne 
Hinsutritt  der  Absicht  der  Benachtheiligung  des  Erwerbers 
nicht  genügen. 

5.  Für  den  Gebrauch  der  actio  redhibitoria 
beim  Pferdehandel  galten  bei  uns  zeither  insofern 
eigenthümliche  Grundsätze,  als  dieselbe  nur  beun  Vorhan- 
densein eines  der  vier  sogenannten  Hauptmängel  (Cardinal- 
Ichierj  angestellt  werden  konnte.  Diese  vier  Fehler  waren: 

Stetigkeit 

Staarblindheit  (sog.  Sch(>nblindheit)y 

eine  unter  dem  Namen  Hartschlägigkeit  oder 

Herzschi ägigkeit   oder   Dampf  vorkommende 
Lungenkrankheit/  und 
•Rotzkrankheit. 
Man  stützte  sich  hierbei  auf  Art.  97  des  Magdebuiger 
Weichbildes  und  die  dazu  gehörige  Glosse,  an  welchen 
beiden  Stellen  tliese  vier  Fehler  besonders  hervorgehoben 
werden,  aber  freilich  wohl  nur  excmplicativ,  wie  denn 
auch  inconsequenter  Weise  ein  ftinfter  in  der  Glosse 
gleichfalls  erwähnter  Fehleri  der  sogenannte  DummkoUer 
umgekehrt  nicht  zu  den  Gardinalfehlern  gerechnet  wurde. 

Die  Bestimmungen  des  Weichbildes,  wie  die  ähn- 
lichen mehrerer  anderer  mittelalterlicher  Kechtsqueilen 
erklären  sich  daraus  ^  dass  nach  damaliger  Qermaniscber 
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Auffassung  im  Gegensätze  zum  Rümischcu  Rechte  der 
Käufer  nach  einmal  vollzogenem  Kaufgeschäfte  in  der 
Regel  ein  Redhibitionsrecht  wegen  verborgener  Fehler 
überhaupt  nicht  hatte,  und  die  beim  Viehhandel  rück- 
ftichtlich  gewisser  Fehler  gemachten  Ausnahmen  erschie- 
nen dcähiilb  als  oiiif  l»ei  dieser  Gattung  von  Kaufge- 
schäften dem  Käufer  billigerwei.se  zu  Theil  werdende 
Begünstigung^  während  man  dieselben  nach  dem  Eindringen 
des  Römischen  Rechtes,  mn  sie  mit  den  weiter  gehenden 
Vorschriften  des  ädilictschen  Edicts  in  Einklang  zu  bringen, 
luiüöverötändlicli  als  Beschränkungen  des  Redhibitions- 
rechts  zu  behandeln  anfing.  Nur  insofern  erschien  der 
'  Käufer  auch  jetzt  noch  begünstigt,  als  er,  sobald  er  auf 
das  Vorhandensein  eines  jener  Cardinalfehler  zur  Zeit 
des  Kaufabschlusses  mit  Erfolg  Aich  beziehen  konnte,  zu- 
gleich die  Vermuthung  für  sich  hatte,  dass  er  den  Fehler 
beim  Contractsabschlusse  nicht  habe  wahrnehmen  können, 
und  nach  dem  Oerichtsbrauche  wurde  weiter  zur  Er- 
leichterung des  dem  Käufer  obliegenden  Beweises  Ton 
der  Annahme  ausgegangen ,  dass  der  beti'cffende  Fehler, 
falls  er  sich  nur  innerhalb  dreier  Tage  vom  Kaufabschlüsse 
an  gerechnet  zefgte,  zur  Zeit  des  letzteren  präsumptiv  be- 
reits vorhanden  gewesen  sei.  Bei  allen  übrigen  Fehlem, 
auf  welche  sich  der  Käufer  .eines  Pferdes  nach  allgemei- 
nen (Grundsätzen  zum  Zwecke  der  AVandelung  an  sich 
noch  hätte  berufen  können,  musste  er,  um  die  Wieder- 
Aufhebung  des  Handels  zu  erwirken,  entweder  auf  ein 
von  dem  Verkäufer  geleistetes  Garantieverspreeben,  oder 
auf  dessen  dolus  Bezug  nehmen. 

Das  Gesetzbuch  geht  von  folgenden  Grundsätzen  aus: 
a.  dass  es  nicht  bloss  für  Pferde,  sondern  auch  für 
andre  den  Gegenstand  des  Kechtsgeschäftes  bildende  Thier- 
gattungen  im  §.  926  des  B.G.B,  gewisse  Cardinalfehler 
aufstellt,  und  zwar  zunächst  in  dem  Sinne,  dass,  wenn 
sich  solche  binnen  der  dort  lür  jedes  derselben  speciell 
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iiorniirlen  Zeit  zeigen,  deren  \  orhaiuleiisein  bciiu  Kauf- 
abschlüsse zu  veniiutiien  sei,  weitor  aber  aucii  in  dem 
Sinne^  dass  deahalb  die  Wandelungsklage^  aber  auch  nur 
dieae,  mit  Ausnahme 'eines  in  §.  927  des  B.G.B.,'  Abs.  1 
am  Ende  gedachten  Falles,  dem  Erwerber  zustehen  solle; 

b.  dass  ferner  bei  Pferden  und  Üindvieh  wegen  an- 
derer, als  der  ad  a.  gedachten  F(  1)1«  r  eine  Hai'tpHicht  des 
Veräusserers  überhaupt  nur  noch  im  Falle  eines  Garan- 
tieversprechens  oder  eines  nachweislichen  dolus  stattfindet, 
wogegen 

c.  bi  i  allen  übrigen  Thiergattuugen  ausst-r  den  Pfer- 
den und  dem  Kindvieh,  falls  ein  Cardinalfeliler  der  ad  a 
gedachten  Art  nicht  vorliegt,  wohl  aber  ein  anderer  ver- 
borgener Fehler,  die  allgemeinen  Grundsätze  eintreten, 
und  zwar  boll  auch  hier,  wenn  die  Erkrankung  oder  der 
Tod  des  Thieres  binnen  24  iStunden  vom  Kautsab- 
Schlüsse  an  erfolgt,  die  ad  a.  gedachte  Vermuthung  gleich- 
^alls  Platz  ergreifen  (§.  925  des  B.G  B.). 

§.  108.  B.  Haftung  wegen  jurlstiseher  Miniir«!  Tertrags* 
gregrenstandes  (Entwährung). 

1«  Die  Haftung  des  Ver&usserers  wegen  Entwährung 
findet  gleich  der  im  vorigen  §.  107  gedachten  Haftpflicht 

an  sich  und  abgesehen  von  dem  Falle  eines  dolus  oder 
besonderer  Gewährleistung  nur  bei  entgeltlichen  \'er- 
ättsserungsverträgen  statt  (§.  949  des  B.G.B^>  Hierbei 
ist  sswar  -  zunächst  wieder  an  den  Fall  der  gänzlichen 
Veräusserung  einer  körperlichen  Sache  zu  denken,  indess 
greifen  die  Grundsätze  über  Evictionsleistung  auch  da 
Platz,  wo  der  onerose  Vertrag  auf  Bestellung  oder  Ueber- 
tragung  eines  Rechtes  an  der  Sache,  und  selbst  da,  wo 
er  auf  Uebertragung  einer  bloss  persönlichen  Forderung 
*  gerichtet  war  (§.  ^30  des  B.G.B.,  Abs.  2,  verb.  m.  §.  971 
des  B.G.B.). 
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2.  Das  Gesetebach  faset  den  Evictionsanspnich  de» 
Erwerbers  gegen  Beinen  Auetor  ak  einen  selbstftndigent 

neuen  und  nicht  als  einen  solchen  auf,  vermöge  dessen 
unter  dem  Nachweise,  dass  die  frühere  Vertrageerftillang 
eine  bloss  scheinbare  (m.  a.  W.  also  eine  Nichterföllung) 
gewesen  sei,  foitdauprnd  Erfüllung  des  ursprünjE^lichen 
Veräusserungavei-trages^  beziehentlich  unter  de^  Form  der 
Interesaeleistung  gefordert  werden  könne. 

Dies  gehet  theils  daraus  hervor,  dass  nach  §  952^ 
des  B.G.B,  der  Veräusserer  sich  von  dem  Evictiun^aa- 
spruche  nicht  durch  Wiederverschaffung  der  entwährten 
Sache  zu  befreien  vermag^  theils  —  und  noch  deutlicher 
—  daraus^  dass  die  Klage  aus  der  Entwährung  nicht 
der  gewöhnlichen  Verjährung  der  ursprünglichen  Con- 
tractskiage^  sondern  einer  selbstfindigen  kurzen  dreijfih* 
rigen  Verjährung  von  Zeit  der  Entwährung  an  unterliegt^ 
dafern  niciit  dolus  des  Veräusserers,  resp.  besondere  Ga- 
rantieleistung concurrirt  (§.  946  des  B.G.B.). 

3.  Als  regelmSssige  Voraussetzung  des  fiyictionsan- 
Spruches  wird  in  §.  931  des  B.G.B,  gleichfalls  wie  im 
gemeinen  Rechte  die  bezeichnet,  wenn  das  Ob|ect  der 
Veräusserung  in  Folge  des  von  dem  Dritten  daran  gel* 
tend  geinachten  älteren  und  besseren  Hechtes  dem  Er- 
werber durch  richterliche  Sentenz  abgesprochen  wird^ 
gleichviel  übrigens,  ob  letzterer  in  dem  diesfallsigen  Pro- 
cesse  die  Rolle  des  Klägers  oder  des  Beklagten  hatte,  ^ 
nur  darf,  wie  noch  ausdi'ücklich  zur  Erledigung  der  dies- 
falls bestehenden  gemeinrechtlichen  Controverse'  bestimmt 
wird,  die  Abforderung  der  Sache  selten  des  Dritten  nicht 
mittels  blosser  Besitz  klage  erfolgt  sein.  Auch  ist  als 
regelmässige  Vorbedingung  zur  Wahrung  des  Regressan- 
spruches gegen  den  evictionspflichtigen  Auetor  das  Insti- 
tut der  Streitallkündigung  in  §.  933  des  B  O  B.  beibe- 
halten. Ueber  die  Form  der  letzteren  gilt  jedoch  bei 
uns  auf  Grund  der  Erläuterten  Frocessordnung  ad  tit.  XIV. 
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das  Besondere,  dass  dieselbe  nothweudig  gerichtlich 
und  zwar  durch  das  Prooessgericht  geschehen  idiuml 
Dies  wird  selbst  bei  einer  mehrmaligeni  succesbiven 
Streitverkfindigimg  angenommen  (Wochenblatt  yon  1861, 

S.  248  ff.). 

Die  Erläuterte  Proceßsordnuiig  a.  a.  O.  spricht  zwar 
nur  von  dem  Falle ^  wenn  der  Käufer  im  Evictionspro- 
cesse  die  Rolle  des  fiekhigten  hat,  und  zwar  soll  er  bin- 
nen acht  Tagen  vor  dem  Verhöratermine  die  Streit- 

anküiidi^uiig  bei  deren  Verlust  zu  den  Acten  ein- 
bringen. 

War  er  Kläger,  so  fehlt  es  in  unseren  Gesetzen  an 
einem  gleichen  Prttclusivtermine ;  hier  wird  jedoch  die  litis 
dennnctatio  noch  bis  snm  Enderkenntnisse  gestattet,  da- 

fern  sie  nur  nicht  so  spät  erfolgt,  dass  sie  dadurch  ganz 
unnütz  wird.  Als  Ausnahme  von  der  Nothwendigkeit  der 
litis  denunciatio  wird  übrigens  schon  yon  der  Erlttu- 
terten  Frocessordnung  a.  a.  O.  §.  2  unter  Anderm  der 
Fall  erwähnt,  wenn  der  Anspruch  des  f^vincirenden  offen- 
bar und  es  gewibs  sei,  dass  der  Veräusserer  dem  Er- 
werber ohnehin  ,,keine  genügsame  exceptiones  und  admini- 
cula  2U  suppeditiren  in  Stande  gewesen  sein  wOrde.^^ 
Will  nun  der  Erwerber,  gestützt  hierauf,  und  un^M  uchtet 
der  seiner  Zeit  versäumten  litis  denunciatio  später  seinen 
Kegress  au  den  Auetor  neiimen,  so  muss  er  nacii  der 
früher  freilich  bestrittenen,  wohl  aber  richtigeren  Ansicht 
in  seiner  Regressklage  die  angebliche  Evidenz  des  besse- 
ren Bechtes  des  Dritten  und  die  von  ihm  in  der  Procese- 
führung  wider  letztem  bewährte  Diligenz  besondere  dar- 
legen, sowie  nöthigcntails  beweisen,  während  in  dem 
Falle  rechtzeitig  bewirkter  StreitverkUndigung  der  Vcr- 
ftusaerer  das  Resultat  jenes  Vorprocesses  (von  dem  Falle 
eines  seifen  des  Erwerbers  verschuldeten  Verlustes  abge- 
sehen) gegen  sich  gelten  zu  lassen  hat  und  mit  Einwen- 
dungen, die  er  etwa  dem  Evincirenden  dort  hätte  ent- 
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gcgettfltellen  können,  nicht  weiter  gehört  wird.  Tfaeilweise 
anderer  Meinung  ist  in  letzterer  Beziehung  für  unser 
früheres  Kecht  Osterloh,  Handbuch  §.  193,  Anni.  13. 
Zu  veigJ.  jedoch  dagegen  Wochenblatt  1846  ^.  177.  — 
Das  Gesetsbttch  in-  §.  933  a.  £.  schlicsst  sich  der  obigen 
Ansicht  an. 

4.  Neben  jenem  regelmässigen  £victionsfaUe  (mit 
vorausgehendem  Rechtsstreite)  wird  der  Regressanspruch 

des  Erwerbers  in  §§.  ^)^)^3 — 938  nncli  in  einer  Reihe  an  «le- 
rer Fälle  autreeht  erhalten,  welche  alle  auf  dem  gcmeiu- 
scbaftJichen  Grundgedanken  beruhen,  dass  wenn  auf  an- 
derem Wege  als  durch  Richterspruch  das  bessere  Recht 
des  Dritten  auf  eine  den  Auetor  bindende  Weise  darge- 
than  worden  könne,  di  r  I  lrw  crber  es  nicht  schltH  literdings 
auf  den  Trocess  mit  dem  Dritten  nnkoninien  zu  lassen 
brauche,  und  noch  weniger  die  Unmöglichkeit  eines  vor* 
ausgehenden  Rechtsstreites,  (wie  z.  B.  in  dem  §.  937  des 
B.G.B,  gedachten  Falle  der  confiisio)  ihm,  dem  Erwerber, 
zum  Isachtlieile  gereichen  dürfe. 

5.  Kill  besonders  häutif^er  Fall,  wü  die  Eviotions- 
leistung  in  B'rage  kommt,  ist  der,  wenn  der  Käufer  eines 
Grundstückes  wegen  älterer,  darauf  haftender  Uypotlie- 
ken,  die  er  beim  Kaufabschlüsse  von  seinem  Auetor  nicht 
mit  überwiesen  erhalten  hat,  nachmals  in  Anspruch  genom* 
men  wird.  Die  i\iv  den  Käufer  in  einem  sulchen  Falle  niei- 
steus  gegebene  Möglichkeit,  sich  über  die  Existenz  dei' 
Hypotheken  in  Zeiten,  d«  h.  noch  vor  dem  Kaufab^^usse, 
Keiintniss  zu  verschaffen,  steht  der  Annahme,  dass  es 
sich  hier  um  einen  verborgenen  juristischen  Fehler 
der  vSache  für  den  Känl'er  gehaiKlelt  habe,  nicht  entgegen. 
Anderer  Meinung  iür  das  frühere  Recht  ist  mit  Unrecht 
Heyne,  Erört.  a.  d.  Grund-  und  Hypothekenrechte  S.  82. 
—  Der  Verkäufer  wird  deshalb  auch  in  diesem  Falle 
dem  Käufer  in  der  Regel  evictionsptlichtig  bleiben,  und 
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Letzterer  wird  eventuell  schon  von  der  Vorschrift  des 
§.  943  des  B.G.B.  gegen  seinen  Auetor  Gebrauch  machen 
kdnnen. 

4.  Abschnitt.    Abtret ung  der  Forderungen. 

§.  10^.  Begriü  umi  i^egeuütaud. 

Siebenhaar  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspfl.  Bd.  XXVIII. 

289  ff. 

I.  Nach  dem  Gcsetzbucho  fallen  unter  den  Begriff 
der  Abtretung  von  Forderungen  überhaupt  alle  Vor- 
g&nge^  in  welchen  ohne  Vermittelung  einer  Universalsuc- 
cession  sich  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Gläubigers 
einer  Forderung  vollzieht.  Dabei  wird  untorschiedeu 
i&wlschen  den  Fällen,  wo  dieser  Wechsel 

1.  durch  eine  Willenserklärung  des  Gläubigers, 

2.  durch  Richterspruch, 

3.  unmittelbar  durch  das  Gesetz 
vermittelt  wird. 

Ad  1.  kann  diese  Willenserklärung  entweder 

a.  auf  völlig  freier  Entschliessuug- des  Gläu- 
bigers beruhen,  und  muss  dann  entweder  in  der  Form 
einer  gültigen  letztwilli;::<^ii  Verfn-  aug  oder  in  der  I  unii 
eines  mit  dem  neueintrcteuden  Gläubiger  abges^clilofsseneu 
Vertrages  eingekleidet  sein  (§,  953  verb.  ro.  §.  962  des 
B.GKB.y  Abs.  1,  2  — );  oder  es  kann 

b.  eine  gesetzliche  Verpflichtung  hierzu  auf  Seiten 
des  Glaubip:er8  bereits  bestehen.  In  diesem  Falle  ist,  um 
die  ITebcrtragung  der  Forderung  auf  den  Dritten  zu  be- 
-wirken,  zwar  immer  noch  eine  Willenserklärung 
des  Gläubigers  unerlässlich;  es  genügt  hier  aber 
schon  dessen  einseitige  Erklärung,  dass  er  die  Forderung 
an  den  Dritten  abgetreten  haben  wolle  (§.  062  des 
B.G.B.,  Abs.  2.).     Bis  dieselbe  ertolgt,   existirt  also 
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auch  in  diesen  Fällen  (im  Gegensatse  su  den  Fällen 
ad  3,  wo  der  Gläubigerwechsel  ipso  jure  vor  sich  gehet) 

zu  GüiKslen  des  Dritten  hnmer  iiür  erst  ein  Rcchtetitel 
auf  Abtretung,  zu  dessen  Realisirung  es  nach  finden 
noch  der  Anrufung  richterlicher  Hülfe  bedürfen  würde, 
wo  sich  dann  möglicherweise  der  Fall  unter  die  Kategorie 
unter  2  stellt.  Fälle  einer  solchen  gesetzlichen  Verpflichte 
ung  finden  sich  in  §§.  957 — 961  des  B.G.B,  zusanmicu- 
gestellt,  und  unter  ihnen  namentlich  auch  der  Fall,  wenn 
ein  Stellvertreter  mit  dem  Dritten  im  eignen  Namen  und 
ohne  sich  diesem  in  seiner  Eigenschaft  zu  erkennen  za 
geben,  contrahirt,  hierdurch  aber  die  durch  den  Vertrags- 
abschluss  etwa  begründete  Forderung  an  den  Dritten  zu- 
nächst f  ür  sich  selbst  erworben  hat  (zu  veigl.  §.  790  dea 
B.G.B.).  Insofern  hier  der  Vertreter  aus  dem  von  seinem 
Stellvertreter  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  g^gen  den 
Dritten  nicht  unmittelbar,  sondern  erst  auf  Grund  cinor  von 
jenem  ertheilten,  wenn  auch  einseitigen,  Abtret uugserklär- 
ung  klagen  kann,  wird  hier  (wie  auch  in  den  übrigen 
ohgedachten  Fällen)  die  Ansicht  derjenigen  gemeinrecht^ 
liehen  Rechtslehrer  reprobirt,  die  in  einem  solchen  Falle 
ohne  Weiteres  eine  actio  utilis  fiir  den  neuen  Gläubiger 
gegeben,  d.  h.  also  den  Fall  unter  den  Gesichtspunct  sub  3. 
gestellt  wissen  wollen. 

Ad  2.  ist  an  die  Function  des  Theilungsrichters^  aber 
nach  Befinden  auch  an  die  des  Hülfsrichtera,  z.  B.  inso- 
fern zu  denken,  als  in  Gemassheit  des  §.  504  des  B.G.B, 
von  demjenigen,  der  ein  Hülfbrecht  an  einer  hypothe- 
karischen Forderung  erlangt  hat,  statt  der  Einziehung 
der  letzteren  zu  seiner  Befriedigung  deren  Umschreibung 
im  Grund-  und  Hjpothekenbuche  auf  seinen  Namen  nach 
Höhe  seiner  Schuld forderung  verlangt  werden  kann  (zu 
vgl.  oben  §.  84,  3.  b  ). 

Ad  a.  erwähnt  das  Gesetzbuch  in  §§.  ddS,  954  den 
doppelten  Fall 
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a.  des  Mitübei^anges  von  auf  die  Forderung  bezüg- 
licben  Nebenrecbten  auf  den  CeBsiouar,  soweit  sie  nicbt 

bei  der  Abtretung  der  liiuiptfurdcrung  ausdriicklich  aus- 
genommen worden  sind,  z.  B.  Bürgäcbaftsforderuugeii, 
Zinsenforderungen  pro  futuro  selbst  dann^  wenn  sie  auf 
selbetändiger  Klage  beruhen ,  Ffandrecbte,  nur  das»  bei 
letzteren  wegen  der  Katur  des  Pfandrechtes  bis  zur 
Uebergabe  der  verpfändeten  beweglichen  Sache  an  den 
Cessionar  resp.  bei  Hypotheken  bis  zur  Kintragung  des 
Letzteren  im  Grund-  und  Hjrpothekenbuche  für  ihn  in  der 
Regel  nur  erst  ein  Titel  auf  Uebertragung  des  Pfand- 
rechtes bestehen  wird.  üeber  die  Frage  dagegen,  ob, 
wenn  zur  Zeit  der  Abtretung  nur  erst  ein  Kuchlstitel  auf 
Eintrag  einer  Hypothek  auch  fiir  den  Cedenteu  bestand^ 
dieser  Eechtsgrund  überhaupt  cessibel^  resp.  auf  den 
Gessionar  mit  dem  Augenblicke  der  Abtretung  der  Haupt- 
forderung  mit  als  übergegangen  erachtet  werden  könne, 
ist  zu  vergl.  §.  96'J  des  B.G.B.,  Abs.  4  und  Siegmann/ 
i.  d.  Annaleu  N.  F.  £d.  l,  S,  461  ff.  und  namentlich 
S.  464,  465; 

b.  den  Fall,  wenn  der  Dritte,  welcher  eine  fremde 

Schuld  an  den  Gläubiger  zahlt,  vor  oder  bei  der  Zahlung 
Bit  Ii  tlic  Abtretung  der  Forderung  an  den  Schuldner  aus- 
drücklich Torbehält.  Auch  hier  soU  dieses  Foj'derungs- 
recht  ipso  jure  auf  den  Dritten  (den  Zahlenden)  über- 
gehen. Beide  Fälle  (a.  und  b.)  lassen  sich  jedoch,  inso- 
fern in  ihnen  immer  wieder  der  Uebeigang  der  Fur*Icrung 
auf  den,  wenn  auch  nur  factisch  erkläi*ten,  oder  doch 
Torauszusetzenden  Willen  des  Gläubigers  zurückzuführen 
isty  im  Sinne  der  'gemeinrechtlichen  Terminologie  auch 
als  Fälle  der  sogenannten  cessio  tacita  bezeielnien, 
während  die  Mehrzahl  der  gemeinrechtlich  unter  den  ipso 
jure  Erwerb  der  Forderung  zu  rechnenden  Fälle  unter 
der  oben  erwähnten  Kategorie  sub  1^  b.  sich  wieder 
findet.' 
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IT.   Gegenstand  der  Abtretung.   Schon  in  unaerer 

zeitherigcii  ( Josetz^^cbuiifr  tritt 

1.  niehriach  die.  Tendenz  hervor,  die  gemeinrecht- 
lichen Beschränkungen  der  CeBsibilität  zu  beseitigen.  Hier- 
her gehdrt: 

a.  die  lex  Anastasia  na  ^  welche  schon  durch  dec 

28  von  1061  wesentlicli  liiuditicirt  war,  bis  durch  Gesotz 
vom  Januar  lb38  ihre  gänzliche  Aufhebung  ausge- 
sprechen  wurde. 

b.  Ebenso  sind  die  Beschränkungen  derCessionen 
zwischen  Juden  und  Christen,  rücksichtlich  deren 
das  bekannte  reichsgesetzliche  Verbot  bereits  durch  De- 
cisivbefehl  vom  5.  November  1715  ausser  Kraft  gesetzt 
worden  war,  durch  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1840 
auch  insoweit  wieder  beseitigt  worden^  als  sie  auf  un- 
t«»  ieni  buchsiöcheii  Mandate  vom  1.  August  1811  beru- 
heten. 

c.  Nach  dem  Vorgange  Leysers  in  seinen  meditationes 
ad  pandectas  spec.  DXVIII.  ad  Üb.  XLIV  tit.  6,  de  liti* 
giosiS)  ),  ist  auch  die  Abtretung  rechtshängiger  Forder- 
ungen —  d.  h  also  die  Abtretung  sciten  des  klagenden 
Gläubigers  während  der  Dauer  des  Proccisses  an  einen 
Britten  im  Gegensatze  zu  dem,  hiermit  nicht  zu  verwech- 
selnden,  den  Beklagten  treffenden  Verbote  der  Ver- 
äusserung  einer  res  Htigiosa  —  bei  uns  von  jeher  als 
vollkommen  zulässig  angesehen  worden  (cf.  Zeitschritt  f. 
KecbtspH.  Bd.  XXllI.  6.  342  — ).  Umgekehrt  hatte  aber 
auch  unser  früheres  Kecht 

2.  einzelne  Beschränkungen  der  Cessionsfreiheit  neu 
eingeführt ,  beziehentlich  das  gemeine  Recht  insoweit 
wenigstens  modificirt. 

Hierher  gehört: 

a.  das  Verbot  der  Cession  einer  gegen  den 
Mündel  gehenden  Forderung  an  denVormnnd, 

insofern  die  Allgemeine  Vornmnd&chaübordnung  cap.  XV. 
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§.  16  dem  Vonnunde,  welcher  sich  anch  auf  eine  solche 
Cession  einlässt ,  Verlust  der  gesammten  Forderung 
androht : 

b.  das  Verbot  des  Ankaufes,  d.  h.  hier  ttber^ 
haapt  des  entgeltlichen  Anaichbringens  einer  einzukla- 
genden Forderung  durch  den  Sachwalter  (Erl.  Proeess- 
ordnung  ad  tit.  III,  1.  —  Advocatenordnung  vom  3.  Jani  ' 
lbo9,  §.  25); 

c.  das  Verbot  der  öffentlichen  Verauctio- 
nirnng  von  Forderungen  mit  Ausschluss  der  auf 

ausländischen  Staatspapieren  beruhenden  (Ges.  v.  y.  Jan. 
1838,  §  5). 

Das  Gesetzbuch  lässt  zwar  die  zuletzt  (b  und  c)  er- 
wähnten  Verbote,  ab»  auf  dem  öffentlichen  Rechte  beru- 
hend unberührt,  im  Uebrigen  aber  hält  es  in  §.  964  die 
Cessiüiisfreiheit  fast  uls  ausnahmslose  Regel  fest.  Insbe- 
sondere ist  auch  das  Verbot  der  Cessioii  an  den  Vor- 
mund in  dem  obigen  Falle  (a)  nach  §.  1909  als  aulge- 
hoben EU  betrachten,  und  es  bleibt  somit  fUr  das  Ge- 
setzbuch nur  noch  das  in  der  Sache  selbst  liegende  Ver- 
bot der  §§.  965  und  966  übrig.  , 


i.  110.  m.  Wirkung  der  Abtretung. 

Man  hat  hier 

1.  die  Wirkungen  zwischen  dem  Cedenten  und 
Cessionar  und 

2.  das  Kechtsverhältniss  Beider  zu  dem  debitor 
cessus  auseinander  zu  halten. 

Zu  1.  Ks  ist  im  Gesetzbuche  mit  voller  Deutlielikeit 
der  Gedanke  ausgesprochen ,  dass  durch  die  Abtretung 
der  Vermögcnsinhalt  des  Forderungsrechtes 
selbst  und  nicht  bloss  dessen  Ausübung  auf  den  Ces- 
sionar übertragen  M-erde,  die  Forderung  also  aus  dem 
Vermögen  des  Cedenten  mit  dem  Augenblicke  ausscheide, 
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WO  die  Abtretung  nach  dem  oben  im  vorigen  Paragra- 
phen ad  I.  Bemerkten  als  geschehen  zu  betrachten  ist 
(§.  962  verb.  ni.  §§.  968,  969  des  B.G.B.).  Die  in  den 
Motiven  zu  diesen  Paragraphen  sich  ündende  prote- 
atirende  Bemerkung  gegen  eine  etwa  beabsichtigte  Adop- 
tion der  Theorie  der  Singularsuccession  in  die  Forderung 
stehet  dem  nicht  entgegen,  sondern  bezieht  t^icli  nur  aui' 
den  nachfolgenden  Punkt  unter  2.  Hieraua  folgt,  das» 
nicht  bloss  der  Cedent|  wenn  er  nach  der  Cesaion  den 
Forderungsbetrag  selbst  noch  einhebt,  oder  den  Schuldner 
sonst  Itberirt,  dem  Cessionar  für  das  volle  id  quod  inter- 
est  aiifzukommeu  hat,  sondern  dass  auch  im  Falle  einer 
mehrmaligen  Abtretung  derselben  Forderung  an  verschie- 
dene  Personen  unter  den  verschiedenen  Cessionaren  an 
sich  die  Priorität  der  Oession  entscheidet,  hier  jedoch 
mit  der  zu  Gunsten  des  späteren  gutgläubigen  Cesstonara 
gemachten  Ausnahme,  dass  dieser  zur  Herausgabe  des 
bona  iide  eingehobenea  Forderungsbetrages  von  dem 
früheren  Cessionar  nicht  genöthigt  werden  kann,  letzterer 
vielmehr  in  einem  solchen  Falle  lediglich  auf  seinen  Re- 
gressansprueh  an  den  (Jedcnten  verwiesen  ist  (§.  968 
verb.  m.  §.  973  des  B.G.B.). 

Im  Uebrigen  bleibt  es  bei  dem  gemeinrechtlichen  Satze, 
dass  der  Oedent  nur  für  die  Verität,  nicht  für  die  Boni- 
tät des  nomen  zu  haften  habe  (§.  971  des  B.G.B.);  es 
werd*'n  jedocli  lür  den  einer  entgeltlichen  ('e.ssion  auf 
diese  HalUiug  die  Grundsätze  über  Evictiousieistung  (oben 
§.  108)  dergestalt  angewandt,  dass  der  Cessionar,  welchem 
das  abgetretene  Forderungsrecht  von  einem  Dritten  mit 
Erfolg  abgestritten  wurde,  um  sich  seinen  Regress  gegen 
den  Cedenten  zu  wahren,  nicht  bloss  demselben  recht- 
zeitig litem  zu  dcnunciren  hat,  sondern  auch  mit  seinem 
Kegressanspruche  der  fUr  EvictionsansprUche  überhaupt 
eingeführten  kurzen  (dreijährigen)  Verjährung  unterliegt. 
Zinsrückstände  sind  übrigens  im  Zweifel  nur  inöoweit 
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als  unter  der  Cessiou  mit  begriffen  zu  denken,  als  s>ie 
nicht  auf  besonderer  Klage  beruhen.  Endlich  ist  der 
Oedent  auch  ohne  besondre  Zusage  seinem  Cessionar  znr 
Mittheilung  der  auf  die  Fordprung  bezüglichen  Beweis- 
itiittd,  sowie  zur  Ausstellung  einer  schriftlichen  Cessions- 
urkunde  verbunden,  zu  einer  dergleichen  gerichtlichen 
aher  nur  dann,  wenn  schon  die  abgetretene  Forderung 
selbst  auf  einem  documentum  publicum  beruhete  (§.  970 
des  B.G.B.). 

Zu  2.  Was  die  Wirkungen  der  Cession  ge- 
genüber dem  debitor  cessus  anlangt,  so  ist  der  Stand- 
punkt des  Gesetabuches  im  Allgemeinen  der,  dass  der 
Debitor  bis  su  einer  ordnungsmässig  erfolgten  Denundation 
zwar  iiiclit  verpflichtet  ht,  <ii(  Uession  wider  sich  gelten 
zu  lassen,  wohl  aber  berechtigt  erscheint,  wenn  er  auch 
nur  auf  anderem  Wege  Kenntniss  von  ihr  erlangt  haben 
sollte,  ssu  seinem  Vortheile  auf  dieselbe  sich  zu  berufen; 
so  kann  er  z.  B.  also  dem  wider  ihn  nocli  klagend  auf- 
tretenden Cedenten  darauf  hin  die  erforderliche  Sach- 
legitimatiou  streitig  machen  oder  bei  einer  noch  vor  De- 
nuncirung  der  Cession  etwa  erfolgten  Ruckcession  oder 
Weitercession  der  Forderung  dennoch  "aus  der  Person  des 
Oessionars,  resp.  der  Zwischencessionare  dem  nunmehrigen 
Inhaber  der  Forderung  gegenüber  mit  Erfolg  excipiren, 
während  nach  zeithenger  Auffassung  die  Cession  bis  zu 
deren  Anzeige  an  den  Cessus  für  diesen  a|s  res  inter  alios 
acta  zu  gelten  hatte,  aus  der  er  weder  Rechte  ableiten, 
noch  verpflichtet  werden  konnte.  Eine  besondere  Form 
ist  für  die  Deuunciation  an  den  Cessus  auch  jetzt  nicht 
vorgeschrieben,  und  nur  die  zeithenge  Streitfrage,  von 
wem  dieselbe  auszugehen  habe  (c£  Arndts  Fand.  §.  256, 
Anm.  1),  dahin  entschieden,  dass  dieselbe  ebensowohl  durch 
den  Cessionar,  als  duicli  den  Cedenten,  als  auch  endlich 
durch  das  Gericht  erfolgen  könne  (§.  972  des  B.G.B.); 

jedoch  darf  der  Cessus  ersteren  Falles  von  dem  Cessio- 

26 


Digitized  by  Google 


402     f-  110.  AbtretUQg  der  Forderangen.  Wirkung 

nar  fordern ,  dass*  er  ihm  ^e  erfolgte  Cession  nachweise 

f§.  974  des  B  G.B.)^  wenn  aucli  dabei  nicht  immer  und 
uothweudig  an  einen  urkundlicben  Nachweis  zu  denken 
ist.  Soviel  übrigens  die.  von  dem  debitor  cesBue  dem 
neuen  Gläubiger  aus  der  Person  des  Cedenten  ent- 
gegen zu  stellenden  Einreden  anlangt,  so  wird  in  den 
hier  einacldagenden  §§.  912,  975  anscheinend  je  nach 
Verschiedenheit  der  Ausflüchte  ein  dreifacher  Zeitpunkt 
ontei'schieden  ^  bis  wohin  die  £xcej)tion  entstanden  sein 
müsse  y  um  dem  Cessionar  gegenüber  auf  Beachtlichkeit 
Anspruch  machen  su  können:  einmal  als  all  gern  ei  ne, 
fiir  Ausflüchte  jeder  Art  geltende  Hegel,  die  Zeit  der 
Abtretung  (§.  975.  Abs.  1.),  —  sodann  tur  die  Aua- 
flucht der  Compensatlon  die  Zeit,  wo  der  Cessus 
von  der  erfolgten  Abtretung,  gleichviel,  ob  im  Wege  torni- 
lichcr  IJenunciation  oder  sonst,  Kenntniss  erhielt  (§.  975  des 
B.aB.,  Abs.  20,  endlich  (in  §.  972  des  B.G.B.)  für  die 
dort  speciell  gedachten  Arten  von  Ausflüchten  der  Zeit- 
punct  der  Denunciation  selbst. 

Es  erscheint  jedoch  bedenklich,  dem  §.  975  des 
B.G.B.,  Abs.  1.  überhaupt  eine  ausschliessende  Tendenz 
in  dem  Sinne  unterzulegen,  als  ob  in  der  Kegel  nur 
die  zur  Zeit  der  Abtretung  bereits  vorhandenen  Einreden 
ex  persona  cedentis  fUr  den  Cessus  bentitzbar  seien,  da 
solches  im  Vergleich  zu  den  im  §.  972  des  B  G.B.  vor- 
geschriebenen i  iilicn  zu  der  befremdenden  Consequeiiz 
führen  würde,  dass  der  Cessus  z.  B.  zwar  eine  in  die 
Zwischenzeit  zwischen  die  Cession  und  der  ordnnngs- 
massigen  Deuunciation  gegen  den  Cedens  erworbene  Ein- 
rede des  vollständigen  Erlasses  mit  £rfolg  wider  den 
Cessionar  nachmals  vorschützen,  auf  eine  während  dieses 
Zeitraumes  ihm  von  dem  Cedens  ertheilte  blos«<e  Gestnn- 
dung  dagegen  sich  gegen  den  Cessionar  selbst  dann  uiclit 
berufen  könnte,  wenn  er  auch  bei  der  Erwirkung  der 
Oestundung  über  die  erfolgte  Cession  sich  noch  vollstän- 
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dig  in  Loktiuitniss  betiiiulon  luibcn  sollte.  Das  Kichtige 
düii'te  daher  seiH;  die  gedachte  Bestiinmung  in  §.  975| 
Abs.  1.  ilberliaapt  nur  von  dem  aUgemeinen  Grundsätze 
zu  verstehen ;  dass  in  jedem  Falle  das  abgetretene 
Furderungsrcc'ht  nur  in  dem  Umfange  und  in  der  ße- 
schaiFeuheit ;  wie  solches  dem  Cedenten  zustand,  also 
auch  mit  allen  ihm  etwa  anhaftenden  Mängeln  auf  den 
Cessionar  UbergeBen  könne,  ohne  dass  damit  gesagt,  sein 
soll,  dass  alle  spftter  bis  zur  Denunciation  entstandenen 
exceptivischen  Thatsachen,  soweit  sie  nicht  etwa  unter 
Abs.  2.  des  §.  975,  oder  unier  die  geschlossene  Zahl  des 
§.  972  fielen,  schlechthin  ausser  Betracht  au  bleiben  hätten. 

Ebenso  ist  wohl  unzweifelhaft  der  in  §.  975,  Abs.  2, 
gebrauchte  Ausdruck  „Kenntniss  erhielt''  von  einer  den 
Cessus  verpflichtenden,  d.  h.  durch  vorausgegangene  De- 
nunciation begründeten  Kcnntniss  zu  verstehen  und  das 
\'erhältniß8  dieser  Bestinwnunf(  zu  der  im  972  ist  dann 
das,  dass  der  Cessus  Gegenforderungen,  welche  ihm  in 
der  Zwischenzeit  zwischen  der  Abtretung  und  der  De- 
nunciation ^^egcn  den  Cedenten  erwuchsen,  nicht  bloss 
dann  wider  den  Cessionar  erfol^rreieh  beniitzcn  könne, 
wenn  er  sie  noch  vor  der  Denunciation,  wenn  aucli  ein- 
seitig, gegen  den  Cedens  in  Aufrechnung  bringen  zu  wol- 
len erklärt  hat  (was  schon  aus  den  Schlussworten  des 
g.  972  l'olgen  würde),  sondern  auch  dann,  wenn  wenig- 
stens die  Vorauaäetzungon  der  Corapensabilität  bis  zur 
Denunciation  vollständig  eingetreten  waren.  Der  Hauptfall 
der  gemeinrechtlichen  Controverse  übrigens,  ob  der  debi- 
tor  cessus  auch  die  ausschliesslich  mit  der  Person  des  Ce- 
denten zusammenhängenden  Einreden  gegen  den  (  Vssio- 
iiar  gebrauchen  köimc,  hat  sich  durch  Beseitigung  des 
beneficium  competentiae  im  Geseizbuche  erledigt  (Arndts 
Pandecten  §.  256  a.  E.). 
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5.  Abscliaitt:  ii^rlöscliung  der  Forderungen, 

f  llL  L  Ihireli  ZMvmg, 

A«  Auch  derjenige  Schuldner,  welcher  sonst  über 
sein  Vermögen  nicht  frei  verfögen  kann,  kann  doch 

eine  gültige  Zahlung  vornehmen,  d.  h.  der  j^esetzliche 
Vertreter  des  Zalilcndtn  ist  dieselbe  pur  insoweit  au^u- 
iechten  berechtigt,  als  dadurch  der  Gläubiger  der  Zeit 
oder  dem  Gegenstande  nach  mehr  empfing,  als  ihm  ge> 
bührte  (§.  689  des  B.G.B.)y  während  umgekehrt  die  Zah- 
Iiinp:  an  den  nicht  dispositionsberechtigten  Gläubiger  der 
liegcl  uach  und  abgesehen  vuu  dem  Falle  einer  vorhan- 
denen Bereicherung  den  Schuldner  nur  dann  liberirt, 
wenn  sie  der  gesetzliche  Vertreter  des  Gläubigers  aus- 
dracklich  oder  factisch  ratihabirt  (§.  693  des  B.G.B.). 

B.  Neben  dem  Grundsatze,  dass  dem  Gläubiger  Thtil- 
zahlungen  nicht  aufgenothigt  werden  können  (§.  695  des 
B.G.B.),  steht  noch  der,  dass  derselbe  nicht  verpflichtet 
ist,  Zahlungen  auf  eine  Hauptforderung  anzunehmen,  so 
lange  noch  Zinsen  und  Kostenrückstände  davon  vorhan- 
den  sind  (§.  977  des  B.G.13.  a.  E.),  was  jedenfalls  liir 
die  Fälle  von  Bedeutung  ist,  wo  die  Zinsen  auf  besonderer 
Klage  beruhen,  also  streng  genommen  eine  Mehrheit  von 
Forderungen  in  Frage  steht.  Im  Concurse  zu  des  Schuld- 
ners Vermögen  gilt  nach  der  Erl.  Processordnung  ad  tit. 
XLI  §.  6.  zwar  theilweise  Besonderes,  aber  auch  hier  soll 
nach  dem  Decisiv-Rescripte  vom  7.  Juni  1826  verb.  m. 
Bekanntm.  des  O.A.G.  vom  5.  Januar  18S9  der  Concurs- 
richter  nicht  das  Recht  haben,  etw^^ige  Abschlagszahlun- 
gen i:inscitig  zunaclibt  aiil  die  li.iupt&laniniibrderung  an- 
zurechnen, soweit  die  Zinsen  mit  dem  Capitale  gleiche 
Priorität  gemessen,  vielmehr  umgekehrt  auf  Verlangen 
des  Gläubigers  die  Zahlung  auch  hier  zunächst  auf  die 
Zinsen  gekürzt  werden.   Ueber  die  abwdehende  Ansieht 
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der  älteren  Rechtslehrer  in  dieser  Beziehung  zu  vergl. 
Reinhard,  Ordnung  der  Gläubiger  §§.  197  ff.  — 

Im  Uebrigen  erBcheinen  die  gemeinrecbtlichen  Grund- 
sätze über  die  Art  der  Abrechnung  einer  eine  vorban- 
deue  Mehrheit  von  Scliulcliordt  iuugca  nicht  vollständig 
deckenden  Zahlung  durch  §§.  978  ff.  insofern  einigermas- 
sen  modificirty  als  darnach  der  Schuldner,  wenn  er  nicht 
selbst  bei  der  Zahlung  derjenigen  Posten ,  auf  welche  er 
dieselbe  abgerechnet  wissen  wolle,  bezeichnet  hatte,  an 
die  von  dem  Gläubiger  beim  Zahlungsempfange  oder  in 
der  auszustellenden  Quittung  einseitig  getroffene  Bestim- 
mung unbedingt  gebunden  sein  soll,  dafern  er  nicht  so- 
fort widerspricht,  so  dass  die  in  §§  979,  980  angege- 
bene Reihenfolge  fiir  den  erkennenden  Richter  nur  dann 
ah  Anhalt  zu  dienen  haben  wird,  wenn  nicht  auf  die 
eine  oder  andere  Weise  ausdrückliches  oder  stillschwei- 
gendes EinverständnisB  zwischen  den  Soiutionsinteressen- 
ten  erzielt  worden  ist. 

C.  Die  \'orptlichtung  des  befriedigten  Gläubijj:ers 
zur  Ertheilung  einer  Quittung  ist  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  sofortigen  Bezahlung  im  Kleinhandel  (§.  983. 
des  B.G.B)  ganz  allgemein  anerkannt,  in  einzelnen  Fäl- 
len sogar  mit  der  Steigerung  bis  zur  Ausstellung  gericht- 
licher Quittung  (g.  981.  a.  E.  und  §  984  des  B.G.R.). 
Zugleicl)  sind  aber  auch  die  gemeinrechtlichen  Grund- 
sätze über  die  Beweiskraft  einer  Quittung,  wonach  man 
auch  bei  uns  bisher  eine  binnen  30  Tagen  nicht  revocirte 
Quittung  in  der  Regel  für  unbedingt  beweisend  erachtete 
(zu  vergl.  Wociicnbl.  1^52,  S.  7j,  stillselnveigend  beseitigt,  so 
dass  fortan  eine  Quittung  alsbald  mit  der  Aushändigung 
an  den  Zahlenden  einerseits  zwar  vollen  Beweis  liefert, 
andererseits  aber  auch  dem  Aussteller  den  dawider  zu 
führenden  Gegenbeweis  der  Nichtzahlung  offen  erhält. 
Dabei  ist  mau  jedoch  absichtlich  und  mit  ausdi  ücklicher 
Beiseitesetzung  einer  aniUnglich  in  dem  Entwürfe  aufge- 
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nonunenen  entgegeu^eaetzten  Vorschriit  uicht  soweit  ge- 
gangen^ dem  Schuldner  bis  2ur  Quittungsaushändigung 
,  f  ein  Zurückhaltungsrecfat  an  dem  Solutionsbetrage  einzuräu- 
men (wie  ihm  solches  z.  B.  nach  der  Fassun)^  des  Art. 
3i)  der  Wechselordnung  bei  Wechselzalilnugeii  allerdings 
zukommt):  viehnehr  ist  die  Verpflichtung  zur  (Quittung»- 
ausstellung  ähnlich  wie  die  zur  Kückgabe  des  wegen  der 
Schuld  bestellten  Faustpfandes  als  eine  erst  durch  die 
Zahlung  selbst  entstehende  aufzufassen. 

D.  Die  aus  der  Hückgabt'  dos  Schuidsciieines  durch 
den  Gläubiger  abzuleitende  Uechtsvermutliung  fiir  die 
erfolgte  Tilgung  der  Schuld  ist  im  §.  982.  des  B.a.B. 
beibehalten  y  ebenso  wie  die  auch  noch  im  Gesetze  rem 
23.  Juli  1846  i^.  4  auf  Grund  der  nachgewiesenen  Zah- 
lung dreier  aul  einander  folgender  Jahrestermine  aufge- 
stellte Präsumtion  flir  die  Bezahlung  älterer  Kuckstände 
fortlaufender  Leistungen^  die  letztere  Vermuthung  jedoch 
mit  der  do})polten  Modification,  dass  es  nicht  weiter  des 
xVachweiscs  der  Abfiiliriui*^  dci  während  dreier  aufeinander 
folgenden  Jahre  verfallenen  LfCistungen  bedüi'fc^  sondern 
schon  die  nachgewiesene  Tilgung  dreier  auf  einander  folgen- 
den Termine  I  also  auch  danngentigt,  wenn  die  FMIstation 
in  ktirzeren  als  jährlichen  Zeiträumen  fällig  wird,  und  dass 
dieser  Nachweis  nicht  schlechterdings  mehr  durch  Quit- 
tung gctührt  zu  werden  braucht,  sondern  auch  jeder  an- 
dere Beweismodus  diese  Wirkung  erzeugt  (§.  985  des 
B.G.B.).  — 

Endlich  ist  durch  §.  986  des  B.G.B,  eine  neueKä- 
sumtion  noch  iusotern  hinzugeftlgt,  als  durch  die  erwie- 
sene Tilgung  der  Hauptstammforderung  eine  Vermuthung 
fUr  die  AblUhrung  der  davon  zu  berechnenden  Zinsen 
(und  zwar  gleichviel,  ob  versprochener  oder,  gesetzlicher) 
begründet  werden  soll,  sobald  sich  nicht  der  Gläubiger 
beim  Zahlungsempfange  erweislich  einen  geeigneten  Vor- 
behalt deshalb  gemacht  hat.    Gehören  diese  Zinsen  zu 
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der  Gattung  derer,  die  nicht  auf  selbständiger  Klage 
beruhen,  so  bedail  es  wie  nach  gemeinem  Keuhte  eines 
solchen  Vorbehaltes  zugleich  zu  dem  weiteren  Zwecke, 
um  das  Forderungsrecht  seibat  zu  erhalten* 

^.  112.  FortMtzaag.  ErlQsehun^  der  Fordenuig  aus  aaderea 

II.  Aufrechnung  (compensatio). 

Den  Satz :  compensatio  üt  ipso  jure  fasst  das  Gesetz- 
buch dahin  auf,  dass  mit  Eintritt  der  Compensationsvor- 
aussetzungeu  (Gleichartigkeit  und  Fälligkeit  der  beider- 
seitigon  Forderungen)  zvv:ir  das  Forderungsrecht,  d.  Ii. 
das  Recht  auf  Conipensation  sicli  berufen  zu  können,  für 
jeden  der  beiden  Forderungsinteressenten  ohne  Weiteres 
entsteht^  dass  aber  die  Erlöschungswirkung  erst  noch  von 
einer  besonderen  Willenserklärnng  seiten  des  einen  oder 
andcrf^n  Gläubigers,  dass  er  conipen.siren  wolle  (gleichviel 
übrigens  ob  gerichtlich  oder  aiissergerichtlich)  abhängt; 
freilich  dergestalt,  dass  mit  Erfolg  dieser  Erklärung  die 
ErlOschungs Wirkung  auf  den  Zeitpunet  des  Eintrittes  der 
Compensatioiisvoraussetzungeu  zurUckzubezieheu  ist.  Her- 
vorzuheben ist  noch: 

a.  dass  entgegen  der  zeither  in  unserer  Praxis  Iierr- 
sehenden  verneinenden  Ansicht  (Zeitschrift  für  Kechtspfl. 
Xin.  S.  262,  Annalen  des  O.A  G.  Bd.  VU.  der  A.  F.  S.  192, 
104.)  nach  §.  991  dos  B.G  B.  beim  \'orhanden.sein  der  sonsti« 
geu  \'orau8setzungcn  auch  Forderungen  zur  Cum^iensation 
benutzbar  sein  sollen,  welche  erst  noch  auf  Kechnungs- 
ablegung  beruhen  (z.  B.  also  Forderungen  aus  einem 
Mandats-  oder  Societätsverhältnisse  u.  s.  f.*).  Von  selbst 
versteht  sich  jedoch,  dass  auch  künftig  eine  bloss«'  Pro- 
vocation  auf  Rechnungslegung  seiten  des  Klägers  für  dcu 

*}  Andernfalls  würde  diese  Compensationseinrede  in  den  mei- 
sten F&Uen  auf  eioe  blosse  Retentionsemrede  hinsuslaufeu. 
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Beklagten  aur  Begründang  der  Compensationsemrede  im' 

Proccsse  in  keinem  Falle  hinreicht,  und  dass  daher  der 
die  £ini*ede  vorschützende  Beklagte  mit  einem  dergiei- 
eben  Ansprüche  in  ;d«-  Regel  «neb  in  Zukunft  nur  dum 
gehört  zu  werden  erwarten  darf^  wenn  er  entweder  mit 
der  Einrede  selbst  die  erforderliche  Rechnungslegung  so* 
fort  verbindet,  oder  die  von  dem  anderen  Theile  etwa 
schon  früher  gelegte  Rechnung  mit  seinen  dagegen  zu 
ziehenden  Erinnernngen  beibringt;  Torbehältlich  immer 
des  Rechts  des  erkennenden  Richters ,  den  Anbruch  nö- 
tliigenfalls  zur  Einleitung  förmlichen  Rechnungsprocesses 
zu  verweisen; 

b.  das«  die  Compensabilität  bei  sonstiger  Gleichar- 
tigkeit der  beiderseitigen  Forderungen  nicht  auf  Sach* 
und  Geldleistungen  beschränkt  ist,  sondern  auch  für  For* 
derunp:en  anerkannt  wird,  welche  beiderseits  auf  gleich- 
artige bacheu  oder  Handlungen  gehen  f§.  yuT  des  B.G,B.); 

c.  über  Benutzbarkeit  verjährter  Forderungen  sur 
Compensation  ist  zu  vergL  das  oben  §.  AI,  I.  a.  £. 
Gesagte.  — 

III.    Aufhebender  Vertrag  (novatio). 
Unter  dieser  gemeinschaftlichen  Rubrik  begreift  das 
Gesetzbuch  folgende  verschiedene  Rechtsgesch&fte: 

a.  Den  einfachen  Verzicht  (Schtilderlass)^  für  den 
OS  aber,  um  ihn  zu  einem  bindenden  zu  machen,  Acccp- 
tation  Seiten  des  Verpliichteten  fordert  (§.  9^8  verb.  m. 
§§.  134,  1Ö5  des  B.aB.}. 

b.  Den  auflösenden  Vertrag (mutuus dissensus)^ 
und  zwar  mit  einer  rein  negativen  Wirkung,  so  lange  der 
aufzul«  »sende  Vertrag  noch  nicht  ertiillt  i.st,  im  entgegen- 
gesetzten Falle  mit  der  Bedeutung  der  Begründung  einer 
neuen  Forderung  auf  Rückgabe  des  aus  dem  Vertrage 
bereits  Geleisteten  (§.  1000  der  B.G.B.). 

c.  Den  einfachen  Nouerun^xs vertrag  (novatio)^ 
wo  die  an  die  bteiie  der  früheren  zu  setzende  neue  For« 
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dcTung  unter  denselben  Peräoaeu  begriuidtit  werden  soll 
(§.  KKji  dos  B.G.B.). 

d.  Die  £xpromi88ion,  wenn  an  die  Stelle  des  bis- 
herigen aus  dem  Obligationsnexus  ausscheidenden  Schuld- 
ners ein  neuer  eintritt,  wobei  es,  um  den  beabsichtigten 
Zweck  zu  erreichen  nur  der  Uebereinkunft  zwischen  dem 
Gläubiger  und  dem  Ezpromittenten,  nicht  aber  der  Con< 
currenz  des  aus  dem  Obligationsverhättnisse  zu  entlassen- 
den Schuldners  bedarf  (§.  1003  des  B.G.B.  Abs.  1  u.  2); 
endlich 

e.  Delegation,  und  zwar  active  (§.  1002 des  B.G.B,) 
und  passive  (§.  1003.  Abs,  3)  nach  Beiinden  mit  dem 
INebenswecke,  dass  im  ersteren  Falle  zugleich  eine  Schuld 
des  delegirenden  Gläubigers  an  den  Delegatar,  im  zweiten 
Falle  eine  Schuld  des  Delegirtcn  an  den  Delegirenden 
getilgt  werde  (§.  1004  des  B.G.B.). 

In  den  F&Uen  sub  c.  d.  e.  gebet  die  bisherige  obli- 
gatio mit  allen  Nebenrechten  und  ihr  anhaftenden  Ex- 
ceptionen  unter  (§.  1005  des  B.G.B.),  vorausgesetzt,  dass 
sich  der  Novationswille  der  Paciscenten,  sei  es  mit  aus- 
drücklichen Worten  oder  wenigstens  factisch^  mit  genü- 
gender Deutlichkeit  ausspricht  (§.  1001  des  B.G.B.  a.  £.). 
In  letzterer  Beziehung  war  zwar  durch  deo.  66  von  1661 
die  strengere  Meinung  derer,  namentlich  Carpzovs,  gebilligt 
worden,  welche  die  I.  8.  C.  de  novat.  ¥111,42(41)  nur  von 
einem  verbis  expressis  kund  gegebenen  animus  novandi 
verstanden  wissen  wollten.  Schon  der  Commentator  der 
Decision,  Gottschalk,  in  seinen  analecta  etc.,  cap.  XII. 
S.  30i^  ff.  liess  jedoch  für  gewisse  Fälle,  nämlich  liir  die 
einer  völligen  Unvereinbarkeit  der  neuen  Vcrtragsberedung 
mit  der  früheren  Festsetzung  die  Möglichkeit  einer  so- 
genannten novatio  tacita  nach,  und  noch  mehr  hat  es 
sieh  die  spätere  Praxis  angelegen  sein  lassen,  die  inmit- 
telst herrschend  gewordene  richtigere  gemeinrechtliche 
Ansicht  über  den  Sinn  jener  Justinianeischen  Consti- 
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tution  mit  den  Worten  der  Decision,  wenn  auch  vielieicht 
auf  etwas  gewaltsamem  Wege,  in  Einklang  zu  bringen. 

IV.  Unmöglichkeit  der  Leistung  und  Wegfall  de« 
Inhaltes  der  Forderung  (§§»  1009-1015  des  B.aB.). 

Hieruber  rergl.  das  oben  §.  103,  IIL  Gesagte. 

V.  \  cijülii  uug  als  Erlüschuntrsirnind. 
Zu  vergl.  daa  oben  §.  41  jJargeöteilte. 

s 

6.  Abschnitt.  Oesammtschaldverhftltnisse. 

§.  113. 

Ifk  dieser  Lehre  sind  die  Begriffe  von  Correal-  und 
Solidarobligation  dergestalt  mit  einander  verschmolzen, 
dass  unter  Aufgebung  der  bisherigen  Unterscheidung  in 

«Heu  hierher  gehörigen  Fällen  immer  so  viel  einzelne 
Obligationen  angenommen  werden,  als  correi  credendi 
oder  debendi  vorhanden  sind.  Wenn  daher  gleichzeitig 
mehrere  Gläubiger  und  mehrere  Schuldner  einander  ge- 
genüber stehen,  so  werden  so  viele  einzelne  Schuldver- 
hältnissc  anzunehmen  sein,  als  ^^lch  bei  einer  Multiplicir- 
ung  der  Zahl  der  Gläubiger  mit  der  Zahl  der  ^huldner 
ergiebt.  Ihren  gemeinschaftlichen  Berührungspunct  finden 
diese  einzelnen  Obligationen  nur  noch  darin,  dass  die  auf 
den  obigen  Bestand  der  Obligation  /unickwirkendeu 
.  Thatsachen  allen  (iesamuitgläubigern  gegenüber  ^^  ükeu, 
und  andererseits  allen  Gesammtschuldnem  gegenüber  be- 
ziehentlich von  allen  geltend  gemacht  werden  können, 
während  die  nur  subjectlven  Beziehungen,  die  eine  Ver- 
ändeiiuifr  •  lur  Erlöschung  des  Forderungsrechts  au  sich 
herbeizulühren  geeignet  sind,  in  ihren  diesfallsigea  Wirk- 
ungen immer  nur  auf  diejenigen  Forderungstntereseenten 
beschränkt  bleiben,  in  deren  Person  sie  eingetreten  sind. 
Daher  kommt 

1.  weder  der  Verzug  des  einen  Gesammtgiäubigerä 
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reap.  Geflanimtschuldnors  (§.  1025  des  B.G.B.) ,  noch 
der  von  einem  Gläubiger  oder  dem  einen  Schuldner 
verwilligte  Schulderlase  (§.  1030  des  B.G.B.),  noch  das 
Kwiscfaen  einzelnen  von  ihnen  ergangene  rechtskräftige 
Erkcuntniss  (§.  1032  des  B.G.B.,  vergl.  übrigen»  noch 
das  oben  §.  43  Gesagte),  noch  endlich  die  gegen  einen 
Gesamrotgläubiger  oder  fUr  einen  Gesammtschuldner  ein- 
getretene Verjährung,  resp.  deren  Unterbrechung  (§§.  1034, 
1035  des  B.G.B.)  den  übrip^en  Gläubitcfrn  resp.  Schuld- 
nern gegenüber  in  Betracht.    Andererseits  wird 

2.  durch  die  auch  nur  dem  einen  Gläubiger  gegen- 
über oder  nur  von  einem  Schuldner  bewirkte  Erfüllung 
der  Forderung  die  letztere  auch  den  Übrigen  correis  cre- 

.dendi  und  debendi  gegenüber  aufgehoben  (§.  1026  des 
B.G.B.).  Der  ErtuUung  ist  insoweit  die  mit  einem  Ge- 
sammt  •  Gläubiger  oder  von  einem  Gesammt- Schuldner 
bewirkte  Compensation,  sowie  ein  von  einem  Gläubiger 
resp.  Schuldner  mit  dem  Andern  eingegangener  Neuer- 
uiio:.svcrtrag  «gleichgestellt  (§§.  1027,  1028  des  B.G.15.V 
Ebenso  wird  man  liierher  die  Fälle  der  gerichtlichen 
Deposition  durch  einen  Schuldner,  soweit  derselben  die 
Wirkung  der  solntio  überhaupt  zukommt  (zu  vergl.  oben 
§.  1U2),  rechnen  dürfen,  während 

3.  sowohl  bei  dem  Vergleiche  über  die  Forderung 
'als  bei  eintretender  Unmöglichkeit  der  Leistung  nach 

§§.  1029  u.  lOai  des  B.G.B,  unterschieden  wird,  ob 
ersterer  der  Sache  nach  eme  ErAillung  enthält,  besiehent* 
lieh  ob  riieh  die  Unmöglichkeit  nur  aut  ikii  einen  Ge- 
summ t-Gläubiger  oder  Gesammt-Schulduer  beziehe  oder 
nicht,  wo  dann  je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  ent- 
weder die  Grundsätze  ad  1  oder  die  ad  2  eintreten, 
üebrigens  steht 

4.  den  mehreren  correis  debendi  weder  das  beneficium 
divisionis  noch  nach  der  von  einem  Einzelnen  bewii'kten 
ErfUllung  diesem  an  sich  ein  Regressrecht  gegen  die 
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Uebrigen  zu^  dafern  nicht  besondere,  ein  Anderes  bedin- 
gendd,  Rechtsverhältnisse  im  einzelnen  Falle  vorliegen 
(§.  1036  des  B.a.B.). 

Wegen  des  Sarrogatea  fUr  das  gieich£edls  wegge- 
fallene beneficium  cedendaruni  actionom,  welches  §.  955 
des  B.G.B,  gewährt,  ist  zu  veigleiclieu  dab  üben  109, 
I.  b.  Gesagte. 

II.  Abllieiiung. 

Von  den  einzelnen  Arten  der  Fordeningen« 

1.  Abschnitt.    Forderungen  aus  Vorträgen  und 
vertragsähnlichen  Verhältnissen. 

S.  114.  SeheiilniDgeB. 
Siebenhaar  in  Ann.  N.  F.  Bd.  II,  S.  193  ff. 

I.  Ungeachtet  der  Stellung  der  Lehre  hier  an  der 
Spitze  des  speciellen  Theiles  der  Forderungsrechte  kann 
natürlich  die  Anwendung  der  diesfallsigen  Vorschriften 
bei  der  Allgemeinheit  ihrer  Tendenz  auf  Kechtsverbält- 
nissc  der  verschiedensten  Art  auch  bei  uns  keinen  An* 
stand  finden.  Festzuhalten  ist  iUr  den  Begriff  der 
Schenkung  als  wesentlich  die  ans  Liberalität  bezweckte 
Ijereicherun^:^  des  Beschenkten,  und  die  anacheinend  eut- 
gegensieiieade  Aeusaerung  in  den  Motiven  zu  §.  1049 
des  B.G.B.,  soweit  sie  überhaupt  nicht  etwa  bloss  auf 
den  thatsächüchen  Erfolg  des  im  einzelnen  Falle  frag- 
lichen Rechtsgeschäftes  nach  seiner  Realisirung  zu  be- 
ziehen sein  sollte,  tindct  weder  in  den  dafür  angeführten 
Beispielen  (Öcheukung  einer  fremden  Sache''')  oder  £r- 

*,)  Denn  diese  verschafft  dem  Besdienktcn  bis  zur  Entwilhrung 
wenigstens  Besitz  und  (jreauss  und  unter  ümstäaden  einen  Usa- 
ca^iousütel. 
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kaufung  eines  Titels  im  einen  Andern)  ausreichende 
Rechtfertigung,  noch  entspricht  sie  den  in  §§  1U50  bis 
1052  des  B.G.B.  eDthaltenen  £xemplificatioiien.  Dagegen 
ist  eine  der  Bereioherung  comspondirende  Vermögens- 
aiifopferung  von  der  anderen  Seite  allerdings  keineswegs 
als  nuthwendiges  Requisit  der  Schenkung  auzuerkeunen, 
und  gerade  atif  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhanden- 
sein dieses  letzteren  die  fUr  die  richtige  Anwendung  der 
Forinvorschriften  in  §§.  1056  ff;  des  B.G.B,  wichtige 
Unterscheidung  zwischen  Schenkung  im  engeren  und 
weiteren  Sinne  zurückzuführen.  Hinsichtlich  der  Frage, 
inwieweit  zur  Pei*fection  der  Schenkung  Annahme  der  Sache 
Seiten  des  Beschenkten  noth wendig  sei,  folgt  das  Gesetz- 
buch der  wenn  auch  nicht  heri^chenden,  doch  von  vielen 
gemeinrechtlichen  Scliriftstellern  vertretenen  Ansicht,  wo- 
nach zwischen  solchen  Schenkungen,  die  auf  Vertrag  be- 
ruhen, und  solchen;  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall  sei, 
unterschieden  werden  müsse  (§.  1054  des  B.G.B.).  Bei 
denen  der  letzteren  Art  hat  man  an  Fälle  zu  denken,  wo 
das  Vermögen  eines  Andern  ohne  dessen  Wissen  und 
Willen  auch  eine  Bereicherung  zugeführt  erhalten  kann, 
2.  B.  Zahlung  einer  fremden  Schuld,  wissentliche  Zahlung 
einer  Kichtschuld,  negotiorum  gestio  u.  s.  w.,  vorau^l- 
eetzt  natürlich  hier  überall,  dass  bei  dergleichen  Ver- 
fügungen Schenkungsabsicht  im  einzelnen  Falle  das  lei- 
tende Motiv  war.  Umgekehrt  gehört  zu  der  vertrags- 
mässigen  Schenkung  im  Sinne  des  §.  1054  des  B.G.B. 
nicht  bloss  das  Schenkungsversprechen,  sondern  auch  die 
weitere  grosse  Clasöc  von  Fällen,  wo  die  beabsichtigte 
Vemiögenszuwendung  sofort  durch  Uebergabe  des  Schenk- 
ungBobjectes ,  durch  Bestellung  des  einzuräumenden 
Rechtes  9  durch  Vollzug  der  Cession,  durch  Schulderlass 
u.  8.  f.  alsbald  realisirt  wird.  Ueber  die  jetzt  ausnahms- 
lose Durchfuhrung  des  rriucipes  der  Nothwendigkeit  der 
Acceptation  in  diesen  letzteren  Fällen  im  Vergleiche  zu 
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unserem  zeitherigen  Rechte  sehe  man  das  oben  30, 
II.,  2  und  104,  I.  Bemerkte. 

Ueber  die  beschrttiikte  Haftung  des  Schenkers  in 
Fällen  der  vorliegenden  Art  für  etwaige  physische  oder 

juristische  Fehler  der  geschenkten  Sache  zu  Vergl.  oben 
§§.  Iü7,  108  und  über  das  eventuell  von  dem  Schenker  zu 
gewährende  Verzugsinteresse  oben  §.  101  B. 

n.  Als  Fälle  einer  verbotenen  Schenkung  kennt  das 
Gesetzbuch  nicht  bloss: 

a.  dieSchenkungen  unter  Ehegatten  (Näheres 
im  Familienrechte),  sondern  auch 

b.  als  einen  neu  hinzugekommenen  Fall  den  der  donatio 
omnium  bonorani|  indem  im  §.  1053  des  B.G.B.  diejenige 
Schenkung,  wo  Jemand  sein  eigenes  Vermögen  ganz  oder 
zu  einem  ideellen  Theile  verschenkt,  schlechthin  för 
nichtig  erklärt  wird,  und  zwar  ohne  die  bei  der  Bestell uiig 
des  ususfructus  omnium  bonorum  gemachte  UnterscheiduDg 
zwischen  g^nwärtigem  und  zukünftigem  Vermögen  (zu 
vgl.  oben  §.  93). 

III.  Die  Formvorschriften  riicksichtÜch  der  über- 
mässigen Schenkungen  sind  dem  Principe  nach  nicht  nur 
äufrecht  erhalten,  sondern  im  Vergleiche  zu  unserem  zeit- 
herigen Rechte  sogar  noch  erweitert.  Ueber  letzteres 
ist  zu  vergleichen  •Haubold,  Lehrbuch  §.  294^  zu  welc  hem 
nur  zu  bemerken,  dass  die  dort  vorgetragene  Ansicht^ 
dass  bei  Schenkungen  von  Immobilien  jederzeit  und  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  Werth  Gerichtlichkeit  der  Schenkung 
erfordert  werde,  auf  einer  irrig(;n  Ausleguno;  der  c(jn8t. 
I2f  pte.  II,  welche  von  dem  Falle  der  W^rgabung  der 
sogenannten  ErbstammgiUer  handelt,  theils  wohl  auch  auf 
einer  Verwechselung  der  fUr  die  Rechtsbeständigkeit  der 
Schenkung  an  sich  erforderlichen  Solennität  mit  der  ledig- 
lich für  die  Erlangung  des  Eigenthumes  am  geschenkten 
Grundstücke  schon  nach  älterem  Rechte  (abgesehen  von 
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dem  Falle   des  NÄturaleigenlhums)    wesentlicben  rich- 
terlichen Älitwirkiinf^  beruhet. 

Das  Geaetzbuch  hat  das  Mass  dessen ,  was  ohne 
besondere  Form  verschenkt  werden  darf,  in  §§.  1056  ff. 
auf  einen  Werth  von  1000  1  Iml«  i  n,  resp.  bei  auf  unbe- 
etimiute  Zeit  wicderkeiireudeu  Leibtuugen  auf  den  Betrag 
von  50  Thalern  jährlich  normirt.  Darüber  hinaus  ist  bei 
Vermeidung  der  Kichtgttltigkeit  die  Formbeobaehtung 
nothig,  so  dass  die  auf  Grund  einer  solchergestalt  nichtigen 
Öchenkuu}^  erfolgte  Tradiiion  körperlicher  Sachen  quoad 
partem  concurrenff^fii  selbst  nichtig,  also  zur  üebertragung 
von  Eigenthum  auf  den  Beschenkten  ungeeignet  erscheint. 
Dabei  ist  für  die  Art  der  Formbeobachtung  selbst  schlecht- 
hin Genchtlichkeit  des  abzuschliessenden  Geschäfts,  jedoch 
wahlweise  dergestalt  vorgeschrieben,  dass  entweder  das 
Schenkungsgeschält  selbst  vor  Gericht  zu  Protocoll  er- 
klärt, oder  gerichtliche  Bestätigung  fUr  dasselbe  ausgewirkt 
werden  kann.  Die  blosse  Ueberreichung  der  ausser- 
^^eriehtlich  aufgesetzten  Sehenkunp;surkundc  bei  Gericht 
und  deren  gerichtliche  Kecugnitiou,  die  nach  zeitherigeni 
Kechte  von  Vielen,  z.  B.  Heimbach,  in  seinen  und  Ort- 
ofl&  etc.  juristischen  Abhandlungen  und  Rechtsfkllen,  Bd.  I. 
S.  604  fUr  ausreichend  angesehen  wurde,  genügt  also* 
künftig  nicht  mehr.  Eine  besondere  Zuständigkeit  der  betref- 
tenden  Behörde  wird  dagegen  wie  bisher,  so  auch  in  Zu- 
kunft nicht  zu  erfordern  sein,  nur  muss  dieselbe  zu  der  . 
Classe  der  richterlichen  Behörden  gehören.  Der  ausge- 
sprochene Zweck  der  Aufstellung  dieser  Form  ist  nach 
den  specielien  Motiven  lediglich  noch  der,  den  Schenker 
vor  leichtsinniger  VermögenszerspUtterung  zu  bewahren; 
weshalb  denn  auch  dieselbe  trotz  der  Allgemeinheit  der 
Vorschrift  in  §§.  1056  ff.  nur  auf  solche  Schenkungen, 
^veiche  mit  einer  wirklichen  Vermögensverringerung  auf 
Seiten  des  Schenkers  verbunden  sind,  (also  Schenkungen 
i.  e.  S.  zu  vgl.  oben  unter  I.)  zu  bezieben  ist,  dann  aber  auch 
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nicht  blosg  auf  die  Fälle  der  vertra^smässigen  Schenkung. 
Soviel  übrigens  die  Verschenkimg  von  Immobilien  an- 
langt, 80  bedingt  die  hier  concurrirende  zweite  Formvor- 
scbrift  des  §.  822  des  B.G.B.  (su  vgl.  oben  §.  105)  aucli 
jetst  noch  nicht  etwa  eine  Rückkehr  eu  der  obigen  Han- 
büld'schen  Ansicht,  da  §.  822  des  B.G.l).  nicht  schlechilnu 
Gerichtiichkeit,  sondern  diese  nur  walilweisc  mit  ausser- 
gericbUicber  Bcbrifdichkeit  des  GeschäflsabschiusseB  tot- 
geschrieben  hat  Die  Ausnahmefidley  in  welchen  es  dieser 
Formbeobachtung  nicht  bedürfen  boU,  sind  im  Vergletdie 
Ztt  früher  niclit  uiibclrächtlicli  rcducii*t,  insofern 

a.  der  Erlass  einer  Schuldforderung,  weicher  von 
nnserem  Ecitherigen  Gericbtsbrauche  selbst  bei  noch  so 
hohem  Betrage  der  erlassenen  Forderung  nicht  als  den 
Insinuationserfordernissen  unterworfen  betrachtet  wurde 
(Ztschr.  für  litspH.  N.  F.  Bd.  VII.  S.  431),  bei  der 
Allgemeinheit  der  Vorschrift  in  §.  1056  verb.  m.  §.  1054 
künftig  insoweit  den  übrigen  Schenkungen  ganz  gleich 
behandelt  werden  muss.  Diese  Ansicht  wurde  übrigens 
schon  für  das  zcitherige  Recht  von  Langenn  in  seinen 
und  Kori's  Erörterungen,  Bd.  I.  ErÖrt.  7.  N.  Aufl.  gcgeu 
die  abweichende  Bergersche  Meinung  (Oecon.  jur.  U,  2, 
thes.  28,  pag.  296)  vertheidigt; 

b.  insofern  fUr  die  remuneratorischen  Schenkungen, 
die  mau  bisher  bei  uns  im  Allgemeinen  von  jener  Form 

.  dispensiite  (WochenbL  1847,  212  ff.)  diese  exemte  Stel- 
lung nur  in  dem  einen  schon  gemeinrechtlichen  Falle  nodi 
beibehalten  worden  ist,  wenn  die  Schenkung  für  eine 
Lebensrettung  gomaeht  wurde  1064  des  B.G.B.)? 
während  es  im  Ucbrigen,  daferu  geleistete  Dienste  an- 
derer Art  dadurch  vergolten  werden  sollen,  auf  eine  Ab- 
schätzung des  Werthes  dieser  Dienste  und  eineVergleichung 
dieses  Werthes  mit  dem  Sdienkungswerihe  ankommt.  ^) 


*)  üosch&tzbare  Dienste  bleiben  also  ausser  Yeraoschlaguag. 
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c.  insofern  die  übrigen  gemeinrechtlichen  Ausnah- 
men  z.  B»  öokenkuiig  aa  eine  pia  causa  oder  Scheakung 
an  den  Landesheim  stillschweigend  beseitigt  worden  sind, 

"Während  umgekehrt  die  auf  dem  Hausgesetze  vom 
30.  Decbr.  1837  §.  58  beruhende  Exemtion  zu  Gunsten 
der  Schenkungen  des  Landesherm  an  Dritte  nat&rlich 
auch  künftig  in  Kraft  bleibt. 

IV.  Anlangend  das  Widerrufsrecht  des  Schen- 
kers wegen  Undanks  des  Beschenkteni  so  bleibt  dasselbe 
in  §.  1059  des  B.G.B.  auf  die  gemeinrechtlichen  Ffille 
beschränkt^  und  in  §.  1061  des  B.G.B,  wird  die  bisherige 
Oontroverse,  ob  dasselbe  auch  gegen  die  Erben  des  Be- 
schenkten ausgeübt  werden  könne,  bejahend  entschieden. 
Eigentlich  neu  ist  sonach  nur  die  Bestimmung,  dass  das* 
selbe,  abgesehen  von  iem  Falle,  wenn  der  Schenker  noch 
selbst  bei  Lebzeiten  davon  Gebrauch  machen  zu  wollen 
emstlich  erklärt  hat  (actio  pracparata  des  geraeinen  liechts), 
auf  die  Erben  des  Schenkgebers  auch  dann  übergehet, 
wenn  dieser  durch  den  Beschenkten  yorsützlich  getddtet 
wurde  (§.  1060  a.  £.  des  B.G.B.),  sowie  dass  es  nach 
§.  des  B.G.B,  binnen  Jahresfrist  a  tempore  scientiae 

verjährt 

|.  116.  Tom  BarlehB« 

I.  Der  oben  in  §  104  auch  fUr  unsern  heutigen  Dar- 

lehnsvertrag  i'estgeliultene  Gesiciitspuukt  des  Realvertrages 

tritt  allerdings  mit  voller  Schärfe  zunächst  nur  bei  dem 

unverzinslichen  Darlehn  hervor,  insofern  bei  ihm  trotz 

der  allgemein  lautenden  Vorschrift  der  §§.  1068,  1069 

ein  Klagrecht  dus  Darleihers  gegen  den  andern  Theil 

auf  Empfangnahme  der  zwar  verabredeten,   aber  noch 

nicht  gesahlten  Darlehnsumme  wegen  des  ihm  abgehenden 

rechtlichen  Interesses  mit  Bttcksicht  auf  die  höher  stehende 

91 
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Bestimmiiiig  in  §•  662  dennoch  meist  ausgeschlossen  sein 
wird.   Aber  auch  abgesehen  hiervon  spricht  för  die  Bich-* 

tigkeit  der  obigen  Auffassung  nach  dem  Standpunkte  des 
Gesetzbuches  nächst  der  Fassung  des  §.  1067  liauptsiich- 
lieh  auch  der  Umstand^  dass  nach  §.  1070  für  den  Beginn 
der  eigentlichen  (d.  h.  nicht  schon  binnen  Jahresfrist,  wie 
nach  §.  1069  >  sondern  erst  in  30  Jaiiren  verjährharen 
und  darum  im  Vergleiche  asu  der  Verpflichtung  aus  dem 
Vorvertrage  des  §.  1068  des  B.Q.B,  als  eine  neue  und 
selbständige  anzusehenden)  Darlehnsobligation  an  der  ge- 
meinrechtlichen Regel  festgehalten  wird,  wonach  diese  erst 
mit  dem  Augenblicke  ihren  Anfang  nimmt,  wo  der  £m- 
pfiinger  Eigentliümer  der  hingegebenen  vertretbaren 
Sachen  wird,  resp.  wo  er  dieselben  verbraucht;  und  nur 
dadurch  erscheinen  die  gemeinrechtlichen  Fälle  nicht  un- 
beträchtlich vennehrt,  dass  ilincn  auch  schon  diejenigen 
gleichgestellt  werden,  wenn  gegen  den  Einplanger  die 
Eigenthumsklage  selten  des  Dritten  nach  §.  296  des  B.GJB* 
ausgeschlossen  ist  (ob.  §.  64  a.  E.  verb.  m.  §.  55  1I| 
ad  b.,  S.  200.).' 

Dass  übrigens  der  Darlehnsgläubiger  immer  selbst 
Eigenthümer  der  hinzugebenden  Summe  oder  sonstigen 
(Quantität  vertretbarer  Sachen  sein  müsse,  ist  auch  jetzt 
keineswegs  unbedingt  erforderlich,  im  Gegentheile  kommt 
es,  wie  nach  Römischem  Hechte,  fiir  den  Erwerb  der  Dar- 
lehnsforderung  in  der  lu^(4  nur  darauf  an,  auf  wesgen 
Namen  die  Hingabe  des  Geldes  oder  der  sonstigen  bache 
erfolgt,  dergestalt  jedoch,  dass  der  Geber  des  Darlehns, 
wenn  er  nur  unbeauftragter  Geschäftsführer  des  als  Dar- 
leiher genannten  Dritten  war,  bei  ausbleibender  Ratihabi- 
tion  des  letzteren  dennoch  selbst  die  Rechte  eines  Dar- 
leihers haben  soll  (§§.  1072,  1074  des  B.G.B.). 

II.  So  wenip^  wir  nach  Römischem  Rechte  wird  na- 
türlich auch  bei  uns  durch  Obiges  die  Fügiichkeit  aus- 
geschlossen; dass  die  Hingabe  von  Sachen  durch  verab- 
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redete  Aufrechnung  f  compensatio)  einer  von  dem  Erborger 
dem  Darleiher  bereits  aus  einem  andern  Grunde  geschul- 
deten Snmme^  d.  h.  also  dorch  NeuerongsFertrag  (zu 
vgl.  oben  i;^.  llL?,  IJI.)  aubiiahmsweise  ersetzt  werden 
kann.  Wohl  aber  folgt  aus  Vorstehendem,  dass  beim  Mangel 
eines  za  novirenden  filteren  SchuldverhältnisM,  welches 
ttbrigens  keineswegs  nothwendig  gerade  zwischen  dem 
Eiborger  und  dem  kunltigea  Darlehnsgläubiger  selbst 
bestanden  zu  haben  braucht^  das  blosse  Versprechen^  Je- 
mandem eine  gewisse  Summe  als  Darlehn  schulden  zu 
wollen,  an  sich  noch  nicht  eine  Darlelmsobligation  zu  be- 
gründen vermag,  sondern^  wenn  es  überhaupt  verbindliche 
Kraft  haben  soll,  eventuell  sich  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  Schenkung  beurthcilen  lassen  muss,  also  namentlich 
auch  eintretenden  Falles  der  Formbeobachtung  des  vo- 
ligen  §.  114,  III  unterliegen  würde.  Dagegen  ftndert  das 
blosse  Versprechen  der  Rückzahlung  einer  höheren  als 
der  wirklich  dargeliehenen  oder  der  per  novationem 
in  Darl^hn  verwandelten  Schuldsumme  die  Natur  des  Ge- 
schäftes nicht,  und  ist  auch  vollkommen  wirksam,  da 
hierin  der  Sache  nach  nur  die  Zusage  einer  iiuheren, 
jetst  seit  Gesetz  vom  25.  October  1864,  bez.  Bundesgesetz 
vom  14.  November  1867  unbeschränkt  erlaubten  Verzin- 
sung zu  erblicken  sein  würde,  und  insoweit  also  nur  die 
oben  §  97,  11  a.  erwähnten  Grundsätze  eintreten  müssten. 

HL  Neben  dem  regelmässigen  Falle,  wo  der  Er- 
borger zur  Erstattung  einer  gleichgrossen  Geldsumme, 
beziehentlich  sonstigen  Quantität  vertretbarer  Sachen  an 
den  Darleiher  verpflichtet  wird,  berührt  das  Gesetzbuch 
im  §.  1081  auch  den  sogenannten  contractus  mohatrae, 
vermöge  dessen  der  Darleiher  statt  des  erbetenen  haaren 
Geldes  Sachen  anderer  Art  zu  einem  gewissen,  im  Voraus 
veranschlagten  IVeise,  welcher  dereinst  das  Restitutionsob- 
ject  bilden  soll,  dem  Erborger  gewiiln  i.  Wilhrend  dieser  Con- 
tract  ^üherhin  zu  den  schlechtiiin  verbotenen  Ueschäften 
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geborte  (Torgauer  AuBschr.  tit.  v.  Wucher,  Strafgesetzbuch 
V.  1855,  Art.  M2),  erklärt  ihn  schon  das  Gesetzbuch  a.  a.  0. 
iBBOweit  für  eriaubt  und  g^tig,  als  nicht  eine  Umgebang 
der  Zinsrerbote  dadurdi  herbeigefthrt  werde,  und  imn- 
mehr  seit  Gesetz  vom  25.  Oct.  1864  muss  auch  diese  Be- 
tchränkung  nothwendig  ab  erledigt  gelten. 

Abgesehen  hiervon  behandelte  man  seither  schon  nach 
dem  Voi'gange  Christ.  Gottlob  Bieners  opuscula  acade- 
demica  ed.  Fried.  Aug.  Biener  Quaestionum  Cap.  LXYi 
(1818)  Vol.  II,  S.  260  L,  dem  sich  auch  das  Strafgesela- 
buch  von  1855  a.  a.  O.  anschloss,  die  Gewährung  eines 
Gelddarlehns  in  Staatspapieren  oder  andern,  einem  Course 
unterliegenden  Credi^pieren  deigestalt  fUr  zulässigi  das 
man  den  Conrswerth  als  dereinstiges  Restitntionsobject 
gelten  liesS;  und  zwar  den  Courswerth  am  Tage  der 
Darleihong.  Hiermit  oonformirt  sich  das  Qesetsbuch 
§.  1067^  Abs.  2  Verb.  m.  §.  1079  insofern,  als  es  im  Falle 
der  Darleihung  von  öffentlichen,  auf  den  Inhaber  gestellten 
Werthpapieren  beim  Mangel  einer  entgegenstehenden  Vec- 
abredung  die  Vermuthung  fiir  ein  beabsichtigtes  und  aeioer 
Höhe  nach  dem  dermaligen  Courswerthe  der  Papiere 
gleichstehendes  Darlehn  streiten  lässt. 

IV.  Neben  dem  Qesetabuche  bleiben  auch  künftig 
die  Bestimmungen  der  Städteordnung  vom  2.  Febr.  1832, 
§.  38,  sowie  der  Landgemeindeordnung  vom  7.  November 
1838y  §.  62;  in  Kraft^  wonach  Stadt  gern  ein  den  Dar- 
lehne, durch  welche  die  Schulden  der  Gemeinde  wirklich 
vermehrt  werden  würden,  nur  iu  ausaerorduntiichen  Fällen 
und  unter  Genehmigung  der  vorgesetzten  Jäegieruugsbe- 
hdrde  (jetzt  der  Kreisdirection X  Landgemeinden  da- 
gegcn,  dafern  das  Darlehn  über  100  Thalcr  bcträgti^  niu* 
unter  Genehmigung  der  Ortsobrigkeit  (des  Gericbtsamtes) 
^  selbige  aufnehmen  können.  Hierdurch  ist  die  an  das  ge- 
meine Rechl^)  sich  anschliessende  Vorschrift  der  dec.  16. 

*>  1.  27  D.  de  rebus  creditis  XU,  1  (lex  Ctfitas). 
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y,  1661  in  Wegfall  gelangt,  wonach  auB  einem  nur  von 
dem  Rathe  einer  btadtgemeinde  ohne  Zuziehung  der  Ge- 
meindevertreter  angenommenen  Darlehn  gegen  die 
Gemeinde  Überhaupt  nnr  eine  Klage  de  in  rem  yotbo  su- 
gelassen  wurde. 

V.  Das  Gesetzbuch  beseitigt  stillschweigend^  sowohl 

a.  die  von  unserer  seitherigen  Gesetzgebung  fort' 
dauernd,  wi  im  auch  nicht  mehr  in  der  Ei^censchatt  einer 
priviiegirten  Einrede  ab  praktisch  behandelte  exceptio 
Scti  Macedoniani  (Mandat  29.  Decbr.  1718  und' 
Mandat  vom  21.  April  17^4:  wider  das  leiehtstnnige  Anf- 
borgen  junger  Leute  etc.);  als 

b.  auch  noch  die  exceptio,  sowie  die  querela 
non  nnmeratae  pecuniae.  Schon  unser  ceitheri- 
ges  Particularrecht  kannte  diese  exceptio  nur  in  einer, 
von  dem  gemeinrechtlichen  Begriffe  wesentlich  verschiede- 
nen Bedeutung;  indem  es  im  Gegensatze  zu  dem  Justinianei- 

s 

scheu  iicchtc,  den  von  dem  Aussteller  der  Schuldver- 
schreibung oppooirten  £inwand  des  Nichtempfanges  der 
verschriebenen  Summe  processuaKsch  als  wirkliche  von 
dem  Beklagten  zu  erweisencle  Exeeption  behandelte.  Zu- 
nächst wurde  solches  im  Anhange  zur  erläuterten  Pro- 
cesBordnung  §.  8  in  Bezug  auf  den  Executivprocess 
ausgesprochen  und  dort  vorgeschrieben,  dass  der  Beklagte 
mit  der  gedachten  Einrede  im  Urkundenprozesse  unter  der 
allgemein^  Voraussetzung  ihrer  sofortigen  urkundlichen 
Liquidität  gehört,  ausserdem  aber  damit  in  die  Wider- 
klage verwiesen  werden  bulle.  Später  erstreckte  der  Ge- 
setzgeber in  dec  23.  v.  1746  den  nur  erwähnten  Grund- 
satz betrefi  der  veränderten  Vertheilung  der  Beweisiast 
auch  auf  den  Ordinarprocess.  Dabei  war  dem  Schuldner 
zwar  an  sich  (und  von  dem  weiter  unten  zu  gedenken- 
den Falle  einer  zeitlichen  Beschränkung  abgesehen)  der 
Gkbrauch  sämmtlicher  Beweismittel  firei  gelassen^  insbe- 
sondere auch  der  des  Eidesantrags :  indessen  hatte  man 
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solches  nicht  etwa  so  zu  verstehen,  dasa  hierdurch  die 
£ide8delation  über  die  blosse  Negation,  welcher  ja  der 
Inhalt  des  recognoscirten  Documentes  direct  entgegentrat, 
habe   zugelassen    werden    sollen.     Vielmehr   hatte  der 
Schuldner  seine  Einrede,  resp.  Klage,  wie  in  anderen 
Fällen  iactiseh  gehöng  zu  begründen  und  somit  nament- 
lich den  Sachverlauf  bei  Ausstellung  des  Documentes 
näher  darzulegen  >  um  dem  Richter  dadurch  die  Ueber- 
zeugun^i:  zu  verschaffen,  dass  das  Document  ledig:lich  in 
der  Erwartung  der  erat  noch  zu  erfoigcudeu  Geldzahlung 
unterzeichnet  und  dem  Gläubiger  ausgehändigt  worden  sei. 
Eine  offenbare  Inconsequenz  unserer  Gesetzgebung  aber 
war  es,  dass  dec.  23.,  vielleicht  in  Erinnerung  an  das 
ältere  Köuuschrechtliche  Quiuquennium,  dem  Schuldner 
die  obengedachte  Freiheit  in  der  Wahl  seiner  Beweis- 
mittel nur  fünf  Jahre  lang  von  Ausstellung  der  Urkunde 
an  einräumte,  mit  Ablauf  dieser  Frist  aber  (selbst  ausser- 
halb des  Kxccutivprozesses)  ihm  nur  die  Benutzung  von 
Urkunden  nachliess^  und  wenn  er  solchei  wie  dies  mei- 
stens der  Fall  war,  nicht  besass,  ihn  mit  seiner  exceptio^ 
resp.  querela  überhaupt  nicht  weiter  gehört  wissen  woUte. 
Nur  den  Fall  nahm  man  nach  der  Praxis  aus,  wenn  der 
Schuldner  sich  auf  einen  sogenannten  dolus  specialis  des 
Gläubigers  zu  beziehen  vermochte,  sei  es,  dass  dessen 
doloses  Verhalten  Anlass  zu  Ausstellung  und  anticipirter 
Aushändigung  der  Schuldverschreibung  gegeben  oder  dass 
ein  solcher  dolus  darauf  abgezweckt  hatte,  den  Aussteller 
von  der  früheren  rechtzeitigen  Geltendmachung  des  ihm 
gegen  das  Document  zustehenden  Einwandes  abzuhalten. 
Ja  schon  jede  besondere  später  unerfüllt  gelassene  Zusage 
des  Gläubigers:  das  Geld  nachträglich  zahlen  zu  wollen, 
sah  num  zur  Begründung  eines  solchf  n  dolus  für  zullbig- 
lieh  an  (Bauer,  Oommentar  zu  dec.  25.,      12  —  Gottschalk 
in  Ztschr.  f.  Bechtspfl.  N.  F.  III;  18  ff.  — ).  Indem  nun  das 
Gesetzbuch  die  exceptio  non  numeratae  pecuniae  in  Weg* 
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fall  bringt,  heisst  da3  nicht  soviel,  dass  der  Darlehnsclmld- 
ner  dem  schriltlichen  Schuldbekenntnisse  gegenüber  mit 
dem  Einwände  des  nicht  gezahlten  Geldes  Überhaupt 
künftig  nicht  weiter  zu  hören  sei^  sondern  natürlich  nur 
soviel,  dass  sein  dicsfallsiger  Einwand  unter  Beiseitesetzung 
der  früheren  positivrechtiichcn  Eigunthümlichkeiteh  des 
Römischen  wie  des  späteren  Sächsischen  Rechts,  ganz 
nach  .allgemeinen  prozessualen  Ghrundsätzen  zu  behan- 
deln sei.  Diese  führen  aber  dahin,  dass  man  den  Ein- 
wand gegenüber  der  diireli  die  Selmldurkunde  herirestell- 
ten  Liquidität  des  Klaggrundes  als  eine  persönliche  Aus- 
flucht im  heutigen  prozessrechtlichen  Sinne  zu  beurtheilen 
habe,  deren  Beweis  zwar  dem  Beklagten  obli^,  ohne 
dass  jedoch  derselbe  dabei  in  der  Wahl  seiner  Beweis- 
mittel bescliränkt  wäre. 

Hiermit  steht  es  keineswegs  im  Widerspruche,  wenn 
die  Gerichtsordnung  §•  220  die  ,^Einrede  des  nicht  ge- 
zahlten Geldes'^  fortdauernd  noch  als  Grundhige  einer 
besonders  bevorzugten  Gattung  von  Protestationen  im 
Gebiete  des  Hypothekenrechtes  erwähnt.  Schon  Hypo- 
thekengesetz §.77  nämlich  bestimmte,  dass,  wenn  eine 
in  das  Grund-  und  Hypothekenbach  eingetragene  hjrpo- 
thekarische  Forderung  in  einem  Gelddarlehne  bestehe, 
der  hypothekarische  Schuldner  ^  falls  bei  Eintragung  der 
Hypothek  die  Diirlehnssumme  noch  nicht  gezahlt  gewe- 
sen, zur  Erhaltung  der  ihm  insoweit  zustehenden  exceptio 
non  numeratae  pecuniae  auch  dem  etwaigen  dritten  Er- 
werber der  Hypothek  gegenüber  das  Recht  haben  solle, 
innerhalb  30  Tagen  von  Eintragung  der  Hypothek  an  ge- 
rechnet eine  Protestation  im  Uypothekenbuelie  verlaut- 
baren zu  lassen,  und  zwar  war  diese  Frotestation  insofern 
besonders  begünstigt,  .als  der  Schuldner  innerhalb  der 
gediK Ilten  Frist  mit  derselben  auch  dann  gehört  werden 
musste,  wenn  er  seine  Behauptung  des  Kichtempfanges 
nicht  bescheinigen  konnte,  und  selbst  dann,  wenn  die 
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Hypothek  zur  Zeit  der  Anbringung  der  Pruteotation  be- 
reits auf  einen  Dritten  umgeschriebea  «ein  sollte.  Da 
das  practische  Bedüribiss*  su  einer  wirksamen  Sch&tzung 
des  Schuldneib  gtigt  u  die  Folgen  des  Prineipes  der  Oef- 
fentlichkeit  des  Hypothekenbuches  in  diesem  Falle  das 
nämliche  geblieben  ist^  so  ist  jener  Protestationseintmg 
mit  seinen  Eigenthürnlichkeiten  auch  jetzt  mit  Recht  bei- 
behalten worden,  uliiie  dass  aber  natürlich  dabei  davon 
ausgegangen  werden  dürfte,  als  habe  sich  der  Gesetzge- 
ber hierbei  die  Einrede  des  nicht  gesahlten  Geldes  in  dem 
singuiüren  iSinne  unseres  früheren  Hechtes  gedacht. 

§.  US.  Yom  Kaufe. 

L  Wesentliche  Eequisite  des  Kaufes  sind  auch 
heutButage  noch 

A.  Waare, 

B.  Preis. 

Ad  A.  FüT  das  erstere  Requisit  ist  es  jedoch  keines- 
wegs unerlässlicli,  dass  das  Kaufobject  zur  Zeit  des 
Kau£aib8chiusseB  bereits  existire,  oder  dass  es  auch  nur 
gewiss  sei,  ob  dasselbe  dereinst  existiren  werde  (§.  10B3 
des  B.G.B.).  Indessen  kann  diese  Ungewissheit  der  künf- 
tigen Existenz  von  den  Paciscenten  auf  verschiedene  Art 
in  Kechnung  geasogen  werden,  entweder  so,  dass  die 
hierin  liegende  Ungewissheit  gans  von  dem  Käufer  fibe^ 
nommen  wird :  dann  liegt  auf  Seiten  des  Verkäufers  ein 
unbedingter  Kauf,  für  den  Käufer  aber  nur  der  einer 
blossen  Hoffnung  vor,  oder  so,  dass  diese  Ungewissheit 
beide  Theile  trifft,  d.  h.  also  der  Kaut"  nur  insoweit  be- 
stehen soll,  als  die  erwartete  iSache  dereinst  existiren 
werde  (suspensiv  bedingter  Kauf).  Welche  Ton  diesen 
beiden  möglichen  Intentionen  als  in  der  Absicht  der  Par^ 
teien  liegend  zu  gelten  habe,  ist  Sache  der  Auslegung. 
Der^§.  1083  des  B.O.B.  giebt  hieriUr  nur  insofern  ein 
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Anhalten,  als  bei  einem  dem  Zufalle  völUcr  preisgegebe- 
nen £r£olge  in  der  Kegel  das  Entere,  fiir  Fftlle  aber, 
wo  nicht  sowohl  das  Ob?  als  das  Wieviel?  als  ungewiss 
betrachtet  zu  werden  pflegt,  im  Zweifel  das  Lctztert^  als 
gewollt  vorauszusetzen  sein  soll,  ohne  dass  man  jedoch 
hterduroh  behindert  wäre,  daneben  noch  auf  die  Art  der 
Pk^isfeBtsetBang  oder  die  sonst  ooncnnirenden  Umstände 
ein  entscheidendes  Gkwteht  zn  legen.  Nicht  zu  yer* 
wechseln  ist  hiermit  übrigens  der  gleichw(3hl  von  den 
Motiven  8.  797  anscheinend  mit  hierher  gerechnete  Fall, 
wo  die  Sache  zwar  gleich&Us  noch  nicht  existirt,  aber 
dnrch  eigene  Thätigkeit  des  Verkäufers  ans  ihm  zuge- 
hörigen Stoffen  herzustellen  ist.  Hier  tritt  die  Bestim- 
mung iö  §.  1244  d(is  B.U.B,  und  darnach  der  Gesichts- 
punkt eines  unbedingten  Kaufes  ein.  Das  Verbot  des 
Verkaufs  der  FrUchte  auf  dem  Halme,  welches  im  Ver* 
gleiche  zu  der  Bestimmung  der  Reichspolizeiordnung  von 
1577  in  bedeutend  verschärfter  Gestalt  in  unsere  Ii  ühere 
Landesgesetzgebung  tibergegangen  war  (Gen.  v.  23.  Juli 
1805  und  y.  25.  Juni  ISil),  wurde  von  unseren  Spruch- 
behorden  schon  bisher  als  ein  nur  auf  die  damaligen  Zeitum- 
stände berechnetes  und  mit  den  veränderten  Verhält- 
nissen von  selbst  wieder  erledigtes  behandelt  (Ann.  Ä. 
F.  IL,  S.  4M  ff);  noch  weniger  ist  aber  dasselbe  in  das 
bttigerliche  Gesetzbuch  mit  aufgenommen  worden. 

Ad.  £.  kann  kfinflig  von  dem  gemeinrechltichen  £Ir- 
fordemisse  des  pretium  just  um  mit  Rücksicht  auf  die 
üben  bereits  erwähnte  Beseitigung  der  über  die  laesio 
e&ormis  geltenden  Grundsätze  an  sich  nicht  mehr  die 
Rede  sein^  jedoch  muss  das  zu  gewährende  Aequivalent 
auch  jetzt  noch  mindestens  bis  zur  Hälfte  seines  Wertheg 
in  Gelde  bestehen,  wenn  das  betreffende  Veräusserungs- 
geschäft  als  Kauf  gelten  soll  (§§.  1ÜÖ2,  iom  des  B.GB.). 

*  Uebrigens  ist  es  bei  sonstigem  Einverständnisse  der 
Parteien  daraber,  dass  eine  Sache  als  verkauft  gelten 
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solle,  zur  Perfectiou  des  GescliUllej»  keineswegs  uuerläss- 
licb^  da88  der  Kaufpreis  bereits  zwischen  den  Paciscenten 
festgesetast  sei,  indem  beim  Mangel  einer  dieefalkigen  aus- 
drücklichen oder  faetiBchen  Vereinbarung  die  Bestimmung 
der  Höhe  des  KauipreiseS;  wie  auch  in  anderen  Füllen, 
wo  eine  entgeltliche  Leistung  gegen  eine  zur  Zeit  noch 
nicht  quantificirte  Gegenleistung  in  Frage  steht,  dem  bil- 
ligen Ermessen  des  Verkäufers,  eventuell  dem  richter- 
lichen Arbitrium,  als  überlassen  gilt  (§.  820  des  B.G.B.). 

II.  Die  legehnässigo  Eigenschaft  der  l)eiderseiti^:en 
Vertragsleistungen  als  Zug-  um  Zugleistung  ist  zwar  un- 
beschadet des  oben  §.  lOl,  H.  erwähnten  processualen 
Grundsatzes  in  §.  109d  des  B.G.B.  beibehalten,  indessen 
soll  der  Uebergang  des  Eigenthuras  an  der  tradirten  Sache 
auf  den  Käufer  nicht  weiter,  wie  nach  gemeinem  Rechte,  von 
der  vorgängigen  Kaufpreisberichtigung  oder  Gestundung 
des  Preises  abhängig  sein  (§.  1094  des  B.G.G.  a.  £.  verb. 
m.  oben  §.  03).  Wegen  der  Verpflichtung  sur  Verzinsung  des 
Kauls|>rei8es  vom  Augenblicke  der  Uebergabe  der  Sache 
an  und  wegen  der  Aufhebung  der  hier  einschlagenden 
dec.  15  V.  1746  z.  vgl.  oben  §.  II. 

III.  Den  Kauf  auf  Probe  behandelt  das  Gesetz* 
buch  in  §§.  1107  ff.  in  üebereinstiramung  mit  dem  Han- 
deisgesetzbiiche  Art.  339  als  suspensiv  bccliugtes  Gescluitt 
dergestalt,  dass  bei  dem  Ausbleiben  einer  Erklärung  sel- 
ten des  Käufers  binnen  der  vertragsmässigen'  oder  in  Er- 
mangelung einer  solchen  von  dem  Verkäufer  ihm  einseitig 
zu  setzenden  i'rist  die  Bedingung,  jenachdeni  das  Kauf- 
object  bereits  ubergebcu  war  oder  nicht,  entweder  als 
angetreten  oder  als  weggefallen  gilt.  Im  Gegensatae  hter- 
Bu  soll  das  dem  Käufer  zn  Gunsten  des  einen  oder 
anderen  Theiles  beigefügte  pactum  displicentiae  im 
Zweifel  als  Resolutivbedingung  wirken  (§.  1107  des 
B.G.B.),  und  zwar  ist  bei  dem  Mangel  einer  vertrags- 
mässigen Brklärungsfrist  abweichend  yom  gemeinen  Kechte 
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eine  solche  vou  nur  30  Tagen*)  in  der  Weise  bestimmt, 
daas  mit  deren  Ablaufe  das  Reurecht  überhaupt  erlischt 
(§.  1108  des  B.0£.> 

Wegen  des  hiervon  wesentlich  verschiedenen  Falles 
eines  Handels  nach  Probe  oder  nach  Proben  ist  zu 
vergl.  §.  907  des  B.G.B.,  •  verb.  m,  Handelsgesetzbuch 
Art.  340;  wonaoh  die  zugesagte  probemässige  Beschaffen- 
heit der  Waare  als  ein  sogenanntes  dictum  et  promissum, 
nicht  also  als  eine  beigefügte  SuspensivbedingunL^  aiifgefasst 
wird,  so  dass  das  Vorhandensein  der  probemässigen  (Qua- 
lität der  Waare  eintretenden  Falles  von  dem  Verkäufer 
£u  beweisen  sein  wird.  Wegen  Vertheilung  der  Beweis- 
last sind  2u  vgl.  Annalen  N.  F.  Bd.  II,  S.  52  u.  66,  wegen 
des  '/Ann  Theile  abweichenden  frühereu  Rechtes  nach  der 
Autia«sung  der  Praxis  Wochenbl.  1847,  8.  05  ff. 

IV.  Der  Tausch  wird  in  §.  1138  des  B.G.B.  ganz 
unter  die  Qrundsätze  des  Kaufes  gestellt ,  insbesondere 
auch  wegen  der  Verpflichtung  der  beiderseitigen  Contra- 
henten  im  Falle  einer  Entwahrung  der  einen  oder  der 
anderen  der  vertauschten  Sachen. 

Ebenso  soll  es  auch  als  Kauf  beurtheilt  werden,  wenn^ 
der  Gläubiger  behufs  der  Tilgung  seiner  Forderung  von 
dem  Schuldner  eine  Sache  an  Zahlun^sstatt  an- 
nimmt (§.  1100  des  B  G.B.).  Dagegen  kennt  das  üe- 
setabuch  die  auf  I^ov.  4  cap.  3  beruhende  datio  in  so- 
Intum  als  Recht  des  Schuldners:  sdnem  Gläubiger  unter 
Umständen  an  Stelle  des  geschuldeten  Geldes  Sachen 
anderer  Art  an  Zahlunersstatt  aufzudrängen^  nicht  mehr. 

Wegen  der  Erläut.  Froccssordnung  ad  tit.  XXXIX., 
19  ist  SU  vigl.  Osterloh,  HdbcL  §.  365^  Anm.  16. 

V.  £me  sehr  häufige  Form  des  Kau&bsohlusses  ist  die 
Versteigerung  einer  Sache  an  den  Meistbieteu- 


*)  Sie  Usst  Bich  jedoch  nicht  als  TsijfthningsliiBt  sufEsssen, 
da  die  M4»g]ichkeit  ibrer  Unterbrechong  nicht  gegeben  -ist 
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den,  eine  Form,  die  übrigens  nicht  bloss  beim  Kaute, 
sondern  zur  Abschliessung  von  onerosen  VertrSgen  aller 
Art  (freilicb  mutatis  mntandis)  angewendet  werden  kann, 

weshalb  auch  das  Gesetzbuch  diese  Lehre  im  allgcmeiiiea 
Theiie  des  Obiigatiüueiirechtea  (§.  819)  berührt.  In  dieser 
Lehre  stehen  sich  bekanntlich  zwei  Hauptansichten  gegen- 
über: einmal  die,  dass  in  dem  Ausbieten  der  Sache  be- 
reits eine  acceptationsfiihige  Offerte  und  in  jedem  einzelnen 
darauf  erfolgenden  Gebote  dann  die  den  Vertrag^  an  sich  zum 
Abschlüsse  bringende  Gegenerl^laning  des  underen  Theiles 
liegt,  nur  mit  der  aus  der  Ijatur  der  gewählten  Form 
des  VertragsabschlusBes  von  selbst  zu  folgernden  Bedingung 
einer  Wiederauflösung  des  Vertrages  durch  jedes  nach- 
folgende höhere  Gebot:  addictio  in  dieni;  —  öodann 
die,  dass  das  Ausbieten  der  Sache  nur  erst  eine  Auffor- 
derung an  das  Publikum:  Offerten  zu  machen,  enthalte, 
und  dass  daher  die  in  den  spftter  erfolgenden  Geboten 
liegenden  Offerten  erst  noch  der  Acceptation  seilen  des 
Ausbicters  bedürfen,  welche  danu  regelmässig  unter  der 
Form  des  Zuschlages  geschehe. 

Das  Gesetzbuch  bekennt  stdi  in  §.  819  zu  der  erstem 
dieser  beiden  Ansichten,  und  zieht  hieraus  die  nnnuttel- 
bare  .  Consequenz,  dass  der  Mindcrbietendc  ilurch  das 
höhere  Gebot  co  ipso  frei  werde  und  sodauu,  dass^  wenn 
binnen  der  für  den  Bietungsact  gesetzten  Zeit  ein  besse- 
res Gebot  erfolge,  der  Ausbietende  dieses  nicht  zurück- 
weisen könne. 

Vergleicht  man  hiermit  die  hier  in  der  Lehre  vom 
Kaufe  über  die  eigentliche  addictio  in  diem  §§.  1111  ff. 
des  B.GB.  aufgestellten  Ghrundsätze,  so  ergiebt  sich  die 
doppelte  Abweichung^  dass 

a.  bei  der  eigentlichen  addictio  in  diera,  wie  nach 
gemeinem  Rechte,  der  Vorbehalt  des  besseren  Gebotes 
im  Zweifel  als  eine  nur  zu  Gunsten  des  Verkäufers  hin- 
zugefügte Resolutivbedingung  (§.  1115,  des  B.G.B.)  be- 
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trachtet  wird^  während  bei  der  Versteigemng  die  Beao- 

Itttivbedingung  an  sich  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Aus- 
bietenden iils  des  früheren  Bieters  wirkt,  und 

b.  dass,.  w&hrend  bei  der  gewöhnlichen  addictio  in 
diem  dem  ersten  Käufer  das  Becht  des  Eintrittes  in  daa 
bessere  Gebot  in  der  llegei  offen  bleibt  (§.  1114  des 
£.Gii.),  bei  der  Versteigerang  der  überbotene  Licitant 
nch  den  Vertragsgegenstand  nur  durch  ein  abermaliges 
üeberbieten  sichern  kann. 

Die  von  dem  St&ndpuncte  des  Gesetzbuches  aus 
allerdings  im  einseinen  Falle  dem  Ausbietenden  m^licher- 
weise  drohenden  Nachtheile  (zu  vergl.  Ihering,  Jahrb.  ftlr 
D  1:111  des  heutigen  Komischen  und  Deutöch^^n  Rechts, 
Bd.  VII.,  S.  167  £  und  383  ff.)  lassen  sich  für  die  hier 
allein  in  Frage  stehende  Form  der  sogenannten  freiwiUi- 
gen  LicitatioQ  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  die 
Fassang  der  von  dem  Veranstalter  der  Versteigerung 
vorher  bekannt  zu  machenden  Auctionsbedingungen  be- 
seitigen, wie  z.  B.  diuiurcli,  da^s  sich  clt^r  Versteigerer 
au&drückiich  die  Auswahl  unter  den  mehreren  LicitauteU; 
nsp.  die  beliebige  Zurückziehung  der  Sache  aus  der 
Versteigerung  bis  zum  Zuschlage  vorbehält. 

hür  die  nothwendige  gerichtliche  Verstei- 
gerung bestehen  ohnehin  besonderei  in  unseren  Process- 
geseteen  enthaltene  Bestimmungen ,  die  natürlich  auch 
künftig  in  Krafl  bleiben  (ob.  §§.  74  und  78)  und  soviel 
die  Form  von  dergl.  Versteigerungen  anlangt,  Osterloh^ 
Handb.  §§.  302,  364,  verb.  m.  Gesets  v.  30.  Juni  1868| 
Abth.  lU,  §§.  13  ff. 

§.  117.  Tor-  und  Wlsderkaufifreeht. 

Das  Gesetz  als  Quelle  eines  zu  begründenden  Vor-  und 
Wiederkau&redites  ist  dem  Gesetabnche  unbekannt  Zwar 
kommen  in  unsmm  seitherigen  Fartacularrechte  zahl- 
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reiche  Beispiele  gesetzlicher  Vorkauisrechte  vor, 
indessen  fUllt  das  des  firbssinsherrn  am  Erbzinsgate  (vgl. 
oben  §.  67^  IL)  ebenso  wie  das  dea  Lebnshemii  reap. 
der  Lehnsfolger  am  Lehngute  überhatipt  nicht  in  daa 
Bereich  des  Gesetzbuches,  und  das  sogenannte  Näher- 
recht  der  Üescendenten  an  den  Erbstaaimgütcrn  ihrer 
Asoendenten  selbst  in  der  ihm  darch  die  const.  31  pte.  IL 
noch  belassenen  abgeschwächten  Gestalt  war  gleich  dem 
des  Besitzers  eines  Hauptgutes  in  Ansehung  der  von  dem- 
selben abgetrennten  Parzellen  schon  vor  dem  Erscheinen 
des  Gesetzbuches  verschwunden  (Gesetz  über  Theilbarkeit 
des  Grundeigenthums  vom  30.  November  1843  §.  8). 

Somit  erscheint  nur  Privatwille  und  eintretenden 
Falles  richterliche  Verfügung  als  möglicher  Ent- 
stehungsgrund  lur  das  Vor-  und  Wiederkauisrecht  nach 
dem  Gesetzbuche. 

1.  Im  Gegensätze  zu  constitt.  1  und  32  pte*  II., 
wo  das  Wiederkaufe-  resp.  Vorkauftreeht  ftlr  der  Regel 
nach  uin  erjalii  bar  erklärt,  wird  (ver«;!.  oben  ^.  2.  b, 
S.  128),  unterwirft  das. Gesetzbuch  beide  von  vom  herein 
gewissen  zeitlichen  Beschränkungen,  und  zwar  dergestalt, 
dass  im  Zweifel  das  Wiederkaufsrecht  bei  Mobilien  nur 
ein  Jahr  lang,  bei  Immobilien  nur  zehn  Jahre  lang  von 
der  TIebergabo  der  Sache  an  den  Käufer  an,  das  Vor- 
kau&recht  dagegen  bei  Mobilien  nur  innerhalb  dreier 
Tage,  bei  Immobilien  innerhalb  30  Tagen  von  erfolgter 
Anzeige  des  mit  dem  Dritten  abgeschlossenen  Kaufts  an 
ausgeübt  werden  kann. 

2.  Abgesehen  hiervon  wird  durch  beide  Rechte  an 
sich  nur  ein  persönlicher,  gegen  den  jedesmaligen  Mit- 
contrahenteu  wirksamer  Anspruch  begründet  Hat  daher 
der  Verpflichtete  die  dem  Vor-  resp. -Wiederkau&rechte 
unterwuriene  Sache  bereits  an  einen  Dritten  der  Ver- 
pflichtung zuwider  veräussert  und  übergeben  (resp.  den 
neuen  Erwerber  in  das  Grund-  und  Hjpothekenbuch  ein- 
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tragen  lassen),  so  bleibt  dem  Berechtigten,  wie  schon 
nach  zeitherigem  JRechte^  an  sich  nur  die  Schädenklage 
gegen  den  Verpflichteten  übrig,  jedoch  soll  er  wenigstens 
dann  die  Sache  selbst  von  dem  Dritten  herausverlangcn 
küuneu,  wenn  dieser  zur  Zeit  der  Uc  bei  gäbe  erweislich 
die  Existenz  des  Vor-  resp.  Wiederkaufsrechtes  ge- 
kannt hat  und  demgemäss  in  bösem  Glauben  gewesen 
ist,  oder  soweit  ein  Immobile  in  Frage  stehet,  wenn  das 
liccht  im  Grund-  und  llypothekenbuche  verlautbart  war 
C§.  1124,  1134  des  ÜXr.B.)- 

Selbst  im  Falle  der  nothwendigen  Subhastation  des 
dem  fraglichen  Rechte  unterworfenen  Grundstückes  konnte 
der  Wieder-  resp.  Vorkauftberechtigte  schon  nach  dec.  27. 
von  1746  und  nach  Mandat  vom  i).  April  1827  sein  Befugniss 
unter  der  Voraussetzung  geltend  machen,  dass  dasselbe 
auf  gerichtlich  confirmirtem  Vertrage  beruhte,  und  dass 
in  letzterem  die  dereinstige  Vor-  resp.  Wiederkaufssumme 
im  Voraus  festgesetzt  war.  Solcliciiialift  wird  dort  der 
SubhastatioDS-  resp.  Concursrichter  angewiesen,  vor  Anbe- 
raumung des  Subbastationstermines  an  den  Berechtigten 
die  peremtorische  Aufforderung  zu  erlassen,  sich  binnen 
Sächsischer  Frist  über  die  Annahme  des  Grundstückes 
um  den  gesetzten  Preis  zu  erklären^  und  dieser  soll  dann 
gehalten  sein,  bei  Verlust  seines  Kechtes  die  Vor-  resp. 
Wiederkaufssumme  baar  zum  Geiichtsdepositum  zu 
erlegen.  An  die  Stelle  der  gerichUicben  Oonflrmation 
eines  derartigen  Vertrages  trat  später  durch  das  Hypo- 
thekengesetz der  Eintrag  in  das  Grund-  und  Hypotheken- 
buch. In  dieser  Gestalt  behält  auch  das  Gesetzbuch  in 
§§.  1126  und  1137  die  obigen  Grundsätze  ebenfSedls  bei, 
nur  mit  der  Modification,  dass  es  die  obgedachte  Sächsi- 
sche Frist  auf  eine  30tägige  herabsetzt. 

3.  Dagegen  gelten  rücksichtlich  beider  Rechte,  ab- 
ges^n  natürlich  von  der  Verschiedenheit  ihres  Inhaltes 
an  sich,  insofern  abweichende  Grundsätze,  als  in  dem 
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Falle,  wenn  dieselben  mehreren  Personpn  zuerlcicb  vor- 
behalten sind,  zwar  das  VorkauiBrecht  nach  lietinden 
ichon  von  dem  EioBelneii^  das  Wi6d6rkau£9reoht  da- 
gegen immer  nur  yon  der  Oeaammthelt  der  Bexecfatigteii 
ausgeübt  werden  kann  (§§.  1128^  11^  des  B.G.B.),  und 
als  zwar  das  Wiederkuuisrecht  cessibel  und  auf  die  Erben 
transmissibel  ist,  das  Vorkaufsrecht  dagegen  in  der  Regel 
nicht  {%.  1127  des  B.G.B.> 

§.  118.  LelbreutenTertraffy  Aaszac  und  Uebrattchslelke. 
I.  Leibrentenvertrag, 

A.  Obwohl  derselbe  nach  §.  1156  des  B.G.B.  anch 
auf  Schenkung  Seiten  des  Rentenschuldners  beruhen 

kann,  so  erscheint  derselbe  doch  in  der  Regel  in  der 
Form  eines  onerosen  V^ertragcs,  und  zwar  nähert  er 
sich|  insofern  die  Uebernahme  der  Rente  gegen  mne  von 
dem  Gläubiger  oder  einem  Dritten  su  gewShrende  Gegen- 
leistung:^ (Rentencapital)  erfolgt,  am  meisten  dem  Kaufe, 
nur  dass  das  Kentoncapital  nach  §.  1151  des  B.G.B,  nicht 
nothwendig  in  Geld  zu  bestehen  braucht.  Oharacteristiscb 
ist  übrigens  fUr  denselben,  dass  die  Dauer  des  Renten- 
vertrages von  dem  Leben  einer  Person  und  zwar  nach 
§.  llbJ  des  B.G.B,  im  Zweifel  von  dem  Leben  des 
Kentciicmpfangcrä  abiiäugl,  so  dass  sich  mit  dessen  Tode 
die  Verptlichtung  zu  Fortzahlung  der  Rente  fiir  den 
Rentenschuldner  in  der  Regel  erledigt,  ohne  dass  letzterer 
auch  nur  zu  einer  verhältnissmässigen  Rück ge  Währung 
des  früher  etwa  empfangenen  Kentencapitak  (z.  B.  an 
die  Erben  des  Kentengläubigers)  gehalten  wäre.  Indessen 
kann  es  mit  ^der  Natur  des  G^eschäftes  keineswegs  filr 
unvereinbar  gelten,  dass  die  frühere  Beendigung  des 
lieelitsverhältnisses  ausnahmsweise  durch  Beituf:;un^  einer 
lex  commissoria  oder  einer  sonstigen  Resolutivbedingung 
herbeigeführt  werde.   Die  nach  dem  zeitherigen  Rechte 
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hl  diesem  Falle  der  Klage  auf  Rückgewährung  des  iieutea* 
tsapitaloB  mit  Bücksicht  auf  die  Wuchergeaetze  entgegen- 
gesteUten  Bedenken  (Wochenblatt  1861,  S.  275  ff.)  sind 
nach  dem  Stande  der  jetzigen  Gesetzgebung  über  diesen 
Punct  als  weggefallen  zu  betrachten.  Ein  gesetzliches 
Becht  auf  Rückforderung  des  Rentencapitals  wird  nur  in 
gewisBen  Fällen  eines  gewaltsamen  Todes  desjenigen»  auf 
dessen  Leben  die  Dauer  der  Rentenforderung  gestellt  war, 
anerkannt  (§.  1155  des  B.G.B.),  also  selbst  nicht  einmal 
im  Falle  des  Concurses  zu  dem  Vermögen  des  Renten- 
schuldners; vielmehr  beschränkt  sich  hier  der  Anspruch 
des  Rentengläubigers  lediglich  auf  Liquidirung  der  Rente, 
d.  h.  derjenigen  capitalisirten  Summe,  die  sich  nach  der 
muthmassliclicu  Lebensdauer  der  Person,  auf  deren  Leben 
die  Rente  gestellt  war,  nach  Ab^ug  des  interuäuhi 
ergiebt. 

B.   Verwandt  mit  dem  heutigen  Leibrentenvertrage 

ist  der  Renten-  und  Gülten  kauf  des  früheren  Deut- 
schen Rechtes,  der  auch  in  unserer  älteren  Gesetzgebung 
vielfach  berührt  wird.  Bei  demselben  war  jedoch  die 
Dauer  des  durch  ihn  begründeten  Rechtsverhältnisses 
begrifflich  nicht  an  das  Leben  einer  Person  geknüpft, 
sondern  der  Kegel  uacli  von  der  Ausübung  des  dem 
Renten  -  oder  Zinsenschuldner  zustehenden  Wiederein- 
lösungsreohts  (sogenannten  Wiederkaufsrechts)  abhängig. 
Deshalb  sprechen  unsere  Gesetze  bald  von  wiederkäuf- 
licben  Zinsen,  bald  von  wiederkäuflichen  Stämmen;  die 
hier  einschlagende  const.  24,  pte.  III.  bespricht  beide 
Fülle,  sowohl  den,  wenn  die  Rente  als  lautende  Abgabe 
auf  ein  Grundstück  gelegt,  als  den,  wenn  sie  als  bloss 
persönliche  Leistung  (ohne  Radiciruug  auf  ein  Immobile) 
übernommen  wurde. 

In  dem  ersteren  Falle  rJiimite  die  ältere  Processurd- 
nung  tit  XLII,  6,  den  wiederkHuflichcn  Zinsen  im  Con- 

curse  des  Rentenschuldners  die  Eigenschaft  eines  in  der 

29  . 
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Klasse  der  absolut  prlvilugiiten  Gläubiger  zu  locirendea 
onus  reale  ein.  Die  litfrläuterto  Frocessordnung  adit.  XLU^ 
8.  verb.  mit  Mandat  vom  24.  September  1734,  änderte 
dies  jedoch  pro  fhtttro  ab^  und  liess  den  von  da  an  sni 
überiichiiieudeii  Renten  nur  nocli  die  Rechte  gewöhnlicher 
Zinsen  von  hypothekarischen  Capitalien^  und  auch  dieses 
nur  unter  der  VorausBetsung,  dass  sie  gerichtiich  consti- 
tuirt  und  consentirt  seien,  welchenfalls  dann  Concurae 
des  Rentenscholdners  der  Anspruch  auf  Capital  nebst 
den  etwaigen  Rentenrückständen  anf  die  letzten  drei 
Jahre  unter  den  hypothekarischen  ii'orderuugen  zu  iociren 
sein  sollte. 

Demzufolge  verschwand  der  Renten-  und  Gültenkauf 
vorf  da  ab  mehr  und  mehr,  und  nur  in  der  Oberlansitz, 

wo  sogar  die  Hiuii)tstämnie  solcher  Zinsen,  soweit  sie 
Kirchen  und  milden  Stiftungen  zustanden,  bis  zum  Gesetze 
vom  25.  Januwr  aur  Einführung  mehrerer  kreis- 

Iftndischer,  die  Priorität  der  Gläubiger  in  Goncunen 
betreff.  Bestimmungen,  §.  2,  unter  die  onera  realia  ge- 
rechnet wurden,  hat  er  sich  hiä  iu  die  neuere  Zeit  erhaitea. 
Das  Gesetzbuch  erwähnt  seiner  nicht  mehr. 

II.  Auszug. 

Ueber  den  Begriff  desselben  zu  vergl.  oben  §.  87. 

Die  §§.  1157—1172  des  Gesetzbuches  behandeln 
nur  das  zwischen  dem  Auszugsberechtigten  und  dem 
Auszugsträger  bestehende  Forderungsverhältniss  und 
scUiesscn  sich  den  vom  Oberappationsgerichte  in  seiner 
oft  erwähnten  Bekanntmachung  vom  2.  October  1839 
diesfalls  aufgestellten  Grundsätzen  last  allenthalben  an. 
Hieraus  erklärt  es  sich  auch  z.  B.,  dass,  rücksichtlich  d^ 
Auszugsforderungen,  dafern  sie  ihrem  Inhalte  nach  alterirt 
sind,  z  ]j.  2s atm  allen  oder  Geld,  der  Grundsatz  des  gemei- 
nen liecbtes  betieffs  des  Lebergauges  des  Wahlrechts 
im  Falle  der  mora  des  Wahlberechtigten  auf  den  andern 
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Theil  nach  §v:J  1 1G9,  1171  des  ß. G.B.  hier  ausnalmiweise 
beibehalten  worden  ist  (zu  vgl.  oben  §.  100,  A.  II.). 
Ebenso  entspricht  es  dem  zeitbcnrigen  Rechte,  dass  ein 
mit  dem  Aussage  verbiindeDes  Wohnungs-  and  Herbergs- 
recht  (zu  vgl  oben  §.  92,  II.)  nicht,  wie  das  Gesetzbuch 
im  §.  653  solches  an  sich  als  Re^el  auistellt,  mit  der 
Zerstörung  des  betreffenden  Gebäudes  delinitiv  erlischt, 
sondern  dass  nach  §.  1172  desfi.G.B.  der  Auszügler  die 
Wiederherstellung  des  Gebftudes  und  bis  dahin,  soweit 
thnnlich,  anderweite  Unterbrinfrung  in  dem  auszugspflich- 
tigen  Grundstücke  verlangen  kann. 

in.   Gebrau chsleihe  (Üommodatj. 

In  dieser  Lehre  sind  nur  dadurch  einige  Abweichun- 
gen von  dem  gcnieintii  Keciitc  bedingt,  dass  man  neben 
der  Gebrauchsleihe  das  gemeinrechtliche  Precarium 
nicht  mehr  unterscheidet,  sondern  die  auf  beide  Institute 
bezüglichen  Vorschriften  mit  einander  in  sachgemfisse 
Verbindung  gebracht  hat  Qiemach  erscheint  es 

a.  nur  als  eine  besondere  Modification  der  Gebrauchs- 
leihe, wenn  sich  der  Verleiher  das  beliebige  Widerrufs- 
recht vorbehalten  hat  (§.  1181  des  B.G.B.)^  femer  erklärt 
sich  hieraus,  dass 

b.  der  gemeinrechtlich  nur  fiir  das  Precarium  an- 
erkannte Erlöschungsgrund,  nämlich  der  Tod  des  Ent- 
leihers (§.  1182  des  B.GB.)  auch  auf  das  Commodat 
übertragen  ist;  weiter 

c.  dass  die  Römischrechtliche  Beschrünkung  der  Häf- 
tling des  Precaristen  auf  dolus  beziehentlich  lata  culpa  in 
Gemäsflbeit  des  §.  1177  des  B.G.B,  und  der  dort  erwähnten 
weitergehenden  Haftung  des  Commodatars  entsprechend 
in  Wegfall  gebracht  worden  ist 

d.  Wegen  des  heutigen  Besitzschutzes  des  Commoda- 
tars und  Precaristen  vgl.  das  oben  §.  46,  3.  u.  4,  S.  158 
und  §.  49,  S.  172  Gesagte. 

28* 
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§.  11».    Verträge:  Sacbeuuuetke  (begriff 


§11».  Pacht- und  MietliTertraf. 

1.    Öaclicnmie  the. 

A.  Begriff:  In  UeberanfttimmuDg  mit  dem  seither 

schon  heiTschenden  Sprachgebraiu lie  sind  die  Ausdrücke: 
Packt  und  Miethe  nach,§.  1187  des  B.G.I^.  in  dem  Ömue 
zu  nehmen,  dass  der  erstere  auf  die  Fälle  zu  beziehen 
ist,  wo  die  Benützung  einer  fruchttragenden  Sache  zum 
Zwecke  der  Frachtziehunf!^  gegen  ein  gewisses  Aequiva- 
lent  überlassen  w  inl,  iille  iibrigen  Fälle  dagegen  mit  dem 
Ausdrucke  Miethe  bezeichnet  werden. 

Hierbei  genügt  aber  das  jedem  Miether  in  der  Regel 
zustehende  Recht  zur  Sublocation  (§.  1194  des  B.G.B.) 
und  die  auf  diese  Weise  gegebene  blosse  ]Mr>;:^lichkeit  zum 
Bezieben  von  tructus  civiles  an  öich  noch  nicht,  um  das 
Yertragsverhältniss  unter  den  Begriff  des  Pachtes  zu  stelleui 
selbst  dann  nicht,  wenn,  wie  dies  z.  B.  bei  städtischen 
Wohnungsmiethen  erfahrungsmässig  oft  vorkommt,  die 
Sublocation  der  stillschweigende,  oder  auch  ausgesjtrochene 
Hauptzweck  des  eingegangenen  Miethverhältnisöcs  sein 
sollte.  Vielmehr  kommt  es  dabei  darauf  an,  ob  die  Sache 
ihrer  Einrichtung  und  Beschaffenheit  nach  zur  Ziehung 
von  solchen  bürgerlichen  Früchten  bestimmt  ist,  z.  B.  ein 
Oasthoi^  eine  Wasch-  oder  Badeanstalt.  Dies  ist  besonders 
für  die  Anwendung  von  §§.  1215-1218  des  B.G.B,  fest- 
zuhalten. Uebrigens  kann,  was  den  zu  entrichtenden 
Pacht-  oder  Miethzins  anbelangt,  derselbe  abweichend  vom 
gemeinen  Rechte  nach  §.  1190  des  B.G.B,  in  allen  Fällen 
auch  in  anderen  vertretbaren  Sachen  als  Oelde  bestehen. 

B.  Für  die  Natur  und  den  Umfang  der  beider- 
seitigen aus  dem  Vertrage  herfliessenden  Rechte 
und  Pflichten  bleiben  im  Wesentlichen  die  gemein- 
rechtlichen OrundftiUzc  massgebend.    Neu  ist  \\.  A. : 

l.  die  beim  Maugel  einer  Vertragsberedung  gesetzlich 
eintretende  Fixirung  der  Zahlungsfrist  für  das  Pacht- 
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und  Micth^eld  m  der  Regel  auf  deu  ScLluss  des  jedes- 
maligcD  Kalenderviertoljahres ; 

2.  die  Ausschliessung  des  dem  locator  zusteliendea 
BdugniaeeB,  im  Falle  casueUer  Unmöglichkeit  der  LeiBtong 
anstatt  des  bedungenen  Pacht*  oder  Miethobjectes  ein  ande- 
res von  gleicher  lieschatieuheit  und  Güte  zu  substituiren 
(§.  1198  des  B.G.B,  veib.  m.  Motiven  zudem  entsprechen- 
den Paragraphen  1227  des  Entwurts^  Ö.  809  unter  no.  10.); 

3.  gänzliche  Beseitigung  der  dem  Conductor  nach 
gemeinem  und  früherm  Sächsischen  Rechte  unter  Um- 
stünden zustehenden  Ansprüche  auf  vcrhiiltnissmässigen 
Pachtgelderremiss  wegen  eines  den  Früchtebezug  be- 
trächtlich mindernden  casus.  Die  hierauf  bezügliche 
dec.  20.  von  1746  wich  von  dem  gemeinen  Rechte  schon 
darum  nicht  unwesentlich  ab,  weil  sieh  der  Verpächter 
riiclit,  wie  nach  diesem,  durch  die  Berufung  auf  eine  im 
Laui'e  der  mehrjährigen  Pachtperiode  von  dem  Pachter 
in  einem  frühem  oder  spätem  Jahre  gemachte  besonders 
günstige  £mte  schützen  konnte ,  vielmehr  der  Ertrag 
jedes  einzelnen  Jahres  für  sicli  in  Betracht  zu  ziehen 
war,  andrerseits  aber  auch  nur  derjenige  Verhist,  welcher 
die  Hälfte  des  jährlichen  Pachtgeldes  übersteige^  als  eine 
beträchtliche  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen^  und  der 
Verpächter  überdem  niemals  zu  einem  Mehreren  gehalten 
sein  sollte,  uls  zu  einem  der  Hüllte  des  erlittenen  Ver- 
lustes gleichkommenden  Kemisse.  Ueber  die  hierbei 
einzuhaltende  Berechnungsweise  ist  zu  vgl.  Winckler^ 
Ztschrft.  N.  F.  I,  S.  110  ff.  Dabei  war  Übrigens  nach 
der  durch  ein  späteres  Gesetz  (Generale  vom  26.  Mai  1810, 
die  den  Pachtern  wep^en  geleisteter  Kriegsprästatiuuen  etc. 
von  ihren  Verpächtern  zu  gewährende  Entschädigung  be- 
treff.) ausdrücklich  gebilligten  Auslegung  der  Decision 
kein  Unterschied  zu  machen,  ob  der  casuelle  Verlust  die 
noch  anstehende  oder  die  bereits  abgebrachte  Frucht 
betroffen  habe. 


Digitized  by  Google 


438  §•  l^d-  Verträge:  Öacheomiethe:  Kriegsscliädeu  d.  Packters, 

Sachlich  ist  die  nunmehr  in  §.  1212  des  B.G.B,  ge- 
troffene Aenderung  unseres  seitherigen  Rechtes  dedialb 

von  keinem  *i;rosseu  praktischen  Belaiig-e,  weil  ohnehin  die 
Pachtcontracte  fast  ohne  Ausnahmen  schon  bisher  einen 
Verzicht  auf  das  Hemissrecht  zu  enthalten  pflegten,  andi 
ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  Fälle,  wo  die  Schmälerung 
des  J^utzungsertrages  nicht  in  einem  den  Früchtebezug, 
sondern  in  einem  die  Sache  selbst  betreffenden  casus  ihren 
Grund  hat,  durch  die  Vorschrift  in  §.  870  verb.  mit 
§§.  1198  und  1213  des  B.G.B,  vollkommen  gedeckt  er- 
scheinen. 

Von  den  Kriegsschäden  in  speeie  und  deren  an- 
theiliger  Uebert?;ij^ung  diiieh  die  Pacisoenteu  handelt  das 
Generale  v.  2a.  Mai  1810  sehr  ausfuhrlich.  Dasselbe  soll 
auch  künftig  nach  den  Bemerkungen  in  den  Motiven  S.  dlO 
zu  §.  1212  des  B.G.B.  (1241  des  Entwurfs)  als  gültig  zu 
betrachten  sein  (zu  vgl.  Siebenhaar  in  den  Annalen  N.  F. 
n,  S.  97  ff.). 

C.   Dauer  des  Vertragsverhältnisses. 

1.  Für  die  verschiedenen  Arten  der  Sachenmietfae 
stellt  das  Gesetzbuch,  abgesehen  von  besonderer  ver- 
tragsmässiger  Festsetzung,  eine  gewisse  gesetzliche 
Dauer  auf: 

a.  Bücksichtlich  der  beweglichen  Sachen  giebt 
§.  1217  des  B.G.B,  lediglich  die  gememrechtlichen  Grand- 

Sätze  wieder; 

b.  Bei  Wohn-  und  andern  Mi  et  h  räumen,  fÖr 
welche  ein  jährlicher  Miethzins  festgesetzt  ist^  soll  da- 
gegen das  Miethverhältniss  in  der  Regel  auf  ein  Jahr, 
dafern  aber  der  jähi^liche  Miethzins  weniger  als  50  Tbaler 
beträgt,  auf  ein  halbes  Jahr  als  eingegangen  gelten  (§.  1215 
des  B.G3.}.  Die  Berufung  auf  diesen  gesetzlichen  End- 
termin setzt  jedoch  immer  eine  vorausgegangene  halb- 
resp.  vierteljährige  Kündigung  in  der  Weise  voraus, 
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da»ö  darnach  der  Ablauf  der  Miethzeit  bei  griisseren 
Mietfaen  jedesmal  auf  da»  Kalenderhalbjahr  (31.  März 
oder  30.  Septbr.),  bei  kleineren  auf  Schlua«  de«  entspre- 
chenden Kai  Ii  i*  rvierteljahres  (31.  März,  30.  Juni,  30.  8ep- 
tember;  31.  Decbr.)  ücillen  mass.  Nur  wenn  monatliche 
oder  wöchentliche  Miethzinszahlung  bedungen  worden  ist, 
unterliegt  das  Miethvt  i  liilltniss  ohne  Rücksicht  auf  die 
Höhe  des  Miethpreises  auch  monatlicher  oder  wöchentlicher 
'  Kündigung. 

c.  Bei  Pachtung  von  Immobilien  dagegen  ist,  sobald 
eine  gleichbleibende  Benützung  dos  Pachtobjectes  möglich 
ist,  die  gesetzliche  Dauer  des  Vertrags  Verhältnisses  auf 
ein  Jalir,  andernfalls,  insbesondere  bei  Landpachtungen, 
auf  drei  Jahre  bestimmt,  jedoch  auch  hier  unter  der  Vor- 
aussetzung rechtzeitiger  Kündigung,  wie  bei  der  grösseren 
:Miethe  (§.  1210  des  B.G.B.). 

2.  Die  Lehre  von  der  tacita  relocatio  ist  in 
dec.  21  von  1746  bei  uns  näher  ausgebildet  (zu  vgl.  die 
exegetische  Erläuterung  hierzu  von  Oottschalk  in  'der 
Ztschrft.  f.  RcchtspH.  N.  F.  II,  ^S.  221  ff.).  Darnach  war 
davon  auszugehen ,  dass  bei  einem  durch  Ablauf  der  be- 
dungenen Oontractszeit  zu  £nde  gehenden  Pacht-  oder 
HiethverhältniBse  zwar  gegen  den  Pachter  oder  Miether, 
wenn  derselbe  das  Gründet iick  zum  gesetzlichen  Termine 
nicht  alsbald  räumte,  die  Annahme  seines  Einverständ- 
nisses mit  der  Prolongation  sofort  begründet  werde,  da- 
gegen dem  Verpächter  oder  Vermiether  eine  monatliche 
Frist  2ur  Einlegung  seines  Widerspruchs  gegen  die  Con- 
tractsveriängerung  offen  stehe.  Erfolgte  ein  solcher  fiistge- 
mässer  Widerspruch  nicht,  so  sollte  das  Pacht-  oder  Mieth- 
verhältniss  in  der  Regel  auf  ein  Jahr  und  nui*  bei  einer  je 
nach  Beschaffenheit  des  Pachtob|ectes  länger  andauernden 
Kutzungsperiode  auf  diesen  längeren  Zeitraum,  also  na- 
mentlich bei  Landgütern,  welche  der  Drei-  oder  Vier-Fel- 
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derwirtbschaft  unterliegen,  auf  drei  resp.  vier  Jahre 
prolongiit  gelten,  es  wäre  denn  der  bisherige  Contract 
ausdrücklich  auf  eine  kürzere  Zeit  eingegangen  gewe.sen, 
WO  dann  die  Verlängerung  auch  nur  wieder  auf  gleich 
lange  Zeit  wirken  sollte. 

Das  Gesetzbuch  unterscheidet  in  §.  1218  swischen 
Pacht  und  jVIiethe  dergesialt,  dass  tb  inu  für  ersteren  die 
obgedachte  dreissigtägige  Widerfepruchöfrist  beibehält,  bei 
letzterer  aber  dieselbe  auf  acht  Tage  herabsetzt,  dafür  aber 
auch  beide  Fristen  den  beiderseitigen  Contrahenten  offen 
halt ;  und  dass  ferner  die  Dauer  der  Prolongation  bei  Pach- 
tungen nach  der  iirsprüngHch  etwa  bedungenen  Contracts- 
dauer,  eventuell  nach  der  oben  unter  1,  c.  gedachten 
gesetzlichen  bemessen  werden  soll,  während  sie  bei  Miethen 
ganz  ohne  Rücksicht  auf  die  von  Haus  aus  etwa  festgesetzt 
gewesene  Länge  des  Miethcontractes  niemals  mehr  als 
den  oben  sub  1,  b  luigegebenen  Zeitraum  umfassen  kann, 
wonach  es  also  damuf  ankommt,  wann  sich  die  nächste 
gesetzliche  Möglichkeit  zur  Kündigung  darbietet  Von 
dem  Rechte  der  Decision  weicht  übrigens  §.  1218  dee 
Ij.G.B.  auch  noch  dadurt  h  ab,  dass,  während  die  Deci- 
sion bisher  nur  auf  Fiilie  bezogen  wurde,  in  welchen  das 
Pacht-  oder  Miethverhältuiss  durch  einfachen  Zeitablauf 
zu  Ende  ging,  künftig  die  tacita  relocatio  auch  da  Platz 
greift,  wo'  sich  jenes  in  Folge  vorausgegangener  Kündi- 
gung endigt,  und  dass  endlich  die  stillschweigende-  Tru- 
longation  in  Zukunft  ebensowohl  bei  Micth vertragen  über 
Mobilien  als  über  Immobilien  vorkommen  kann. 

3.  Abgesehen  hiervon  zählt  das  Gesetzbuch  in 
§§.  1220,  1221  noch  eine  Reihe  von  Gründen  auf,  die 
sowohl  den  Verpächter  oder  Vermiether,  als  den  Pachter 
oder  Miether  zu  einseitiger  Auflösung  des  Contractver- 
hältniases  vor  Ablauf  desselben  berechtigen,  und  die  im 
Wesentlichen  mit  den  diesfallsigcn  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen  übereinkommen. 
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Darimter  befindet  sich  namentlich  auch  die  fortge- 
setzte Säumiusö  dcö  Pachtern  oder  Miethers  in  der  Ab- 
iuhruDg  der  Pacht-  resp.  Miethzinsen.  Unsere  ähere  Praxis 
schwankte  eine  Zeitlang,  ob  diese»  Expulsionsrecht  des 
Locator  erst  dann  eintrete^  wenn  der  Oonductor  zwei 
Jahre  lang,  oder  auch  Jüchen  dann,  wenn  er  nur  zwei 
aufeinander  folgende  Termine  des  MietU-  oder  Pacht- 
zinses in  Rückstand  gelassen  habe. 

Das  Kescript  vom  L'O.  JSeptbr.  1782,  die  g'e^en  säu- 
mige Gutspachter  zu  ftillenden  Erkenntiiisse  beticÜ;,  wel- 
ches zur  Interpretation  der  1.  54,  §.  1  D.  XIX,  2  be- 
stimmt war,  und  zunächst  nur  von  den  Pachtverhältnissen 
spricht,  ^illi^e  die  letztere  Ansicht,  indem  es  die  Dikas^ 
terien  anwies,  das  Kömischrechtliclie  bienniuni  nur  dann 
zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  der  säumige  Pachter 
ein  ausdrückliches  pactum  de  non  expellendo  für  sich 
habe,  «od  ttbrigen.  in  jedem  einselnen  PaUe  darauf  «a 
sehen,  ob  und  wieweit  die  rückständigen  Pachtgelderraten 
etwa  durch  genügsame  Cautiou  gedeckt  seien. 

Das  Gtesetzbuch  im  §.  1220  ^ässt  es  bei  den  zwei 
aufeinander  folgenden  Terminen  bewenden  und  zwar 

ohne  der  Einischiänkungen  des  Rescriptes  weiter  zu  er- 
wähnen. Auf  derselben  Katio  beruhet  unstreitig  auch  das 
in  den  Schlussworten  des  §.  1220  dem  Locator  einge- 
räumte Recht,  in  dem  Falle  des  Concursausbruches  zu 
dem  Vermögen  des  Conductor  von  dem  Vertrage  abzu- 
gehen. Macht  der  Locator  freilich  von  seinem  Rücktritts- 
rechte keinen  Gebrauch  und  weigert  sich  umgekehrt  die 
Gläubigerschaft,  den  Contract  auszuhalten,  so  kommt  es 
nach  wie  vor  auf  die  Interpretation  des  §.  5  des  ge- 
schärften Bankeroutirmandates  v.  1766  a.  E.  an,  zu  welcliera 
zu  vgl.  Siegmann,  Annalen,  A.  F.  VI,  350  und  Nissen, 
in  Ztschr.  f  Rechtspfl.  XXIV,  S.  416  ff.  AVegen  des  im 
Gesetzbuche  mit  Stillschweigen  übergangenen  Falles,  wenn 
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der  Verpächter  in  (Juncurs  verfallt,  verg^l.  die  erliiutorte 
Processordinniir  ad  tit.  XXXIX^  §.  4  und  dazu  Haubold, 
Lehrb.  §.  375. 

4.  Der  gemeinreolitlicbe GrundsatE Kauf  bricht 
Mi  et  he,  den  schon  unser  zeitheriger  Gerichtsbratich  bei 
der  WoLuuiigsmiethe  durch  die  dem  neuen  Erwerber  des 
vermietheteu  Grundstücks  hierbei  zur  Pflicht  gemachte 
Berücksichtigung  der  üblichen  Umzugstermine  (Ostern^ 
Johannis,  Michaeiis,  Weihnachten)  beschrttnkte,  hat  in 
§.  12-?5  des  Ii  ü.li.  gleichlalls  nur  niit  der  Moditication 
Aufnahme  gefunden,  dass  der  neue  Acquirent  nat  h  seiner 
erfolgten  Eintragung  im  Grand-  and  Uypotbekeubuche 
den  im  Grundstücke  vorgefundenen  Miether  an  sich  zwar 
ohne  Rücksicht  auf  die  von  dem  Vorbesitzer  demselben 
zugc-sicherte  längere  Contractsdauer ,  jedüch  immer  nur 
erst  iiacli  vorgängigei*  Kündigung  austreiben  lassen  kann. 
Dabei  ist  er  dem  Miether  gegenüber  an  die  oben  1^  b 
gedachten  gesetzlichen  Kündigungsfristen  gebunden^  wfth- 
*  rend  der  Pachter  immer  mindestens  eine  acht  wöchige, 
mit  dem  Schlüsse  des  laufenden  Pachtjahres  endigende 
Kündigiui_r''frist  verlangen  kann.  Fehlt  es  hierzu  an  der 
genügenden  Frist,  so  ist  der  neue  Acquirent  genöthigt, 
den  Pachter  bis  zum  Schlüsse  des  nächsten  Pachljahres 
in  der  Pachtung  zu  belassen.  Auf  die  Zwischenzeit  bis 
zur  demgemässen  Räumung  kann  er  übrigens  den  von 
seinem  Besitzereintrag  ab  auflauteuden  Mieth-  oder  Pacht- 
zins von  dem  Conductor  in  der  seitherigen  Höhe  yer- 
langen.  Macht  er  aber  von  der  ihm  dem  Obigen  nach 
sich  darbietenden  nächsten*  Kündigungsgclegenhcit  keinen 
Gebrauch,  bu  erlischt  sein  Kxpulsionsrecht  völlig,  d.  h. 
sein  ßechtsverhäitniss  zu  dem  Miether  oder  Pachter  soU 
fortan  so  angesehen  werden,  als  sei  er  gegen  Oeasion 
der  seinem  Vorbesitzer  aus  dem  Oontracte  zustehenden 
Uechte  in  dessen  Verptliehtungen  eingetreten.  Anderer- 
seits kann  der  Pachter  und  Miether  sich  gegen  die  im 
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Falle  eines  Besitzwechsels  von  dem  etwaigen  neuen  Er- 
werber ihm  drohende  Gefahr  dev  Expulsion  durch  eine 
bei  der  Grund-  und  Hypothekenbehorde  anzabringende 
Proteatation  sichern)  oder^  wenn  ihm  von  seinem  Ver- 
niiether,  resp.  Verpächter  für  den  lall  einer  im  Laufe 
der  Contractsperiode  sich  zutragenden  Grundstücksver- 
äusserung  die  Vinculirung  des  neuen  Acquirenten  an  den 
Contract  ausdrücklich  zugesichert  worden  war^  eine  hier- 
auf gegilindete  Dispositionsbeschrftttkung  in  der  asweiten 
Rubrik  des  Grund-  .und  IIypothck«;iibiK']ies  eintragen 
lassen,  wodurch  er  dem  Naolibesitzer  gegenüber,  ebenso 
wie  durch  dessen  ausdrückliches  Eintreten  in  den  Con- 
tract die  Fttglichkeit  erlangt,  diesen,  beziehentlich  nach 
den  Grundsätzen  über  pacta  in  favorem  tertii  ,zur  Aus- 
haltung des  Contracts  zu  nöthigen. 

Für  das  bisherige  Recht  zu  vgl.  Hypothekengesetz? 
§.  m,  7.  und  dazu  Ponath  i.  d.  Annalen  A.  F.  I,  S.  193  ff. 
—  för  das  jetzige  Recht  §.  1224  des  B.G.B,  verb.  mit 

114,  y  u.  218  der  Gcrichtsordnunrr. 

D.  Das  Er  bp  achtverhältniss  oder  der  !So;j;en.  ewige 
Pacht   Zu  Tgl.  CurtiuB,  Hdb.  Bd.  IV,  §.  1484  a.  ff. 

$,  ISO.  Fortsetsany. 

II.  Dienstmiethe. 

Dieselbe  begreift  im  weiteren  Sinne  alle  Vertrags- 
gattungen in  sich,  vermöge  deren  gewisse  Mfihwaltungen 

oder  Verrichtunercn  um  eine  im  eiiiz<'hien  Falle  bestimmt 
normirte  oder  billigem  Ermessen,  beziehentlich  richterlicher 
Festsetzung  überlassen  gebliebene  (§.  820  des  B.G.B.},  nach 
Befinden  auch  allgemeiner,  oder  localer  Taxbestimmung 
(wie  z.  B.  beim  Droschkenwesen)  unterliegende  Vergü- 
tung zugesagt  wird.  Mit  der  völligen  Aufgabe  des  dem 
Römischen  Rechte  eigenthümlichen  Unterschiedes  zwischen 
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operae  liberales  luai  illiberales  erledigt  sich  von  dieser 
Seite  her  die  Nothwendigkeit  der  Aufstellimg  besonderer 
Vertragskategorien  je  nach  Beschaffenheit  der  fragUchea 
Dienstlektungen  gänzlich.  Ändrerseita  ist  selbst  fiir  die 
Entwickehuig  einer  Thätigkeit,  die  ihrer  Tendenz  nach 
vermöge  gemeinrechtlicher  Auffassung  zu  den  specifisch 
unentgeltlichen  Beehtsgeschä^ten  zu  zählen  sein  würde,  wie 
beim  Depositum  und  Mandat,  nach  §§.  1263, 1299  desB.G3. 
die  Möglichkeit  einer  im  Voraus  zuzusagenden  Vergütung 
eröffnet,  ohne  dti.ss  deshalb  allein  das  Vertragsverhältniss 
nothwendig  und  gegen  die  Absicht  der  Betheiligten  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Dienstmiethe  gestellt  werden 
müsste.  Als  Unterarten  der  Dienstmiethe  unterscheidet 
das  bürgerliche  Gesetzbuch 

A.  den  Dienatvertrag  (locatio  conductio  operanun), 

B.  den  Verdi n gun gs vertrag  (locatio  conductiooperisX 

C.  den  Mäklervertrag. 

Zu  A  sind  die  Fälle  geraeint,  wo  nur  ein&ch  die 
Arbeitskiiift  oder  die  besondere  Fertigkeit  eines  Menschen, 
sei  es  im  Einzelnen,  sei  es  in  einer  gewissen  continuir' 
liehen  Branche  deigestalt  gegen  Lohn  zur  Verfügung  ge- 
stellt wird,  dass  es  lediglich  auf  die  Ausrichtung  der 
bedungenen  Dienste  oder  die  Bereitwilligkeit  zu  ihnen 
ohne  Kücksicht  aul'  ein  dadurch  herzustellendes  einheit- 
liches Arbeitsproduct  ankommt  (§§.  1229—1242.).  Für  die 
wichtigsten  hier  einschlagenden  Verhältnisse  existiren  be^ 
rcits  bei  uns  Specialgesetze,  welche  neben  dem  Gesetzbuche 
in  Kraft  bleiben,  so  für  den  Gesindecontract  die  Gesinde- 
ordnung vom  10.  Januar  iur  das  Verhältniss  der 
Handlungsgehulfen  das  AUg.  Deutsche  Handelsgesetz- 
buch Artt.  57 — 64;  fiir  das  der  Gewerbsgehülfen  das 
Gewerbegesetz  win  Ib.  Oct.  1861,  §§.  59  ff. 

Aus  jenen  Gesetzen  ist  im  Anschlüsse  an  das  oben  im 
§.  31  S.  109  Gesagte  hervorzuheben»  dass  die  Eingehung 
eines  Qesindecontractes  oder  eines  nach  dem  Gewerbegesetz 
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zu  beurtheüeudon  Arbeitsvertrages  unter  Umständen  selbst 
Unmündigen  ohne  Beitritt  ihrer  Väter  resp.  VormOnder 
mit  rechtÜcfaer  Wirkung  verstattet  ist,  indem  sie  darnach 
in  der  Regel  nur  zur  erstmaligen  Vermiethung  der  Ein- 
willigung ihrer  Vertreter  bedürfen,  sowie  dass  den  un- 
mündigen Gewerbsgehülfen  zur  Führung  von  Processen 
ans  dgl.  Vertrftgen  sogar  die  Qerichtsf^igkeit  ertheilt  ist 
(Gesindeordnung  §§.  9 — 11.  Gewerbegesetz  §.  64.). 

Wegen  der  sehr  detaiiiirten  Bestimmungen  der  Ge- 
sindeordnung betreffs  der  aus  dem  Gesindevertrage  ab- 
zuleitenden Rechte  und  Pflichten;  sowie  betreffs  des  Er- 
löschens eines  derartigen  Veitrapi'sverhiiltnisscs  ist  zu  vgl. 
Haubold  Lehrb.  lOU  in  den  Anmerkungen.  Eine 
in  foro  besonders  oft  vorkommende,  ihrer  «Singularität 
wegen  aber  nur  auf  das  eigentliche  Gesindedienstver- 
hältnias  anzuwendende  Bestinmiun«;-  ist  die  des  97  der 
Gesindeordnung.  Darnach  Jsoii  die  Annalnne  Ils  mit 
dem  Entla&sungszeugnisse  .  versehenen  Gesindebuchs  als 
Beweis  dafür  gelten,  dass  der  Diensfbote  mit  seiner  vor- 
zeitigen Entlassung  einverstanden  gewesen  sei,  also  auch 
auf  die  ihm  au»  dem  Vcrtragsverliältnisbe  pro  luturo  etwa 
noch  zustehenden  Ansprüche  factisch  verzichtet  habe. 
Abgesehen  hiervon  soll  aber  auch  der  Dienstbote  aus 
einer  intempestiven  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
Ans})riiche  dann  nicht  weiter  abzuleiten  b(?rechtigt  sein^ 
■wenn  er  nicht  binnen  acht  Tagen  seine  Beschwerde  bei  der 
Obrigkeit  angebracht  hat.  £s  bedarf  jedoch  hierzu  nicht 
förmlicher  Klaganstellung  bei  dem  Civilrichter  ^  sondern 
es  genü^'t  schon  eine  Anzeiire  Lei  der  Polizeibehurde,  um 
das  Klagrecht  des  Dienstboten  gegen  die  Herrscliaft  zu 
wahren.  Auch  ist  bei  dem  Gesindecontracte  der  Uebcr- 
gang  der  Haftung  auf  die  Erben  der  Dienstherrschaft  in- 
sofern beschränkt,  als  nach  Gesindeordnung  §.  70  die 
Erben  nach  dem  Tode   des  Familienoberhauptes  den 
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Contract  lediglich  bis  zur  gesetzlichen  Abziehzeit  fortza- 
setzen  verpflichtet  seiu  sollen. 

Zu  B.  beruhet  das  Charakteristische  in  d^m  durch 
die  verdungene  Thätigkeit  herzustellenden  Werke  als 
einem  Ganzen,  dem  jedoch  keincBwegs  auf  der  ande» 
ren  Seite  ein  iu  der  Form  einer  Pauschöiiuiiiie  (sog.  Ac- 
cordsumme)  festgesetzter  einlieitlichcr  Lohn  nothwendig 
zu  entsprechen  braucht,  wie  solches  ans  §.  1246  des 
B.G.B.  in  Uebereinstimmung  Übrigens  mit  der  schon  ge- 
meinrechtlicli  riLliiigeren  Ansicht  hervorgehet.  Ein  Bei- 
spiel hierzu  zu  vergl.  Annaien^       F.  IL,  8.  ö8  ff.  > 

Zu  bemerken  ist  nur  noch: 

a.  dass  bei  der  sog.  locatio  conductio  operis  inregn« 
laris;  wonach  der  Besteller  des  opus  zwar  eigene,  in  das- 
selbe zu  vcrai'beitende  8toffe  dazu  liefert,  aber  mit  der 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Concession  an  den 
rederoptor  operis^  an  deren  Statt  nach  seiner  Wahl  auch 
eigenes  Material  verwenden  zu  dürfen,  der  hierdurch  be- 
dingte Eigenthumsüh.ergang  des  Stoft'es  auf  den  redemptor 
nach  §.  1244  des  B.G.B,  a.  E.,  nicht  wie  gemeinhin  an- 
genommen wird,  schon  mit  der  Hingabe  des  Stoffes  ein- 
tritt^ sondern  erst  mit  dem  Augenblicke  der  Verwendung 
des  eigenen  Materials  zu  dem  bestellten  opus; 

b.  dass  nach  1252  des  B.G.B,  der  Besteller  des 
opus  ^ebensowenig  wie  beim  Dienstvertrage  der  Conductor 
genöthigt  werden  kann,  die  bedungene  Dienstleistung 
wirklich  in  Natur  anzunehmen,  dass  aber  bei  der  locatio 
conductio  operis  abweichend  vom  Dienstvertrage  (§.  1239 
des  B.G.B.)  im  Falle  eines  einseitigen  Widerrufes  der 
Bestellung  durch  den  Besteller  der  andere  Theii  nicht 
ohne  Weiteres  wie  dort  Anspruch  auf  die  bedungene 
Gej3:enleistnng,  sondern  nur  auf  Ersatz  des  be.sond(^rs  von 
ihm  zu  quautificii'cndea  Interesses,  also  sowohl  des  dam«> 
num  emeigens,  als  des  lucrum  cessans^  sowie  VergUtnng 
theilweise  bereits  geleisteter  Arbeiten  nach  antheüigen 
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Dützen  zu  verlaijgen  berechtigt  Ist.  i  ur  das  li  uhere 
Recht  ist  zu  vergl.  Zeitschrift  für  Kechtspfl.  Bd.  XIH, 
a  425  ff,  445  ff. 

Zu  G.  Die  dem  Mäkle rver trage  als  Uoterart  des 
Dienstvertrages  zu  Theil  gewordene  besondere  Behand- 
lung i:>t,  abgesehen  von  den  hier  in  Frage  kommenden 
besonders  gearteteten  Diensten  (der  Vermittelung  eines 
HechtQgeschäffes),  auch  noch  dadurch  genügend  gerechtp 
fertigt^  dass  hier  der  Ansprach  auf  das  für  die  über- 
trageiio  Dienstleistung  zugesiclierte  Mäiclerlohn  (proxene- 
ticom)  ausser  dui'ch  Ausfuhruug  des  übernommenen  Auf- 
trags weiter  aueh  noch  dadurch  bedingt  erscheint ,  dass 
die  yon  dem  Mfikler  zu  Gimsten  seines  Auftraggebers 
entwickelte  Thätigkeit  auch  wiiklicli  za  dviu  beabsichtig- 
ten Erfolge  (dem  Abschlüsse  des  Rechtsgeschäftes)  geluhrt 
habe.  Der  Auftraggeber  behält  es  also  hier  selbst  in  dem 
Falle;  wenn  der  Mäkler  an  sich  alles,  was  an  ihm  war, 
gethan  hat,  um  den  Geschttftsabschluss  zu  ermöglichen, 
duniioch  in  der  Hand,  ob  der  Anspruch  auf  die  zuge- 
sicherte Maklergebühr  wirklicih  zur  Existenz  kommen 
solle  oder  nicht  ^  da  es  immer  noch  seinem  fireien  Er- 
messen anheim  gestellt  bleibt,  ob  er  das  Geschäft  zum 
Abschlüsse  bringen  wolle  oder  nicht  (für  das  frühere  Recht 
zu  vergi.  auch  die  denselben  Grundsatz  enthaltende 
Leipziger  Mäklerordnung  §.  32  in  der  Gesetzsammlung 
V.  1833,  S.  91  ff.).  Die  zeitherige  Spruchpraxis  befolgte 
insoweit  zwar  bisweilen,  wenn  auch  nicht  ohne  Wider- 
bpruch^  das  gegentheihge  Princip,  indem  sie  aul  den  be- 
zeichneten Fall  den  an  sich  auch  dem  Gesetzbuche  §.111 
geläufigen  Grundsatz  anwandte :  dass  eine  Bedingung^  deren 
Eintritt  der  Promittent  vfereitele,  ftir  eingetreten  zu  erachten 
sei  (Zejtschr.  für  Recht^pti.  XVII,  499  ff.,  Wochenbl.  1860, 
437  ff.).  Das  Gesetzbuch  jedoch,  indem  es  in  §.  1256  dem 
Mäkler  einen  Anspruch  auf  wirklichen  Abschluss  des  von 
ihm  Torbereiteten  Vertrages  versagt,  kann  hiermit  füglich 
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nur  die  A}>soliiiciduiig  eines  Klajyreclites  aul  Zahlung  des 
Mäklerluhnes  in  diesem  Falle  nieiueu. 

Umgekehrt  besteht  aber  auch  gegen  den  Mäkler, 
selbst  nach  Uebemahme  des  Auftrages  keine  Zwang«- 
ptlicht  zu  dessen  wirkliche  Austiilirunö:  (§.  1205  des 
B.G.B.),  so  dass  also  die  außschliessliche  Gewähr  lür  eine 
den  beiderseitigen  Wünschen  entsprechende  Gestaltung  der 
Sache  lediglich  in  dem  eigenen  YermOgensinteresse  liegt, 
das  bei  beiden  Theiten  in  Bezug  auf  das  Zustandekom- 
men des  Kechtsgeschät'tos  vorauszusetzen  ist. 

Dem  Versprechen  einer  Mäklergebühr  für  das  Zu- 
standekommen einer  Ueirath  ist  übrigens  durch  §.  1259 
des  B.O.B,  im  Gegensatze  zu  der  zeither  herrschenden 
Meinun^r  C/A.div.  iiiv  Kechtspfl.  N.  F.  XVIII,  8.  517.  — 
Auuulcu,  A.  F.  Bd.  1,  40  f.)  die  Klagbarkeit  ganz  ab- 
gesprochen. 

§.  181.  Hinterle^niissTertTagr. 

L  Der  der  wirklichen  Deposition  vorausj^eo^angene 
Vertrag  iftuf  Hinterlegung  giebt  nach  §.  1261  des  B.G.B. 
demjenigen,  der  sich  zur  Aufbewahrung  der  Sache  dar- 
nach anheischig  g<:iiiaeht  hat  ,  p^ar  kein  Klagrecht  ^ejren 
den  Anderen  auf  Ucbcrgabe  der  Öache,  sondem  nui*  nach 
Befinden  ein  solches  auf  Erstattung  der  in  Erwartung  des 
Depositums  etwa  bereits  von  ihm  geraachten  Auslagen, 
demjcuig«  11  aber,  dem  sie  versprochen  wurde .  iusofem 
nur  ein  beschränktes  Kiagrecht,  als  einmal  hier  die  clau- 
sula rebus  sie  stantibus  eine  ausnahmsweise  Berücksich- 
tigung finden  soll,  und  als  sodann  auch  die  Klage  bereits 
binnen  Jahresfrist  verjährt. 

U.  Das  depositum  irreguläre  ist  in  §§.  1274 
bis  1277  zum  Theil  abweichend  vom  gemeinen  Bechte 
dahin  geordnet^  dass 

1.  in  einer  Mehrzahl  von  Fällen,  wo  vertretbare 
Sachen  zur  Aufbewalxrung  übergeben  wurden,  das  Ge- 


Digrtized  by  Google 


Hmtertogmigsrertrag:  dcpositom  irreguläre.  449 

scbäft  Bich  völlig  in  ein  Darlehen  verwandeln  soll,  und 

zwar  soll  dies  geschehen  dann,  wenn  die  Hingabe  der 
Sachen  ert'olgt 

a.  unter  der  gleich  Anfangs  getroffenen  Verabredung 
der  künftigen  Restitution  eines  blossen  tantundem.  oder 

b.  mit  der  gleich  anfangs  ertheilten  oder  der  später 
imi zugetretenen  Gestattung  für  den  Depositar,  die  depu- 
nirte  Sache  zu  einem  bestimmten  späteren  Zeitpunkte, 
oder 

e.  zu  einem  in  sein  Belieben  gestellten  Zeitpunkte 

verbniucheii  zu  dürfen. 

Indessen  besteht  zwischen  diesen  einzelueu  Fällen 
immer  noch  der  Unterschied,  dass  in  dem  Falle  ad  c. 
erst  von  dem  Augenblicke  der  wirklichen  Benutzung  der 
ertheilten  Erlaubniss  an,  in  den  Fällen  ad  a.  und  b.  da- 
gegen gleich  vuu  Anbeginn  beziehentlich  von  dem  fest- 
gesetzten späteren  Zeitpunkte  un^  die  Haftung  aus  dem 
Darlehen  beginnen  soll,  namentlich  also  ohne  Eücksicht 
darauf,  ob  und  inwieweit  der  Depositar  in  diesen  letzt- 
erwaliuten  Fällen  von  der  ertheilten  iiiächtigung  wirk- 
lieb Gebrauch  geni.icht  hat  oder  nicht.  Die  Verpflichtung 
zum  Tragen  der  Gefahr  soll  übrigens  selbst  in  dem  Falle 
ad  b.  auf  den  Depositar  sofort  von  dem  Empfange  der 
Sache  an  übergehen. 

Weiteif  ist  jedoch 

2.  der  gemeinrcclitlich  oft  mit  dem  Falle  la.  auf 
gleiche  Linie  gestellte  Fall  zu  unterscheiden,  wenn  ohne 
besondere  Verabredung  vertretbare  Sachen  unverschlos- 
sen deponirt  werden,  indem  zw;«'  auch  hier  im  ZwtMfel 
die  Verbrauchsberechtiji;ung  des  Depositars  als  in  der  Ab- 
aicht  der  Paciscenten  liegend  angenommen  werden  soll, 
jedoch  mit  der  nicht  unwesentlich  abweichenden  Folge 
(§  1274  des  B.G.B.),  dass  ungeachtet  des  Uebergan ji^es 
des  Geschäftes  in  ein  Darlehen  von  dem  Augenblicke 

des  Verbrauches  an  dem  Depositar  immer  noch  die  Com- 

29 
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pcnsations-  und  Hetentionseinreden^  bez.  die  exceptio  da- 
minii  nur  unter  denselben  Voraussetzangen  zustehen, 
unter  welchen  dieselben  jedem  Depositar  nach  §.  1271 

(leg  B.G.Ii,  zakomuien.  • 

i 

III.  In  Fällen,  wo  die  Gesetze  die  gerichtliche  Hin- 
terlegung einer  Sache  fordern  (depoöitum  judiciaie),  würde 
der  G^richtsinhaber,  also  bei  uns  jetzt  in  der  Regel  der 
Staat,  ab  ein  solcher,  qui  se  obtulit,  schon  mit  Rücksicht 
auf  die  Ansnahmebestimraun^  in  §.  729  des  B.G.B,  auch 
für  geringe  Fahrlässigkeit  haübar  7ai  machon  sein.  In- 
dessen bedarf  man  der  Herbeiziichung  dieser  Vorschrift 
bei  uns  deshalb  nichts  weil  das  General^  vom  20.  Jnni 
1817  die  Einrichtung  des  Depositenwesens  bei  den  Patri- 
nionialgerichtcn  betrlf.,  in  §.  15  fiir  gerichtliche  Deposi- 
ten aller  Art,  gleichviel  ob  dieselben  ü*eiwillig  oder  ge- 
zwungen hinterlegt  wurden,  einen  noch  weiter  gehenden 
Ghrad  der  Haftung  aufstelh.  Darnach  haben  n&mlich  die 
Gerichtsinhaber  dergestalt  ftir  sichere  Aufbewahrung:  auf- 
zukommen, dass  sie  im  Falle  des  Abhandeukummens  oder 
des  Unterganges  der  deponirten  Sache  sich  nur  durch 
den  Kachweb  eines  ,,ungefahren  Zufalles''  (vis  major, 
casus  fortuitus);  der  die  Sache  traf,  von  ier  Verpflichtung 
/.um  Werthscrsatze  befreien  können.  Zugleich  ist  auch 
dort  noch  verfügt,  dass  für  die  Integrität  d(j|  dem  Ge- 
richte übergebenen  Depositi  der  jedesmalige  Gerichtsherr^ 
also  ohne  Kttcksicht  darauf  hafte,  ob  er  zur  Zeit  der 
Niederlegung  der  Sache  bei  Gericht,  beziehentlich  zur  Zeit 
des  Abhandenkoniniens  dcrselbt^n  bereits  im  Besitze  der 
Gerichtsbarkeit  sich  beiunden  habe  oder  nicht  Diese 
Vorschriften,  welche  von  jeher  analog  auch  auf  die  bei 
königlichen  Gerichten  hinterlegten  Depositen  angewandt 
uuruen,  sind  auch  neben  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche 
fernerhin  noch  als  in  Krait  bestehend  anzusehen. 
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§.  122.  GesehafthführuQg:  vermöge  Auftrags  uud  Anweisung. 
I.  Geschäftsführung  in  Folge  Auftrags. 
Unser  zeitheriges  Particularrecht  enthielt  nur  ftir  das 

Processmandat,  sowie  für  die  von  dem  Gosctzhiiche  mit 
hierher  bezogene  coiumendatio  cinL«  Reihe  von  Bestini- 
muxigen  theils  in  der  Alten  und  £rl.  Procesaordnung  VII. 
verb.  mit  Advocatenordnung  von  1859,  theils  in  der  De- 
cisioncn-Geöetzgebung  von  16G1  no.  42). 
•  Von  den  dort  aufgestellten  Sätzen  sind  einzelne  in 
das  Oesetzbuch  übergegangen,  beziehentlich  zu  allgemein 
gültigen  Normen  erhoben  worden.    So  wird 

a.  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  Erl.  Processordnung 
ad  tit  VII,  §.  2  gewisse  Processhandlungen  als  soge- 
nannte actus  specialissimi  marulati  lu  dem  Sinne  aulziihlt, 
dass  jeder  Sachwalter  zu  ihrer  Vornahme  besondere  Er- 
mächtigung selten  seines  Constitaenten  bedarf,  ein  Glei- 
ches auch  von  dem  Gksetzbuche  Äir  gewisse  ausserpro- 
cesöualische  Acte  verlangt.  Hierher  werden  neben  meh- 
reren in  der  Processordnung  an  anderen  Orten  bereits 
genannten  Acten  (als  Erhebung  von  Geld  und  Geldes- 
wcilli,  Abschlieäöung  eines  Vergleiches,  Verzicht  auf 
Forderungen,  oder  Rechte  an  Sachen)  auch  noch  der  An- 
kanfy  sowie  die  Veräusserung  von  Immobilien,  wie  über- 
haujit  die  Beantragung  von  Eintragen  oder  Löschungen 
im  Grund-  und  Hypothekenbuche,  ierner  Schenkungen 
aller  Art,  sowie  die  Uebernahme  einel"  wechselmässigen 
Verpflichtung  fUr  den  Mandanten  und  die  Cdmpromitti- 
rung  auf  Schiedsspruch  gerechnet  (§.  15U6  des  B.G.B.)» 
Weiter  findet  sich 

b.  die  bisher  nur  für  den  Sachwalterstand  bestehende 
rem  disciplinelle  Vorschrift  der  Advocatenordnung  §.  16, 
dass  der  Sachwalter  über  die  Annahnic  oder  die  Ableh- 
nung eines  ihm  angetragenen  Mandats  sich  ungesäumt 
zu  erklären  habe,  in  §.  1298  des  B.G.B,  ftir  alle  Perso- 
nen, die  zur  Führung  fremder  Geschälte  öffentlich  bestellt 

29* 


Digitized  by  Google 


452 


§.  122.  Vertr&ge:  Auftrag:  Untervoilmacht. 


tu--- 


Bind,  oder  sich  dazu  öffeotUch  angeboten  haben,  dahin 
erweitert,  daas,  wenn  sie  nicht  unigehend  einen  an  sie  ge- 
richteten Auftrag  ablehneil;  doi  bclbefür  aoeeptirt gelten  solle. 

c.   Während  das  Recht  ssnr  Bestellung  eines  Unter- 

Ijevollmäcbtigteii  gemeinrechtlich  dem  Mandatar  auch  ohne 
besonflere  Ermächtigung  zustehest  und  derselbe  insoweit 
in  der  Kegel  nur  die  culpa  in  eligendo  zu  vertreten  hat, 
gingen  nnsre  FhMsessualisten  in  Bezug  auf  daa  IVooeas- 
mandnt  geiuä««  der  Eri.  Processordnung  ad  tit.  Vll,  2,  * 
fruherhiu  davon  aus,  das»  es  zwar  der  auj>drack.lichen 
Aulnahme  der  clausula  substituendi  in  die  ProceaftvoU- 
macht  nicht  bedürfe,  um  den  HauptbevoUmichtigten  zur 
Substitution  zu  berechtigen  und  den  bestellten  Substi> 
tuten  als  Ic^itimirt  erscheinen  zu  lassen,  dass  aber  diese 
Clauäi'l  für  das  Hechtsverhältuiss  zwischen  Mandanten 
und  Mandatar  insofern  allerdings  von  Bedeutung  sei,  als 
bei  deren  Mangel  der  Hauptbevollmächtigte  alle  Hand- 
lungen und  Unterlassungen  seines  Substituten  zu  ver- 
treten habe  (Biener  systema  prooessus  jud.  Sax.  §.  3t) 
a.  £.  —  Osterloh,  Handbuch  §.  181,  Anni.  23).  Die  Ad- 
vocatenordnnng  §.  18  ändert  Letzteres  dahin  ab,  daas,  ab- 
gesehen von  dem  Falle  des  ausdrücklichen  Verbotes  der 
Substitution,  die  Bestellung  des  ünterbevoUraächtigten, 
sobald  nur  bei  dessen  Auswahl  Nichts  versehen  wurde, 
auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Auftraggebers  gehe.  Hier- 
bei wird  es  auch  künftig  zu  bewenden  haben. 

Für  die  übrigen  Fälle  des  Mandates  dagegen  er- 
scheint das  Recht  zu  substituiren  nach  §.  1307  des  B.G.B. 

umgekehrt  der  Regel  nach  als  ausgesclilossen ,  jedoch 
nach  §.  1308  des  B.G.B,  nur  in  dem  Sinne,  dass  der 
Mandatar  in  der  Regel  und  so  lange  nicht  einer  der  im 
vorigen  Paragraphen  erwähnten  AusnahmeflÜle  vorliegt 

fiir  die  Ilamllungcn  und  Unterlassungen  seines  Substitu- 
ten unbedingt  verantwortlich  bleibt. 
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d.  Die  blosse  liatlisertlieilung  oder  Empfehlung 
(commcndatio)  macht  den,  vod  welchem  dieselbe  ausging, 
beim  Mangel  einoB  ihm  zur  Last  fallenden  dolus  noch 
nicht  flir  den  durch  die  Befolgung  des  Rathes  dem  An- 
dern etwa*  erwachsenen  Schaden  verantwortlich  (§.  1301 
des  R.G.B.),  und  zwar  soll  ein  Auftrag,  der  lediglich  die 
eigenen  Geschäfte  des  Mandatars  selbst  betraf,  nach 
§.  1300  des  als  eine  derartige  blosse  Raths- 

ertheilung  beurtheilt  werden.  Der  erstere  Grundsatz 
tiudet  sich  schun  ii  dec.  42  von  1661  im  Gegensatze 
zu  dem  förmlichen  Creditauftrage  ausgesprochen.  Das 
Gesetzbuch  dagegen  erstreckt  die  Haftung  für  eine  in 
ihren  Folgen  schädliche  Rathsertheilung  oder  Empfehlung 
über  den  Fall  des  dolus  hinaus  auch  auf  Fälle  blosser 
Fahrlässigkeit  ausnahmsweise  dann,  wenn  der  Rathge- 
bende durch  Amtspflicht,  Beruf  oder  Vertrag  zur  liatli- 
'eHheilung  oder  £in|>iehlung  verpflichtet  war. 

U.   Anweisung  (assignatio). 

Abgesehen  von  den  nicht  hierher  gehörigen  söge- 
nannten  kaufmännischen  Anweisungen  (zu  vergl.  oben 
§.  64,  II,  S.  239)  galt  schon  nach  zeitherigem  Rechte  bei 
uns  in  Gemässheit  des  Mandates  vom  'J^.  Decembcr  1699 
(2.  Januar  1700)  der  Grundsatz;  assignatio  nou  est  boiutio, 
d.  h.  die  Annahme  des  Eincassirungsmandates  bringt  die 
dem  Assignatar  an  den  Assignanten  etwa  zustehende 
Forderung,  zu  deren  Deckung  der  angewiesene  Forder- 
ungsbetrag dienen  sollte,  an  sich  noch  nicht  zur  Erlööchiing; 
vielmehr  ist  der  Krstere  nicht  behindert,  falls  er  bei  dem 
Assignaten  seine  Befriedigung  nicht  erhielt;  sein  Forder- 
ungsrecht an  den  Assignanten  geltend  zu  machen.  Nur 
liir  den  i-  ail  sollte  nach  obigem  ^landate  ein  Anderes 
gelten^  wenn  der  Assignatar  darüber,  dass  die  Assignation 
in  modum  delegationis  oder  in  vim  dationis  in  solutum 
gelten  sollte^  sich  in  Schriften  erklärt  und  demgemäss 
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ÜB  den  ABsignanten  eine  Quittung  ausgestellt  habe.  Das 
Gesetzbuch  §.  1337  wiederholt  zwar  in»  Allgemeinen  den 
Grundsatz,  dasa  die  Assignatiou  im  Zweifel  nicht  als 
Zahlung  wirken ,  solle  ^  aber  ohne  die  Gültigkeit  einer 
diesen  Satz  im  einzelnen  Falle  modificirenden  vertrags- 
mässigcn  Festsetzung  weiter  an  besondere  Formen  zn 
knüplun,  und  führt  somit  die  Frage  ganz  auf  die  all- 
gemeinen über  den  Xeuerungsvertrag  geltenden  Grund- 
sfttse  zurück.  Zugleich  wird  auch  noch  an  dem  weiteren 
Satze  festgehalten^  dass  die  Anweisung  nicht  eine  lieber- 
tragung  der  dem  Assignanten  an  den  Assignaten  etwa 
zustehenden  Forderung  auf  den  Assignatar  enthält,  und 
dem  Letzteren  daher  nur  erst  unter  der  Voraussetzung; 
dass  der  Angewiesene  ihm  gegenüber  die  Anweisung  an- 
nimmt, ein  Klagerecht  gegen  diesen  verschaflft  (§.  1338 
verb.  m.  §.  1329  des  B.G.B.). 

§.  123.  Clesehäf tsfithrunir  ohne  Auftrsf, 

T.   Der  Behandlung  dieser  Lehre  liegt  der  auch  in 

den  Motiven   besonders  hervorgehobene ,  unzweifelhaft 
richtige  Gedanke  zu  Grunde ,  dass  die  actio  negotiorum 
gestomm  directa  und  contraria  sich  keineswegs  gegen- 
seitig decken  y  dass  also  m.  a.  W.  die  Bestimmung  des 
Begriffes  der  neirotit  i  nm  gestio  anders  au»ialleu  müsse, 
wenn  es  sich  tragt,  ob  der  Geschäft sbesoiger  mit  der 
actio  negotiorum  gestorum  directa  beiangbar  sei,  ab^da^ 
wo  es  sich  um  einen  gegen  den  Geschäftsherm  zu  rer- 
folgenden  Anspruch  des  Geschäfsführers  aus  der  auftrags- 
losen  Ueschäftsbesorgung  bandelt.     Nur  für  Fälle  der 
letzteren  Art  kann  insbesondere  auf  den  Willen  des 
gestor,  sich  dem  Geschäilaherm  zu  verpflichten,  oder 
darauf  etwas  ankommen,  ob  die  G^chftftsiuhrung  für  den 
Oeschäftsherrn  eine  nothwendige  oder  auch  nur  nützliche 
war,  während  der  Anspruch  des  Geschäftsherrn  gegen 
den  geator  ohne  Rücksicht  hierauf  auch  in  den  Fällea 
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begründet  erscheinen  kann,  wo  der  Letztere  aus  eigen- 
süchtigen Motiven  oder  Tielleieht  ganz  ohne  Kenntnif» 

davuu,  dass  er  fremde  Gescbilfte  besorge,  in  die  Ange- 
legenheiten des  Ersteren  sich  eingemischt  hat.  Hieraus 
erklären  sich  eineraeits  die  Bestimmungen  in  §§.  1342, 
1352,  1356  des  B.G.B.,  anderersdts  die  Vorsdirift  in 
§.  1343  des  B.ü.B.  Im  Falle  einer  verbotswidi igen,  auf- 
traglosen Geschättstuhrung  ialit  jeder  Anspruch  des 
Geschäftsbesorgers  gegen  den  dominus  in  der  ßegel  weg, 
selbst  der  auf  eine  etwaige  Bereicherung  des  letzteren 
(§.  1355  des  B.G.B.,  Abs.  1,  —  l  ult.  C.  de  negotiis 
gestis  II.,  18). 

Kur  wenn  die  Geschäftsführung  darin  bestand,  dass 
der  gestor  fiir  den  dominus  gewisse  gesetzliche  Verpflicht- 
oingen  erfüllte ,  ist  selbst  ein  vorausgegangenes  Verbot 
des  Letzteren  nicht  geeignet,  die  Eisatzklage  des  gestor, 
soweit  die  Voraussetzungen  hierzu  sonst  vorliegen,  aus- 
auschlieasen.  Insofern  zu  diesen  Verpflichtungen  auch  die 
zur  Besorgung  einer  Leichenbestattung,  welche  dem  do- 
minus oblag,  gezählt  wird,  giebt  §.  1355  des  B.G.B,  zu- 
gleich die  von  der  actio  tuneraria  geltenden  gemein- 
rechtlichen Grundsätze  wieder. 

n.  Der  Dritte,  mit  welchem  der  gestor  im  Interesse 
des  Geschäibherrn  als  dessen  Stellvertreter  contrahirte, 
kann  in  der  Regel  nur  im  Falle  einer  nachmaligen  llati- 
habition  des  Geschältes  Seiten  des  dominus  gegen  diesen 
unmittelbar  daraus  klagen.  Ist  diese  Batihabition  aus* 
geschlossen,  weil  der  gestor  Überhaupt  nicht  in  der  Eigen- 
schaft als  Stellvertreter,  sondern  im  eigenen  Namen  mit 
dem  dritten  contrahirt  hatte,  so  kann  der  Dritte  nur 
unter  der  Voraussetzung  einer  dem  Geschäftsherrn  aus 
dem  Geschäfte  zugeflossenen  Bereicherung  bis  zu  dem 
Betrage  der  letzteren  einen  unmittelbaren  Anspruch  gegen 
denselben  fonniren,  ohne  dass  es  jedoch  hierbei  (wie 
wenigstens  unsere  zeitherige  l^ra&is  meist  annahm,  zu 
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vergl.  Beck  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  N.  F. 
S.  120  ff.)  noch  daraiii  etwas  ankfime^  ob  der  Dritte  zur 

Zeit  des  Cuiitracthabschlusscs  darum  gcwusst  habe,  dass 
der  Vertrag  den  Vurthoi!  des  dominus  bezwecke  (§.  791 
verb.  m.  §.  789  des  B.a.B.)* 

Von  den  bei  Haubold,  Lehrbuch  §.  269  a  (3.  Aufl., 
Anm.  0.)  aufgezählten  eine  Klage  auf  Bereicherung  ei^ 
wähnenden  älteren  Sächsischen  Gesetzen  hat  sich  die 
Vorschrift  der  dec.  16.  von  1661  schon  früher  erledigt 
(zu  vergl.  oben  §.  U5,  IV.),  während  das  Keecript  vom 
4.  Juli  1723  und  die  allgemeine  Vormundschaflsordnung 
Cap.  XIII.,  §.  8  hier  überhaupt  nicht  einschlagen,  inso- 
fern dort  nur  der  behandelt  wird^  wenn  das  Ver- 
m<{gen  einer  £hefrau  oder  eines  Unmündigen  unmittelbar 
und  ohne  Daswischenkunft  der  GeschäftsfÜhnmg  eines 
Dritten  realiter  auf  Kosten  eines  Anderen  vermehrt 
wird. 

Dagegen  gehört  allerdings  hierher  die  dort  nicht 
erwMhnte  und  auch  künftig  noch  .fortgeltende  Bestimmung 
in  §.  76  der  Gesindeordnung ,  wo  die  Herrschaft  zur 
Bezahlung  der  von  dem  Gc«indc  auf  ihren  Namen  bei 
Kaufleuten  und  Handwerkern  ausgenonnnenen  Waaren 
auch  ohne  den  Nachweis  eines  diesfalls  bestandenen  Auf- 
tragsverh&ltnisses  dann  für  verpflichtet  erklftrt  wird,  wenn 
die  Waaren  von  dem  Gesinde  an  die  Herrschaft  ab- 
geliefert und  von  dieser  angenommen  worden  sind;  und 
zwar  reicht  diese  Bestimmung  über  den  Umfang  der 
gemeinrechtlichen  actio  de  in  rem  verso  utilis  insofera 
sogar  hinaus,  als  sich  hiernach  die  Herrschaft  gegen  den 
Anaprucli  des  Verkäufers  nicht  einmal  durch  den  Nach- 
weis schützen  kann,  dass  sie  dem  Gesinde  das  zum 
Ankaufe  der  Waare  erforderliche  Geld  eingehändigt 
gehabt  habe. 
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*       §.  184.  Tom  GesellMhAftsTertrag«. 

Der  practisch  wichtigste  Fall,  der  der  offenen  Han- 
dekgesellschaft;  weicher  seine  ausfülirliche  Kegulirung  ia 
dem  Handelsgesetebuche  findet,  iBt  dem  Ctpbiete  des 
Handelsrechtes  2u  überweisen.  Hier  ist  nur  hervorzu- 
heben : 

1.  dass  (abgesehen  alsu  von  dem  Falle  der  otfeueu 
Handelsgesellschaft)  eine  solidarische  Haftung  der  einzelnen 
socii  aus  einem  fUr  die  Societät  mit  einem  Dritten  ein- 
gegangenen GeschHf'te  von  dem  bürgerlichen  Gesetzbuche  < 
nach  §.  1378  selbst  dann  nicht  mehr  statuirt  wird,  wenn 
der  Geschäftsabschluss  durch  einen  gemeinschaftlichen 
Stellvertreter  der  socii  (institor)  erfolgt; 

2.  dasB  eine  auf  bestimmte  Zeit  eingegangene  Soci- 
etät zwar  auch  schon  vor  ALhiuf  des  certum  tenipus,  aber 
nur  aus  einem  der  in  §.  1381  des  B.G.B,  aufgezählten 
filnf  speciellen  Gründe  mit  rechtlicher  Wirkung  gekttn« 
digt  werden  kann,  ein  völliger  Verzicht  auf  das  Kiin- 
digungsrecht  dagegen  in  §.  1382  des  B.G.B.  schlechthin 
für  nichtig  erklärt  wird; 

S.  dass  der  Tod  eines  der  socii  nicht  unbedingt  mehr 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  herbeifuhrt,  sondern  auch 
die  Möglichkeit  y  den  Societätsvertrag  auf  die  Erben  zu 
stellen,  in  der  Weise  statuirt  wird,  dass  dadurch  ebenso- 
wohl die  Berechtiguug  als  die  Verpflichtung  tiir  die  Erben 
begründet  wird,  die  Societät  mit  den  überlebenden  sociis 
ihres  Erblassers  fortzusetzen  (§§.  1383,  1386  des  BX3t3., 
verb.  m.  Art.  123  des  A.  D.  Handelsgesetzbuchs). 

$.  125.    Tom  AnerkenntnissTertra^e  and  der  Scliuld- 

ttbemahme. 

I.  Anerkenntnissvertrag. 

Für   dtju    Standpunkt   des    Gesetzbuches    in  dieser 
gemeinreclitlich  noch  immer  sehr  bestrittenen  Lehre^  und 


üiyiiizeQ  by  GoOgle 


458  S-  1^^'  Verträge.  AnerkenntnissTertrag. 

• 

namentlich  fttr  dessen  Stellung  zu  der  Frage  (fber  die 

Wirk.samkeit  einer  sogenannten  cautio  indiscreta  (zu  vgl. 
Windaclieid,  Lebrb.  der  Pand.  §.  412  b,  not.  2)  ist  das- 
jenige entscheidend  geworden^  was  bereit»  oben  §.  104) 
n.  über  ciie  in  Sachsen  schon  seither  herrschend  gewe- 
sene Ansicht  wegen  Entbeln-lichkeit  der  Angabe  eiüer 
causa  debendi  specialis  bei  Verträgen  im  AlJgeniciiien 
bemerkt  worden  ist.  Im  Anschlüsse  hieran  war  natürlich 
auch  beim  Anerkenntnissvertnige  vun  der  Aufstellung 
dieses  Erfordernisses  abzusehen,  so  dass  sich  derselbe  voa 
einem  sonstigen  von  seiner  causa  abstrahirenden  Zahlung»- 
versprechen,  resp.  Schuldbekenntnisse  nur  durch  die  bei 
ihm  hervortretende  Beziehung  auf  ein  früher  bereiia 
bestandenes  Öchuidverhältniss  unterscheidet,  welches  durch 
den  Anerkenntuissvertrag  festgestellt  werden  soll.  Fest- 
zuhalten ist  hierbei;  dass  das  Schuldanerkenntniss,  wie 
überhaupt  in  der  iiegci  jede  obligatorische  WiUeuacr- 
klämng,  um  zu  einem  bindenden  Vertrage  zu  werden, 
der  ausdrücklichen  oder  factischen  Annahme  selten  dee 
<  ilauhiLcers  bedarf  (i>  KiüT  des  B.G.B.)-  Wird  daher  das 
bchuldanerkenntnisä  schriftlich  abgegeben,  so  liegt  das 
rechtsverbindende  Moment  nicht  schon  in  der  2iieder- 
Schrift  oder  Unterzeichnung  des  betreffenden  Sehriftstückei^ 
sondern  erst  in  der  Aushändigung  desselben  an  den 
Gläubiger  und  der  Annahme  selten  des  Letzteren  (§.  1398 
des  B.a.B,). 

Das  blosse  aussergerichtlichc  Zugest&ndnisa,  z«  B.  sa 
einem  ii  uliern  Zeitpunctc  ein  Versprechen  ertheilt  oder 
einen  Vertrag  mit  Jemand  eingegangen  zu  haben,  aadi 
wenn  dasselbe  dem  Gläubiger  gegenüber  gemacht  wurde, 
darf  iiiit  dem  Schuldanerkenntnisse  nicht  verwechaelt 
werden;  vielmehr  kann  dasselbe  im  Processe  nur  al^ 
Beweismittel  benützt  werden,  und  ob  es  mündlich  oder 
schriftlich  erfolgt,  macht  hierbei  nur  insofern  einen  Un- 
terschied, als  bei  dem  schrittiichen  Zugeständm^isc  der 
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animus  coniitciidi  jederzeit  vorausgesetzt  wird,  während 
bei  dem  mündlichen  aufisei^erichtlichen  ZugeständniBBe 
die  £rn8tHchkeit  der  Erklärung  in  jedem  einzelnen 
Falle  erst  aus  den  concurrirenden  Umständen  entnommen 
werden  kann,  und  dasselbe  daher  in  der  Kegel  höchstens 
nur  nh  Material  für  eine  künstliche  Beweisführung  brauch- 
bar bleibt.  Ob  aber  ein  bloBses  derartiges  auBseigericht- 
liches  Zugestftndnifis  oder  ein  wirklieber  AnerkenntnisB- 
vertrap:  vorliegt,  lässt  sich  Im  einzelnen  Falle  liiinfij^  nur 
darnach  entscheiden,  ob  sich  in  der  betreffenden  Erklärung 
der  Wille  des  Schuldners  ausspricht,  einen  neuen  rechts- 
verbindlichen Dispositionsact  mit  Besug  auf  die  Torhandene 
causa  praecedons  einzugehen  odv.r  nicht. 

Der  Umstand,  dass  das  iSchuldanerkenntniss  am  Schlüsse 
und  im  Verfolge  einer  vorher  stattgeiundenen  gegen- 
seitigen Berechnung  abgegeben  worden  ist,  begründet 
an  sich  keinen  begrifflichen  Unterschied,  sondern "  erleich- 
tert nur  in  der  Regel  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der 
betreffenden  Erklärung  wirklich  jener  rechtsverbindende 
Dispositionswille  zu  vGrunde  gelegen  habe  oder  nicht. 
Nur  die  negative  Bedeutung  dieses  sogenannten  Ab- 
rechnungsvertrages wird  daher  in  §.  1401  des  B.G.l».  be- 
sonders hervorgehoben,  dass,  wenn  feststehet,  es  sei  dei; 
betreffende  Anerkenntnissvertrag  auf  Grund  vorausgegan- 
gener Berechnung  erfolgt,  daraus  allein  noch  nicht  daraut 
geschlossen  werden  dürfe,  es  seien  alle  zwischen  den  Par- 
teien damals  schwebende  Schuldverhältnissc  Gegenstand 
der  Berechnung  gewesen  und  es  schliesse  somit  die  ver- 
tragsmässige  Feststellung  des  Rechnungsgutbabens  *fttr 
den  Gläubiger  überhaupt  die  Möglichkeit  aus,  neben  die- 
sem Guthaben  noch  weitere  in  die  Zeit  vor  der  Abi  -  ch- 
nung  zurückfallende  bchuldforderungen  besonders  geltend 
machen  au  können. . 

Die  practiscbe  Wichtigkeit  des  Anerkennungsvertra- 
ges zeigt  sich  übrigens  theils  darin,  dass  der  Gläubiger 
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bei  Geltendinacliung  seiner  Pordernng  nicht  weiter  auf 
das  ursprtingliclic  Rechtsverhältniss  zurückzugehen  braucht, 
wie  dies  bei  derBömiiscIieii  actio  conttitatoria  nothwendig 
war  (§.  1397  des  B.Q.B.),  theils  und  vornehtnlich  in  der 
Wirkung  auf  die  dem  uriapiiinglichcn  Schuidverhältnisse 
entgegenstellenden  Einreden  (§.  1399  des  B.G.B.j.  inao- 
fern  nämlich  das  Gesetzbuch  in  dem  AnerkenntniaaTer' 
trage  weder  ein  blosses  EHullungsversprechen  (wie  das 
Römischrechtliche  constitutum  debiti  proprii)^  noch  anch 
einen  blossen  sogenannten  iieweisvertrag  erblickt  wissen 
will,  sondern  ihn  als  ein^  wenn  auch  nur  aceessorisches 
Schuldversprechen  auffasst;  durch  welches  der  Schuldner 
erklttrt,  dass  er  eine  gewisse  Schuld  als  festgestellt  und 
existirend  annnhine,  überhebt  es'  den  (Jlüubiger  nicht 
bloss  der  Nothweudigkeit;  die  anerkannte  bchuid  ihren  ur- 
sprünglichen iactischen  Voraussetzungen  nach  in  der 
Klage  schlüssig  darzulegen  und  da  ndthig  zu  erweisen, 
sondern  es  beschränkt  auch  den  Schuldner  bei  seiner 
exceptiviöchen  Vertlu  idigung  in  der  Kegel  nur  noch  auf 
solche  Momente;  die  der  Zeit  nach  hinter  dem  Sohuldan- 
erkenntnisse  liegen.  Von  den  filteren  Exceptionen  ver- 
bleiben ihm  dem  Anerkenntnissvertragc  gegenüber  unbe- 
,dingt  nur  die,  welche  darauf  hinauslaufen,  dast>  der  Ur- 
üprungst'orderung  ein  Prohibitivgesetz  gegenübergestanden 
habe,  sowie  nach  Befinden  die  Oompens&tiooseinTede. 
Diese  letztere  nämlich  auch  nur  dann,  wenn  er  nicht 
etwa  bei  Gelegenheit  des  Schuldaneiki  niitnisses  zugleich 
baare  Zahlung  oder  Zahlung  zu  einem  bestimmten 
Zwecke  versprochen  haben  sollte,  welchen&lls  schon  ge- 
mäss des  §.  996  au^esprochenen  allgemeinen  Piincipes 
die  Beachtlichkeit  der  Compensationseinrede  gleichfiiUa 
ausgeschlossen  sein  wurde.  Alle  übrigen  früher  bestan- 
denen Einreden  setzen  zu  ihrer  Geltendmachung  die  vor- 
gängige  Hinwegräumung  des  in  dem  Anerkenntnisaver- 
trage  liegenden  neuen  Schuldgrundes  voraus ,  müssen  also 
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»ugieich  mit  Darlegung  von  Momeiitcn  verbunden  wer- 
den,  auB  welchen  die  UnTerbiudlichkeit  des  Anerkennt* 
nissyertrageB  an  Bich  folgte,  und  es  gehören  hierher  alle 

von  den  Gesetzen  anerkannte  Nichtigkeits-  und  AnfecL- 
tuügögründe. 

Der  blosse  einfache  Gegenbeweis  der  J^icktexistenz 
der  den  Gegenstand  des  Schiildanerkenntnisses  bildenden  • 
Schnld  ist  dagegen  in  keinem  Falle  geeignet,  den  Sebald- 
ner  von  seiner  selbständigen  Haftung  aus  dem  Anerkennt- 
nissvertrage  zu  befreien. 

U.  Schulduberuaiime. 

liierunter  ist   uacli  dorn  Gesetzbuche   nur  der  von 
dem  Schuldner  mit  einem  Dritten,  dem  Schuldübernehmer 
abgeschlossene  Vertrag  gemeint,  der  also  fikr  den  Schuld- 
ner nur  erst  einen  gegen  diesen  Dritten  wirksamen  An- 
spruch auf  Befreiung  von  sein^  Schnld  erzeugt  (§§.  1402  ff. 
des  B.G.B.).    Der  Gläubiger,  der  bei  der  Scliuldüber- 
nahme  nicht  als  concurrirend  gedacht  ^ird,  erlangt  aus 
derselben  seinerseits  nur  Hechte  nach  den  oben  §.  106,  3 
erwfthnten  Grundsätzen  über  Verträge  au  GunBten  Dritter. 
Dem  von  deui  Gläubiger  in  Anspi  ueli  genonimenen  Scliuld- 
übernehmer  stehen  übrigens  alle  dem  iSchuidner  selbst 
zustehenden  Einreden  dem  Ersteren  gegenüber  zu  Gebote 
(§§.  1405, 1406de8B.G.B.).  Dagegen  versteht  sich  von  selbst, 
dass  sieh  der  Schuldübernehmer  weder  seinem  Mitcontra> 
beuten  noch   auch   dem   Gläubiger  gegenüber    au  Hitli 
keineswegs  schon  dadurch  zu  befreien  vermag,  wenn  er 
einen  Dritten  zu  anderweiter  Uebernahme  der  Schuld 
bestimmt  (§§.  1407,  140R  des  B.G.B.).  Der  bereits  oben 
§.         8.  280  iintor  3  in  der  Lehre  vom  i'laudrechte  he- 
trelTs  der  Uebernahme  von  hypothekarische n  Forderungen 
bei  Gelegenheit  der  Erwerbung  des  yerpi^ndeten  Grund- 
stfickes  erwähnte  hierher  gehörige  Hauptfall  bildet  daher 
hiervon  eine  Aufnahme,  jedoch  nur  insofern,  als  bei  der 
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Weiterv^eräusserung  des  verpflichteteu  Grundstuckes  sich 
zwar  die  Obligation  des  Schuldtlbernehmers  gegen  den 
Gläubiger;  nicht  aber  aach  gegen  den  früheren  Besitzer 
des  Gh-undstückes  erledigt. 

Auch  wenn  der  Gläubiger  von  dem  ihm  aus  der 
Schuldübemahme  and  seinem  nachmaligen  Beitritte  zu 
•  selbiger  erwachsenden  Rechte  Gebrauch  macht,  so  hat 
solches  doch  die  Befreiung  des  ursprünglichen  Schuldners 
an  sich  nicht  zur  Folge;  diese  kann  vielinehr,  abgesehen 
von  den  allgemeinen  Erluschungögründen,  insbesondere 
von  der  durch  den  Schuldübemehmer  bewirkten  Tilgung 
der  Schuld)  immer  nur  unter  den  für  den  Neuerungsver- 
trag  geltenden  Voraussetzungcu  herbeigelülirt  werden. 

§.  126.  Vergleich. 

I.  Im  Gegensatz  zu  dem  blossen  Bemisse,  Schuld- 
erlasse,  setzt  der  Vergleich  zwar^der  Regel  nach  ein  noch 

fcitreitiges  lieclitsvcrhältniss  und  ein  Nachlassen  beider 
Theilc  von  den  ihnen  angeblich  gegenseitig  zustehenden 
Rechten  voraus,  und  es  gilt  daher  auch  insoweit  bei  uns 
noch  der  gemeinrechtliche  Grundsatz,  dass  de  re  judicata 
gültiger  Weise  nicht  trnnsigirt  wtnlen  könne.  Gleichwolil 
M'ird,  wie  schon  bisher,  auch  noch  küul'tig  nach  §.  1409 
des  B.G.B.  eine  auf  rechtskräftigem  Erkenntnisse  beru- 
hende Forderung  dann  Gegenstand  des  Vergleiches  sein 
können,  wenn  es  sich  z.  B.  um  Beseitigung  von  Hinder- 
nissen handelte ,  die  einer  alsbaldigen  erfolgreichen  Kea- 
lisirung  der  in  dem  Erkenntnisse  ausgedrückten  For- 
derung entgegenstehen  (vergl.  auch  insoweit  Executions- 
gesetz  vom  28.  Pebrnar  1838,  §.  21  unter  b). 

II.  Die  durch  iicäcript  vom  17.  Juli  wieder- 
holte Vorschrift  des  Römiscla-n  Rechtes  (c.  8  C.  de  traus- 
actionibus  II,  4),  dass  ein  Vergleich  über  zukUnfUg^ 
auf  letztwiiliger  Verfügung  beruhende  Alimente  zu  seiner 
Gültigkeit  richterlicher  JJccretsertheilung  beduAku  bolle, 
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■ist  von  dem  Gesetzbuche  nicht  mit  au^enommen  worden, 
und  was  die  in  der  Erl.  Processorduuug  ad  tit,  I,  §.  14 
getroffene  Bestimmung  anlangt,  dass  der  von  dem  Ph)- 
cessgegner  mit  einem  geschworenen  Armen  abgeschlossene 
Vergleich  ohne  Genehmigung  des  Processgciichts  nidit 
gültig  sein  solle,  so  hat  diese  überhaupt  nur  die  Wahrung 
des  Sportrliiitero.sses  im  Auge,  sie  erledigt  sich  daher  auch, 
sobald  die  auf  Seiten  des  Armen  rückständigen  Kosten 
.gedeckt  sind  (au  vergl.  das  angezogene  Rescript  von 
1794).    Ebenso  ist  von  der  in  §.  85  des  Executiuns- 
gesetzes  vorgeschiiebeneu  Abschliessung  des  Vergleiches 
vor  dem  Prucessgerichte  nur  die  sofortige  Executions- 
fähigkeit,  keineswegs  aber  die  civih-echtliche  Gülügkeit 
des  Vergleichs  abhängig. 

m.  Mit  dem  Wegialle  der  Anfechtbarkeit  der  Rechts- 
geschäfte wegen  enormer  Verletzung  erledigt  sich  natür- 
lich auch  die  Möglichkeit  der  Anfechtung  eines  Vergleichs 
aus  diesem  Grunde  und  damit  die  an  die  Interpretation 
der  ziemlich  duükeln  const.  U  pte.  II.  sich  anknüpfende 
Reihe  vun  Streitfragen  von  selbst.  Ueber  deren  Ausle«'- 
ung  zu  vgl.  Zeitschrift  für  Rechtspflege  N.  F.,  Bd.  XIIL, 
231. 

Jetzt  ist  nur  noch  der  Irrthum  als  müglielicrweise 
vorkommender  Anfechtungsgrund  besonders  erwähnt,  aber 
auch  nur  für  die  Fälle,  wo  derselbe  Puncte  betraf;  die 
unter  den  Transigirenden  zur  Zeit  des  Vergleichsab-  . 
Schlusses  gar  nicht  mehr  als  streitige  galten  (§.  1411 
des  B.G.B.). 

rV.  Zum  Theil  neu  ist  übrigens  noch  die  Bestim- 
mung in  §.  1416  des  B.G.B.^  wonach  der  Rücktritt  vom 
Vergleiche  und  sogar  die  Rückforderung  des  bereits  dar- 
aus Geleisteten  dann  freigestellt  bleibt,  wenn  der  andere 
l'iieil  den  durch  Vergleich  erledigten  Anspruch  unter 
Ignorii'ung  des  Vergleiches  dennoch  gerichtlich  geltend 
macht. 
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§.  127.  Nebemertrllge. 
I.  Unter  der  Verabredung  der  Rechtsver- 
wirknng  begreift  das  Gesetzbucb  nicht  aliein  den  Fall, 
weun  die  Nichterfüllung  der  dem  einen  Paciscenten  ob- 
liegendeu  Vertragsleistung  bis  zu  einem  bestimmten  Zeit- 
puncte  ala  Kesolutivbedingung  in  Ansehung  des  gesammteo 
beiderseitigen  Vertragsverbältnisses  wirken  soll  (lex  oom- 
miösoria) ,  als  auch  den  Fall ,  wenn  das  Ausbleibfni 
der  Leistung  zu  dem  gesetzliehen  Zeitpuucte  für  den 
Säumigen  entweder  die  Aufhebung  seines  Vertragi- 
rechtes  bloss  pro  fnturo  oder  vielleicht  sogar  nur  den 
Verlust  gewisser  einzelner  Vertrags  vortheile  (z.  B.  Ver- 
lust der  Unkiindbarkeit  der  Forderung  oder  betreffs  einer 
ihm  zugestandenen  terminweisen  Zahlung,  betreffs 
Höhe  der  Verzinsung  u.  s.  i'.)  zur  Folge  haben  soll  ^sog. 
cassatorische  Clause],  eine  25pecies  der  allgemeiueu  lex 
commissoria). 

In  beiden  Fällen  ist  es  zwar  an  sich  ganz  in  das 

Belieben  des  andern  Thciles  gestellt,  ob  er  die  einge- 
tretene Bedingung  fUr  sich  geltend  machen  wolle  oder 
nicht;  in  dem  ersteren  ist  dies  jedoch  nur  mit  der  Wkk- 
ung  niöjxllchj  dass  nunmehr  der  ganze  Vertrag  Iiis  nicht 
geschlossen  gilt,  weshalb  nicht  bloss  das  von  der  einen, 
wie  von  der  andern  Seite  bereits  Geleistete  zurücksn- 
geben  ist,  sondern  auch  eine  von  dem  Berechtigten  nach 
Eintritt  der  Bedingung  jingenonunene ,   resp.  gefordertCj 
selbst  nur  theiiweise  Vertragserfüllung  ihn  seines  Rechtes 
aus   der    lex    commissoria    ohne    Weiteres  verlustig 
macht    (§^.  1436,  1437  des  B.G.B.).    In  dem  anderen 
Falle  dagegen   ist    die  Berufung   auf  die  eingetreten^^ 
Kechtsverwirkungy  insbesondere  das  Verlangen  nach  Aui- 
hebung  des  Vertrages  pro  futuro  mit  der  Forderung  und 
Einhebung  der  auf  die  Zeit  vor  Eintritt  der  Bedingung 
bereits   verfallenen   Leistungen    vollkommen  vereinbar, 
und  es  bedai*f  hierbei  zur  Wahrung  des  dieafiatlisigen 
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fiechtee  nicht  einmal  eines  von  dem  Berechtigten  zu  stel- 
lenden Vörbehftltes  (§.  1438  des  B.B.G.).   Der  oben  In 

§.  119,  C.  3  erwalintp  Fall  einer  gesetzlichen  cassa- 
toriiicben  Clausei  beim  Pacht-  oder  Sdielhvei-trage  unter- 
scheidet sich  aber  hiervon  insofern,  als  dort  der  Ver- 
pächter oder  Vermiether  eeines  mit  Verfall  zweier  Pacht- 
öder  Miethzinsraten  begründeten  ExpuUionörechtes  aller-  * 
dings  dann  verlustig  gehen  soll,  wenn  er  die  rückstän- 
digen Termine,  bevor  er  noch  von  dem  Vertrage  abgehen 
zu  wollen  erklärt  hat,  nacht lagl ich  annimmt. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  übrigens  das  Ausbleiben 
der  Leistung  gegen  die  Regel  de«  §.  171  des  B.G.B.  . 
nicht  von  dem  Berechtigten ,  sondern  umgekehrt  von 
dem  Verpflichteten,  gegen  welchen  die  Kechtsverwirkung 
geltend  gemacht  wird,  die  Erfüllung  zu  «beweisen  (§.  1439 
des  B.G.B.j- 

IL    Con  \  e  n  ti  o  n  al strafe. 

Dieselbe  gilt  nac^  dem  Gesetzbuche  im  Zweifel  als 
Surrogat   für   die  in   der  Hauptobligation  begriffene 

Leistung,  ho  dass  der  Gliiuhiger  im  Falle  ihrer  Ver- 
wirkung  in  der  Hegel  nur  die  Wahl  hat,  ob  er  die  ur- 
sprünglich schuldige  Leistung  oder  4lie  Strafe  fordern 
wolle  1428  des  B.G.B.)  Nnr  rücksichtUch  einer  Con- 
ventionaistrafe,  welche  ausdrucklich  für  den  Fall  ver- 
späteter Leistung  oder  der  Leistung  am  unrechten  Orte 
stipulirt  wurde,  gilt  insofern  ein  Anderes^  als  sie  bis  zum 
Nachweise  einer  gegentheiligen  Absicht  lediglich  das 
Verzugs-  rosp.  Urtsinteresse  zu  repräsentircu  bestiinuit  ist, 
also  neben  der  Hauptleistung  gefordert  werden  kann^ 
weshalb  sie  auch  bei  der  npUteren  Annahme  der  letzteren 
nicht  besonders  durcli  \  urlx'halt  gewahrt  zu  werden 
braucht  (§  1429  des  B.G.B.).  Rücksichtlich  der  Beweisiast 
gelten  für  den  Fall  des  Ausbleibens  einer  positiven 

I^eistung,  auf  welche  die  Couventionabtrafe  gestellt  war, 

80 
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die  oben  I,  &.  £•  gedachten  Grandsätze  gieicbÜEÜb  (§.  1435 
des  B.G.B.)* 

m.   Uebereinkommen  auf  Schiedsspruch. 

Die  fortdauernde  Rlagbarkeit  eines  auf  üntcrwerfung 
unter  schiedsrichterliche  Entscheidung  gerichteten  Com- 
promisses  wurde  schon  zeither,  und  ungeachtet  der  am 
dem  Mandate  zur  PubJication  der  Erläuterten  Processord- 
Qung  bisweilen  abgeleiteten  Jiedenlcen  von  unserer  Praxb 
anerkannt  (Ann.  A.  F.,  fid.  IV.,  S.  394).  Daa  Gesetz- 
buch hat  das  Institut  im  Wesentlichen  in  der  Gestalt,  die 
dasselbe  im  heutigen  Pandectenrechte  erhalten  hat,  auf- 
'  genommen  (§§•  1417  ff.  des  B.G.B.)* 

Ein  rechtlicher  Zwang  auf  Ertheihmg  des  SchiedÄ- 
spruches  findet  dagegen  wider  den  Arbiter ,  selbst  wenn 
das  receptum  mit  ihm  bereits  au  Stande  gekommen  seia 
sollte,  nicht  statt,  wie  sich  theüs  aus  §.  1418,  theils  aus 
§.  1421  des  B.G.B,  ergiebt,  insoleni  hier  das  zwischen 
dem  Arbiter  und  den  streitenden  Theilen  stattfindende 
Rechtsverhkltniss  unter  die  von  dem  Mandate  geltenden 
Grundsätze  «gestellt  worden  ist.  Erweist  sich  demzufolge 
das  Uebereinkommen  als  unausführbar,  so  tritt  der  gewöhn- 
liche Rechtsweg  ein. 

Auf  Ableistung  eines  aussergericbtlichen  Eides  kann 
übrigens  gültiger  Weise  nicht  mehr  compromittirt  werden 
(§.  1427  des  B.G.B.}. 

IV.  Wegen  des  Drauf-  und  Angeldes  (arrhs) 
ist  zu  vgl.  l^ürgerliches  Gesetzbuch  §§.  893  ff.,  und  für 

unser  zeitheriges  Recht,  Haubold,  §.  297.  —  Gesinde- 
ordnung  vom  10.  Januar  1835,  §.  22. 

V.  Wegen  der  pactirten  Unterwerfung  des  Schuld- 
ners unter  die  Schuldhaft  und  die  Zulässigkeit  resp. 
Wirksamkeit  einer  derartigen  Verabredung  ist  zu  vergl 

für  das  ältere  Hecht  Ilaubold,  §.  30 1,  und  iur  das  spätere 
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das  ausföhrliche  Specialgesetz  Tom  7.  Juni  1849  verb.  m. 

Erläuterungsgesetz  zur  Wechselordnung  vom  10.  März 
1864,  Nov.  U.  *) 

§.  128.  Fortsetimif. 

VI.    Die  B ürgöclittft. 

a.  Die  accesfioriBche  >]atur  der  BUrgacbait  lindet  sich 
Bwar  in  §§.  1449,  1454  ff.  als  Regel  festgehalten  und  ee 

erscheint  dieselbe  daher  demgemäss  an  die  Voraussetzung 
des  Vorbandenaeins  einer  Hauptschuld  geknüpft,  für  welche 
der  Bfirge  dem  Gläubiger  einzustehen  verspricht  In- 
(ieggen  kennt  das  Gesetzbuch  doch  insofern  mehrere  ano- 
ina.iü  Fälle,  als  es  die  wissentliche  Verbürgung  für  eine 
bereits  verjährte  Forderung^  sowie  überhaupt  die  Bürg;- 
Bcbaftsleistung  für  eine  solche  gestattet,  die  zur  Zeit  der  Ver- 
itürgung  nicht  mehr  zu  Recht  bestand  (§.  14ü4,  Abs.  2; 
§.  14Ö9,  Abs.  2).   Hieraus  folgt,  duss,  während  der  Bürge 
sich  der  Regel  nach  gegen  den  Gläubiger  aller  JEänreden 
des  Hauptschuldners  bedienen  darf,  er  in  diesen  Fällen 
weder  auf  die  Verjährung  noch  auf  die  sonötjgen  Gründe 
der  .  ihm  bekannten  Kichtesistmiz,  resp.  des  Erloschenseins 
der  Forderung  sich  mit  Erfolg  berufen  kann.  Abgesehen 
hiervon  iindt-rt  es  an  d(  jii  ]>>.  griffe  der  Bürgschaft  an  sich 
Nichts,  wenn  der  Bürge  an  Stelle  des  in  der  Hauptschuld 
begriffenen  Gegenstandes  einen  andern  zu  leisten  ver- 
spricht.   Nur  darf  derselbe  nidit  von  höherem  Werthe 
als  der  ursprünglich  geschuldete  sein.    Soweit  solches 
der  Fall  ist^  oder  soweit  sich  der  Bürge  sonst  iUr  einen 

*i  Durch  «las  Norddeutsche  BuiitlesgeBetz  vom  29.  Mai  1868, 
betreffend  die  Aufhebung  der  Schuldhatt.  ist  der  l'ci-sonalarrest  als 
EieeatiODSiDittel  zur  Eintreibung  einer  Geldzahlung  oder  der  Leistung 
einer  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  Werthpapiere  beseitigt 

1).  es  sind  daher  jetzt  die  im  Texte  angesogenen  gesetadichen 
Vorschriften  ausser  Kraft  gesetzt  ((.  4). 

80» 
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böhern  Betrag  oder  unter  härteren  Bedingimt^eii  vor- 
pflichtctt  ist  zwar  die  Zusage  heutzutage  kciueäwegs  ohne 
Weitereti  ongüUig,  aber  nicht  aIb  Bürgschaft,  sondern  ab 
eine  Belbstftndige  Forderung  zu  beurtheilen  (§.  1465). 
Es  sind  dies  also  p^rösstentheils  die  Fälle,  welche  geuiein- 
rechtlich  unter  da»  im  Gesctzbuche  nicht  als  selbständige 
Vertragsgattung  auftretende  constitutum  debiti  alieni  ge- 
rechnet zn  werden  pflegen  (Arndts  Lehrb.  der  Fand.  §.  953, 
Anm.  4). 

b.  Die  gemeinrechtlich  sogenaimten  Rechts  wo  M 
t baten  des  Bürgen  (beneficium  divisionis^  cedendarum 
actionnm,  ordinis  sive  excussionis)'  behandelte  unser  seit- 
heriges Recht  nicht  bloss  insgesamnit  noch  als  practisoh, 
sondern  begünstigte  sie  auch  insofern  nicht  unwesentlich, 
als  einmal  nach  const.  17,  pte.  II.  eiu  üeneralverzicbt  auf 
dieselben,  dafem  nicht  wenigstens  eines  davon  speciell 
und  unter  Anhängung  der  al%euieinen  Versichtaclaasel 
aufgeführt  worden  war,  für  unbeachtlich  erklärt  wurde, 
und  sodann  insofern^  uls  selböt  die  Erklärung  des  Bürgen, 
als  Selbstschuldner  halten  zu  wollen,  nach  coust.  18  pte.  II. 
nicht  als  Veraicht  auf  das  beneficium  ordinis  aufgefasst 
werden  sollte. 

Von  diesen  Singularitäten  ist  die  letztere  diircli 
§.  1462  dos  B.G.B,  ausdrücklich  und  die  erstere  factisch 
dadurch  beseitigt,  dass  das  Gesetzbuch  ein  beneficium  divi- 
sionis  in  Gemässheit  des  oben  S.  410  ff.  in  der  Lehre  von 
den  Gesanuntsehuldverhiiltnissen  Bemerkten  überhaupt 
nicht  mehr  und  auch  das  Recht  auf  Klagabtretung  füi*  deu 
Bürgen  nur  ftoch  in  der  Gestalt  kennt,  in  welcher  es 
jedem  Dritten,  der  eine  fremde  Schuld  bezahlt,  nach 
§.  955  des  B.G.B,  zu  Statten  kommt.  Insbesondere  lässt 
.nich  auch  aus  der  Vorschrift  in  1466  des  B.G.B,  eiue 
die  Forthal'tung  des  Bürgen  bedingende  Verpflichtung 
des  Gläubigers,  sich  zu  der  dereinstigen  Abtretung  der 
Klage  gegen  den  Bauptschuldner  an  den  zahlenden  Buigen 
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im  Stande  2U  erhalten,  keineswegs  ohne  Weiteres  tblgern. 
Dagegen  ist  das  beneficium  ordinis  m  §§.  146L  ff.  des 
B.G.B,  vollständig  beibehalten,  soweit  nicht  im  einzelnen 

Falle  ein  ausdrücklicher  oder  factiöclier  Verzicht,  beziehent- 
lich einer  der  gesetzlichen  AusschliessiingsgrUndc  vorliegt. 
Dass  aber  eine  Bezugnahme  anf  die  vorher  erfolgte  ver- 
gebliche Ansklagung  des  Hanptschnldners  oder  auf  das 
Vorhaiiden.'i(jin  einer  dieser  AuHschliessnngsgründe  aucli 
künftig  nicht  als  Hestandtheil  der  gewühnliclien  Burg- 
schaltsklage  gedacht  werden  dürfe,  ergiebt  sich  zur  Ge- 
nüge aus  der  selbständigen  Behandlung  der  Schadlos- 
bürgschaft in  1452  li,  1403  des  B.Ct.B.  Die  aitsdrückliclie 
Berufung  auf  die  exceptio  excussioid.s  wird  dalier  auch 
künftig  jedesmal  erst  Sache  des  verklagten  Bürgen  sein, 
wie  denn  auch  in  Zukunft  voranssetzlich  an  der  exten- 
siven Interpretation  der  EH.  Processordnung  ad  tit.  XVI,  3 
festgehalten  werden  wird,  wonach  der  gemeinrechtlich 
dem  Bürgen  als  Strafe  seines  frivolen  Leugnens  der 
Bürgschaft  angedrohte  Verlust  des  beneficium  divisionis 
auch  auf  das  beneficium  ordinis  bezogen  und  demgeraäss, 
sobald  der  Beklagte  die  Bürgschaft  leugnet,  die  von  ihm 
selbst  ausdrücklich  vorgesclmtzt  '  exce})tio  exciissionis  der 
Hegel  nach  überhaupt  unberücksichtigt  bleibt,  gleichviel 
übrigens  ob  die  Klage  auf  £id  gestellt  war  oder  nicht. 

c.  l^etreffs  der  Erlöscliimg  der  iiiiigschatt 
hatt«*  cunst.  2U,  pte.  11.  zwar  den  Uebergang  der  bürg- 
ächaftUchen  Haftung  auch  auf  den  Erben  des  Bürgen  im 
Allgemeinen  anerkannt,  dagetgen  diesen  üebergang  dann 
verneint,  wenn  der  Schuldner  ftlr  den  Fall  des  Todes 
des  Bürgen  d<'m  Oläubiger  einen  anderen  Bürgen  zu 
stellen  versprochen  habe.  Das  Gesetzbuch  beseitigt  diese 
Ausnahme  stillschweigend,  dagegen  hat  es  den  Inhah  von  ^ 
const.  19,  pte.  II.  im  Wesentlichen  wieder  aufgenommen. 
Diese  Constitution  ging  nämlich  nicht  blosjs  davou  aus, 
*  dass  die  dem  Hauptschuldner  ertheiltc  Gestundung  an 
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und  für  sich  den  Bürgen  nicht  betreie,  sondern  räumte 
selbst  dann,  wenii  die  Bürgschaft  ad  tempuB  certum  ein- 
gegangen war,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  dem  Glftnbiirer 
imiuer  noch  eine  dreimonatige  Frist  ein,  binnen  welcher 
es  ihm  freistehen  solle  ^  sich  an  den  Bürgen  zu  halten. 
Das  Gesetzbuch  im  §.  1467  setzt  diese  Frist  ani  eine 
30tägige  herab,  fügt  aber  im  Uebrigen  dem  obigen  Grund- 
satze noch  die  Ausnahme  hinzu,  dass  die  einseitige  Ge* 
Stundung  dann  allerdings  £rlö8chen  der  büigschaülichea 
Haft  zur  Folge  haben  solle,  wenn  der  gestundende  GlAu- 
biger  die  missliehea  V  ermögensvurlmltnisse  des  nachher 
insolvent  gewordenen  Uauptschuldiiers  erweislich  gekannt 
habe.  (Ueber  die  Interpretation  der  19.  Constttutton  iil 
zu  vergl.  Ztschrit.  iur  Kechtspil.  Rd.  XIII.  S.  5l'4, 
no.  198.) 

d.    Das  mandatum  qualiftcatum  (Creditaaf- 

trag)  ist  in  147 G  detj  B.G.B,  besoiidorj*  behandelt  und 
der  begritHiche  Unterschied  von  der  Bürgschaft  insofern 
festgehalten,  als  der  Aufbra^eber,  welcher  insoweit  nicht 
als  bloss  accessorischer  Schuldner  erscheint,  nicht  aHein 
durch  einseitif^e,  dem  Mandate  zuwider  erlulgte  üestun- 
dung  unbedingt  frei  wird^  sondern  auch  selbst  nach  .erfolg- 
ter Befriedigurg  des  Gläubigers  von  diesem  die  Abtretung 
seines  Klagrechtes  gegenüber  cV  iu  Dritten  verlangen  kann. 
Auf  diesen  Fall  bezog  sich  aui  h  die  oben  §.  122  unter 
ly  d.  erwähnte  decis.  42.  von  1661  mit 

§.  129.  »piel  und  Wette. 

I.  Das  bis  vor  kurzem  gültige  Maiidat  vom  20.  Decbr. 
1766  „wegen  der  Hazard-  und  andrer  hohen  Spiele  elix*^ 
erklärte 

a.  alle  Spielschulden  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das 
Spiel  an  sich  erlaubt  war  oder  nicht,  für  unklagbar.  Eben- 
sowenig keimten  dieselben  mittelst  £xception  geltend  ge* 
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macht  werdeu,  selbst  alle  zur  Kniiügliciiung  dos  Spieles 
oder  zum  Zwecke  der  ßerichtiguug  von  Spielschuldeii 
gemachten  Vorachüsaey  dafeni  der  Darleiher  den  Zweck 
des  Darlehns  kannte,  waren  dem  gleiohgeetelk.  Ja  das 
Mandat  bezeichnet  so^ar  unter  gleicher  Voraussetzung 
die  zum  Zwx'cku  der  iJeckung  von  ISpielschuldeu  einge- 
gangenen VeräuasertmgBgeschälte  als  reseissibel.  Wenn 
dagegen  die  Spielschuld  bereits  besahlt  war,  so  konnte 
nur  dann  das  Gezahlte  condidrt  werden,  wenn  das  Spiel 
zu  den  verbotenen,  d.  h.  zu  den  reinen  Glücksspielen 
gehörte,  und  selbst  die  eine  gewisse  Geschicklichkeit  der 
Mitspielenden  voraussetzenden  Spiele  waren  insoweit  den 
eigentlichen  Glücksspielen  gleichgestellt,  wenn  sie  um 
einen  unverhaUuissmässig  hohen  Einsatz  gespielt  wurden. 

b.  HUcksichtlich  der  Wetten  unterschied  das  Mandat 
awischen  den  gewöhnlichen  und  sogenannten  Spielwetten, 
d.  h.  solchen  y  die  sich  anf  den  Ausgang  eines  Spieles, 
gleichviel  ob  eines  erlaubten,  odt  r  unerlaubten,  bezogen. 
Die  aas  den  S  p  i  el wetten  herrührenden  ::^chulden  wurden 
den  Spielschulden  gans  gleichgestellt,  während  es  bei  den 
übrigen,  dafem  sie  nur  sonst  ihrem  Gegenstande  nach 
nicht  zu  den  unsittlichen  gehörten,  fUr  die  Rlagbarkeit 
der  Wettschuld  gleichfalls  lediglich  aut  die  Verhältniss. 
mässigkoit  des  Wettpreises  zu.  den  Vermögensumständen 
der  Betheiligten  ankam,  und  zwar  dergestalt,  dass  bei  au 
hoch  befundener  Wettsumroe  nicht  etwa  das  ganze  Rechts- 
geschäft als  nichtig  behandelt  wurde,  sondern  richterliche 
Moderation  eintrat. 

c.  Das  Glesetzbuch  ist  bei  dem  Grundsatze  stehen 
geblieben,  dass  Forderungen  aus  Spielen  weder  klag-  noch 
einredf'weise  geltend  geniachl  wei  Jea  können ,  hat  aber 
densell)en  zugleich  auch  auf  sämmtliche  Wettschuiden 
unter  Wegfall  der  obigen  Unterscheidung  zwischen  ge- 
wöhnlichen und  Spielwetten  ausgedehnt  (§.  1480  des 
B.G.B.).   Dagegen  erklärt  es  den  einmal  gezahlten  Spiel- 
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oder  Wettverlust  nur  dann  iur  condirii  bar ,  wenn  das 
bpiel  oder  die  Wette  zu  den  vcrboteueu  gehörten.  Weiche 
hierher  za  rechnen  seien,  würde  an  sich  nach  wie  yot 
nach  dem  Mandate  von  1766  su  entscheiden  gewesen  sen^ 
wenn  nicht  das  letztere  in  neuerer  Zeit  durch  Gesetz  vom 
11.  April  i6ü4  ersetzt  worden  wäre.  Darnach  ist  nur 
noch  die  Veranstaltung  von  Hasardspielen  an  öffentlichen 
Orten  oder  ku  allgemeiner  Betheiligung  in  Privat* 
hänsem,  ingleichen  die  Theilnahme  an  dergleichen  Spielen^ 
sowie  der  prewerbmässige  Betrieb  dan  Hazardspitb's  selten 
des  Bankhalters  oder  ünternehraers,  gleichviel  ob  4in  öftent^ 
liehen  oder  nicht  dffentÜchen  Orten  polizeiiich  verboten. 
Abgesehen  von  diesen  Fällen  sind  dagegen  fortan  mebt 
nur  reine  Hazardspiele  (z.  B.  wenn  sie  ohne  Hinzuinit 
einer  der  obigen  erschwerenden  Voraussetzungen  in  Pri- 
vatsirkeln  gespielt  werden)^  sondern  namentlich  auch 
Wetten  aller  Art  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Spiel- 
re»p.  Wettsatzes  erlaubt.  Zugleich  ist  der  §.  1480  des 
B.G.B,  jedocli  unter  Hinweglassung  der  nunmehr  gegen- 
standlos gewordenen  Woi-te  am  Schhisse  des  2ten  Ab* 
satses  ;,oder  die  Wette''  in  §.  6  des  Gesetzes  von  1864 
wörtlich  wiederholt  worden,  so  dass  zwischen  beiden  Ge- 
setzen sachlich  voiikunimener  Einklang  besteht. 

n.   Dem  Spiele  und  'der  Wette  fiind,  und  zwar  in 

Ucbcreinstimmung  mit  der  zeitherigen  Praxib,  in  §.  1482 
des  B.G.H.  noch  die  sogenannten  Dif fe ren zgeschät'te 
gleichgestellt,  d.  h.  die  nominell  auf  Lieferung  markt* 
gängiger  oder  coursmässiger  Waaren  gerichteten  Käufe, 
bei  wt'lclu'U  aber  der  Sacho  na<  h  nur  aut'  die  Differenz 
zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem  an  einem  gewissen 
künftigen  Tage  (dem  simulirtcn  Lieferungstage)  stehenden 
Marktpreise  oder  Courswerthe  speculirt  wird.  Forderungen 
aus  solchen  Geschäften  fallen  daher  gleichfalls  unter  die 
Bestininuing  des  §.  1480  des  B.G.B.  • 
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III.  Unter  besonderen  Grundsätzen  stehen: 

1.  die  sogenannten  Lotterie  Verträge.  Soviel  die  * 

kciii^^lich  Sächsische  Landeslotterie  anlangt^  so  gehet 
iiiürbei  im  Gegensätze  zu  der  noch  von  Hauboid  Lehrb. 

2d5b  vertretenen  älteren  Ansicht^  wonach  der  das  be- 
treffende LotterielooB  vertreibende  CoUecteur  aU  Mitcon- 
trahent  des  Spielers  auf  eigenen  Namen  behandelt  wird, 
uDäer<'  jetzige   Sprucbpraxis  (Annalen   d.   K.  O.A.G. 
A  F.  Bd.  iV,  S.  504  ff.)  allgemein  von  dem  Gesichts- 
punkte aus,  den  Staat  selbst  als  Unternehmer  des  Spieles 
und  die  von  ihm  angestellten  durch  die  Lotteriedirection 
gewähiten  Uauptcollectenre  als  seine  XnsUtoren^  die  Unt^r- 
collecteare  aber  als  deren  Substituten  zu  betrachten.  Der 
zwischen  dem  Spieler  und  dem  ( 'ollecteur  im  Namen  und 
Auftrage  des  Staates  in  der  i^'orra       Loosverkaxifes  ab- 
gesehloBBene  Lotterievertrag  ist  ein  Hoftnungskauf  (emtio 
^pei,  nicht  rei  speratae),  als  dessen  Object  das  eventuelle 
Forderungsrecht  auf  Auszahlung  des  auf  das  Leios  etwa 
aiis£AUenden  planmässigen  Gewinnes  zu  betrachten  ist. 
Derselbe  ist  daher  unter  die  Bestimmung  des  §.  1083  des 
B.G.B.  Abs.  2  verb.  m.  i:^.  8(Jl  des  B.G.B,  zu  8ub.<umi- 
ren,  während  die  scheinbar  entgegenstehende  Bestimmung 
des  §.  1481  Abs.  2  des  B,G.B.  sich  nur  auf  das  Aus- 
spielgeschäft (IV.)  besieht.  Das  Loos  dient  als  Legitima*- 
tiuuöurkunde  für  denlnhaber  jenes  eventuellen  Forderungs- 
rechtes  und  da  an  dessen  Besitz  das  Klagrecht  auf  Ge- 
wihmng  des  auf  die  betreffende  Loosnummer  fallenden 
Gewinnes  der  Regel  nach  ausschliesslich  geknüpf  t  erscheint, 
80  nimmt  dasselbe  spätestens  mit  Eintritt  der  Gewissheit, 
d^ss  ein  Gewinn  auf  selbiges  gelallen  sei^  die  Eigenschaft 
eines  Inhaberpapieres  an.  Daher  ist  auch  dem  den  Gewinn 
abfordernden  Inhaber  ein  weiterer  B(nveiö  Uber  den  lOrwerb 
des  Looses  nicht  anzusinnen,  und  ebenso  leiden  die  ge- 
aetzlichen  Vorschriften  über  Vindicabilität  von  Creditpa* 
pieren  auf  derartige  Gevrinnloose  volle  Anwendung.  Die 
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Klage  auf  Auszahlung  des  p1aTimHssi<»en  Gewinnes  ist 
übrigens  an  sieh  nur  gegen  den  8tuat  seibsty  als  Unter- 
nehmer oder  PräponenteDy  begriUidet,  gegen  den  Coliee- 
teur  aber  nur  insoweit  als  derselbe  nachweislich  darch 
dio  rx)tteriedirectioii  mit  den  erforderlichen  Gcldiiiittcln 
zur  Auszahlung  des  Gewinnes  versehen  worden  ist.  Noch 
weiter  gehet  die  Ansicht  in  der  Zeitschrift  iUr  Recbtspfl. 
N.  F./  Bd.  XXII,  S.  33d  und  im  Wochenblatte  J. 
1862,  8.  51  f.,  welche  nicht  ein  blosses  Zahlungsmandat, 
sondern  ein  regelnulsrfiges,  unwiderrufliches  pactum  iu 
£syorem  tertii  in  der  Ueberweisang  der  Gewinngelder 
Seiten  der  Direction  an  den  Collecteur  findet,  da  aus  einem 
solchen,  weil  es  sich  hierbei  um  Geld  handelt,  der  Col- 
lecteur auch  ex  |jiu|>rii^  zur  Bezahlung  der  Gewinngelder 
von  dem  Spieler  angeiialten  werden  kann,  während  vou 
dem  oben  angedeuteten  Gesichtspuncte  aus  nur  su  einer 
Verurtheilung  des  Collecteurs  zur  Beaahlung  ans  den  in 
seinen  Händen  berindiichen  Mittein  der  Direction  zu  ge- 
langen sein  würde. 

Für  den  Vertrieb  der  Lotterielogse  besteht  insofern  noch 
eine  singuläre  Bestimmung,  als  der  Empfänger  eines  un- 
bestellt zugesandten  Looses,  wenn  später  kein  Gewinn  an! 
dasselbe  ausfällt,  zur  Bezahlung  der  Kmiagegelder  nicht 
verbunden,  in  andern  Fällen  aber  dennoch  als  recht- 
mässiger  Loosinhaber  und  deshalb  auch  für  den  Gewinn  . 
als  Empfangsberechtigter  zu  betrachten  sein  soll  (Minis- 
terialbekaniitiiKiehung:  die  Zusendung  nicht  bestellter 
Lotterieloose  beti'eff.  vom  17.  Sept.  185ti.). 

2.  Die  Errichtung  sogenannter  Lotto 's  oder  Zahlen- 
lotterien,  sowie  jeder  Art  der  Betheiligung  daran  oder  d^ 
Forderung  dersell)eu  im  In-  oder  Aushmde  ist  verboten. 
Ebenso  das  Coiligiren,  d.  h.  das  Vertreiben  der  Spitäiiuuse 
zu  auswärtigen  Ciassenlotterien  im  Inbinde  (Gesetz  gegen 
die  Theilnahme  am  Lotto  und  den  Betrieb  auswärtiger 
Lottericloose  vom  4.  Decbr.  1837).     Dagegen  fällt  die 
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Betlioiliguug  eines  Inländers  an  einer  auswärtigen  Olassen- 
lotterie  an  sich  nicht  nnter  das  Verbot  und  es  ist  daher 
auch  namentlich  die  Einiageforderung  des  auswärtigen 

I^otteriet^ollecteurs  für  ein  direct  aus  dem  Auslande  be- 
zogenes Loos  vollkommen  klagbar  (Wochenblatt  lbö8, 
Ö.  157.). 

IV.  £ine  weitere  Spielgattung,  welche  im  Gegensatze 

«X  der  Regel  sub  I.  vollkommen  klagbare  Forderunp:en 
der  lietheiligten  gegen  einander  erzeugt,  ist  das  sogenannte 
Ausspielgeschäft,  gewöhnlich  in  der  Form  der  Aus- 
loosung  einer  oder  mehrerer  beweglicher  oder  unbewegt 
lieber  Sachen  unter  einer  gewissen  Anzahl  von  Loofdn* 
habern ,  vorausgesetzt,  dass  dasselbe  seiner  Errichumg, 
resp.  »einem  Zwecke  nach  den  diesfalls  bestehenden  ge- 
setslichen  Vorschriften  entspricht  (Gkneralci  das  Verbot 
des  Ansspielens  betreff,  vom  18.  Febr.  1784  verb.  mit 
Verordn.  der  Landesregierung,  die  Erläuterung  des  vorigen 
üenei  ale  betretl".  vom  15.  Juli  1820;.  Damit,  dasa  in  §.  1481, 
Abs.  2  des  B.G.B,  das  Verhältniss  des  Ausspieiers  zu  dem 
Inhaber  des  Gewinnlooses  unter  die  Grundsätze  über  den 
bedingten  Kauf  gestellt  ist,  ist  nicht  gesagt,  dass  das  frag- 
liclie  Rechtsgeschäft  überhaupt  unter  diesen  Gesichtspunct 
falle.  Namentlich  wird  also  von  jedem  Spieltheilhaber  auf 
Vornahme  der  Ausloosung  zur  planmäss^  festgesetzten 
Zeit  geklagt  werden  können,  ohne  dass  die  Schhissvor- 
Schrift  in  §.  871  des  B.G.B,  entgegenstünde.  Wohl  aber 
ist  jene  Vorschrlü  iür  den  Gewinner  von  Werth,  um  für 
die  Firage  wegen  des  Tragens  der  Getahr  rücksichtlieh 
der  auszuspielenden  Sache  bis  zum  Augenblicke  der  Ver* 
loosung,  sowie  für  einen  eventuellen  Evictionsanspruch 
desselben  an  den  Ausspielenden  festes  Anhalten  zu  haben» 
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« 

2.  AbBchnitt.   Forderungen  aas  unerlaubten 

Handlungen. 

%,  130.  Allgemeiae  Benarkunien. 

1.  Die  sogenauDteu  unerlaubten  Handlungen  sind 
solches  entweder  schon  an  sich-  (§§.  J 16  verh.  mit  773 
des  B.G.B.)  oder  sie  erhalten  diesen  Character  durch 

ein  bereits  bestehendes  dem  Pri\  Mtrcchte  anj^chüriges 
Vc^rptUchtungsverhältniss,  mit  welchem  die  Handlung  in 
Widerspruch  tritt.  Soweit  dieses  Verpflichtungsverbältniss 
obligatorischer  Natur  ist^  ist  von  dem  Einflüsse  eines 

solchen  unerlaubten  Verhaltens  auf  das  bestehende  For- 
derungsrecht bereits  oben  10 i — ii>3  die  Kede  ge- 
wesen. 

Die  an  sich  unerlaubten  Handlungen  dagegen  (wohin 
übrigens  keinesweges  bloss   die  augleich  strafreditfidi 

verfolgbaren  oder  polizeilich  verbotenen  äu  rechnen  sindj 
können  entweder 

1.  dadurch  zur  Quelle  selbständiger  Forderungen 
werden,  dass  sie  fremdes  Vermögen  verletzen,  und  so 

eine  Verpfliehtung  zum  Schadenersatze  begründen  (zu 
vgl.  oben  und  Gesetzbuch  §§.  124,  114,  Abs.  1); 

oder 

2.  sie  können  auch  eine  vom  Vorhandensein  einer 

VermÖgensschädigung  unabhän;;i;^tj  Geldforderung  ver- 
möge besonderen  Rechtssatzes  lur  den  Verletzten  er- 
zeugen, die  deshalb,  soweit  überhaupt  im  einzelnen  Falle 
die  Verletzungshandlung  etwa  zugleich  eine  Vermögensr 
Verletzung  zur  Folge  hatte,  mit  der  bezüglichen  Schaden- 
ersatztordcrung  in  der  Regel  cumnlativ  concurrirt 
(§§.  774,  Abs.  2,  1489,  14^7  des  B.U.ß.).  Die  den 
Inhalt  der  Forderungen  der  zweiten  Art  bildenden  Gleld- 
leistnng^n,  insofern  sie  eben  nicht  die  Ausgleichung  eines 
Vermögensschadens,  sondern  die  Vergütung  eines  dem 
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Verletzten  zugefügten  sonstigen  Uebcls  bezwecken,  kann 
man  aU  Privatstrafen  im  heutigen  äinne  bezeichnen,  ob- 
W€^l  man  damit  nicht  die  Vorstellung  verbinden  darf, 
alB  litte  auf  üe  alles  das,  was  von  den  Römisohrechtlichen 
Privatstrafen  galt,  noch  heuzutage  Anwendung;  viehnehr 
stehen  sowohl  die  iSchadenersatziorderungen  ad  1  aU  die 
StrafforderungeUi  ad  2,  soweit  letztere  auf  dein  Gesetz- 
buche  beruhen,  an  sich  unter  gans  gleichen  Grundstitaen. 

a.  Zur  Entstehung  beider  Arten  von  Forderungen 
ist  wie  schon  nach  Körui^chcni  Rechte,  so  nunmehr  auch 
nach  dem  uusrigen  (zu  vergl.  oben  §.  34,  Lf  Zurechen- 
barkeit  des  unerlaubten«  Verhaltens,  also  vor  allem  Hand* 
lungsföhigkeit  vorauszusetaen. 

b.  Zwischen  Mehreren,  welche  die  verletzende  iiaad- 
lung  gemeinschaftlich  begingen,  findet  ein  Gesammtschuld- 
whältniss  statt,  so  dass  sowohl  in  Ansehung  des  Ersatz- 
anspruches, als  der  Strafforderung  der  Eine  durch  den 
Andern  jetzt  gleichmässig  befreit  wird  (§.  777  des  15.(  i.B.). 
liitellectuelie  Urheberschaft  (Anstiftung  im  Sinne  von 
Artt»  62  u.  63  des  revidirten  (Strafgesetzbuches)  ja  selbst 
blosse  BeihUlfe,  gleichviel  ob  nahe  oder  entfernte  (im 
Sinne  des  revidirten  Strafgesetabuchs  Artt.  53,  54,  Ol, 
a.  E.),  stellen  rücksichtlich  der  aus  der  unerlaubten  Ilnnd- 
'lung  hervorgehenden  civilrechtlichen  Haftung  der  ^lit- 
urheberschaft  gleich,  und  dasselbe  gilt  sogar  von  der  ab- 
sichtlichen oder  fahrlässigen  Nichtverhinderung  einer  frem- 
den Verletzun*j^shundluniij  selten  des  Dritten,  iiu  i'  alle  l'ür 
diesen  vermöge  seiner  amtlichem  Stellung  oder  seinei' 
Eigenschaft  als  Vater,  Vormund,  i!)ienBtherr  u.  s.  f.  eine 
besondere  Verpflichtung  sur  Verhinderung  bestand 
(§§.  77b,  Abs.  1,  779  des  B.G.B.j,  während  die  Begün- 
stigung (Revid.  Strafgesetzbueli  Art.  61,  Abs.  J)  nur  bei 
den  in  gewinnsüchtiger  Absicht  unternommenen  uner- 
laubten Handlungen,  und  zwar  auch  hier  in  der  Kegel 
nur  insoweit,  als  dem  Begünstiger  ein  Antheil  am  Gewinne 
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zugeküiiiiii.  Ii  ist,  eine  privatrechtliche  MitvcrhaÜung  bo- 
grUadet  (§.  778,  Ab».  2  des  B.G.B.). 

c  Der  active  und  passive  Uebergang  auf  und  reap. 
gegen  die  Erben  des  Bereohtigten ,  resp.  Verpflichteten, 
obwohl  gc^gon  diese  inuiier  nur  insoweit  die  Kräfte  de« 
Nachlasses  reichen,  bildet  bei  beiden  Arteu  von  Forder- 
ungen die  gleichmäBsige  Begel,  ohne  dass  es  hierbei  auf 
eine  noch  bei  Lebzeilen  des  Erblassers  erfolgte  Klager- 
hebung weiter  ankäme.  Einzelne  Ausnahmen  im  folgenden 
§.  131. 

d.  Ist  die  unerlaubte  Handlung  zugleich  eine  straf- 
rechtlich verfolgbare /und  ist  deshalb  Untersuchung  du- 
giJeitet,  so  kann  sich  der  Verletzte  wegen  bdder  Arten 
von  Ansprüchen  dem  ytrafvei'lahren  anschliessen  (Artt 
434  ff.  der  revidirten  btrafprocessordnung).  Die  etwa 
eintretende  Begnadigung  des  Verietssers  in  der  Griminai- 
sache  schliesst  aber  die  Verfolgbarkelt  der  Civilansprftebe 
nicht  aus. 

11.  Wegen  der  zahlreichen  Privatstrafe n  des 
älteren  Sächsischen  Rechts  ist  su  veigl.  Wächter^  das 
Königliche  Sächsische  und  das  Thüringische  Strafrecht 

S.  72  ft*.  Von  den  dort  8.  78  fF.  noch  als  })ractisch  be- 
zeichneten Fällen  hat  sich  nunmehr  die  dem  Vormund 
angedrohte  Strafe  des  Doppelten»  auch  da,  wo  er  dureb 
die  widerrechtliche  Ausleihung  des  Mundelgeldes  im  eige- 
nen Kamen  keine  förmliche  Unterschlagung  beging,  durch 
das  oben  §.  98  1.  Bemerkte  gleichfalls  erledigt,  ebenso 
wie  die  auf  der  Erl.  Processordnung  ad  tit.  XV  I,  S  beruh- 
enden wegen  frivolen  Leugnens  angedrohten  poeoae 
dupli  (Osterloh,  Handbuch  §.  227,  Note  25)  in  der  An- 
wendung auf  das  deposituni  miserabile  und  da.>>  legatum 
ad  pias  causas  durch  den  Wegfall  beider  Institute  im 
Gesetzbuche  gleichfalls  unpractisch  geworden  sind.  Auch 
hat  der  bei  der  Pfändung  zu  entrichtende  Pfandschilling, 
den  man  bisher  unter  den  Gesichtspunct  einer  Privat- 
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strafe  zu  bringen  geneigt  sein  konnte,  insofern  derselbe 
neben  der  Ersatzforderung  zu  entrichteo  war^  diese  Katur 
wenigstens  gegenwärtig  entschieden  verloren  (sti  vergL 
oben  §.  44  a.  E.).  Wegen  eines  neben  dem  Gesetzbache 

noch  furtbestelienden  Falles  einer  Privatstrafe  aus  ver- 
hältnissmässig  neuerer  Zeit  ist  zu  vergl.  der  folgende 

$.  131.  Die  elnselnen,  ans  aaerlaabten  Haadinagea 
entspringendeD  Fonlemngren. 

1.  Unter  der  Beseichnang  widerrechtliche  Schadenzu- 
fügung  b^^reift  das  Gesetabuch  die  Körper-  oder  Sach- 
beschädigung der  lex  Aquilia  uud  ihrer  Ergäozungen. 
Hierbei  erfordert  dasselbe 

1.  eine  an  sich  widerrechtliche  positive  schaden- 
bringende Handlung;  gleichviel  übrigens^  ob  dieselbe  den 
Schaden  mittelbar  oder  unmittelbar  herbeiführt  (§§.  1484 
ff.  des  B.G.B.),  und  kommt  zwai*  hierbei,  wie  nach 
gemeinem  Kechte,  selbst  die  geringe  Fahrlässigkeit  in 
Anschlags  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Beschädigte  und 
Beschädiger  in  einem  an  sich  nur  eine  weniger  strenge 
Haftung  bedingenden  V er ti-ags Verhältnisse  zu  einander 
standen  (§.  1488  des  B.G.B.)^  Jedoch  kann  eine  nach 
den  hier  einschlagenden  Grundsätzen  zu  beurtheüende 
Hf^ftung  unter  Umsfönden  auch  schon  durch  dine  scha- 
denbringende  Uiuissivhandlung  begründet  werden,  wenn 
dieselbe  nämlich  in  der  schuldvollen  Nichtvoliendung  einer 
begonnenen  erlaubten  Begehungshandlung  oder  in  dem 
AusserachtlaBBcn  gebotener  Vorsichtsmassi  c^eln  bei  einem 
an  sich  erlaubten  Handeln  bestand  (§.  14Öü  des 
B.G.B.). 

Mehrere  Theilnehmer  haften  als  Gesammtschuldner 
auf  das  Ganze  unter  Umständen  selbst  dann,  wenn  sich 

der  Cauöalnexuä  zwischen  den  dem  Einzelnen  zur  Last 
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fallenden  Handinngen  nnd  dem  eingetretenen  Schaden 

nicht  spocic'll  iiacliweiBen  lässt  (§§.  1495,  1496  des  ß.G.B.). 
Jodocb  fttebt  dem  Zahlenden  in  diesem  1^  alle  ebenso  wie 
dann^  wenn  die  gemeinachalÜiche  Verietaanjgahandlang 
nur  culpa,  nicht  dolo  be^amgen  wurde,  wegen  dessen, 

warf  er  über  seinen  Antheil  zaliltr  ,  ausnalnnsweij^e 
nach  §.  1495  a.  E.  des  B.G.B,  der  Uegress  an  üeiue 
correi  zu.*) 

2.  Die  Rdmischrechtliche  Vorschrift  der  lex  Aquifia 
cap.  I.  III.  über  den  Ersatz  des  höchsten  Wertbes,  den 
die  bescliildigte  Sache  innerhalb  eines  Jahres  (resp.  inner' 
halb  30  Tagen)  von  der  Verletzung  ab  rückwärts  gehabt 
hat,  war  schon  zeither  bei  uns  ausser  Anwendung«  Das 
Gesetzbuch  §.  1483  beschränkt  sich  gleichfalls  auf  den 
vullcu  Ersatz  des  durch  die  Verletzung  angeriebtct»Mi 
bchudcns.  In  Fiilleu  der  Tödtung  eines  Menschen  lügt 
es  jedoch  noch  die  Verpflichtung  zur  Erstattung  der  Be- 
erdigungskosten, sowie  zur  Gewährung  von  Alimenten  an 
diejenigen,  welche  der  Getödt(?to  <;(5set/.lich  oder  vcrtrags- 
mässig  y.n  alimentiren  verptiiciitet  gewesen  wäre,  aut'  die 
muthmassliche  Dauer  des  Lebens  des  Letzteren  hinzu. 

3.  Im  Falle  einer  einem  Menschen  vorsätzlich  oder 
aus  Unbedachtsamkeit  zugefügten  Körperverletzung  ist 
der  B*^8chädigte  ausser  seinem  sonstigen  Schaden  an 
Heilerlohn,  Verdienstverlust  u.  s.  f.  nach  §.  1489  auch 
noch  ein  durch  richterliches  Ermessen  festzusetzendes 
Schmerzensgeld  zu  verlangen  berechtigt,  welches  nach 
Veiliältniss  dor  Grösse  der  erlittenen  ISclmierzen  in  jedem 
einzelnen  1^'alie  auszuwerfen  ist.  Nicht  bloss  das  Duell- 
mandat vom  2.  Juli  1712,  sondern  auch  noch  das  Cri- 
minalgesetzbuch  von  1838  Artt.  140  ff.  behandelte  das- 
selbe entschieden  als  Privatstrafe,  und  zwar  als  ZubcluT 

*)  Zu  1  und  S  vgl.  Wächter  in  der  Allgemeinen  Gerichtsseitang. 
Jahrgang  XH.  1868,  S.  66  ff. 
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der  öffentlichen  Strafe.  Bei  Erlass  de.-i  Stra%(3setzbuches 
von  1855  bcbchiuös  man  nur  die  Ueberweisuug  dieses 
Anspruches  an  die  bürgerliche  Gesetagebong,  sowie  an 
den  Civilrichter. 

Die  darauf  mit  ständischer  Genehmigung^'  erlassene 
Bekanntmachung  das  Justizministeriums  vom  1.  August 
1856  überlässt  die  Feststellung  des  Schmerzensgeldes  im 
einzelnen  Falle  dem  richterlichen  Ermessen,  indem  es  als 
«inzigen  Maasstab  die  GWtose  der  erlittenen  Schmerzen 
bezeichnet,  öpriclit  aber  (Absatz  1  a.  E.)  dem  sogenannten 
iiuctor  pugnae  (nicht  also  auch  schon  dem  auctor  rixae) 
den  Anspruch  darauf  ganz  ab.  Die  allgemeine  Fassung 
des  §.  1489  des  B.G.B.  wird  übrigens  den  Richter  in 
ersterer  Beziohunp^  auch  eine  gleichzeitige  J^erück.sichtigunj^ 
der  Staudeb-  und  VcrmügeusverhaltiiiiiöC  des»  Berechtigten 
gestatten^  während  in  letzterer  Hinsicht  schon  die  allge- 
meine Vorschrift  in  §.  781^  Abs.  1  des  B.G.B,  «hin- 
reichen dürfte. 

4.  Als  ein  besonderer,  eveutucll  neben  d(Mn  Schmer- 
zensgelde gegen  den  oder  die  Verlet/Gr  zu  verfolgender 
Anspruch  ist  durch  §.  1490  des  B.G.B.  in  directem  Ge- 
gensatze gegen  die  Vorschrift  in  1.  7.  D.  de  bis,  qui  ef- 
luderiut  vel  dcjecerint,  IX,  3  demjenigen  Verletzten  ein- 
geräumt, welcher  in  Folge  der  erlittenen  Körperverlelzung 
eine  bleibende  Verunstaltung  oder  Verstümmelung  davon 
getragen  hat.  Er  soll  zu  einem  lediglich  nach  richter- 
lichem Ermessen  zu  bestimmenden  Schadenersatzansprüche 
berechtigt  sein;  jedoch  gehet  dieser  Theil  seiner  Forde- 
rung^ abgesehen  von  dem  Falle  seiner  etw^aigen  Vertrags 
mässigen  Festsetzung  auf  die  Erben  des  Verletzten  ^  also 
activ  nur  dann  Über,  wenn  der  Erblasser  bereits  Klage 
bei  (ierJelit  erhoben  hatte. 

II  In  Fällen  widerrechtÜcher  Entziehung  der  persönli- 
chen Freiheit  ist  das  alte  Institut  der  Sachsenbusse  beibe* 

halten.  Man  gi  ilndete  dasselbe  auf  Sachsenspiegel  III,  45 
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und  die  lateinische  Glosse  zu  11,34  Darnach  konnte  bisher 
schon  der  widerrechtlich  inhaftirte  von  demjenigen,  der  seine 
Inhaftnahme  dolo  oder  culpa  veranlasst  hatte,  gleichviel 
ob  solches  tiuc  Privat-  oder  nhrigkeitliehe  Person  war, 
iUr  die  erlittene  Freiheitsentziehung  eine  Vergiltung  von 
je  vierzig  alten  Groschen,  nach  der  Glosse  zum  Sachsen- 
Spiegel  30  Schillingpfennige  ( 1  Thlr.  20  Ngr.)  für  Tag  und 
Nacht  beanspruchen.  Das  <iesctzbuch  hat  diesen  8atz  fÖr 
jeden  Tag  auf  1  Thlr.  10  ^gr.  normirt  (§.  1497  des 
B,G3.\  wobei  der  Tag  im  Sinne  des  §.  82  des  B.G.fi. 
zu  nehmen  ist.  ITeber  die  Rechtmässigkeit  der  Gefangen- 
haltung  cognoscirt  lediglich  der  zuständige  (Jiviirichter: 
als  Vorfrage  für  den  geltend  gemachten  Geldanspruch 
selbst  in  dem  Falle  ^  wo  die  Arretur  von  einer  höheren 
Justiz-  oder  Verwaltnnp^sbehörde  verhängt  woi-den  ist 
(Gesetz:  die  Competenzverhältnisse  zwischen  Justiz-  und 
Verwaltungsbehörden  betr.^  vom  28.  Januar  18dö  §.  7.)- 
Lag  der  Freiheitsberaubung  die  Fflichtwidrigkeit  eines 
Staatsbeamten  zu  Grunde,  so  liess  schon  der  zeitherige 
Gerichtsbrauch  in  Gemässheit  des  im  Rescripte  vom 
18.  October  1796  ausgesprochenen  Principes  die  Klage 
auf  Sachsenbusse  sowohl  gegen  den  Schuldigen  liir  seine 
^  Person,  als  auch  gegen  den  Staatsüscus  principaliter,  resp. 
gegen  beide  in  solidnm  zu  (Wochenbl.  1851^  8.  190  ff.). 
Uebrigens  gehen  die  etwaigen  sonstigen  Ansprüche  des 
Verletzten  auch  hier  vuliotundi^^  nebenher  und  es  soll 
unter  Umständen  der  Beschädiger  gegen  die  Personen, 
welche  von  dem  Inhaftirten  ihren  Unterhalt  zu  erwarten 
hatten,  die  nSmliehen  Verpflichtungen  haben,  wie  im  Falle 
der  Tödtung  des  Ersteren  (§.  1498  des  B.G.B.). 

HI,  Entwendung. 
Da  §.  1499  des  B.GJß.  ausser  dem  Diebstahle  auch 
noch  die  Unterschlagung  in  sich  begreift  und  überdem 
Diebstahl  hier  im  weiteren  Sinne,  also  einschliesslich  der 
im  Revid«  Strafgesetzbuche  Artt.  274,  275  gedachten  £nt- 
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wcndimgsfälle,  sowie  der  Bogenannten  Entfremdung  (Art 

302)  zu  verstehen  ist,  so  konnut  im  I  liiiblicke  namcnilich 
auf  die  spätere  Beöiiiniimng  in  ib26  des  D.U.B.  der 
Thatbestand  unseres  Paragraphen  mit  dem  Inlialte  des 
Rümiscbrechtlichen  Be^friffs  des  furtum  mit  geringen  Auf- 
nahmen, wie  z.  B.  des  nicht  hierher  gehörigen  sogenann- 
ten furtum  usus  ;Kev.  Strafgetietzbuch  Art.  'doOj  uberein. 

Die  deshalb  gt;gon  den  Urheber,  nach  Befinden  auch 
gegen  den  blossen  Begünstiger  (iiisiUL-öuiulore  auch  den 
Partirer  und  blossen  Hehler  §.  1500  des  B.G.B.)  gegebene 
Ersätzkiage  erscheint  als  eine  Verschmeizung  der  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Strafklage  schon  bisher  bei  uns  nicht  mehr 
practischen  actio  furti  mit  der  condictiu  furtiva,  insofern 
sie  ihrem  Objecte  .nach  mit  der  letzteren  ^  ihren  subjecti- 
ven  Voraussetzungen  nach,  namentlich  in  der  Person  des 
EJägers  mit  der  actio  furti  übereinkommt,  so  dass  dieselbe 
keineswegs  von  dem  Eigenthümer  oder  früheren  rechtmässi- 
den  Besitzer  der  gestohlenen  Saehe.  sondern  unter  Umstän- 
*  den  auch  von  dem  blossen  Detentor,  dai'ern  diesen  die  Ver- 
tretung des  Verlustes  der  Sache  trifft,  wird  angestellt 
werden  kennen.  Wegen  der  Entwendungen  insbesondere, 
soweit  sie  unter  die  Classe  der  sogenannten  Forstentwen- 
dungen  fallen,  können  nach  §.  4  der  rublicationsverord- 
nung  zum  Forststrafgesetze,  Stra%esetzbuche  etc.  vom 
13.  August  1855  noch  immer  die  in  §§.  13 — 16  des 
Gesetzes:  die  üntersuciiiiiig  und  Bestrafung  der  Forstvur- 
brechen  betreff,  vom  2.  April  1838,  enthaltenen  civilrecht* 
liehen  Bestimmungen  in  Betracht  kommen. 

IV.  Verletzende  2^  achrede  (§.  1501  des  B.GJ3.) 
Die  aus  diesem  Grunde  gegebene  Ersatzklage  be- 
schrftnkt  sich  nicht  bloss  aufFälle  absichtlicher  Verleumdung, 

sondern  erstreckt  sich  auch  iiuf  die  in  Art.  238  Abs.  3 

des  Revid.  Strafgesetzbuches  als  straflos  erklärte,  in  gutem 

Glauben  erfolgte  Verbreitung  falscher,  den  Andern  benach* 
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thciligeuder  Gerüchte;  dafern  nicht  der  im  Absätze  2  ded 
§.  löOi  gedachte  Ausnahmefall  vorliegt. 

V.  und  VI.   Gewalt  und  Bedrohung,  Betrug 

und  .Vrglist. 
Abgesehou  von  der  vis  absoluta,  welche  das  Zustaade- 
kommen  eines  gültigen  Rechtageschäfites  überhaupt  au8> 
schliessty  weshalb  auch  die  auf  diese  Weise  uns  abge- 
nüiiimenen  Sachen  bei  jedem  Dritten  viiidicirt  werden 
können  (§.  850  des  B.G.B.),  gehen  die  hier  gegebenen 
Delictskiagen  zunächst  gegen  den  Urheber  und  Gehülfen 
des  Delicts  auf  vollen  SchadenL'i'.sutz  (s^i>.  1502,  1504  Je» 
B.G.B.  .  AA'cicL'ii  der  Wirkung  ^»-'g^»  dritte  Fersenen  da- 
gegen, die  bei  dem  Zwange  und  Betrüge  selbst  nicht  be- 
theiligt waren,  ist  zu  vergl.  das  o^en  §.  32  unter  2 
Gesagte. 

Unter  Betrug  ist  übrigens  Iner  nicht  bei  der  Begrift«- 
bestimmung  des  Art.  284  des  Revid.  Strafgesetzbuches  in 
Verbindung  mit  Erläuterung6g<?^etz  vom  15.  Juli  1858 
stehen  zu  bleiben.  Öchon  deshalb  nicht,  weil  §.  1504  de^ 
B.G.B.  ganz  von  der  Voraussetzung  -  absieht,  dass  der 
Betrüger  sich  oder  Anderen  einen  Vermögensvortbeil 
durch  die  Täuschung  liabe  verschatfen  wollen,  res]),  ver- 
scliail't  iiube.  V^ielmelir  soll  es  nur  auf  den  beabsichtigten 
schadenbringenden  £rfolg  hierbei  ankommen. 
VII.  Verletzung  besonderer  Berufspfltchten. 

Die  Haftung  der  richterlichen  oder  Verwaltungsbe- 
amten, gleichviel,  ob  sie  vom  Staate  oder  einer  Gemeinde 
angestellt  sind,  wegen  Verletzung  ihrer  Berufspflichten 
und  des  dadurch  Andern  verursaciitcn  Schadens  ist  ab- 
weichend von  der  zeither  herrschenden  streni^ercn  AiJ?iclit 
(cf.  Schwarze  in  Ztschrft.  f.  Kechtspfl.  Bd.  XU,  S.^l^C/ 
nur  noch  auf  Fälle  des  dolus  und  der  culpa  lata  beschränkt 

1506,  1507  des  B.G.B.),  und  das  gleiche  Princip  aiioh  in 
§.  15UÖ  des  B.G.B,  auf  die  öffentlich  angestclhen  Sachver- 
ständigen erstreckt,  die  durch  Abgabe  eines  unrichtigen  Gut- 
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achtens  udcr  einer  unrichtigen  Seh  iiziut|^  Andere  in  Nach- 
tlieil  bringen.  Hiermit  sind  jedoch  nicht  die  Fälle  ge- 
meint^ wo  derartige  Sachverständige  ohne  Rücksicht  auf' 
ihre  öffentlichen  Functionen  als  Private  angewendet  wer- 
den, \'ielmehr  treten  dann  ganz  die  allgemeinen  obli- 
gationbiccLtlichen  Grundsätze  ein. 

VIII.  Wegen  Veräusserungen  zur  Benachtheiligung 
der  Gläubiger  (§§.  1509  ff.  des  B.G.B.)  ist  auf  das  Con- 
cursrecht  zu  verweisen. 

IX  Üui  cli  das  Gesetz  vom  27.  Juli  1><M)  über  den 
Schutz  dramatischer  und  musikaiischer  Werke  gegen  un- 
befugte Aufführung  ist  insofern  eine  neue  Privatstrafe 
eingeführt,  als  darnach  der  Verletzte  die  Wahl  haben  soll, 
ob  er  auf  Zuerkeniuiiig  einer  EntschjidijLriiiig  oder  auf 
eine,  dann  abei-  giLichfails  vou  dem  Oiviirichter  auszu- 
werfende Geldstrafe  bis  zu  500  Thlr.  antragen  wolle. 
Thut  er  Letzteres,  so  soll  die  Strafe  zu  zwei  Dritttheilen 
ihm,  zu  einem  Drittthefle  der  Ortsarmencasse  zufallen. 
Gegen  die  Erben  des  Verietzers  wird  ein  derartiger  St raf- 
autrag  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden  müssen. 

Das  verwandte  Gesetz  Tom  22.  Februar  1844  über 
den  Schutz  litterarischer  Erzeugnisse  anderer  Art  gegen 
ineeLiuiische  Vervielfältigung  (sogen.  Nachdrucksgosotz) 
kennt  eine  derartige  Privatstrafe  nicht,  sondern  nui*  eine 
öffentliche  Geldstrafe,  während  es  den  Verletzten  nach 
§.  6  ausdrücklich  auf  den  Schadenersatz  verweist. 

3.  Abschnitt.   Forderungen  aus  verschiedenen 

Gründen. 

§.  182.  CondletloiieB. 

Von  den  aus  einem  Haben  ohne  Grund  abgeleiteten 
Forderungsrechten  ist  , 

L  die  Rückforderung  des  unter  der  irrigen  Voraus- 
setzung des  Bestehens  einer  Schuld  Gezahlten  (condictio 
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indebiti)  im  .Vllg.^meinoii  d«^n  geMi»  iiii  -  (  lit liclien  (hund- 
sätzen  entsprecliend  bciiaudelt  (§§-  1)11*  tf.  des  B.G.B,)» 

a.  In  Betreff  der  nach  immer  sehr  bestrittenen  Frage, 
ob  der  Irrthum  des  Zahlenden  ein  entschuldbarer  gewe* 
sen  sein  müsse,  erklärt  aidi  das  Gesetzbuch  .trecrcn  die 
lierrschende,  anfänglich  auch  in  dem  Eutwuit*^  festgehal- 
tene Meinung  für  die  Verneinung  und  will  derogemäss 
auch  an  sich  kein  entscheidendes  Geincht  darauf  g«l«gt 
wissen,  ob  der  Irrthum  ein  factischer  oder  ein  Rechtsirr* 
thum  gewesen  (§.  1523  des  H.G.B).  Selbsivti ständlich 
kann  jodueli  die  Beschaffenheit  des  im  einzelin  !!  Falle 
fraglichen  Irrthums  als  eines  blossen  error  juris  bei  der 
immer  nach  den  concreten  Verhältnissen  zu  beantwortenden 
Fracre  von  P^influss  sein,  ob  das  Vorliandensein  eines 
liTtliuüis  uut  beiten  des  Zahlend<in  überhatipt  i^laubliaft 
erscheint,  oder  ob  nicht  die  beben kungsabsicht  des  Zah- 
lenden als  liquid  und  deshalb  die  Kficktbrderung  des 
Gezahlten  als  ausgeschlossen  zu  betrachten  sei.  (Vgl.  oben 
§.  101.; 

b.  Bezüglich  der  Vertheilung  der  Beweislast  ist  der 
Kläger  (in  Folge  der  ,  Auffassung,  dass  der  auf  seiner 
Seite  vorhanden  gewesene  Irrthum  nicht  zum  Elaggnmde 
g'-lnirt ,  sondern  umgekehrt  der  ^laii^ol  desselben  einti*e- 
teiKb  n  Falles  nur  als  Ausschliessungsgruud  gegen  die  Rück- 
forderung in  Betracht  kommt)  von  einem  besonderen 
Beweise  des  Inrthums  überhaupt  frei.  Vielniehrhat  er  an 
sich  nichts  weiter  als  die  Tliatsache  der  Zahlung  und 
die  Nichtexi Stenz  einer  eutspreelienden  Schuidverbindlicb- 
keit  darzuthun,  während  es  Bache  des  Beklagten  sein 
würde,  falls  er  ein  wissentliches  Bezahlen  der  Nichtschuld 
behauptet,  solches  seinerseits  darzulegen  und  zu  beweisen 

(§.  i:>3a  des  B.a.B  ). 

Dabei  wird  übrigens  in  Uebereinstinimung  mit  der 
zeither  schon  in  unseren  Gerichtshöfen  herrschend  ge- 
wesenen Auslegung  der  L  25.  D.  de  probationibus  et 
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prae&uiDtionibus  XXIL  3  der  Kläger  vob  dem  Beweise 
der  Nichtschuld  dann  entbunden ,   wenn  der  Beklagte 

wider  die  Wahrheit  den  Eniptkug  der  Zahlung  leugnen 
sollte,  indem  solchentalls  violniphr  d<^r  Letztere  auf  den 
blossen  Beweis  der  Zahlung  hin  dem  Klaggesuche  gemäss 
zu  veroTtheilen  ist,  sobald  nicht  ©r  die  Existenz  der  Ver- 
Ijindlichk^Mt  rrsp.  die  Wisseusciiutt  des  Klägers  von  der 
Nichtexistenz  darzutbun  vermag.  Nach  allgemeinen  Grund- 
Sätzen  wird  jedoch  auch  in  diesem  Falle  den  Kläger  der 
Beweis  der  Nichtschiild   dennoch   treften,   wann   ov  die 
irühei'e  Kxistenz  der  Verbindlichkeit  8eli)st  einräutneu 
und  nur  behaupten  sollte,  dass  sie  zur  Zeit  der  Zahlung 
aus  irgend  einem  Grunde  bereits  wieder  erloschen  sei. 
Soviel  dagegen  den  in  der  obigen  iJigestenstelle  erwähn- 
ten zweiten  Fall  anlangt,  wenn  der  Kläger  ein  Mehreres, 
als  er  überhaupt  jemals  schuldig  gewesen,  gezahlt  zu  haben 
behauptet,  nnd  nur  diese  Mehrzahlung  condicirt,  so  ist  man, 
da  §.  15*i^»  des  B.G.B,  diesialls  einen  Unterschied  nicht 
mehr  macht,  zu  einer  Ausnahme  auch  nicht  weiter  be- 
rechtigt. 

c.  Der  Ansjiruch  des  Kliig(?rs  geht,  wie  nach  ge- 
meinem Kechte,  in  der  K(\ül'1  nur  aul'  die  Bereicherung, 
ausser  in  dem  Falle,  wo.  der  Beklagte  wissentlich  eine 
Nichischuld  in  Empfang  nahm,  wo  dann  die  Grundsätze 
über  die  Haftung  aus  der  Entwendung  aucii  bei  uns  Platz 

'  grellen  (§§.  1527,  1528  des  B.G.B.). 

d.  Neu  ist  noch  die  Bestimmung,  dass  die  Condiction 
wegen  indebit«»  <;czahlter  Zinsen  bereits  in  drei  Jahren 

Verjährt  (§.  1532  des  BGB.). 

IL  Die  Rückforderung  des  unter  der  Voraussetzung 
eines  erst  zukünftigen  Ereignisses  Geleisteten,  condictio 
causa  data  causa  non  secuta  (§§.  ITjoi  ff.  des  ß.d.B.^  ist 
der  condictio  indebiti  insofern  nachgebildet,  als  auch  bei 
ihr  der  Gegenstand  der  Kttckforderung  in  der  Kegel  sich 
nur  auf  die  Bereicherung  beschränkt  (§.  1538  des  ß  G.B ). 
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Eine  Ausnahme  tritt  jcduch  ein  —  abgesehen  von  dem 
auch  hier  möglichen  Falle  der  mala  fides  des  fimpf^Dgen, 
welchenfalis  dann  das  oben  unter  c.  Gesagte  analog  Plate 
zu  greifen  haben  würde  —  bei  den  durch  Aufiösung  des 
Verlöbnisses  eiuu-etenden  Verpflichtungen  zu  Rückgabe 
der  Mahlscbätze  und  sonstigen  Brautgeschenke,  insoiem 
dieselben  y  soweit  sie  in  vertretbaren  Sachen  bestehen, 
jederzeit  nach  dem  ursprünglichen  Betrage  zu  erstatten 
sind,  und  derjenige,  der  von  dem  Verlöbnisse  grundlos 
zurücktritt,  selbst  die  nicht  vertretbaren  dergleichen  Ge- 
genstände, (liiteni  er  üie  schuldvoller  Woise  iiiclit  mehr 
in  2s!atur  zurückgeben  kann ,  dem  vollen  Werthe  nach  zu 
ersetzen  gehalten  ist  (§§.  ldB4,  1585  des  B.G.B.).  Die  hier 
gleichfalls  sehr  bestrittene  Frage  nach  der  Beweislast  (zu 
vergi.  VVindscheid,  Paad.  II,  §.  429)  ist  in  §.  1539  des 
B.G.B.  dahin  regulirt,  dass  der  Kläger  nicht  bloss  die 
Eigenschaft  der  Leistung  als  einer  nur  unter  einer  ge- 
wissen Voraussetzung  gewährten,  sondern  auch  den  Nicbt- 
eintritt  der  in  Aussicht  genommenen  Voraussetzung  zu 
beweisen  habe,  es  müsste  denn  die  letztere  von  der  Art 
gewesen  sein,  dass  er  ihren  Eintritt  bdiebig  zu  hindern 
bereciiLJtit  -c\\c.>en,  welchentallö  der  zweite  Tlieil  seines 
Beweisthemas  sich  lür  ihn  erledigen  soll  1537  de» 
B.G.B.).  Indessen  versteht  sich  auch  in  diesem  Falle  von 
selbst,  dass  der  Beklagte  durch  den  von  ihm  zu  erbrin- 
genden Nachweis  des  früher  wirklich  erfolgten  Eintrittes 
der  Voraussetzung  die  Klage  zu  .beseitigen  in  der  Lage 
bleibt.  — 

III.  Die  condictio  ob  injustam  causam  und 
sine  causa  (§§.  1540  £f.,  1547  ff.)  greifen  vieliach  iu 
einander  über,  und  insbesondere  dient  die  erstere  aach 
zur  Ergänzung  für  solche  Fälle,  wo  nicht  schon  wegen 
eines  an  sich  rcchtsu  iilrigen  Handelns  nach  allgemeiiien 
Grundsätzen  Verpflichtung  zu  vollem  ^Schadenersätze  ein- 
tritt (vergl.  oben  §.  131).    Es  ist  daher  auch  die  V<»^ 
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Schrift  in  1545  des  B.G.B.  keines vegB  so  zu  verstehen, 
als  ob  sich  in  allen  nach  dem  Wortlaute  an  sich  darun- 
ter zu  subsurairenden  Fällen  die  Vcrptliclitung  des  Beklag- 
ten  auf  Herausgabe  des  Js^rlialteuen  beschränke. 

§.  X33.  Bis  Forderung  der  aiuserelielleli  Gesehirlehten 

anf  EntsehSdIguttg. 

Das  Stuprura  zog  nach  unserem  Particularrechte  schon 
bisher  für  den  ,Stuprator  die  wahlweise  Verpflichtung 
nach  sich,  die  Geschwächte  entweder  zu  ehelichen,  oder 

zu  entschädigen  („auszustatten*'),  in  Anschhiss  an  das 
canonische  Recht,  welches  jedoch  den  »Stuprator  cumulativ 
zur  Ehelichung  und  Ausstattung  der  Geschwächten  für 
verpflichtet  erklärt 

Für  Sachsen  schUi^  bisher  die  const.  27  pte.  IV. 
und  decis.  30  von  174ü  ein,  wonach  es  als  wesentliche 
Voraussetzung  des  Dotationsanspruches  erscheint,  dass  die 
Geschwächte  bisher  unbescholten  gewesen,  gleichviel  ob 
Jung^V.iii  oder  Wittwe.  Die  Festsetzung  der  Höhe  des 
Aefiuivalentcs  war  und  ist  auch  nach  dem  Gesetzbuchc 
dem  Ermessen  des  Richters  überlassen ,  der  sich  dabei 
vorzugsweise  nach  dem  Stande  der  Geschwächten,  sowie 
nach  den  Vermögensverhältnissen  des  Stuprator  zu  richten 
hat  (§.  1551  des  B.G.B.).  Der  niedrigste  »rerichtsbräuch- 
liche  Satz  ist  15  Thaler.  Die  daneben  alternativ  zu  peti* 
rende  Ehelichung  erscheint  an  sich  nur  als  ein  dem 
Stuprator  facultativ  zustehender  Modus,  sich  von  der  Do« 
tationsverbindlichkcit  zu  bctreien.  Daher  bleibt  auch  der 
Anspruch  fortbestehen,  wenn  ohne  Verschuldung  der 
Geschwächten  für  den  Stuprator  jene  facultas  wegfällt, 
-sei  es,  weil  er  sich  selbst  später  verheirathet  hat,  oder 
weil  es  wegen  mangelnden  Conscihses  der  Aeltern  des 
Schwängerers  oder  der  Geschwächten  niciit  zur  Ehe- 
'  Schliessung  kommen  kann. 
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490  §§«133,  134.  Forderungen  aus  veräcliieUeuen  Gründen. 

* 

Hat  dagegou  die  Geschwächte  durch  ihre  frühero 
Verheiratbung  dem  Scbwängerer  das  Wahlrecht  entzogeo, 
oder  weigert  sie  sich  vielleicht  sogar  der  £he,  so  cesaii 
auch  der  Dotationsanspruch.  Dasselbe  gilt  auch,  wenn 
sie  nach  dem  mit  dem  Beldagteu  gepHogeneii  Beischlafe 
erweislich  sich  mit  einem  Andern  geschlechtlich  eiu- 
.gelassen  hat.  War  der  Stuprator  zur  Zeit  des  Beischlafs 
bereits  verheimAhet,  so  gehet  die  Klage  der  Gesehw&chteH 
ebeiisü  wie  in  dem  Falle  einer  späteren  Verheiratimng 
desselben  mit  einer  Andern  einfach  auf  Dotation, 
dafem  nicht  etwa  die  Geschwächte  im  ersteren  Falle 
die  Eigenschafk  des  Stuprator  als  Ehemann  gekannt  haben 
sollte^  denn  dann  ht  ein  Anspruch  iür  sie  Überhaupt  nicht 
gegründet. 

Dass  der  Beischlaf  die  Schwängerung  zur  Folge  haben 
mttsse,  ist  zur  Fundirung  dieses  Anspruches  nicht  er- 
forderlich. Die  Dotationsforderung  gehet  übrigens  unbe- 
dingt 'gegen  die  Erben  des  »Stuprator  quoad  vires  liere- 
ditatis^  wogegen  der  Uebergaug  des  Anspruches  aui'  die 
Erben  der  btuprata,  soweit  er  nicht  bereits  vertrags- 
mftssig  festgestellt  sein  sollte,  auch  hier  durch  Anbringung 
der  Klage  bei  Gericht  selten  der  Erblasseriu  bedingt  aeia 
soll  (§.  1ÖÖ3  des  B.U.ß.). 


§.  134.  Besehldlgaag  durch  Thiers. 

I.  Das  Recht  der  nuxac  datio  bei  Beschädigung 
durch  Thiere  war  auf  Grund  der  Usualinterpretation  meh- 
rerer Stellen  des  Sachsenspiegels  bei  uns  insofern  modi« 
ficirt,  als 

iL.  bei  zahmen  Thiereii,  Jrlauäthiercii;  eiiicrseits  nichts 
darauf  ankommen  sollte,  ob  das  Thier  contra  oder  secun- 
dum  naturam  sui  generis  geschadet  habe,  andererseits 
das  Becht  der  noxae  datio  hinwegtiel  ^  dafem  der 
Besitzer  des  Thieres  nicht  alsbald,  wenn  er  von  dem' 
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Beschädigung  durch  Thiere.  Wildschaden.  491 

•» 

angerichteten  Schaden  Kenntniss  erhielt^  da«selbe  von  sich 
gcthaii  liat. 

b.   Bei  wilden  oder  Bonst  ihrer  Tndividnalit&t  nach 

getHhrlichen  Thieren  fiel  das  Recht  der  noxae  datio  über- 
haupt hinweg. 

Auch  das  Gesetzbuch  unterscheidet  nach  §§.  15tjU^ 
1561,  ob  das  Thier  zu  der  Gattung  der  wilden  oder  der. 
llausthierc  gehört  Labe.  Im  ersteren  Falle  tiifit  denjenigen, 
der  das  Thier  ^^hält^'  (was  also  nicht  schlechterdings  d«r 
Eigenthttmer  des  Thieres  zn  sein  braucht)  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  er  in  der  Verwahrung  desselben  etwas  versehen 
bat  oder  nichts  die  Verpflichtung  zum  Ersätze  des  durch  das 
Thier  angerichteten  Schadens.  Im  anderen  Falle  ist  der 
Eigenthttmer  des  Thieres  der  Ersatzpflichtige,  jedoch  kann 
er,  dafern  er  bei  lieaulsichtigung  des  Thieres  etwas  nicht 
verschuldet  hat,  durch  den  Nachweis  dieses  Mangclä  einer 
culpa  und  durch  noxae  datio  sich  befreien,  und  seine 
Ersatzpflicfat  erledigt  sich  in  diesem  Falle  ganz,  wenn 
das  Thier  noch  vor  der  Klagbehändigung  ohne  sein  Ver- 
schulden gestorben  oder  abhanden  gekunnnen  ist.  Auf 
den  Fall,  wenn  der  Schaden  durch  einen  bissigen  Hund 
veranlasst  worden  ist|  beziehen  sich  die  besonderen  Vor- 
schriften des  sogenannten  Hundemandates  vom  2.  April 
1796,  welches  als  PoÜzeigesetz  auch  künftig  noch  iih 
fortgeltend  anzusehen  sein  wird,  üeber.  diö  Auslegung 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Hauptstelle  des  Mandats 
§.  9,  zu  vgl.  Zeitschr.  f.  Rechtspfl.  N.  F.  XVIII,  S.  169. 

U.  Die  Wildschäden  betreäeud,  so  haben  wir  für 
unser  früheres  Recht  das  Gouvernementspatent,  die  Wild- 
schäden betreif.,  vom  21.  April  1814  und  Gesetz  vom 
3.  November  1S4U,  Erledigung  einiger  zweifelhafter  Rechts- 
fragen betr.  no.  II.  Darnach  ist  überhaupt  nur  ein  solcher 
Schaden  zu  vergüten,  der  an  bebauten  Ländereien,  im 
Gegensätze  z.  B.  von  Waidboden  u,  s.  f.,  angerichtet 


492      Idi.  Ford,  aus  verschiedeuea  Qrüadea:  Wildschaden, 

wird^  und  zwar  auch  nur  dann,  wenn  er  von  Roth-, 
Damwild,  Schwarzwild  und  Rehen  heiTührt. 

Eb  «oll  in  diesen  Fällen  ein  besüiidererj  siunmarischer 
durch  den  Amtshauptniaiin  zu  leitender  Taxationsmodus 
'  eintreten.   Als  Verpflichteter  ist  dabei  jedoch  nur  der 
Jagdberechtigte  im  Sinne   des  damaligen  Rechtes  zu 

denken. 

Mit  der  Aufhebung  des  Jagdrechtes  auf  fremdem  Gruud 
und  Boden  wurden  daher  auch  jene  älteren  gesetzlichen 

Bestimmungen  ausser  Kraft  gesetzt  (Verordnung:  die 
Ausübung  der  Jagd  betieff.  vom  13.  Mai  1851  §.  32?. 
Das  Gesetz  vom  25.  November  1858  §.  24  hat  dieselben 
jedoch  insoweit  wieder  in  Kraft  treten  lassen,  als  es  dtf^ 
naeli  zu  einer  Wiederherstellung  des  frühem  Jao^dreclites 
auf  fremdem  Gmuid  und  Boden  gekommen  ibt  (vgl.  oben 
§.  52,  S.  185  fif.)-  Auch  auf  den  blossen  Pachter  eines 
heutigen  Jagddistrictes  dagegen  beziehen  sich  jene  Vor 
Bchrifteii  des  l*atcntes,  wie  des  Gesetzes  vom  3.  November 
1840  nicht  Ebensowenig  kann  aber  auch  der  Pachter 
seinen  Verpächter,  der  sich  bei  der  Verpachtung  seiner 
Grundstücke  die  Jagd  daran  reservirt  hat,  als  Jagdberech- 
tigteu  im  Sinne  jener  gesetzliclien  Vorschriften  in  Anspruch 
nehmen  (Zeitschr.  für  Bechtsptige  N.  F.  XXU,  S.  279  ff. 
Wochenbl.  1861,  S.  404).  Die  anscheinend  von  einem 
andern  Principe  ausgehende  Bestimmung  des  Gesetzes 
vom  1.  Deeembcr  1864  §.  10  bezieht  sich  nur  auf  den 
doli,  gedachten  singulären  Fall. 


Drni'li  von  A.  Tb.  EngrclliMdl  In  Leipzig. 
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iieiitiou  des  zur  Zeit  semeb  Eröcheineuä  in  Sachsen  gel- 
tenden evangelischen  Ehcrechts,  d.  h.  der  die  Schlies- 
sung und  Trennung  der  Ehen  betreffenden  materiellen 
Rechtssätze,  wie  sich  solche  seit  Kmluhrung  der  Refor- 
mation bei  uns  particularrechtlich  durch  Gesetz  und  Gc- 
richtsbrauch  zunächst  zwar  für  die  Lutheraner  gebildet 
hatten ;  daneben  aber  auch  ftir  die  Bekenner  der  refor- 
mirteu  Coutessiuu  und  seit  neuerer  Zeit  selbst  für  die  Anhän- 
ger des  Deutschkatholicismus  als  maassgebend  galten.  Für 
die  Angehörigen  der  ersteren  beiden  Religionsgenossen- 
schaften unter  sich,  iiiv  weiche  sseither  auch  in  Eiieäacheu 
II.  1 


2 


Ehcrecht.  §.  135.  Schliessuug  der  Ehe, 


das  canonische  Recht   noch  als  f^ubsiliaie  Ueclitsqnelle 
anerkannt  war^  bildet   das   im  Ucäctzbuchc  enthaltene 
Ekerecht  nunmehr  die  alleinige  ^  und  deshalb  auch  in 
allen  Einzelheiten  auf  unbedingte  Geltung  Anspruch  ma- 
chende Norm.    Die  Mitglieder  der  übrigen  vom  Staate 
anerkannten  Keligionsgesellschalten  dagegen  sind  unter-  . 
sehiedslos  nur  an  diejenigen  Bestimmungen  des  Gesetz- 
buches gebunden  y  welche  die  von  diesem  an%e8telUen 
dfientlichen  indispensabeln  Ehchindernisse  betreffen  (vergl. 
unten  §.  138),  während  in  allen  sonstigen  Punktuu  die 
etwaigen  abweichenden  Grundsätze  ihrer  Kirche  oder 
Keligionsgesellschaft  für  sie.  maassgebend  bleiben  (§.  1619 
des  B.G.B.).   IKe    bloss  reglementären  Bestimmungen 
unseres  zeitherigcn  Kherf^chtes,  wie   deren'  ausser  der 
Kircheuordnung  vom  1.  Januar  1580  und  der  Eheord- 
nung vom  10.  August  1624  namentlich  das  ausführliche 
Regulativ  vom  15.  Januar  1808  zahlreiche  enthält ,  blei- 
ben, soweit  sie  mit  dem  Gesetzbuche  nicht  unvereinbar 
sind,  natürlich  auch  für  Lutheraner  4md  Retonn irte  fer- 
•  ner  in  Kraft.   Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  den  Ehe- 
process  angehenden  Vorschriften^  insbesondere  von  der 
Kegulirnng  der  Jurisdictionsverh&ltnisse  zu  Gunsten  der 
wehlicheu  Behörden  (Bezirksappellationsgerichte  in  erster 
Instanz),  auf  welche  die  seit  Mitte  des  16.  Jalirhunderts 
in  die  Hände  der  Oonsistorien  gelegte  AustLbung  der 
Ehegerichtsbarkeit  durch  das  sogenannte  C-Gesetz  über 
privile^nrte  Gerichtsstände  vom   28.  Januar   1835  üIkt- 
tragen  worden  ist,  jedoch  mit  der  Maas&gabe,  dass  in  ge- 
mischten Ehesachen  selbst  die  protestantischen  Ehege- 
richte, denen  solche  in  den  Sächsischen  Erblanden  imbe- 
dingt unterstellt  sind,  so  bakl  der  verklagte  Theil  der 
katholischen  Confcssion  angehört,  das    canonische  Kecht 
zur  Anwendung  zu  bringen  haben  sollen  (C-Gesetz.  §.  5<  j. 

Litteraturnachweise  bei  Haubold,  Lehrbuch  §§.  55  ff., 
und  besonders  Carl  Gottlieb  von  Weber,  systeuiati^che 


Digitized  by  Google 


GeBetegebong  and  Litteratur.  §.136  VerlöbDiss. 


B 


Darstellnng  des  im  Königreiche  Sacheen  geltenden  Kir- 

C'henrechtes  1820  und  1845;  insbesondere  1.  Auriag<_',  zwei- 
ter Theil,  dritte  Abth.  122  flP.  S.  1093  tf.;  Aug.  Ed. 
Kob.  Lengnick,  der  Sächsische  Eheprocess^  1847. 

fi.  13«.  Das  Terlöbiüss. 

I.  Neben  den    allgemeinen  Vertrag^^erfordernissen^ 

denen  da.H  Gesetzbuch  die  Verb'ibnisse  sogar  noeb  voll- 
ständiger als  unser  zeitheriges  Kecht  (AUg.  Vormund- 
schaftsordnnng^  Oap.  X IH.  §.  1 1)  unterwirft;  insofern  es  in 
§.  1575  ftr  die  Verlöbnisse  bevormundeter  Personen 
sciiiecbthiu  die  Einwilligung  der  Vonuiuider  iurdert,  giebt 
es  filr  selbige  noch  iolgende  eigeuthümliche  Gültigkeits* 
bedingungen: 

a.  Die  juristifcbo  Müglichkfit  dv6  Zustandekniuiiiens 
der  Ehe  zwischen  den  Verlobten,  also  unter  allen  Um- 
Btänden  die  Abwesenheit  Öffentlicher  indispensabler  £he- 
hindemisse  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Verlöbnisses 
(§.  1569  des  B.G.B.),  wodurch  zugleich  in  Verbindung 
mit  §.104  des  B.G.B.  die  Annahme  einer  mit  Weg- 
fall des  anfanglich  vorhandenen  Impedimentes  eintreten- 
den Cuuvalföcenz  verneint  ist; 

b.  Vorhandensein  des  erforderiiclien  Alters,  und  zwar 
bei  dem  männlichen  Theile  des  18.;  bei  dem  weiblichen 
des  16.  AltersjahreS;  indem  das  Gesetzbuch  im  §.  1570 
die  Vorinundöchaitisordnung  a.  a.  O.,  welche  nur  das  14. 
Altersjahr  für  den  weiblichen  Theil  verlangt;  insoweit 
abändert ; 

c.  Einwilligung  der  Aeltem;  resp.  der  entfernteren 
Ascendenten  der  Verlobten  (§§.  1571  flf.  des  li.G.B.j. 

Schon  die  Eheordnung  von  1624  erklärte  die  mit 
Umgehung  des  älterlichen  Consenses  eingegangenen  Ver- 
löbnisse (sog.   sponsalia  claudestina   im  Gegensätze  der 

publica)  iiir  unkrältig;  und   selbst  der  hinzutretenden 

1* 
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fleischlichen  Vermischung  der  Verlobten ,  durch  welche 
nach   Ansicht  der  älteren  Sächsischen  Pk'aktiker  jener 

Manp^el   in    seinen   Wirkungen   beseitigt  werden  koiiiito. 
sprach  die  31.  Decisien  von  1746  die&e  sanireude  Kraft 
ausdrücklich  ab.   Uebrigens  war  swar  schon  nach  seit- 
herigem Rechte  dieses  Einwilligungsrecht  von  der  Fort' 
dauer  der  vSterlicben  Gewalt  keineswegs  als  abhängig  zu 
denken ;  und  trat  sogar  bei  jeder  nachfolgenden  Ver- 
heirathung  von  Neuem  ein,  indess  war  doch,  dafem  Va- 
ter und  Mutter  beide  noch  lebton,  der  Consens  des  Va- 
ters ebenso,  wie  wenn  in  Erraangeluug  beider  die  grosa- 
älterliche  Einwilligung  gesucht  werden  musste,  die  Ge- 
nehmigung des  Grossvaters  hinreichend.    Das  Gesetz- 
buch  dagegen  erkennt  die  Stimme  des  nnlnn liehen  Aftcen- 
denten  nicht  mehr  als  ausschlaggebend  an,  sondern  be- 
handelt die  Matter,  resp.  Grossmutter  u.  s.  f.  als  voll- 
kommen gleichberechti^^t  (§.  1571  des  B.GJ5.),  wie  denn 
auch  bei  unehelichen  Kindern  oder  in  dem  Falle  einer 
über  den  Vater  verhangenen  Vormundschaft  der  Consens 
der  Mutter  wie  früher,  so  auch  jetzt,  sogar  allein  ge- 
genügt.   Ferner  kann  nach  der  i  as^uug  des  §.  1571 
des  B.G.B,  der  Consens  der  Grossältern  oder  entferntereu 
Ascendenten  überhaupt  nur  erst  dann  in  Frage  kommen, 
wenn  consensberechtigte  Aeltem  auf  beiden  Seiten  der 
Verlübten  gänzlich  fehlen.    Neu  ist  endlich  noch  die  Be- 
stimmung in  §.  1573  des  B.G.B,,  welche   die  an  Kin- 
desstatt Angenommenen  ausser  an  den  Consens  ihrer  leib- 
lichen Aeltem  auch  noch  an  den  des  paler  oder  der  mater 
adoptans  bindet. 

IL  Eine  besondere  äussere  Form  ist  lür  die  Ein- 
gehung des  Verlöbnisses  an  sich  nicht  vorgeschrieben, 
und  nur  ausnahmsweise,  in  dem  Falle  nämlich,  wcim 
consensberechtigte  Ascendenten  auf  beiden  Seiten  gänzlich 
fehlen,  machte  sich  schon  nach  seitherigem  Rechte  die 
Zuziehung  zweier  Solennitätszeugcn  ei*forderlich,  um  dem 
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Verlöbnisse  dcDCimrakter  der  sponsalia  publica  zu  sichern, 
eine  Form,  welcher  nach  dem  Geseta&buche  §.  1576  wähl* 
weise  auch  noch  der  gerichtliche  Abficblusa  des  Verlöb- 
nisses zur  Seite  gestellt  wird.*) 

III.  Anlangend  die  Wirkungen  eines  Verlöbnisses, 
80  waren  dieae  nach  älterem  Hechte  ungleich  wichtiger  als 
heutmfage.  Diesea  behandelte  nämlich  das  Verlöbnias 
nicht  bloss  als  ein  vollkommen  klagbares  pactum  praepa- 
ratoriura,  sondern  auch  als  ein  solches,  dessen  \'ollzieh- 
ung  erzwiugbar  sei.  Bis  zum  Rescri{)te  vom  27.  Oct. 
1808  konnte  sogar  bis  zur  gerichtlichen  Zwangstrauung 
vorgeschritten  werden,  während  man  von  da  ab  nur  noch 
die  Anwendung  von  Giid  und  Gelangnissstrai'e  ziiliess, 
nach  deren  vergeblicher  Erscligpiung  der  klagende  Tlieil 
znt  Schädenausfuhrung  verwiesen  wurde.  Das  C-Gesetz 
§.  53  hob  die  Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe  überhaupt 
auf  und  gestattete  nur  noch  eine  Schädenklapje,  die  über- 
dcm  bloss  auf  Ucltenduiachung  des  ei  weislichen  damnum 
emergens,  nicht  auch  auf  Ersatz  des  etwaigen  weiter^ 
gehenden  venn(}gen8rechtlichen  Interesses  gerichtet  sein 
konnte.  Das  Gesetzbuch  §§.  1579 — 81  ist  noch  um  einen 
Schritt  zurückgegangen,  indem  es  sogar  der  auf  den  Fall 
des  Nichtzustandckomniens  der  Ehe  bedungenen  Conven- 
tionivlatrafe  die  Klagbarkeit  abspricht,  welche  das  C- 
gesetz  a.  a.  O.  im  Gegensatze  zum  Rdmiscben  Rechte  mit 
Kill ksi cht  auf  einen  entsprechenden  älteren  Gerichts- 
brauch noch  beibehaituu  hatte. 

Dagegen  knüpfen  sich  auch  jetzt  noch  an  den  Ab- 
schluss  des  Verlöbnisses  als  mögliche  weitere  Rechtsfol- 
gen das  nach  Befinden  als  Ehehinderniss  in  Betracht 
kommende  quasiadulterium  ^hierüber  s.  unten  §.  140,  1.) 


*)  Dio  beiden  Solennitatszeugen  müssen  sp(  (  ialit(  i  rogati  seiu. 
Ihrer  (iot^enwart  und  der  gerichtlichen  Form  ist  die  aotahelie  Tom 
Oebeue  mcht  gleichgestellt  wordeu. 
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6.      -  Eherecbt     136.  VerlObuiss  —  Wiederaudösung. 

«owic  die  BLliautUuiip:  der  von  den  Verlobten  erzeugten 
Kinder  aU  Brautkiuder  (hierüber  siehe  unten  2.  Abthlg.). 

Alle  diese  Wirkungen  setzen  übrigens  an  sich  ein  g^Ulti- 
ges  Verlöbniss  in  dem  Siime  des  oben  I  und  II.  liemerkten 
oder  doch  ein  solches  voraus,  welches  von  demjenigen 
Theiie,  der  sich  darauf  beruft,  für  gültig  gehalten  we^ 
den  durfte  (soi::.  sponsalia  putativa,       1577  des  B.G.B.). 

IV.  Die  i'rühore  Kotliweiidigkcit  einer  zum  Zwecke 
der  Trennung  des  Verlöbnisses  jedesmal  eintretendea 
eherichterlicben  Oognttion  erledigt  sich  mit  dep  Weg- 
falle der  Klage  auf  Eiievullzug  und  des  aus  einem  frühe- 
ren Verlöbnisse  abzuleitenden  Ehehinderuisses.  Die  Auf- 
lösung des  Verlöbnisses  kann  also  jetzt  nicht  nur  jede^ 
zeit  mutuo  dissensu  crfulgeu,  sondern  auch  im  Falle 
eines  bloss  einseitigen  Rücktrittes  knnn  die  Frage,  ob 
Jemand  hierzu  nach  §.  1583  des  B.Ü.B.  gegründeten  An- 
lass  gehabt  habe,  gegenwärtig  nur  noch  im  Zusammen- 
hange mit  den  aus  der  Nichtvollziehung  der  FAm  sich 
ergebenden  sonstigen  oivilrechtlichei)  Folgen  zur  ricliter- 
lichen  Entscheidung  gelangen.  Hierher  gehört  unter  An- 
derm  auch  die  Fra^^e  wegen  Rückgabe  der  zu  BekrSfti- 
gung  des  N'erlobuisses  gegebenen  an*ha  (Maiilschatz), 
sowie  der  sog.  Brautgeschenke.  Im  Falle  einer  von  dem 
einen  Theile  verschuldeten  Auflösung  oder  sonstigen  Un- 
gültigkeitserklärung des  Verlöbnisses  wurden  früherhin 
die  beiderseitigen  Mahlschätzc  von  den  Consistorieu  für 
verfallen  erklärt,  später  wurden  Mahlschätze  und  Braut- 
geschenke insoweit  gleichbehandeit,  als  der  schuldige  Theil 
das  Gegebene  nicht  bloäs  zuruckturdern  konnte,  sondern 
auch  das  Empfangene  oder  dessen  Werth  zu  restituireu  hatte. 
In  ähnlicher  Weise  regulirt  auch  das  Gesetzbuch  im  §.  15^ 
diese  Fräste,  wälu  end  es  für  den  Fall  des  Todes  eines  Verlob- 
ten im  Anschlüsse  an  die  schon  von  Carpzov,  Jurispr.  lor. 
P.Uconst  33  def.  14  no.  17  vertretene  Meinung  den  Anspruch 
auf  Rückgabe  beiderseits  cessiren  lässt  (§.  1586  des  B.0.E1. 
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§.  187.  Ton  d«r  ElieselilltMVKff. 

Die  schon  von  den  Reformatoren  ungeachtet  der 
Negirung  der  sacramentalen  Eigenschaft  der  Ehe  den- 
noch jederzeit  beflirwortete  kirchliche  Einse'gnung 
derafibüii  ist  dimli  unsro  r.;ui(]('!*ge8etÄgcbung  schon  früh- 
zeitig (const.  24,  pte.  II.  und  Kirchenordnnngvom  h  Januar 
1580)  sogar  zu  der  schlechthin  wesentlichen  Form  der 
EIk  Schliessung  erhoben  worden,  dergestalt,  dass  sie  der 
vor  dem  copulirenden  Geistlichen  abgegebenen  ConöCüö- 
erklärung  der  Verlobten  gefolgt  sein  mussy  bevor  eine 
wirklich  gültige  Ehe  angenommen  werden  kann*  Für 
den  Beginn  des  gegenseitigen  Erbrechtes  der  Ehegatten 
erforderte  unser  Particularrecht  bis  in  die  neuere  Zeit 
ausserdem  noch  die  im  Sachsenspiegel  1,  45.  III,  45  er- 
wähnte Beschreitung'  des  Khebettes  (conscensiu  thala- 
mi  sive  torij  und  erst  das  Erbfulgenjandat  vom  31.  Januar 
1829  §§.  91,  92  hat  auch  insoweit  die  Trauung  für  den 
allein  entscheidenden  Act  erkl&rt.  Die  Gompetenz  des 
copulirenden  Pfaneia  gthurt  zwar  nicht  zu  den  Gültig- 
keitserfordomissen  der  Eheschliessung,  bestimmt  sich 
aber  seit  dem  Regulative  wegen  des  Angebots  vom  15. 
Januar  1808,  33  in  der  Kegel  nach  dem  Wohnoiie 
der  i^raut.  Bei  gemischteu  Ehen  ist  es  gleichfalls  die 
Confession  der  Braut,  nach  welcher  die  Zuständigkeit 
de«  Geistlichen  einer  oder  der  anderen  Confession  sich  rich- 
tet, und  zwar  dergestalt,  dass,  wenu  sich  die  Verlobten 
iu  beiden  Kirchen  einsegnen  lassen  wollen,  die  erste 
Einsegnung  nothwendig  von  einem  Pfarrer  der  Confes- 
sion der  Braut  zu  erfolgen  hat  und  diese  als  der  eigent- 
lich civihechtlich  wirksame  Trauungsact  gilt  (Gesetz, 
die  Ehen  unter  Personen  evangelischen  und  katholischen 
Glaubensbekenntnisses  etc.  betreff.,  vom  1.  Novbr.  1836, 
§,  1.).    Wegen  Schliessung  der  Ehebündiüsse  unter  den 
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Israeliten  vergl.  Verordnung:  die  Scliliessung  der  Ehe- 
bündnisse  unter  den  Juden  betreifend,  vom  6,  Mai 
18B9. 

DaB  bürgerliche  Gesetzbuch  §.  1588  verweist  hin* 
sichtlich  der  Form  der  Eingehung  der  Ehe  im  Allge- 

nieiiien  aul  die  Grundsätze  der  Kirchen  und  Keiigions- 
-  genoßsenschaften,  welchen  die  Ehegatten  angehören,  und 
erklärt  (§.  1620)  die  Ehen,  bei  deren  Eingehung  diese 
wesentliche  Form  nicht  beobachtet  sein  sollte ,  fUr  ohne 
,  Weiteres  nichtig  (im  Gegensatze  zu  der  in  den  unten 
§.  139  zu  erwähnenden  Nullitätsfalien  des  §.  1621  noch 
erforderlichen  richterlichen  Z^ichtigkeitssentens), 

Das  Erfbrdemiss  eines  der  Trauung  vorausgehenden 
dreimaligen  kirehlichcii  A  ufgeb  o  te  s  endlieh  hat  seit  dem 
Weglaiie  dca  Widerspruchsrcchtes  eines  früheren  Verlob- 
ten gegen  die  Vollziehung  der  Ehe  mit  einer  andern  Per- 
son viel  von  seiner  früheren  praktischen  Wichtigkeit  ver* 
loren.  Ohnehin  ist  dasselbe  bei  uns  niemals  Gtiltigkeits- 
bedingung  für  die  einzugehende  Ehe  gewesen,  und  ver- 
folgte hauptsächlich  nur  prophylaktische  Zwecke. 

|.  138.  Ton  4en  EheUniemisssn. 

Nicht  bloss  die  canünibcii-rechtiiche  Eintheilung  der 
Ehehindernisse  in  trennende  und  in  bloss  aufschiebende, 
impedimenta  diriroentia  und  impedientia  tan- 
tum,  ist  unserem  particulttren  Eherechte  von  jeher  voll- 
kommen fgeliiüfi^  geblieben,  sondern  auch  die  weitere 
Classiticatiou  der  dirimentia  in  öffentliche  undFrivat- 
h indem  i SS e,  je  nachdem  deren  Vorhandensein  ein  Ein- 
schreiten von  Amtswegen  bedingt,  oder  ihre  Oeltendma- 
chung  *von  dem  Willen  eines  der  Bethciligten  abhängt. 
Für  letztere  (impedimenta  dirimentia  privata)  führt  das 
bütgerliche  Gesetabucb  *  einen  neuen  terminus  technicns 
insofern  ein,  als  der  Ausdruck  ^^Nichtigkeitsgründ^e" 
nur  fUr  die  impedimenta  dirimenta  publica  reservirt  wird^ 


i^^hehiuüuruisäe :  Ulassiticatiou.  '  9 


die  privata  dagegen  bloss  als  ,.A nfe cht ungsgründe'' 
bezeichnet  werden  (§§.  162a,  1628  des  ß.G.B.  u.  s.  f.). 
Wichtiger  ab  diese  blosse  Veränderung  der  Terminologie 
ist  das  fftr  die  öffentlich  trennenden  Hindernisse  geradezu 
als  liegiiftsmerkmal  aufgestellte  Erl'onlerniss  ihrer  Indis- 
pensa^ilitüt.  Weil  nämlich  nach  einmal  vollzogener  Trau* 
ung  die  Dispensation,  soweit  sie  überhaupt  zulässig  war, 
nicht  nur  nicht  versagt  zu  werden  pHegte,  sondern  unter 
Umständen  selbst  aufgedrängt  wurde,  so  hatte  man  sich 
in  praxi  bisher  schon  daran  gewöhnt,  nur  die  indispen- 
sablen Fälle  asu.  den  eigentlichen  NuUitäts^Uen  zu  rech- 
nen. Demgenoto  statuirt  denn  auch  das  bürgerliche  Ge- 
setzbuch  in  §,  1(^21  eine  von  Amtswegen  auszusprechende 
Nichtigkeitserklärung  nur  noch  bei  den  einem  üü'entii- 
eben  indispensablen  Verbote  zuwider  abgeschlossenen 
Ehen,  während  es  die  nach  zeitheriger  Auffassung  zwar 
gleichfalls  zu  der  Classe  der  iropedimenta  dirtmentia 
publica  zu  rechnenden,  aber  dispensablen  Fälle  der 
'  Wirkung  nach  den  bloss  aufschiebenden  Ehehindcrnis- 
sen  gleichstellt,  also  deren  Umgehung  lediglich  mit  Oeld- 
oder  Geföngnissstrafe  bedroht  (§.  1627  des  ß.G.B., 
"Weber,  Sachs.  Kirchenrecht,  1.  Aufl.  S.  1157,  Anni.  (55.). 

Die  Gesuche  um  Dispensation  sind  nach  jetziger 
Kirchenverfassung  dem  Ressort  des  Ministeriums  des  Oul- 

tus  und  öffentlichen  Lnttrrichteä  ziu-  Cognition  Überwie- 
sen, welches  die  Dispensationen  in  geeigneten  Füllen  seibst- 
ständig  und  unmittelbar  oder  nach  voiigängigem  Ein- 
vernehmen mit  den  in  Evangelicis  beadfltragten  Staats- 
niinisteni  ertheilt  (Regulativ,  die  Ressortverhältuisse 
zwischen  dem  Ministeriuni  des  Cultus  etc  und  den  in 
Syangelicis  beauitragtcn  Staatsministern  betreffend,  vom 
12.  Kov.  1837,  im  Ges.  u.  V.O.Bl  von  1837  S.  103,  ff.  und 
V.  Weber,  Sachs.  Kirchenrech%  2.  Aufl.  1.  §.  55, 
Ö.  290.). 
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§.  139.  Fortsetsnnr 

I.  Als  indispensable  öffentliche  Ehebinder- 

nisso  keinu  das  bui'gerliche  Gesetzbucl)  nur  noch 
folge  11  du : 

1.  Ein  bereits  bestehendes  Eheband  auf  Seiten  des 
einen  oder  andern  Ehegatten  (impodimentum  'ligaminis, 
Verbot  der  Bigamie  §.  1590  des  B.G.B.) 

Auch  lüi'  geniischte  Ehen,  welche  zwischen  einem 
Katholiken  und  einem  geschiedenen  erangelischen 
Glaubensgenossen  bei  Lebzeiten  des  früheren  Ehegatten 
des  Letzteren  eingegangen  worden,  ist  von  unserer  Lan- 
desgesetzgehung  schon  in  dem  Mandate:  die  Ausübung 
der  katholisch-geistliclien  Gerichtsbarkeit  etc.  betreffend, 
vom  19.  Februar  1827,  §.  62,  das  wichtige  Princip  fest- 
gehalten worden,  dass  für  den  katholischen  Theil  ein 
wirkliches  impedimentum  dirimiiis  jiublioam  diesfalls 
vorliege,  und  derartige  Eheu  daher  nicht  nur  uicht  zu 
gestatten,  sondern  auch,  wenn  sie  geschlossen  wurden, 
durch  das  zuständige  evangelische  Ehegericht  zu  annol- 

* 

liren  seien.  Unser  bürgerliches  Gesetzbuch  im  §.  15'.U 
läßst  es  hierbei  iiielit  nur  bewenden,  sondern  rechnet 
auch  diejenigen  Fälle  hierher,  wo  die  Trennung  der 
früheren  Ehe  in  Folge  eines  Anfechtungagrundes  aosge* 
sprechen  war,  den  die  katholische  Kirche  als  Annulla- 
tiuuögruiul  nicht  anerkennt.  Ueber  die  Controverst-u 
des  früheren  Rechtes  in  dieser  Beziehung  ist  zu  vergl. 
von  Weber,  in  der  Zeitschr  f.  Rechtspd.  A.  F.  Iii.  212 
390  ff.  verb»  in.  Lengnick,  Ebeprocess,  S.  83,  Anm.  2,  n. 
8.  87.  — 

1^  Zu  nahe  Blutsverwandtschaft  oder  Schwägerschatt, 
nämlich 

a.  Blutsverwandtschaft  in  auf-  und  absteigender  Linie, 

sowie  unter  Geschwistern,  und  zwar  ohne  Untei*schi»*d 
Kwischeu  ehelichen  und  ausäcrehelichen,  sowie  z wische u 
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ToU-  und  halbbürtiger  Verwandtschaft  (§*  1608  des  B.GJ$.)- 
In  der  Seiteoliiue  reichen  swar  die  Grade  der  ehehinder- 
lichen Vcrwaudtöchait  auch  jetzt  noch  weiter,  nämlich  bis 
züfji  vierten  Grade  Komischer  Coniputation  1609,1010 
de9  B.G.B.),  indessen  in  allen  über  die  auerst  genannten 
hinaur^^ehenden  Fällen  ist  Dispensation  möglich. 

Das  Gleiche  galt  schon  nach  zeitheiigeni  Kecbte,  wo 
der  verbotene  Grad  zwar  bis  zum  dritten  Grade 
ungleicher  Seitenlinie  reichte,  (Mandat  „  Verbothener  Gbade 
iiii  Hevratlieii  ältli  zu  eiiiiiulieii'^  vom  11.  Mai  162^,  und 
^Inndat:  ^^dasssich  niemand  im  anderii  Grad  gleicher  und 
dritten  Grad  ungleicher  Linie  ohne  Dispensation  vereheli- 
chen soUe^'  vom  31.  Mai  1625;  Regulativ  vom  l5.  Januar 
1808,  §.  4).  Aber  der  selbst  von  dem  MosaischeD  Gesetze 
ausdrücklich  verbotene  Fall  der  £he  zwischen  Tante  und 
l^efie  wurde  in  neuerer  Zeit  als  dispenaabel  behandelt. 
Der  Blutsverwandtschaft  stellt  übrigens  das  Gesetzbuch 
im  §.  1614  iusüweit  auch  die  durch  Annahme  an  Kiu- 
deestatt  begründete  bürgerliche  Verwandtschaft  gleich i  ge- 
stattet jedoch  nach  Aufhebung  des  durch  Annahme  an 
Kiudeßstatt  begründeten  Verliiiltnisses  (§.  l.'iiUÜ  des  li.G  B.) 
Dispensation.*)  {Soviel 

b.  die  SchwMgerschaft  heiri^  bezieht  sich  das  indis- 
pensable Verbot  nur  noch  auf  die  auf- und  absteigende  Linie, 
als:  Schwiegerältern  und  Sehwiegerkinder,  Stieiäitern  und 
Sjtiei'kinder  u.  s.  w.  Hier  ist  dasselbe  aber  nach  §.  1611 
desB.G«B.  ein  unbedingtes,  d.  h*  es  föUt  nunmehr  selbst 
die  bisher  geniaehte  Ausnahme  •  hinweg ,  welche  tür  die 
Ehe  zwischen  btiefvater  und  Stieltochter  oder  der  Stief- 
mutter und  dem  Stieisohne  Dispensation  dann  stUiess, 
wenn  die  die  Schwägerscfaaft  begründende  Ehe  des  Stief- 
vaters oder  der  Stiefmutter  erweislich  nicht  durch  Bei- 
schW  consummiit  worden  war.^) 

*)  Gh'icli'  s  tritf  whvr  niclit  ein  im  1  alh'  blosser  Einancipatiou. 
ötieigroä^teru  kouuea  seiu:  die  Sticfälteru  der  leiblichen 
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In  der  Seitenlinie,  wo  sich  das  ElK'liiiuleruisä  der 
Affinität  bisher  gleichfalls  bis  zum  dritten  Grade  unglei- 
cher Seitenlinie  erstreckte^  beschränkt  sich  dasselbe  gegen- 
wärtig nach  §.  1612  des  B.G.B.  nur  nodi  auf  die  Wbß 
einer  geschiedenen  (nicht  also  einer  verwittweten)  Person 
n)it  den  voll-  und  halbbürtigen  Geschwistern  ihres  trüberen 
£hegatten  und  auch  hier  ist  Dispensation  zulässig. 

Da  übrigens  das  auf  die  Affinität  gestützte  Verbot 
wenigstens  im  Wesentlichen  auf  der  Vorstellung  einer 
durch  den  Beischlaf  hergestellten  Einheit  des  Fleisches 
beruhet,  so  folgt  einestheils,  dass  dasselbe  selbst  nach 
Auflösung  der  Ehe,  welche  die  Affinität  begründete,  wirk- 
sam bleibt,  und  anderentheüs ,  dass  auch  schon  der 
aussereheiiche  Concubitus  Attiuität  in  dem  hier  iVaglicheu 
Sinue  zwischen  dem  einen  Ooncumbeuten  und  den  Bluts > 
verwandten  des  andern  erzeugt.  Das  Gesetzbuch  hält 
dieses  Princip  nach  beiden  Seiten  hin  gleichfalls  aufrecht 
(§.  1611  a.  K.  u.  ^  des  B.G.B.);  in  letzterer  Be- 

;dehung  jedoch  mit  der  nicht  unwesentlichen  Moditica- 
tion,  dass,  wenn  dem  durch  aussereheiiche  A^Snität  be- 
gründeten Verbote  zuwider  die  Ehe  einmal  eingegangen 
ist;  selbst  da,  wo  ein  au  sich  indispensabler  Fall  der 
At'tinität  (also  in  der  auf-  und  absteigenden  Linie)  vor- 
lag, ein  Einschreiten  von  Amtswegen  dennoch  nicht  statt- 
finden soll,  sondern  nur  dem  mit  dem  bestehenden  Impe- 
dimente  bisher  unbekannten  Ehegatten  in  diesem  Falle 
ein  blosses  Aut'echtungsrecht  im  8iuue  des  vorigen  §.  138 
gegeben  ist  (§.  1G22  des  J^.G.B.}. 

3.  Verschiedenheit  des  Eeligionsbekenntnisses,  beson- 
ders also  das  Verbot  der  Ehe  zwischen  Christen  und 
Juden  (§.  1617  des  B.G.B.). 

4.  Ehebruch  unter  erschweiciideu  Umständen.  Ein  un- 

Aeitcrn  uud  die  leiblichen  Aeltern  der  Stiefält4»m  (eine  blobse  atiini- 
tas  seruTuli  generis).  Nur  der  erstere  Fall  ist  im  geu.§.  1611  des 
B.U.B,  getaeiiit 
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bedin^tCB  Verbot  der  Klie  /Avinc  lien  dem  Eljebrccher  und 
der  Ehebrecbcrin  nach  Auflösung  des  früheren  Eheban- 
des  kannte  achon  unser  zeitherigeB  Particulanrecht  nicht, 
vielmehr  galt  auch  bei  uns  der  Yorausgegangene  Ehebruch 
nur  dann  als  Öficutliches  indispensables  Hinderniss  t'iir 
eine  zwischen  den  ehebrecherischen  Personen  naclunalt» 
abzuschliessende  Ehe,  wenn  die  eine  von  ihnen  oder 
beide  dem  unschuldigen  Ehegatten  erweislich  nach  dem 
Leben  getrachtet,  oder  sie  sich  bereits  wähixiul  des 
Bestehens  der  früheren  Ehe  gegenseitig  die  Ehe  zuge- 
sagt haben. 

Das  Gesetzbuch  erwähnt  in  §.  1616  in  Verbindung 
mit  einem  vorausgegangenen  Ehebruche  nur  den  letzteren 
Fall  als  eijieii  iiidispensabehi,  dagegen  stellt  es 

Ö.  in  §.  1615,  den  von  dem  einen  Ebecratten  mit 
einem  Dritten  gemachten  Anschlag  auf  das  Leben  des 
andern  Ehegatten  ohne  Rücksieht  auf  einen  concurrireu- 
den  Kbcbruch  als  selbständiges  indispensables  Eliehin- 
deinibs  auf,  gebt  also  insofern  sogar  weiter  als  das  cano- 
nische Recht|  welches  neben  den  oben  unter  4.  erwähn- 
ten Fällen  nur  die  wirklich  ausgeführte  gemeinsame  Er- 
inoi*dung  de«  andern  Gatten  als  fein  derartiges  selbstän- 
diges IntjM  dun«  nt  gelten  lästet;  und  es  wird  dabur  bicr 
für  die  Anhäufrer  der  katholischen  Kirche  der  oben 
§.  135  erwähnte  Grundsatz  des  §.  1619  des  B.G.B.  praktisch, 

§.  140.  Fortsetzunir- 
II.   Die    trennenden   Privathind erni sse  — 
^welche  also^  wenn  ihnen  zuwider  eine  formell  gültige  Ehe 
'  dennoch  abgeschlossen  wurde,  zu  Anfechtungsgründen  in 
lieni  oben  §.  loH  besprochenen  Sinne  werden  —  zerfallen  : 
1.  in  solche,  wo  das  Anfechtungsrecht  in  die  Hand 
des  einen  Ehegatten  selbst  gelegt  ist.   Sie  reduciren  sich 
auf  Fälle  der  völligen  Ausschliessung  oder  doch  wesent- 
lichen Beeinträchtigung  des  Willens  des  einen  oder  beider 
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Ehegatten  bei  Eingehung  der  Ehe.  Im  Vergleiche  m 
den   über   die    Un;;iiltigkeit  von  Rechtsgeschäften  im 

Ali^eineinen  creltendeu  Griuidsätzen  finden  sich  hier  Fälle 
wirklicher  l^ullität  mit  denen  blosser  Anfechtbarkeit  der- 
gestalt gleichgestellt,  dass  es  bei  ihnen  gleichmä»sig  dar* 
aul  ankommt,  ub  der  betruticnde  Bctlieiligte  dvn  bcziiii- 
iichen  Mangel  geltend  machen  will  oder  nicht,  datur 
aber  auch,  wenn  es  in  Folge  seiner  Anfechtung  asur  ehe- 
richterlichen Aufhebung  der  Ehe  kommt  ^  diese  nicht 
bloss  (ix  nunc,  sondern  wie  bei  der  Annullatiuu  mil  re- 
trotractiver  Kraft  von  dem  Augenblicke  der  Eheschlicss- 
ung  an  ausgesprochen  wird  (§.  1628  des  B.O.B.).  Bo  wird 

a.  die  mit  einem  vorübe  rj]:;ehend  oder  auf  die  Dauer 
des  Vernunftgebrauches  Beraubten  eingcgaiigcuc  Ehe  so 
lange  als  gültig  behandelt^  bis  auf  Antrag  des  Zu* 
standsYormunds  oder  wenn  der  Betreffende  nachmals  wie- 
der dispositioiisfähig  wird,  nuf  seinen  eitrnen  Antrag  die 
Auihobuiig  der  Ehe  durch  die  Ehebehörde  au?i,'csprocben 
wird  (§.  1592  Verb.  m.  §§.  162a,  1624  des  B.03.). 

b.  Weiter  gilt  der  Irrthum,  wie  bisher ,  so  anch 
künttig,  als  Anfechtungsgrund  in  dem  hier  fraglichen  Sinne 
nicht  bloss  dann,  wenn  er  sich  auf  die  Identität  der  Per- 
son, eondem  auch  dann,  wenn  er  sich  nur  auf  gewisse 
Ei<,'cn8chaliteii  bezieht,  deren  Vorhandensein  bei  Schlies- 
sung der  Ehe  ausdrücklich  vorausgesetzt  worden  ist, 
oder  stillschweigend  Toraui^esetzt  werden  durfte  (§.  Idi^ö 
des  B.G.B.).  Hierher  gehört  vor  Allem  die  Nichtkennt- 
niss  unheilbarer  Geisteskrankheit  des  Anderen,  oder  das 
Vorhandensein  von  den  Eheasweck  gefährdenden  unheil- 
baren körperlichen  Gebrechen,  z.  B.  absolute  oder  rela- 

m 

tiye  Impotenz  (nicht  aber  blosse  Unfruchtbarkeit  der  Frau). 

Ferner  gehört  hierher  bis  zu  einem  gewissen  GraJc 
Unkenntnise  des  Verlustes  der  moralischen  Integritltt 
In   letzterer  Beziehung  berücksichtigte   die  seitherige 

Praxis  trüher  verübte  Verbrechen,  um  welche  der  Aadre 
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bei  üiingehung  der  Ehe  nicht  gewusst  hatte,  nur  dann, 
wenn  sie  eine  entehrende  Strafe  (Zuchthaus)  nach  sich 
gezogen  hatten  oder  doch  mit  solcher  hedroht  waren, 
während  das  Gesetzbuch  es  gauz  im  Allt^emeinen  nur 
davon  abhängig  macht,  ob  das  Verbrechen  von  der 
Beschaffenheit  gewesen^  dass  anzunehmen  sei,  es  werde 
Jemand  den  Anderen,  wenn  er  dasselhe  gekannt  hätte, 
nicht  geeheÜcht  haben  (§.  1595  des  B.Gr.B.).  Ferner  kam 
bei  dem  weiblichen  Theile  ein  dem  Andern  unbekannt  ge- 
bliebener, früherer  unkeuscher  Lebenswandel  oder 
sonstige  Verletzung  der  Virginität  nach  zeitherigem  Hechte 
unbedingt  als  Nnllitätsgrund  in  Betracht  w&hrend  bei  dem 
Mamie  Irüliere  geschlechtliche  Uebertretungen  nach  dem 
Rescripte  vom  24.  C>ct.  löüb,  „die  Trennung  der  Ehe 
wegen  eines  vor  Eingehung  derselben  von  dem  Ehemanne 
begangenen  fleischlichen  Verbrechens  betreffend'',  in  der 
Rf;j,el  iiur  daim  einen  .solchen  abzugeben  geeignet  sein 
sollten,  wenn  der  Verlobte  seiner  Braut  solche  aui'  Be- 
fragen arglistig  verheimlicht  oder  wenn  er  nachweislich 
die  Verlöbnisstreue  verletzt  hatte  (quasiadulterium,  zu 
vergl.  oben  §.  136.  III  a.  E.). 

lias  Gesetzbuch  (§§.  1595,  15Ü0)  stellt  dagegen 
beide  Geschlechter  in  dieser  Beziehung  gleich,  jedoch 
dergestalt,  dass  frühere  unbekannt  gebliebene  Geschlechts- 
sünden, abgesehen  von  der  Verletzung  der  Verlöbniss- 
treue  und  dem  Falle  widernatiuiicher  Unzucht,  >  iwie  ab- 
gesehen von  dem  zur  nächsten  Position  unter  c  zu  Be* 
merkenden^  Überhaupt  nicht  weiter  als  Anfechtungsgnmd 
gelten  sollen.  Nur  dann  wird  zu  Ungunsten  des  weiblich^ 
Theiles  eine  Ausmihmc  gumaclit,  wenn  d'w.  Frau  vor  Ein- 
gehung der  Ehe  erwiesener  jUaassen  von  einem  Andern 
schwanger  gewesen  war,  der  Ehemann  aher  solches  erst  nach 
der  Eheschliessung  er&hren  hat  (§.  1596  des  B.G.B.). 

c.  War  der  Irrt  hu  m  durch  Betrug  erzeugt,  80 
lic;5s  mau  auch  zeither  schon  den  Mangel  minder  wesent> 
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lieber  Eijj:enscliafton  als  Annullntionsgrund  j^elten,  datern 
von  dein  Getauschten  auf  deren  Vorhaudeuseiii  bei  Ein- 
gehung der  Ehe  erweislich  entBcheidendes  Gewicht  ge- 
legt  worden  war,  und  nach  Lage  der  Sache  angenom- 
men werden  durfte,  dass  der  Betrogene  ein  begründetes 
Interesse  an  dem  Vorhandensein  der  betreffenden  Kigrcn 
Schaft  gehabt  habe.  Indessen  berechtigte  eine  von  dritten 
Personen  ausgegangene  Täuschung  dieser  Art  schon  zeit- 
her nach  der  richtigeren  Anucht  den  Getäuschten  nur 
dann  zur  ATinullatiousklage,  wenn  der  andere  Ehe- 
gatte fraudis   conscius  gewesen    war.  Ausserdem 
konnte  ein  auf  diese  Weise  erzeugter  error  nur  unter 
den  zu  b .  gedachten  Voraussetzungen  zur  Authebung  der 
Ehe  fuhren.    So  fassi  auch  das  Gesetzbuch  die  Sache  in 
§§.  1ÖU7,  loi'H  verb.  m.  §.  833  auf,   und  insbesondre 
kann  solchergestalt  absichtliche  Täuschung  über  Vermd- 
gensverhältnisse  oder  früheren  unzüchtigen  Lebenswan- 
del Seiten  des  männlichen  wie  des  weiblichen  Theiles 
einen  Anfechtungsgrund  unter  Umständen  auch  künftig 
noch  abgeben. 

d.  Bei  durch  widerrechtliche  Gewalt  oder  Dro  h  u  ng 
erzwungener  Einwilligung  zur  Ehe  macht  es  keinen  Un- 
terschied, ob  'der  Zwang  von  dem  andcni  Eheg-atten 
selbst  oder  von  einem  Dritten,  z.  IJ.  den  Aeltern  der 
Verlobten  ausgegangen  war.  Ueber  die  Art  .und  Schwere 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Zwangsmittel  entscheid 
det  im  einzelnen  Pralle  das  arbitrium  judicis  (§i:J.  1593, 
1594  des  B.G.B.)-  Unter  diesen  Gesichtspunkt  fällt 
iy;>rigens  auch  nach  Beiinden  die  von  dem  canonischen 
Rechte  als  selbständiger  Nullitätftgrund  behandelte  Eint- 
führung  (raptus) 

2.  Von  dei'  zweiten  Classe  der  trennenden  Privat- 
hinderaisse;  nämlich  denen ,  wo  das  aus  ihnen  entsprin- 
gende Anfechtungsrecht  dritten  Personen  sä- 
st eh  t,  bildete 


Digiti^^Cü  by  Google 


Gewalt  oder  Drohung.  Mangelnder  Consens.  17 

a.  nach  zeitherigem  Rechte  der  Mangel  des  älter- 
lichenOonsenses  den  Hauptfall,  indem  die dec.  31.  von 

174(j  den  einwilli^iuigsbereeliiigteu  AscendentL'H  (zu  vergl. 
oben  §.  136,  unter  I.  c.)  falls  deren  Genehmigung  umgan- 
gen worden  war,  beim  Vorhandensein  erheblicher  Wei- 
gerungsgründe eine  Klage  auf  Annullation  der  Ehe  gab; 
bei  unbegründeter  Weigerung  wurde  durch  naclil'olgende 
Cousenssuppliruug  selten  des  Ehegerichts  geholten.  Selbst 
für  Fälle  der  Anticipation  des  Beiachlafes  durch  die  Ver- 
lobten, resp.  einer  hinzutretenden  Schwängerung  der  Braut 
hielt  die  JJecision  das  ältorliche  Widerspruchsrecht 
mit  seiner  oben  bezeichneten  Wirkung  ausdrücklich  auf- 
recht und  die  in  ihr  von  Neuem  anerkannte  Ausnahme 
•hiervon  betraf  nur  d<'n  sin^ulinHai  Fall,  dessen  öchon  das 
sogenannte  Zabeltitzer  Mandat  vom  1 G.  No vbr. 
Erwähnung  thut.  Das  Gesetzbuch  entzieht  dagegen  den 
Ascendenten  das  Recht  auf  Anfechtung  einer  ohne  ihr 
Voi  wissen  eingegangenen  Ehe  gänzlich,  und  behandelt 
daher  den  Mangel  des  älterlichen  Consenses  in  §§.  1600  ü, 
nur  noch  als  au&chiebendes  Ehehinderniss.  Daneben  ist 
nicht  bloss  die  Möglichkeit  der  ( 'Cmscnssupplii-img  für 
die  Fälle  eines  ungerechtfertigten  Widerspruches  beibe- 
halten^ sondern  auch  das  Enterbungsrecht|  weiches  unsere 
frühere  Gesetzgebung  dem  einwilligungsberechtigten  As- 
cendenten ira  Falle  einer  gegen  seinen  Willen  erfolgten 
Eheschliessung  einräumte,  in  §.  2576  des  B.G.B,  von 
Neuem  aufgenommen.  Das  Nähere  hierüber  im  Erbrechte. 

b.  Ein  auch  künftig  noch  hierher  zu  rechnender 
Fall  ist  aber  die  ohne  Genehmigung  der  vorgesetzten 
Militärbehörde  eingegangene  Ehe  einer  niederen  Militär- 
person vom  Feldwebel  abwärts  (Rescripte  vom  17.  März 
1709  und  vom  31.  Juli  1726,  verb.  m.  §.  68  der  Or- 
donnanz   V.  19.    Juli  1828"^).     Weber,  Kirchenrecht, 

*)  DasGesetzdes  NonldimtHchen  Huiitlt^s  über  ilie  Aufhebuni;  d^^r 
polizeilichen  BesclirÄokuugcu  der  Ehcschiiessung  vuiu  4.  Mai 

n.  2 
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18    Eherecht:  §$.  140,  Ul.  Aufscbiebende  EhebindeinUse. 

1.  Auü.^  S«  1207,  no.  3.  stellt  diesen  Fall  sogar  unter  die  im- 
peditnenta  dirimentia  publica.  Das  aussei) laggebende  Mo- 

ineiit  lür  die  Kinorduung  desi^elbe  ii  in  der  hier  in  Rede 

m 

Stehenden  Classe  der  Ehehindemisse  dürfte  jedoch  darin 
liegen»  dass  der  einer  solchen  Ehe  entgegenstehende 
Mangel  durch  die  nachträgliche'  Beibringung  des  Licenz- 
scheines  gehoben   werden    kann.    In  deni  Gesetzbuclie 
ist  die  Fortgeltang  dieser  Bestimmungen  durch  die  atU 
geraeine  Vorschrift  in  §.  1618  salvii-t^  und  die  Aeusser* 
un*^  in  den  i\Iutiven   zu   diesem  l*i:ua<^ra})lien ,    dass  zur 
Zeit  auch  in  dem  hier  bezeichneten  Falle  Nichtigkeit  der 
dem  Verbote  zuwider  geschlossenen  Ehe  nicht  angedroht 
sei,  ist  anscheinend  nur  gegen  die  obige  Annahme  eines 
cilfentlichen  indispensablen  Ehehinderuisses  gerichtet.  Das 
Gesetz  über  ErfUUung  der  Militiirpilicht  vom  24.  Decbr. 
1866,  §§.  26  u.  73,  enthält  nur  die  auf  das  frühere  Recht 
zurückweisende  Bestimmung,  dass  den  der  activen  Armee, 
bez.  der  sof^enannten  Ersatzreserve,  angehörigen  Mann-' 
Schäften  ohne  besondere  Genehmigung  der  Militärbehörde 
die  Vereheltchung  nicht  zu  gestatten  sei,  wogegen  den 
Reservisten  sowohl  als  d<ju  Landwehnnännorn  im  Frie- 
densstande die   Begründung  eines   eigenen  Haushaltes 
durch  Verheirathung  vollkommen  freisteht. 

§.  141.  Fortsetzungr. 

III.  Bloss  aufschiebende  Ehehindernisse. 

Derartige  Hindemisse  sind,  ausser  den  schon  gele- 
gentlich erwähnten, 

a.  Mangel  des  vorschriftsmässigen  Alters  auf  Sei- 
ten des  einen  oder  anderen  Verlobten,  nämlich  auf  Sei- 
ten des  männlichen  das  21.,  auf  Seiten  des  weiblichen 
das  16.  Altersjahr  (§.  15B9  des  B.G.B.).    l>ie  erstere 

<S.  149  des  Jüuii<l«'s^'csmbl.  f.  1^68)  §.  2.  Abs.  2  und  §.  ö  iAsst  os 
bei  il(  II  bisherigen  Vorschriften  rücksichtlich  der  MiJitarper»ouen 
bewendcu. 
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Altersstufe  war  schon  nach  Irüherem  Rechte,  obwohl  nnr 

aus  polizeilichen  Rücksichten  ^  für  erluiderlich  erkUu  i 
worden  (Mandat,  das  frühzeitige  Pleirathen  der  jungen 
Mannspersonen  etc.  betreffend  vom  20.  September  1^26). 

b.  Bei  bevormundeten  Personen  Mangel  der  ober- 
vorm  un  dsc  haftl  i  chen  G  enehniig  ung  (§.  1599,  verb. 
m.  §.  1921  des  B.GJ^.).  lieber  das  zeitherige  Keeht  ist 
zd  vergl.  das  oben  §.  136  Gesagte.  Nach  der  Ratio  der 
jetzigen  Bestimraung  wird  man  im  Falle  der  Umgehung 
des  obervormundfichaltlichen  Decretes  zwar  nicht  Ungül- 
tigkeit der  Ehe  an  sich,  wohl  aber  soviel  behaupten 
dürfen,  dass  bis  zur  nachträglichen  Beibringung  des  De- 
cretR  die  Eheschliessung  auf  das  unter  olu  i  vormund- 
schajtUicher  Controle  stehende  Mündelverniögen  nicht  zu- 
rück Wirken  kdnne.  Zugleich  folgt  aber  auch,  dasa 
der  von  dem  Rdmischen  Rechte  sogar  unter  die  impedi- 
menta  dirimentia  publiea  gestellte,  und  selbst  noch  von 
unserer  Vormundschaftsordnung  Cap.  Xlll.  §§.  12  ff.  beson- 
ders ausgezeichnete  Fall,  wenn  der  Vormund  selbst  oder 
eines  seiner  Kinder  mit  dem  Bevormundeten  eine  Ehe 
eingehet,  »ein  Eigenthundiciies  numiK  hr  verloren  hat. 

c.  Das  bei  Scheidung  einer  irüheren  Ehe  iiir  den 
schuldigen  Theil  in  das  Scheidungsurthel  direct  oder  in- 
direct  aufgenommene  Verbot  einer  andern  eiten  Verehe- 
lichung. Dasselbe  wirkt  jedoch  nur  bis  zum  Tode  des 
anderen  geschiedenen  Ehegatten  oder  bis  zu  erlangter 
Dispensation  (§.  ^606  des  B.G.B.).  Wegen  des  älteren 
liechtejj  ist  zu  vergl.  Kescript,  die  Vereiielichung  geschie- 
dener Personen  betreffend  vom  5.  September  1808  und 
dazu  Pechwell,  Annalen  des  K.  O.A.G.  A.  F.  IV.  S.  1  ff.. 

d.  Die   Trauorzeit   des  Wittwers  und   der  Wittwe. 

Bei  Ersterem  beträgt  dieselbe  ein  halbes  ^  bei  Letzterer 

ein  ganzes  Jahr  (Regulativ  wegen  des  Aufgebotes  und 

der  Trauung  vom  15.  Januar  1808,  §.  14,  verb.  m.  §. 

lüUö  des  B.G.B.).    Die   Dispensation  ist  zwar  zulässig, 

2» 
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20  Ehe  recht:  §.  Ul.  Aufsch.  Ehehindeinisse:  richteii.  Verbot» 

wird  aber  bei  den  Wittwen .  wegen  zu  besorgender  per- 
turbatio Banguinis,  eo  lange  die  Möglichkeit  einer  aus 

ihrer  ersten  Elie  lierrübrendcn  Schwangerschaft  existirt, 
nur  nach  vorgängiger  eidlicher^  respective  mittels  Hand* 
Schlages  an  Eidesstatt  zu  ertheilender  Versicherung:  das« 
sie  nicht  schwanger  sei,  bewilligt.  Aus  letzterem  Grunde 
ist  übrigens,  obwohl  natürlich  mit  gleicher  Dispensatious- 
möglichkeity  auch  den  geschiedenen  Fittuen  wiihrend  eines^ 
hier  jedoch  nur  auf  zehn  Monate  beschränkten  Zeitrau* 
raes  von  Scheidung  der  früheren  Ehe  ab  die  Wiederver- 
heirathung  selbst  dann  untersagt,  wenn  ihnen  in  dem 
Scheidungsurthel  solche  im  Allgemeinen  nachgelassen 
sein  sollte. 

e.  Der  Mangel  der  königlichen  G' iit'lnni(;-unjG^  zu  den 
von  OfHciercn  oder  ihnen  im  Range  gleichstehenden  Per- 
sonen einzugehenden  Ehen.  Die  Uebertretung  dieses 
Verbotes  zieht  naiullcli  im  (logensatze  zu  dem  oben 
140  a.  E.  Bemerkten  nur  M 11  itärrs trafen,  nach  Betiudeu 
Dienstentlassung  nach  sich  (Milit&rstra%eseizbuch  vom 
IS.  August  1855;  Art.  169,  und  jetzt  Militärstrafgesetzbuch 
vom  4.  Xovbr.  1867.  §.  180.).  Zur  Erlangung  dieser 
Genehmigung  ist  übrigens  vom  Hauptmann  (6-üher  Ritt- 
meister  zweiter  Classe)  abwärts  nicht  nur  Nachweis  eines 
bestimiuten  N'o  niüijens,  sondern  sogar  dessen  Sich»'rst(41ung 
durch  Depositiou  oder  auf  andere  Weise  erforderlich  (Ge- 
setz: die  Sicherstellung  des  bei  Verehelichung  von  Offi- 
cieren  der  Königl.  Sächsischen  Armee  erforderlichen  Ver- 
mögens betretfend,  vom  4.  Juli  lö55j.  Ausserdem  be- 
stehen noch 

f.  in  Ansehung  der  Ausländer  im  AUgemetnen,  wie 

der  ausländischen  GewerTaspfehülfen  insbesondiC;  iuglei- 
chen  der  inländischen  Almosenpercipieuten  eine  Reihe 
polizeilicher  Bestimmungen,  welche  alle  den  Zweck  haben, 
zu  verhüten,  dass  die  FamiÜen  solcher  Personen  im  Falle 

der  Verarmung  der  Ortsgemeinde  zur  Last  fallen  ^Hau- 
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Trauerseit,  Haagel  kdn.  Genehm,  f.  142.  Rieht  Ehetreimttii'g.  21 

bold.      63b.  i^nd  Armenordnung  von  1840,  §.  70).  Das 

niitcnn  4,  Mai  1868  erschienene  Is'urddeutsche  Buiidesge- 
setz  ^,ubcr  die  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkun- 
gen der  £he8cblieB8iiDg''  hat  dieselben  jedoch  flir  die  An- 
gehörigen des  Norddeutschen  Bandes  beseitigt. 

§.  142.  AnffifouBf  der  Ehe. 

A  Durch  richterliches  Erkenntniss* 
Eine  formrichtig  eingegangene  Ehe  (zu  vergl.  ob. 
§.  137)  kann  bei  Lebzeiten  beider  Ehegatten  nur  durch 
Erkenntniss  des  competenten  Ehegerichtes  für  beendet 
erklärt  werden.    Dies  kann  geschehen: 

I.  durch  Nichtigerklärung  im  Falle  eines  cntfre-f^^'"— 
stehenden  öffentlichen  indispeneablen   Hindernisses  C^u 
vergl  ob.  §.  139),  and  zwar  solchenfalls  von  Amtswegen 

1G21  des  B  G.l^.).  Schon  das  Criminalgesetzbuch  von 
l^föS,  Artt.  211,  216  und  ebenso  das  bez.  revidirte  Straf- 
gesetzbuch von  1BÖ5  und  1868^  Artt.  261,  271  setzten 
bei  Bestinunung  des  Begri£Fes  des  Ehebruches  und  der 
Doppelehe  auch  in  diesen  Fällen  in-  Goinässheit  des  im 
canonischen  Hechte  festgehaiteneu  Principes  ein  tormli- 
ches  richterliches  Erkenntniss  auf  Trennung  voraus, 
wfthrend  die  zeitherige  Sftchsische  Ehegerichtspraxis  des- 
sen Nothwendigkeit  nicht  immer  und  gleichmäasig  aner- 
kannte (Weber,  Kirchenrecht  erste  Auflage  II,  3,  Abth. 
S.  1207  —  Lengnick,  Eheprocess,  S.  86,  verb.  m.  Ann. 
d.  O.A.G.  Ä.  F.  I,  250.). 

II.  Durch  Aufhebung  der  Ehe  in  Folge  von  An- 
fechtung (za  vergl.  oben  §.  140). 

m.  Durch  Scheidung  vom  Bande. 

Letzteren  beiden  Fällen  sind  gewisse  (Grundsätze 
nicksichtlich  der  Ausschliessung  des  darauf  gerichteten 
Klagrechts  gemeinsam.  —  lieber  dieses  ist  zu  vergl.  unten 
§.  144. 
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143.  Fortsetzung. 

Zu  ni.  des  vorigen  Paragraphen. 

Von  der  Klicscheidung  insbesondre. 

Die  Ansicht,  welche  die  nach  protestautischeni  Ehe- 
rechte zulässige  Trennung  vom  Bande  nicht  bloss  in  den 
auf  die  heilige  Schrift  gestützten  Fällen  des  Ehebruches 
und  der  böslichen  Verlassun^*)  p^estattet,  ist  bei  uns  in 
SachscA  schon  durch  die  KcsolutiuiKs  in  consi8torialil)U9 
vom  27.  Januar  17?56,  no.  13  zur  gtsetzHchen  Anerkenn- 
ung gelaugt;  insofern  dort  gewisse  Handlungen  des  Ehe- 
gatten, die  der  ehelichen  Treue  und  dem  Zwecke  der 
Ehe  ebensosehr  als  der  Ehebruch  und  die  mnlitiosa  desertio 
zuwiderlaufen,  für  j^ültige  Sclieidung.s<,'ruiide  erklärt  wer- 
den. Düren  orcD^t^-gobung  und  t*raxi8  haben  sich  deni- 
gemftss  folgende  im  Wesentliohen  auch  in  das  Qesetzbuch  - 
übergegangene  Bcheidungsgründe  entwickelt: 

1.  Dem  gewöhnlichen  Ehe br  liehe  stehen  hier  nicii; 
bloss  liigamie,  sowie  sonstige  gröbere  Fleischesvergehen, 
wie  Sodomie,  Incest  u.  s.  w.,  soweit  die  Letzteren  wäh- 
rend des  Bestehens  der  Ehe  begangen  sind,  gleich,  son- 
dern es  wurde  auch  nach  zeitherigem  Rechte  schon  das 
sogenannte  adulterium  praesunitum**)  nach  Befinden 
als  ausreichend  angesehen.  Nach  einer  sehr  verbreiteten 
Ansicht  Hess  man  sogar  auch  das  sogenannte  adulte- 
rium inchoatum  im  Gegensatze .  zum  blossen  attenta- 
tuiD        als  Scheidungbgrund  gelten,  indem  mau  unter 

*)  Ehebruch:  Ev.  Matth.  V,  32,  XIX,  9.  Et.  BIsk.  X, 
2—12,  Ev.  Lucä  XVI,  18.  Bösliche  Yerlassnng:  1.  Cocinth. 
Vli,  10,  11  und  lö. 

**)  lieber  den  Begriff  desselben  ist  zu  vergleichen  Weber, 
Kirchenrecht,  1.  Aufl.  III  2.  §.  131  nach  Note  57  und  vor  Note  06, 
S.  1237  und  S.  1242.  Leng  nick:  der  Sachs.  Eheprocess  §.  2d.  Ü. 
104  f.  und  die  dort  ani?ofi\hrtoii  cauonisrhcn  Gfsctzesstelleu. 

Für  die  Consuinmation  des  Vorbrechens  ist  im  Gegeiisat2C 
zum  iilteren  Rechte  entscheidend  §.  24  des  Gesetzes  über  die  be- 
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<lem  (Msteroii  «^ewi-^se,  der  Volleinluii^  nahe  kommende 
Versuciisiiaiidiungeu  begriff,  und  auf  solche  hin  die  Schei- 
dung bereitB  aussprach.  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  im 
§.  1715  beseitigt  diese  Coutroverse  dadurch,  dass  es 
dem  bloss  versuchten  Ehebrüche  die '  Ki'aft  eines  Ehe- 
«cheidungsgrundes  ganz  abspricht.  Das  sogenannte  adul- 
terium  praesumtum  übergeht  dasselbe  mit  Stillschweigen, 
so  dass  in  dieser  Besiehung  lediglich  die  Beweisfrage 
des  «inselnen  Falles  zu  entscheiden  haben  wurd.« 

Der  Scheidung  wegen  EliebrucKes  hat  in  der  Regel 
{Ausualuue  vergh  ^.  1717  de»  B.G.B.)  die Criuiiuaiuutor- 
suchung  gegen  den  schuldigen  Theil  vorauszugehen,  und 
der  Verletzte  hat  daher  bei  Verlust  seiner  Scheidungs- 
klage vor  Ablauf  der  in  Art.  1 10  des  rev.  Strafgesetz- 
buches geordneten  Verjährunghtrist  bei  dem  Strafrichter 
die  Untersuchungseinleitung  zu  beantragen,  dafern  nicht 
die  Verletzung  der  ehelichen  Treue  im  einzelnen  Falle 
zugleich  ein  von  Amtswegen  zu  untersuchendes  Vei^ehen 
begründet,  und  vor  Ablauf  jener  Frist  bereits  ein  Ein- 
schreiteu  des  Richters  erfolgt  (Gesetz  die  Ehescheidungrsklage 
etc.  betre£f.,  vom  3.  Apnl  1838.  —  §§.  1716,  1719, 1729 
des  B.G3.).  Dabei  ist  der  frühere  Zweifel,  ob  für  den 
diesfallsigen  Verlu.st  dct^  Klagreehtes  in  allen  Fallen 
nur  die  u  tempore  notitiae  tur  den  Verletzten  laufende 
einjährige  Antragsverjährnng  entscheidend  sei  und  ob 
daher  ein  Ehebruch,  der  erst  nach  Verfluss  der  allgemei- 
nen fünfzehnjährigen  Verjährung  zur  Kenntniss  des  Ver- 
letzten kommt,  dücli  noch  als  Scheidungsgrund  benutzt 
werden  könne,  durch  das  .Gesetzbuch  im  §.  1719  in 


strafung  (Ut  fleis<hlifhen  Vergeht.'ii  vom  Februar  1834  und  soit- 
dem  Art.  102  des  CrimiuaJgesetzlmrhos  vom  30.  März  1838  (wozu 
zu  vertfl  (l»'r  Conimentar  von  Heid  und  Si-  bdrat  S.  228  zu  Art.  162 
und  S.  22a  v.u.  Art.  158),  später  Artt.  18»)  und  iöS  verb.  m.  Art.  259 
des  früheren  uud  revidirteu  Strafgeaetzbuchei»  vom  11.  Aug.  1855 
and  1.  October  1868. 
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Uebereinstimniiing  mit  dem  l'riiizipe  des  bez.  revidirtcn 
.Strat'gesetzbucheb  Art.  III  Aba.  2,  vcrueinend  entschieden 
worden.  Uebrigens  ist  das  Resultat  der  OrimiDaluntei^ 
suchung  für  die  davon  abhängige  Ehesache  nicht  derge* 
Btalt  präjiidiciell;  daes  eine  FreiBprcchting  in  der  Straf- 
sache auch  die  An-  repp.  Fortsteliung  der  Eheöaclie  hin- 
derte, vielmehr  kann  der  Verletzte  in  letzterer  verlangen, 
noch  zu  einem  civilproccssnalen  fieweise  des  Ehebruches 
zugelassen  zu  werden,  ebenso  wie  in  dem  Falle,  wenn 
der  8trafrichter  von  vornherein  die  Einleitung  der  Un- 
tersuchnnf^  wegen  Mangels  ausreicliender  Verdachts- 
gründe abgelehnt  haben  sollte  (§§.  1716  a.  1717  des 
B.G.B.).  Die  dem  klagenden  Theile  nachgewiesene 
gleiche  Verschuldung  begründet  die  exceptio  compensa- 
tionis.  und  zwar  ist  dieselbe  >  wemi  sie  sofort  aus  den 
Acten  erhellt,  von  dem  Richter  sogar  yon  Amtswegen  sa 
beachten,  auch  kommt  bei  dem  zur  Compensation  be- 
nutzten Ehebruche  Nichts  darauf  an,  ob  derselbe  bereit» 
verjiihi  i  ist  «)(ler  nicht  (§§.  1722  ff.  des  B.G.B,  verb.  mit 
Mandat  die  Rechtsfrage  betreÜ,  ob  bei  den  wegen  Ehe- 
bruches anhängig  gemachten  Scheidnngsprocessen  die  Aus- 
flüchte der  Compensation  u.  s.  w.  amtswegen  zu  berück- 
^ichtigen  seien?  vom  30.  December  1822.\ 

2.  Bösliche  V  e  r  1  a  s  s  u  n*^^  Der  Begriff  derselben, 
wie  ihn  das  revidirte  Bti-algasetzbuch  in  Art.  265  auf- 
stellt, setzt  neben  der  auf  Nichtfbrtstellung  der  Ehe  ge- 
richteten Absicht  des  Verlassers  noch  weiter  dessen 
Entfernung  in  das  Ausland  oder  die  Verheimlichung 
seines  derzeitigen  Aufenthaltsortes  voraus:  für  das  Ehe- 
recht kommen  aber  überhaupt  alle  Fälle  einseitiger, 
grundloser  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft,  auch 
wenn  dieselben  mit  einem  blotjöen  Getronntleben  an  einem 
bekannten  Orte  de.s  Inlandes,  verbunden  sind  oder  selbst 
nur  in  einer  hartnäckigen  Verweigerung  der  Leistung 
der  ehelichen  Pflicht  sich  aussprechen  (quasi  desertio) 
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unter  Unisiändcu  als  Ehcsclieiduiigögruud  in  Iktniclit. 
Ueberau  wird  jedoch,  um  darauf  hin  die  Ehetrenuung 
ausBprechen  su  können,  jetzt  (nach  §.  1731  des  B.G.B.) 
gleichm&ssig  erfordert,  dass  die  willkürliche  Suspension 
der  ehelichen  Oeniemschalt  mindestens  ein  Jahr  lan^  an- 
gedauert haben  müsse;  —  über  die  Berechnung  dieser 
Jahresfrist  zu  vergl.  Annalen  des  O.A.G.  N.  F.  Bd.  L  8. 
126  ff.  —  während  man  bisher  im  Falle  der  Verheimlich- 
ung des  Aufenthaltsorten  sich  luieh  richterlichem  Ermes- 
sen schon  mit  einer  sechbmouatigeu  Frist  begnügte  (Hes- 
cript  an  das  Oberconsistorium  von  rier  Zeit,  wenn  der 
Desertionsprocess  statthat,  vom  21. April  1608),  und  im 
Falle  der  Entweichnng  in's  Ausland  von  dem  Ke(|uisite 
einer  Zeitdauer  nach  lietiiiden  ganz  absah.  Es  unter- 
scheiden sich  daher  die  verschiedenen  Formen,  unter 
denen  die  Desertion  auftritt,  praktisch  nur  noch  theils 
durch  die  Terschiedene  processuale  Behandlung  der 
eliiztiiieii  Fälle,  in  denen  sich  das  \\ilahren  anders  ge- 
staltet, jenachdem  der  Aufenthaltsort  dos  renitenten  Ehe- 
gatten ein  bekannter  oder  unbekannter,  und  im  ersteren 
Falle,  jenachdem  er  ein  solcher  ist,  wo  die  Anwendung 
des  vorher  einzuleitenden  Zwangsverfahrens  auf  Fort» 
Stellung  der  Ehe  austührbar  erscheint  oder  nicht  (vergl, 
über  das  Verfahren  Leugnick,  Eheprocess,  S.  114  fF.  — 
Osterloh,  summ,  bürgerl.  Prozesse,  §§.  147  ff.),  theils  da* 
durch,  dass  bei  der  böslichen  Verlassung  im  strafrechtli- 
eben  Sinne  in  der  Anbringung  der  Klage  auf  Ehetren- 
nung zugleich  der  Antrag  aul  Bestrafung  des  sclmldigen 
Theilea  gefunden  werden  soll  (früheres  und  revidirtes 
Strafgesetzbuch,  Art.  267).  Der  Ausgang  der  Criminal- 
untersuchung  braucht  jedoch  hier  nicht  wie  bei  der  Ehe- 
bruchsklage  von  dem  Ehegerichte  abgewartet  zu  werden. 
Auch  darin  stehen  sich  gegenwärtig  nach  §.  1732  des 
B.GJB.  die  Fälle  der  desertio  und  quasidesertio  einander 
gleich,  dass  die  von  dem  schuldigen  Theile  bekundete 
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ernstliche  Bereitwilligkeit  zur  Fortseteung  der  Ehe  bis 
sEur  Bekanntmachung  des  Scheid ungr^erkenntnisses  jeder- 
zeit L'erücksiclitigung  linden  soll,  während  man  tVülLer 
mehr  oder  weniger  allgemein  annahm;  dass  der  unschul- 
dige Ehegatte  nicht  bloss  durch  vergebliche  Erschöpfung 
des  Zwangsverfahrens,  sondern  auch  bei  dem  eig<Mitlichen 
Desertiunsveiiahren  schun  durch  das  xVubbleibeu  des 
Schuldigen  im  zweiten  Edictaitermine  ein  jus  quaesituoi 
auf  Ehetrennung  erlange  (Bekanntmachung  des  Ober- 
appell ationsgerichtcs  vom  4.  Juli  18B5  im  Qesetz-  und 
Verordn.-Bl.  S.  471). 

3.  Der  böslichen  Verlassung  analog  war  bereits  durch 
das  Rescri|>t  :  die  Ehescheidung  wegen  lebenslänglicher 
Zuclithaiisst rate  hetreft'.,  vom  'Jb.  Februar  1751  eine  über 
den  einen  Ehegatten  verhängte  lebe  n  s  i  ä ng Ii ch e  Z u  c Ii  t- 
hau  SS  träfe  als  ausreichender  Scheidungsgrund  lUr  den 
anderen  Theil  anerkannt  worden.  Späterhin  begnügte  sich 
die  Praxis  sch»jn  mit  einer  vierjährigen  Zuchthaus- 
strafe, und  nach  der  namhaften  Beschränkung  der  Zucht- 
hausstrafen durch  die  neuere  Strafgesetzgebung  je  nach 
Umständen  sogar  schon  mit  einer  mehrjährigen  GefHngniss- 
odrr  Arbeitbhauöötrai'e,  selbst  von  küi'zerer  Dauer.  Zu- 
gleich schob  sich  allmählich  insofern  ein  zweiter  verän- 
derter Gesichtspunkt  unter,  als  bei  beschimpfenden  Ver- 
gehen schon  die  Z  u  c  r  k  e  n  n  ii  n  i,^  der  StralL  uuJ  u\v\\\ 
erst  deren  wirkliche  Vollstreckung  als  ausschlaggebendes 
Moment  betrachtet  wurde.  Das  Gesetsbuch  §.  1740  er- 
fordert nicht  bloss  eine  mindestens  dreijähiige  zuerkannte 
Kreiheitsstrafe,  sondern  verlangt  auch  noch  ausserdem, 
dass  das  Verbrechen ,  welches  zu  Auflegung  der  Straie 
geführt  hat  (und  bei  der  Concurrenz  mehrerer,  wenig- 
stens eines  von  ihnen)  ein  vorsätzliches  gewesen  sein 
niubse. 

4.  In  Gemässheit  des  oben  im  Eingange  dieses 
Paragraphen  angedeuteten  extensiven  Gesichtspunktes  be- 
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zeichneten  'die  Resolutiones  in  consistonalibus  (no.  13) 

zunächst  nur  die  |»räm edit  i  r  ten  Lclx' nsnachstol- 
lungen  als  Scheidungsgrund.  Die  Praxis  fügte  dem  spä- 
ter nicht  bloss  im  Allgemeinen  Leben  und  Q-esnndheit 
gefährdende  Misshandlungen  hinzu,  sondern  selbst  schon 
)  i'  s  <•  Bedrohungen  mit  solchen,  wenn  dieselben  gegrün- 
dete BesorgnisB  einer  derartigen  Gefährdung  hervorzu- 
rufen geeignet  seien.  Das  Gesetzbuch  dagegen  gesteht 
in  §§.  1755  i'  ausser  den  insidiis  vit;\e  structis  nur 
noch  den  lebensgelalirliclieu  Misshandluugen  die  volle 
Bedeutung  eines  Scheidungsgrundes  zu.  Bloss  gesund- 
heitgemhrdende  Thtttlichkeiten  lässt  es  nach  §.  1736  nur 
bei  längerer  Fortsetzung  als  einen  solchen  gelten,  derge- 
stalt, dass  darauf  hin  zunächst  nur  zeitweilipre  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  und  erst  nach  wiederholter  Misshand- 
lung  Trennung  vom  Bande  eintreten  kann,  während  es 
biouse  Bedrohungen  mit  Hecht  gar  nicht  in  Betracht  zieht. 

Verwandt  hiermit  ist  der  auch  von  dem  Gesetzbuche 
anerkannte  Grund,  welcher  der  Ehefran,  aber  auch  nur 
dieser  (nicht  mehr,  wie  iiaeli  früherer  I^raxis,  aiieh  dem 
Manne)  dann  zur  Seite  stehen  soll,  wenn  sie  durch 
ärztliches  Gutachten  nachzuweisen  vermag^  dass  ihr  we- 
gen eines  unheilbaren  Gebrechens,  mit  welchem  sie  be- 
hattet sei,  bei  fortgesetztem  ehelichen  Zusammenleben 
aus  der  Ausübung  des  Beischlafes  Lebensgefahr  drohe*) 
(§.  1742  des  B.G.B.). 

5.  Als  dem  Ehezwecke  direct  zuwiderlaufend  wurde 
schon  nncli  seitheriger  Ubservauz  verschuld e  te  I mp o- 
tenz  und  habituelle  Trunksucht  gleichfalls  als  Schei- 
dungsgrund behandelt.  Das  Gesetzbuch  behält  beide 
liruiuie  zwai'  im  iVllgemeinen  bei^  verlangt  aber  im 
ersteren    Falle    absichtlich    herbeigeführte  Impotenz 

*)  Das  Versprerhni  des  Mannes  :  sich  des  ehelichen  Beischlafes 
zu  enthalten,  kann  diu  Klage  der  Frau  nicht  eliUiren.  Weber,  Kir- 
chenrecht,  i  Aull.  II.  3.  S.  1271,  Note  16  a.  E. 
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(§.  I7a4de8  und  iässt  in  Folge  von  Tninksacht 

zunächst  nnr  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  zu,  derge- 
stalt jedocli,  dass  auch  hier,  wenn  nach  beendeter  Sepa- 
ration keine  Bessei  ung  erfolgt  ist,  mit  Ablauf  eines  Jahres 
von  dem  andern  Theile  Trennung  vom  Baude  verlangt 
werden  kann  (§.  1733  des  B.G.B.). 

6.  Als  eine  unverkennbare  Verletzung  de.s  in  den 
bisherigen  Fällen  1 — 5  festgehaltenen  Trincips  einer  auf 
Seiten  des  verklagten  Theiles  vorauszuBotsenden  Ver- 
schuldung erscheint  die  schon  in  der  Consistorialpraxis 
aufgekommene  Ansicht,  dass  durch  überkommene  Gei- 
steskrankheit des  einen  Theiles,  sobald  nur  deren 
Unheilbarkeit  g  ui  gend  constatirt  sei,  dem  andern  ein 
Kecht  aui  Eliescliciduiig  erwachse.  Das  Gesetzbucli  be- 
schränkt diesen  Grund  in  §.  1743  wenigstens  praktisch 
insofern,  als  es  eine  vorherige  dreijährige  Beobachtung 
des  Kranken  in  einer  Landesheilanstalt  und  ,ein  von 
den  Anstaltsärzten  darauf  hin  ausgestelltes,  die  Unheil- 
barkeit constatirendes  Attest  fordert  Endlich  erkennt 
es  auch 

7.  abweichend  von  der  zeitherigeu  Auffiusung  (Weber, 
Kirchenrecht,  i.  Aud.  II,  3,  S.  1277  bei  und  in  Note  2ö)  den 
Keligion  swechsel  des  einen  Ehegatten  als  einen  dem 
andern  zur  Seite  stehenden  Scheidungsgrund  an  (§*  1744 

des  B.G.B.). 

§.  144.  Fortsetzung. 

Von  den  Anfechtungsgründen  (s.  ob.  §.  140,  I.)  und 
den  ScheidungögrUnden  gilt  der  gemeinsame  Grundsatz, 
dass  wie  überhaupt  ihre  Geltendmachung  von  d^r  fineien 
EntSchliessung  des  unschuldigen  Theiles  abhängt,  auch 
wirksam  auf  dieselben  verzichtet  werden  könne.  Dieser 
Verzicht,  den  man  hier  mit  dem  technischen  Namen 
Verzeihung  bezeichnet,  kann  nicht  nur  ausdrücklich, 
sondern  regelmässig  auch  stillschweigend  erfolgen,  und 
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2war  legt  das  Gesetz  hier  häutig  nicht  alieiu  dem  nach 
erlangter  Kenntniss  vom  Anfechtiings-  oder  Scheidungs- 

grunde  mit  dem  Andern  gepflogenen  Beischlaf,  sondern 
auch  oft  schon  der  während  eines  ganzen  Jahres  uutcr« 
lassenen  Klaganateilung  die  Wirkung  eines  factischen 
Verzichtes  bei  (§§.  1624,  1625,  1720,  1737,  1741,  1744 
ff.  des  B.G.B.  . 

Bei  der  Scheidungsklage  wep:en  Ehebruches  und 
böslicher  Verlassung  wirkt  auch  die  Bücknahme  des  Straf- 
antrages beim  Untersuchungsrichter  f^v  den  Eheprocess 
als  Verzeihung,  und  zwar  kann  hier  in  favorem  matrimo- 
nii  «liese  Eücknahme  ausnahmsweise  auch  noch  nach 
Bekanntmachung  des  Straferkenntnisses  und  selbst  nach 
bereits  angetretener  Strafe  erfolgei),  dafern  nicht  die  Ehe 
bis  dahin  bereits  gesciiiedeu  ist  (liev.  »3trai-G.B.  Aitt. 
264,  267.). 

Noch  gelten  hier  folgende  speciellere  Grundsätze: 
41.  bei  der  Ehescheidungsklage  wegen  Ehebruches 
ist  die  aus  der  nachmaligen  Leistung  der  ehelichen  Pflicht 
ztt  ziehende  Folgerung  nicht  bloss  eine  unbedingt  wirk- 
same, sondern  sogar  von  richterlichen  Amtswegen  zu  be- 
rücksichtigende (§§.  1720,  1723  des  B.a.B.).  Bei  der 
Anfechtungsklage  wegen  Zwanges  oder  Furcht  soll  nach 
§.  1625  besonders  noch  darauf  gesehen  werden,  dass  die 
Hiniraije  ziuii  Beischlafe  nicht  etwa  noch  unter  dem  Ein- 
tlursse  der  vorausgeganirenen  Einsehüelit»  imig  erfolgt  sei. 
Bei  dem  in  §.  143,  ^o.  7.  gedachten  Falle  des  Heiigions- 
wechsels  dagegen  soll  sogar  aus  der  späteren  Vollziehung 
des  Beischlafes  mit  dem  Andern  überhaupt  nicht  ein 
stillschweigender  Verzicht  gefolgert,  ein  solcher  vielmehr 
in  diesem  Falle  übeKhaupt  nur  dann  angenommen  wer- 
den, wenn  der  seiner  Religion  Treugebliebene  die  Klag- 
ansteiiung  während  eines  eiujälmgen  Zeiti'aumes  unter- 
litost. 

b.  Bedingte  Verzeihung  oder  eine  solche,  mit 
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V^orb^halt  des  liechtes  aul  bcfn  i' 


hing  gilt  als  unbedingte; 


nar  ausnahmsweise  kann  bei  der  Klage  wegen  Ehe- 
bruches oder  iebensgeflthrlicher  (u.  s.  w.)3fiB8handhiDgeti 

eine  Bedingung  dann,  wenn  sie  ihrer  Tendenz  nach  die 
Erhaltung  der  Ehe  bezweckt,  zugelassen  werden. 

c.  Wie  bei  dem  Ehebruche,  so  soll  auch  bei  den 
auf  Lebensnachstelhmg  und  Misshandlung  gestützten 
Scheidungägr linden y  abgesehen  von  dem  Falle  ciaer 
während  eines  Jahres  a  tempore  notitiae  unterlassenen 
Klaganstellungy  das  Recht  auf  Scheidung  schon  dann  er- 
Ittscheii,  wenn  von  den  Insidien  an  ein  füntzehnjaliriger 
Zeitraum  abgelaufen  ist  (§.  1739  des 


Diesel  be  hebt  nur  die  Verpflichtung  resp.  Berechtig- 
ung zum  ehelichen  Zusammenleben  auf^  ohne  im  Uebri- 

gen  an   dem  Fortbestande  der  Ehe  und  deren  Rechts- 


etwas zu  ändern  (§§.  1753—1763  des  B.a.B.).  Nach 
evangelischem  Eirchenrechte  kann  dieselbe  nur  als  eine 

interimistische  eherichterliche  Verfügung  vorkommen, 
thrils  während  der  Dauer  des  auf  Trennung  gerichtetea 
Eheprocesses  bis  zum  dereinstigen  Enderkenntoisse, 
theils  auch  ausserhalb  eines  solchen  Rechtsstreites  nur  sn 
dem  Zwecke,  um  bei  vorhandenem  ehelichen  Zerwürluiüse 
Frist  zur  gütlichen  Ausgleichung  und  zur  Beruhigung 
der  Gemtither  zu  gewinnen.  Die  längste  zulässige  Dauer 
im  k'tztcn  n  Italic  ist  ein  Jahr.  Immerwährende  Trenn- 
ung von  Tisch  und  Bett  kommt  nur  bei  rein  kathohschen 
oder  gemischten  Ehen  in  Frage.  Bei  letzteren  soll  je- 
doch die  nach  den  Grundsätzen  des  canonischen  Rechtes 
auszusprecliende  separatio  perpetua  für  den  evangelischen 
Theil  immer  als  Trennung  vom  Bande  und  umgekehrt 
fUr  den  katholischen  Theil  die  ausgesprochene  Scheidung 
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§.  146.  Tx^nnung  der  Ehe  durch  den  Tod.  31 

als  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gelten. 
Durch  das  Gosetz:  eine  Bestiiiniiung  über  Trennung  ge- 
mischter Eben  enthaltend,  vom  31.  Januar  1835  wur  übri- 
gens schon  bestimmt,  dass,  wenn  in  Folge  des  im  ein- 
zelnen Falle  zur  Anwendung  zu  bringenden  canonischen 
Hechtes  (zu  vergl.  üben  §.  Iö5)  nicht  einmal  zu  einer 
beständigen  Scheidung  von  Tiscli  und  i^ett  zu  gelangen 
sein  sollte,  obgleich  nach  protestantischem  Kirchenrechte 
völlige  Scheidung  vom  Bande  möglich  gewesen  sein 
würde,  der  klagende  evangelische  Theil  dann  das  Recht' 
haben  soll,  nach  Ablauf  eines  Jahres  von  Beendigung 
des  ersten  Eheprocesses  an  Trennung  vom  Bande  zu  ver- 
langen, vorausgesetzt,  dass  der  vorher  wiederholt  abge- 
haltene Stthneversuch  erfolglos  geblieben  ist.  Das  Ge- 
setzbuch wiederholt  diesen  Grundsatz  in  §.  17bÜ. 

§.  146.  B.  Trennung  der  Ehe  durch  den  Tod. 

I.  Uebcr  den  von  den  Gesetzen  zum  Zwecke  der 
Wiedervcrheirathung  unter  Umständen  nachgelatiöenuu 
erleichterten  Todesbeweis  ist  das  im  allgemeinen  Theüe 
§.  16  Band  1.  S.  53  Bemerkte  zu  vergleichen. 

II.  Abgesehen  hiervon  steht  aber  dem  Tode  als 
Grund  zur  Auflösung  der  Ehe  auch  noch  die  richter- 
liche Todeserklärung  insofern  gleich,  als  der  Ehegatte 
des  Verschollenen  nach  Eintritt  der  Rechtskraft  des  die 
Todeserklärung  aussprechenden  Erkenntnisses,  und  da- 
fern  er  annoch  sein  Nichtwi.s^eu  über  Tod  oder  Leben 
dti^  Verschollenen  eidlich  bestärkt,  die  bestandene  Ehe 
durch  das  competente  Ehegericht  „für  beendigt  erklären 
lassen  kann«  (§.  1708  des  B.G.B.).  Und  zwar  bezieht 
sich  die  Wirkung  dieses  Ausspruches  auf  den  Zeitpunkt 
zurück,  wo  die  den  Zustand  der  Verschollenheit  begrün- 
dende Frist  abgelaufen  war.  Da  der  gedachte  eherich> 
terliche  Ausspruch  übrigens  nur  für  das  Recht  des  zu- 
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rückgebliebenen  Ehegatten  zu  anderweiter  Eheschliess- 
ttng  Ton  Bedeutung  ist,  so  verliert  er  von  selbst  seine 
Kraft,  sobald  der  Todtgeglaubte  zurückkehrt,  bevor  noch 
der  andere  Ehegatte  von  dem  Befugnisse  der  Wiedcrver- 
heirathung  Gebrauch  gemacht  hat  (§.  1709  des  B  G  B  ). 
Hat  er  dies  aber  gethan,  so  prävalirt  im  Falle  der  Rückkehr 
des  VerschoUeru  n  die  nun  eingegangene  Ehe«  Es  Weiht 
jedpcb  dem  Zurückgebliebenen  nachgelassen,  biuiieu 
sechs  Monaten  von  der  Rückkehr  seines  ersten  Ehegat- 
ten an ,  auf  Scheidung  der  neuen  Ehe  anzutragen  (§. 
1710  des  B.G.B.).  Der  Zurückgekehrte  selbst  aber  oder 
Derjenige,  mit  welchem  sich  der  Zuriiek-^^ebliebeue  ander- 
weit verheirathete,  haben  kein  Recht,  die  Trennung  dieser 
zweiten  Ehe  zu  verlangen. 

2.  Abschnitt.    Von  den  Wirkungen  der  ge- 
schlossenen Ehe. 

§.  147.  Weehseiselti^^e  Wirkuu^en  zunächst  auf  die  Persosei 

der  Eheiratten  anter  sieh. 

Gemeinschaftliche  Voraussetzung  för  die  hier  in 
Frage  kuuiinenden  rechtlichen  Beziehungen  ist  einerseits 
die  auf  sittlich -religiöser  Grundlage  beruhende  Auliass- 
ung  der  Ehe  als  einer  dauernden  innigen  Lebensgemein- 
schaft, iniderei'seits  tlie  dem  jManne  darin  zukommende 
lihorwiegende  Stelliuig  als  des  Hausherrn  und  Fauiiheu- 
oberhauptes.   Hierher  gehört: 

1.  der  Satz,  dass  die  Ehefiau  nicht  bloss  den  Fa* 
nuliLiiiiamen ,  sondern  auch  den  Stand  tles  Ehemannea 
theilt,  eine  Folge,  die  auch  nach  Auflösung  der  Elie 
durch  den  Tod  des  Ehemannes  oder  durch  Scheidung 
foi-tdauei-t  (§§.  1632,  1748  des  B.G.B.)  ^ 

2.  die  beiden  Ehegatten  gleichmässig  obUegende 
Pflicht  zum  ehelichen  Zusammenleben  sowie  zur  Bewah- 
rung gegenseitiger  Treue  (§.  1630  des  B.G.B),  womit 
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die  Pflicht  der  Ehelrau,  dem  Ehemanne  an  den  in  ver- 
ständiger Erwägung  ihrer  beiderseitigen  Bedürfnisse  ge- 
irähhen  Wohnsitz  zu  folgen  and  die  correspöndirende 
Verpflichtung  des  Mannes  ^  die  Frau  hei  sich  aufzunefa- 
men,  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehet  (§.  1636 
verb.  m.  §.  1G33  des  B.G.B.).  Wegen  der  im  Falle  einer 
Torsätziichen  Verletzung  dieser  Verpflichtungen  dem  Ver- 
letzten nach  Befinden  offenstehenden  Strafanträge  und 
civilrechtlichen  Rechtsmittel  ist  /u  vergl.  oben      143,  1.  2. 

3.  Die  YerpHichtimg  zur  Alimentation  und  zur  Be- 
schaffung der  Mittel  für  Erhaltung  des  gemetnschat'tlichen 
Hausstandes  ist  zwar  gleichfalls  in  gewisser  Beziehung 
eine  gegenseitige,  resp.  beiden  Ehegatten  gemeinsam  oblie- 
gende. Jedoch  greift  die  des  Ehemannes  ihren  Voraus- 
setzungen wie  ihrem  Umfange  nach  viel  weiter  als  die 
der  Frau^  insofern  Letztere  zum  Unterhalte  des  Mannes 
überhaupt  erst  im  Falle  der  Noth,  d.  h.  seiner  gänzli- 
chen Verarm  uupj  und  Er\vorbsunfilhis:kcit  vcrptliehtet  wird, 
während  der  Ehemann  seine  Ehelrau  ganz  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  dieselbe  ihm  Vermögen  zugebracht  hat 
oder  solches  sonst  besitzt,  aus  eigenen  Mitteln  seinen 
Standes-  und  \'ernir>gensverhältüissen  eatsprecliend  zu  er- 
halten verbindlich  ist      1637  verb.  m.  §.  1634  des  B.U.B.). 

Dasselbe  gilt  von  der  Verpflichtung  des  Mannes  zur 
Bestreitung  der  Haushaltungskosten  (§.  1635  des  B.G.B.), 
und  es  erscheint  als  etwas  ZufUIliges,  wenn  derselbe  im 
einzelnen  Falle  für  den  diesfallsigen  Aufwand  dureh  die 
ihm  gesetzlich  an  dem  Vermögen  der  Frau  zustehenden 
nsufiruetuarisehen  Rechte  ganz  oder  theilweise  Entschädi- 
gung erhält. 

Wohl  aber  darf  er  die  ThUtigkeit  der  Frau  bei  Be- 
sorgung des  Hauswesens  sowie  deren  Unterst  üt/.uug  in 
dem  von  ihm  zu  ihrem  gemeinsamen  Unterhalte  betriebe- 
nen Gewerbe  voll  in  Anspruch  nehmen  (§.  1631  des 

B.G.B.},  llaud  iü  iiand  mit  dieoer  Verpflichtung  der  Frau 
XL  8 
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34     Eherecht:  §  147.  Wirkung  der  Ehe  auf  die  Person. 

j5Ur  Führung  der  Hauswiiihschaft  gehet  wiedenim  deren 
Befugniss,  in  den  die  lautenden  häuslichen  liedürfuisse 
betreffenden  Angelegenheiten  selbfitändig,  d.  h.  ohne  Bei- 
tritt des  Mannes  mit  dritten  Personen  zn  contrahiren^ 
und  zwar  mit  der  Wirkung,  dass  durch  dergleichen 
Rechtsgeschäfte  nicht  sie  selbst  ^  sondern  nur  der  Ehe- 
mann verpflichtet  wird.  Den  von  der  Mehnsahl  der 
öeniiiuüsten  (Kraut,  die  Vormundschaft,  Bd.  11.  S.  557. 
Note  8.  —  Gerber,  System  §.  231.  not.  8  )  diesem  Verfü- 
gnngsrechte  der  Frau  untei^gelegten  Gesichtspunkt  eines 
eigenen  selbständigen  Befugnisses  erkennt  unser  Partien- 
larrecht  gleichwohl  nicht  an,  sondern  hat  dasselbe  von 
jeher  als  eine  von  den  Ehemanne  erst  wieder  abgelei- 
tete Ermächtigung  behandelt,  die  deshalb  auch  von  die- 
hem  jederzeit  beliebig  beschränkt  resp.  ganz  zurü(  l;^^ 
zogen  werden  kann.  (Für  das  frühere  Kecht  Laugeun 
und  Kori,  Erörterungen  Bd.  II.  no.  11  [S.  113  ff.  der  2. 
Aufl.]  jetzt  §.  1645  des  B.G.B.)  Selbstverständlich  braucht 
jedoch  der  Dritte  eine  derartige  gilnzliche  oder  theil- 
weise  lievocation  des  präsumtiven  Mandates  der  Frau 
nur  insoweit  gegen  sich  gelten  zu  lassen,  als  ihm  solche 
zur  Zeit  des  Oontractsabschlusses  erweislich  bekannt 
gewesen.  Eine  besondere  Bestimmung  rucksichtlich  der 
Ermiethung  weiblicher  Dienstboten  durch  die  Frau  ent- 
hält die  Gesindeordnung  vom  10.  Januar*  1835^  §.  6.  — 
Auf  die  Dauer  einer  Trennung  der  Ehe  von  Tisch  und 
Bett  cessirt  das  gedachte  Verliigungsrecht  der  Frau  ganz 
1756  des  B.G.B.  a.  £.). 

Einzelne  hierher   gehörige   Grandsätze  sind  noch 

folgende : 

a.  Die  Voi-schritt  der  dec.  36  von  1740  verb.  m* 
Erläuterungsrescript  vom  3,  April  1750,  womit  das  bür- 
gerliche Gesetzbuch  im  §  10^0  übereinstimmt,  bcrfibrt 
insofern  eine  als  Aubtlu.<,s  der  eheniännlichen  Alinieiita- 
tionspÜicht  erscheinende  Frage,  als  darnach  der  Kheman»» 
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dessen  Ehefrau  wegen  eines  Vergehens  in  UntersuchuDg 
und  Haft  kommti  wälirond  der  Dauer  der  Haft  zwar 
zur  Bestreitung  ihrer  Unterhaltskosten  (ebenso  wie 
Kosten  ihrer  Vertheid  ig  ung)  angehalten  werden  soll,  die 
diesliillsi^^e  W-rpflichtuiig  ab».*!  ,  im  Gegensfitze  zu  der 
allgemeinen  Aiimeutenpdioht  des  Mannes  nur  als  eine 
subsidiäre  behandelt  wird,  so  dass  beim  Vorhandensein 
eigenen  yennv^vn^  der  Frau  dieses  zunächst  dazu  zu 
verwenden  ist  —  ein  Grundsatz,  den  die  Verordnung  der 
vormaligen  Landesregierung  vom  3ü.  April  1821  §.  4  auch  in 
Betreff  des  im  Falle  der  Einlieferung  der  Frau  in.  eine 
Landesstrafanstalt  dem  Manne  anzusinntndeu  jaluliclien 
Sustentationsquantunis  von  jälirlich  20  Thlr.  —  §.1  der  Ver- 
ordnung —  noch  besonders  anerkennt  Ebenso  treffen 

b.  den  Mann  wie  die  Frau  die  Rosten  für  die  Beer- 
digung des  verstorbenen  Ehegutteu  nur  im  F'alle  der 
Unzulänglichkeit  des  Nachlasses  des  letzteren.  Anderer- 
seits hat  das  Gesetzbuch  im  §.  1634  die  diesfallsige  Ver- 
pflichtung des  Ehemannes  g(.i;en  früher  insofeni  ver- 
stärkt, als  CS  ihm  solche  unter  der  gedachten  Voraussetz- 
ung in  erster  Linie  auferlegt  ^  während  man  bisher  bei 
uns  immer  noch  die  Römischreehtliche  Vorschrilt  der  lex 
28  D.  de  rc'ligiosis  XI,  7  für  piaktiscli  hielt,  welche  zu- 
nächst den  V  ater  der  Verstorbenen  und  nur  in  subsidium 
den  Ehemann  dafür  aufkommen  lässt. 

c.  Mit  der  Trennung  der  Ehe  durch  Hcheidung  vom 
Baude  erlischt  zwar  die  gegenseitige  AlimentauonspHicht 
in  dem  oben  besprochenen  Sinne,  indess  räumt  doch 
das  Gesetzbuch  in  §§.  1750,  1751  dem  unschuldigen 
Kläger  (in  der  Ehescheidungssache)  und  in  dem  oben  §. 
143  no.  6.  gedachten  öcheidungsialie  sogai*  dem  iieklagten 
für  die  Dauer  eigenen  Bedürfnisses,,  beziehentlich  bis  zu 
seiner  anderweiten  Verehelichung  einen  Anspruch  auf 
Gewährung  standesgemässen  Unterhaltes  gegen  den  ge- 
schiedenen Ehegatten  ein. 

3* 
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d.   Ueber  die  Zuständigkeit  der  Ehegeridbte,  req>. 

der  gewöhnlichen  Civil}Z"erichte  in  Ansehung  der  Alimen- 
tenklagen der  Ehefrau  gegen  den  Ehemann  ist  zu  ver- 
gleichen 0*Gesetz  tib.  privii.  Gerichtsfttände  v.  28.  Jan. 
1835;  §.  64  verb.  m.  EriAnterangsTerordnung  des  Justiz- 
ministeriums  vom  5.  August  1847.  Dazu  Annalen  des 
O.A.G.  Ä.  F.  11.  S.  238. 

§.  148.  Ehellshe  YonnuiMluifl  (Pflegaduft). 

»Schon  aus  der  Stellung  des  Ehemannes  als  Haus- 
herrn und  Familienoberhauptes  lässt  sich  bis  zu  einem  ge* 
wissen  Qrade  das  Becht  und  die  Pflicht  desselben  ablei- 
ten, die  Ehefrau  zu  schützen  und  zu  vertreten.  In  den 
Ländern  des  Sächsischen  Rechtes  erscheint  jedoch  dieses 
an  sich  natürliche  Verhältniss  zu  einem  eigentlichen 
Rechtsverhältnisse  entwickelt,  dem  der  ehelichen  Pfleg- 
schaft oder  A  *>i  uiundschaft  (cura  mentalis).  Dieselbe  ist 
ein  Ueberrest  des  Altdeutschen  Mundiums  und  erscheint 
ald  eine  Unterart  der  frühem  allgemeinen  Oeschlechta- 
Tormundschaft^  welche  jedoch  bei  der  Umgestaltung  und 
nachmaligen  gänzlichen  Auiliebung  dieses  Institutes  von 
unserer  Landeegesetzgebung  ausdrücklich  beibehalten  wo^ 
den  ist  (Mandat ,  die  Geschlechtsvormundschaft  betreff, 
vom  10.  November  1828,  §§.  1  und  28,  und  Gesetz,  die 
Aufhebung  der  Geschlechtsvonnnndschaft  betieff.,  vom 
8.  Januar  1838  §.  3.),  Ihre  Wirkung  äusaert  sich  aU 
gesetzliche  Beschritnkung  der  Handlungs-(Verpflichtuiig9-) 
fähigkeit  der  Ehefrau  dergestalt,  dass  Diese  Rechtsgeschäfte 
mit  dritten  Personen,  bei  ^welchen  nicht  ein  blosser  Bechts- 
erwerb  für  sie  in  Frage  steht,  gültigerweise. nur  mit  ehe- 
männlicher Genehmigung  eingehen  könne.  Dass  man 
diese  Beschränkung  selbst  nach  Aufhebung  der  Geschlechts- 
vonnundschaü  bei  den  verheiratheten  Frauen  beibehalten 
zu  müssen  geglaubt  hat,  erklärt  sich  zwar  zum  Theil  ge- 
wiss aus  der  Rücksichtnahme  auf  die  ehemänniicheu  Be- 
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fugnisse  am  Frauenvermögen,  die  man  hierdurch  vor  ein- 
seitiger hclimäierung  wirksam  sichern  wollte;  eben  so 
gewisa  ist  aber  auch,  dass  der  Mangel  de»  ehemännlichea 
Beitrittes  ein  von  der  Ehefran  eingegangenes  verpflich- 
tendes KechtBgeschäft  nicht  hloss  dem  Ehemanne  gegen- 
über, und  soweit  dessen  etwaiges  vennögenjirechtliches 
Interesse  reicht^  ungültig  macht,  sondern  dass  auch  die 
Ehefrau  sdbat  fUr  ihre  Person  der  Regel  nach  aus  sel- 
bigem dem  Dritten  nicht  haftet ,  und  zwar  nicht  einmal 
auf  die  Zeit  nach  aufgelöster  Ehe.  Diesen  schon  in 
const.  15,  pte.  II.  und  in  der  Constitution  „von  Verschrei- 
bungen  und  Obligationen  der  Weibes -Personen  betreff.^^ 
vom  18.  November  1722  aufgestellten  Gesichtspunkt  der 
Nullität  (bei  welchem  übrigens  an  das  in  §.  787  des  B.G3. 
über  die  sogenannten  negotia  claudicantia  Bestimmte  zu 
erinnern  ist)  hat  namentlich  auch  das  Gesetzbuch  im 
§.  1641  fortdauernd  beibehalten^  nur  dass  jetzt  abweichend 
von  dem  bisherigen  Rechte  der  Ehefrau  wenigstens  die 
Rückiurderung  des  aus  einem  solchergestalt  nichtigen  Ge- 
schäfte freiwillig  Geleisteten  versagt  ist.  Die  ehemänn- 
liche Einwilligung  kann  übrigens  nicht  bloss  vor,  bei  und 
nach  der  betreffenden  Verhandlung»  sondern  ebensowohl 
ausdrücklich  als  stillschweigend  erklärt  werden;  insbe- 
sondere genügt  schon  die  Anwesenheit  des  Ehemanns 
bei  der  betreffenden  Verhandlung  und  dessen  nicht  er- 
folgter Widerspruch  gegen  dieselbe,  um  auf  seine  Ge- 
nehmigung schliesscn  zu  können,  vorausgesetzt  freilich, 
dass  die  Umstaiidc  von  der  Art  waren,  das«  ilim  der 
Verlaut  der  Verhandlung  präsumtiv  nicht  entgangen  sein 
kann.  Verweigert  der  Ehemann  den  Beitritt  aus  offen- 
bar unzulänglichen  Grfinden ,  so  kann  auf  den  Antrag  der 
K hefrau  der  C  o  ii  s  c  n  s  durch  den  Richter  »  upp  1  i  r  t 
werden  (§.  1644  des  B.G.B.).  *) 


*l  Hierzu  ist  ein  processuaüsches  Erkenntniss  erforderlich. 
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SelbBtverständlich  kann  weder  der  schon  in  der  Re- 
solution: einen  über  die  Constitution  vom  18.  November 
1722  entötaiulencü  Zweifel  betrelV.,  vom  1.  Juli  1723,  aus- 
gesprochene Grundsatz,  dass  Eheteuen  aus  den  ohne 
ehemännliehen  Oonsens  mit  Dritten  eingegangenen  Rechts- 
geschäften immer  wenigstens  auf  die  Bereicherung  haften 
f§.  Iü41  de«  B.G.B.),  noch  die  natiiriicii  nicht  ausge- 
schlossene Möglichkeit  einer  wider  die  Ehefrau  eintreten- 
den obligatio  ex  delicto,  noch  endlich  der  Fall,  wenn  die 
Ehefrau  mit  dem  Ehemanne  selbst  contrahirt  (arg.  §.  1646 
des  iJ  (jr.ß.)  als  wirkliche  Ausnahnie  von  der  obigen  Re- 
gel gelten. 

Dagegen  kann  ausnahmsweise  der  ehemännlichc  Oon- 
sens entbehrt  werden: 

a.  im  Falle  des  Vorhandenseins  s(>«j,eiiiinnien  Recep- 
ticien Vermögens  auf  beiteii  der  Frau  (^hierüber  s.  uniea 

§.  loi.); 

b.  bei  Abwesenheit  des  Ehemannes  in  dringendea 
Fällen  (§.  1643  des  B.O.B.),  und 

c.  auf  die  Dauer  einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
im  Falle  des  Bedürfnisses  (§.  1756  des  B.G.B.). 

« 

$.  149.  OesetzUehe  YermVg'eiisreehte  des  Ehemaanes  ^egreattfeer 

dem  Frauen^ute. 

I.  Die  regelmässigen  Hechte  des  Ehemannes  an  dem 
Vermögen  der  Frau  tassen  sich  heutzutage  bei  uns  in 
dem  sogenannten  gesetzlicn  Nutsniessongs-  und  Verwal- 
tungsrechte zuBammen.  Dasselbe  ist  weit  mehr  Dentschrccht 
liehen  ah  Kuniischreclitlichen  Ursprunges;  insofern  schon 
nach  dem  Sachsenspiegel  (B.  L  Art.  31)  der  Ehemann  die 
Ntttmngen  des  in  seine  Gewere  fallenden  FrauenguteB 
ausschliesslich  bezog,  und  mit  gewissen  Beschränkungen 
sogar  über  dessen  Substanz  verfügte.  Die  L' mgcstaltung, 
welche  dieses  Nutzungsrecht  unter  Einwirkung  der  Kömisch- 
rechtlichen  Auffassung  selten  der  älteren  Sächsischen  Ju> 
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xisten  erfuhr,  bestand  also  zunächst  nur  darin  ^  dass  man 
demselben  den  Charakter  eines  dinglichen  Rechtes  ver- 

lieh,  und  auf  dasselbe  die  Grundsätze  des  usublriictus 
legaÜB  anwandte^  wie  solchen  das  Römische  Recht  zu 
Gunsten  des  Vaters  an  den  Adventicien  des  Hauskindes 
kennt.  Einen  Beleg  für  diese,  noch  nicht  vollständig 
vollzogene  Umwandelung  unseres  Institutes  liefert  const. 
55,,  pte,  m.  ' 

II.  Von  dem  ehemännlichen  Niessbrauche  und  Ver- 
waltuug.iro€hto  gelten  iulguude  specielle  Grundsätze: 

1  •  Dasselbe  gelangt  in  dem  Augenblicke  der  priester- 
liehen  Trauung  ipso  jure  zur  Entstehung  und  erstreckt 
sich  regelmässig  über  das  Gesammtvemiögen  der  Frau, 
and  zwar  sowohl  über  das,  was  sie  zur  Zeit  der  Ein- 
gehung der  Ehe  besitzt,  als'  das,  was  sie  während  be- 
stehender Ehe  neu  hinzu  erwirbt. 

Naiin-ntlich  *  ist  also  ein  besonderer  Illatiunsact  für 
die  Begründung  des  elH  Tnännlicheu  Befugnisses  als  eines 
•dinglichen  I  gegen  die  ^Ehefrau  wie  gegen  Dritte  wirk- 
samen, vollkommen  entbehrlich.  Vielmehr  hat  der  Ehe- 
mann gegen  jeden,  der  ihm  die  zum  Zwecke  der  Aus- 
übung seines  Rechts  erforderliche  Innehabang  der  Sachen 
vorenthält,  ohne  Weiteres  die  oonfessorische  Klage.  Ins- 
besondere k.um  er  auch  von  der  Frau  sofort  nach  JSchlies- 
^ung  der  Ehe  die  erforderlichen  Nachweisungen  über 
ihren  jeweiligen  Vermögensbestand  in  der  Form  einer 
▼on  ihr  herauszugebenden  Specificadon  beziehentlich  unter 
Edirung  der  in  ihren  iläudeu  betindlichen  einschlagenden 
Urkunden  verlangen  (§.  632  des  B.G.B.),  wie  denn  tiber- 
haapt  die  auf  den  ususfructus  omnium  bonornm  bezüg- 
lichen Vorschriften  des  Gesetzbuches  in  den  §§.  G31  ff. 
-auf  das  hier  fragliche  Rechtsverhältuiss  im  Zweifel  ana- 
loge Anwendung  leiden  (§.  660  des  B.G«B.). 

Unser  älteres  Recht  macht  zwar  unter  gewaltsamer 
Uebertragung  der  Kömischrechtlichen  Terminologie  einen 
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Unterschied  zwischen  Dutal-  und  ParaphernalvcrmÖgen 
dergestalt;  dass  man  unter*  ersterem  das  bei  oder  alsbald 
nach  der  EheflchlieBsang  vorhandene  ^  von  der  Frau  mit 
in  die  Ehe  gebrachte  sogenannte  Heirathsgut,  unter  letz- 
terem das  gcsammte  übrige  Vermögen  der  Frau,  soweit 
.  es  nicht  als  Recepticium  dem  ehemännlichen  Rechte  ganz, 
entzogen  war,  verstand  (Haubold,  Lehrbuch  §§.  74  C). 
Die  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  zeigte  sich  aber  nur 
in  den  daran  geknüpften  verschiedenen  pfandrechtlicben 
Befugnissen  der  Ehefrau,  insofern  ihr  nur  wegen  der  so- 
genannten dos  ein  privilegirtes ,  wegen  der  Paraphemen 
nur  ein  einlaches  gesetzliches  Pfandrecht  an  dem  \  er« 
mögen  des  Ehemannes  zustand.  Mit  dem  Umfiuige  des. 
ehemännlichen  Rechtes  selbst  hat  dagegen  diese  Unter- 
scheidung nie  tuvas  zu  thun  gehabt  und  gegenwärtig  ist 
sie  ganz  verschwunden. 

2.  Seinem  Inhalte  und  Zwecke  nach  ist  der  ehe- 
männliche Niessbrauch  keineswegs  durch  das  in  Folge 
der  Ehe  hervorgerufene  Bedürfniss  bedingt  oder  beschränkt^ 
vielmehr  erwirbt  der  Ehemann  die  von  dem  eheweiblichen 
Vermögen  entfallenden  Nutzangen  ohne  Rücksicht  «af 
die  Grüsne  des  für  die  Ehezwecke  erforderlich  werdenden. 
Aufwandes  zu  seinem  vollen  und  unwiderruflichen  Eigen- 
thume,  so  dass  namentlich  auch  das  bei  Auflösung  der 
Ehe  von  jenen  Frfichten  noch  Vorhandene  ihm,  resp.  sei- 
nen Erben  verbleibt.  Deshalb  steht  auch  den  Gläubigern 
des  Ehemannes  das  Recht  zu^  sich  ihrer  Befriedigung 
halber  an  die  Früchte  des  eheweiblichen  Vermögens  zu 
halten.  Indessen  kann  von  ihnen  immer  nur  derjenige- 
Uebersehuss  als  Executionsobject  in  Anspruch  genommen, 
werden,  welcher  verbleibt^  wenn  die  Kosten,  die  die  Er- 
haltung des  Gegenstandes  des  Niessbrauchs ,  sowie  die 
Alimentirung  der  Frau  und  der  übrigen  alimentationsbe- 
rechtigten  Familienglieder  erfordert ^  vorweg  abgezogen 
werden  I  vorausgesetzt ,  dass  diese  Kosten  von  dem  Ehe- 
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manne  nicht  anderwärto  aufgebracht  werden  können.  Im 
Vergleiche  zu  den  hier  einschlagenden  Bestimmungen  in 

§.  52  des  Executionsgesetzes  vom  28.  Februar  1838  reicht 
das  Gesetzbuch  im  §.  16d3  insofern  weiter ,  als  es  den 
Umkreis  derjenigen  Personen,  auf  deren  Alimentationsbe- 
dürfniss  hierbei  Rücksicht  genommen  werden  soll,  erweitert.  ' 

3.  Eine  Eigenthumsveränderung  am  Frauengute  (wie 
nach  dem  KömischrechtUchen  Dotalsysteme  oder  dem 
Deutschrechtlichen  Principe  der  Gütergemeinschaft)  ist  mit 
der  Unterwert\ing  des  ersteren  unter  das  Recht  des  Ehe- 
mannes an  sich  nicht  und  nur  insoweit  verbunden,  als 

a.  die  Grundsätze  über  den  Quasiususfructus  (§§.  623 
fr.)  solches  mit  sich  bringen,  oder 

b.  selbst  bei  nicht  verbrauch  baren  Sachen,  soweit 
eine  Schätzung  venditionis  gratla  stattgefunden  hat. 

Ad  a.  Zu  den  verbrauchbaren  Sachen,  an  denen  der 
Kiieinann  mit  dem  Augenblicke  der  üebergabe  oder  Jjc- 
sitzergreiiung  das  Eigenthuni  erwirbt,  hat  man  nächst 
dem  baaren  Gelde  Getreide^  Leinwand,  Brennholz  und 
überhaupt  alle  Consumtibilien  im  engem  Sinne  zu  rech* 
nen,  Viehstücke  dagegen  im  Zweifel  nicht,  und  nur  dann, 
wenn  sie  in  die  Kategorie  des  Schlacht-  oder  Handels- 
viehes fallen,  eine  Eigenschaft,  die  sie  allerdings  auch 
erst  im  Laufe  der  Ehe  annehmen  können,  wo  dann  auch 
von  diesem  Zeitpunkte  ab  das  Eigenthum  daran  auf  den 
£hemapn  nachträglich  Ubergehet.  Kücksichtlich  der  Staata- 
]>apiere  ist  zu  vergleichen  §.  628  des  B.G.B. 

Ad  b.  Rücksichtlich  der  ästimirten  Sachen  folgen  wir 
insofern  dem  gemeinen  Hechte,  als  die  Vermuthuug  für 
aestimatio  venditionis  causa  im  Gegensatze  zu  der  taxa- 
tionis  gratta  streitet,  woraus  von  selbst* folgt,  dass  auch 
hier  der  P.hemann  im  Zweifel  Eigenthümer  der  ihm  ab- 
geschätzt übergebenen  Sachen  wird.*) 

*)  Bei  den  Römern,  wo  der  Ehemauu  auch  an  d«  n  nicht  ver- 
iretbarea  Dotalmobilien  das  Eigeothum  erwarb  —  juociiteji  diese  nun 
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c»  So  viel  die  in  dem  Frauenveimögen  zur  Zeit  der 
£beBc1ilie8BUxig  yorhandenen  'AusseiiBtände  anlangt,  m  J 

bleibt  auch  hier  die  Ehefrau  im  Zweifel,  d.  h.  uu  M  ui 
gel  abweicliender  Verabredung,  Inhaberin  des  Fordcriuigi- 
rechtesj  was  namentlich  iUr  den  Fall  wichtig  wird,  wenn 
der  Ehemann  selbst  der  Schuldner  sein  sollte;  indem  sol- 
chenfalls nicht  von  einem  Erlöschen  der  Ford»M'uiig  per 
confusionem^  sondern  nur  davon  die  Rede  sein  kann,  da»  | 
während  der  Dauer  seines  Niessbrauchs  die  Forderung  . 
unverzinsUch  und  unkündbar  wird  (§.  026  des  B.U.ß.j. 
Ueber  die  Frage,  inwieweit  ein  derartiger  Aussonstand  im 
,  Concurse  des  Ehemannes  die  der  lUatenforderung  der 
Frau  zuständigen  Privilegien  geniesse^  sind  zu  vgl.  An-  ' 
nalen  des  O.A.G.Bd  VI.  S.  481  tf. 

4.  Der  Ehemann  haftet ^  wie  jeder  Usufrucijlaar,  tur 
pflegliche  Benutzung  der  ihm  inferirten  Sachen,  und  hat 
diesfalls  diligentiam   quam  in  suis  rebus   zu  prästiren 
(§.  1GÖ5  des  B.G.B.).    Demgemäss  darf  er  mit  Ausuahine  ' 
der  Fälle,  wo  er  dem  Obigen  zufolge  Eigenthümer  der  | 
zugebrachten  Sachen  wird,  über  dbren  Substanz  einseitig  ' 
nicht  verfugen,  dieselben  also  namentlich  auch  nicht  ulme 
Einwilligung  der  Frau  verädssem.    Thut  er  es  dennoch, 
so  ist  er  dafür  nicht  bloss  Ersatz  schuldig,  sondern  es 
steht  auch  der  Frau  gegen  jeden  dritten  Besitzer  der 
iSache  die  Vindicationsklage  zu.    Von  Immobilien  sagte 
dec.  24  von  1661  solches  ausdrücklich.  Rücksichtlich 
der  Mobilien  dagegen   nahm  man  bisher  nach  einer 
ficilich    nicht    völlig    gleichmässigen    Praxis    noch  die 

taxirt  oder  nicht,  und  mochten  sie  wicdenmi  venditionis  oder  mir  ^ 
taxatioiiis  causa  n:cschätzt  sein  — ,  bedurfte  es  der  aestimatio  ven-  1 
ditioiiis  <:ratia  zur  Jiewerkstelliirung  des  Eii^<'iitl)mnsirt)erganges  neheu 
dem  llktiüiisacte  uicht.  Jener  Taxatioiisniutiu^  hatte  dort  nur  die 
bpj  Müller  Institutionen  S.  59fi  bemcrkie  speciclle  Bedeutung,  dt^n 
1. iiiittiL'on  Aij.>piut  h  aul  Kui  k^owahruug  der  dus  iu  eiue  Geldt'orderuiig 
i'u  s  «4  wandeln,  bei  welcher  der  Ehemann  die  der  Specieb  drohendea 
Getahreu  des  Unterganges  und  der  Verschieohterung  aberuahm. 
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fieschränkung  hinzu,  dasB  die  Veräusserung  nicht  etwa 
nach  richtigen  laudvvirtlijichaltlichen  Grundsätzen  rath- 
sam  oder  wohl  gar  geboten  gewesen  sei,  indem  *tnan 
unter  dieser  Voraussetzung  die  Administrationsbefug- 
nisse des  Mannes  als  überwiegend  ansah,  zumal  der- 
selbe in  einem  solchen  Falle  durch  Unterlassen  der  Ver- 
ättsserung  möglicherweise  sogar  sich  Vertretungsansprüchen 
ausgesetzt  haben  würde.  Das  Gesetzbuch  im  §.  1675 
macht  indessen  zwischen  Mobilien  und  Immobilien  inso- 
weit keinen  Unterschied  mehr,  sondern  erklärt  den  Manu 
bei  allen  Veräusserungsacten ,  soweit  nicht  vertretbare 
Sachen  in  Frage  sind,  an  die  Einwilligung  der  Ehefrau 
für  schlechthin  gebunden ,  und  räumt  im  ZuwJderhand- 
lungdalie  der  Letzteren  schon  während  bestehender  Ehe 
das  Vindioationsrecht  ein«  so  dass  der  Ehemann  gegen 
einen  etwaigen  vmgerechtfertip^en  Widerspruch  der  Frau 
nur  an  das  Anshfilfsmittel  richterlicher  Gonsenssuppliruug 
(§.  J657  des  B.G.B.)  gewiesen  sein  würde. 

5.  Die  Erwerbsfilhigkeit  der  Ehefrau  ^äirend  der 
Ehe  besteht  vollständig  ungeschmälert  fort.  Dies  gilt 
nicht  bloss  von  Zuwendungen  Seiten  dritter  Personen,  son- 
dern namentlich  auch  von  ihrem  Ai*beitsverdienste  und 
den  von  ihr  im  eigenen  Namen  und  liir  sich  erkauiLLii 
Sachen  u.  s.  f.  Bei  letztex*en  oder  dem  sonst  &ut'  onerüi>e 
Weise  fär  sich  gemachten  Gewinne  kommt  an  sich  nicht 
einmal  darauf  Etwas  an,  ob  sie  hierbei  Verwendungen  • 
aus  dum  Vermögen  des  Ehemannes  gcmaL-ht,  z.  B.  den 
Kaufpreis  ans  dessen  Mitteln  bestritten  hat.  Vielmehr 
kann  letzterer  Umstand,  selbst  wenn  sie  hierbei  ohne 
Vurwissen  des  Mannes  gehandelt  liat,  aa  sich  nur  zu 
einem  Ersatzansprüche  des  Mannes,  resp.  dessen  Erben 
nach  Höhe  des  Verwendeten  führen.  Während  also  in 
Ansehung  der  beiderseitigen  ehelichen  Errungenschaft 
sich  bei  uns  das  Princip  der  Gütertrennuüi^  gh  i  chfalls 
durchgeführt  hndet,    und  der  von  der  Frau  gemachte 
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Acqüästus  regelmässig  ihr  selbst  zulWt^  so  unterliegt  doch, 
andererseits  ebenso  regebmässig  ein  derartiger  Vermdgens* 

Zuwachs  auch  dem  ehemätmlichca  Niessbrauchc  und  Ver» 
waltungsrechte. 

Ausnahmen  treten  abgesehen  von  besonderen  yer- 
tragsmäBsigen  Festsetzungen  rücksichtlich  aller  derjenigen 
Erwerbungen  ein^  welche  die,  Ehefrau  in  den  ihr  zuge- 
wiesenen Zweigen  der  Wirthschaftsverwaltung  oder  durch 
sonstige  bloss  häusliche  Dienste  oder  Hül&leisiangen 
(zu  vergl.  oben  §.  147,  No.  3)  macht  Dieselben  gebfilh 
ren  vielmehr  im  Zweifel  dem  Manne  eicjenthündieh ,  und 
^(»gar  ihren  durch  seibjständige.  kimötlcrische  oder  gewerb- 
liche ThUtigkeit  (sogenannte  operae  arti£ciales  im  Gegen* 
satze  zu  den  erwähnten  operae  domesticae)  während  der 
Ehe  gemachten  Verdienst,  soweit  sie  denselben  dem  Manne 
zufliessen  Hess,  hat  dieser  bei  Auflösung  der  Ehe  wenig- 
stens nicht  unbedingt  als  lllatum  zu  vertreten;  nämlich 
dann  nicht,  wenn  die  Frau  das  auf  solche  Weise'  Erwor- 
bene freiw]ll%  zur  Bestreitung  der  häuslichen  Bedürfnisse 
verwendet^  oder  dem  Manne  zu  diesem  Zwecke  ohne 
Vorf»ehalt  eingehändigt  hatte  (§.  1668  verb.  mit  JtiSl 
des  B.G.B,).  Umgekehrt  erlangt  die  Ehefrau  an  dem  von 
dem  Manne  während  der  Ehe  aus  ihren  Mitteln  Erwor- 
benen an  sich  kein  Recht  und  die  Römischreclitli^  he  der 
Frau  diesfalls  gegebene  sogenannte  rei  vindicatio  utÜi» 
wird  ihr  in  §.  1676  des  B.G.B.  ausdrücklich  abgesprochen. 

^.  160.  Abweichende  Gestaltangeii  der  TennügensreehtUcheii 

Verhältnisse  der  Ehegatten. 

Diese  Abweichungen  können  entweder 

I.  tn  einer  einfachen  Ausschliessung  des  gesetzlichen 

Kechtes  des  Ehemannes,  oder  * 

II.  in  der  Substituirung  eines  anders  gearteten  Beck* 
tes  an  der  Stelle  jenes  gesetzlichen  bestehen. 

Zu  I.  kann  sich  die  Ausschliessung  des  ehemännlichen 
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Rechtes  wieder  entweder  auf  das  Gesammtverniögeu  der 
Frau  oder  nur  auf  einzelne  Theile  desselben  beziehen. 
In  beiden<Fällen  bezeichnet  man  das  betreffende  Vermögen 
oder  den  bezüglichen  Vermdgenstheil  als  sogenanntes  Re  - 
cepticiengut. 

A.  Die  Entstehung  einer  derai*tigen  Hecepticien- 
eigenschafi  kann  ihren  Grund  haben: 

1.  entweder  in  einer  Willenserklärung  der  Bethei- 
ligten selbst,  oder 

2.  in  einer  solchen  dritter  Personen,  oder 

3.  in  Verjährung.  *  , 
Zu  1.   Vor  £ingehttng  der  Ehe  steht  der  freien  Ver- 

«inbamng  der  Verlobten  über  diesen  Punkt,  sei  es  in 
Gestalt  bcr^underer,  an  eine  gesetzliche  Form  ohnehin 
nicht  mehr  gebundenen  Ehestittungen,  oder  sonst  etwas 
nicht  entg^en.  Hat  die  Braut  dem  Bräutigam  vor  £tn- 
.gehung  der  £he  einen  derartigen  Vorbehalt  erklärt,  Jener 
aber  nicht  ausdrücklich  zugestimmt,  so  liegt  die  cunclu- 
dente  Unterwerfung  in  dem  nachmals  demungcachtet  er- 
folgten Abschlüsse  der  £he  (§.  1691  in  Verb.  m.  §.  1Ü93 
•des  RG.B.};  and  selbst  während  bestehender  Ehe  ist  die 
Errichtung  eines  Recepticienvertrages  an  sich  jederzeit 
möglich.  Nur  ein  unentgeltlicher  Verzicht  des  Ehe- 
mannes auf  seine  usufructuarischen  Hechte  (obwohl  auch 
ein  solcher  nach  dem  zeitherigen  Gerichtsbrauche  als 
gültig  bebandelt  zu  werden  pflegte:  Wochenbl.  1849, 
S.  42  ff.)  erscheint  mit  den  über  die  Schenkunptcn  inter 
virum  et  uxorem  geltenden  Grundsätzen  häuhg  nicht 
vereinbar.  Deshalb  hat  auch  das  Gesetzbuch  im  §.  1694 
die  Zulässigkeit  solcher  pacta  renuntiativa  nur  noch  auf 
den  Fall  beschränkt,  wenn  der  Ehefrau  durante  niatrinioniu 
Vermögen  erst  antallt.  Hier  kann  nämlich  bis  zu  dem 
Augenblicke  des  wirklichen  Erwerbes  solchen  Vermögens 
«in  Recepticienvertrag  rücksichtlich  desselben  zwischen  den 
Ehegatten  auch  künftig  noch  gültig  abgeschlosöcu  werden. 
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•  Zu  2.  Bei  frei  willigen  Vermögenszuwendungen  selten 
Dritter  an  die  Ehefrau  genügt  die  von  ihnen  einseitig  ge- 
troffene Disposition^  dass  das  Niessbrauchs-  und  Verwal- 
tungsrecht des  Mannes  ausgeschlossen  sein  solle^  um  das 
von  ihnen  herrührende  Vermögen  zum  Kecepticiengute 
zu  machen  (§.  1693  des  B.G.B.).  Zwischen  Zuwendun- 
gen inter  vivos  und  mortis  causa  besteht  insoweit  an  sich 
kein  Unterschied.  —  Kur  nahm  man  bisher  nach  Ana- 
logie der  Allgemeinen  Vormundschaftsordnung,  Cap.  V. 
§.  11^  welcl^e  allerdings  nur  von  dem  l^iessbrauche  des 
Vaters  an  den  Adventicien  des  Hauskindes  handelt,  auch 
rücksichtlich  des  Ehemanns  au,  dass  demselben  an  dem 
der  Ehefrau  von  ihren  Ascendenten  zu  hinterlassenden 
Pflichttheile  der  Ususfructns  gar  nicht  und  das  Verwal- 
tungsrecht nur  in  dem  Falle  übler  Wirthschaft  entzogen 
werden  könne.  Das  Gesetzbuch  wiederholt  jedoch  die 
Vorschriit  der  VormundschaiUordnung  in  den  §§.  iSll  und 
1812,  abermals  nur  mit  der  ausdrücklichen  ßeschränkung 
auf  das  väterliche  Niessbrauchs-  und  Verwaltungsrecht, 
so  dass  es  nunmehr  doppelt  bedenklich  erscheinen  muss, 
jene  extensive  Anwendung  des  singulären  Bechtssatzes 
auf  das  hier  fragliche  Verhältniss  ferner  zu  statuireu. 

Zu  3.  Ein  zwar  denkbarer  aber  praktisch  selten 
vorkommender  Fall  der  Entstehung  von  Recepticien  ist 
endlich  die  Verjährung.  Gewöhnlich,  so  auch  anscheinend 
in  Gottschalk,  dis'eept.  foreiis.  1.  G,  wurdt;  hierzu  usueajtiu 
libertatis  oder  doch  ein  in  selbständigen  Vermögensdis- 
Positionen  sich  äusserndes  Zuwiderhandeln  selten  der  Frau 
nebst  Ablauf  der  Verjährungszeit  erfordert;  aber  ohne 
Grund. 

Vielmehr  hatte  man  die  Erlöschung  des  usutiructuari- 
sehen  Rechtes  des  Mannes  durch  einfaehcn  nonusus  wah- 
rend eines  Zeitraumes  von  31  Jahren  ü  Wochen  3  Tagen, 
wie  solcher  in  Saclisen  auf  Grund  der  tlec.  3  von  I74ti  zum 
Verluste  einer  persönlichen  Servitut  im  Allgemeinen  für 
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hinreichc'iul  galt,  als  genügend  anzusehen,  wodurch  dann 
von  selbst  die  freie  Veriiigbarkeit  der  Ebeirau  rücksicht- 
Hch  ihres  Gesammtvermögens  oder  des  bezüglicbeii  Ver- 
mögenstheiles  wieder  hergestellt  werden  mueste.  Die 
Möglichkeit  des  Vorkoiiinaens  dieses  Entstehuug-iiiodus 
von  Recf'}>ticion  wird  sich  nach  ()ö5  verb.  mit  GGO 
des  B.G.B.  auch  künftig  nicht  bestreiten  lassen,  obwohl 
Siebenhaar»  Commentar  zn  §.  1694,  das  Gegentheii  an- 
nimmt. 

B.  Wirkungen  dts  Besitzes  von  Kecepticienver- 
mögen.  Sie  besteben  einiach  darin,  dass  die  Ehefrau 
rücksichtlich  desselben  mit  den  unverheiratheten  Frauen 
gleichbehandelt  werden  soll. 

Hieraus  folgt  ein  Doppeltes:  einmal,  dass  auch  das 
mit  dergleichen  Vermögen  während  der  Ehe  Erworbene 
dem  ehemftnnlichen  Niessbranche  nicht  unterfilllt,  sodann 
aber  auch,  dass  die  Ehefrau  in  Bezug  auf  ihr  Heeepticieh- 
vermögen  gegen  Dritte  ohne  Beitritt  des  Ehemannes  sich 
verbindlich  machen  kann.  Zu  der  Gültigkeit  der  insoweit 
abzuschliessenden  Kechtsgeschäfte  wurde  nach  bisherigem 
Rechte  eine  bei  dem  Vertrages abschlusse  selbst  Erfolgte 
Bezugnahme  auf  den  Besitz  vun  Recepticiengut  ebenso- 
wenig erfordert,  wie  z.  B.  bei  dem  rücksichtlich  seines 
peculii  castrensis  sich  obligirenden  Haussohne  (Hartitzsch, 
Entsch.  pract  Rechtsfr.  Entsch.  339).  Vielmehr  hat  der 
Gläubiger  erst  eintretf^nden  Falls  in  seiner  Klage,  und 
zwar  auch  nur  darauf  sich  zu  berufen,  dass  die  Frau  zur 
Zeit  des  Contractabschlusses  Hecepticien  besessen  habe» 
Darauf,  ob  sie  solche  zur  Zeit  der  Elagansteliung,  bez.* 
der  Condemnatoria  noch  .besitze,  kam  da^r^cu  nur  in- 
sofern Etwas  an,  als  die  Vollstreckbarkeit  des  verurthei- 
lenden  Erkenntnisses  wider  die  Ehefrau  während  be> 
stehender  Ehe  allerdings  davon  abhing,  ob  und  in 
wie  weit  noch  dergleichen  freies  Vermögen  bei  ihr  vor* 
l^efunden  wurde. 
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Die  Constatirung  dicöeö  ümstandcs  überliess  mau 
daher  dem  Executionsstadiuni.  Umgekehrt  aber  haitete^ 
wenn  eiiunal  von  der  mit  Beceptiden  vorBehenen  Ehe- 
frau giltiger  Wei«e  eine  Verbindlichkeit  gegen  Dritte  ein- 
gegangen worden  war,  nicht  biosö  das  beim  Tontmctsab- 
schlusse  vorhanden  gewesene,  sondern  auch  das  bis  zur 
HülfftYollstreckung  etwa  neu  hinzugekommene  Recejm- 
ciengut  und  nach  aufgelöster  Ehe  sogar  das  Gesammt- 
vermögen  der  i'rau  für  die  Bezahlung  der  betrctfendeu 
Schuld. 

Hiermit  stimmt  denn  auch  das  Gesetzbuch  im  §. 
1640  im  Allgemeinen  überein,  nur  weicht  es  insofern  da- 
von ab,  als  es  zur  Erzeugung  einer  klagbaren  Verbind- 
lichkeit wider  die  Frau,  wenn  auch  nicht  unbedingt  eine 
beim  Contractsabschlusse  erfolgte  ausdrückliche  Bezieh- 
ung auf  das  rorbehaltene  Vermögen,  so  doch  wenigstens 
soviel   voraussetzt ,   dass  aus  den   IJnistündeu  erhellen 
müsse,  es  habe  die  Verpiiichtung  mit  Kücksicht  aui'  das 
fiecepticiengut  eingingen  werden  sollen.   Demzufolge  ^ 
beantwortet  sich  auch  die  zeither  bejahte  Frage,  ob  am  i 
einer  von  einer  Ehefrau,  welche  Recepticien  besitzt,  aus-  ; 
gestellten  Schuldverschreibung  wider  dieselbe  der  Exe- 
cutivprocess  angestellt  werden  könne,  wenn  darin  des 
Besitzes  von  Becepticienvermögen  nicht    gedacht  ist 
(Kori,  Erört.  III.  23.  S.  170  ff.),  nunmehr  yen^einend.  r 

Anmerkung.  Der  liegriff  der  IlaiidelstVau,  d.  h. 
derjenigen  Frau,  welche  mit  ausdrücklicher  oder  still- 
schweigender Genehmigung  des  Ehemannes  ein  zelbstin- 
diges  Handelsgewerbe  betreibt  (A.  D.  H.  G.  B.  Artt.  7.  8, 
9j,  gehört  nicht  hierher.  Insoweit  handelt  es  sich  näm- 
lich nicht  um  eine  Modiücation  der  eheinänolichen  Ver- 
mögensrechte am  Frauengute,  sondern  ledi^ich  um  eijoe» 
und  zwar  nur  scheinbare,  Ausnahme  von  den  oben  im 
§.  168  gedachten  (Trundsätzen  betreffs  der  elieuiiiiinli- 
cheu  Ptiegschait  und  der  daraus  folgenden  Beschränkung 
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•der  Verpflichtungsfllhigkeit  der  Frau,  d.  h.  sie  bedarf 

wegen  der  vorausgog^aiigenen  allgemeinen  Ermächtigan  g 
iUr  die  inaerhaib  ihres  Handelsbetriebes  als  Schuldnerin 
«mzugehenden  Rechtsgeschäfte  nieht jedesmal  erst  noch  eine  s 
speciellen  Beitrittes  des  Ehemanns.  Erl.  Proc.  Ord.  ad 
tit.  VI  FI,  3.  Deshalb  beschränken  sich  aber  auch  einer- 
eeits  die  von  ihr  in  der  genannten  Eigenschaft  contra- 
hirten  Verbindlichkeiten  in  ihren  Wirkangen  nicht  etwa 
bloss  aiif  das  als  selbständigen  Fonds  zu  denkende 
Handels  vermögen ,  selbst  wenn  dieses  aus  einem  der 
oben  angeführten  Gründe  Recepticienqaalität  haben  sollte. 
Sondern  die  Ehefrau  haftet  mit  ihrem  gesammten^  abo 
auch  mit  dein  dem  Niessbrauche  und  der  Vci  walitiug  des 
Mannes  unterliegenden  Vermögen  ihren  Handlungsgläu- 
bigem Bchon  während  der  Ehe';  anderseits  nimmt  der  ron 
ihr  durch  die  Handlung  gemachte  Gewinn,  dafern  nicht 
insoweit  besondere  Verabredungen  zwischen  den  Ehe- 
leuten bestehen,  nicht  die  Eigenschaft  von  Recepticlen- 
gttt  an,  sondern  fttUt  im  Zweifel  unter  den  Ususfructus 
und  die  Administration  des  Hlhemannes. 

Zu  IT.  Au  die  Ötciie  des  in  Sachsen  geltenden 
«beliehen  Güterrechtes  kann  im  einzelnen  Falle  ein  an- 
deres mehr  oder  minder  abweichendes  treten 

1.  theils  bei  einer  im  Auslande  geschlossenen  Ehe 
in  Geinässheit  der  Bestimmung  im  §.  14  des  B:G.B., 
wenn  die  Ehegatten  erst  nachmals  nach  Sachsen  sich  ge- 
wendet haben; 

2.  theils  in  Folge  ausdi  üekliclier  vertragöiuässigcr 
Festsetaungen  unter  den  Ehegatten  (Ehestiftungen),  wie 
oben  ad  I  A.,  1.  (§§.  1691  ff.  des  B.G.B). 

Auf  die  eine  oder  andre  Weise  kann  es  also  nament- 
lich auoh  geschehen,  dass  die  unserem  zeitherigeu  Parti- 
calarrechte  sonst  fremde  aligemeine  GUtergemein- 
ecbaft  im  einzelnen  Falle  bei  uns  Geltung  erlangt. 

Als  allgemein  gesetzliches  Institut  hat  die  letztere 

n.  4 
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in  hiesigen  Landen  niemals  gegolten  ^  vielmehr  bestand 
sie  nor  n^ch  Slitatuten  und  looalan  Gewohnbeitsrecbten 
an  einzelnen  Orten  des  Inlandes,  am  läi^ten  in  einigen 
iJiütricten  der  Oberlausitz.  Hier  ist  sie  erst  durch  ein  be* 
sondei^ea^  asugleich  mit  deqi  Intestaterbfolgemandatc  er- 
schienenes Gesetas:  Mandat,  die  Aufhebung  der  ehelichen 
Gütergemeinschaft  in  der  Oberlausitz  betreff.,  vom  31.  Ja- 
nuar 1829  auigehobcn  worden. 

Das  Oesetzbuch  stellt  noch  für  die  Fälle  zu  2.  aus- 
hülfsweise,  wenn  und  insoweit  die  auf  allgemeine  GOier- 
treme  in  schalt  gerichtete  Veriibredung  der  Eheleute  nicht 
äpeciell  genug  lauten  sollte,  eine  Reihe  ergänzender  Be- 
stimmungen auf.  Damach  soll  das  beiderseitige  gesammte 
Vermögen  (mit  Ausschluss  der  besonders  vorbehaltenen 
sogenannten  Einhan dsgüter)  von  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses, resp.  der  Eingebung  der  i£be  an,  dergestalt 
gemeinschafÜich  werden,  dass  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  des  Einzelverniögens  beide  Ehegatten  condoniini 
resp.  Communionsinteressenten  zur  Hälfte  werden.  Das 
diesfalls  unter  ihnen  begründete  Rechtsverhältniss  richtet 
sich  im  Wesentlichen  nach  den  Grundsätzen  über  die 
societas  omiiiiun  bonorum  (i;J§.  lo-S'J  11;  des  B.G.B.);  nur 
dass  abweichend  von  der  dort  in  ^.  Vd9<)  im  Schlussäatze 
getroffenen  Bestimmung  das  gemeinschaftliche  Vermö- 
gen der  Ehegatten  selbst  fUr  die  beiderseitigen  Deliets- 
Rchukk'ii  unbeschränkt  hattet  (§  1696  des  B.G.1>.);  und 
dass  dem  Ehemanne  rück  sichtlich  des  gemeinschaftHchen 
Vemjögens  in  der  Bogel  die  alleinige  Verfügung  und 
gerichtliche  wie  aussergerichtliche  Vertretung  daran  zu- 
stehet (AusuaUuicn  sind  zu  vergl.  im  §•  1700  des 
B.G.B.), 

Die  Verftusserungsberechtigung  des  Mannes  erscheint 

hier  sogar  umfassender  als  von  dem  Standpunkte  des 
ehemännlichcn  ^Icssbrauchcs  aus,  indem  es  der  iiiinwiUig- 
ung  der£hefrai](  nur  rUcksichtlich  der  Immobliarveriusse- 
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runden  bedürfen  soll,  freilich  hier  eiiischlieB^lich  der  iir- 
sprtiuglich  dem  Eheinanue  selbst  zugehörig  gewesenen 
anindstücke  (§.  1698  des  b.Q.B.).*) 

^.  löi.   Processfllhraug  wegen  <les  FvauenveriuOifeiii»  während 

Vesteheuder  £Iie.  ^ 

In  Betreff  der  Berechtigung  zur  Führung  der  das 
eheweiblichc  Vennögen  berührenden  Processe  (eines 
Administrations-  bez.  Veräusserangsactes)  ist  zunächst 
soviel  unzweifelhaft,  dass 

a.  hinsiclitlich  des  K  e c  e  p t i  c i e n gu t e s  die  Ehefrau  in 
den  dasselbe  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten  ebenso  wie 
da,  wo  ihre  etwaige  Eigenschaft  als  Handelsfrau  in  Frage 
kommt,  Yollkommen  selbständig  vor  Gericht  auftritt,  und 
dass  umgekehrt 

b.  Ansprüche,  welche  lediglich  die  Nutzungen 
des  dem  ehemännlichen  Niessbrauche  unterlie- 
genden Frauen  Vermögens  zum  Gegenstande  haben, 
von  dem  Ehemanno  im  eigenen  Namen  gerichtlich  zu 
verfolgen  sind. 

c.  Streitig  war  nur,  wie  in  Ansehung  des  nicht 
V  ( )  r  b  e  h  a  1 1  e  ü  e  n  e  Ii  e  w  e  i  b  1  i  c  h  e  n  8  u  b  a  t  a  1 1  />  i  a  1  v  e r  - 
mögen 8  bei  nöthig  werdenden  Prucessfuhrungen  mit 
dritten  Personen  die  beiderseitigen  Eechte  der  Ehegatten 
unter  einander  in  Einklang  zu  bringen  seien.  Die  hier 
eii^schlagende  Verordnung  der  vormaligen  Laudesregierung 
„über  die  Kechtsfrage:  ob  der  Ehemann  die  zu  dem  Ein- 
bringen seiner  Ehefrau  gehörenden  Gelder  etc.  in  Em- 
pfang nehmen  und  darüber  quittiren  könne?"  vom  7. 
Juni  1821  erfuhr  sehr  entgegengesetzte  Auslegungen  so- 
wohl bei  den  Schriftstellern  (Hänsel,  Excurse  zu  Curtius 
Hdb.  Bd.  III,  S.  522  f.  —  Heyne  in  der  Ztschrft.  f. 


*)  Hiernach  ist  die  Auffassung  des  Commentars  von  Siebenhaar 
zu  §.  1637  Bd.  HI.  S.  75  zu  berichtigen. 
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Hecbtspfl.  N.  F.  IV.  70  ff.  —  Heimbach  in  seinen  und  Ort- 

loflfs  juristischen  Abhandlungen  und  Rechtsfallen  I.  S.  171 
fl*.  — )  alö  boi  den  rechtsprechenden  Behörden*)  (\\'o- 
cbenbl.  IHAO,  S.  277  f.  verb.  m.  Annalen  des  O.A  G.  Ä. 
P.  VI.  413  ff.,  Vn.  387  f.). 

Das  Gesetzbuch  schlägt  in  §.  1677  verb.  m.§  1682 
insofern  einen  Mittelweg  ein^  als  es  im  Gegensätze  zu 
der  in  §.  625  dea  B.G.B.  beim  Ususfruetus  nominum 
dem  üsufructuar  verliehenen  selbständigen  Klagberech- 
tiguug  den  Ehemann  sowohl  bei  der  Einhebung  als  bei 
£inklagung  der  seinem  Niessbraucbe  unterliegenden  Fat- 
derungen  an  die  EinwiUigung  der  Ebefrau  bindet,  T0^ 
behältlich  natürlich  auch  hier  wieder  der  nach  Befinden 
gemäss  des  §.  1657  des  B.G.B,  von  ihm  auszubringcu- 
den  ConsensBupplirung. 

Nur  ein  Ausstattungsversprecben  wird  ihm  selbst- 
ständig geltend  zu  machen  verstattet,  und  zwar  gleich- 
viel, ob  dasselbe  ihm  oder  der  Ebefrau  allein  oder  bei- 
den gemeinschaftlich  ertheiit  war  (§.  1677  des  B.G.B.). 
Ob  man  in  der  dem  Ebemanne  in  der  Regel  auferlegten 
Beibringung  der  Einwilligung  seiner  Ehefrau  eine  Ver- 
vollständigung der  Sacblegitimation  oder  nur  einen  Pro- 
cesslegitimationspunkt  zu  erblicken  habe,  ist  namentÜdi 
insütcrn  nicht  ohne  praktisches  Interesse,  ak  voii  ersterem 
Gesichtspunkte  aus  die  Frage  nach  dem  Vorhandenseia 
dieser'  Einwilligung  der  Disposition  der  jedesmaligeii 
Processpai-teien  anbeim fallen  würde,  und  der  Zweck  des 
Gesetzes:  durch  Aufstellung  jenes  Erfordernisses  die  Frau 
gegen  einseitige  Dispositionen  des  Ehemannes  über  ihre 
Aussenstande  sieber  zu -stellen,  dürfte  daber  den^zweiten 
Gesichtspunkt  als  den  entscheidenden  ei*scheinen  lassen. 

♦)  1.  2  C.  de  übl.  et  act.  lY.  10  beruht  auf  dem  HöniisclirechUi- 
chen  domiuiiini  dotis  dos  Mauues  und  kimii  diüier  nicht  (wio  das 
Appeliauonggericht  Leipzig  that)  hier  als  uiiteutscheidead  aogeselieu 
werdeo. 
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Auch  künftig  wird  übrigens  nichts  entgegenstehen, 
dasp  der  Rechtsstreit  von  Haus  aus  auf  don  Namen  der 
Frau  geführt  werde.  Nur  bedarf  sie  dann  natürlich  auch 
hier  in  der  Regel  (mit  Ausnahme  der  oben  unter  a.  gedach- 
ten Ffille^  sowie  des  Falles,  wenn  sie  mit  ihrem  Ehe- 
manne  selbst  processirt)  des  Beitrittes  des  letzteren 
zum  Processe,  d.  h.  ein  von  ihr  ohne  V  orwisseu  des 
Mannes  geführter  Rechtsstreit  kann  als  geeignete  Unter- 
lage zu  efUer  wider  die  Frau  zu  fHUenden  executions- 
fähigen  Sentenz  nicht  gelten,  und  es  muss  ein  derartiges 
Erkenn  tili  SS,  selbst  wenn  es  formell  in  Rechtskraft  über- 
gegangen sein  sollte,  auf  den  erbrachten  Machweis  hin, 
dass  der  Ehemann  keine  Wissenschaft  von  dem  Processe 
gehabt  habe^  wieder  aufgehoben  werden  (Wochenbl.  1854, 
S.  81  ff.). 

Was  die  Kosten  solcher  -wegen  des  eheweiblichen 
Substanzialvermögens  geführten  P^cesse  anlangt,  so 
hatte  solche  schon  bisher  der  Ehemann  nach  den  Grund- 
sätzen der  impensac  in  doteni  factae  aus  dem  unter  sei- 
ner Verwaltung  betindiichen  Vermögen  zu  berichtigen. 

Eine  Verpflichtung  desselben  zu  ihrer  Bezahlung  aus 
eigenen  Mittein  bestand  nicht,  da  die  Vorschrift  der  dec» 
36  von  1746  rücksichtlich  der  Vertheidigungskosten  (oben 
§.  147  no.  3./  nicht  hierher  bezogen  werden  konnte, 
vielmehr  wendete  man  hier  analog  die  Bestimmung  der 
ResolutioneB  in  consistorialibus  vom  27.  Januar  1786  Res« 
10  an,  welche  von  den  Kosten  des  Ehescheidungsproces- 
ses  bandelt,  d.  h.  die  Ehefrau  musste,  wenn  sie  mittel- 
los war,  das  Armenrecht  suchen.  Das  Gesetzbuch  stimmt 
hiermit  nach  §§.  1681^  1682  überein. 

$.  153.  Ton  der  eheweiWelieB  yerbflryuig. 

Bis  zu  dem  Mandate  vom  6.  November  1828:  die 
Verbürgungen  der  Frauenspersonen  betreff!,  hatte  sich  bei 
uns  sowohl  rücksichtlich  der  Intercesstonen  der  Frauens- 
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persoaen  ini  Allgemeinen,  als  der  der  Ehefrauen  für  ihre 

Ehemänner  in«  Besondere  im  Wesentlichen  das  gemeine 
liecht  erlialteii ,  also  der  Sache  nach  die  exceptio  S.  C** 
V^eliejani,  beziehentlich  die  Koth wendigkeit  gerichtlichen, 
sowie  eidlichen  Verzichtes  der  Ehefrau  auf  die  Rechts- 
wohlthat  der  Bogenannten  authentica  si  qua  mulier  (Hau- 
bold,  Lein  buch,  2.  Ausg.  §§.  29l)a  und  2[}Uh).  Durch 
'obiges  Mandat  von  1828  in  Verbindung  mit  Gesetz  vom 
8.  Januar  1838,  die  Aufhebung  der  Geschlechtsvonnund* 
Schaft  betreff.,  wurden  jedoch  die  Intercessionen  der  ledi^ 
gen  FraiU'iiS})ersoiieii  unbeschränkt  gestattet  und  die  der 
Ehefrauen  tür  dritte  Personen  gleichtalls  unter  die  von  der 
Eingehung  verpflichtender  KechtsgeschäA»  ihrerseits  gel- 
tenden allgemeinen  Chnndsätze  gestellt  Dagegen  ent- 
hält das  Mandat  rücksichtlich  (l«'r  Intcrccs.siuncu  dt- r  Ehe- 
frauen für  den  Mann  folgende  im  Wesentlichen  auch  in 
das  Gesetzbuch  §§.  1650  ff.  übergegangene  Vorschriften: 

a.  Die  Intercession  ist  nichtig,  wenn  sie  nicht  coraot 
judice  competente  und  nachdem  dieser  die  Ehefrau  über 
die  Bedeutung  des  Rechtsgeschäftes  und  den  ihr  möj:li- 
cherweise  daraus  drohenden  Vermögensverlust  belehrt 
hat,  erklärt  wird.  Cötupetent  ist  an  sieh  nur  der  ordent- 
liche Richter  der  Ehefrau ,  und  bloss  ausnahmsweise,  d. 
h.  electiv  zuständig  der  Grund-  und  Hypothekenrichter, 
wenn  nach  der  Katur  des  liauptgeächäftea  oder  der  An 
der  Intercession  ohnehin  dessen  Mitv^kung  erforderÜch 
wird  (Mandat  vom  6.  Novbr.  1828,  §.  5  —  §.  17  der 
A.V.O.  zum  li.G.H.  vom  9.  Jan.  Iöü5i. 

b.  Der  ausdrücldiche  oder  stillschwoigcndc Beitritt 
des  Ehemannes  zu  der  Intercession  ist  swar,  sa- 
mal  seit  dem  Gesetze  vom  8.  Januar  1838,  unerlftssUch. 
Jedoch  ist  schon  dort  im  §.  2  die  einstweilige  Entfer- 
nung des  Ehemannes  aus  dem  Gerichtszimmer  während 
der  der  Ehefrau  zu  ertheilenden  Eechtsbelehrung  dem 
Richter  zur  Pflicht  gemacht ,  und  jetzt  ist  dieselbe  nach 
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§.  H?b()  des  B.G.B,  sogar  als  Bediugimg  der  Gültigkeit 
der  Litercessiüii  zu  betrachten. 

c.  Ungeachtet  der  dem  Mandate  Vota  1828  gegebenen 
2u  engen  Titelbezeichnuüg  (über  Verbfirgungen  der 
Frauenspersonen'  beluindelle  dasselbe  doch  der  Sache 
nach  nicht  bloss  die  gemeinreclitlicheu  Intcr* 
«essions fälle  überhaupt^  sondern  ging  sogar  über  den 
dJesfallsigen  IntercessIcMiBbegriff  mebrfach  hinau8>  nament- 
lich insofern,  als  es  alle  Versiditleistungen  der  Fmn  auf 
Rechte,  die  ihr  wegen  ihres  Embringeuö  oder  anderer 
Forderungen  an  den  Ehemann  Sicherheit  zu  verschafifeu 
bestimmt  seien,  dahin  rechnet,  gleichviel  ob  sie  mit  oder 
ohne  Beziehung  aof  einen  bestimmten  Glftubiger  des 
Eheniaiiiit  erfolgt  war.  Das  Gesetzbuch  1651  nähert 
«ich  dem  gemeinen  Hechte  wieder  mehr  djidurch,  dass  es 
dergleichen  Versichte  als  Intercessionen  in  dem  hier 
fraglichen  Sinne  nmr  (insoweit  gelten  lässt,  als  -selbige 
(z.  B.  die  Aufgabe  eines  Pfandrechtes  zu  Gunsten  eines 
bestimmten  Gläubigers  des  Eliemannes  und  zwar  zu  des- 
«en  Sicherstellung  erklärt  werden.  Umgekehrt  ttborgeht 
«I  aber  auch  wieder  die  im  Mandate  rttcksichtUch  solcher 
Pfandvenichte  enthaltene  Ausnahme,  wonach  dieselben 
unter  die  Formvorschriften  des  Mandates  dann  über- 
haupt nicht  lallen  sollten,  wenn  sie  bei  Gelegenheit  der 
Ver&usserung  der  verpÜUideten  Sache  des  £hemannes  an 
einen  Dritten  erfolgten,  und  überlässt  es  also  insoweit  der 
Beurtheilung  des  einzelnen  Falles,  ob  die  fj-agliche 
Verzichtieistung  als  Intercession  auizulassen  sei  oder 
nicht 

d.  Der  Beobachtung  der  oben  beschriebenen  Förm- 
lichkeiten bedarf  es  ausnahmsweise  nach  §§.  1053  und 
1654  ded  B.G.B,  verb.  mit  §.  9  des  Mandates  von  1828 
dann  nicht,  wenn  und  soweit  die  Ehefrau  durch  die 
Intercession  l^ichtd  an  ihrem  Vermögen  einbüsste,  oder 
wohl  gar  einen  Venuügensvortfaeil  erlangte;  ferner  nicht 


Digitized  by  Google 


5G     Eherecht:  §§.  162,  158.  Eheweibliche  lotercession. 


bei  der  Terschleierten  Bürgschaft,  d.  h.  dann,  wenn  der 

wahre  Sachverhalt,  der  das  Geschäft  zur  Jntercession 
macht;  uicht  sofort  klar  zu  Tage  liegt  und  auch  der 
Gläubiger  denselben  nicht  etwa  erweislich  gekannt  habeik 
Bollte;  endlich  nicht ,  wenn  die  Ehefrau  Handelsfran  ist^ 
und  die  Intercrssion  sich  auf  Handelsgeschäfte  besueLt. 
Dagegen  begründet  der  Besitz  von  Eecepticicn  auf  Sei» 
teb  der  Frau  hier  ebensowenig,  wie  unten  in  der  Lehre 
Ton  den  verbotenen  Schenkungen  unter  Ehegatten  eine 
Ausnahme. 

e.  Ist  die  Ehefrau  gemeinschaftlich  mit  dem  Ehe- 
manne einem  Dritten  gegenüber  ein  Gesammtschuld- 
V erhält niss  in  einem  Falle  eingegangen,  wo  sie  an 
sieh  nur  antheilig  zu  haften  gehabt  haben  würden  ao- 
haftet  sie  bei  mangelnden  Intercessionsformlichkeiteu 
aucii  nur  höchstens  pro  rata,  und  selbst  diese  Haftung 
fiült  weg,  dafem  sie  nachzuweisen  yennag,  dass  unter 
der  Uebemahme  der  selbst  nur  antheiligen  Haftung  der 
8a(  liu  nach  eine  dem  Gläubiger  bekannt  gewesene  Ver- 
bürgung für  den  Mann  versteckt  gewesen  sei. 

f.  Endlich  ist  die  schon  in  dem  Mandat  §.  8  ge- 
troffene Vorschrift,  dass  das  aus  einem  nichtigen  Inter- 
cesöionsgeschäfte    (wissentlich  oder  unwissentlich)  Ge- 
zahlte  von   der  Ehefrau  nicht  zurückgefordert  werden 
könne,  in  §.  1660  des  fi.G.B.  wiederholt.*) 

|.  163.  SehenkangeB  unter  Ehegatten. 

I.  Das  gemeinrechtliche  Verbot  der  Schenkungen 

unter  Eliegatten  findet  Bich  in  §.  1647  des  B.G.r>.  ru  ht 
nur  beibehalten,  sondern  sogar  verschärft,  insofern  hier 
als  einzige  Ausnahme  nur  noch  der  üblichen  Gelegen- 
heitsgeschenke  gedacht  wird.   Umgekehrt  wird  im  Ver^ 

*)  Anders  BachBAmisdiemBeehte:  1.  40  pr.  D.  deeond.  indeb. 
XIL  6.  1.  8  §.  8  D.  ad  senatascons.  YeUejafium  XYI.  l,  oonst  9 
Cad '  senatns«.  Vell.  iy.*!9. 
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gleiche  zu  dem  gemeinen  Kechte  die  Möglichkeit  der 
mit  dem  Tode  des  Schenkers  während  bestehender  Ehe 
eintretenden  Convalescenz  einer  derartigen  Schenkung 
von  dem  Gesetzbuche  nicht  unwesentlich  gct^teii^ert. 
Einestheils  soll  niüniich  nur  ein  von  dem  Öchenker  bei 
Lebzeiten  dem  Beschenkten  gegenüber  erklärter 
Widerruf  Beachtung  finden ,  während  gemeinrechtlich 
auch  die  auf  andere  Weise  ktindgcgebene  Willensander- 
ung  in  Betracht  kommen  kann  (§.  lO-iU  des  B.G.B.). 
Anderntheils  wird  in  §.  1649  des  B.G.B.  auch  die  ge- 
meinrechtliche  OontroTerse;  ob  selbst  ein  blosses  Schen- 
kungsversprechen durch  den  Tod  des  Sohenkers  con- 
vaiescire  (Arndts  ^J.  414,  Anraerk.  4',  iuöüt'ern  bejahend 
entschieden,  als  der  in  §.  1054  des  B.G.B,  enthaltenen 
Begnfisbestimmung  zufolge  der  hier  in  §.  1649  des  B.G.B. 
gebrauchte  Ausdruck  .^Schenkung''  auch  auf  das  zur 
Zeit  noch  unerfüllte  iSchenkungsversprechen  noth wendig 
bezogen  werden  muss. 

Wenn  übrigens  in  §.  1648  des  B.G.B.  iür  den  Fall  des 
Widerrufs  der  Schenkung  auf  die  Analogie  der  Revocation 
der  gewöhnlichen  Schenkungen  wegen  Undanks  verwiesen 
wird,  so  öull  damit  offenbar  nicht  gesagt  sein,  dass  der 
revocirende  Ehegatte  ausschliesslich  auf  die  dem  Schenk- 
geber in  diesem  letzteren  Falle  nach  §.  1062  des  B.G.B.  zu- 
stehende persönliche  Klage  gegen  den  Schenknehmer,  resp. 
dessen  Erben  beschrankt  sei.  Denn  die  unmittelbar  vorherin 
§.  1647  desB.G.B.  anerkannte  Nichtigkeit  der  Schenkungen 
unter  Ehegatten^  welche  nicht  bloss  das  betreffende  Sehen-« 
kongsgeschäft  selbst,  sondern  auch  die  ihm  etwa  gefolgte 
Tradition  sh  and  hl  n«;  trifft,  liisst  nicht  daran  z^veit'eln,  dass 
der  Schenkgeber  Oehuls  der  Wiedererlangung  der  ver 
schenkten  Sache  eintretenden  Falles  sich  auch  der  Ei- 
genthumsklage ^  resp.  der  Publidanischen  Klage  sowohl 
gegen  den  Beschenkten ;  als  gegen  dritte  Personen  be- 
dienen könne. 
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II.  Neben  dem  Gesetzbuche  bleiben  auch  noch  die  iu 
§.  15  des  Banqueroutiermandates  vom  7,  Januar  1724  und 
§.  15  des  gesolittrften  vom  20.  December  176B  fort- 

dauernd  iii  Kraft. 

Barnach  soll  nämlich: 

a.  das  der  Gläubigerschaft  gegen  die  beacbenkte 
Ehefrau  de«  Cridars   zustdiende  Revocationflrecht  sieh 

selbst  auf  diejenigen  Schenkungen  erstrecken,  die  an 
sich  zu  den  erlaubten  gehören  (zu  vergleichen  oben  zu 
I  i.  A.)^  und  nur  die  zu  dem  nothwendigen  Bedarf  der 
Ehefrau  gemachten  Anschaffungen  an  Betten ,  Kleidern, 
Wäsche  etc.  unterliegen  diesem  Widerrufsrechte  nicht. 

b.  Selbst  wenn  der  Concurs  erst  zum  Nachlasse  des 
Ehemannes  ausbricht ,  soll  eine  Oonvalescenz  der  Schen- 
kung durch  den  Tod  zu  Gunsten  der  Giftubigerschaft 
ausgeschlossen  sein,  indem  eine  Beiziehung  der  der  Ehe- 
frau wähi'end  bestehender  Ehe  von  dem  Cridar  geschenkten 
Sachen  zur  Coucursmasse  unbedingt  (und  auch  hier  wie- 
der mit  alleiniger  Beschränkung  der  vorigen  Position  a., 
a.  also  selbst  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Mann 
zur  Zeit  der  Schenkung  nocii  solvent  gewesen  oder  nicht, 
für  zulässig  erklärt  wird. 

c.  Hat  der  Ehemann  wfthrend  des  Bestehens  der 
Ehe  ein  eigenes  Grundstück  an  die  Frau  verkauft,  oder 
in  ihrem  JSanien  von  einem  Dritten  ein  Grundstück 
acquirirt,  so  soll  fingirt,  resp.  vennuthet  werden,  das« 
dem  Geschäfte  eine  ungültige  Schenkung  zu  Grunde  ge- 
legen habe^  und  es  soll  der  Gläubigerschaft  freistehen^ 
das  Grundstück  für  die  Concursniasse  zu  reclamiren.  In 
dem  ersteren  t\lle  ist  das  Kevocationsrecht  sogar  ein 
unbedingtes^  d.  h.  es  kommt  Nichts  darauf  an,  ob  der 
Ehemann  zur  Zeit  der  Grundstücksveräusserung  erweis- 
lich noch  solvent  gewesen  i?;t,  od*'r  nicht,  und  die  Frau 
hat  hier  nur  das  Keeht,  da^jonige^  was  erwiesener  Maasaen 
aus  ihrem  Vermögen  zur  Tilgung  des  Kaufpreises  ver- 
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wendet  worden  ist.  aus  der  Coucui-siuAfise  restituirt  zu  ver- 
kngen.  In  dem  zweiten  Falle  dagegen  kann  die  Frau 
die  Klage  der  Gläubigerschaft  durch  den  von  ihr  zu 
liilirenden  Nachweis  elidiren.  dass  ilir  Ehemann  zur  Zeit 
des  Grundstückskautes  noch  Bolveut  gewesen  u  n  d  der 
Kaufpreis  ausschlieealich  aus  ihrem  Vermögen  au%ebracht 
wprden  sei.  Beweist  sie  solches^  so  kann  ihr  das  Grundstück 
selbst  gegea  angebotene  Erstattimg  des  Kuutpieioes  am 
der  Concursniasse  von  der  Gläubigei*8chaft  mit  Erfolg 
nicht  streitig  gemacht  werden. 

Die  in  den  Fällen  uoteic  c.  der  Gläubigerschait  ein- 
geräumte Kevocatioiisklage  erscheint  der  Sache  nach 
als  eine^  und  zwar  8ehr  namhafte.  Ausdt  hniing  des  den 
Gläubigem  eines  lusaiventen  zum  Zwecke  der  Bescission 
der  von  Letzterem  zu  ihrem  Nachtheile  vorgenommenen 
Veräiisserungsgeschäfte  schon  gemeinrechtlich  -v^ebenen 
Paullianischen  Keclitsmittels.  Schon  ihrer  singulären  Natui' 
wegen  dürfen  jedoch  diese  Bestimmungen  auf  andere  als 
die  im  Banqueroutiermandate  ausdrücklich  vorgeschriebenen 
Fftlle  nicht  erstreckt;  insbesondre  auch  jene  Klagen  nicht 
einzelnen  Gläubigern  vor  Eröffnung  des  formellen  Con- 
curses  zugestanden  werden.  Umgekehrt  ist  aljer  die 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass,  soweit  die  Voraus- 
setzungen der  gemeinrechtlichen  actio  PauUiana  (wie  solche 
das  Gesetzbuch  §§.  Iöu9  ff.  im  Wesentlichen  wie<lergiebt) 
im  einzelnen  Falle  wirklich  vorliegen,  deren  Anstellung 
für  die  Gläubigerschaft  vortheilhafter  sein  könnte,  und 
solchenfalls  bleibt  der  Letzteren  natürlich  die  Wahl 
zwischen  beiden  Rechtsmitteln,  rcsp,  deren  eventuelle 
Cunuilation  unbenommen  (Ann.  des  O.A.G.  Ä.F.  V,  S.75f.). 

III.  Auf  einer  ähnlichen  Rücksichtnahme  für  die 
Gläubiger,  hier  jedoch  beider  Ehegatten,  beruht  der  den 
Kaiiiiuern  dermalen  vorliegende  Gesetzesentwurt  welcher 

•}  Das  ittzwiBchen  unterm  30.  Jimi  1868  S.  448  des  Gesetz-  vnd 
Yerordnungsblatles  für  gen.  Jahr  pablidrte  Gesetz  ist  in  der  Bd.  i. 
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den  während  der  Ehe  abgeschlossenen  Mob  Iii  arver- 
ftttsserungen  Seiten  des  einen  Ehegatten  an  den  andern 
oder  an  gewisse  nahestehende  Verwandte  (Äscendenten^ 

Descendenten,  Geschwister,  resp.  deren  Ehegatten)  der- 
gestalt die  rechtliche  Wirkung  abspricht,  dass  diese  Fer-  | 
Bonen  mit  einer  hierauf  gestützten  Vindication,  sei  es 
im  Concurse  des  VeräussererSi  sei  es  ausserhalb  des 
Concurses  nach  erfolgter  Hülfsvollstreckung  in  die  be* 
treffenden  Mobilien,  nicht  gehört  werden  sollen,  sobald 
die  geltend  gemachte  Forderung  während  bestehender  | 
£he  erwachsen  war.   Dabei  ist,  um  den  derartigen  Ver- 

S.  241  ff.  eisidiflicfaen  Anmerkung  naher  besprochen  worden.  Uiiter> 
dessen  hat  sich  neaerdiugs  mit  den  durch  jenes  Gesetz  erregtes 
Bedeoken  eingehend  beschäftigt  Coith  In  der  Allgemeinen  derickts- 
Zeitung  etc.  Jahrgang  XIII.  von  1869,  S.  S5  ff.,  97  ff.,  während  Siebeohssr 
in  der  II.  Auflage  seines  Oommentars  zu  dem  hürgerhchen  Gesets- 
buche  8. 18  von  einem  Versuche:  jene  Zweifel  sn  lösen,  abstehen  »i 
sollen  bekennt  Mit  Rücksicht  auf  die  Coith'sche  Abhandlangf  derai 
Resultate  in  den  meisten  Punkten  mit  den  oben  Bd.  I.  S.  241  ff.  ent- 
wickelten Gedanken  übereinstimmen,  ist  hier  noch  Folgendes  nach- 
trägUch  hervorzuheben: 

a.  Die  Seite  79  der  GcricLtszeitunga.  a.  O.  von  der  Veräusserung 
gegebene  Ht'^mtTsbt'stiinimmg  hat  S.  87  eine  Einschränknnjr  erfahren, 
wolrhe  wenigstens  nach  den  Sclilussworten  des  ?.  -1*3  dt^s  B.G.B 
niilit  gerechtfertigt  erscheint.  Wenn  nämlich  im  letzteren  Gesetzes- 
paragraphen geradezu  als  eine  Veräussening  der  Sache  auch  der 
Fall  bezeichnet,  iu  welchem  nur  ein  Recht  an  ihr  bestellt  wird,  so 
ist  nicht  wohl  abzusehen,  inwietern  die  Suhsiimtiou  der  S.  87  der 
Gerichtszeitung  verschmähten  partiellen  Veräusseruugen  unter  dif 
Vorschriften  des  Interventionsgesetzes  vom  30.  Juni  1868  dem  Sprach- 
gehrauche  und  der  juristischen  Logik  zuwiderlaufen  soll.  Gegen  die 
Mdglichkeit  eines  Faustpfandes  an  den  im^ewshrsam  des  Schuldnen 
bei  der  Hfllfevollstreckung  betroffenen  Mobilien  spricht  übrigens  za 
Ungunsten  wenigstens  solcher  Personen,  welche  die  hftusUche  Gemeuh 
Bchsft  des  Cridars  oder  Verklagten  nicht  tbeilen,  die  Natur  unseres 
heutigen  Mobiliarpfandrechtes  (Bd.  I.  S.  296  dieser  Vorlesungen). 

b.  Gewagt  scheint  ferner  die  S.  91  der  Gerichtsleitung  statuirte 
Ausschliessung  der  juristischen  Verwandten  aus  dem  Kreise  der 
durch  §.  1  des  Gesetzes  ihres  Klagrechtes  entsetzten  Personen.  Das 
bürgerliche  Gesetzbuch  stellt  in  §§.  11.8:)  und  171>7  die  durch  Rescript 
Legitimirtea  und  die  Adoptivkinder  —  soweit  nicht  etwas  Anderes 
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äusserungsTertragen  supponirten  Zweck  der  Hmterziehung 
der  HttlfsTollstreckung  um  so  sicherer  zu  yereiteln»  eine 

Fassung  l;(  \^  ;lhlt;  welclie  gleichmassipr  auch  die  Fälle 
trifft,  wenn  der  vindicirende  Ehegatte^  resp.  die  ihm 
gleichgestellte  Person  ihre  Hechte  an  den  reclamirten 
Mobilien  nicht  aus  einem  unmittelbar  mit  dem  andern 
Ehegatten  abgeschlossenen  Veräusserungs vertrag  ableiten 
würden,  der  letztere  vielmehr  von  dem  Schuldner  mit 
einem  extraneus  abgeschlossen  sein  und  der  Reclamaut 
erst  wieder  -von  diesem  causam  haben  sollte.  Zwischen 

bestimmt  ist  —  den  leiblichen  ehelicLeu  Kindern  gleich.  Wird  nun 
von  einem  Gesetze  schlechthin  von  „Verwandten"  gesprochen,  so  wird 
man  wohl  annehmen  müssen,  tlass  es  nicht  bloss  die  im  §.  48  des 
B.GJi  bezcic  liiH'te  Gattung  der  natürlichen  Cognaten  (Siebenhaar, 
Commeutar,  Ii.  Autiajje,  Bd.  1.  S  88;,  sondern  nntcrsrhiedslos  die 
bumine  aller  gesetzlichen  Venvaudten  überliuupt  im  Au.^e  gehabt 
haben  möge  (s.  auch  Art.  302  des  rev.  Strafges«'t>'))ii(  lies)  Duliei 
ist  jedoch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  ullt  nlings  jedes  ver- 
wandtschattliehe  Verhultiiiss  zwischen  dem  durch  landesherrliche 
Gnade  Legitiuiirten  bez.  dem  Wahlkinde  einerseits  sowie  den  Ascen- 
denten  und  Seitenverwaadten  sdnes  joristiBcheD  Yaters  andererseits 
durch  die  eiiiscblag€aden  Bestimmungen  unseres  Rechtes  (s.  unten 
§.  157,  Abschnitt  su  b.,  a,  £.  und  unten  %.  159  unter  n.  b.)  regel- 
mftssig  in  Frage  gestellt  erschemt. 

In  neuester  Zeit  hat  auch  das  OberappeUationsgericht  in  einem 
im  Wocfaenbktte  far  merkwürdige  Rechtsl&lle,  Jahrg.  1869, 8.881,  und  in 
seinen  Annalen  N.  F.  Bd.  YS.  328  ff.  abgedruckten  ürtbeil  bei  Yentaiirung 
der  Frage  nach  derZurOckbezüglichkeit  des  Gesetzes  (§.7  im  Gegensatze 
zu§.is  der  P.V.O.)  über  die  Stellung  seines  Inhaltes  zum  Rcchtssysterae 
sich  verbreitet  Namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  dem  Gesetzentwurfe 
beigegebenen,  oben  im  Texte  angedeuteten  Motiven  gelangt  der  oberste 
Gerichtshof  übereinstiinm^  inl  mit  Siebenhaar,  CommentarBd. LS.  12 der 
IT  A  ufl  .zu  der  U<  lH  r/(  ul  l  u  i  g :  dass  man  es  (lal>ei  mit  einer  Erweiterung  der 
rauiluiniseheri  Klai^e.  mit  der  vom  Gesetze  begründeten  Anfechtbar- 
keit alsodrsjeiii^n  n  Kech  tsge  Schaftes  zu  thim  habe,  aufwelchesdie 
roclamirendeu  Vei'wandten  und  Affinen  ihren  Anspruch  stützen  Der 
den  fraglichen  Vorschriften  anzuweisende  Platz  soll  demnach  im 
Ubiigationenrechte  gelegen  sein.    l)ass  indessen  jene  Auflfassiuig 
vreniger  denn  jede  andere  sich  als  geeignet  erweisen  dürfte,  ein  be- 
friedigendes Yerständniss  der  ohnehin  nicht  zweifellosen  Worte  des 
Gesetzes  zu  erzeugen,  daftlr  ist  der  von  Siebenhaar  a.  a  0.  aus- 
gesprochene Verzicht  Beweises  genug. 
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onerosen  und  lucrativen  Veräasserungen  wird  hierbei 
nicht  unteTSchieden ;  ftir  die  Fälle  übrigeus,  in  denen  der 
Erwerber  von  dergleichen  Mobilien  diuchdie  Abschiieiduiij< 
der  Vindication  wirklichen  Schaden  erleiden  würde,  ist 
ihm  die  Ausftkhnmg  dieses  seines  Schädenanspraefaea 
gegen  den  Schuldner  innerhalb,  resp.  ausserhalb  des 
Concurses  ausdrncklich  vorbeliaheii,  jedoch  auch  fiir  diese 
Schädeniorderung  ist  der  Ehefrau  ihr  sonstiges  Vorzugs- 
recht im  Concurse  des  Mannes  versagt. 

§.  164.  Rtlekgabe  des  FraueiiTennSfeDS. 

1.  Das  gesetzliche  Niessbrauchsrecht  des  Ehemannes- 
endigt  in  allen  Fällen  erst  mit  der  Ehe  selbst.  Dagegen 
kann  er  des  damit  verbundenen  Verwaltnngsrechtes  unter 
Umständen  schon  Iriilier  verlustig  gehen.  Deshalb  :;iut 
der  Anspruch  der  Ehetrau  auf  Rückgabe  ihrer  Liaten 

a.  zwar  in  der  Begel  Auflösung  der  £he  voraus; 

b.  ausnahmsweise  kann  derselbe  jedoch  auch  schon, 
während  bestehender  Ehe  bi gründet  sein. 

Zu  a.  Hier  ist  es  jetzt  gleichgültig,  auf  welche  Art 
die  Ehe  gelöst  worden  ist.  Nach  älterem  Rechte  waren 
die  Fälle  der  £ndigung  der  Ehe  durch  den  Tod;  sowie 
einzelne  Fälle  der  Scheidung  diesfalls  von  besonderer 
Wichtigkeit:  erstere  insofern,  als  hier  das  Rückforderungs* 
reclil  der  Ehefrau,  rcsp.  deren  Erben  durcli  die  eigen- 
thümliche  Gestaltung  des  Erbrechtes  des  überlebenden 
Ehegatten  sich  wesentlich  modificiren  konnte  (Mobiliar- 
erbrecht des  Wittwers,  resp.  Rechte  der  Wittwe  auf  die 
statutarische  Portion  mit  Einwerfung  ihres  Gesamniiver- 
mögens).  Dagegen  liess  man  im  Falle  der  Ehescheidung 
wegen  Ehebruchs  der  Frau  und  lange  Zeit  hindurch 
auch  im  Falle  der  b5sltchen  Verlassung  die  aus  dinn 
Rrmiischen,  resp.  canoiusclieulicchte  entlehnten  sogenannten 
Privationsstrafen  wider  dieselbe  eintreten.  Jedoch  ging 
jnan  hierbei  seit  Carpzov  (Jurispr.  for*  Def«  3;  von  dem  ver- 
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Huderten  Gesichtspunkte  einer  dem  Manne  gebührenden 

Entschädigung  lür  das  ihm  durch  die  Ehescheidung  ver- 
I  ron  gehende  Erbrecht  an  dem  dereiri^tigcn  eheweib- 
iichen  Nachlasse  aas,  und  bestrafte  deshalb  die  Ehefrau 
mit  dem  Verluste  ihres  gesammten  beweglichen  Dotal- 
und  Parapherual Vermögens  ausschliesslich  der  Gerade 
(euust.  21,  pte.  IV.  und  Weber,  Kirchenrecht  Aufl.  1, 
Bd.  H,  Abth.  lU.  S.  1306  §.  laa  Anm.  80).  Erst  das 
Erbfolgemandat  bei  Umgestaltung  des  ehelichen  Elrbrechtes 
beseitigte  die  Privationsstrafen  und  erklärte  demgemäss 
den  Ehemann,  resp.  dessen  .Erben  nunmehr  in  allen 
Fällen  der  Ehetrennung  zur  ungeschmälerten  Kückgabe 
des  Frauenvermdgens  für  verpflichtet  (Erbfolgemandat 
93,  94). 

Leber  die  Anwendbarkeit  der  dem  Ehcmannc  nach 
1  un.  §.  7.  C.  d,  rei  uxor.  act.  V.,  lo  wegen  der  beweg- 
lichen Mitgift  verstatteten  einjährigen  Bestitutionspflicht 
ist  zu  vergleichen  die  für  die  verneinende  Ansicht  sich  aus- 
sprechende Bekanntmachung  eines  Rechtssatzes  des  Ober« 
Appellationsgeriehtes  vom  31.  März  1855,  und  hierzu 
Haubold^  §.  79  und  für  die  Note  c.  dort:  Heyne  in  Ztschr. 
f.  Rtspfl.  N.  F.  Bd.  IV.  S.  97  ff.  und  Heimbach  in  seinen 
und  OrÜoffs  etc.  juristischen  Abhandlungen  und  Rechts- 
fallen  I.  S.  191.  flf.  Das  Gesetzbuch  in  §§.  1687,  1688 
bleibt  hierbei  allenthalben  stehen. 

Zu  b.  Während  der  Dauer  der  Ehe  räumte  man  nach 
zeitherigem  Rechte  nicht  bloss  im  Falle  der  Eröfinung 
des  Concurses  zum  Vermüj^en  des  Mannes  der  Ehefrau 
die  Befuguiss  ein,  ihr  Einbringen  im  Wege  der  Vin- 
dication,  resp.  Liquidation  aus  der  Concursmasse  zurück- 
zu&rdeim,  sondern  auch  ausserhalb  des  Concurses  Hess 
man  in  analoger  Anwendung  der  1.  24.  pr.  D.  d.  solut. 
matr.  XXIV,  3  und  der  c.  29.  C.  de  jure  dut.  V,  12 
sowohl  im  Falle  übler  Wirthschafi  des  Mannes  als  auch 
unverschuldeter  Verarmung  desselben  die  Klage  der  Frau 
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auf  Kückgabe  ihres  Vennögens  zu  eigener,  intorimisti-^chpr 
Verwaltimg  zu  (Ann.  des  O.A.a.  Ä.  F.  Bd.  IV.  a  053 
ff.  no.  86«)* 

Das  Gesetzbuch  dagegen  erkennt  nur  noch  die  durch 

unordentliche  Wirthschaft  herbeigeführte  Gefilbrdung  des 
eheweiblichen  Vennögens  als  zulänglichen  Gmnd  an,  da< 
Verwaltungsrecht  des  Ehemannes,  dann  aber  auch  nicht 
nur  vorläufig  zu  suspendiren,  sondern  iUr  die  Dau^  der 
Ehe  definitiv  aufzuheben,  während  es  der  blossen  Ver- 
armung des  Eheniannos  an  und  fiir  sich  und  seib^^t  wenn 
sie  zu  vollständiger  Insolvenz  sich  gesteigeii  haben  sollte, 
eme  weitere  Wirkung  nicht  zugesteht,  als  die,  dass  da- 
durch die  Ehefi'au  zur  Ausbringung  geeigneter  Siclierlieite- 
maassregein  berechtigt  werde  (§§.1684,  1G85  des  B.O.B  ^ 
Daneben  besteht  zwar  das  Befugniss  derselben  fort,  ihren 
lUatenanspruch  eintretenden  Falles  gegen  den  ehemänn- 
liehen  Concurs  zu  verfoigcn,  ihr  Rechtsverhältniss  zu  dem 
Eheniannc  selbst  wird  jedoch  in  Ansehung  des  ans  der 
Concursmasse  re.stit nuten  Vermögens  nicht  alterirt,  und 
deshalb  kann  auch  der  Concursgläubigerschaft  das  Becht 
nicht  abgesprochen  werden^  sich  ihrer  Befriedigung  halber 
für  die  Dauer  des  Concurses  an  die  dem  Ehemanne  ver- 
bleibenden Nutzungen  des  eheweiblichen  Vermögens  nach 
Maassgabe  der  oben  §.  149,  IL,  2  erwähnten  Grundsäl&e 
zu  halten. 

Wegen  der  hiermit  zusammenhängenden  Frage  nach, 
dem  Rechte  der  Ehefrau,  aus  dem  Coneurse  des  Mannes 
auch  Zinsen  von  ihi  er  liquidirten  Einbringensforderung  zu 
beanspruchen,  ist  zu  vergl.  Wochenbl.  1863,  S.  379  ff.  Ist 
übrigens  der  ConcursauBbruch  erwiesener  Maaaeen  durch  die 
Verschwendung  der  Ehefrau  herbeigeführt  werde  n^  oder  bat 
sie  sich  Collusionen  mit  dem  Ehemaune  zum  Nachtheile 
der  Gläubigerschat't  zu  schulden  kommen  lassen^  so  be- 
droht  sie  das  auch  künf^tig  noch  geltende  Banqueroutier- 
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mandat  von  1766  §.  15  nach  BetiodL'n  sogar  mit  dem 
Verluste  ihrer  gesammten  Einbringonsforderung. 

II.  Das,  was  oben  §.  149;  II,  I.  über  die  Eotbehr- 
liebkeit  eines  Illationsactes  fdr  den  Eintritt  des  ehemänn* 
liehen  Rechtes  am  Frauen  vermögen  gesagt  wurde,  leidet 
natürlich  hier  nicht  Anwendung,  wo  es  sich  um  die  aus 
dem  bestandenen  Ususiructus  gegen  den  Ehemann  abzu* 
leitenden  Verpflichtungen  handelt.  Jedoch  hat  man  auch 
hierunter^  d.  h.  unter  dem  Ton  der  Ehefrau  da  nöthig  zu 
erweisenden  factum  illationis  niclit  schlechterdings  eine 
von  der  Frau  oder  dem  etwaigen  dritten  Besteller  der 
Mitgift  Torgenommene  besondere  Traditions-  resp«  lieber- 
Weisungshandlung,  sondern  fiberhau])t  Jt^den  thatsächlichen 
Vorgang  zu  verstehen ,  aus  dem  bich  ergiebt ,  dnss  dem 
Ehemannc  der  betreftcnde  Vermögcnstheil  zum  Zwecke 
der  Ausübung  des  ilim  daran  zustehenden  Nutzniessungs- 
und  Verwaltungerechtes  zur  Verfügung  gestellt  gewesen 
Rei.  Auch  ijr^uiinrt  man  sicli  bei  der  Rückforderung  dos 
Einbringens  aus  dem  Concurse  dos  Ehemannes  schon 
mit  dem  Nachweise,  dass  die  Ehefrau  einen  gewissen  Ver- 
mögensbestand bei  Eingehung  der  Ehe  gehabt,  resp.  wäh- 
rend derselben  hinzuerworben  habe,  um  darauf  hin  die 
Beweisführerin  zu  einem  Snppletorium  betreffs  der  be- 
haupteten Illation  zuzulassen  (Uaubold,  Lehrb.  §.  74, 
9  d.).   Das  Gesetzbuch  hat  hieran  etwas  nicht  geändert,  'i^) 

*)  lieber  die  Erleichterung,  welche  der  Gcrichtbbrauch  in  Sach- 
sen dem  TOn  der  Ehefrau  ober  ihr  Einbringen  zu  liefernden  Beweise 
durch  die  Berücksichtigung  gewisser  an  sieh  unzulässiger  Zeugen 
itt  Thefl  werden  Uat,  ist  zu  Tergleichen  Nshrhoff  tou  Holderberg  iu 
der  Zeitsohrift  f.  Rechlspa.  N.  F.  Bd.  IV.  S.  204  ff.  unter  YII.  Auf 
einem  blossen  Missverständnisse  scheint  die  hi  den  speciellen  Motiven 
8*  858,  859  zu  §§.  1686  bis  1721  des  Entwurfes  enthaltene  weiter- 
gehende Bemerkung  zu  banheUi  wonach  der  Ehefrau  weiter  Nichts 
;ils  Ii«  Verpflichtung  des  Nachweises  obliegen  soll,  dass  bei  Beginn 
der  Ehe  ein  gewisses  Vermögen  auf  ihrer  Seite  vorhanden  ge- 
wesen Bei,  ohne  die  im  Texte  erwähnte  Liquidsteiluug  des  weiteren 
Unistandes,  dass  sie  diese  VermögenssubsUinz  dem  Manne  nun  auch 
wirklich  inferirt  habe. 

U.  5 
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III.  Der  Gegenstand  und  Umtang  des  Kückfor- 
derungsrechtes  bestiiniiit  sich^  abgesehen  von  dem  Falle 
der  dos  aestimata  (oben  §.  149)  nach  den  Grundsätzen 
über  die  Restitutionspflicht  des  UsufnictuarSy  resp.  Quasi- 
Usufructuars  nach  beendetem  Niesr^biauche^  modificirt 
jedoch  durch  den  Säte,  dass  der  Ehemann  iu  Ansehung^ 
der  seiner  Verwaltung  unterliegenden  Sachen  nur  diligen- 
tiam  quam  in  suis  rebus  zu  prftstiren  habe  (§§.  612  ff» 
1655,  1688).  Die  in  unserer  Praxi»  ztither  noch  streitige 
Frage  (Du  Chesne  i.  d.  Ztschr.  f.  Rtöpfl.  N.  F.  IX.  S.  489 
ff.)i  ob  der  Ehemann  bei  verbrauchbaren  Sachen,  'soweit  sie 
nicht  mehr  in  unverschlechtertem  Zustande  vorhanden, 
rmd  soweit  er  nicht  Sachen  gleicher  Beschaffenheit  zu 
liefern  vermöge,  deren  Werth  zur  Zeit  der  lilation  oder 
zur  Zeit  der  Restitution  zu  gewähren  habe,  entscheidet 
das  Gesetzbuch  in  §.  623  mit  einer  Mehrzahl  gemein- 
rechtlicher Schriftsteller  (zu  vergl.  Glück,  Commentar,  Th. 
IX.  S.  422  bei  Note  58)  dahin,  dass  der  Ehemann  die 
Wahl  habe,  ob  er  Sachen  derselben  Gattung  und  Güte 
oder  deren  Werth,  dann  aber  zur  Zeit  der  lilation,  ge- 
währen wolle.  Besondere  Grundbätze  kunimen  noch  in 
iietraciit  m  Ansehung: 

a.  der  den  Ehegatten  von  dritten  Personen  gemein- 
Bchaftlicli  gemachten  Hochzeitsgeschenke,  und 

b.  derjenigen  Mobilicn,  welclie  zum  eigenen  persön- 
lichen Gebrauche  der  Ehefrau  zu  dienen  bestimmt  sind, 
Kleider,  Schmuck  u,  s.  £. 

Zu  a.  Hier  findet  im  Zweifel  condominium  statt. 
Bei  der  Rückforderung  ist  also  an  sich  naturale,  resp. 
juristische  Theilung  nothwendig,  soweit  jedoch  derglei- 
chen Gegenstände  bei  der  Auflösung  der  Ehe  oder  zur 
Zeit  des  Concursausbruches  nicht  mehr  in  Natur  vorhan> 
den  sind,  sollte  nach  Vorschrift  der  dcc.  51  von  1661, 
durch  welche  die  vorausgegangene  const  22  pte.  III.  er- 
läutert wurde,  der  Ehefrau  selbst  dann,  wenn  der  Ehe- 
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luann  derartige  Sacken  ei*W6mlich  veräussert  oder  sonst 
conaamirt  haben  sollte,  Anspruch  auf  Werthseistattung 
im  Zweifel  nicht  weiter,  sondern  nur  dann,  und  insoweit 

zustehen,  als  und  inwieweit  durch  Bestiu)inung  der  Geber 
oder  durch  Verabredungen  der  Ehegatten  unter  sich  ein 
Anderes  fes^esetst  worden  sei  (s.  B.  sollte  schon  die  Auf- 
nahme einer  Specification  unter  Beifügung  der  Taxe 
hit  rbei  in  Betracht  ki<iiuiK  n).  Das  Liesetzbuch  im  §.  1658 
wiederholt  zwar  den  obenerwähnten  allgemeinen  Satz^ 
ohne  jedoch  der  durch  die  Decision  eingeführten  eventu- 
ellen Beschränkungen  des  Rttckforderungsrechtes  ferner 
noch  zu  gedenken. 

Zu  b.  Die  hier  bezeichnete  Gattung  von  Gegenstän- 
den (apparatUB  muliebris)  hat  das  Eigenthümliche^  dass 
sie  im  Zweifel  selbst  dann,  wenn  der  Ehemann  solche 
während  der  Ehe  erweislich  aus  eigenen  ^littchi  anjje- 
schafft  hat;  als  Eigentlunn  der  Frau  gelten  sollen ^  und 
dass  sie  (obwohl  ohne  die  Eigenschaft  von  Recepticien  zu 
baben)  schon  ihrer  Kattir  nach  weder  dem  ehemftnnlichen 
"Nifssbrauchsreciite ,  noch  auch,  so  lange  wenigstens  die 
Frau  über  sie  nicht  in  einer  ihrer  Bestimmung  wider- 
sprechenden Weise  disponirt,  dem  Verwaltungsredhte  des 
Mannes  unterliegen  (§.  1656  verb.  mit  §.  1671  des  B.0.B.). 
Eine  ähnliche,  jedoch  nur  auf  den  Fall  der  Sonderung 
des  beiderseitigen  Vermögens  nach  aufgelöster  Ehe  be- 
rechnete Bestimmung  enthielt  schon  das  Gouvernements- 
patent,  die  Aufhebung  der  statutarischen  Erbrechte  betreff.» 
vom  12.  24.  Mai  1814. 

IV.  Das  Rückforderungsrecht  der  Ehefrau  ist  von 
jeher  lein  in  mehreren  Beziehungen  begünstigtes  gewesen. 

a.  Nach  älterem  Rechte  stand  ihr,  soweit  sie  ihr  Ein- 
bringen aus  dem  Nachlasse  des  Ehemannes  von  dessen 
Erben  zurückiorderte,  zum  Schatze  ihres  diesfallsigcu  An- 
spruches ein  Retentionsrecht  an  den  in  ihrer  Detention 
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befindlichen  Naclüaasobjecten  (gleichviel  ob  MobiUen  oder 
Immobilien)  zu  (const.  38  pte.  m.). 

In  dem  Concnrse  zu  dem  Nachlasse  des  Ehemannes 
konnte  jedoch  mit  Kucksicht  auf  die  allgemeinen  Vor- 
schriften der  Erl.  P^cessordnung  ad  tit.  XLI.  1.  dieses 
Betentionsrecht  schon  früher  keine  Wirksamkeit  mehr  be- 
anspruchen. Das  Gesetzbuch  übergeht  dieses  Recht  gauz 
mit  Stillöcln\  eigon.    Ferner  gehört  hierher 

b.  das  der  Ehefrau  wegen  ihrer  Einbringensfordening 
im  ehemännlichen  Concorsc  in  Gemässheit  des  ^landates, 
die  Aufhebung  der  stillschweigenden  Hypotheken  betreff., 
vom  4.  Juni  1829  §.  14  zuständige  Privilegium  exigendi, 
welches  nebst  dem  Rechte  der  Ehefrau  auf  Verlautbarung 
des  Werthes  ihres  Mobiliareinbringens  auf  dem  Gmnd- 
stücksfolium  des  Mannes  (zu  vergl.  oben  im  Pfandrechte 
Bd.  1.  S.  267)  das  letzte  Ueberhloibsel  der  aus  dem  Ko- 
mischen Hechte  entlehnten  sogeuannten  Dotalprivilegien 
bildet.   Endlich  geniesst 

c.  die  Ehefrau  bei  der  procossualen  Geltendmachung 
ihres  Forderungsrechtes  auf  Grund  vuli  tlec.  4  von  1G61 
das  Beneiicium  reatitutionis  in  integrum  dergestalt^  dass 
sie  nicht  bloss  gegen  die  dort  erwähnte  VersSumung  an 
der  Beweisfrist,  sondern  vermöge  extensiver  Interpretation 
der  Decision  gegen  AI  »lauf  alier  rrocessfatalien  ex  persona 
Wiedereinsetzung  iu  deu  vorigen  Stand  erhält  (zu  vgl. 
noch  Civilprocessnovelle  vom  30,  Decemb.  1861  §.  2t>). 

§  155.  Ton  der  PatatiTshe. 

Die  vorstellend  gedachten  Wirkungen  der  Ehe  setzen 
der  Regel  nach  deren  Gültigkeit  voraus.  Der  Kangel 
dieser  Gültigkeit  kann  jedoch  ausnahmsweise  durch  den 

redlichen  Ohiuben  der  Ehepittcn,  beziehentlich  Eines  von 
ihnen  gehoben  werden.  Aulangend 

1.  das  RechtsvorhältnisB  der  Ehegatten  nnter  sich, 
so  hat  man  zu  unterscheiden,  ob  der  Ungültigkeitsgrund 
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n 

a.  ein  iunerer,  oder 

h.  ein  äusserer  (formeller)  war. 

Im  Falle  unter  a.  bleiben  die  der  Ehe  an  sich  zu- 
kommenden Rechtswirkungen  beiden^  resp.  wenigstens  dem 
tiiR'ii  gutgläubigen  Ehegatten  so  lange  get^icli»  rt,  als  die- 
ser ihr  guter  Glaube  andauert  (§.  1028  des  B.G.B.). 
Ob  das  der  Ehe- entgegenstehende  vitium  intemum  zu  der 
Classe  der  Öffentlichen  indispensablen  Nichtigkeitsgründe 
(oben  §.  139)  oder  nur  zu  der  Classe  der  som  n  uuiteii 
.  Anfechtungsgriiude  (oben  §.  140)  gehöjt,  macht  nur  inso- 
fern einen  Unterschied,  als  im  letzteren  Falle  die  Frage 
nach  der  Putativehe  natürlich  üjberhaapt  erst  entstehen 
kann,  dafern  der  betreffende  Anfechtungsirrund  von  dem 
Berechtigten  mit  Erfolg  geltend  gemacht  worden  ist. 

Kommt  es  aber  zur  Aufhebung  einer  solchen  Ehe^ 
so  kann  sich  die  rückwirkende  Kraft  der  eherichterlichen 
Auihebungsscntenz  gegen  den  einzelnen  Ehegatten  höch- 
stens nur  bis  dahin  äussern ,  wo  er  erweislich  Keuutniss 
von  dem  vorhandenen  Anfechtungsgrunde  erhielt.  Im 
ersteren  Falle  dagegen  sind  die  privatrechtlichen  Rechts- 
wirkungen einer  solchen  unheilbar  nichtigen  Ehe,  auch 
wenn  es  niemals  zu  uiuur  i'önnlichen  Nichtigkeitserklärung 
derselben  (zu  vergl.  oben  §.  142,  X.)  kommen  sollte,  in 
Bezug  auf  die  Ehegatten  unter  sich  schon  von  Anbeginn 
nur  nach  obigtni  (irundsatxe  /u  bmulheilen  fmit  Aus- 
nahme der  aus  der  Begritfsbestiramung  des  Kev.  Strafge- 
setzbuches Art  261,  268  zu  interpretirenden  Vorschriften 
über  Bigamie  und  Ehebruch). 

b.  Besteht  umgekehrt  der  Nichtigkeitsgruud  in  einem 
wesentlichen  Maugel  der  Form  der  Eheschliessung,  so 
kann  selbst  der  gute  Glaube  des  einen  oder  beider  Ehe- 
gatten der  Regel  nach  nicht  sanirend  wirken.  Die  Ehe 
bleibt  vielmehr  rücksichtlich  Beider  wirkungslos.  Nur 
in  Ansehung  des  btiderseitigen  Erbrechtes  der  Ehegatten 
macht  das  Gesetzbuch  im  §•  20ö4  zu  Gunsten  Desjenigen 
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eine  Ausnahme,  welcher  mit  dem  J^rblasser  bi^  zu  dessen 
Tode  ohne  KenntniBB  von  dem  vorhandenen  l^ichtigkeits- 
grunde  in  einer  derartigen  formlosen  Ehe  gelebt  hat 

Ii.  Jk'zUglicli  der  Legitimiiat  der  in  einer  nichtigen 
Ehe  erzeugten  Kinder  genügt  schon  der  gute  Glaube 
des  einen  Ehegatten,  um  den  Kindern  die  Reehte  ehe* 
lieh  Geborener  beiden  £ltem  gegenüber  zu  sichern.  Und 
zwar  reicht  hier  schon  die  zur  Zeit  der  Eingehung  der 
Ehe  vorhandene  bona  hUeö  hin,  so  da^h  mala  Ildes 
superveniens  den  hindern  und  zwar  selbst  den  erst  spä- 
ter erzeugten  unschädlich  ist.(§.  1771  verb.  mit  §.  1782 
des  B.O.B.).  Das  Erbfolgemandat  im  §.  14  ging  sogar 
zu  Gunsten  der  Kinder  nocli  weiter,  insolern  es  nur  ge- 
wisse Ehehindernisse  (nämlich  ein  bereits  bestehende« 
Eheband,  sowie  einen  indispensabeln  Verwandtschafts- 
oder Schwägerschaftsgrad)  als  solche  gelten  Uess,  die, 
wenn  sie  beiden  Theilen  zur  Zeit  der  Kheschlicssung 
bekannt  waren,  die  eheliche  Geburt  der  Kinder  aus- 
schlössen. Jetzt  mttssen  bei  allen  absoluten  Ehehinder- 
nissen (z.  B.  auch  bei  Religionsverschiedenheit ,  verab- 
redeter LebensnachstcUung  u.  8.  w. :  zu  vergl.  oben 
139,  no.  3  —  5)  (Antretenden  Falles  die  Grundsätze  über 
Putativehe  zu  Hülfe  genommen  werden. 

iL  Abllieiiuug. 

Von  den  Rechtsverhältnissen  zwisclien  Aeltern 

und  Kindern.* 

§.  156.  Lefltinltit  oder  ehellehe  Oetiirt.n 

I.  Die  fUr  das  A ehern-  und  Kindesverhältniss  und 
dessen  privatrechtliche  Folgen  dem  Vater  gegenüber  (im 

*)  Letzteres  ist  der  ungenauere  Ausdruck,  da  weder  sämmtliche 
während  der  Ehe  geborene  Kinder  legitim,  noch  aUe  nach  Auflösung 
der  Ehe  zur  Weit  gekommene  unehelich  sind. 
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Gegeusatze  zur  Mutter)  regelmässig  in  Betraclit  kom- 
mende eheliche  AbBtammung  des  Kindes  bestimmt  sich 
itik  einseinen  ^  Falle  nach  den  gesetzlichen  sogenannten 
Nativitäts-  oder  Conceptionsfristen .  mit  deren  Hülfe  von 
dem  bekannten  Tage  der  Geburt  des  Kindes  auf  dessen 
in  der  Ehe  erfolgte  Zeugung  zurUckgeschlossen  werden 
4K>U.  BetreflB  dieser  Fristen  folgt  unser  Particularrecht 
swar  von  jeher  im  Wesentlichen  dem  gemeinen  Rechte, 
jedoch  mit  nachstehenden  Moditicationen: 

a.  Dii^  Rescript:  dass  eine  siebenmonatliche  Frucht 
Tor  Becht  ehelich  geboren  zu  achten/  vom  27.  Febr.  1635, 
indem  es  verordnete,  dass  ein  ^^im  siebenten  Monate-  (der 
Khe)  zur  Welt  gekommenes  Kimi  juo  partu  legitimo  zu 
halten'*,  gab  last  wörtlich  die  Ausdrucksweise  der  be- 
Jcannten  lex  12.  D.  de  statu  hom.  1,5.  wieder.  Zur  ge- 
naueren Feststellung  der  hiermit  angedeuteten  Zeitfrist 
iial  ni  uii&ere  Tiaxis,  in  gleicher  Weise  wie  die  gemein- 
reclitiiche  Doctrin,  von  jehei-  das  Ulpian'sche  Fragment  3, 
§.i2D.  de  suis  et  legit.  XXXVIU.  16,  sm  Hülfe,  wo  das 
am  182.  Tage  gebome  Kind  fUi*  justo  tempore  natus  er* 
klärt  wird.  Dabei  wichen  jedoch  die  Ansichten  unserer 
Spruch behurden  insulern  wieder  von  einander  ab;  als 
einige  den  Tag  der  Eheschliessung  und  der  Geburt,  an- 
dere und  unter  ihnen  das  Oberappellationsgericht  nur 
den  Tag  der  Eheschliessung  in  diese  182tägige  Frist 
mit  eingerechnet  wissen  wollten  (Wochenbl.  18(iO,  JS.  III.). 

b.  In  Ansehung  der  längsten,  zehnmonatigen  Frist, 
binnen  welcher  das  Kind  gemeinrechtlich  von  Auflösung 
der  Ehe  an  geboren  sein  muss,  um  noch  als  legitim  gel- 
ten zu  können ;  bestand  eine  ähnliche  gerin^ip^ige  Dif- 
ferenz. Diese  Frist  wird  von  der  Glosse  zum  Sachsen- 
«piegel  I,  33  auf  zehn  Monate  und  awei  Tage  angege* 
ben,  und  obgleich  dieses  Resultat  von  dem  Glossator 
anscheinend  nur  dadurch  erlangt  worden  ist,  dass  sioli  der- 
selbe die  gemeinrechtlichen  300  Tage  zwischen  dem  Tage 


üiyiiizeQ  by  GoOgle 


12  Reciit8verliaUüis8  zwischen  Aeltem  und  Kindern. 

der  Geburt  und  deiu  der  möglichen  Cuneeption  des  Kin- 
des schon  voll  mitten  inneliegend  gedacht  hat^  so  ist 
doch  das  OberappeUationagericht  hierbei  nicht  stehenge- 
blieben, sondern  bet'olp^te  auch  hier  seit  neuerer  Zeit  die 
Ansichti  dass  die  nach  der  Gloät»e  sich  ergebeudeu  'do2 
Tage  2war  einschlieasiich  des  letzten  Tages  der  mögii* 
chen  Conception  in  der  Ehe,  «aber  aasschlieaslicfa  des 
Tages  der  Gebart  zu  verstehen  seien. 

c.  Das  Gcöetzbuch  schliesst  sich  in  beiden  Punkten  der 
Meinung  des  Oberappellationegerichts  an  (§§.  1771;  1772^ 
1776  yerb.  mit  87  des  B.G.BO  nnd  entfernt  sich  hier- 
durch einerseits  zvan  Nachtheile ,  andrerseits  aber  auch 
uieder  zum  Vortheile  der  Legitimität  vom  gemeineu 
Bechte.  Ueber  die  Auslegung  dieser  ihrer  Wortiassung 
nach  nicht  ganz  zweifellosen  Paragraphen  wad  deren 
Verhältniss  zu  dem  oben  §.  42  unter  f.  S.  144  des  L  Bd. 
erwähnten  §.  87  des  B.G.B,  ist  zu  vergl.  Püschmann, 
Annaleu  des  O.A.G.  Ä.  F.  Bd.  VU,  S.  X4ö  tf.,  wo  sich  zu- 
gleich eine  l'abeUe  iUr  Berechnung  der  sogenannten  Con- 
ceptionsfiristen  für  alle  Tage  des  Jahres  angehängt  findet 
Neu  ist  übrigens  noch  die  Bestimmung  in  §  1779  des 
B.G.B  wonaeh  bei  entstehenden  Zweifeln  darüber,  ob 
ein  von  der  Mutter  in  zweiter  £he  gebornes  Kind  aus 
dieser  oder  der  Mheren  Ehe  herrühre^  schon  mit  Abhiof 
der  gewöhnlichen  Schwangersdiaftsdauer  (hier  270  Tage) 
von  Beendigung  der  ersten  Ehe  an  angenommen  wcrdcu 
soll,  dass  das  Kind  nicht  aus  der  ersten  Ehe  herrühre. 

U.  Soweit  die  Gehnrt  des  Kindes  in  -die  eine  oder 
andre  dieser  Fristen  föllt,  wird  aoch  künftig  dadurch  nur 
eine  einfache  Rechtsvermuthung  fiir  die  Paternität  dtä 
Ehemannes  erzeugt.  Zur  EutkräÜuiig  dcrselbeu  ist  der 
Nachweis,  dass  der  Ehemann  innerhalb  der  gesetzlichen 
Oonceptionsfrist  mit  der  Mutter  des  Kindes  nicht  concmn- 
birt  habe,  naeh  §§.  1772,  177^5  de»  H.G.B,  genügend, 
aber  auch  nothweudig;  d.  h.  so  wenig  ejucrseits  der  2Hach- 
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weis  physischer  UnniÖglicLkoit  einer  stattgehabten  fleisch- 
lichen Vermischuiig  der  Eheleute  innerhalb  jeuer  Frist 
gefordert  werden  kann^  ebensowenig  ist  andererseits 'et- - 

uaigcn,  bl(»ss  aus  der  Bei*chali'eiilieit  des  Kindes  zu  ont- 
nehmenden  Wahrscheinlichkcitsniomenten  oder  wohl  gar 
dem  Geständnisse  oder  dem  Nachweise  eines  von  der 
Muttor  des  Kindes  innerhalb  der  OoDceptionsfrist  be- 
gangenen Ehebruches  ein  enischeideudtjs  Gewicht  bei- 
zulegen. *) 

Für  den  Ehemann  geht  übrigens  das  Kecht  auf 
Führung  dieses  Gegenbeweises  durch  yorheriges  aus- 
drückliches oder  stillschweigendes  Anerkenntnis»  sei- 
ner Vaterschaft  zwar  verloren  (obwohl  die  Annahme 
eines  stillschweigenden  Anerkenntnisses  hier  gegen  ihn  nur 
dann  Platz  greifen  soll,  wenn  er  nicht  binnen  QOtägiger 
Frist  nach  erhaltener  Kunde  von  der  erfolgten  Nieder- 
kunft an  bei  seiner  \\'ulinortsbeh(3rde  gegen  die  Vat er- 
schall protestirt  }t;it,  §  1776  des  B.G.B.);  dritte  Personen 
dagegen  oder  das  Kind  seihst,  dafem  sie  die  Legitimitäts- 
prftsumtion  nicht  gegen  sich  gelten  lassen  wollen ,  sind 
durch  ein  derartiges  hinzutretendes  Anerkenntnis»  -au 
der  Führung  des  obigen  Gegenbeweises  nicht  behindert 
(§.  1778  des  B.G.B.}. 

III.  Kommt  das  Kind  zwar  in  der  £he^  aber  noch 


*)  Die  allerdiiigs  von  einem  Falle  absoluter  physischer  Unmög- 
lichkeit ehelicher  Erzeugung  handelnde  1  6  D.  de  his  qui  sui  vel 
alitiui  juris  1,  6  i^t  nur  vou  exemplicativer  Bedeutimg.  Aiulererseits 
wird  die  juristische  Prüsumtion  der  Legitimität  eines  innerhalb  der 
gesetxlieben  Frist  gebotenen  Kindes  nur  durch  stricteu  Gegen- 
beweis widerlegt  werden  kdnnen.  Die  aus  der  Unreife  eines  s.B. 
am  dreihttodertsten  Tage  nach  der  jüngsten  möglichen  Conception 
zur  Welt  gekommenen  Eudes  sich  ergebende  Wahrscheinlichkeit 
seiner  Clegitimitftt  hebt  als  eme  blosse  thatsftehliche  jene  rechtliche 
Vemuthung  nicht  auf.  Zn  yergl  hierOber  Seoffert,  Arcbi?  for  Ent- 
scheidnngen  der  obeisten  Gerichte,  Bd.  1.  S.  16&  (no.  161),  Sarigny, 
System  Bd.  II.  8.  89u  tmd  Wiudscheid,  Lehrbuch  der  Pandecten, 
Bd.  I  S.  U2:  §.  56b.  Not  8  a.  £. 
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vor  dem  oben  (unter  1.  a.)  angef^ebciicu  Zeitpunkte  zur 
Weit,  so  kann  die  solcbenfklls  ausgeachloBseue  Legitimi- 
tätspräsumtion  durch  hiozutretendes  Paternitätsanerkennt- 
niss  Seiten  des  Ehemannes  (ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend i  dergestalt  ersetzt  werden,  dass  nunmehr  von  dem 
Kinde  selbst  oder  dritten  Personen,  welche  sich  auf  des- 
sen Legitimität  berufen ,  nicht  erst  noch  der  Kachweis 
eines  vor  der  Ehe  zwischen  der  Mutter  des  Kindes  und 
dem  nachmaligen  Ehemaune  inuerhalb  der  (I.  a.  )  gedach- 
ten Frist  gepdogenen  Bei^hlafs  (welcheutalls  die  Voraus- 
setzungen der  legitiroatio  per  subsequens  matrimoniuro  ge- 
geben sein  würden)  geführt  zu  werden  braucht.  Dubei 
soll  hier,  abweielx  nd  vnn  dem  unter  II.  1  bemerkten 
ein  stillschweigendes  Anerkenntnins  nicht  bloss  unter  der 
Voraussetzung  einer  Ton  dem  Ehemanne  unterlassenen 
gerichtlichen  Protestation  binnen  90  Tagen  von  der  Ge- 
buit  (leb  Kiiidefj  ab,  sondern  aucli  schon  dann  an- 
genommen wt^rden,  wenn  der  Ehemann  trotz  der  üim 
erweislich  bekannt  gewesenen  Schwangerschaft  seiner 
Verlobten  sich  nicht  alsbald  bei  der  Verheirathung, 
wenn  auch  nur  aussergcrichtlich ,  gegen  die  Annahme 
seiner  Paternität  verwahrt  hat  (§§.  1 77f),  1777  des  B.G.B.). 
Obwohl  übrigens  hier  dem  Anerkenntnisse  der  Vater- 
schaft, mag  es  auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  er- 
folgt sein,  eine  ganz  andere  Bedeutung  als  in  dem  Falle 
n.  zukommt,  insofern  es  nicht  bloss  wie  dort  einen  Verzicht 
auf  den  hier  gar  nicht  erst  nöthigen  Gegenbeweis  gegen 
die  Legitimitätspräsumtion  enthält,  sondern  diese  letztere 
erst  schaft't,  müssen  doch  Dritte  ebenso  wie  das  Kiud 
selbst  hier  wie  dort  jederzeit  mit  dem  Beweise  dagegen 
gehört  werden,  dass  der  Ehemann  vor  Eingehung  der 
Ehe  innerhalb  der  Oonceptionsfrist  seiner  nachmaligen 
Ehefrau  nicht  beigewolmt  habe  (§.  1778  des  B.G.B.j.*) 

Für  dcu  fi-tibcreu  Rechtszustaad  ist  zu  vergleichen  die  TOS 
Kriu  ia  der  Zeitschrift  ffir  Rechtspflege  N.  F.  Bd.  VI,  S.  4SI 
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157.  Legitimatton. 

Ist  das  Kind  in  der  Ehe  weder  erzeugt,  noch  gebo- 
ren, 80  reicht  z^ar  bloBses  Anerkenntniss  der  Vater- 
schaft Seiten  seines  Erzeugers  anter  allen  Umständen 
nicht  fain^  nm  ihm  die  vollen  Statusrechte  zu  yerleihen, 
wohl  aber  kann  es  entweder 

a.  durch  uachfolgende  Verehelichung  seines 
Erzeugers  mit  der  Mutter,  oder 

b.  in  Folge  Eh^lichsprechung  durch  den  Lan- 
desherrn zuErsterem  m  das  Verliaitnie»  eines  eheiiciien 
Kindes  treten.  Der 

zu  a.  gedachte  Legitimationsmodus  erscheint  seinen 
Wirkungen  nach  als  der  vergleichsweise  vollkommenere, 
weil  er  den  auf  diese  Weise  legitiniirten  Kindern  niclit 
bloss  in  Ansehung  ihres  Vaters,  sondern  auch  rücksicht- 
lich dessen  sämmtlicher  Blutsverwandten  die  Stellung 
Ehelichgeborener  verschafft  und  selbst  wenn  zur  Zeit  der 
Eiiigehiing  der  Klio  das  ausserehcliche  Kind  bereits  ver- 
storben sein  sollte,  dennoch  dessen  ehelicher  Descendenz, 
bei  Töchtern  sogar  deren  ausserehelichen  Kachkommen 
zu  Gute  gehet  (Erbfolgemandat  vom  31.  Januar  1829, 
§§.  15,  16  —  §§.  1780,  ITSl  verl).  mit  §§.  201(3  ff. 
des  B.G.B.).  In  lietrert  der  verschiedenen  Arten  von 
unehelichen  Kindern  ist  rücksichtlich  ihrer  Legitimations^ 
ikhigkeit  per  subsequens  matrimonium  heutzutage*)  nur 
insofern  noch  ein  Unterschied  zu  machen,  als  zwischen  • 
den  Eltern  eine  gültige  Ehe  möglich  sein  muss.  Eine 
Putativehe  (oben  §.  155)  steht  jedoch  auch  hier  einer 
gültigen  Ehe  gleich.   Einerseits  bleibt  daher  selbst  bei 


gelieferte  Widerlegung  des  Berger'sehen  Satses:  legitimi  habentur 
primo  post  nuptias  mense  nati. 

*)  Ueber  die  Legitimation  nach  Ri^mischem  Rechte  s.  Wladscheid: 
Lehrbuch,  §.  5S2,  Bd.  IL  S.  846  ff. 
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liberis  inceötuosiö  dieser  Legitill^atluli^ulodu^5  nuiutiliiij 
wenigstens  denkbar,  andererseits  kann  derselbe  aber  auch 
bei  liberis  adalterinis  nicht  mehr  so  unbedingt^  wie  nsdi 
unserem  seitherigen  Rechte  (§§.  14,  15  des  £rbfotge- 
mandats.  —  Ztschr.  f.  litspti.  XXllI.  S.  42  ffX 
gleiehlalls  nur,  sobald  namentlich  tin  eliebrecherischw 
Verhältniss  der  oben  §.  139|  no.4  gedachten  Art  vorlagt 
unter  den  Voraussetzungen  einer  Putativehe  wirksam  wer- 
den (oben  §.  1,V)  a.  E.). 

Zu  b.  Die  E  h  c  1  i  c  h  s  p  r  e  c  Ii  u  n  g  ist  nach  unserer  Ver- 
fassung ausschliessliches  Becht  der  Krone  und  das  Legi- 
timationsgesuch ist  daher  in  allen  Fällen  behufs  der  Vor- 
tragserstattung an  duu  König  zur  Cognition  des  Justiz- 
ministeriums zu  bringen  (Verordnung,  die  Legitiiiiaiiua 
unehelicher  Kinder  betreff,  vom  7.  November  1^1,  §. 
6  verb.  mit  Verordnung  2ür  AusfUlirung  des  B-Gesetiw 
vom  28.  März  1835,  §.  8,  no.  5).  Zu  dem  Ende  iat 
dasselbe  bei  dem  Unterrichter  anzubringen.  Dieser  haUe 
nach  Erörterung  der  einschlagenden  Verhältnisse  früher 
an  das  vorgesetzte  Bezirksappellationsgericht  fiericbt  su 
erstatten^  welchem'  darauf  gutachtliche  Vortrngserstattmig 
an  das  Juätizminiöteriuni  ublag.  Jetzt,  seit -der  die  Col- 
ürmation  der  Gerichtsordnung  vom  9.  Januar  18G5  imd 
deren  theilweise  Abänderung  bezweckenden  Verordnung 
vom  3.  August  1868,  §.  6,  ist  das  Gesuch  um  Eheücii- 
aprcchung  zwar  fortgesetzt  hv'i  dem  Uutergerichte  anzu- 
bringen, von  letzterem  aber  mitteist  gutachtlichen  Belieb- 
tes  direct  bei  dem  Justizministerium  anzuzeigen. 

Beide  Legitimationsarten  haben  zwar  die  natttrÜche 
Abstammung  des  Legitiniandus  von  dem  Lcgitimirenden 
zu  ihrer  Voraussetzung,  bei  beiden  wird  aber  der  Be- 
weis dieses  Umstaodes  durch  Anerkenntuiss  der  N'ater 
Schaft  Seiten  des  Letzteren  bis  zum  Nachweise  des  Gegßiar 
thciles  entbehrlich  gemacht,  und  e«  besteht  zwischen  Bei- 
den insow  eit  nur  der  Unterschied,  dass,  wahrend  bei  der 
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fie«cript8lcgitimation  da9  Legitimationsgesuch  der  Nator 
der  Bache  nach  ein  derartiges  atisdrücldiches  Anerkenntniss 

jederzeit  enthalten  niuss,  dasselbe  bei  der  legitiniatio  per 
Bubsequens  matrimonium^  zu  welcher  überhaupt  eine  be- 
sondere WiUenserklärungseiten  der  Aeltern  desLegitimandua 
nicht  als  erforderlich  »red acht  werden  darf,  in  concreto 
ganz  fehlen  kann,  \\\)  dann  die  natürliche  Abstammung 
nöthigeofalis  besonders  dargethan  werden  musa. 

Wesentlicher  ist  der  Unterschied^  dass;  während  bei 
der  legitimatio  per  suhsequens  matrimonhim  die  Legiti- 
mationswirkung  selbst  gegen  den  A\  ilicn  di  s  Kimles  mit 
dem  Augenblicke  der  Verheirathung  seiner  natürlichen 
Aeltern  ipso  jure  eintritt,  bei  der  Rescriptslegitimation 
die  vorherige  Einwilligung  des  Legitimandus  oder  seines 
Vertreters  niKM-liisBÜch  ist;  und  zwar  verlangt  das  Gcsctz- 
biu  li  in  iüj   1785  bei  einem  unter  Altersvormundschiiit 

• 

-stehenden  Kinde  von  dessen  vierzehnten  Lebensjahre  ab 
ausser  der  vomtundflchaftHchen  G-enehmigung  sogar  dessen 
persönliche  Einwilligung.  Uebrigons  sind  auf  diesem 
Wege  der  Rescriptslegitimation  jetzt  gleichfalls  alle  Arten 
unehelicher  Kinder  legitimationsikhig.  Weiter  kann  dieser 
Legitimationsmodos  im  Gegensatze  zum  Römischen  Rechte 
jetzt  selbst  da  gewiililt  werden,  wo  die  h-yitim.iiio  per 
suhsequens  matrimoiiium  an  sich  nocli  iiitiiriich  sein  sollte, 
und  ebenso  darf  heutzutage  auch  derjenige  Vater,  welcher 
bereits  eheliche  Kinder  hat,  um  Legitirairung  seiner  ausser- 
ehelichen  nachsuchen.  Nur  mu&s  vor  der  Kli<  licli.sprL'cliung 
eines  Adulteriiuia,  wenn  die  Ehefrau  des  Adulter  mit 
diesem  noch  in  der  £he  lebt,  die  ausdrückliche  Geneh- 
migung derselben  dazu  beigebracht  werden  §  1786 
des  H.G  B.). 

Die  Wirkungen  dieser  Legitimationsart  erstrecken 
sich  dagegen  in  der  Regel  nur  auf  den  Legitimandus, 
und  dessen  eheliche,  beziehentlich  bei  Töchtern  ausser- 

eheliche,  Abkömmlinge  einerseits,  sowie  auf  den  Vater 
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und  desBen  Descendenz  andererseito  (nicht  also^  wie  bei 

der  Legitimationsart  unter  a.  aiu  h  auf  die  väterlichen 
Ascendenteu  und  Seitenverwandten),  diese  mtissten  denn 
Ausdrücklich  darein  willigen:  §§.  1783  und  202^ 
des  B.G.B. 

Der  Unterschied  zwischen  legitimatio  pleiia  und 
minus  plena*)  des  älteren  Kechtes,  welcher  mit  der  aus 
.der  unehelichen  Geburt  sich  eingebenden  Anrüchtigk^t 
xusammenhing,  war  schon  seit  dem  Mandate,  die  Gleich- 
stellung der  unehelich  Geborenen  mit  den  ehelich  Ge- 
borenen hinsichtlich  der  bürgerlichen  und  Ebrenverhält- 
nisse  betreff«|  vom  23.  März  1831,  bei  uns  nicht  mehr 
praktisch.  Ueber  die  sogenannte  legitimatio  per 
testamentum  endlich  ist  zu  vergleichen  §.  1784 
des  B.G.B. 

§.  15Ö.  Yott  den  Brautklndern. 

Ein  weiterer  Fall;  wo  ein  in  der*  Ehe  weder  er- 
zeugtes noch  gebornes  Kind  dennoch  die  Legitimitäts- 
rechte anzusprechen  haben  kann,  ist  der  des  sogenannten 
Brautkindea. 

Die  49.  Decision  von  1661,  welche  sich  in  unserer 

Landesgesetzgebung  zuerst  mit  diesem  Begriffe  beschäftigt, 
hatte  nur  den  Fall  im  Auge,  wenn  das  Zustandekommen 
der  Ehe  zwischen  den  Verlobten  durch  den  Tod  des  einen 
derselben  gehindert  worden  sei,  und  stellt  för  diesen  Fall 
auch  nur  das  Erbrecht  des  in  dem  VeHöbnisöc  erzeugten 
Kindes  an  die  älterliche  Verlassenschaft  (nicht  umgekehrt), 
fest.   Das  Er b f  o  1  ge m a n d  at  §.14  dagegen  erklärt  den 

*)  Ihr  Zweck  bestand  nnr  in  der  Beseitigung  des  öffentlich- 

reclitliclien  Makels  der  unehelifbeii  Geburt,  während  das  Recht  der 
Intestatt't  t  lol^r,.  wirkliche  Khelichsprechung  nicht  zu  ihren 

Wirkungen  zahlte.  Haubold:  Lehrb  1  Anfl.  §.91  S.  82  nnd  Rcscript;  j 
die  Legitimation  unehelicher  lüuder  durch  landesherrln  h»  «:  Rescript.  j 
betreff  ,  vom  8.  Januar  1796  Beil.  D.  und  £.  verb.  mit  Erbloigmandat 
20  biw  22. 
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Grund  des  s^teren  NicbtaastandekommeiiB  der  Ehe  an 
sich  für  gleichgültig,  und  erstreckt  das  Erbrecht  des 

Brautkindes  ausser  auf  die  väterliche  Verlassenschaft  auch 
Äul*  die  dar  väterlichen  Verwandten.  Umgekehrt  räumt 
es  zwar  auch  dem  Vater  und  dessen  Verwandten  ein 
reciprokes  Erbrecht  an  dem  Nachlasse  des  Kindes  ein, 
liisst  kihw  abgesehen  hiervon  das  Princip  unboriilirt,  das» 
Verhältniss  der  Brautkiudschai't  nur  dem  Kinde  Rechte 
verleiht^  nicht  aber  gegen  dieses  Rechte  begründet 
(z.  B.  in  Bezug  auf  väterliche  Gewalt^  Alimentations- 
pflicbt  u.  s.  w.). 

Dies  ist  auch  im  Allgemeinen   noch   der  Stand- 
punkt des  bürgerlichen  Gesetzbuches  im  §.  1Ö78  verb. 
mit  §§.  2018,  2025,  nur  erweitect  es  den  in  einem  gewissen 
Uiiilange   bereits  von  dem  Erbfolgeniaiulate  §.  14  a.  E. 
zur  Geltung  gebrachten  Begriff  des  Putativverlobnisse» 
noch  mehr  dahin,  dass  nach  §.  1577  sämmtliche  dem 
Verlöbnisse  eigenthümliche  Ungültigkeitsgründe  und  selbst 
der  Mangel  der  gesetzlichen  Form  (zu  vergl,  oben  §.  150) 
durch  die  bona  tides  des  einen  Theiles  der  Verlobten 
schon  unschädlich  gemacht  werden  kann.   Dabei  wird 
übrigens  in  §.  2039  nicht  bloss,  wie  schon  nach  dem 
Erblolgemaudate       39  dem  in  mala  tide  berindlich  ge- 
wesenen Vater  das  reciproke  Erbrecht  au  dem  ^Nachlasse 
des  Kindes  fortdauernd  abgesprochen^  sondern  das  Gleiche 
geschieht  auch  rationeller  Weise  in  Bezug  auf  den  Vater 
und    dessen  Vorältern  dann^   wenn  der  Vater  es  war, 
welcher  das  NichtZustandekommen   der  Ehe  verschuldet 
hatte«    Femer  liess  das  bisherige  Becht  (sowohl  das* 
Erbfolgemandat  §.  14^  als  auch  das  Mandat^  das  Erbfolge- 
recht der  sogenannten  ^lantel-  oder  Brautkinder  bei  Lehen- 
gutem    betreffend,   vom   17.  Juni  1819)   es  mindestens- 
'  sweiielbaüty  ob  es  fUr  den  Begriff  des  Brautkindes  wesent- 
lich B€Ay  dass  das  Verlöbniss  zur  Zeit  der  Geburt  des 
Kindes  noch  bestanden  habe.  Das  Gesetzbuch  im  §.  157d 


so  Rechtsverhältniss  zwischen  Aelteru  uud  Kindern. 

UDterscheidet  hieri  ob  die  AbnchliesBnng  des  Verlöbnieses 
der  Zeugung  des  Kindes  Torausgegangen  oder  gefolgt 

sei.  Im  ersteren  Falle  soll  die  noch  vor  der  Geburt  er 
folgte  Wiederaufhebung  des  Verlöbnisses  der  Annahme 
eines  Brautkindschaüfcsverhältnisses  an  sich  nicht  im  Wege 
stehen^  im  zweiten  Falle  aber  ist  das  nach  der  Zeugung 
erst  eiii^  gari^^cne  Verlöbniss  zur  Gleichstellung  des  Rindes 
mit  einem  ehelichen  nar  dann  ausreichend,  wenn  dieses 
noch  während  des  bestehenden  Verlöbnisses  zvar  Welt 
kommt.*) 

§.  159.  Tob  der  Annahine  an  Kindesstatt. 

1.  Die  Herstellung  eines  Aeltcrn-  uud  Kindesverhält- 
nisses  auf  rein  juristpschem  Wege,  auch  ohne  An- 
knüpfung an  ein  bereits  vorhandenes  natürliches  ye^ 
waiidtHclialtsband  war  in  unserem  zeitherigen  Rechte  im 
Wesentlichen  noch  an  die  nämlichen  Voraussetzungen 
und  Formen  wie  im  neuesten  Römischen  Rechte  gebunden. 
Insbesondere  hatte  es  das  Erbfolgemandat,  welches  in 
i$§.  47  ti".  jod<'n  Unterschied  zwischen  vollkommener  und 
unvollkommener  Adoption  aufzuheben  schien,  doch  nur 
mit  den  erbrechtlichen  Folgen  einer  Annahme  an  Kindes- 
statt zu  thun,  und  man  unterschied  daher  im  Uebrigen 
noch  fortdauernd,  ob 

a.  der  Anzunehmende  sui  juris  sei  und  der  patria 
'potestas  des  Annehmende!)  unterworfen  werden  sollte. 
Hier  war  die  Erwirkung  landesherrlicher  Bestätigung 
nothwendiges  Erfordcndüs,  und  wie  bei  der  Rescripts- 
4egitimation  hatte  auch  hier  der  Unterrichter  das  Gesuch 
an  das  Appellationsgericht  und  dieses  dasselbe  an  das 
Justizministerium  zu  bringen,  ohne  Unterschied,  ob  sich 
je  nach  Lage  der  Sache  eine  concurrirende  obei'vormimd- 
schaftliche  Cognition  nuthig  macht©  oder  nicht. 

*)  Die  Legitimation  eiues  bereits  uusserehelieli  geborenea 
Kindca  per  snbsequentia  sponsalia  giebt  es  nicht. 


§.  159.  Auualime  aa  Kiudes&Utt. 
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b.  In  blossen  Adoptionsiälleu  dagegen  genügte  uuter- 
richterliche  Beatätiguog  des  AdgptiousvertmgeSy  soweit 
es  nicht  ansnahmsweise  wegen  Mangel»  einer  der  ge* 

setzlichen  \ Oraussetzungen  (z.  B.  des  vorschriitsniä^sigen 
Alter»  de»  Adoptans  oder  des  Altersunterschiedes  zwischen 
ihm  und  dem  Adoptandu«)  der  Einholung  laudeaherriicher 
DiBpensation  bedurfte.  Letztere  wurde  auch  jedesmal 
bei  einer  von  einer  Frau  zu  bewirkenden  AdupLiun 
erfordert 

11.  Das  Gesetabuch  bestimmt: 

a.  in  Ansehung  der  Form  und  VoraussetKungen  der  ' 

Annalmie  an  Kindesstatt,  dass  laiidushcrrliche  Geneliiiiigung 
in  allen  Fällen  unentbe lirlich  sei,  und  gesteht,  abweichend 
von  der  zeitherigen  Praxis  (WochenbL  1856^  241  ff.;, 
dem  vorläufigen  Abschlüsse  des  Adoptionsvertrages  nicht 
eiiiiiial  mehr  die  Kraft  zu,  ein  gegenseitiges  Klai^«M"echt 
auf  Einholunir  dieser  Genehnil<;ung  zu  erzeugen  17b7, 
1789  des  B.G.B.>.  Dafür  macht  es  aber  in  Bezog  auf 
die  Zulässigkeit  der  von  einer  Frau  zu  bewirkenden 
Adoption  keinen  Unterschied  mehr,  setzt  ferner  daa  vor- 
achriftsmässige  Alter  des  Adoptans  von  ÜO  auf  50  Jahre 
herab  und  gestattet  übrigens  selbst  dem  ausserehelichen 
Vater  die  Adoption  seines  ausserehelichen  Kindes  (§§.  1790, 
1791  des  H.G.B.;. 

Wegen  der  persünliciicn  Einwilligung  des  unter  Vor- 
mundschaft stehenden  Adoptandus  gilt  nach  §.  1794  des 
B.G.B.  das  oben  §.  157  unter  b.  bei  der  'Rescripts- 
legitinuition  Gesaj^tc  und  ausserdem  ist  in  Fällen,  wo  die 
Ascendenten  des  au  Kindesstatt  Anzunehmenden  noeii 
leben;  auch  die  Einholung  ihrer  Genehmigung  nach  gleichen 
Grundsätzen  erforderlich,  wie  bei  der  Consensertheilung 
zu  einem  einzugehenden  Verhihnisse,  also  auch  oluie 
Unterschied,  ob  der  zu  Adoptirende  bereits  sui  juris  ist 
oder  nicht.    Endlich  bedarf  es  zur  Adoption  einer  ver« 

heiratheten  Frau   der  Genehmigung   des  Ehemannes 
IL  6 

♦ 


Digitized  by  Google 


82    Rechtsverhfthniss  zwischen  Aeltern  und  Kin 

{%  1795  des  B.G.B.).  Ghesuche  um  Genehmigung  der 
Annahmf»  an  Kinfl(^sstatt  sind  jetzt  ausnahmslos  bei  den 
Untergerichten  anzubringen  und  von  diesen  mittelst  gut- 
achtlichen Berichtes  dem  Justizministerium  anzuseigen. 
Verordnung  vom  3.  August  1868  §.  6. 

b.  In  ßtüug  aui'  die  Wirkungen  der  heutigen 
Adoption  lässt  sich  das  Gesetzbuch  einerseits  die  thun- 
Hchste  Schonung  des  natürlichen  Aeltern-  und  Kindes- 
verhältnisses angelegen  sein,  insofern  es  nicht  bloss  das 
gegenseitige  Erbrecht  zwischen  den  leibiichtjn  Ascendcaten 
und  Descendenten  und  übrigen  Bhitsverwandten,  sondern  , 
auch  das  Recht  auf  £rtheiiung  des  iCheco  nsenses^  nicht  I 
minder  in  gewissem  Umfange  auch   die  gegenseitige  -  ; 
Aiimeutatioujspriicht  unberührt  lässt  (§.  171»8  des  H.G.H  l  ' 
Andererseits  entzieht  es  das  zwischen  dem  Adoptans  und 
dem  AdoptatuB  begründete  Rechtsverhäitniss  möglichst 
dem  Einflüsse  etwaiger  cMgennütziger  Motive  dadurch^  | 
da«s   CS   l)etrefts  der  vermögensrechtlichen  Kolgen  | 
für  den  Adoptatus  nur  Üechte,  aber  nicht  PHirhten  daraus 
hervoi*gehen  ISsst,  insbesondere  gesteht  es  dem  Adoptans, 
selbst  wenn  er  die  väterliche  Gewalt  über  das  Wahlkind 
erwirbt,  weder  Niessbrauch  liuch  ein  Erbrecht  am  Kindis- 
vermcigen,  noch  einen  Ansprucli  auf  Alimentation  gegen 
den  Anzunehmenden  zu  (§.  1797  des  B.G.B.)« 

Endlich  erstrecken  sich  die  Rechtswirkungen  der 
Adoption  immer  nur  aul  die  Person  des  Annehmers  und 
Angenommenen,  beziehentlich  dessen  Descendenz,  nicht 
auf  die  beiderseitigen  sonstigen  Familienglieder  (§..179it  ■ 
des  B.G.B.),  lieber  den  Begriff  der  Aufhebung  der  An- 
nahme an  Kindesstatt  im  Gegensätze  zur  Emancipaiiuu 
als  eines  blossen  Erlöschungsgrundes  der  aus  der  Annahme 
an  Kindesstatt,  etwa  hervorgegangenen  väterlichen  Gewalt 
ist  zu  vergleichen  g.  IHOO  verb.  mit  §.  1831  d«s  B.G.B.  Ers- 
t<Te  zerstört  namentlich  das  Krl)r('cht  des  Kindes  gegen  den 
Pater  aduptaus,  letztere  nicht     2U4Ö  des  ß.G.B.^,  und  erstcrc 
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§.  160.   Rechte  uud  PtlicLten  der  Aelteru:  Erziehougsrecht. 

iBt  deöhaib  auch  an  ganz  andere,  im  §.  1800  des  B.U.B, 
erwähnte  Formerl'ordcruifise  geknüpÜ  als  letztere. 

■ 

§.  160.  Beekte  und  Pfllehten  der  Aeltem. 

Charakteiistisch  iur  das  Hecht  des  Gesetsbuclies  in 
dieaer  Lehre  ist  der  Umstand,  dasa  eine  Melurzaid  von 
Befugnissen,  welche  das  Römische  Recht  als  Ausfluss  der 

väterlichen  Gewalt  behandelt,  jetzt  als  Gemeingut  hei- 
der Aelteru  erscheint;  so  da»  Recht  zur  Ertheiluii^^  doi» 
Kheconsenses  (oben  §.  136);  ferner  dass  Recht,  dem  Kinde 
letztwillig  einen  Vormund  zu  ernennen  (unten  §.  167  A.  I.); 

.  ferner  (hu>  Hecht  der  st^genannteu  Pupillarsubstitution 
(unten  §.  lyi  unter  >iu.  II.)  —  obwohl  in  mehrerea  die- 
ser Beaiehungen  dem  Vater  immerhin  noch  ein  gewisses 

,  Uebergewicht  gewahrt  geblieben  ist 

L  .Aulatigeml  das  iUtcrliche  Erzieh  ungsrt.'cht,  wel- 
chem umgekehrt  die  Ptiicht  der  Aelteru  eutspriclit,  iiir  eine 
ihrem  iStande  und  den  Fähigkeiten  des  Kindes  ent- 
sprechende Ausbildung  des  letzteren  soweit  möglich  Sorge 
zu  tragen,  läöst  da»  Ge.setzlnu  li  gkichialls  den  eigenen  be- 
rechijgten  Wünschtn  des  isLuides  von  dessen  eriiilltem 
vierzehnten  Aitersjahre  an  eine  billige  Berücksiciitigung 
angedeihen,  und  ordnet  im  Falle  einer  hieraus  hervor- 
gehenden Dift'crciiz  zwischen  Aeltem  und  lvin(k'in  t^bt-nso 
wie  danu,  wenn  auffallende  Ptlichtveruachlässigungeu  der 
Aeltern  das  geistige  oder  leibliche  Wohl  des  Kindes  zu 
getälffden  drohen,  das  Einschreiten  der  Vormundschafts- 
behörde  an  l^^Uli,  1804  des  B.G.B.).    Im  Falle  einer 

llliet?clu:i(lung  oder  Trennung  von  Tisch  und  Btitt  hat 
gleichtalis  die  Vormundschailsbehörde,  da  nöthig,  darüber 
Bestimmung  zu  treffen ,  wem  von  beiden  Ehegatten  die 
Ei-ziehung  der  in  der  Ehe  erzeugten  Kinder  zugewiesen 
werden  soll,  wobei  es  nur  als  eine,  aber  keiuet^wegs  aus- 
nahmslose Kegel  gÜtf  dass  die  Erziehung  der  Kinder  bis 

zu  erfülltem  sechsten  Jahre  der  Mutter  zu  verbleiben^ 

6» 
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^4    RecbtSTcrhaltniss  zwischeu  Aelteru  uud  KiuderD. 

von  da  ab  aber  auf  den  Vater  überzugehen  habe  (§.  1749 
des  B.G.B.). 

Ebenso  richtet  sich 'auch  die  confessioneile  firziehong 

des  Kindes  danach,  welcher  der  verschiedenen  Relltrioüs- 
gemeinschaiten  die  Aeiteru  angehören.  Erst  mit  erreich- 
tem einundzwansigBten  Aitersjuhre  tritt  das  freie  Bestuih 
mungsrecht  des  Kindes  insoweit  ein^  dass  es  von  da  ab 
einen  etwaigen  Conles.sioiis-  oder  Keligionswechsel  unter 
den  allgemeinen  im  Mandate^  den  Uebeitritt  von  emer 
christiiehen  Confession  zur  andern  betreff.,  vom  20.  Febnisr 
1827;  bestimmten  Voraussetzungen  treffen  kann.  Bfick- 
sichtlicli  der  Kinder  aus  sreraischteii  Ehen  gilt  nach  dem 
Gesetze,  die  Elien  unter  Personeu  evangelisch r  u  und  katho- 
lischen Glaubensbekenntnisses  und  die  religiöse  Erziehung 
der  von  Aeltern  solcher  verschiedener  Confeesionen  er 
zeugten  Kinder  betreffend,  vom  1.  November  1830,  verb. 
mit  der  Aus! Uhiuni^s Verordnung  dazu  vom  2.  Mai  1844. 
als  Kegel,  dass  die  Confession  des  Vaters  entscheidet. 
Zwar  ist  es  den  Aeltern  gestattet,  vor  Eingehung  einer 
dergleichen  Ehe  oder  auch  w&hrend  derselben  vertrsg*- 
massig  em  Anderes  festzusetzen,  jedoch  muss  die  betreflfeode 
Uebereinkunft  vor  dem  ordentlichen  iüchter  des  Verlob- 
ten,  r<»p.  Eheinannas  g^iFen  wenlea  und  üt  lüecb« 
personliches  Erscheinen  beider  Theile  an  Gerichtsstelle 
uneriässliches  Gültigkeitsei'forderniss.  Auch  wird  durch 
ein  erst  während  bestehender  Ehe  getroffenes  derartigem 
Abkommen  die  religiöse  Erziehung  des  Kindes,  wenn 
dasselbe  bereits  damals  das  sechste  AJtersjahr  erftllt  ge- 
habt, nicht  mehr  beruhigt 

IL  Die  Alimentationspflicht  zwischen  Aetten 
und  Kindern  Ist 

1.  in  der  Regel  eine  vollkommen  gegenseitige, 
und  gleichmässig  an  die  doppelte  Voraussetzung  geknüpfte: 

a.  Mangel  eigenen  zui'eicheuden  Vermögens,  resp. 
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genügt  iulcT  Erwurbstähigkeit  aut'  2>ijiten  des  Berechtigten 
(§.  1844  des  B.G.B.) ; 

b.  Vorhandensein  zulänglicher  Mittel  nach  Deckung 
der  eigenen  Subsistenz  auf  Seiten  des  Pflichtigen  *)  (§.  1848 
erster  Satz  des  B.G.B.). 

Ueber  die  Begnffe  der  Vermögenslosigkeit  und  Un- 
vermögendheit sind  zu  yergl.  Annalen  des  O.A.G.  N.  F. 
DI.  44  f.,  Wochenbl.  1866  S.  323. 

Eröt  mit  dtin  Zusammentrefteii  beider  Voraussetzungen 
kommt  der  Alinientenanspruch  im  einzelnen  Falle  zur  Ent- 
stehung und  erlischt  wieder  mit  dem  Augenblicke  des  Weg- 
falles der  einen  oder  andern  von  ihnen.  Die  Thatsache  allein^ 
dass  der  angebliche  J  'orechtigte  i)ishnr  fortgelebt  hat,  genü^^t 
aber,  um  auf  die  Veipmgenheit  das  Voriiandenge wesensein 
der  Voraussetzung  unter  a.  auf  so  lange  zu  widerlegen^  als 
der  Betreffende  nicht  darznthun  vermag,  dass  er  zum 
Zwecke  seines  Uiitrrhaltes  habe  Schulden  machvii  miisscn 
—  „in  praeteritum  non  vivitur^'  —  (§.  1649  des  B.G.B,). 
Indessen  sqU  es  auf  Seiten  der  Kinder  bereits  als  Man- 
gel zureichenden  eigenen  Vemidgcns  gelten,  wenn  und 
soweit  die  Früchte  des  letztorun  zur  Bestreitung  ihres 
Unterhaltes  nicht  ausreichen  i§.  1845  des  B.G.B.).  Um- 
gekehrt erstreckt  sich  auch  die  Verpflichtung  der  Kinder 
ihren  Aeltern  gegenüber  nicht  mehr,  wie  bisher,  nur  auf 
Darreichung  des  nothdtirftigen ,  sondern  gieich  der  der 
letzteren  auf  Gewährung  standesmässigen  Unterhaltes 
(§§.  1846,  1847  des  B.G.B.)  und  nur  im  Falle  einer  sol- 
chen Aufführung  des  Alimentationsberechtigten,  welche 
dem  Pflichtigen  Grund  zur  Enterbung  geben  würde,  darf 
hier  wie  dort  der  zu  gewährende  Aluueutationsbetrag  sich 
auf  das  nothdürftige  Mass  beschränken  (§.  1854  des  B.G.B. ). 

*)  Bei  sonstigen  obligatorischen  Ansprüdisn  ist  ihre  f.K  tische 
Boalisirbarkeit  nur  praktisch  wichtig  and  kommt  erst  in  der  Execu« 
tionsinstanz  in  Frage;  hier  aber  hängt  von  ihr  das  YorhaaUensein 
der  rechtlichen  Verpflichtung  ab« 
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Die  EijTfen8chai't  eines  blossen  \ Orscliusscti  oder  \  r- 
iagesy  deöt»eii  Kestitutiou  der  Pflichtige,  im  Falle  der  Be- 
rechtigte zu  beBseretn  Vermögen  käme,  von  diesem  ver- 
langen könne  ^  hat  übrigens  die  AHmentonzahlung  nicht 
(§.  <l<'>  B.G.B.),  und  selbst  bei  einem  ühpr  das  }xe- 

wöiiuliche  Maass  der  gesetzlichea  VerpÜichtuxig  hinaus- 
gehenden Aufwände  ist  der  Vater  dereinst  von  dem  in 
seinen  Händen  befindlichen  Eindesverm'ögen  diesen  Mehr- 
aufw  and  nur  dann  in  Abzug  zu  brin.t^eii  berechtigt,  wenn 
er  liuchweiälich  zu  dessen  Bestreitung  selbst  Schuldeu 
machen  niusste^  oder  er  sich  der  Einwilligung  des  Kin- 
des oder  dessen  Vormundes  versichert  hatte  (§. 
des  B.(i.B.  . 

2.  Die  voii  den  Lehrern  des  genieiiieu  Kecbtes  viel- 
fach festgehaltene  Keihenfo  ige  unter  den  aiimentationa- 
pfiichtigen  Ascedenten,  wonach  nach  dem  Vater  zu» 
nächst  die  väterliclien  Grussältern  und  erst  in  deren  Er- 
mangelung die  Mutter  rosp.  deren  Asceudenteu  püichtig 
werden  sollen,  war  schon  nach  unsrer  zettherigen  Praxis 
nicht  adoptirt  (Baiier,  Responsa  Bd.  1.,  no.  LXIV. 
mortuo  patre  sui  juris  ejus  liberis  alinienta  mater,  eaque 
inope,  avi  ex  utraque  parte  aequo  jure  (iebeut),  und  ebenso 
hat  auch  jetzt  dem  Gesetzbuche  gemäss  nach  dem  zuuSchst 
verpflichteten  Vater  die  Mutter  einzutreten,  und  erst  in 
deren  Erntangelung  konunen  die  väterlichen  und  mütter- 
lichen G I üSbälterii  nach  der  Gradeenaiie,  und  zwar  die 
gieichnahen  pro  rata  an  die  Reihe  (§§.  1637 — ld{$9  dos 
B.G.B.). 

Ueber  die  Iveihenfolge  der  alimentationspflichtigen 
Deseendcnten  entscheidet  die  Keiheufolge  ihrer  Beratung 
zur  gesetzlichen  Erbfolge;  w^en  der  Brautkinder  und 
Adoptivkinder  ist  zu  vergh  oben  §§.  158  und  159.  Dem 
Unvermögen  eines  in  der  Reihe  vorangehenden  steht  de^seu 
Tod  gleich,  da  die  hier  in  Fraire  befangene  Alimentations- 
pflicht in  keinem  Falle  mehr  (anders  nach  Römischem  Rechte, 
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1.  5,  §.  17,  D.  de  agiHJsc.  et  alend.  liberis  XXV.  8)  auf  die 
Eriken  des  Ver|iflicbteteii  ubergebt  (§.  1853  des  B.O  B.).  *) 
Uebrigcns  haben  die  subsidiär  Verptiiehteten  auoh  schon 
dann  einzutreten,  wenn  dir  zunächst  Vei'yirtichtete  uiclit 
tuit  Erfolg  innerhalb  eines  der  vormaligen  Deutschen  Bun- 
desstaaten belangt  werden  kann.  Nur  bleibt  ihnen  in 
diesem  Falle  der  Regress  an  ihre  Vorleute  vorbehalten 
(§§.  18:is— 1840  des  B.O.B.;. 

3.  Die  Voröchritton  der  36.  Decision  von  Ii 40,  vorb. 
mit  Erläuteruttgsrescript  vom  3.  April  llöO,  sowie  die 
Verordnung  der  Landesregierung«  die  aus  dem  Vermögen 
bemittelter  Züchtlinge  etc.  zu  leistenden  Beiträge  betreff., 
vom  3o.  April  1821,  wodurch  dem  Vater  rückbichllicli 
seines  in  Untersuchung  befangenen^  resp.  in  einer  Landes- 
Strafanstalt  detinirten  Kindes  im  Wesentlichen  dieselben 
Verpflichtungen,  wie  dem  Ehemanne  rticksichtltch  der  Ehe- 
frau im  gleichen  Falle  auteriegt  werden  (zu  vergl.  oben 
§.  147,  lila),  beziehen  sich  nur  auf  die  noch  in  väter- 
licher Gewalt  befindlichen  Kinder,  können  also  weder 
<;egen  die  Mutter  noch  gegen  die  entfernteren  Ascenden- 
ten  in  Anwendung  kommen,  und  lu  dem  in  der  Landcs- 
regierungsverordnuii":  gedachten  i'^alle  endigt  selbst  diese 
väterliche  AUmentatiouspilicht  ohne  Käcksicht  auf  die 
Fortdauer  der  väterlichen  Gewalt  mit  vollendetem  einund- 
zwanzigsten  Altersjahrt'  des  Kiud('>. 

III.  Noch  kommt  die  gesetzliche  V^erpflichtung  des 
Vaters  und  eventuell  der  Mutter  in  Betracht:  der  sich 
verheirathenden  Tochter  ein  angemessenes  Heirathsgut 
(dos  necessaria)  gewähren.  Durch  dec.  29  von  174*> 
war  die  Dotation^pflicht  des  \'ateis  im  ergleiche  zu  dem 
gemeinen  Reckte  wesentlich  dadurch  eingeschränkt ,  dass 
die  Tochter  beziehentlich  deren  Ehemann  nach  der  Ver- 

*>  Anders  verh&lt  es  sich  bei  der  AlimentatioDspflic  ht  dos  Bchwän- 
gerers  gegenüber  dem  aasserehelich  Erseugtea  (|f.  lö73  des  B.ü.B. 
s.  unten  §■  164  no.  3.). 
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lieirathuug  auf  Gewährung  einer  suiciien  gesetzlichen  Aus- 
stattung mit  Erfolg  überhaupt  nicht  mehr  klagen  konnte^ 
vielmehr  eine  Klage  dann  nur  insoweit  möglich  blieb,  al» 
der  Vater  die  Ausstattung  noch  besonders  versprochen 
hatte.  Zudem  sprach  die  Decision  zwar  nur  ausdrücklich 
von  dem  Vater,  indessen  nahm  die  Praxis  eintretenden 
Falles  keinen  Anstand,  sie  auch  auf  die  Mutter  anzu- 
wenden. 

Das  Gesetzbuch  bringt  in  §.  1666  die  Hestinunun^en 
der  Decision  iudirect  dadurch  in  Wegfall,  dass  es  sich 
dort  dabei  begnügt,  die  Klage  auf  Ausstattung  einer  ein- 
jährigen Verjährungsfrist  von  Eingehung  der  Ehe  ab  m 
unterwerfen;  andererseits  beschränkt  aber  das  Gesetz- 
buch die  Vcrpliichtung  der  A ellern  in  §§.  1661  ff.  nur 
auf  Gewährung  einer  zu  Errichtung  des  Hausstandes 
nothigen  Ausstattung:  die  hier  in  Rede  stehende  Ver- 
pflichtung des  Vaters  wird  übrigens  abweielu  nd  vom  zeit- 
herigen  Reclite  aueh  aut  die  lirautkinder  erstreekt,  um- 
gekehrt aber  die  Römischrechtiiche  Vorpäichtung  des 
v&teriichen  Orossvaters  ganz  in  Wegfall  gebracht. 

161.   Von  der  TÄterlichen  Gewalt 

1.  Deren  Inhalt. 
Die  Wirkungen  unserer  heutigen^  aus  einer  Mischung 

des  Altdeutschen  ^lundiuni  und  dir  Kömischen  patria 
potestas  hervorgegangenen  väterlichen  Gewalt  machen 
sich  im  Wesentlichen  in  folgenden  zwei  Hauptrichtungen 
geltend: 

A.  in  der  sogenannten  natürl? chen  oder  geseta- 
liehen  V  o  rm  u  n  d  s  e  h  a  l't  des  Vaters  über  das  Kind 
während  dessen  Minderjährigkeit; 

B.  in  dem  auch  über  die  Minderjährigkeit  des  Kin- 
des hinausgehenden  Rechte  des  Vaters  an  dem  Ver- 
mögen seines  Hauski n des. 

Zu  A.  Als  natürlicher  Vormund  des  minorenneu  Haus- 
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kindes  vertritt  der  Vater  das  letztere  lür  seine  Person 

sowohl  gerielitlic'h  als  {iuss('r<(ericlitlieli  m  jrloicher  Weise 
wie  der  Altersvommnd  den  vaterlosen  Minorennen,  je- 
doch ohne  die  bei  dem .  Altersvomiunde  vorgeschriebene 
weitergehende  Concarrenz  der  Vormnndschaftsbehörde.  Da* 
her  kann  sich  das  minderjährige  Hauskind  in  der  Regel 
nur  uiil  Einwilligung  tles  Vaters  durcli  Rechtsgeschäfte 
gültig  verpflichten  (Ausnahmen  in  Fällen  der  Dienstver^ 
miethung,  der  Abschliessung  von  Gesindecontracten,  bis- 
her  auch  von  Arbeitsverträgen  u.  s.  f.*).   Processe,  soweit 
sie   nicht  Tiieile  des  Kindesvermögens   betreffeni  riick- 
sichtlich  deren  dem  Vater  die  Verwaltung  entzogen  ist 
(zu.vergl.  unten  zu  B.,  2,  3)^  fUhrt  derselbe  für  das 
minderjährige  Hauskind  allein,  sehlicsst  Vergleiche  für 
dasselbe  ab  und  kann  sogar,  so  lange  das  Kind  nicht 
wenigstens  die  Jahre  der  £idesmündigkeit  erreicht  hat^ 
die  diesem  zuerkannten  Eide  für  dasselbe  schwören. 
Bei  allen  diesen  Anlässen  bedarf  er  der  obervorinund- 
.suhaftliclien  Autorisation  nur  insoweit,  als  eines  der  un- 
ter B.  4.  zu  erwähnenden  Veränsserungsgeschäfte  in  Frage 
steht.  —  Ist  der  Vater  an  der  Ausübung  der  mit  der 
natürlichen     Vornumdschaft    verbundenen    Rechte  und 
Pflichten  bleibend  verhindert,  oder  sonst  dazu  unfähig 
iz.  B.  Fälle  der  eigenen  Minderjährigkeit  des  Vaters, 
Geisteskrankheit,  Abwesenheit  des  Vaters  n.  s.  f.),  so  ist 
dem  Kinde  in  der  Person  eines  Dritten  ein  Vormund  zu 
bestellen  (§.  IH'd-i  verb.  mit  §.  1803  a.  E.  des  B.G.B;». 
Hierxu  kann  zwar  solchenfalls  die  Mutter  des  Kindes 
oder  ein  Grossvater  oder  sonstiger  entfernterer  Ascendent 
desselben  gewählt  werden,  indessen  kommen  allen  diesen 


♦)  Gesindeordnung  vom  10.  Januar  1835  t^jj  lu  und  11  Die 
Gewerbeordnung  frtr  den  Norddeutschen  Jiund  vom  2i.  Juni  is^G'j 
enthiUt  zu  Folge  ihrer  §$.  105.  108  und  131  Anfan«r  und  Schlusssatz 
keine  dem  §.  64  des  KOnigl.  Sachs.  Gewerbegeseues  vom  15.  Oct. 
laei  analoge  Vorschrift. 
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Personen  die  vonnundschaftliche^  Befugnisae  nicht  kraft 
&lterlichen  Rechtes^  sondern  lediglich  verini>ge  richterli- 
cher JicöUitigung  zu.  sind  daher,  wie  in  auiki\  ii 
Fällen^  der  obervormundschaftüchen  Controle  v.oU  unter- 
werfen. 

Zu  B.  In  der  hier  fraglichen  Richtung  trug  das  schon 
mit  dem  väterlichen  Miiuilialrechte  verbunden  gewesene 
ausgedehnte  Nutzniessungsbefugoiss  am  Kindf  .sverniogeii 
wesentlich  dazu  bei.  die  Aufnahme  der  Peculienlehre 
des  Justinianeischen  Rechtes  im  Wege  der  Gesetzgebung 
sowohl  als  des  Gerichtsbrauches  in  unser  Landeörecht  zu 
vennitteln.  Dies  zeigt  sich  schon  in  const.  25.  pte.  III. 
und  mehr  noch  in  dem  Anhange  zur  £ri.  Processordnung 
§.  11)  sowie  in  der  Vormundschaftsordnung  Gap.  XXII. 
§.  5.  Jedueh  wird  dort  überall  nur  der  verschiedenen 
Arten  des  Kindesverraögens,  jenachdem  dasselbe  dem 
väterlichen  Niessbrauche  und  Verwaltungsivchte  unter- 
liege oder  nicht,  gedacht.  Die  Römischrechtiichen  Grund* 
Sätze  über  das  jjtM  uliiiin  profectitium  werden  /.war  aiu  li 
von  unseren  iSchrütsteiicrn,  z.  B.  noch  von  (.^urtius,  lidb. 
l,  §.  167,  als  geltendes  Recht  vorgetragen,  jedoch  hatten 
dieselben  schon  zeither  theils  in  Folge  der  Umgestaltung 
der  Lehre  von  der  Stellvertretung,  theils  mit  der  Aut- 
gabe des  Prinzipes  der  Ungültigkeit  von  Schenkuugeu 
Seiten  des  Vaters  an  das  Hauskind  viel  von  ihrer  prakti- 
schen Wichtigkeit  verloren. 

Das  Ueset/buch  ^.  1811  kennt  überhaupt  nur  noch 
tivief*  und  unlreies  Vermögen  des  Kindes,  und  bringt 
also  nicht  bloss  das  pecnlium  proiectittum  sondern  auch 
die  Unterscheidungen  zwischen  peculium  castrense  und 
quasicastrense  gänzlich  in  \\  «  (^'tUll.  E>  liisst  sich  sonach 
.  die  heutige  Lehre  vom  Kiudcrgute  uut  tolgende  äätze 
zurückfuhren : 

1.  Mit  der  väterlichen  Gewalt  ist  regelmässig  auf 
deren  ganze  Dauer  das  ipso  jure  eintretende  Nutziiica« 
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aungs-  and  Verwaltungsrecht  des  Vaters  an  dem  g es aui  in- 
ten Kindesvermögen  verbunden. 

Insbesondere  unterliegt  den». >i  Iben  auch  der  von  dem 
Uauskinde  durch  seibstluidige  Thätigkeit  für  sich  gemachte 
Erwerb  aller  Art,  und  es  ist  ein  Unterschied  in  Bezug 
auf  die  diesfallsigen  Erwerbungen  des  Kindes  künftig 
nicht  \v<'it«'r  zu  machen,  wogegen  das  von  dt  in  Kinde 
.  dui'ch  gewöhnliche  häusliche  oder  gewerbliche  Hülfslei- 
stungen  Erworbene  umgekehrt  überhaupt  nicht  ihm,  son- 
dern dem  Vater  zuf^t  (§§.  1810,  1811  verb.  mit  §.  ltK)6 
des  B.Ü.B.j. 

2.  Gänzlich  befreit  von  dem  väterlichen  Niessbrauchs- 
und  Verwaltungsrecbte  ist 

a.  das  Vermögen  der  an  Kiudesstatt  Angenommenen 
(üben  §.  159); 

b.  aber  auch  den  leiblichen  Kindern  gegenüber  cessirt 

dasselbe  ausnalmisweise  in  lulgenden  Fällen: 

tf.  in  b^olge  eines  von  dem  Vater  erklärten  Ver- 
zichtes, dessen  Wirksamkeit  natürlich  hier  (im  Gegen- 

.*<atze  zu  dem  oben  in  der  Lehre  von»  Kecepticiengute 
beliui's  Aussehliessung  des  ehemännlichen  Ususfructus 
Bemerkten)  etwas  nicht  im  Wege  steht; 

ß,  bei  allen  Zuwendungen  selten  dritter  Personen, 
die  dem  Kinde  unter  der  J-Jedinguug  der  Ausischliessung 
des  väterlichen  Niessbrauches  und  Verwaltungsrechtes 
oder  doch  eines  von  beiden  gemacht  werden,  wobei  je- 
doch Ascendenten  des  Kindes  den  diesem  gebührenden 
Pflichttheil  dem  väterlichen  Niesöbruiichs-  und  Verwal- 
tungsrechte  nicht  entziehen  dürfen  (§§.  1811,  1612  des 
B.G.B.);  vergi.  oben  §.  löO  A.  zu  2  a. 

in  Ansehung  alles  dessen ,  was  deui  Kinde  im 
Wege  des  Erbganges  an  der  Stelle  des  pater  indignu» 
oder  in  Folge  vorausgegangener  Enterbung  des  Letztei*en 
an&llt    Der  erste  Fall  war  schon  im  Erbfolgemandato 
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§§.  lOB  und  107  berücksichtigt;  der  zweite  ist  erst  durch 
da;^  Geaetzbucli  ^.  1811  hinzugefügt  worden. 

3.  Von  der  Pflicht  zur  Cautionsieistung  wegen 
der  seinem  Kiessbrauche  und  Verwaltungsrechte  unterlie- 
genden VermÖgenstheile  des  Kindes  ist  auch  bei  uns  der 
Vater  in  der  Regel  frei.  Nur  dann  konnte  er  nach  un- 
serem zeitherigen  Rechte  (Mandat  (1) :  die  Authebung  der 
stillschweigenden  Hypotheken  etc.  betreff.^  vom  4.  Juni 
1829^  §§.  51  ff.)  in  den  Fall  kommen,  Sicherheit  leisten 
zn  müssen: 

a.  wenn  er  übel  vvirthöcliaiiete,  oder  auch  nur  wegen 
Verse  hliuimerung  seiner  Vermögensverhältuisse  Ge£fthr  des 
Verlustes  entstand,  oder 

b.  wenn  die  Kinder  noch  minderjährig  waren ,  und 
der  Vater  von  ihnen  Vermögen  unter  seiiu  i-  Administra- 
tion hatte,  ohne  daran  zugleich  niessbrauchbcrechtigt  z\i 
sein  (zu  vergL  oben  2,  b,  ß).  Hier  sollte  er,  wie  jeder 
andere  Vormund  Sicherheit  su  besteUen  haben.  Auf  diese 
beiden  Fälle  (a.  und  b.)  war  daher  aucli  der  in  §.  38 
unter  no.  3  des  Hypothekengesetzes  vom  G.  November 

den  Kindern  eingeräumte  gesetadiche  Reehtstitel 
zur  Eintragung  einer  Cautionshypothek  an  den  Immobi- 
lien des  Vaters  aUein  zu  beziehen  (zu  vergl.  oben  im 
Pfandrechte  §.  71  zu  2,  a,  ß,  Bd.  I  S.  266).  Das  Ge- 
setzbuch §.  1816  beseitigt  den  Ausnahmefall  unter  b  da- 
durch, dass  es  in  allen  Fällen,  wo  dem  Vater  nicht  zu- 
gleich Niessbrauch  und  Verwaltung  an  dem  betreffenden 
Thcile  des  Kindesvermögens  zustehet,  die  Bestellung 
eines  »Specialvormuudes  anordneti  auf  welchen  dann  die 
bezügliche  Vermögensverwaltung,  jedoch  unbeschadet 
des  etwaigen  usufiructtiarischen  Rechtes  des  Vaters  über- 
gehet. Sonach  bleibt  iTir  die  CautionspHicht  des  Vaters 
nui-  noch  der  Fall  unter  a.  übrig,  und  auf  diesen  redu- 
cirt  «ich  daher  auch  eintretenden  Falles  der  in  §.  391 
des  Gesetzbuches  erw&hnte  gesetzliche  Hechtsgrund  zum 
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Uypothekeneintrage.  Dabei  hat,  dafern  die  Kinder  noch 
minderjährig  sind^  der  VormandschafUrichter  za  diesem 
Zwecke  von  Amtswegen  vorzuschreiten ,  und  wenn  zu- 
längliche Gaution  nicht  zu  erlangen  sein  sollte,  gleieh- 
falls  einen  Vormund  zu  bealcllen^  während  die  volljähri- 
gen Kinder  bei  Mangel  ausreichender  Sicberstellimg  Ue- 
bertragung  ihres  Vermögens  zur  Selbstverwaltung  for- 
dern künneu.  Auch  in  diesen  Fällen  l)l(  i])t  jedoch  das 
usufructuarischc  liecht  des  Vatera  natürlich  unberührt. 

4.  Zur  VeräUBserung  der  seinem  Niessbrauchs- 
resp.  Verwaltungsrechte  unterliegenden  Sachen  der  Haus- 
kinder ist  der  V^ater  der  Regel  nach  nicht  l)i'iii;^^t.  Ist 
das  Kind  volljährig,  so  bedarf  er  vielmehr  hierzu  schlech- 
terdings seiner  Einwilligung.  Ist  es  noch  minderjährig, 
80  treten  im  Wesentlichen  die  Bestimmungen  ein,  welche 
von  der  Veräusseriuii^  *les  Mündeigntes  durch  den  Alters- 
vormund gelten,  jedoch  mit  folgenden  Modificationeu: 
Zur  Veräusserung  von  Immobilien  bedarf  zwar  auch  der  Va- 
ter unbedingt  des  vormundschaftsrichterlichen  Alienations- 
deeretes;  nur  soll  ihm  dasselbe  selbst  austor  dem  Falle 
eigentlicher  Noth,  sobald  nur  der  Nutzen  des  Kindes 
durch  die  Veräusserung  gefordert  wird,  nicht  verweigert 
werden.  Auch  sollte  es  behufs  der  Einholung  dieses 
Decretes  bereits  vor  dem  Erlasse  der  Verordnung  vom 
3.  Au;xust  1868  nicht  erst  der  Berichtserstattnng  an  das 
Appellationsgericht  bedürfen  (Allgemeine  Vornmndt>ciiaits- 
ordnung  Cap.  XXU.  §.  4.  — §.  1818  des  B.O.K  verb.  mit 
Justizministerialverordnung,  abgedruckt  in  der  Zeitschrift 
f.  Rechtfi])rie-e  Bd.  XXIU.  S.  220).  Rücksiditlich  der  /.u 
veräussernd  ]i  Mobilien  war  nach  der  Vomiundschaits- 
ordnung  Gap.  XXII.  dem  Vater  bisher  überhaupt  nur 
Anzeige  von  der  Veräusserung  an  den  Vormundschafts- 
richter zur  Pflicht  gemacht  und  der  Letztere  angewiesen, 
nicht  ohne  sein-  erhebliche  Ursachen  der  projectirten 
Veräusserung  entgegen  zvl  treten.   Dagegen  giebt  das 
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Gesetsbuch  a.  a.  0.  dem  Vater  rticksichtlich  der  Mobüien 
in  der  Kegel  ein  völlig  unbeschränktes  Veränsaerungs- 

recht,  und  ununit  hiervon  mii  <j:ewisse  werthvolle  Sachen 
(öffentliche  Credit}M}uere,  Pretiuscn,  Gesammt^achen)  aus^ 
wnlche  es  insoweit  den  Immobilien  völlig  gleichstellt. 

^.  168.  Fortsetzung. 

Dero  im  vorigen  Paragraphen  zu  A.  und  B.  Ge- 
sagten zufolge  kommt  heutzutage  dem  volljährigen 
Hauskinde  nicht  bloss  vollkommene  Vennögensfahigkeit^ 
sondern  auch  vollkommene  Handiungs&higkeit  zu  (insbe- 
sondere  Verpfiichtungsfkhi^^keit)^  nur  dass  dii^  von  ihm 
mit  dritten  Personen  einzugehenden  liechtsgeschiitic  auf 
die  Dauer  der  väterlichen  Gewalt  in  ihren  Wirkungen 
msofem  beschränkt  sind,  als  dadurch  den  etwaigen  Rechten 
des  Vaters  an  ihrem  Vermögen  kein  Eintrag  geschehen 
darf  <§.  1821  des  li.li.B.  a.  E.).    Es  ful^^t  hieraus: 

1.  Die  Ijetretfenden  Processe  fuhren  die  voll- 
jährigen Hauskinder  in  allen  Fällen  selbständig;  nur 
dann  hat  der  Vater  zu  concurriren,  wenn  und  insoweit 
ein  von  ihm  abhängigei-  X'ennögenatheil  des  KitnU  s  cUihei 
in  Frage  «teht.  Ist  ei'  in  einem  Falle  der  letzteren  Art 
bei  dem  Rechtsstreite  nicht  zugez<^en  worden^  so  erscheint 
das  erlangteProcessergebniss  foimeli  zu  Becht  beständige  aber 
auch  liier  seinem  Rechte  an  dein  Verneigen  des  Haus- 
kindes unpräjudicirlich.  Rüeksichth'ch  unseres  zeitherigen 
Rechtes  und  insbesondere  der  Auslegung  der  Erl.  Process- 
ordnung  ad  Tit.  IX.  §.  1  sind  zu  vergl.  die  zum  Theil 
abweichenden  Ansichten  Kori's  in  seinen  und  von  Langcnn*» 
Erörterungen  Th.  I.  no.  XJV.  S.  1H5  ff.  und  ( Inttsciialk s 
in  d.  Zeitschriii  f.  Rechtspil.  Ä.  F.  1.  S.  459  C 

2.  Die  Fähigkeit  der  Hauskinder  zur  Testament»- 

errichlung  ist,  so  bald  sie  nur  die  .Jahre  der  Testaiueuts- 
iniindigkeit  ^das  vierzehnte  Lebensjahr)  erreicht  haben, 
durch  die  väterliche  Gewalt  nach  §.  20t)Ö  des  B.G.B. 
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nicht  mehr  biachräiikt,  :5cib^t  nicht  in  Ansehung  des  dem 
väterlichen  Niessbrauche  unterliegenden  Vermijgens. 

3.  Demzufolge  kann  auch  die  väterliche*  Gewalt  an 
f^ich  nicht  mehr  als  Hindemiss  der  Recbtsbeständigkeit 
eines  zwischen  Vatur  und  llauskind  selbstabzUBchliessenden 
Kechtsgeschäftes  gelten.  Zwar  hielten  unsere  älteren 
ÖächBischen  Juristen  zum  Theile  noch  an  der  angeblich 
dem  Itömischen  Rechte  eigenthümlich^n  Vorstellung  der 
unitas  pc  r.soiiae  zwischen  Vater  und  Kind  fest,  kamen 
aher  auf  der  anderen  Seite  dem  unverkennbaren  praktischen 
Bedürfnisse  durch  das  nicht  minder  willkürliche  Auskunfts- 
mittel einer  in  dem  Geschäftsabschlüsse  selbst  zu  findenden 
«op-enannten  »  luaiiciprttio  juirticidarit»  tacita  zu  Hülfe. 
Erst  dec.  14  von  174(>  erkannte  die  Verkehrsfreiheit 
zwischen  Vater  und  majorennem  Hauskinde  unbedingt 
an^  und  es  schloss  dieser  Satz  bei  der  Allgemeinheit  seiner 
Aafstclhmg  namentlich  auch  das  Anerkenntniss  der  Gültig- 
keit einer  Schenkung  von  der  einen  wie  von  der  andern 
deite  in  sich.  In  Fällen  der  Minderjährigkeit  des  Haus- 
kindes wurde  zwar  wegen  des  Conflictes  der  vormund- 
schaftlichen Htelhmg  des  Vaters  mit  seiner  Eigenschaft 
als  Mitcontrahenten  zur  Ennöglichung  des  Geschäfts- 
abschlusses zwischen  Vater  und  Kind  die  jedesmalige 
Zuordnung  eines  Specialvormundes  ftir  Letzteres  nebst 
hinzutretender  Decretsertheilung  des  Vormundschafts- 
Berichtes  ertoidert.  Das  l-*rincip  reihst  iiiclt  mau  alx-r 
auch  hier  aufrecht,  und  nur  Schenkungen  aus  dem  Ver 
mögen  des  minorennen  Hauskindes  an  den  Vater  blieben 
in  Gemässheit  der  Specialvorschrift  der  älteren  dec.  23 
von  lii(tl  nach  wie  vor  unbedingt  verboten.  Nach  dem 
Gesetzbüciie  §.1827  verb.  mit  §.1947  hat  es  auch  lerner 
hierbei  zu  bewenden;  jedoch  mit  der  Modiücation,  dass 
der  Geschäftsabschluss  zwischen  Hausvater  und  Special- 
vormund zu  seiner  Gültigkeit  nur  da  noch  der  besonderen 
Decretsertheilung   bedürfen  wird,  wo  solche  von  dem 
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gewöhnlichen  Altei'svürmunde  gkichlalU  einzuholen  ge- 
itresen  wäre. 

§.  163.  n.  Die  Kiil8tehuug  und  findigmn;  der 
Titerllclieii  Gewalt 

I.  Mit  der  Vcrscliiiieiziing  der  Deutochrechtlichen 
väterlichen  Vormundschaft  und  der  patria  potestas  des 
Rdmischen  Rechtes  waren  zu  der  für.  jene  allein  maaM- 
gebende  Begrün(iungsart  der  ehelichen  Gebuit  auch  noch 
die  übrigen  des  Kümischen  Rechtes  hinzugetreten,  also 
Legitimation  in  ihren  beiden  Unterarten,  sowie  ArrogatioOf 
resp.  adoptio  plena.  Auch  das  Gesetsbuch  hat  es  hierbei 
bewenden  lassen;  nur  da^s  die  Annahme  an  Kindos«tatt 
für  den  Wahlvater  den  Erwerb  der  väterlichen  Gewalt 
in  Gemässheit  der  weiter  unten  (II.  2.)  zo  gedenkenden 
Grundsätze  heutzutage  dann  nicht  mehr  zur  Folge  haben 
kann,  wenn  der  an  Kindesstatt  Angenommene  sich  bereit* 
in  einem  Verhältnisse  befindet,  welches,  wenn  es  währcno 
des  Bestehens  der  väterlichen  Gewalt  eingetreten  wäre, 
ohnehin  deren  Beendigung  herbeigeführt  haben  wurde 
(§§.  1832,  1833  des  B.G.B.);  dass  aber  auch  um-ekelirt, 
von  diesen  Ausnahniei'ällen  abgesehen,  die  Aunalime  au 
Kindesstatt  dem  Wahlvater  künftig  unterschiedslos  schon 
ipso  jure,  und  ohne  dass  der  Annabmevertrag  etwas  dsr- 
über  zu  enthalten  braucht,  die  patria  potestas  Über  den 
Anzunehmenden  verschafft  (zu  vergleichen  oben  §.  159.  — 
§§.  imS  und  1811  des  B.G.B.). 

£ine  dem  Grossvater  über  seinen  Enkel,  sei  es  bei 
Lebzeiten  ihres  selbst  noch  in  patria  potestate  befindtichen 
\  aters,  sei  es  nach  dessen  Tode  zuständige  väterliche 
Gewalt  war  nach  der  richtigeren  Ansicht  schon  unserem 
bisherigj&n  Rechte  unbekannt  (Curtius,  Handbuch,  §.  1^2» 
Anm.  a.),  und  noch  weniger  kann  sie  nach  den  Be- 
stinnnunp^en  des  Gesetzbuclies  §.  180«  künftig  noch 
vorkommen. 
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II.  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt. 

Neben  «ivu  selbst verötaudlicheu  Fällen  des  Todes  des 
Vaters  oder  Kiudes  war 

1.  von  den  Kömischrechtiichen  Endigungsgrttnden 
die  Emancipation  auch  bei  uns  praktisch  gültig  ge- 
bliebcu  iiud  zwar  unter  der  Form  der  e mancipatio  Justini - 
anea,  obwohl  aucii  vou  ihr  nur  deiteu  uud  meist  uur  zu 
dem  Zwecke  Gebrauch  gemacht  wurde,  um  eine  beab- 
sichtigte Arrogation  des  Kindes  seiten  eines  Nichtasceu- 
denten  zu  ennö^Üch''!!.  Das  Gcsetzljach  l9sst  bei  voll- 
jährigen Kindern  die  välerliehe  Gewalt  nach  ^.  1831 
schon  durcli  die  einseitige  Erklärung  des  Emaniipations- 
willens  vor  Gericht  erlösclien^  nur  bei  Minderjährigen 
bedarf  es  aur^öcrdtMii  noch  der  Einwilligung  eines  dem 
Kinde  zu  bestellenden  VorinundeH.  Zwischen  leiblichen 
und  Adoptivkindern  wird  hierbei  nicht  unterscliiedeu. 
i^chon  das  Erbfolgemandat  §§.  54  ff.  schloss  die  Möglich- 
keit  einor  Kiiumcipation  des  Aduptiv  kindes  keineswegs 
aus^  sondern  be.stinnnte  nur,  dass  selbige  den  Verlust  des 
Erbrechtes  lUr  das  Kind  nicht  mehr  zur  Folge  haben 
solle,  weshalb  es  auch  in  §.  59  die  quarta  divi  Pii  tllr 
aufgehoben  erklUrt*;.  Das  nändiclie  wird  auch  künftig 
angenonunen  werden  miisseu,  und  es  ist  hierbei  nur  der 
oben  (§.  15^  a.  E.)  hervorgehobene  Unterschied  zwischen 
Emancipation  und  Aufhebung  der  Annahme  an  Kindesstatt 
festzuhalten. 

Weiter  hat  aber  auch  unser  Particularrecht 

2.  mit  dem  Deutschen  Rechte  die  beide»  demselben 
oigenthümlichen  Endigungsgründe  gemein,  nämlich: 

a.  die  sogeuaunte  soparata  oeconomia  auf  Seiten 
der  Söhne  und  Töchter,  uud 

b.  die  Verheirathung  selten  der  Töchter. 

Zu  a.  Die  hier  einschlagende  Oonst.  10  pte.  IL  ist  das 

älteste  Deutsche  Laiulesgesetz  in  dieser  L'*hre,  dalier  aucli 

der  Name  emancipatio  Saxoaica.    Weder  die  Worte 
U.  7 
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des  Gesetzes  noch  der  Qerichtsbrauch  stehen  (wie  zu 
Haubold;  Cehrbuch,  §.  93,  Anm.  e.  zu  bemerken)  der  Än> 

Wendung  der  Constitution  auch  auf  Töchter  ent^e^en, 
obwohl  bei  ihnen  der  Natur  der  Sache  nach  die  übrigen 
Bedingungen  weit  seltener  als  bei  Söhnen  eintreten  werden. 
Ebensowenig  hat  sich  unsere  Praxis  an  das  iiir  den  Sohn  von 
einig(  11  älteren  Sächsischen  Juristen  hie  und  da  allerdings 
anf^^estellte  Erforderniss  eine«  festen  Wohnsitzes  gebunden. 
Die  entscheidenden  Requisite  bildeten  vielmehr  zeither 
nur  Volljährigkeit  des  Kindes^  eigene  dauernde  Subsistenz- 
mögliehkeit  und  hiiizutri'tende  lactische  öconomische 
Sonderung,  bei  welcher  letzteren  übrigens  nicht  einmal 
nothwendig  und  immer  an  ein  äusseres  Getrenntleben 
vom  Vater  zu  denken  ist. 

Der  Eintritt  in  den  Militärdienst  gilt  nur  bei  Ofticieren 
als  Beendigung  der  väterlichen  Gewalt  (Mandat  we^^en 
Publication  einer  neuen  Ordonnanz  vom  19.  Juli  1828 
§.  86),  der  Eintritt  in  ein  gewöhnliches  Gesindedienst- 
verhältniss  im  Zweifel  nicht  (GesindcoHnung  vom 
10.  Januar  1H3.Ö,  §§.  9  Ü\).  Das  Gesetzbuch  lässt 
scheinbar  die  Voraussetzung  der  Volljährigkeit  des 
Hauskindes  fallen,  indem  es  in  §.  1832  auch  bei  Minder- 
jährigen  die  Möglichkeit  einer  derartigen  factischen 
Separation  statuirt.  Insofern  es  aber  hierzu  nicht  bloäa 
die  Genehmigung  des  Vaters,  sondern  auch  die  eines  dem 
Kinde  hierzu  zu  bestellenden  Vormundes  erfordert,  wird 
dieser  Fall  im  Wesentlichen  der  oben  unter  l.  gedachten 
Emancipation  eines  Unmündigen  gleichgestellt.  Bei  voll- 
jährigen Hauskindem  dagegen  hält  das  Gesetzbuch  das 
Prineip  der  Einseitigkeit  der  von  dem  Kinde  aiisgehenden 
Separatton,  sowie  der  Unabhäugi^^keit  des  damit  verbun- 
denen Eniancipationseffectes  von  einer  hinzuti  etenden  Ein- 
willigung des  Vaters  an  sich  fest,  behält  Letzterem  jedoch 
wenigstens  ein  Widerspruchsrecht  vor,  dergestalt  dass  mit 
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dessen  Ausübung  die  Cognition  der  richterlichen  Behörde 
eiBzutretcn  haben  soll. 

Zu  b.  Kücksichtiich  der  Verheirathung  der  Haus- 
töchter enthielt  erst  das  Krläuterungsrescript  vom  3.  April 
1750  ein  ausdruckliches  Anerkenntniss  des  Satses,  dass 
diesolbe  das  Kiirtschen  der  väterlichen  Gewalt  herbei- 
:  ilire,  und  zwar  ist  hier  nicht  einmal  Volljährigkeit  der 
Tochter  erforderlich,  vielmehr  erhält  die  Letztere,  ialls  sie 
noch  minderjährig  sein  sollte,  dann  einen  allgemeinen 
Altersvorniund  von  Gerichtswegen  bestellt  (AI Ii;  Vormund- 
schaftsordnung  Cap,  XXlli.  §.  lU.  —  §.  1876  des  D.G.B,), 
dessen  Befugnisse  mit  den  aus  der  ehemännlichen  Pfleg- 
schaft faerfliessenden  in  der  in  §§.  1926  ff.  und  §.  1646 
des  H.Ci.B.  «j^edachten  Weise  concurriren.  Von  der  Ein- 
willigung des  Vaters  ist  auch  dieser  Emaucipationsmodus 
nur  insoweit  als  abhängig  sa  denken,  als  zur  Eingehung 
der  Ehe  regelmässig  dessen  Cönsensertheilung  gehört. 
Auch  nach  Auflösung  der  Ehe  talU  übrigens  die  Tochter 
nicht  wieder  unter  die  väterliche  Gewalt  zurück,  selbst 
dann  nicht,  wenn  sie  dann  noch  minderjährig  sein  sollte; 
vielmehr  dauert  in  letzterem  Falle  die  Altersvormnndschäft 
über  sie  fort  (§.  1833  des  B.G.B.)- 

^.  164.  Yerpfllchtang  zur  Alimentimng  uiielieiieher  Kinder. 

Die  früher  nur  auf  Gerichts  brauch  (zu  vergl. 

Älagdeburger  Weichbildrecht)  beruhende  Verbindlichkeit 
des  Vaters  zur  Alinientirung  eines  ausser  der  Ehe  er- 
zeugten Kindes  ist  bereits  in  der  Constitutionengesetz- 
gebung:  const.  27  pte.  IV.  und  in  dec.  28  von  1746 
bei  uns  gesetzlich  anerkannt  und  später  durch  ein  eigenes 
Specialgesetz  vom  12.  November  ]S2>^,  Mandat;  einige 
Bestimmungen  über  die  Verbindlichkeit  zur  Ernährung 
unehelicher  Kinder  betreff.,  genauer  normirt  worden. 
Damach  wurde  der  aussereheliche  Vater,   obschon  nur 

bis  zum  erföllten  vierzehnten  Altersjahre  des  Kindes,  zu 

7» 
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einem  jährlichen  Beitrage  zur  Alimentation  desselben  fiir 
verpflichtet  erklärt,  welcher  seiner  Hohe  nach  je  nach 

dem  Verhältnisse  des  Vermögens  dos  vSclnvaiigerei*»,  resp. 
unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung  des  Standes  der 
Mutter  und  des  Bedürlhisses  des  Kindes  von  mindestens 
zwölf  Thaler  bis  zu  sechszig  Thaler  jährlich  steigen 
konnte.  Neben  dieser  blossen  Beitragspflicht  des  Schwän- 
gerers bestand  übrigens  nicht  allein  die  gesetzliche 
Alimentationspflicht  der  Mutter,  und  in  deren  £rmangelung 
der  mütterlichen  Grossältem  in  dem  oben  §.  160  be- 
sprochenen Umfange  fori,  sondern  die  Deeision  sowohl 
als  das  Mandat  erklärten  eventuell  sogar  auch  die  väter- 
lichen Grossäitern  fUr  beitragspflichtig,  wenn  au<^  erst 
in  letzter  Reihe,  und  wie  man  nach  der  Praxis  annahm, 
höchstens  nur  nach  dem  gesetzlichen  Miniiiian)''traü:(',  so 
dass  der  Gross vater  und  die  Grossmutter  hierfür  nur  pro 
rata  au&ukommen  haben  sollen  (Dazu  H&r  das  frühere 
Becht  Wochenbl.  1858,  S.  485  (F.,  397  ff.). 

Das  Gesetzbuch  liat  diese  subnidiärc  Haftung  der 
väterlichen  (irossältern  ganz  beseitigt. 

Im  Uebrigen  stellt  das  Gesetzbuch  in  der  gegen- 
wärtigen  Lehre  folgende  Hauptgmndsätze  auf: 

l.  Unter  lieibelialtung  des  ub«/ii;:;edachten  Miniiuuni 
von  zwölf  Thalern  jährlich  erweitert  dasselbe  die  Maximal- 
grenze für  den  väterlichen  Alimentenbeitrag  bis  auf  das 
Doppelte  des  bisherigen  Satzes,  also  jährlich  120  Thlr. 
als  Maximum.  Das  innerhalb  di(\ses  Spielraumes  von  dem 
erkennenden  Kiclit(  r  zu  bestimmende  Bcitragsquautuni  ist 
in  monatlichen  Katen  praenumerando  zahlbar,  und  zwar 
dergestalt,  dass,  selbst  wenn  die  Beitragspflicht  im  Laufe 
des  betrefi'endtii  Monates  erlöschen  .sollte,  dennoch  die 
bereits  fällige  Monatsrate  voll  zu  zahlen  ist,  resp.  das 
bereits  Gezahlte  selbst  nicht  antheilig  zurückgefordert 
werden  kann  (§.  1863  des  B.G.B.).  Der  klagende  Theil 
hat,  falls  er  ein  Mehrerea  als  das  gesetzliche  Miniin uta 
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in  Aimpruch  nimmt,  durch  Darlegung  der  Veniiögensver- 
hältnisse^des  Vaters  und  des  jetzt  nach  §.  1864  gleich- 
mässig  in  BerÜckeichtigiiiig  su  ziebendea  Standes  der 
Mutter  dem  richterlichen  Arbitrium  die  erforderlichen 
Unterlagen  zu  gewliiiren.  Zum  eigentlichen  Klaggruude 
dind  jedoch  die  hierauf  bezüglichen  Klaganiührungen 
nicht  zu  rechnen,  und  die  richterliche  Normirung  des 
Beitragsquanturae  ist  überhaupt  nur  gegenüber  dei-jcnlgen 
Vermögeuölage,  in  welcher  öich  der  Schwängerer  zur 
Zeit  des  verurtheüenden  Erkenntnisses  befand,  eine  end- 
gültige, wogegen  aus  jeder  einflussreichen  Veränderung 
der  Vermiigensverhältnisse  des  Schw&ngerers  innerhalb 
der  AliiüfuUitioijsperiode  dem  Gläubiger  sowohl  aU  dem 
^Schuldner  eintretenden  Falles  das  Recht  erwächst,  eine 
Dachträgiiche  £rhöhung,  resp.  Herabsetisung  des  ursprüng- 
lich ausgeworfenen 'Betrages  pro  futuro  zu  beantragen 
(§§.  1862—1864  des  B-G  B.). 

2.  Der  dem  Öchwängerer  obliegende  Unterhaltungs- 
beitrag besteht  an  sich  in  einer  Geldleistung. 

Sobald  Jedoch  das  Kind  das  sechste  Altersjahr  er- 
fiillt  hat,  kann  dessen  Ueberlassung  zur  Selbsterziehung 
an  den  Vater  in  Frage  kommen.  Indessen  ist  hierzu 
die  Genehmigung  der  Vormundschaftsbehörde  erfordere 
lieh,*)  die  bei  der  diesfallsigen  Cognition  nicht  das  In- 
teresse des  Vaters,  sondern  das  iiuiier  sstehende  des  Kin- 
des im  Auge  zu  behalten  hat.  Diese  beifällige  Knt- 
schliessung  der  Vonnundschaftsbehörde  muss  deshalb 
auch  von  dem  Schwilngcrer  sofort  beigebracht  werden 
können,  wenn  sein  Erbieten  zur  Seibstcrzichung  im  l'rocesse 
als  Hefreiungsgrund  rücksichtlich  der  ihn  an  sich  treffen- 
den Zahlungspfiicht  wirken  soll  (Verordnung  des  Justiz- 

*;  Ein  unzureichender  Einwand  gegen  die  erhobene  Alimenten- 
klage Ist  mitbin  das  blosse,  von  der  oberrormundschaftlichen  Ge- 
nehmigung nicht  unterstützte  Erbieten  des  Stapraton:  die  Erzieh- 
ung des  Kindes  selbst  zu  Qbemehmen. 
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niiniöterium,  abgedruckt  in  der  Zeitöciiritt  f.  Rcclitspilege 
N.  F.  I,  511  §.  Iö70  des  B.a.B.  verb.  mit  Gerichts- 
ordnung  §.  S2). 

3.  Die  Alimentrttionsplliclit  des  Schwäiig^f  ler»  ^alt 
öcliun  nach  uuaereni  z.  itl  erigen  Rechte,  ungeachtet  der 
scheinbar  entgegensteheaden  Wortfassung  der  anges.  dec. 
28  von  1746  wie  des  obenerwähnten  Mandates  YOm  12. 
November  1821*^,  §.  G,  als  eine  von  dessen  Erben  zu  ver- 
tretende KachlubSöchuld,  im  Gegensatze  also  zu  der  des 
eheliehen  Vaters,  die  unbedingt  mit  dem  Tode  endigt 
(vergl.  oben  §.  160,  II,  2).  Auch  das  Gesetzbuch  im  §. 
1873  hat  solclies  beibehalten,  und  nur  die  gewiss  swedk* 
niässii^e  Vorschrift  hinzugefügt,  dass  fall»  der  Schwäuge- 
rer  eheliche  Kinder  hinterlassen  sollte,  der  Alimentenan- 
spruch des  auBserehelichen  Kindes  gegen  den  Nachlas« 
immer  nur  insoweit  realisirbar  sei,  als  das  gesetzliebe 
Hli'btheil  eines  ehelichen  Kindes  l)otrage. 

4.  Zur  Begründung  der  Alimentationspflicht  reicht 
der  Umstand,  dass  der  Beklagte  innerhalb  der  oben  (§. 
156  unter  I  )  gedachten  Zeitfrist  mit  der  Mutter  des 
Kindes  sich  fleischlich  vermied  t  habe,  nicht  bloss  hin, 
sondern  es  ist  sogar  gegen  die  hierauf  wider  ihn  su 
stutzende  Präsumtion  der  Vaterschait  ein  Gegenbeweb 
künftig  schlechthin  ausgeschlossen  (§.  1859  des  B.G.B. V 
Die  sogenannte  exceptio  euugressus  cum  pluribus,  d.  k 
die  blosse  Bezugnahme  des  Beklagten  darauf,  dass  die 
Mutter  des  Kindes  innerhalb  der  gesetzlichen  Concep- 
tionsfrist  nicht  bloss  mit  ihm,  sondern  auch  noch  mit  an- 
dern Mannspersonen  zu  thun*  gehabt  habe,  war  zwar 
schon  nach  zeitherigem  Keclite  (Mandat  von  §.  5)  aus- 
drücklich für  ungeeignet  erklärt,  um  jene  Paternität^ 
vennuthung  zu  beseitigen,  wohl  aber  beachtete  man  biB 
zur  Inkr^^tti  etung  des  Gesetzbuches  eine  exceptivische  Be- 
hauptung des  Beklagten  des  Inhaltes,  dass  die  Mutter 
des  Kindes  zu  der  Zeit,  wo  er  mit  ihr  (rcsp.  zum  ersteu 
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Male;  concuiiibiit  Jiabe  (seiUstverstiiiidiich  innerhalb  der 
OünceptiunBtriät;,  bereits  von  tinriu  Andern  schwiinger 
gewesen  sei  (von  Weber  in  der  Zeitschrift  fiir  RechU- 
pHe^?e  N.  F.  Bd.  I.  S.  2<J8  ff.  und  Bd.  XV.  S.  66.).  Jetzt 
kiu:ii  auch  diesei-  Kinwand  ni'jlit  nu  lir  mit  Ertulg  ge- 
braucht werden,  nur  der  in  ^^cwiss^  m  buiue  gh?iciitalls 
hierher  gehörende  Grundsats  ündet  sich  auch  in  §.  lötiO 
aufrecht  erhalten,  dass,  wenn  die  Mutter  des  Kindes 
während  «irr  i^esetzliclien  Cunceptiunsfriöt  erweislich  vur- 
heirathct  gewesen,  ein  Uritu  r  aus  dem  wälii'end  bestehender 
Ehe  mit  ihr  gej>flogenen  Beisehiafe  als  ausserehelicher 
Vater  des  Kindes  nur  dann  wirksam  in  Ansprach  ge- 
nommen werden  kaiui,  wenn  zuirleirh  dar^ethan  wird, 
dass  die  Geschwängerte  innerhalb  jeiu  r  Frist  mit  ihrem 
£hemanne  sich  nicht  vermischt  habe.  Das  gleiche  Frin- 
cip  hat  übrigens  in  neuerer  Zeit  das  Oberappellationsge- 
riebt  mit  Recht  auch  in  dem  Falle  zur  Anwendung  j^e- 
bracht,  wo  das  Kind  zwar  in  der  Kh»' ,  aber  nueh  vor 
dem  zur  Begründung  seiner  Legitimität  erforderlichen 
Zeiträume  geboren  worden  und  der  verklagte  Dritte  sich 
muiinehr  dara  it  beruft,  dass  während  der  Conceptii)ns- 
frist  nicht  bloss  er,  sondern  auch  der  na  luaulige  Ehe- 
mann mit  der  Mutter  des  Kindes  aussereheiich  concum- 
birt  habe  TAnnalen  des  O.A.O.  N.  F.  Bd.  III.  S.  505). 

Abgesehen  von  diesen  Fiilim^  in  welehcu  zu  (t Hü- 
sten des  Kindes  die  oben  §.  157  besprochene  Legitinii- 
tätspräsumtion  Überwiegen  soll,  hat  also  der  Umstand, 
dass  die  Mutter  des  Kindes  sieh  innerhalb  der  gesetzli- 
chen Frist  erweislich  mit  Mehreren  eingelassen  hat,  nur 
den  Eliect,  dass  zwischen  den  mehreren  (  'unstuiuutoreu 
in  Ansehung  der  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Beitrags- 
pflicbt  ein  Gesammtschuldverhältniss  hergestellt  wird, 
und  die  Mutter  des  Kindes,  resp.  dessen  Vormund  somit 
die  Wahl  hat,  welchen  von  den  mehreren  Verptiichteten 
«ie  in  Ansprach  nehmen  und  ob  sie  von  dem  Einen  das 
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(larize  fordern,  oder  {lic  Kinzelnerj  liiu'  antheilig  belan- 
gen wolle.  Das  durch  eiue  über  seinen  Antheil  hinaus- 
gehende Zahlung  dee  Einzelnen  erwirkte  Regrewrecht 
an  die  übrigen  Correi  hatte  für  diesen  Fall  in  §.  5  des 
Mandates  vom  12.  November  lb2b  iiocli  besondere  An- 
erkennung gefunden.  Jetzt  n<ich  dem  Gesetzbuche  kanii 
dasselbe  in  Gemässheit  der  -  bei  den  Gksammtschuldver- 
hältnissen  geltenden  allgemeinen  Grundsätze  (§.  1036 
des  1].G.J>.)  und  (hi  der  iu  §.  149o  gedachte  Ausnahme- 
fall (gemeinsame  D  elictsschuld)  hier  nicht  vorliegt,,nicht 
weiter  in  Betracht  kommen  (§.  1872  des  B.G.B.). 

5.  Die  Klage  aus  der  ausserehelichen  Bchwüngernng 
bttlit  an  sich  dem  Kinde  selbst  zu,  in  dessen  Namen  sie 
durch  den  Altersvormund  angestellt  wird.  Schon  nach 
der  zeithengen  Praxis  räumte  man  indessen  auch  der 
Mutter  des  Kindes,  selbst  wenn  sie  nicht  zugleich  al» 
Vorniiuidorin  des  letztoi-n  bestätigt  war,  krait  der  ihr 
zur  Seite  stehenden  Präsumtion,  dass  sie  als  die  zxmächst 
VerpHiehtete  den  Aufwand  fUr  Ernährung  des  Kiodea 
aus  ihren  Mitteln  bestritten^  habe  und  noch  ferner  be- 
streiten werde^  ein  eigenes  Kla^rcclit  ein.  Im  X'ergleicht- 
zu  dem  des  Vormundes  war  dasselbe  sogar  ein  wirksa- 
meres ^  insofern  der  Vormund  wegen  des  ihm  entgegen- 
stehenden Grundsatzes  in  praeteritum  non  vivitur  in  der 
Regel  nur  auf  zukünttiijre  Alimente,  d.  h.  von  der  Zeit 
des  Processbeginues  an  laufende,  klagen  konnte,  wähi'eiid 
man  der  Mutter  vermöge  jener  Präsumtion  auch  eine 
Klage  auf  die  bereits  verfallenen  AlimentationsbeitrSge 
einräumt,  ohne  ihr  die  vorgängige  ;;enauere  Specitication 
ihres  gehabten  Aulwandes  anzusinnen. 

Bei  etwaigen  jUoUisionen  beider  Kiagrechte  (des  der 
Mutter  wie  des  Vormundes)  kann  durch  die  Klage  der 
]VIutter  der  des  Vornnindes  nieht  präjudicirt  werden, 
und  man  erachtete  daher  auch  schon  zeitlier  das  iu 
einem  Kechtsstreite  zwischen  der  Mutter  und  dem  Schwäa* 
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gerer  erlangte  Proeessergebniss  für  den  X'ormund  nur 
hiBOweit  als  bmdend,  als  er  einem  von  dem  Scbwängerer 
in  jenem  VorprocesBe  Aber  das  factum  stupri  etwa  be- 
reits gegchworenejfi  Eide  gi^^enttber  nicht  in  der  nftmli- 
eben  Kiclitnng  noclimals  den  Eid  antragen  konnte 
(Zeitschrift  für  RecbtspHege  N.  F.  Bd.  XV.  S.  455  verb» 
mit  Wochenbi.  1H4*%  B.  ö7j.  Das  Gesetzbuch,  obwohl  e«  in 
§.  1865  verb.  ntit  §.  1868  das  selbstftndige  Klagrecht  der 
^Mutter  rücksiehtlieh  der  alniienta  prtuterita  gleichfalls 
beibehalt,  bestimmt  doch  zu  Vermeidung  der  aus  einer 
Dupiicität  von  Processen  wegen  der  zukünftigen  Alimente 
sich  möglicherweise  ergebenden  Unzuträglichkeiten,  dass 
auch  die  Mutter^  soweit  ihre  Klage  aui  zukünttigu  Ali- 
mente gehe,  zu  deren  Erhebung  ebenso  wie  zu  einem 
von  ihr  mit  dem  Schwttngerer  diesfalls  abzuscbliessenden 
Vergleiche  der  Genehmigung  des  Vormnndschaitsgerich' 
tes  bedihleri  solle,  dass  aber  auch  umgekehrt  ein  derar- 
tiger Vergleich  sowohl  als  das  sonstige  auf  diesem  Wege 
erlangte  Processresultat  (von  dem  Falle  einer  GeAlhrde^ 
resp.  einer  Versäumniss  der  Mutter  abg«  sehen)  den  Vor- 
mund, m.  a.  W.  das  Kind,  binde.  Mit  der  iiainiielK  ii 
Beschränkung  hat  dann  aber  auch  die  Mutter  das  Er- 
gebniss  eines  von  dem  Vormunde  geführten  Processes, 
zu  welchem  dieser  nach  §  1916  gleichfalls  in  der  Re- 
gel das  ub»  1  vui  liiiindsc  hattliche  Decret  bedarf,  gegen  sich 
gelten  zu  lassen  (§§.  l^ü^5,  Ibtil  des  B.(i.B.\ 

Da  das  Gesetzbuch  eine  gesetzliche  Aiimentations- 
verpflichtung  des  Stiefvaters  gegenüber  seinen  Stiefkindern 
überhaupt  nicht  anerkennt,  so  liegt  auch  denijenigen  Drit- 
ten, welcher  die  Mutter  eines  aussereheliciicn  Kindes 
nachmals  heirathet,  eine  solche  Verbindlichkeit  in  An- 
sehung des  letzteren  nicht  ob.  Gleichwohl  statuirt  das 
Gresetzbuch  auch  in  diesem  Falle  zu  Gunsten  des  Stief- 
vaters die  factische  Präsumtion,  dat*8  er  wahrend  der 
Dauer  der  Ehe  das  ihm  von  seiner  Ehetrau  zugebrachte 
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aussereheliclie  Kind  aus  cigf^iieii  Mitteln  aliiueut  ii  habe, 
(§.  woraus  von  selbst  folgt,  dass,  soweit  alimenU 

«praeterita  bis  zum  Tage  der  fibeBchtiewang  tückwärts 
in  Frage  stehen,  er  zu  deren  Einklagung  gleichfalls  ohne 
vorgängige  Specitication  des  gciuilften  Aulwandes  be- 
rechtigt ist,  andererseits  aber  auch  sein  Klagrt'cht  da» 
der  Mutter  anf  diese  Zeit  auaschliesst.*)  In  Ansehung 
zukunftiger  Alimente  dagegen  kann  derselbe  keineswegs^ 
und  zwar  selbst  nicht  einmal  mit  Autorisatiou  rkr  Vor- 
mundschaftsbehurde,  als  klagbereebtigt  gelten.  Insuweu 
ist  vielmehr  nur  die  Klage  der  Mutter  oder  des  Vor- 
mundes in  Gemäseheit  des  ohen  unter  ö.  Bemerkten  denk- 
bar (Annalen  des  (J.A.O.  N.  F.  Bd.  IV.  S.  95.  no  3. 
nnd  Zeitschritt  für  Rei'htspflege  iS.  F.  Bd.  XXXI. 
74  tt.). 

7.  Neben  dem  Alimentationsbettrage  selbst  hat  der 
Schwängerer,  wie  bisher  so  auch  künftig  noch  die  6e- 

burts-  und  Tauikusten,  und  zwar  so  bald  nicht  eiü 
htiherer  nofTi wendiger  Autwand  nachgewiesen  werden 
kann,  im  Mindestbetrage  von  sieben  Thaiem  (nach  älte- 
rer^  freilich  schon  *zar  Zeit  des  Erscheinens  des  Qesets- 
biK-hes  aufgegeben»  r  Praxis  fiint' Thaler),  in<rlt  daf'eru 
das  Kind  vor  erreichtem  vierzehnten  Altersjahre  stirbt,  die 
jedesmal  besonderer  richterlicher  Feststellung  bedürfenden 
Begrähnisskosten  zu  erstatten  (§§.  1801^  1871 
des  B.G.Ji.). 

3.  Ahschnitt  Vormundschaft  im  engeren  Sinne. 

§.  165.  Begfriff. 

I.  In  dem  Folgenden  ist  im  Gegensatze  zu  der  Ije- 
reitb   behandeiteu  ehemänulichen  uud  väterlichen  Vui- 

*)  IMe  Mutter  wird  biordurrh  nnvorthcilhafter  gestellt  uml  ver- 
liert unter  Umstanden  ihr  Klagrccht  gegen  den  ausserehelicheu  Va- 
ter, ohne  einea  gleichen  Anspruch  gegenüber  ihrem  ascUmaligeu 
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mundschaft  nur  von  der  durc  li  obrigkeitliche  Ernennung  . 
oder  Bestellung  auf  Jemand  übertragenen  vunuuud- 
schaftUcheu  Function  die  Rede,  ihrem  Inhalte  nach 
kann  diese  Function  das  Recht  und  die  Pflicht  sowohl 
asu  der  rechtlichen  Vertretung,  als  zur  Obsorge  für  die 
körperliche  und  geistige  Ptiege  einer  desoen  bedürftigen 
Person ;  als  auch  endlich  zur  Vermögensverwaltung  in 
sich  begreifen.  Am  vollkommensten  smd  diese  drei  Haupt- 
richtungen in  der  heutigen  Altersvormundschaft,  sowie 
in  der  Vormunilschuft  über  Geisteskranke  vereinigt, 
während  die  übrigen  Arten  der  Be;vormundung,  (nändich 
die  eines  Abwesendenj  eines  gerichtlich  hieriUr  erklärten 
Verschwenders,  eines  körperlich  Gebrechlichen  sowie 
einer  noeli  uugeborenen  Leibesirucht)  vorzugsweise  nur 
die  beite  der  V'erniögensadniinistratiou  unter  einer  stär- 
keren oder  schwächeren  Beimischung  der  andern  beiden 
Elemente  oder  doch  eines  von  ihnen  zum  Gegenstande 
haben.  * 

Von  den  reinen,  wenn  gleich  ebenfalls  auf  obrig- 
keitlicher Bestellung  beruhenden  V^ermögensadministra- 
tionen,  wie  der  GCltervertretung  im  Ooncurse^  oder  der 
Vertretung  einer  ruhenden  Erbschaft  wird  mir  die  letz- 
tere in  §§  2240  ff.  von  dem  Gesetzbuche  in  sein  Be- 
reich gezogen.  Eine  terminologische  Unterscheidung 
zwischen  den  verschiedenen  Arten  der  Bevormundung 
^wie  die  des  Römischen  Rechtes  zwischen  Tutel  und 
Curatel)  ist  dem  Geset/buche,  wie  im  W  esentlichen  auch 
schon  unserer  Allgemeinen  Vormundschaltsordnuug  vom 
10.  October  17d2  fremd. 

Die  Letztere  enthält  eine  systematische  Zusammen* 

£beniaime  dafür  einzutauschen.  Deim  eine  jener  factischeu  Ver- 
muthung  coirelate  rediUiche  Yerpflichtung  des  Stiefvaters  zur 
Alinientiruug:  zugebrachter  ausserehelicher  Kinder,  wie  solche  nach 

früherem  Rechte  von  mehreren  hohoifii  Sprnchbehördeu  angpuom- 
Uicu  zu  weiden  jitlrirt**  Woclieiililatt  tür  aierkw.  Rechtsf.,  Jahrgang 
lb68i>.  4»ö;,  wird,  wieubeu^.  lüö  erwähnt,  im  Gesetzbuche  nicht  statuirt. 
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^t«*llung  der  das  gesanimte  Vormundschatiswepon  betreffen- 
den Bestimmttiigen.  Abgesehen  von  den  durch  die  Be- 
seitigung der  meisten  privilegirten  Gerichtsstände  und  die 
dadurch  bedingte  veränderte  Beh^irdenoi^anisation  von  Zeit 
zu  /<'it  nuthwcndig  gewordenen  Moditicatioiieu  (C-Gesetz 
vom  28.  Januar  1835  und  Gesetz^  die  künftige  Einrich- 
tung der  Behörden  erster  Instanz  för  Rechtspflege  etc. 
betreff.,  vom  11.  Anglist  1855\  hat  dieselbe  bisher  keine 
wcijuntiieheij  AbäuHcningen  erfahren,  und  auch  in  dm 
Gesetzbucl)  bezielientlich  die  Gerichtsordnung  ist  dieselbe 
mit  ziemlicher  Vollständigkeit  tlbei^egangen.  Uebrigens 
ist  sie,  soviel  die  die  Zuständigkeit  und  das  Verfahrai 
der  Gerichte  betreftcnden  Bubtimmuiigcn  anlangt,  nach 
§.  1  der  Cierichtsordnii^ng  sogar  jetzt  noch  zum- Theile  sl» 
unmittelbar  anwendbares  Gesetz  zu  betrachten. 

II.  Charakteristisch  för  die  heutige  Vormundschaft 
ist  die  grösseixj  Auöbildung  des  Institutes  der  Obervor- 
mundschafl,  die  nicht  bloss  in  der  jetzt  ausnahmalo» 
von  dem  Kichter  ausgehenden*  Bestellung  des  Vormunde^ 
sowie  in  einer  andauernden^  mehr  und  mehr  versehärAen 
Controlc  über  die  Au itülidirung  des  Letztern,  sondern  aiuh 
namentlich"  darin  hervortritt,  dass  jetzt  eine  grosse  ZaM 
der  von  dem  Vormunde  tiir  den  Bevormundeten  einzn- 
gehenden  Rechtsgeschäfte  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Geneh- 
niiguD^-  des  Voi  iiuuidschaftsirericlites  bedarf,  und  zwar 
sind  diese  Befugnisse  unter  eine  Mehrheit  ausschliesaiidi 
der  Justizbranehe  angehöriger  Behörden  dergestalt  ve^ 
theilt,  dass  zwischen  ihnen  eine  instanzmässige  G^edenrog 
statttiudrt. 

A.  bie  erstinstanzlichen  Vormundschaftsbe- 
hörden werden  gebildet: 

1.  durch  die  königlichen,  resp.  Schönburgischen  6e- 

richtsämter;  über  ihre  Zuständigkeit  im  Einzeken 
entscheidet : 

a.  in  der  B^gel  das  forum  domicilii  (tür  welches 
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jeducli  Lisweiicn  da,  wo  ein  icaieo  Uoiuicil  niclit  zu  «r- 
mittelD  iftty  das  forum  des  «ctuellen  Aufenthaltes  aushülts- 
weise  in  Betracht  kommt);  und  zwar: 

a.  für  die  Bevormundung  eines  Minderjährigen  der- 
.gestalt,  dass  bei  ehelichen  Kindern  das  letzte  bisherigOi 
resp.  das  noch  gegenwärtige  Domicii  des  Vaters,  bei  un- 
ehelichen das  der  Mutter,  bei  zu  bevormundenden  min- 
derjährigen Ehefrauen  endlich  das  Domicii  des  Ehemannes 
den  Ausschlag  giebt  (Gerichtsordnung  §§.  22,  24,  25) ; 

ß.  fiir  die  übrigen  Arten  der  Bevormundung  derge- 
stalt, dass  bei  der  Bevormundung  Abwesender  an  sich 
der  Richter,  unter  dessen  Jurisdiction  derselbe  vor  seinem 
Verschwinden  domicilirte,  bei  der  cura  ventiiss  in  der 
fiegei  das  Domicii  der  Schwängern  entscheidet  (Gerichts- 
.  Ordnung  §§.  28,  2^),  Auch  fUr  die  Bevormundung  der 
Militftrgerichtsbefohlenen  gilt  (nach  Gesetz  vom  23.  April 
1862,  die  MilitäiigericlUbverfassung  betretteud,  öl^  ö2 
verb.  mit  Gerichtsordnung  §.  22  a.  E.)  das  gleiche  Prin- 
dp,  d.  h.  hier  ist  sie  in  die  Hände  des  Civilgerichts  ge- 
legt, dessen  Competenz  bei  der  Bevormundung  Minder- 
jähriger sich  genau  so  regulirt,  aU  wenn  der  zu  Be- 
vormundende den  Miiitärpersonen  nicht  angehörte,  wäh- 
rend sie  bei  anderen  Arten  der  Bevormundung  hinsicht- 
lich der  Officiere  sich  nach  dem  Gamisonsorte,  bei  Unter- 
olHciereii  und  8oldiiten  nach  dem  uluiortc  dvs  V  aters 
resp.  nach  dem  Heimathsorte,  und  nur  subsidiär  nach 
dem  Garoisonsorte  richtet.  Auch  die  Verordnung,  den 
Gerichtsstand  der  Militärpersonen  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen etc.  betreft'.,  vom  4.  Deceniber  1867,  lässt  es  in 
§.  3  hierbei  ausdrücklich  bewenden. 

b.  Ausnahmsweise  treten  gewisse  specieUe  Gerichts- 
stände ein,  nämlich 

«.  dci^  lorum  rei  sitae  bei  Ab\N esunden^  deren  j)or- 
souiiciicr  Gerichtsstand  sich  nicht  ermitteln  iässt.  liier 
ist  dasjenige  Gericbtsamt  competent,  in  dessen  Bezirke, 
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sich  das  die  Bevormandung  iiöthig  machende  Vermögen 
befindet  (GerichtBordnung  §.  28  a.  £,),  ferner  bei  den  im 
Auslande  bereits  Bevormundeten^  wenn  sie  im  Inlande 

mit  liegenden  Oiiteni  angesessen  sind  (Gesetz:  die  Ent- 
scheidung einiger  zweifelhafter  Rechtsfragen  betreff.,  vom 
26.  October  1834,  no.  I.  verb.  mit  §.  1878  des  B.G.B. 
u.  §.  30  der  Gterichtsordnung). 

Ueber  die  früher  hierher  gehörigen  Lchnsvormund* 
schatten  ist  zu  vorgleichen  Haubold,  Lehrbuch,  §§..126,  143» 

ß.  Bei  Findelkindern  entscheidet  das  Gericbtsamt,  in 
dessen  Bezirk  das  Kind  gefunden  wurde  (Gericbtsorcl- 
nung  §.  2(3). 

y.  Ferner  ist  der  Processrichter  oder  dasjenige  inlän* 
discbe  Gericht,  vor  welchem  ein  Rechtsgeschäft  vollzogen 
werden  soll,  ausnahmsweise  dann  zur  Bestellung  eines 
Special  Vormundes  zuständig,  wenn  ein  ausländischer  Un- 
mündiger eines  solchen  im  Inlande  zu  §lner  Processfuh- 
ning  oder  zur  Vornahme  eine^  Actes  der  ireiwiliigen  Ge- 
richtsbarkeit bedarf  (Allgem.  Vonnundschaftsordnung 
Cap.  XX.  §.  7.  -  §  1879  des  B.G.B.  verb.  mit  §.  31 
der  Oericlitöürdnungi. 

2.    Wirklich  privilegirte  Gerichtsstände  in  Vormund-  | 
scha^sachen  kommen  nur  noch  bei  Mitgliedern  des  könig-  i 
lieben  Hauses  (Hausgesetz  vom  30.  December  1837,  §.  74), 
sowie  bei  den  bei  dem  Appellatinnscrerichte  Zwiekau  im-  j 
mittelbar  zu   bevormundenden  Mitgliedern  des  iriaa&es 
Schönburg  vor  (0-Gesetz  §.  6). 

B.  Die  in  Vormundsehaftssachen  Uber  den  Gerichts-  , 
ämtern  stehenden  nächsthöheren  Bt  hcirden  sind  die  be- 
treffenden ßezirksappeJlationsgericlite.  8ie  vereinigten  bis 
zur  Verordnung  vom  3.  August  1868  in  sich  die  doppelte 
Function  theils  der  allgemeinen  Justizauisiditsbehörde^ 
sowie  der  höheren  Instanz  in  Ful^^c  gefiihrter  Beschwerde 
oder  sonstiger  Hechtsniitteleinwendungen,  theils  aber  aiicJi  I 
die  eines  Gliedes  des  die  Obervormundschaü  bildenden 
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Gesammtürganismus.  Vermöge  der  letzteren  Eigenschaft 
tiel  ihnen  bis  zum  Erlasse  der  vorhin  erwäimten  Verord- 
Dung  anmittelbar  ein  Theil  der  Leitung  der  einseinen 
Vonnnnd8oh%fteny  und  zwar  ohne  dass  es  für  ihr  Tliätig- 
werden  im  einzehien  Falle  der  Kiulegung  eines  Hechts« 
mittels  bedurfte ,  die  directe  Entschlieaenng  in  gewissen 
wichtigen  Pnnkten  der  vormundschaftliehen  Geschäfts- 
führung an  der  Stelle  der  OerichtsÄmter  zu.*)  Diese 
Cumpetenztheilung  hat  ökIi  diuch  die  Verordnung  vom 
3.  August  1868,  §§.  ^,  4f  5  und  1,  vermöge  einer  ent- 
sprechenden Erweiterung  der  unterrichterlichen  Cognition 
erledigt. 

Zu  Erleichterung  der  Aut'sichtöluhrung  bestand  triUwr 
die  Einrichtung  betrefts  der  Eim'eichung  von  Jahrestabeilen 
über  die  geiUhrten  Vormundschaftssachoi  selten  der  Un- 
tergerichte an  die  Appellatioiis«;^  richte  (sogenannte  Vor^ 
mundschaftstabellenj.  8tüt  der  Wrordnung  vom  25.  Februar 
18tK)  ist  diese  Einrichtung  jedoch  beseitigt  und  uur  die 
Verpflichtung  der 'Gerichtsamter  zur  Haltung  des  soge- 
nannten VormundschafUbuches  und  der  laufenden  Vor- 
mnndschaiutabellen  an  deren  Steile  getreten,  ohne  dabt> 
es  einer  jährlichen  Einreichung  derselben  an  die  Ober» 
behörde  noch  bedürfte. 

C.  Endlich  bildet  das  Justizministerium  theils  wie- 
der die  hocliste  uberantsohende  Behörde,  sowie  die  lezte 
Instanz  über  üeschwerden  und  Recurse  in  Vormundschafts- 
sachen, theils  ist  demselben  in  einzelnen  Fällen  ein  Dis- 
pensationsrecht  von  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
vorbeiialten. 

Soweit  übrigens  das  Gesetzbuch  einfach  vom  Vor- 
inuudschafitagerichtey  oder  von  der  Obervonnundschaft  und 

*)  Eine  ZusammensteUaug  der  seither  dem  Beschlösse  der  Appel- 
lationsgerichte vorbehaltenen  Fälle  in  Yormundschaftssaehen  s.  bei 
Siebenhaar:  Commentar,  1.  Aufl.  Bd.  III.  S.  152  not.  1  and  in 
der  oben  angezogenen  Verordnung     7  Schhisssats. 
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deren  nöthig  werdender  Concurreaz  spricht,  war  und  ist 
hierunter  nicht  etwa  erdterenfalis  immer  die  erstinstanziicke 
Behörde,  letaterenfisiUs  eine  der  Oberbehörden  gemeint, 
viehnehr  richtet  sich  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  und 
inwieweit  es  im  einzehien  Falle  der  C' ^nitiuu  des  Appel- 
lationBgerichtes  oder  Juatizminiateriums  bedürfe,  beziehent- 
lich inwieweit  schon  untemchterliches  Decret  gentigt,  nach 
den  sonstigen  neben  dem  Gesetzbuche  bestehenden  Vor- 
H<  l)rift(  11  der  Gerichtsordnung,  Allgemeinen  Vormund- 
scbaftsordnung,  der  Verordnung  vom  3.  August  etc. 

1.  Unterabtheilung:  Alteravormundschaft. 
§.  luG.   Betriff  und  Bestellnng  der  Altf^r^ivurmuudsehaft. 

I.  lieber  die  Nothwendigkeit  einer  jetzt  allgemeinen 
Bevommtidung  aller  vaterlosen  Personen  bis  zu  und  mit 

dem  einuudzwanzigsten  Altersjahre,  sowie  über  Verschmel- 
zung der  Kömischrechtlichen  Grundsätze  über  tutela  im- 
puberum  und  cura  minorum  in  unserer  heutigen  Altem- 
Vormundschaft  ist  zu  vergl.  oben  §.  18,  I,  1.  S.  59  des 
ersten  Bandes.  Dabei  gilt  an  sich  zwar  auch  in  unaerem 
Kechte  der  Grundsatz :  ,,]>atrem  hubenti  tutor  nou  datur^' 
als  Kegel.  Als  wirkliche  Ausnahme  Hiervon  kann  aber 
nur  der  oben  1 63,  II.  2  b.  erwähnte  Fall  rücksichtlieh 
der  sich  vei  lieiratheiulen  minderjährigen  Haustuchter  aij- 
erkannt  werden,  insofern  es  sich  hier  allerdings  um  An- 
legung einer  allgemeinen  Vormundschaft  auf  die  ganze 
noch  übrige  Dauer  der  MindeijSbrigkeit  handelt.  Die 
hei  Haul)()ld,  Lt  labueh  iij.  118,  gerade  mit  Weglassung 
dieses  prägnanten  Falles  aulgezälilten  sonstigen  Ausnah- 
men sind  keine  solchen,  sondern  im  Grunde  nur  Fälle 
»sogenannter  Specialbevormundung  mit  sachlich  oder  zeit- 
lich beseliraiikter  Ten<lenz.  lieber  die  den  Gerichtsäm 
tern  auf's  Neue  eingeschäiile  al^ haldige  und  zwar  gleich- 
ialls  von  Amtswegen  zu  erfolgende  Bestätigung  von  Alters- 
vormündern für  sttmmtliche  uneheliche  Kinder  ihm  Be- 
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Wann  und  wie  der  Altersvormund  bestellt  wird.  HS 

sirkes  ist  zu  vei^l.  di«  im  vorigen  §.  165  erwälmte 
liinisterialverordtiuxig  von  25.  Februar  1860. 

II.  Die  Bestellung  des  Altersvormundes  erfolgt  heut- 
zutage in  allen  Fällen  durch  den  zuständigen  Richter,  der 
jedocJi  den  Vormund  nicht  mehr  eidlich,  sondern  nur 
mittelst  Handschlags  in  Pflicht  nimmt.  Ueber  die  erfolgte 
Bestellung  erhält  der  Vormund  zu  seiner  Legitimation  von 
dem  Gerichte  ein  Zeugniss  ausgestellt,  den  sogenannten 
Vomiundschaftsschein  (§.  1901  des  B.G.B.)*,  nach  älterer 
Terminologie  der  Allg.  Vormundschafbordnung  Tutorium. 

Dem  richterlichen  Brnennungsrechte  sind  an  sich  nur 
in  der  Aufstelluncr  einiger  weniger  Erfordernisse  für  das 
Amt  eines  Vormundes  gewisse  nicht  zu  beseitigende 
Schranken  gesetzt  (§.  Id85  des  B.a.B> 

a.  Die  absoluten  Habilitfttsbedingungen  sind 
die  gemeinrechtlichen,  nämlich  erreichtes  tunt'undzwan- 
zigstes  Altersjahr,  eigene  Dispositionsfahigkeit  und  in  der 
Begel,  d.  h.  abgesehen  von  der  Mutter  und  der  Gross- 
mntter  des  Kindes,  männliches  Geschlecht  Die  sonst 
noch  von  der  Vormundschaftsordnung  erwähnten  Unfilhig- 
keitsgriiude  (Ilaubold,  Lehrbuch,  §.  119,  Note  b.  flf.),  so- 
weit sie  überhaupt  zu  den  absoluten  HabiUtätsbedingun- 
gen  gehören,  Iftsst  das  Gesetzbuch  in  dem  allgemeinen 
richterlichen  Arbitrium  aufgi  1 1 <■  u.  *) 

b.  Relative  Unfähigkeit  tritt  ein  bei  Stief- 
vätern für  ihre  Stiefkinder,  und  bei  Ehemännern  fUr 
ihre  Eheweiber.  Ausserdem  findet  sich  die  in  der  Allg. 
VorraundschalbordnuDg  Cap.  VIII.  §.  3  enthaltene  Vor- 
schrift in  1887  des  B.G.B,  und  zwar  insofern  in  etwas 
erweiterter  Gestalt  wiederholt,  als  nicht  bloss  wie  dort 
der  Vater,  sondern  nunmehr  beide  Aeltern  für  be- 

*)  Hierher  geh6rt  nsmentUeh  der  FaU  der  Wohnung  im  Aus- 
lände und  des  aberscholdeten  Venaögenssttstandes;  Religionsvenchie- > 
denheit  aber  nicht  unbedingt:  s.  letstere  unter  den  relativen  Un- 
fiUiigkeitsgranden  sa  b.  a  £. 

n.  8 
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recht  igt  erklärt  werden,  bestimmte  Personen  von  der 

Führung  der  Voi-mundschat't  über  ihre  Kinder  ausssu- 
öchliesaeu.  Endlich  ist  zu  Haubold  a.  a.  O.  Anmerk.  b. 
noch  zu  bemerken  y  dass  die  VormundschaftsordnaDg 
Oap.  VIIL  §.  1  Religionsverschiedenheit  swischeii 
Vonnund  und  Mündel  keineswegs  unbedingt  als  Untälii^;- 
keitsgrund  aulstellt,  sondern  nur  lur  den  Fall,  wenn  der 
SU  Bevormundende  der  lutheriflchen  Ckmfession  angehörte, 
Gleichheit  der  Confession  bei  dem  Vormunde  erfordert«. 
Auch  dieses  Requisit  hatte  seit  der  Gleichstellung  der 
christlichen  ( Jonfessionen  in  Sachsen  aulgehört,  ein  solches 
zu  sein,  und  das  Gesetzbuch  macht  in  Bezug  auf  das  reli- 
giöse Bekenntniss  überhaupt  keinen  Unterschied  mehr. 
Wegen  der  Juden  insbesondere  ist  zu  vergl.  das  im  allge- 
meinen Theile  §.  20,  B.  a.  E.  (Bd.  I.  S.  66)  Gesagte. 

167.   Fortsetzung.    Delations-  uhü  Excusationsgründe. 

Für  die  aus  den  hiemach  wahlfähigen  Personen  zu 
treffende  Auswahl  ist  als  einzige,  durchgreifende  Korm 
nur  die  Rücksicht  auf  das  Interesse  des  zu  Bevormunden- 
den noch  anzuerkennen.    Was  insbesondere 

A.  die  allerdings  noch  in  gewissem  Sinne  praktischen 
sogenannten  Delationsgründe  anlangt,  so  verleihen 
sie  zwar  den  betreffenden  Personen  auch  heutzutage  noch 
einen  im  Falle  willkürlicher  Nichtbeachtung  im  Be- 
schwerdewege vcrfolgbaren  Rechtsanspruch  auf  vorzugs- 
weise Berücksichtigung  bei  der  Wahl.*) 

Wie  sie  aber  in  keinem  Falle  mehr  die  richtei^ 


*  Wie  das  Gesetzbuch  ii«  ^.  148  überhaupt  au  einem  Unter- 
schiede zwischen  den  Begriffen  der  Rechte  (und  Verbindlichkeiten), 
der  Klagen  und  der  Ansprüche  festhält  (zu  vergl.  Band  I.  dieser 

Vork'Snnjren  S.  120  f.).  so  reiht  sich  auch  der  vorliegende  Fall  den 
S  VJl  lies  I.  Bandrs  orwiihnten  Hcisjiiplfn  an.  in  welchen  ein  per- 
sni)ii(  lies  Rocht  ausnahmsweise  l§.  144  des  B.G.B.)  des  wirklichen 
Kiagschutzes  entbehrt. 
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liehe  Bestätigung  verttbertiüBaigeny  so  hat  sich  auch 
dieser  Rechtsanspruch  des  Berufenen  jener  höher  stehen- 
den Rücksicht  auf  das  Wühl  des  Mündels  eintreteudea 
Falles  unterzuordnen. 

Unter  den^  einzelnen  Berufiingsgrttnden  wird  noch  in 
der  Vormundschaftsordnung  Cap.  IV.  §.  3  den 
Kömischrechtliciien  (letzter  Wille  und  Gesetz)  der  Deutsch- 
rechtliche des  Vertrages  in  der  Weise  sogar  voran- 
gestelil^  dass  die  in  fiheverträgen  der  Aeltem  des  Mün- 
dels vereinharte  Person  von  dem  Richter  vor  allen  An- 
dtrn  thunlirlj^t  zu  l)erücksichtigen  sei,  ,, sonstige  Vergleiche 
aber,  durch  weiche  Vormünder  ernannt  würden,  nur  im 
Falle  ihrer  vorgftngigen  richterlichen  Bestätigung  Anspruch 
auf  Gültigkeit  hahen  sollen'^   (Haubold;  §.  120^  Note  b). 

Das  Gesetzbuch  dagt^uu  hat 

1.  die  veilragsniässige  und  testamentarische  Vormund- 
schaft völlig  mit  einander  verschmolzen.  Es  soll  nämlich 
auf  die  Form,  unter  welcher  Aeltem  sowohl ,  als  dritte 
Perboncn  de  n  UiiiiiuiüligL-n  Vormünder  zuordnen  können, 
künftig  überhaupt  kein  entscheidendes  Gewicht  mehr  ge- 
legt werden;  und  es  gilt  namentlich  gleich^  ob  solches  in 
Ehestiftungen,  letzten  Willen,  in  Vertragsform,  oder  auf 
andere  Weise  geschieht  (§.  1%6  des  B.G.I).).  Dagegen 
ist  rück  sichtlich  der  Wirkungen  solcher  Ernennungen, 
zwischen  den  Personen  ^  von  denen  sie  ausgingen ,  auch 
künftig  noch  insofern  ein  Unterschied  zu  machen,  als  bei 
etwaigen  Collisionen  älterlich er  Verfügungen  der 
des  Vaters  vor  der  der  Mutter  der  Vorzug  gebührt,  und 
als  femer  die  Anordnungen  der  Aeltem  sich  auf  das  ge- 
sammte  Vermögen  des  Kindes,  gleichviel  woher  dasselbe 
rührt,  erstrecken  können,  während  die  Wünsche** 
dritter  Personen  nur  in  Ansehung  desjenigen  Ver- 
mögens, das  von  diesen  selbst  herstammt^  auf  Berücksich- 
tigung  Anspruch  haben  (§.  1886  a.  E.  verb.  m.  §.  1889 
des  B.G.B.j. 

8* 


Digitized  by  Google 


116  Vorm u Ods chaflB recht:  §.  167.  Grande  z.  BerufuDg. 

2.  Unter  den  zur  gesetzlichen  Vormundschaft  Beru- 
fenen richtet  sich  das  Rangverh&ltniss  im  Allgemeinen 

nach  der  Intestaterbfolgeordnuiig  i^s^.  1890  des  B.G.B.). 
Zunächst  hat  also  die  Mutter  Anspruch  auf  Berücksich- 
tigung» und  selbst  ihre  etwaige  Wiedenrerheirathung  hat 
die  Verwirkung  ihres  diesfallsigen  Rechtes  nicht  mehr 
unbedingt  zur  Folge.  Schon  bi:^hor  konnte  ihr  niimlieh 
die  Fortführung  der  Vonnundscliaft  in  diesem  Falle  nach 
eingeholter  Genehmigung  des  Appellationsgerichts  Ter- 
atattei  werden  (Allgem.  VormundschafUordnung,  Cap.  VI. 
§.  11),  und  aucli  das  Gesetzbuch  statuirt  in  §.  1892  verb. 
mit  §.  1977  die  Möglichkeit  ihrer  demungeachtet  zu  ver- 
wenden Bestellung,  resp.  Beibehaltung.  Auf  die  Mutter 
folgten  sodann  nach  der  Vormundschaftsordnong  zunächst 
die  beiderseitigen  Grossväter,  dann  die  Grossmütter  und 
endlich  die  übrigen  Bluts  verwandten.  Das  Uesetzbuch 
erkennt  jedoch  ein  Vorzugsrecht  der  männlichen  Ascen- 
deuten  nicht  weiter  an,  sondern  giebt  bei  gleicher  Gra- 
desnähe Alles  dera  richterlichen  Ermessen  anheim. 

B.  In  gleicher  Weise,  wie  die  etwa  vorhandenen  Be- 
rufungsgründe hat  der  Richter  auch  die  dem  einen  oder 
andern  an  sich  Wahlfähigen  etwa  zur  Seite  stehenden 
Ablehn ungsgrQnde  zu  beachten,  d.  h.  er  darf  sich  zwar 
auch  über  sie  nicht  willkürHcli,  wohl  aber  dann  hinweg- 
setzen, wenn  andere  geeignete  Individuen  zur  lieber- 
nähme  der  Vormundschaft  nicht  vorhanden  sind  (§.  1897 
des  B.G.B,  a.  £.).  Zu  der  Geltendmachung  derselben  ist 
dorn  Butr«?ft'enden  jetzt  nur  eine  achttägige  Frist  (früher 
nach  Betinden  eine  solche  von  vierzehn  Tagen  und  län- 
ger) von  der  Aufforderung  zur  Uebemahme  der  Vormund* 
Schaft  ab  gegönnt  (§.  1898  des  B.G.B.  verb.  mit  §.  41 
der  Gerichtsordnung).  Die  meisten  der  von  dem  Gesetze 
anerkannten  Excusationsgründe  schützten  bisher  nur  gegen 
die  Aufbürdung  neuer  Bevormundungen,  so  das  sechzigste 
Altersjahr^  femer  die  dem  Betreffenden  bereits  obli^;ende 
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Führung  dreier  gewöhnlicher  oder  einer  bis  zweier  be- 
buiuUis  wichtiger  uml  aiituitöVuUcr  Vormundschaften,  fer- 
-   ner  Kirchen-  und  Schuldienst  u.  s.  f.,  sowie  der  Besitz 
▼on  fUnf  eigenen  unersogenen  Kindern.    Nur  wenige 
wurden  Air  stark  genug  erklärt,  um  auch  zur  K ied er- 
leg ung  einer  bereits  übernominenen  Vorinuii(Lscliait  zu 
berechtigen  (Abwesenheit  im  Dienste  des  Landesherrn  lür 
die  Dauer  desselben»  gewisse  arbeitsvolie  Aemter,  —  wirk* 
liehe  Räthe,  Amtleute,  Bürgermeister:  AUgem.  Vormund- 
schaftsordiuiDg  Cap.  IX.  §.  1  — ,  Militärdienst.).   Das  Ge- 
setzbuch geht  im  Vergleiche  liierniit  schon  iiiöoleru  wei- 
ter, als  es  die  sämmtiichen  in  §.  1897  au%esteliteQ  £x- 
cusationsgrOnde  nicht  bloss  gegen  die  angesonnene  Ueber- 
nähme  neuer  Vormundschaften  wirken  lässt,  sondern  soweit 
sie  im  Laufe  der  Vormuudschaltöfuhnuig  eintreten,  in 
§.  1976  daran  zugleich  das  Recht  knüpft|  die  Entlassung 
zu  verlangen.    Ausserdem  fügt  dasselbe  aber  auch  den 
bisherigen  Ablehntmgsgründen  in  §.  1897,  5.  noch  einen 
lu'ucn   zu  Gunsten  der  Grossmutter  des  Minderjiihrigen 
hinzu,  und  erweitert  den  auf  den  Besitz  von  liini  eigenen 
Kindern  zu  stützenden  Excnsationsgrund  dergestalt,  dass 
dabei  alle  Abkömmlinge,  deren  Erziehung  dem  Betreffen- 
den obliegt,  unbediiigi  mitgezählt  werden  sollen,  also  auch 
die  Enkel,  Urenkel  u.  s.  f.,  welclie  nach  Vorschrift  der 
Vonmindschaftsordnung,  soweit  sie  zn  dem  nämlichen 
Stamme  gehören,  zusammen  immer  nur  fUr  einen  Kopf 
gerechnet  werden  sollen.     Auf  die  GeltendniaLhiiii^-  der 
gesetzlichen  Beli'eiungsgründe  kann  übrigens  bei  der  Mehr- 
zahl gültigerweise  verzichtet  werden,  nnd  zwar  «owohl 
vorher  im  Wege  Vertrags  mit  dem  Vater  des  Unmün- 
digen, als  auch  sonst  zu  jeder  Zeit.    Nur  da,  wo  ein 
ötl'entlich  rechtliches  Interesse  zu  Grunde  liegt,  gilt  dies 
nicbt.    8o  verordnete  namentlich  schon  die  Ordonnanz 
vom  19.  Juli  1828  §.  85  für  Militärpersonen,  dass  diese, 
selbst  wenn  sie  cor  Uebernahme  der  Vormundschaft  bereit 
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seien,  immer  noch  zuvor  die  Genehmigung  ihmr  Vorge- 
setzten dazu  bcizubrinjjcn  haben  sollten.  Verweigeii  da 
gegen  der  vom  Kichter  zum  Vormund  Ausersehene  ohne 
asulängUchen  Qrund  die  Uebernahme  der  Tutel  ^  so  kann 
ihn  der  Richter  mittelst  Auflegung  von  Geldstrafen  bis 
ZU'  fünfzig  Thaleru  uder  Gefiingnisszwang  bis  zu  vierzehn 
Tagen  dazu  anhalten  (§.  1881  des  B.U.B.). 

§.  16B.  POleliteii  to  Attersvomnuides. 

Von  den  ul)en  in  §.  165  angegebenen  drei  Haupt- 
richtungen, in  denen  der  Altersvormuud  thätig  zu  werdeu 
hat,  findet  sich: 

I.  die  auf  die  Erziehung  des  Mündels  bezügliche 
nicht  nur  in  der  AUgem.  Vormundscliaftsordnung  Cap.  XII. 
speciell  vorgezeichuet,  sondern  nuch  durch  spätere  General- 
verordnnngen,  zuletzt  durch  die  Verordnung  vom  2ö.  Fe- 
bruar 1860  wiederholt  eingeschärft.  Damach  bat  der 
Vormund  nicht  bloss  für  die  Ernährung,  sondern  auch 
tur  die  staudesgemässe  Ausbildung  seines  Mündels  borge 
zu  tragen.  Die  Wahl  eines  entsprechenden  Beru&  stehet 
ledoch  nicht  dem  Vormunde,  sondern  dem  Vormundschafts« 
gerichte  zu^  welches  freilich  den  Vomumd  liierbci  zu 
hören,  und  den  etwa  vorhandenen  letztwiiligen  Verfügun- 
gen des  Vaters  thunlichst  nachzugeheui  auch  die  eigenen 
berechtigten  WtUische  des  Mündels  zu  berücksichtigen 
hat  (§.  1922  des  B.G.B.).  Die  IMutter,  selbst  wenn  sie 
zugleich  Vormünderin  sein  sollte,  hat  nn  Mangel  Bedenkens 
den  nächsten  Anspruch  auf  Ueberlassung  der  Erziehung. 
Die  hierzu  erforderliehen  Mittel  sind,  soweit  der  Mündel 
nicht  zulängliches  Vei-mögen  besitzt,  von  dem  jedesmaligen 
Alimentationspflichtigen  anzubringen ,  und  äussersteu 
Falles  die  dffentliche  Armenversorgung  hieHUr  in  Anspruch 
zu  nehmen,  lieber  die  Ergebnisse  des  Erziebungswerkes 
und  die  AuflPuhrung  seines  Tuenden  hat  der  Vormmid 
alljährlich  mindestens  einmal  dem  Vormuudsciialtdgerichte 
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mündlich  oder  schrihlich  Bericht  abzustatten  (sogenannte 

Jaliresanzeige). 

II.  Anlaugend,  die  rechtliche  Vertretung  der 
Unmündigen  durch  den  Vormundi  so  erstreckt  sich 

a.  das  fiedlirfaiss  au  selbiger  jetat  im  Gegensätze 
zu  dem  Römischen  Rechte  lür  alle  verptiiclittnden  Keclits- 

^cscbäite  gieiciimässig  auf  die  ganze  Dauer  der  Bevor- 
mundungi  und  selbst  der  reine  Bechtserwerb  Seiten  des 
Afündels,  soweit  hierzu  eine  Willenshandlung-seiten  des 
Erwerbenden  vorauszuselzeu  ist,  bedarf  nunmehr,  naohdeiu 
die  abweichende  Bestimmung  der  Vormundschaftöurdnung 
Cap.  XIII.  §.  1  von  dem  Gesetzbuche  in  §.  787  beseitigt 

ist,  bis  zu  erfülltem  siebenten  Altersjahre  des  Bevor- 
mundeten  der  Vermittelung  des  Vormundes  (Allgemeiner 

Theil  dieseo  Werkes,  oben  §.  29,  Bd.  i  S.  103). 

b.  Die  Mitwirkung  des  Vormundes  zu  Rechts- 
geschäften seines  Pflegebefohlenen  kann  entweder  darin 
bestehen,  dass  er  in  dessen  Namen  allein  handelnd  auftritt 
<§.  1910  des  B.G.B.)  und  zwar  gleichviel,  ob  der  Letztere 
schon  das  Alter  der  eigenen,  wenn  auch  beschränkten, 
Handlnngs&higkeit  erreicht  hat  oder  nicht.  Er  kann 
aber  auch,  soweit  Ersteres  der  Fall  ist,  die  Form  des 
blossen  Beitritts  zu  dem  Geschäfte  oder  die  der  voraus- 
gehenden oder  nachfolgenden  Einwilligung  wählen,  ohne 
hierbei  an  Beobachtung  einer  besonderen  Formv9rschrift 
gebunden  zu  sein.  Nur  in  einzelnen  Fällen  bedarf  es 
neben  dem  Thatigwerden  des  Vormundes  auch  noch  der 
persönlichen  Willenserklärung  des  Bevormundeten  selbst: 
so  beim  Verlöbnisse  (oben  §.  136),  femer  bei  der  Rescripts- 
legitimation  und  der  Annahme  an  Kindesstatt  vom  er- 
füllten vierzehnten  Altersjahre  ab  (oben  §.  157  b. ;  §.  159, 
II.  1),  und  selbst  abgesehen  von  diesen  Fällen  ist  jetzt 
nach  der  Gerichtsordnung  §§.  20,  60  der  vormundschaft- 
lichen  Behörde  im  Allgemeinen  zur  Pflicht  gemacht^  Un- 
mündige vom  eiiUlltcn  achtzehnten  Altersjahre  an  (ebenso 
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wie  aus  anderen  Gründen  Bevormundete;  sobald  bei  ihnco 
eine  gewisse  Fähigkeit  zur  Beurtlieilung  ihrer  eigenen 
Angelegenheiten  vorausgesetzt  werden  darf)  bei  wichtigen 
und  zweifelhaften  Entscbliessungen  am  ihre  |>erBdiiliche 
Meinung  zu  befragen,  ohne  freilich  an  dieselbe  gebunden 
zu  sein.  Eiicilich  kehren  auch  hier  die  schon  mehrfach 
erwähnten  Ausnahmen  (zu  vergl.  oben  §.  120,  Bd.  L 
S.  444y  445)  wieder,  in  denen  der  Minderjilhrige  ohne 
jede  Ooneonrenz  seines  Vormundes  gültigerweise  gewisse 
Dienstverträge  eingehen  kann.*j  Soweit  dagegen  die 
Mitwirkung  des  Vormundes  bei  dem  Geschältsabschlusse 
erforderlich  wird,  zieht  deren  Mangel  die  Nichtigkeit  des 
G^schftftsy  wenn  auch  nur  eine  heilbare,  im  Sinne  des 
§»  787  des  Gesetzbuches  (negotium  claudicans)  nach  sich. 

c.  Während  die  Beurtheilung  der  civihrechtlichen 
Folgen  einer  von  dem  Unmündigen  ausgegangenen  un- 
erlaubten Handlung  an  sich  ganz  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen sich  richtet  (zu  vergl.  oben  §.  3^  Bd.  I.  Ö.  118tf.), 
gilt  Besonderes  noch  fär  den  Fall,  wo  das  unerlaubte 
Handeln  darin  bestand,  dass  sich  der  Unmündige  bei 
Abschliebiuüg  eines  Rechtsgeschäftes  mit  einem  Dritten 
butriigerischer  Weise  für  volljährig  ausgab.  Nach  Vor- 
schrift der  AUgem.  Vormundschaftsordnung  Cap.  XIII. 
§.  7  nämlich,  welche  der  von  den  Wechsel  unmündigen 
handelnden  Bestimmung  des  3Iandates  vom  21.  April 
1724  §.  IV.  nachgebildet  ist,  soll  der  Getäuschte  nicht 
auf  die  Schädenklage,  resp.  auf  Rückforderung  des  ans 
dem  Geschäfte  bereits  Geleisteten  beschränkt  sein,  sondern 
es  soll,  wenn  er  selbst  vorzieht,  das  an  sich  nichtige 
Geschäft  als  gültig  zu  behandeln,  gegen  den  UnmündifTt  n 
auch  die.  Klage  aus  dem  betreffenden  Contracte  gegeben 
w erden  f  jedoch  wird  dort  dazu  vorausgesetzt,  dass  der 
Getäuschte  die  betrügerisdie  Induction  wenigstens  bis  zu 

•)  Zu  vergleichen  ist  hierzu  oben  §.  161  in  der  Auiaerkoug 
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einem  Erfüllungscidt  dai  zuthun  und  eidlich  zu  bestärken 
vermöge,  dass  er  seinen  ^Mitcontrahenten  wirklich  für 
voUjtfhrig  gehalten  habe.  £in  neueres  Mandat  vom 
ai.  Decepber  1827,  ,^ie  ZulXssigkeit  des  Executive 
processes  aus  Wechseln  oder  ^Schuldverschreibungen,  deren 
Aussteller  sich  wider  die  Wahrheit  lür  wechselmüiidig 
odei*  majorenn  atugegebeni  betreft."^  handelte  speciell  von 
dem  Falle,  wennider  Unmündige  In  einer  von  ihm  anageetell- 
ten  Schuldverschreibung  sich  ausdrücklich  als  Volljährig 
prädicirt  habe;  hier  soll  zwar  der  Gläubiger  nicht  den 
Executivprocess  aas  dem  Documenta  anstellen  dürfeU; 
aber  ee  soll  ibm|  wenn  er  den  obigen  Beweis  führt,  im 
Ordinarprocesse  zu  der  verschriebenen  Forderung  ver- 
hohen  werden.  Das  Gesetzbuch  §.  1912  beschränkt  sich 
darauf,  die  Bestimmungen  der  Vormundachaftsordnung, 
soweit  sie  materielles  Recht  enthalten,  zu  wiederholen, 
indem  es  die  sonst  einschlagenden  IVocessfragen  dem 
Processgerichte  iibdlässt.  Eine  übereinstinunende  Vor- 
schrift findet  sich  übrigens  auch  rücksichtlich  der  minder* 
jährigen  Hauskinder  in  §.  1823  des  B.G.B. 

d.  In  den  für  den  Mdndel  zu  führenden  Processen 
handelt  der  Vormund  an  sich  allein,  nur  nach  einge- 
tretener Eidesmündigkeit  des  Ersteren  ist  natürlich  bei 
der  Eidesleistung  im  Processe  eine  Vertretung  aus- 
geschlossen. Zu  seiner  Legitimiktion  bedurfte  der  Vormund 
nach  zeitherigem  Rechte  neben  dem  von  ihm  beizu- 
bringenden Tutoriura  nicht  noch  einer  speciellen  Er- 
mächtigung des  Vormundschaftsgerichtes  zur  Process- 
ßlhrung.  Nur  die  Gültigkeit  eines  von  ihm  im  Processe 
abzuschliessenden  Vergleichs  war  von  der  richterlichen 
DecretsertheilunfT  abhängig  (Erläuterte  Proccssordnung 
ad  tit.  IX.  §§.  6,  4.  —  Ailg.  Vormundschatisordnung, 
Cap.  XIV.  §§.  1,  3.).  Das  Gesetzbuch  dagegen  bindet 
den  Vormund  in  allen  Rechtsstreitigkeiten,  deren  Object 
den  Betrag  von  lOU  Thlr.  erreicht  oder  übersteigt,  und 
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bei  Vcrgleichsabschlüssen,  wie  bisher  schon  aucli  ohne 
diese  Wertlisgrcuze  an  die  Genehmigung  des  Vormund' 
8chaft8gencht68  (§§.  1916,  1917  des  B.G.B.). 

e.  Eine  WiedereinBetziiiig  in  den  vorigen  Stand  gegen 
Benachtheiiignngen  des  Mündels  durch  seine  eigenen 
Handlungen,  resp.  Unterlassungen  oder  durch  solche  ;seiner 
Vertreter  ist  dem  Gesetzbuche;  wie  überhaupt,  st»  auch  in 
dem  Gebiete  des  VormundschaftsrechteB  völlig  Iremd» 
wodurch 'jedoch  das  beneficium  restitutionis  in  integnun 
ex  persona  im  Processe  selbstverstäudlich  mchi  beriihit  wird. 

§.  169.  Ifartsetzuug.  III.  Vermögens  Verwaltung. 

Rttcksichtlich  der  Administrationsthfttigkmt  des  Vor 

inundes,  soweit  der  Unmündige  bei  Beginn  der  Vormund- 
schaft Vermögen  bereits  besitzt  oder  im  Laufe  derselben 
erwirbt,  kommt  Folgendes  in  Betracht: 

1.  Zunächst  hat  der  Vormund  fUr  genaue  Fest- 
Stellung  des  Vermögensbestandes  seines  Pflege- 
befohlenen borge  zu  tragen,  also  besonders,  wenn  der 
Letztere  bei  einer  noch  ungetbeiiten  Verlasaenschaft  cen- 
currirt,  auf  alsbaldige  Ermittelung  und  fiealisirung  seines 
Erbtheils  hinzuwirken.  Selbst  ein  von  dem  Erblasser 
vei-fügtes  Verbot  der  Inventarisirung  des  Nachlasse» 
(soweit  dasselbe  nicht  etwa  nach  §.  2588  des  B.G.B,  von 
vornherein  nichtig  ist)  kann  nur  dahin  führen,  dass  das 
au&unehmende  Venseichniss  bei  Gericht  versiegelt  ein- 
gereicht und  von  diesem  lediglich  im  Falle  dringender 
Koth  unter  möglichster  Geheimhaltung  seines  Inhaltes  i 
eröffnet  werde  (§§.  1906  bis  1908  des  B.G.B.  verb.  mit 
AUg.  Vormundschaftsordnnng  Gap.  V.  §.  6).  Concnnrirt 
bei  der  Eruiittelung  eines  dem  Uuiaundigen  gebülirenden 
Erbanthciles  aus  einem  I^iachlasse  die  zur  Vormundschalt 
an  sich  berufene  Mutter  selbst  als  Miterbin,  so  ceasiit 
bis  anr  Ausmachung  des  Erbtheiles  deren  Recht  auf  Be- 
stätigung als  Aitersvormünderin  ihres  Kindes;  vielmehr 
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ist  bis  dahin  ein  sogenannter  Theilungsvormund  (Zwischen- 
"  Vormund)  zu  bestellen.    Das  Gleiche  gilt  übrigens  auch 
Toa  anderen  Verwandten  des  Mündels        1891  verb. 
mit  190D  des  B.G.B.). 

2.  Für  die  Art  seiner  Verwaltnngsthätigkeit  ist  als 
leitender  Gesichtspunkt  testzuhalten,  dass  er  im  Zweifel 
eher  auf  Erhaltung  als  auf  Vemiehrung  des  Vermögens 
seines  Pflegebefohlenen  eu  sehen  habe,  dafem  die  letztere 
nur  auf  Kosten  der  Sicherheit  zu  erreichen  seiil  sollte. 
Hierher  gehört  namentlich  das  ihm  vorgeschriebene  Ge- 
bahren  mit  JViiUidelgcldern,  insofern  er  zwar  fiir  mitzbaru 
Anlegung  der  vorhandenen  oder  eingehenden  Baarbestände 
thunlichst  zu  sorgen ,  andererseits  aber  auch  nur  aus- 
reichend sichere  Geleg*  hIh  it  zu  zinsbarer  Ausleihung  zu 
benützen  hat.  Gegen  blosse  Schuldverschreibuxig  oder 
Wechsel  Geld  auszuleihen ,  ist  ihm  nur  mit  specieller 
Genehmigung  des  Vormundschallsgerichtes  gestattet.  Neben 
der  Austhuung  auf  Hypothek  erlaubte  schon  die  Vormund- 
Bcliaiiöurdnung  Cap.  XV.  §§.  7  ff.  den  Ankauf  landschaft- 
licher Obligationen  (damals  noch  die  einzigen  Sächsischen 
zinsbaren  Oreditpapiere  :  s.  Bd.  1.  S.  236),  und  das 
Reseript  „die  Gebahrung  mit  Mündelgeldern  betreff.'S 
vom  24.  Februar  1792  auch  noch  die  Anlegung  der 
Gelder  in  anderen  inländischen  Staatspapieren,  was  später 
auch  auf  einige  städtische  Anlehen  ausgedehnt  worden 
ist  (Hanboldy  Lehrbuch;  §.  137,  e  ).  Die  wesentlich  andere 
Gestaltung  des  modernen  Geldverkehrs  hat  jedoch  in 
neuerer  Zeit  die  theilweise  Aulgabe  dieser  Grundsätze 
bedingt»  und  eine  Verordnung  des  Justizministeriums 
(abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  Ä.  F.  Bd.  I. 
S.  lässt  unter  Umständen  auch  die  Beibehaltung  oder 
deu  Ankauf  guter  ausländischer  Effecten  nach,  während 
die  Verordnung^  das  Einigen  von  Mündelgeld^m  in  die 
Sparcassen  betreff.^  vom  27.  Juni  1835,  selbst  die  Ein- 
Ic-gung  kleiner  Beträge  bis  zu  100  Thalem  in  die  staatlich 
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genehniiglen  städtischen  Sparcassen  gestattet.   Das  Geseu- 
buch  §§«  1934  £  verb.  mit  §.  57  der. Gerichtsordnung 
lässt  die  Einlegung  von  Geldern  in  staatlich  genehmigte' 
Sparcassen  sogar  über  diesen  Betrag  hinaiiB  nach,  nnd 
indem  es  im  Uebrigen  die  vorerwähnten  Grundsätze  bei- 
behält^ norroirt  es  nur  im  §.  19d5  den  Begriff  der  soge- 
nannten pupillarischen  Sicherheit  näher.   Auf  den  Vor- 
mund, welcher  die  zinsbare  Anlegung  der  Mündelgelder 
schuldvoller  Weise  unterlägst,  wandte  man  zeiiiier  die 
Vorschrift  des  gemeinen  Hechtes^  1.  7,  §§.  3  und  HD. 
de  administratione  et  periculo  tutorum  etc.  XXVl.^  7  an, 
während  die  Vermnndschaftsordnnng  Cap.  XV.,  §. 
ihm  das  Ausleihen  des  Geldes  aui  eigenen  Ruinen  oder 
dessen  Verwendung  in  eigenen  Nutzen  bei  Strafe  des 
doppelten   Capitalersatzes  verbot.  Das  Gesetsbnch  in 
§§.  1936,  1937  verschmilzt  diesen  Fall  und  den  des 
zinslofscn  Liegenlassens  der  Gelder  dergestalt  miteinaudtTj 
dass  es  dem  Vormunde,  welcher  das  zweckmässig  nicht 
unterzubringen  gewesene  Geld  nicht  binnen  swei  Monaten 
an  das  Gerichtsdepositum  abliefert  oder  wohl  gar  in 
eigenen  Nutzen  verweiuiet,  vom  Ablaufe  zweier  ^fonate, 
beziehentlich  von  der  Verwendung  an,  zu  ilntnchuuig 
6prooentiger  Zinsen  gesetztidr  für  vei*pflichtet  erklärt 

Zu  anderen  wichtigen  Administrationshandlungen  i«t 
der  Vormund  der  Regel  nach  nur  mit  richterlicher  Ge- 
nehmigung legitimirt.  Ueber  das  ältere  Recht  ist  za 
vergL  Haubold,  Lehrb.,  §§.  ldö*-137.  Das  Gesetabucfa 
rechnet  hierher  in  §§.  1931  ff.  z.  B.  vorzunehmende 
Meliorationsbauten  (im  Gegensatze  zu  blossen  Reparatur- 
bauten),  ferner  Verpachtung  ganzer  Grundstücke,  sowie 
deren  Vermiethung,  wobei  betreffs  der  Länge  der  Zeil^ 
auf  welche  ein  derartiger  Pacht-  oder  Miethvertrsg  ein- 
gegangen werden  darl,  auf  die  Vorschrift  in  §  1915  des 
B.G.B,  zurückzuverweisen  ist;  ferner  die  Quittiruug  über 
ein  eingehendes  Capital,  dafern  dasselbe  den  Betrag  von 
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100  Thalern  übersteigt  (§.  1938  des  B.U.B.verb.  mit  Allg. 
VormundschaltsordnungCap.  Xy.§.  12);  endlich  ist  auch 
dem  Vorronndle  die  Aufnahme  von  Darlebnen  ohne  richtei*- 
iichc  GciH  iHiiigiiiifr  nach  §.  1939  des  B.G.B,  conturm  mit 
der  Vormundschaftsordnung  Cap.  XV.  §  5  verboten. 

3.  Die  den  Altersvormund  (welcher  übrigens  nur  fUr 
ditigentia  in  concreto  haftet)  treffende  Cautionsp flicht 
iftt  an  sich  eine  allgemeine  (§.  VJO'2  des  B.G.B.).  Nur 
die  Mutter  und  derjenige  Vormund,  rücksichtlich  dessen 
der  Vater  in  seinem  letzten  WiUen  solches  verordnet 
liatte,  sollen^  wie  nach  zeitherigem  Redite  damit  verschont 
bleibf-'n,  obwohl  auch  bei  ihnen  nach  dem  Kiniessen  des 
Kichters  bei  eintretenden  Bedenken  die  Möglichkeit  einer 
Heranziehung  zur  Cautionsleistung  offen  bleibt  (Ailgem. 
VormundschaAsordnung  Cap.  X.  §  6.  —  §.  1905  des 
B.G.B.).  Die  Ilühc  der  zu  erfordernden  Caution  soll, 
soiveit  der  Vormund  nicht  ausnahmsweise  werthvolle 
Mobilien  in  Verwahrung  hat  (zu  vergi.  §.  1904des  B.G.B.) 
nach  dem  Jahresbetrage  der  durch  seine  Hand  gehenden 
VermÖgensnutzungcn  bemessen  werdoUj  abzii<xlich  jedoch 
auch  hier  wieder  des  davon  zu  bestr<'itt  ndcn  lautenden 
Erziehungsau^andes  (§§.  1902  bis  1905  des  B.G.B., 
Mandatl.  vom4.  Junil829;  §§.41bis50).  Die  Cautions- 
mittel  sind  die  bei  der  Realcaution  im  Allgemeinen 
vorkommenden,  also  Faustpfand,  Hypotiiek,  pignus  nominis, 
tüchtige  BUigen  (§§.  136  bis  138  des  B.G.B.).  BücksichtUch 
des  den  Unmündigen  hier  zur  Seite  stehenden  gesetzlichen 
Kechtsgrundes  auf  Eintrag  einer  Cautionshypothek  an  den 
Immobilien  des  Vormundes  (zu  vergl.  oben  Bd.  I.  S.  206^ 
§.71  unter  2^  a,  ß)  besteht  zwischen  dem  jetzigen  und 
dem  zeitherigen  Rechte  nur  insofern  ein  Unterschied,  als 
der  Vormund  bisher  den  Hypothekeneintrag  durch  Be- 
stellung anderweiter  ausreichender  Sicherheit  abwenden, 
resp.  rückgängig  machen  konnte^  während  es  jetzt  dem 
Ermessen  der  Vormnndschaftsbefaörde  anheimgestelit  bleibt. 
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ob  sie  der  hypotbekanschen  Bicherstellung  den  Vorzug 
geben  wolle  (§.  392  des  B.G.B.  verb.  mit  §.  48  der  Ge- 

richteordnung). 

4.  lieber  seine  Vermögens  Verwaltung  hat  der  Vor- 
mund alljährlich  dem  yormundschaftsgerichte  Rechnung 
abzulegen.   Selbst  die  Mutter  ist  hiervon  nicht  frei, 

und  ein  von  dem  Vater  bei  der  Voriiiuudschaltsenien- 
luing  diesfalls  außgesprüclicner  Erlass  der  Verbindlichkeit 
erlangte  zeither  nur  erst  durch  hinzutretende  Gtenehmi- 
gung  des  A}  pt  llationsgerichtes  Gültigkeit  Das  Gesetzbuch 
(§.  1951)  erklärt  dagegen  eine  derartige  ältcrliche  W- 
iiigung  tiir  schlechthin  wirkungslos«  Kur  da.  erledigt 
sich  die  VerpÜichtung  zur  Rechnungslegung^  wenn  die 
gesammten  Früchte  des  Vermögens  dem  Vormunde  zor 
Bestreitung  des  Erziehiingsanfwandes  seiton  des  Vor- 
mundschaitsgerichtes  überwiesen  sind.  Im  üebriguu  rauss 
die  Rechnung  den  Vorschriften  der  §§.  1394  ff.  des 
B.G.B.  entsprechen.  Wegen  des  hier  einschlagenden 
sonstigen  Roglenientären  sind  zu  vergleichen  §§.  61—72 
der  Gerichttiurdnung. 

170.  Von  der  Verttossening  der  Mindelfttter. 

Hierüber  trilt 

I.  als  oberster  Grundsatz,  dass  Schenkungen  au? 
dem  Mündelvermögen  dem  Vormunde  mit  Ausnahme  der 
gew()hnlichen  Gelegenheitsgeschenke  schlechthin  verboten 
sind  (§.  1947  des  B.G.B.). 

II,  Hinsichtlich  der  entgeitiichen  V  eräusscrungen  bat 
man  zu  unterscheiden  zwischen  Veräusserungen 

A.  beweglicher  Sachen, 

B.  unbeweglicher  Sachen, 

C.  von  Forderungen' 
Zu  A.  fragt  es  sich  wieder: 

1.  ob  die  Mobilien  zu  der  Classe  derer  gehören, 
welche  bei  längerer  Aufbewahrung  an  Werth 
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verHeren.  Bei  dergleichen  Sachen  wird  der  Vormund 
von  der  Allgemeinen  VormnndBchaftsordnung  Cap.  XVI 

§.  1  sowohl  als  auch  von  dem  Gesetzbuche  §.  1940  zu 
alßbaldi^j^er  V(»ränsaerung  sogar  lilr  verpflichtet  erklärt. 

2.  B|ei  Mobilien  ander e^:  Art  machte  die  Allg, 
VormtindschafUordnang  a.  a.  O.  §.  2  dem  Vormunde 
immer  erst  die  Einliuiuug  vorheriger  Genehmigung  des 
Richters  zur  Pflicht,  während  das  Gesetzbuch  im  §.  1941 
umgekehrt  ihm  die  Beibständige  Veräusserung  hier  der 
Regel  nach  gestattet,  und  nur  ausnahmsweise  bei  beson- 
ders werthvoUcn  Objectun,  wie  nach  §.  1818  des  B.O.B. 
(oben  §.  161  zu  B.  4)  bei  der  Veräusserung  der  Mobilien 
seiner  minderjährigen  Hauskinder  durch  den  Hausvater 
(Pretiosen,  Inhaberpapiere,  Gesammtsachen)  die  richter- 
liche Zustimmung  verlangt.  Unter  Veräiisserung  wird 
man  übrigens  ungeachtet  der  aus  der  Fassung  des 
iy42*)  scheinbar  zu  entlehnenden  Gegengründe  in  Ge- 
mässheit  der  allgemeinen  Begriffsbestimmung  in  §.  219 
des  B.G.B,  die  Verplandung  mit  zu  verstehen  haben. 

Zu  B.  zu  den  Immobilien  in  dem  hier  fraglichen 
Sinne  gehören  ausser  den  Grundstücken  auch  die  oben 
im  Sachenrechte  (§.  59  unter  VI.  Bd.  I.  S.  218)  gedachten 
Rechte  und'ebenso  stehet  die  Bestellung  oder  Anerkennung 
von  Rechten  zu  Gunsten  Dritter  an  Inimobiiien  des  Mün- 
dels, sowie  die  Aufgabe  von  Rechten  des  Mündels  an  fremden 
unbeweglichen  Sachen  unter  den  hier  vorgetragenen 
Grundsätzen.   Dieses  vorausgesetzt,  hebt  das  Gesetzbuch 

1.  zunächst  schärfer,  als  solches  durch  die  Allg.  Vor- 
mundschaütsordnuDg  geschah ,  die  Unterscheidung  zwi- 
scben  juristisch  und  factiseh  nothwendiger  Veräusserung 

**)  Dieser  P&ragraph  erwähnt  bei  den  Immobilien  zwar  jnoch  aus- 
ilrücklich  im  scheinbaren  (ii!g<Misatzr  zti  tleni  vorausgehenden  §.  11»41 
den  Ai't  der  Verpfandung  neben  tlciion  sonstiger  VeriiussenniE^. 
Doch  ist  ilicses  Ilenorlieben  nur  <M"np  redactionelle  Zuf:\!]ipkeit  und 
di*^  Verptanduug  ei»  bei  Imniülaiit  n  wcm  ii  ihrcb  lianhjfen  Vorkommens 
naheliegendes  Beispiel  der  partiellen  Veräusserung. 
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hervor,  indem  es  bei  Fällen  der  ersteren  Art  in  1945 
die  richterliche  £iiiwilKgang  überhaupt  ^r  entbehrlich 
erkläii;.  Hierher  gehören  nicht  bloss  die  Fälle  der 
Zwangsversteigerung,  sondern  auch  die  Fälle,  wenn  der 
Mündel  rücksicbtlich  eines  Immobile  mit  einem  Nichtbe- 
Tormundeten  sich  in  communione  befindet,  and  Letsterer 
auf  Theilung  provocirt. 

2.  In  allen  anderen  Fällen  bedari  es  dagegen  zur 
Gültigkeit  der  Veräusserung  des  richterlichen  Decretes, 
und  hier  konnte  es  sich  bis  zu  der  Verordnung  vom  3. 
August  1868  §.  3  nur  noch  darum  handeln,  ob  und  in 
wieweit  im  einzelnen  l  alle  die  Genehmigung  des  Unter- 
richters ausreichte,  oder  die  Einwilligung  der  competeu- 
ten  Oberbehörde  einzuholen  war.   Diese  Frage  sieht  je- 
doch weder  das  Gesetzbuch,  noch  die  Gerichtsordnung 
ausdrücklich   in  ihr  Bereich,  und  somit   bewendete  es 
daher  gemäss  §.  1  der  GerichtsordnuDg  insoweit  lediglich 
bei  den  zeitherigen  Grundsätzen,  bis  durch  die  angezo- 
gene Verordnung  vom  3.  August  1868  a.  a.  0.  die  Cog- 
nition über  Veräusserung  unbeweglicher  etc.  Mündelgü- 
ter überhaupt  in  die  Hände  des  Unterrichters  gelegt  wurde. 
Ueber  das  ältere  Hecht  vor  dem  Gesetsbache  sind  zu 
vergleichen  die  Verordnungen  des  Justizministeriums,  ab- 
gedruckt in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  N.  F.  Bd.  VI. 
S.  283  fr.,  Bd.  XXIII.  S.  218  ff.  und  fUr  das  spätere 
Recht  bis  zum  Erlasse  der  Verordnung  vom  3.  August 
1868  Verordnung  des  Justizministeriums  abgedruckt  in 
derselben  Zeitschrift  Bd.  XXVI.  S.  5B9  ff. 

Damach  war  vor  der  Verordnung  vom  3.  August  1868 

a.  bei  blossen  freiwilligen  Verpfandungen  von  Im- 
mobilien Seiten  des  Vormunds  die  unterrichterliche  Decrets- 
ertheilung  in  allen  Fällen  erforderlich^  aber  auch  ge- 
nügend. 

b.  Bei  Veräusserungen  anderer  Art^  also  nameDtlich  - 
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Kaut,  Tausch  u.  s.  f.  ist  nach  der  AUf^.  Vornuindscliafts- 
ordaung  Cap.  XVL  §§.  5,  15  wieder  zu  uaterscheideu: 

«r.  onterrichterlicbe  Genehnugang  reichta  auch  hier 
«asnahiDBweise  9^,  wenn  das  Grundstück  zu  den  wenig 
routabeln  gehörte  (z.  B.  baufällige  ll<iuser,  Gärten, 
Weinberge),  oder  wegen  des  besonderen  Motive«  der  Ver- 
änaaening,  d.  h.  wenn  zwar  kein  Fall  der  juristisch 
nothwendigen,  aber  ein  solcher  der  faetisch  nothwendigen 
Veräiisserung  vorlag,  z.  B.  wenn  dringende  Schulden 
des  Mündels  zu  berichtigen  waren,  oder  wenn  der  erfor- 
derliche Erziehungsaufwand  aus  dessen  sonstigem  Vermö- 
gen nicht  aufgebracht  werden  konnte,  oder  wenn  derUn- 
niüudige  das  Grundstück  geinuiiibchaftlich  mit  Majorennen 
besass,  der  Vormund  «ber  die  ihm  lästige  (Jommunio 
M%ehoben  wissen  wollte; 

ß,  der  oberrichterlichen  Genehmigung  bedurfte  es 
wenn  nur  aus  bcsuuderen  Nützlichkeitsgriiudcu  uiuie 
dringende  Noth  zur  Veräusserung  geschritten  werden 
werden  sollte^  wohin  namentlich  auch  der  Fall  einer 
Communio  dann  gehörte,  wenn  sttmmtliche  Condomini 
unmündig  waren,  und  der  Vormund  des  Einen  oder  Alle 
Attf  Theilung  provocirten. 

Zu  C.  Endlich  erheischt  die  freiwillige  Abtretung 
Ton  Forderungen  aller  Art  (au  vergl.  oben  §.  lOd, 
I,  ßd.  »S.  395  il.)  zu  iiucr  Gültigkeit  vor  wio  nach  un- 
terrichterliches Decret,  selbst  wenn  der  mittelbare  Gegen  - 
stand  der  Forderung  au  denen  gehört,  die  der  Vormund 
gemäss  dem  oben  au  A.  Bemerkten  ohne  Genehmigung 
des  Richters  hätte  veräussern  können  (§.  1946  desB.G.li.j. 

löt  die  abzutretende  Klage  eine  dingliche,  und  be- 
sieht sich  dieselbe  auf  ein  Immobile  oder  ein  ihr  gleich- 
stehendes Objecto  so  war  vor  dem  3.  August  1868  die 
Frage,  inwieweit  unterrichterliclies  Decret  ausreiche, 
mit  Rücksicht  auf  §.  967  des  B.G.B.  nach  den  obigen 

Grundsätzen  unter  B.  zu  beantworten« 
n.  9 
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III.  Nach  der  Allg.  VorimiiKlsclialtsurdnung  Cap. 
XVI.  §.  6  bestand  für  den  Vormund  und  die  Seiui<j:en, 
sowie  iUr  den  Vormaudaohaütanchter  seibat  noch  das 
singuläre  Verbot,  dass  sie  Güter  der  Pflegebefohlenen 
weder  unmittelbar  von  diesen ,  noch  nüttelbar  aus  tlor 
Hand  des  ersten Acquircnten  (und  zwar  in  diesem  letzte- 
ren Falle  sogar  noch  während  der  nächsten  fÖLni  Jahre 
nach  beendeter  Vormundschaft)  nicht  an  sich  bringen 
durften,  obwohl  das  .Justizministerium  im  einzelnen  Falle 
auf  erstatteten  Berieht  hiervon  dispensiren  konnte. 
£s  bezog  sich  diese  Bestimmung  namentlich  auch  auf 
den  Fall  der  nothwendigen  Subhastation  des  ll!ündelgrund> 
Stückes,  bei  der  sich  deshalb  keine  der  genannten  Var- 
sonen  als  Bieter  betheiligeu  durfte. 

In  letzterer  Hinsicht  war  die  Vorschrift  als  eine 
procesBuale  auch  künftig  noch  als  praktisch  gültig  zu  be- 
trachten, dagegen  kannlu  das  Gesetzbuch  selbst  das  frag- 
liche Verbot  überhaupt  nicht  mehr,  und  nur  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte des  Oberau&ichtsrechtes  hat  sich  das  Justiz- 
miüisterium  die  ihm  zeither  in  solchen  Fällen  zukom- 
mende Entschliessimg  auch  liir  die  Zukunft  noch  gewahrt 
(Verordnung  des  Justizministeriums  abgedruckt  in  der 
Zeitschrift  iür  Kechtspflege,  Bd.  XXVII.  aö2  £).  :Nafih 
den  Schlussworten  des  §  3  der  Verordnung  vom  3. 
August  1868  endlich  ist  auch  jenes  processuale  Ver- 
bot theilweise  in  Wegliüi  gebracht  imd  geselülich  ge- 
stattet worden,  dass  der  Vormund  (nicht  auch  der  Vor- 
mnndschaftsriditer)  die  nothwendiger  Weise  zur  Ver- 
steigerung gelangenden  Sachen  des  Bevormundeten  an 
sich  bringen  könne,  und  zwar  auch  iiier  wieder  mit  Ge- 
nehmigung des  Vormundschaftsgerichtes  erster  Instanz. 

rV.  Eine  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschriften  er- 
folgte Veräusserung  von  Ubjecten  aus  dem  Vermögen 
des  Mündels  ist  nichtig.  Die  Vormundscliaftsordnuug 
Cap.  XVL  §.  II  gestattete  die  Geltendmachung  dieser 
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Nichtigkeit  bei  Immobilien  dem  früheren  Pflegebelohle- 
iien  bugar  nucli  während  einer  Frist  von  ol  JaJiren  6 
Wochen  3  Tagen  von  erreichter  Volljähngkeit  nb,  wäh- 
rend das  Gesetzbuch  in  allen  Fällen  einer  ungültigen 
Veräusserung  nur  eine  dreijährige ,  von  demselben  Zeit- 
punkte ab  zu  Lerechnende  VcrjähriintrstVist  für  die  KJage 
des  früheren  Mündels  zur  Geltendmachung  der  Nichtig- 
keit des  VeräuBserungsgeschäftes  festsetzt  (§.  1948  des. 
B.G.B.).  Selbstverständlich  aber  kann  in  Gremässheit  un- 
seres G  rundbuchssystemes  die  Vindicationsklage  auch 
schon  vor  Ablauf  dieser  Frist  in  concreto  dadurch  abge- 
schnitten seien^  dass  das  Immobile  bereits  durch  Wei- 
terveräusserung  in  die'  Hand  eines  gutgläubigen  dritten 
Besitzers  gelangt  ist  (zu  vergl.  oben  §.  Gl,  11.  2:  Bd.  1. 
S.  225). 

§.  171.  Mitrormündery  EhrenTorinUnder,  Special?ormUu<ler. 

I.  Hinsichtlich  der  Contutoren,  d.  h.  der  einem  Mün- 
del neben  einander  bestellten  mehreren  Aitersv<»rniüM(ler 
bestimmte  unsre  Allg.  Vormundschaftsordnung  Cap.  XX.  * 
§•  1,  zumTheile  abweichend  von  dem  Kömischen  Kochte^ 
dass  sie,  wenn  ihnen  nicht  der  Richter  selbst  bloss  ein- 
zelne getrennte  Branchen  der  Verwaltung  zugewiesen 
haben  sollte,  als  correi,  und  zwar  unter  Wegfall  des  bene- 
ficium  excussionis  und  divisionis  zu  haften  haben  und  die 
Einzelnen,  falls  sie  aus  den  Handlungen  oder  Unterlassungen 
ilu'er  Mitvtjniiiindcr  in  Anspruch  genommen  würden,  nur 
ihren  Regress  au  diese  zu  nehmen  berechtigt  sein  sollten. 
Dass  sie  immer  gemeinschaftlich  handeln  müssten,  war  je- 
doch ausser  bei  gerichtlichen  Geschäften  und  Grundstücks- 
veräusserungen  nicht  erforderlich. 

Das  Gesetzbuch  verlangt  in  §.  1957  von  ihnen  in 

der  Regel  ein  gemeinschaftliches  Handeln,  und  behandelt 

sie  zwar  gleichfalls  als  Gesammtschuldner,  mindert  aber 

in  §.  1958  die  aus  einem  derartigen  Verhältnisse  für  den 

9* 
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Einzelnen  hervurgebende  Verantwortlichkeit  weseutlich 
dadurch,  dass  es  ihm  die  Möglichkeit  einräumt^  durch 
rechtzeitige  Protestation  bei  der  VormundflchaftBbehörde 
gegen  die  geföhrdende  Handlung  des  Mitvonnundes  sich 
der  ihm  daraus  droheniieii  Haftung  zu  entledigen.  Auch 
kauu,  wie  bisher  schon  nach  dem  Rechte  der  Allgem. 
Yormundschaftsordnüng  Cap.  XX.  §.  2,  nach  §.  1897 
unter  b.  des  B.G.B.  Niemand  zur  Uebemahme  einer 
Mitvormundschaft  zu  ungetheilter  Haftung  genöthigi 
werden. 

n.  Im  Gegensatze  hiervon  ist  der  sogenannte  Ehren- 
Vormund  nur  zur  Aufsicht  über  seine  MitvormUnder,  sowie 

dazu  verpflichtet,  denselben  mit  geeigneten  Rathschläg^n 
an  die  Hand  zu  gehen.  Da  er  an  der  Verwaltung  selbst 
nicht  Theil  nimmt;  so  erstreckt  sich  auch  seine  Haftung 
nicht  weiter  als  auf  die  Fälle,  wo  ihm  eine  GeAÜude  oder 
Fahrlässigkeit  erweislich  zur  Last  fiillt  und  auch  dann  ist  sie 
im  Falle  eines  bloss  culposen  Verhaltens  immer  nur  eine 
subsidiäre  (Allgem.  Yormundschaftsordnung  Cap.  XX. 
§.  4.  —  §.  1961  des  B.G.B.). 

III.  Special  Vormundschaften  werden  während 
der  Dauer  der  Altersvormuudüchati  je  nach  Bedürtniss 
von  dem  Yormundschaftsgerichte  angeordnet,  wenn  Colli- 
sionen des  persönlichen  Interesses  des  Yormundes  mit 
seinen  Amtspflichten  oder  Collisionen  seiner  Pflichten 
gegen  mehrere  gleichzeitig  von  ihm  Bevormundete  zu  be- 
sorgen sind. 

Insbesondere  muss  ein  Specialvormund  dann  bestellt 

werden,  wenn  ein  Vormund  mit  seinen  rflegbefoLinen 
selbst  ein  Rechtsgeschäft  eingehen  will,  oder  zwischen 
ihnen  sonst  Forderungsverhältnisse  bestehen  resp.  während 
der  Yormundschaft  entstehen.  Zu  dem  Ende  hat  der 
Vormund,  falls  er  Gläubiger  oder  Seliulduer  seines  Mündels 
ist  oder  wird,  innerhalb  vier  Wochen  von  Uebernahnie 
der  Vormundschaft  resp.  von  Eintritt  des  Schuidverhält- 
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Diases  an  dem  Vonnandschaftsgerichte  hiervon  Anzeige 
zu  machen  (§.  1909  des  B.G.B.).   Für  die  FfiUe  eines 

dolosen  Vcrschwei^ens  des  wahren  Sachverhaltes  drohte 
die  Aligem.  Vermuudschai'tsorduuug  Cap.  VIII.  §.  4  dem 
Vormunde  als  Gläubiger  (wie  schon  das  Justinianeische 
Recht  in  Nov.  72)  den  Verlust  seiner  Fordehmg  und  wenn 
er  Scluildn('r  sei,  sogar  die  poena  dupli  an,  und  ebenso 
lies»  sie  nach  Cap.  XV.  lö  V^erlust  der  Forderung 
dann  eintreten,  wenn  der  Vormund  ohne  Vorwissen  des 
Vormundschaft sgeiichts  eine  Forderung  an  den  Mündel 
an  sich  gekauft  hatte.  Diese  sämmtlichen  Poenal- 
bestimmuugeu  sind  durch  das  Gesetzbuch  beseitigt  und 
der  Richter  ist  in  allen  diesen  Fällen  dem  pflichtwidrig 
handelnden  Vormunde  gegenüber  nur  an  die  allgemeinen 
Coercitivniittel  des  §.  1881  des  B.G.B,  l«  wiesen,  wenn 
er  uiclit  zu  desaeii  Kemotion  (zu  vergl.  unten  §.  173)  zu 
verschreiten  sich  veranlasst  sieht  Ebenso  sollen  Special- 
Vormundschaften  dann  angelegt  werden,  wenn  ein  Vormund 
mehrere  Pupillen  zu  gleiclier  Zeit  vertritt  und  zwischen 
den  einzelnen  Bevormundeten  Verträge  ge8chio.ssen  oder 
Hechtsstreite  geführt  werden  sollen.  Hier  darf  der  Alters- 
vormund keinen  der  Unmündigen  in  dieser  Beziehung 
vertreten  (§.  11)20  des  B.O.H.). 

Nicht  zu  verwechseln  liiermit  ist  übrigens  der  oben 
im  §.  16^,  1.  erwähnte  Fall  der  Bestellung  eines  Zwischen- 
Vormundes,  welcher  als  Specialvormund  in  dem  hier  frag- 
lichen Sinne  deshalb  nidit  angesehen  werden  kann,  weil 
in  dem  dort  vurausgeaetzten  Falle  ein  Uaupt&ltersvormund 
noch  gar  nicht  existirt. 

|.  17S.  Honorarforderuy  des  Yormanto. 

Für  die  mit  der  Vormundschaftsftihrung  verbundene 
Mühewahung  kann  der  Vormund  der  Hegel  nach  eine 
Vergütung  nicht  beanspruchen.    Ausnahmsweise  kann 

ihm  jeducli  vun  demjenigen,  von  dem  das  Mündel  vermögen 
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heiTtlhrt^  ein  Honorar  ausp:esetzt  oder  ein  solches  auch 
vom  \'urmuudscliaft8gerichte  aus  den  Nutzungen  des  Miindel- 
verniögens,  dafcrn  der  Vermögensbestand  solches  gestatiet 
und  die  Vormundschaft  besonders  arbeitsvoll  und  zett- 
raubend ist,  zugebilligt  werden. 

Das  \\>miund.  chattsgei-icht  bedurfte  hierzu  jedoch 
bisher  der  Gcuchuiigung  des  Appeilatioiisgerichtes,  an 
welches  deshalb  gutachtlicher  Bericht  zu  erstatten  war 
(Allgem.  Vormundschaftsordnung  Cap.  XXVI.  l,  4. 
—  §.  1955  des  B.G.B,  vcrb.  mit  Gcrichtsonln.  i^.  73  );  seit  der 
Verordnung  vom  3.  August  1868  steht  jedoch  die  Zu- 
billigung ehies  Honorars  an  den  Vormund,  dem  ein  solches 
von  Demjenigen,  von  welchem  das  Vem^gen  des  Bevo^ 
mundeten  herrührt,  nicht  ausgesetzt  ist,  dem  Vormund- 
schaftsgerichte erster  Instanz  zu. 

Abgesehen  von  diesen  Fällen  gestattet  aber  auch 
das  Gesetzbuch  denjenigen  Vormfindem,  die  dem  Sach- 
walterstande angehören,  für  Besorgung  solcher  Arbeiten, 
welche  Rechtskenutiiisse  erfordern  und  deshalb  Sachwaltern 
ii!)eiiragen  zu  werden  pflegen,  den  Ansatz  ihrer  taxmässigen 
Gebühr,  wie  es  denn  auch  andern  Vormündern  nach- 
gelassen' ist,  .sich  zu  Geschäften  dieser  Art  sachwalterischer 
Hülfe  zu  Ijodiencn  und  die  dafiir  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren in  der  Vurmundschaftsroehuung  in  Auagabe  £U 
verschreiben  (§.  1^  des  B.G.B.). 

%,  173.  Beendlfog  der  Altersromiandsehaft. 

*  • 

L  Abi^esehen  von  dem  Falle  des  Todes  des  Vor- 
mundes oder  Mündeis,  sowie  von  den  Fällen  einer  erlaubten 
Niederlegung  (zu  vergl.  oben  §.  167,  B),  zu  denen  auch 
noch  der  kommt,  wenn  der  Vormund  die  Vonnundschaft 
zehn  Jahre  lang  verwaltet  hat,  kann  die  Vormundschaft, 
dafem  sie  nicht  von  vornherein  nur  auf  eine  gewisse  Zeit 
oder  bis  zum  Eintritte  einer  Bedingung  übertraget!  wurde, 
noch  vor  erreichter  Volljährigkeit  des  Tuenden  endigen: 
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1.  wenn  der  Mündel  unter  ir&teriiche Gewalt 
kommt  (Legitimation,  Annahme  an  KindeBstatt), 

2.  wenn  einer  derinv:^.  166erwähntenUnfähigkeit8- 
grtinde  in  der  Person  des  Vormundes  eintritt, 

3.  durch  K emotion  des  Vormundes^  welche  nach 
dem  Rechte  des  Qesetzbuches  nicht  mehr  bloss  im  Falle, 
^aober  Pflichtwidrigkeit  oder  wenn  der  Vormund  sich 
<;ines  schweren  Verbrechens  schuldig  gemacht  hat,  sondern 
auch  schon  im  Falle  sonatiger  Untächtigkeit  und  Unge- 
schicklichkeit ^  die  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens 
Terlustig  gehen  lässt,  yerfügt  werden  kann  (§.  1^78  dc6 
-B.O.B.), 

4.  durch  Mündigsprechung  des  Pflegebefohlenen. 
Dieselbe  erfolgt  durch  den  Landesherm,  soll  jedoch  für 

den  Unmündigen  nicht  vor  erreichtem  achtzelmten  Alters- 
jahre und  nicht  ohne  dringende,  in  seinem  persönlichen 
Interesse  liegende  Gründe  gesucht  werden  (§§.  f. 
des  B.G.B.). 

DaB  Gresuch  um  Ertlieilung  war  bisher  an  das  Bezirks- 
■appeliatiuuBgericht  einzureichen  und  von  diesem  mittels 
gutachtlichen  Vortrags  an  das  Justizministerium  zu  bringen 
{Verordnung:  Ausführung  der  A-B-C-Gesetze  betreff., 
vom  28.  Miivz  1835,  sj.  8).  Die  Verordnung  voni  3.  August 
1868  §.  6  weist  jedoch  auch  die  Annahme  der  Gesuche 
um  Volljfihrigkeitserklftrung  dem  Hessort  der  Untergerichte 
m,  welche  solche  alsdann  mittels  gutachtlichen  Berichtes 
dem  Justizministerium  anzuzeigen  haben. 

Auch  nach  erlangter  venia  aetatis  darf  der  Unmündige, 
wenn  das  landesherrliche  Beeret  nicht  besonders  darauf 
gerichtet  ist,  Immobilien  nicht  selbständig  veräussern  und 
verpfänden;  vielmehr  treten  insoweit  bis  zu  erreichter 
wirklicher  Volljährigkeit  die  oben§.  170  gedachten  Grund- 
sätze fortdauernd  ein.  £bensowenig  durfte^  so  lange  durch 
das  Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom  29.  Mai  1868 
das  Institut  der  Schuldhaft  noch  nicht  aufgehoben  war, 
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der  volljährig  Erklärte  vor  erfülltem  21.  Altersjahre  Ver- 
pflichtungen unter  Uebemfthme  der  Wechselhaft  eingehen^ 
wenn  er  nicht  ausnahmsweise  ein  Handlungs-  oder  Fabrik- 

geschäf^  betrieb  (Gesetz  vom  7.  Juni  1849  über  den 
Schuldarrest  §.  6)^  wodurch  der  scheinbar  entgegenstehende 
allgemeine  Grundsatas  des  Art.  1  der  A.  D.  Wechselord- 
nung fihr  diesen  Fall  aussm*  Kraft  gesetet  erscheint 

II.  Nach  beendeter  Vormundschaft  hat  in  allen  Fällen 
selten  des  Vormunds,  resp.  dessen  Erben  binnen  zwei- 
monatlicher *  Frist  die  Herausgabe  des  dem  Mtkndei  ge- 
hörigen Venningens  an  den  bisherigen  Bevormnnd^en 
resp.  dessen  Vertreter  gegen  gerichtliehe  oder  n<»tiirielle 
Quittung  zu  erfolgen.  Binnen  gleicher  Frist  ist  gegen- 
wärtig auch  von  dem  bisherigen  Vormunde^  resp.  dessen 
Erben  (denen  die  Allg.  Vormundschaftsordnnng  Gap  XIX. 
§.  6  hierzu  unter  Umständen  eine  4  —  Gmonatige  Frist 
eingeräumt  wissen  wollte)  Haupt-  und  Sdüussrechnung 
herauszugeben,  nach  deren  Justificirung  dem  Vormunde,, 
resp.  dessen  Erben  die  Ertheilung  gerichtlichen  oder  no- 
Uiriellen  Justilicatiunsseheines  nicht  verweigert  werden  darf 
(§.  1972  des  B.G.B,  verb.  mit§.  78  der  Gerichtsordnung).  • 
Ein  Vendcht  auf  diese  Bechnungsablage  eeiten  des  voll- 
jährig Gewordenen  ist  zwar  an  sich  gans  wirksam;  Mfin- 
digge^prochene  dagegen  können  vor  erfülltem  21.  Alters- 
jahre nur  gerichtlich  und  mit  Genehmigung  des  früheren 
Vormundschaftsgerichtes  gültiger  Weise  einen  deigleichen 
Versieht  aussprechen  (§.  1970  des  B.G.B.)> 

§.  174    KechtsverhHltni88  des  Vorinnndcs  und  Mündels  sar 
beatigen  YormondseäaftsbeiiQrde. 

Obwohl  die  Stellung  der  heutigen  Vormundschafts* 

behörde  im  Vergleiche  zu  der  des  Römischen  Miigistratus 
in  Vormuudöchaitösachen  eine  weit  cnisclieidendere  ge- 
nannt werden  muss,  und  sowohl  in  Bezug  auf  die  Zeit 
als  die  Gelegenheiten,  wo  sich  deren  Einwirkung  auf  die 


Digitized  by  Google 


und  Munüels  zur  Yormuudschaitsbehörde.  137 

Vormundschalblüiirung  überhaupt  äussert,  beträclitlich  an 
yiinH^fft  gewonnen  hsA,  so  berechtigt  doch  solches  keines* 
SU  der  Amudbnie;  als  sei  der  Vormund  etwa  ledig- 
lich als  Mandatar  der  Vormnndschafbbehörde  zu  betrach- 
ten, und  als  bilde  die  letztere  selbst  das  eigentliche  dem 
Mündel  vom  Staate  zugeordnete  Organ  der  Vertretung. 
Vielmehr  handelt  der  Vormund  von  dem  Augenblicke 
seiner  BesteUung  an  der  Regel  nach  auf  eigene  Verant- 
wortung, Wiiinend  die  Vormunddchaftsbehörde  ihn  contro- 
lirend,  beziehentlich  seine  Thätigkeit  ergänzend  zur  Seite 
steht;  und  selbst  da,  wo  ihn  das  Gesetz  an  die  Einholung 
spedeller  Genehmigung  des  Richt^s  zur  Eingclmng  eines 
Rechtsgeschäftes  bindet,  ist  solches  nicht  so  auizui 
als  gehe  der  betreffende  Geschäitsabschluss  ausschliesslich 
vpn  der  Vormundschaftsbehdrde  selbst  aus,  weshalb  auch 
die  von  Hanhold,  Lehrbuch,  §.  131  A.  angeregte,  in  un- 
i-vrcv  l'raxis  verschieden  beantwortete  Frage,  ob  das  Vor- 
muudschai^gericht  mit  völliger  Umgehung  des  Vormun- 
des im  Namen  des  Mündels  mit  Dritten  gültigerweise 
contrahiren  könne,  richtiger  zu  yemeinen  ist  (zu  vergl. 
Wenck,  Zeitschr.  f.  Rechtspfl.  N.  F.  XXV.  S.  387  ff.). 

Dagegen  kann  die  veränderte  Stellung  und  gestei- 
gerte Wirksamkeit  der  Vormundschaffcsbehörde  nicht  ohne 
EinfluBS  auf  die  Haftung  derselben  und  die  Natur* des 
Rechtsmittels  bkiben,  welches  dem  .Mundt  1  im  Falle  einer 
dem  Vormunde  oder  der  Vormundschaitsbehorde  zur  Last 
2u  legenden  Pflichtvemachlftssigung  zur  Seite  steht  Ob- 
wohl  Kind^  quaest.  forens.  UL  p.  97,  Oap.  XXII.  ed.  II. 
die  volle  Subsidiantät  der  aus  dem  Komischen  Rechte 
entlehnten  actio  tuteiue  contra  magistratum  noch  zu  ver- 
theidigen  scheint,  so  hatte  man  doch  schon  nach  unserem 
zeitherigen  Rechte  heide,  Vormund  und  Vormundschafts- 
behörde,    l'iir   die  Erfuiiun^  (  iu  Jedes  von  ihnen 

treffenden  Obliegenheiten  als  direct  verantwortlich  zu 
betrachten,  so  dass  es  in  jedem  einzelnen  Falle  sich  fra- 
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gen  mumtOy  ob  der  Vormund  allein  oder  neben  dem  Sich- 
ter,  und  zwar  dann  jeder  von  Beiden  selbständig,  oder  ob 

nach  Betinden  nur  der  Richter  hafte,  der  N'^ormund  aber 
durch  das  hinzugetretene  richterliche  Decret  gedeckt  und 
seiner  Haftung  völlig  entledigt  erscheine  (Hfinsel^  Kxcorse 
SU  Curtius'  Oivilr.  III.  Abth.  S.  467). 

Das  Gesotzbiich  enthält  eine  direct  eiiit^ch lagende 
Bestimmung  nur  im  §.  1506,  und  iässt  die  Vonaundschafts- 
behörde  darnach  nur  für  dolus  und  lata,  culpa,  dann  aber 
nicht  bloss  subsidiär  haften. 

Das  Gesetzbuch  rutt  übri<^a'ns  in  gewissem  Umfange 
auch  das  Altdeutsche  Institut  de&  Famiiionrathes  iu- 
sofern  wieder  in  das  Leben,  als  es  der  Vormundschalb- 
behörde  nach  §.  1882  das  Recht  giebt^  bei  wichtigen  An> 
gelegeiilieiten  die  Verwandten  des  Bevormundeten  zu 
Rathe  zu  ziehen,  welche  dann  diese  Kathsertheilung  ohne 
erhebliche  Gründe  nicht  verweigern  dürfen. 

2.  Unterabtheilung.   Die  übrigen  Arten  der 

»Bevormundung. 

$.  176.  I.  Ton  4er  YormunAMbafl  fllier  Oelsteskraake  o4er 

^kViperllek  Oebreehllehe. 

A.  Die  Vonnundschaft  über  Geisteskranke  ist,  da  die 
Geisteskrankheity  wo  sie  zur  Anlegung  der  Vonnundschait 
führt,  präsumtiv  einen  die  Dispositions^Khigkeit  des  Be- 
treffenden ausschliessonden  Grad  erreicht  haben  wird,  als 
reine  Personaivurnmndschatt  aufzufassen. 

Die  Handlungs^igkeit  des  Bevormundeten  ist  wäh- 
rend der  Dauer  der  Vormundschaft  im  Zweifel  nicht  blon 
eine  beschränkte,  .-jondern  gleich  der  dos  Infans  ganz  aus- 
geschlossen. Eine  Ausnahme  machen  ciiejenigen  Geistes- 
kranken, welche  sogenannte  lichte  Zwischenräume  haben. 
Rücksichtlich  ihrer  ist  zu  vergl.  oben  §.29,  IL  Bd.  I. 
S.  104. 
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Ist  der  Geisteskranke  zugleich  noch  mitiderjährig,  so 
geht  die  hier  in  Frage  stehende  Art  der  Bevormundung 

in  der  Altersvurmundschaft  und  der  \  aterlichen  Gewalt 
auf.  Das  Gesetzbuch  geht  jedoch  in  letzterer  Beziehung 
sogar  noch  weiter,  insofern  es  nach  §.  19B1  auch  für  ein 
in  väterlicher  Gewalt  stehendes  volljähriges  Hauskind 
vuu  einer  Bevormundung  wegen  Geisteskrankheit  abge 
sehen  wissen  will,  hierdurch  also  anerkennt,  •da'^s  die  dem 
Vater  an  sich  nur  über  seine  minderjährigen  Uauskinder 
zustehende  natürliche  Vormundschaft  (oben  §.  161  zu  A.) 
in  diesem  Falle  ausnahmsweise  über  die  erreichte  Voll- 
jährigkeit hinaus  sich  erstrecke.. 

Nach  dem  Bechte  der  Ailgem.  Vormundschaftsord- 
nung  Cap.  XXIV.  §.  3  sollte  auch  eine  Ehefrau,  wenn 
sie  in  Geisteskrank! leit  verfiel,  eines  Vormundes  deshalb 
nicht  bedürfen,  vielmehr  die  betreffende  cura  in  der  ehe- 
männlichen Pflegschaft  aufgehen.  Das  Gesetzbuch  kennt 
jedoch  diese  Ausnahme  nicht  mehr  (§.  1981  verb.  mit 
§.  1885),  so  dass  auch  die  geisteskranke  Ehclraa  künftig 
einen  besunderen  Zustandsvormuud  zu  erhalten  haben 
wird.  Die  Anlegung  der  Bevormundung  hat  Übrigens, 
wie  die  der  Altersvorraundschaft,  sobald  der  Vormund- 
schaftarichter  Kcnntniös  von  dem  ( leisteszustande  des  Be- 
treffenden erhält,  schon  von  Aratswegen  nach  vorgängiger 
gerichtsärztlicher  Exploration  einzutreten. 

B.  Analog  dieser  Vormundschaft  über  eigentlich 
Geisteski  anke  will  dar?  Gesetzbuch  auch  die  unter  Umstän- 
den zulässige  Bevonnundung  von  bloss  Geistesscli wachen 
oder  körperlich  Gebrechlichen  behandelt  sehen,  welche 
durch  das  ihnen  anhaftende  Gebrechen  zu  selbständiger 
W  ahriiehmung  ihrer  Rechtsangelegenheiten  ungeeignet  er- 
scheinen. Jedoch  hat  hier  der  Richter  (mit  Ausnahme 
der  Taubsturomen,  welche  sich  durch  verständliche  Zei- 
chen nicht  auszudrücken  verstehen,  und  dann  den  Geistes- 
kranken im  Sinne  des  unter  A.  Gesagten  gleichstehen 
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Süllen),  bevor  er  mit  der  Anlegung  einer  aligemeiuen 
Vormundschaft  yerfiüurt^  den  Antrag  des  Bevormundeten 
In  der  Regel  abzuwarten,  und  auch  dann  entscheidet  erst 

noch  nach  vorgängiger  ärztlicher  Exploration  die  selbst- 
ständige richterliche  Erwägung  i^ber  Nothweudigkeit  und 
Umfang  der  Bevormundung.  Ist  indessen  einmal  mit  Ein- 
leitung der  Vormundschai^  in  einem  solchen  Falle  ver- 
fahren wordtsri;  ao  iiaugt  die  Beendigung  derselben  »i^leich- 
falls  wie  in  den  Fällen  unter  A.  von  der  vorgängigen 
causae  oognitto  des  Hichte»  ab  (§§.  1982,  1986  des  B.G.B. 
verb.  mit  §.  7p  der  Gerichtsordnung) ,  woraus  zugleich 
folgt  j  (liis^.  aucli  aut"  derglei<;hen  Personen  während  der 
Dauer  der  Bevormundung  die  Vorsciirilt  des  Gesetzbuches 
im  §.  81  a.  £.  volle  Anwendung  leidet 

U.  Vormundschaft  über  gerichtlich  erklärte  Ver^ 
schwender. 

Schon  nach  der  Allgem,  Vormundschaftsordnung 
Cap.  XXiV.  §.  IX  konnte  eine  cura  prodigi  von  dem 
ordentlichen  Bichter  des  Letasteren  nur  nach  sorgfilltiger 
Untersuclnuii:  dos  einschlagenden  Vcrlialtnisscp,  sowie  nach 
vergeblicher  Admonition  des  Betreffenden  und  zwar  nur 
mit  Vorwissen  und  Genehmigung  der  Landearegiening, 
an  deren  Stelle  später  insoweit  die  Bezirksapellationsge- 
gerichte  getreten  sind ,  veriiigt  werden.  Gleiches  «^alt 
von  der  Wiedfnuuhebung  einer  derartigen  Bevormundung, 
Das  bürgerliche  Gesetzbuch  §.  1987  verb.  mit  §.  76  der 
Geriditsordnung  behält  solches  allenthalben  bei,  gestattet 
jedoch  in  dringenden  FiilKn  von  dem  Erfordernisse  einer 
vorherigen  vergeblichen  Admonition  abzusehen.  Inzwischen 
ist  jedoch  durch  §.  5  der  Verordnung  vom  3.  August  1868 
die  Entschliessung  darüber:  ob  ein  Verschwender  zu  be- 
vormunden und  ob  ein  unter  Vormundschaft  gestellter 
Verschwender  wiedei-  fiir  handlungsfähig  zu  erklären  sei, 
dem  Geschäftskreise  desjenigen  Gerichtes  zugewiesen  wor- 
den, welches  im  Falle  der  Verhängung  oder  Aufhebung 
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der  Vonuundschatt  den  Vonaund  zu  bestellen  oder  zu 
entlassen  haben  würde,  so  dass  auch  hier  die  im  §.  76 
der  Gerichtsordnung  den  Appellationsgerichten  beigelegte 

Corapetenz  in  der  Koprel  auf  die  Unterinstanzen  überge- 
gangen ist.  Die  Auiej^ung  der  Vormundschaft  muss  wie 
fraher(Vormund8ch.<0.  Cap«  XXIV.  §.  11),  so  auch  jetst  nach 
§.  1987  des  B.G.B.  Öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

Von  der  Wiederaufliobung  galt  solches  früher  nur,  wenn 
der  Curand  es  wünschte,  jetzt  ist  jedoch  nach  §.  1989  des 
fi.G.B.  die  Erlöschung  der  Vormundschaft  von  der  öffent- 
lichen Bekanntmachung  auBdrücklich  abhftngig  gemacht/ 

Die  Bevormundung  des  Prodigus  ist  keine  Personal- 
Yormundschaft,  sondern  »cliafft  nur  die  durch  die  voraus- 
gegangene Interdiction  bedingte  vermögensrechtliche  Ver- 
tretung für  den  Verachwendery  weshalb  derselbe  in  allen 
rein  persönlichen  Angelegenheiten  (z.  B.  Ehescheidnngs- 
Processen,  nach  Befinden  Statuskhigen)  selbständig  handelt. 

Wenn  die  Alig.  Vornuindijchaftsordnung  Cap.  XXIV. 
§.  12  ihn  den  Unmündigen  gleichgestellt  wissen  will,  so 
bedarf  dies  doch  noch  einer  nSheren  Bestimmung  dahin, 
dass  er  auch  in  \  ei  uiögensangelegenheiten  der  Regel  nach 
nur  solchen  Unmündigen  glejch  zu  behandeln  ist,  weiche 
zwar  das  Kindeaaiter  überschritteni  aber  das  vierzehnte 
Altersjahr  noch  nicht  erfüllt  haben.  Deshalb  ist  swar 
seine  Erwerbstahigkeit  eine  völlig  unbeschränkte,  umge- 
kehrt ist  ihm  aber  nicht  bloss  die  Verpiiichtungstahigkeit 
inter  vivos  entaogen,  sondern  er  kann  auch  nicht  letzt- 
willig über  sein  Vermögen  verfügen,  obwohl  ihm  'der 
Widerruf  seines  früher  errichteten  letzten  Willens  jeder- 
zeit freisteht  (§§.  2072,  2210,  2545  des  B.G.B.).  Folge 
der  ihm  entzogenen  testamenti  üictio  activa  ist  auch,  dass 
er  nicht  als  Solennitätsoeuge  bei  Errichtung  letzter  Willen 
dienen  kann  (§.  2102  des  B.G.B.).  Die  Gerichtsordnung 
a.  a.  0.  gestattet  übrigens  bei  vorhandenen  Anzeichen 
der  Besserung,  die  Vermögensverwaltung  dem  Bevormun- 
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deten  verßuchsweiße  ganz  oder  zum  .TJbeiie  \uiter  fortge- 
setzter Aulsicht  des  Vormundes  wieder  zu  UberlasBeo. 
Die  Handlungsfähigkeit  bleibt  jedoch  auch  während  eines  i 
solchen  Interimisticums  im  obigen  Umfange  be^^chränkt. 

III.  Die  sonstigen  Arten  der  Bevormundung  sind  in 
der  Hauptsache  reine  Vermögensverwaltungen  unter  ober- 
vonnundschafUieher  Aufsicht.   Hierher  geh(^ren: 

A.    Die  Abwesenheitsvoriiiuudschaft 

per  Begriff  einer  solchen  Abwesoniicit,  wie  sie  zur 
Anlegung  der  Vormundschaft  über  das  Vermögen  des 
Abwesenden  berechtigt ,  ist  nicht  mit  der  oben  im  Per- 
sonen rechte  §•  IT  gedachten  Verscholleiilieit  zu  identitici- 
ren,  sondern  erfordert  an  sich  nui-,  dass  die  bctrelfeude 
Person  von  ihrem  Wohnorte  ohne  Hinterlassung  eines 
Bevollmächtigten,  und  ohne  dass  ihr  dermaliger  Aufent- 
haltsort bekannt  oder  dahin  zu  gelangen  wäre  ,  j=iich  ent- 
fernt hat.  In  einem  solchen  Falle  kann  nach  nchterlicheiu 
Ermessen,  und  wenn  mit  Kücksicht  auf  die  Dauer  der 
Abwesenheit  das  Bedtlrfhiss  von  Sicherungsmaassregek 
betreffs  des  Vermögens  des  Abwesenden  sich  herausstellt^ 
zur  Anlegung  der  Vormundschaft  verscluittcn  werden. 
Dies  kann  geschehen  auf  Antrag  der  Interessenten  oder 
von  Amtswegen.  Selbst  die  Zurücklassung  eines  BevoU- 
inaeiitigten  schlieöst  die  Ucvorinuudnng  nicht  unbediii^i 
aus,  sei  es,  dass  wegen  Unzulänglichkeit^  des  JMandats 
oder  mit  Kücksicht  auf  die  Person  des  BevollmfichtigteD 
oder  wegen  ungewöhnlicher  Dauer  der  nachrichtlosen  Ab- 
wesenheit sich  Bedenken  ergel)en  iAllg.  Vurmundschafts- 
Ordnung  Cap.  XX.  §§.  2  f.  u.  §.  lÖÜ  des  B.G.B.). 

Bei  der  Wahl  des  Vormundes  entscheidet  nach  dem 
Rechte  der  Vormimdschaftsordnung  mehr  als  anderswo  die 
Nähe  des  Vcrwaudtscbaftgrades,  und  zwar  dergestalt^  dass 
selbst  I  raucn  (alsoaueh  ausser  der  Mutter  und  Grossmutter^» 
sofern  sie  nur  das  25.  Altersjahr  erfüllt  haben^  und  gegen 
ihre  Personen  sonst  ein  Bedenken  nicht  vorlagt  als  prä- 


Digitized  by  Coo  Jl 


Vomundschait  iiber  die  noch  ungeborne  Leibeslrucht.  143 


sumtive  nächste  Erben  zu  der  Vormundschaft  zugelassen 
zu  werden  verLingen  konnten  (Allg.  Vormundschafuord- 
nung  Cap.  XXV.  §.  5),  mehrere  gleich  nahe  Verwandte 
aber  auf  ihren  Wunsch  geniefnschaftlich  zu  bestellen 
waren.  Das  Gesetzbuch  kennt  diese  Singularität  nicht 
mehr.  Die  erfolgte  Bestellung  des  Curator  iat  durch 
öffentlichen  Anschlag  und  durch  Einrfickung  in  die  Leip- 
ziger Zeitung  bekannt  zu  machen  (Allg.  Vormundschafts- 
ordnung  a.  a.  0.  §,  3  und  §.  1994  des  J3.G.B.). 

Die  vorwiegende  Natur  der  Abweaenheitsvormund- 
Schaft  ab  einer  blossen  administratio  bonorum  äussert 
sich  darin,  dass  bei  ihr  zunächst  nur  die  Erhaltung  des 
Vermögens  im  Interesse  des  Abwesenden  bezweckt  ist,  ^ 
also  alle  zu  dem  Ende  nöthigen  Verwaltungshandlungen 
von  dem  Vormunde  zwar  in  Vertretung  des  Abwesenden, 
resp.  unter  obervorraundschattliclier  Concuireiiz  vorge- 
nommen werden  dürfen  von  einer  Kückwirkung  der  Be- 
vormundung auf  die  eigne  Handlungsföhigkeit  des  Ab- 
wesenden  aber  natürlich  nicht  die  Rede  sein  kann.  In- 
dessen  geht  das  Gesetzbuch  doch  nach  der  übrigens 
schon  unserem  zeitlierigen  Rechte  geläufigen  AuÜassuug 
-über  die  Sphäre  der  gewöhnlichen  cura  bonorum  hier 
insofern  hinaus,  als  man  den  Abwesenheitsvormund  auch 
zum  Anti'itte  der  dem  Abwesenden  während  der  x\b\ve- 
senheit  etwa  zufallenden  Erbschaften  zuiässt  (§§.  1990  . 
ff.  des  B.Q-B.).  Die  Bevormundung  endet  nicht  bloss  im 
Falle  der  Rückkehr  des  Absens  oder  des  nachgewiesenen 
iiaturlicheu  Todes,  resp.  der  gerichtlichen  Todeserklärung, 
sondern  auch  wenn  der  Abwesende  einen  gehörig  legiti* 
mirten  Bevollmächtigten  am  Orte  der  Verwaltung  be- 
stellt 

B.  Die  Vormundschaft  über  eine  noch  un- 
geborne Leibesfrucht,  cura  ventris,  kann  sowohl 
auf  Antrag  der  schwangeren  Wittwe,  als  von  Amtswegen 
eintreten.   Im  Falle  eines  nicht  unwahrscheinlichen  Ge- 
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rfichtesy  dass  die  Wittwe  sieb  im  schwaogeren  Zuatande 
befinde,  bat  das  Gteriebt,  dem  die  BevormuDdiini^  anstebk, 

sich  durch  Befragung  der  Wittwe  zu  informiren  und  die 
etwaigen  ErbintereaseQ  können  eine  Untersuchung  der 
Scbwangeren  durcb  eine  Hebamme  oder  eineD  veqtfiidh 
teten  Arzt 'verlangen  (§.  44  der  .Geriditsordnung).  In 
Ermangelung  einer  vom  Vater  hierüber  getroffenen  Be- 
stimmung ist  der  zu  beistellende  Vormund  zwar  gleich- 
falls sun&cbst  aus  der  Zahl  der  Verwandten  des  zu  a^ 
wartenden  Kindes  zu  wfibleu;  jedocb  in  jedem  Falle  ge> 
rade  nnt  Ausscliluss  des  nächsten  Erben  (§.  1996  des 
B.G  B.).  Das  liierbei  von  der  Allg.  Vormundscbaitsord- 
nang  Gap.  XXV.  §.  II  den  väterlichen  Verwandten  ein- 
gerlUimte  Vorzugsrecbte  ist  gleicbfiidls'  weggefiülen. 
^  Hatte  der  Verstorbene  ausserdem  bereits  lebende 
Kinder  hinterlassen,  so  blieb  nach  dem  Rechte  der  Allg. 
Vormundschaftsordnnng  Cap.  XXV«  §.  12  die  NacfalaBS- 
theilung  bis  zur  Entbindung  der  Schwangeren  an^esetsL 
Die  Verwaitiuig  der  Verlassensch aft  wurde  von  der 
Wittwe  selbst  oder  deren  £andern,  resp.  den  Vonnün- 
dem  der  Letzteren  und  nur  in  subatdium  von  dem  Onit- 
tor  ventris  besorgt,  indem  dieser  der  Regel  nadi  sich 
auf"  üeberwachung  der  Administraiionsthatigkcit  jener 
JPersoncu  zu  beschränken  hatte.  Jetzt  treten  die  oben 
§•  15  Bd.  S.  48  gedachten  Vorsduiiten  ein.  Diesel- 
ben Grundsätze  kommen  analog  auch  zur  Anwendung, 
wenn  das  zu  erwartende  Kind  bei  einer  andern  als  der 
väterlichen  Verlassenschaft  betheiligt  ist.  Der  Wittwe 
steht  übrigens  während  der  Dauer  der  Schwangerschaft 
das  Recht  zu,  aus  den  Nutzungen  der  ehemSnnlidicn 
'  Verlassenschaft  ihren  Unterhalt  unbedingt  zu  fordern. 
In  andern  Fällen,  wo  wegen  Betheiliguug  des  zu  erwar- 
tenden Kindes  an  der  Erbschaft  eines  Dritten  mit  Be- 
stellung eines  Vormundes  zu  verfiihren  war,  hat  die 
Schwangere  beim  Mangel  anderer  Subsistenzmittel  die 
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'Kosten  ihres  ünterlialtes  aus  der  Erhscliaft  des  Dritten  zu 
beanspradien  (§§.  2293,  2344^  2345  des  B.a.B.).  Die 
Gura  erreicht  ihre  Endschaft  mit  der  Geburt  der  zu  er- 
wartenden Leibesfrucht,  oder,  wenn  es  gewiss  ist,  dass 
eine  solche  nicht  mehr  zu  erwaitten  steht. 

G.  Endlich  gehört  hierher  auch  noch  die  in  andern 
Fällen  für  eine  ruhende  Erbschaft  anzuordnende  Ouratel^ 
sogenannte  Nachlassvertretung.  Hierüber  ist  zu  vergl. 
das  Nähere  im  Erbrechte,  im  letzten  Paragraphen  dieses 
Werkes. 


n. 


10 


I 

* 

V.  Thdl. 

t 

Das  fcirbschaltsrecht. 

§.  116.  YorbemerkuAg. 

Die  wesendicfa  von  den  Ghrundsätzen  des  gemeineD 

Rechtes  abweichende  Gestalt  unseres  heutigen  Erbschafts- 
reciites  hat  dasselbe  zum  grossen  Theile  nicht  erst  durch 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  erhalten,  sondern  theils  ist 
selbige  noch  auf  das  Sachsenspiegeh^ht  und  die  Con- 
stitutionengesetzgcbung  von  1572  P.  III  zuriickzuliihren, 
tlieils  und  vornäinlich  beruht  sie  auf  dem  Mandate  vom 
31.  Januar  1829  *),  die  Grundsätze  der  gesetzlichen  Allo  - 
dlalerbfolge  und  mehrere  BeBtimmungen  über  einige  da- 

*)  Diese«  ebeuBO  vortreffliche,  als  für  sein  Zeitalter  wichtige; 
Gesetz,  entworfen  tod  dem  damaligen,  dttrch  landesheirliches  Rescript' 
vom  4.  Octoher  1890  zum  Referenten  in  dem  Landesregierang«- 
coUegium  ernannten  AppeUationsrathe  Dr.  Schumann,  Terdankt  seine 
erste  Anregung  dem  Antrage  der  Landstande  (ständische  Schrift  Tom 
38.  April  1818)  gelangte  nach  reiflicher  Vorbereitang  zum  Ab- 
schlüsse (zu  vergl.  das  in  Begleitung  des  Gesetzentwurfes  untern 
r?!  T  snuar  1824  an  die  Landstände  erlassene  Könij^l.  Dekret  und  die 
darauf  von  den  Standen  überreichte  begiitiu htende  Schrift:  den 
Maiidatsentwuri'  über  die  gesetzliche  Allodialerbfolgc  betreff,  no.  44 
und  no.  109  der  Landtagsacten  v.J.  1823/1824  Vol  I.  Bl  374  ff.  uud 
Vol.  IV.  Bl.  385  ff.  des  in  dorn  Leipziger  Rathsarcbive  betindlii  hpn 
Exemplars  .  Das  Mandat  trat  vom  1.  Septombcr  1829  an  in  KniJt 
(§.  137  des  Erbtolgemaudates),  und  hat  sämmtlichen  nachmals  in(i»  n 
TliüritiL'isrbfn  Staaten  erl.assencn  Erbfolgeordnungen  zum  Muster 
gedient  yii  vergl.  iieimbach,  Lehrbuch  des  particuUiren  Privatrechtes 
^.  265  Note  1.  S.  494).  Zur  Entetchungsgeschichte  des  Erbfolgemandates 
befinden  sich  Nachweise  in  der  Inauguraldissertation  C.  M.  Kriegers, 
Lips.  1831 :  specimt'U  commentarii  pei^petui  ad  legem  successoriam 
in  Saxonia  regia  d.  XXXL  Jan.  a.  MDCCCXXIX.  pronmlgatam  etc. 
Ü  2  pag.  1  ri. 
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• 

mit  in  Verbindung  stehende  Kechtsverbältnisee  entfaal- 
tetid.  Dieses  Gesetz  hatte  sich  n&mlich  nieht  bloss  die 
Kegelung  der  liitestatsuccessioii  zur  Aufgabe  gestellt^ 
sondern  ordnete  namentlich  auch  das  Verhältniss  der 
letzteren  sa  den  verschiedenen  Arten  der  auf  letztwillige 
Verftigung  beruhenden  Erbfolge  von  Neuem.  Zugleich 
bestätigt  es  detiiiitiv  das  Gouvernemeiitspateiit  vom  12/24. 
Mai  1814,  welches  durch  Aufhebung  der  früher  in  den 
Erblanden  bestehenden  viel&chen  localstatutariscben  £rb- 
rechte,  sowie  der  Spedalniaehfolge  in  die  Gerade  und 
das  Heergeräthe  zur  Vcreiuiacliuiig  uiul  Abrundung  un- 
seres Ei'brechtssystemes  wesentlich  beigetragen  hatte. 
Die  Haupteigenthümlichkeiten  des  letztem  sutd  fast  durch- 
gängig  in  das  Gesetsbnch  tibergegangen.  In  dem  Gesetz- 
buche selbst  dagegen  sind  an  principiellen  Neuerungen 
hinzugekommen  hauptsächlich  die  Beseitigung  des  formellen 
Unterschiedes  zwischen  Testament  und  CodiciU,  ferner  der 
WegfaU  der  über  den  Abzug  der  quarta  Falcidia  und 
qnarta  Trebeilianica  geltenden  Grundsätze  nebst  einer 
wesentlichen  Umgestaltung  unseres  Pfiichttheilsrechtes, 

1.  Abschnitt.   Von  der  Erbfolge. 

^.  177.  £rbi»chaft  und  Erbfolge. 

Iv  Die  Erbschaft  besteht  in  der  Gesammtheit  der 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  ^  in  welchen  der  Ver- 
storbene zur  Zeit  seines  Todes  stand,  soweit  nicht  die- 
selben entweder  schon  ihrer  Natur  nach  (wie  bei  den 
persdnlichen  Dienstbarkeiten/  dem  Besitze  als  einem  bloss 
factischen  Zustande^  femer  z.  B.  bei  einer  von  dem  Erb» 
lasser  eingegangenen  Dieustvermiethung,  receptuui  arbitrii 
u.  s.  f  1  oder  kraft  besonderer  gesetzlicher  Vorschrilt,  wie 
in  der  Kegel  beim  Vorkauftrechte  (§.  1127  des  B.G.B.) 
oder  dem  Rechte  des  Entleihers  aus  der  Gebrauchsleihe 
(§.  1182  des  H.G.Ii. j  oder  der  gesttzKchen  Alimentations- 
pflicht        1853  des  B.G.B.)  u.  s.  w.   scld^  c  htiün  an 

10* 
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seine  Person  gebunden  waren.   In  letzterer  Hinsieht  i«t 

die  Reihe  der  auf  den  Erben  transmissiblen  Rechte  und 
Verpflichtungeu  im  Vergleiche  zum  gemeinen  Rechte  nicht 
unbeträchtlich  erweitert.  Denn  da»  Gesetzbuch  atatairt 
liicht  bloss  die  Möglichkeit,  ein  Auftrags-  oder  Societäti- 
verhältnifs  auch  auf  die  Erben  des  I3eauftragten  oder 
des  ücsellschaiters  zu  stellen  (§§.  1324  und  1383  de* 
B.G.B.)7  sondern  lässt  auch  selbst  die  Kraft  einer  noch 
unacceptirten  Vertragsofferte  in  der  Regel  keineswegs 
mit  dem  Tode  des  Offerenten  oder  Oblaten  erlöschen 
(§.  818  des  ß.G.B.),  wie  denn  auch  heutzutage  das  durch 
Delation  einer  Veriassenschaft  an  den  Erblasser  begrün- 
dete Recht  jetzt  ausnahmslos  zu  den  vererblichen 
Rechten  zählt  (zu  vergl.  unten  §.  179).  Endlich  er- 
scheint gegenwärtig  auch  die  Zahl  der  j-  iiigeu  Forderuugs- 
rechte,  deren  activer  Uebergang  aui'  die  Erben  des  Be- 
rechtigten erst  noch  von  einer  bei  Lebzeiten  des  Letzte- 
ren bereits  begonnenen  gerichtlichen  Verfolgung,  be- 
ziehentlich wenigstens  \  on  der  ernstlich  erklärten  Absicht 
ihrer  Geltendmachung  abhängt^  wesentlich  eingeschriinkt, 
und  die  Anbringung  der  Klage  bei  Gericht  zu  diesem 
Zwecke  unter  allen  Umständen  scltun  ausreichend  (zu 
vergl.  oben  Bd.  T  S   123,  §.  35,  U.  la). 

U.  Unter  Erbfolge  hat  man  nach  der  Terminolo- 
gie des  Gesetzbuches  nur  das  unmittelbare  Eintreten 
in  das  von  dem  Verstorbenen  hinterlassene  V(n*mö2^en  ak 
Ganzes  (gleichviel  übrigens  ob  in  die  Gesammtheit  des- 
selben oder  in  einen  aliquoten  Theil)  zu  denken  (§§• 
2000-t2002  des  B.G.B.).  Jenachdem  daher  der  Nach- 
folge von  Todeswegen  die  eine  oder  die  andere  dieser 
Voraussetzungen ;  d  h.  also  Succession  in  das  Veimogeu 
als  Ganzes  oder  die  Unmittelbarkeit  der  Succession  fehlte  e^ 
giebt  sich  fiir  den  Begriff  des  Erben  der  doppelte  Gegensats: 

einerseits  der  des  Verni  ächtnissne  hmers,  als 
eines  blossen  Einzelnachfolgers,  womit  aber  die  Denk- 
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barkeit  eines  umuittclbareii  Eintretens  in  das  ihm  von 
dem  Erblasser  zugewendet«  Kecht  volikommen  vereinbar 
bleibt  -  (§§.  2004,  2451  ff.  des  B.aB.); 

andererseits  der  de»  Erbanwärters  (Fideicoramiss- 
erben),  bei  welchem  zwar  praktisch  ein  der  üesaiumt- 
nachfolge  entsprechendes  Eesultat  erreicht  wird^  aber 
immer  nur  durch  Vennittelung  des  in  erster  Linie  be- 
rufenen Haupterben,  an  dessen  Stelle  erst  der  Erbanwär- 
ter von  Zeit  der  Herausgabe  der  Anwartschatt  an  tritt 
(§.  2005  verb.  mit  §§.  2d0a,  2518  des  B.Qt3,). 

Mit  dem  Ausdrucke  Nach  erbe  endlich  beseichnet 
das  Gesetzbuch  nicht ,  wie  ein  häufiger  heutiger  .Sprach- 
gebrauch ^  den  oben  erwähnten  Erbanwärter,  soudern 
einen  wirklichen  Erben  ^  der  jedoch  nur  bedingt  und 
zwar  für  den  Fall  eingesetzt  ist,  dass  ein  früher  Beru- 
fener nicht  Erbe  werden  sollte  (Vulgarsubstitut — §.  2187 
des  £.G^.)- 

§.  178.  Von  den  allgemeinen  YorauBsetzangeu  des  Erbfalgerechts . 

Das  Erbiolgerecht  setzt  zu  seinem  Eintritte  voraus: 

A.  das  Vorhandensein  eines  gikltigen  Berufungs- 
grund es^ 

B.  Erbfähigkeit  des  Berufenen. 
Zu  A.  gesellt  sich 

1.  SU  den  beiden  Römischrechtlichen  Delationsgrün- 
den  (Gesetz  und  Testämenty  heutzutage  noch  der  Erb- 
einsetzungsvertrag^  und  zwar  ist  das  Verhältuiss  dieser 
verscbiedenen  möglichen  BemfungsgrUnde  sa  einander 
nicht  mehr  ein  sich  gegenseitig  ausschliessendes,  viel- 
mehr küunen  dieselben  in  Ansehung  der  nämlichen  Erb- 
schaft ebensowohl  gleichzeitig  als  auch  successiv 
concurriren.  Ersteres  ist  die  unmittelbare  Folge  der 
Aufhebung  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes:  ,,nemo 
pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere  potest**; 
Letzteres  ist  insofern  möglich,  als  jetzt  nicht  bloss ,  wie 
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schon  nach  Höniidcheni  Rechte  *)  die  suäpeuöiv  bedingte 
Erbeinsetzungy  sondern  auch  eine  Einsetzung  a  die  ad 
diem  und  selbst  sab  conditione  resolutiva  fiir  zulässig  er- 
klärt ist  (Erbfblgemandat  §§.  5  u.  6  verb.  m.  §§.  2011  hU 
2013  des  B.G.B.). 

2.  Der  Eintritt  des  betreffenden  Delationsgrundes 
(Erbanfall)  verschafit  zwar  dem  Berufenen  in  allen 
Fällen  nur  erst  die  Füglichkoit,  durch  Antritt  des  Nach- 
lasses Erbe  zu  werden,  indessen  wird  dieses  jus  succe- 
dendi  nicht  mehr  wie  nach  gemeinem  Rechte  als  eine  dem 
Berufenen  nur  fUr  seine  Person  eröffnete  Erwerbsmöglich- 
keit,  sondern  als  ein  gleichfalls  wieder  der  Ver- 
erbung vollkommen  zugängliches  Vermögens- 
recht behandelt,  welches,  falls  der  Berufene  vor  dem 
Antritte  der  Erbschaf);  verstirbt,  jetzt  ausnahmslos  und 
ohne  dass  es  des  Vorhandenseins  einer  der  besonderen 
TransiiiissioDsvoraussetzungcn  des  Römischen  Rechtes  im 
einzelnen  Falle  bedarf,  auf  die  Erben  des  Berufenen  mit 
dessen  sonstigem  Nachlasse  übergeht,  seien  dies  nun  ge- 
setzUche  oder  letztwiUig  ernannte  (§§.  8,  10  des  Erbfolge- 
mandates  vorb.  m.  §.  2010  des  B.G.B.).  Hiermit  steht 
es  auch  ganz  im  Einklänge,  dass  die  Ausschlagung  einer 
einmal  deferirten  Erbschaft  als  ein  Act  der  Veräusaemug 
angesehen  wird,  welcher  selten  der  Gläubiger  des  Be- 
rufeneu nach  Belinden  der  Anfechtung  mittels  der  Paul- 
lianischen  Klage  unterliegt  (dec.  25  von  1746  —  §.  1511 
des  B.a.B.). 

3.  Anlangend  den  Zeitpunkt  des  Erbanfalles, 

so  ist  derselbe  bei  der  gesetzlichen  wie  bei  der  <]^«n?i!l- 
klirtcn  Erbfolge  in  der  Regel  gieichmässig  von  dem  Tode 
des  Erblassers  zu  datiren,  sollte  es  sich  auch  im  einzelnen 
Falle  wegen  eines  vorläufig  entgegenstehenden  Hinder- 
nisses factisch  vielleicht  erst  weit  später  entscheiden,  ob 

*)  1.  9.  J.  de  heied.  inst.  n.  U.  —  Dagegen:  toael  hsres 
Semper  heies  1.  88  D.  de  hered.  fast.  XXVHL  6. 
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die  eine  oder  andere  Successionsart  l'laiz  zu  greifen  habe 
(§.  2009  des  B.G.Bo.  Auch  hier  wird  bei  der  Frage 
nach  den  Voraussetzungen  oder  den  Wirkungen  der  De- 
lation jedesmal  auf  jenen  früheren  Zeitpunkt  des  Todes 
des  Erblassers  zurückgegangen:  sobeiderlntestatsuccession 
lür  die  Berechnung  der  Gradesnähe  der  nieiireren  coii- 
currirenden  Verwandten  (§.  2028  des  B.G.B.),  oder  bei 
beiden  Successionsarten  für  die  Frage  nach  dem  Emtritte 
des  Transniissionsrechtes  fzn  %'ergl.  oben  unter  2).  Eine 
Ausnaimie  tritt  im  Falle  einer  suspensiv  bedingten  oder 
ihr  gleichstehenden  betagten  (§.  2149  des  B.G.B.)  £rb- 
einsetzung  ein,  insofern  hier  die  Erbschaft  erst  mit  Er- 
füllung der  Bedingung,  soweit  dieselbe  in  einem  erst  nach 
dem  Tode  des  Erblassers  zu  erwartenden  Ereignisse  be- 
stand, beziehentlich  mit  dem  Eintritte  des  dies  anfällt 
(§.  2009  des  B.G.B,  a.  E  ).  Wegen  Bestimmung  des 
Zeitpunktes  der  Delation  im  Falle  einer  gegen  den  Erb- 
lasser ergehenden  Todeserklärung  ist  zu  vergl.  oben  im 
Abschnitte  über  die  Personen  §.  17,  Bd.  L  S.  55,  07. 

Zu  B.  Allgemeine  Voraussetzung  fUr  die  Nachfolge 
von  Todeswegen  jeder  Art  i^ei  dies  eine  wirkliche  Erb- 
folge oder  nicht)  ist  es,  dass  der  dazu  Berufene  den  An- 
fall erlebt,  also  in  der  Regel  den  Erblasser  überlebt  haben 
müsse.  Dagegen  gilt  der  weitere  Satz,  dass  der  Berufene 
zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  schon  leben  oder  doch 
wenigstens  concipirt  und  nachmals  lebend  zur  Welt  ge- 
kommen sein  müsse,  nur  für  die  Erbfolge  im  technischen 
Sinne  (§.  2008  des  B.G.B.),  während  die  Vermächtniss- 
ioige  und  die  Erbanwaitschaft  auch  den  erst  nach  dem 
Tode  des  Erblassers  erzeugten  Personen  zugäuglich  bleibt 
<§.  2396  yerb.  m.  §.  2507  des  B.G.B.).  Zugleich  liegt  aber 
in  der  Festhaltung  dieses  Satzes  für  die  Erbfolge,  also 
iu  der  Bedingung  der  Coexistenz  des  Erben  mit  dem 
Erblasser  auch  die  einzige  Anforderung,  welche  an  die 
Erbfi&higkeit  einer  physischen  Person  heutzutage  bei  uns 
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noch  gemacht  wird|  indem  die  zahlreiclien  Bonstigen  Fälle 
der  Erbunföhi^keit  des  gemeinen  oder  des  älteren  Deut- 
schen und  Öächßischen  Rechts  *)  entweder  ganz  verschwun- 
den oder  nur  als  ludignitätsgründe  erhalten  geblieben 
sind  (§.  2277  des  B.G.B.).  Besondere  Grundsätze  gelten 
noch  rttcksichtlich  der  Ei  beinactzungbtäiiigkeit  juristischer 
Personen,  sowie  von  Vereinen.  Hierüber  das  Näiiere 
unten  im  IL  Oapitel  ttber  die  testamentarische  Erbiotge. 

Capittl  L    Die  gesetzliche  Erbfolge. 
%.  179.  Efatfkeilnng. 

Schon  nach  dem  Sachsenspiegelrechte  bildete  die  Bhits- 
verwandtschaft  nicht  die  einzige  Grundlage  der  gesetz- 
lichen Erbfolge,  vielmehr  findet  daneben  auch  das  A£6ni- 
tatsverhähniss  in  der  Erbfolge  der  Ehegatten  unter  einan- 
der wenigstens  schon  eine  gewisse  Berücksichtigung. 

Das  ausserdem  im  Sachsenspiegel  vorkommende  Erb- 
recht des  Richters  (Sacfasensp.  B.  L  Art.  28)  kaiin 
nicht  eigentlich  als  ein  solches,  sondern  nur  als  das  Recht 
auf  Einziehung  des  Nachlasses  beim  Mangel  successious- 
berechtigter  Personen  selten  des  Jurisdictionsinhabers  be* 
trachtet  werden,  und  ist  daher  dem  heutigen  Ansprache 
des  Fiscus  aui  die  erblose  Verlassenschaft  analog.  Weit 
neueren  Ursprungs,  aber  allerdings  als  wirkliches  Erb- 
recht ansusefaen,  ist  das  erst  im  Laufe  des  18.  Jahrhun- 
derts gewissen  öffentlichen  Anstalten  im  Falle  der  Con- 
currenz  mit  bloss  entfernteren  Seitenverwandten  des  Ver- 
storbenen verliehene  Recht  auf  einen  Theü  der  Verlassen- 
schafty  so  dass  sich  hiernach  für  die  gesetsliche  Erbfolge 
auch  noch  hent zutage  folgende  drei  Arten  ergeben: 
'1.  die  der  Blutsverwandten, 

2.  die  der  Ehegatten, 

Sachsenspiegel:  B.  I.  Art.  4,  Art.  17  §.  1.  Art.  61  §.  1  vca 
Gerber:  Deutsches  Frivairecht,  §.  260. 
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'  3.  die  gewisser  öffeDtUcher  Anstalten^ 

welche  unter  Umständen  alle  gleichzeitig  bei  dem  n&m- 
liehen  Nachlasse  in  Frage  kommen  können. 

/.  Verwandtenerbfolge, 
§.  ISO.  Allgremeine  OruitsStze. 

1.  Die  hier  vorauasasetzende  Blutsverwandtschait  . 
zwiaehen  Erben  und  Erblasser  muss  zwar  regebnfissig 

durch  eheliche  Zeuguiig  vermittelt  sein,  jedoch  wurde  die 
sich  noch  im  Sachsenspiegel  B.  I.  Art.  51  findende 
Annahme  einer  yollst&ndigen  Erbun^Uiigkeit  der  Aussei^ 
ehelichgeborenen  im  Verhaltnisse  zu  der  Mutter  und  den 
mütterlichen  Verwandten  schon  durch  die  ältere  Sächsische 
Praxis  (Carpzov^  jurispr»  forens.  II,  14«  deil  58.  ILL ,  18, 
def;  25)  beseitigt,  freilich  noch  immer  mit  Ausschluss  der 
ex  damnato  coitu  procreati ,  rücksichtlich  deren  erst  das 
Erbiolgemandat  im  §.  17  die  vollkommen  gegenseitige 
Succesaionsüähigkeit  nach  der  mütterlichen  ^le  hin  an- 
erkannte. Umgekehrt  hat  aber  auch  die  später  eine  Zeit 
laug  herrschend  gewordene  Ansicht^  woaach  aussereheliche 
Kinder  selbst  von  der  väterlichen  Veriassenschaf^  einen 
Theil  und  zwar  den  im  Justinianeischen  Rechte  den  liberis 
naturalibus  unter  Umständen  zugesicherten  sechsten  Theil 
anzusprechen  haben  sollen  (Kind,  quaest.  foreus.  T  IV., 
qu.  71  der  1.  Aufl.),  sich  nicht  behauptet  (Generale,  die 
Suecession  unehelicher  Kinder  in  die  väterliche  Verlassen- 
Bchaft  betreff.,  vom  12.  November  1804).  Vielmehr  stehen 
heutzutage,  wie  schon  nach  dem  Erbiolgemandate  nur  iol- 
gende  ausserehelich  Geborne  in  erbrechtlicher  Beziehung 
dem  Vater,  beziehentlich  dessen  Verwandten  gegenüber 
den  ehelich  (jeborenen  gleich: 

a.  Brautkinder  (oben  §.  158), 

b.  Kinder  aus  einer  Putativehe  (oben  §.  155), 

c.  dlirch  nachfolgende  Ehe  Legitimii  tc  ^uLcn  §.  157  a), 

d.  durch  Kescript  L^itimirte  (oben  §.  157  b). 
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Jedoch  soll  sieb,  sovie]  die  Letzteren  anlangt,  die  Legitt- 

.  matioi]r?wirkiiiig  auf  die  Ascendenten  und  Seitenverwandton 
des  Vaters  nur  dann  erstrecken,  wenn  diese  mit  der  Le- 
gitimiruDg  sich  einverstanden  erkldrten ;  wogegen  die  wei- 
ter  gehende  Voraussetzung  des  Erbfolgemandates  §.  22, 
wonach  das  demzufolge  zwischen  dem  legitiraandus  und 
jenen  väterlichen  Verwandten  stattfindende  Erbrecht  ia 
der  Legitimationaurkunde  besonders  sum  Ausdracke  ge- 
langt  sein  mttsse,  gegenwärtig  wegfilllt. 

Obwohl  übrigens  au  sich  in  den  Fällen  unter  a  -d 
vollkommene  Gegenseitigkeit  des  Erbrechtes  besteht^  so  lei- 
det dies  doch  in  den  Fällen  unter  a.  und  b.  in  Ansehung 
des  Vaters  und  dessen  Ascendenten  ijej^enüber  dem  Nach- 
lasse  des  Kindes  und  dessen  Abkummlingeu  dann  eine 
Ausnahme;  wenn  der  Vater  bei  dem  nichtigen  Verlöbrnsae 
oder  bei  der  nichtigen  Ehe  in  mala  fide  war,  oder  wenn 
er  das  Nichtzustandekonniien  der  Ehe  oder,  bei  einer  in 
Folge  Anfechtung  autgehobeiieu  Ehe,  deren  Auflösung  ver- 
schuldete (§.  20a9  des  B.a.B.). 

II.  Die  durch  Annahme  an  Kindesstatt  hergestellte 
juristische  Yerwandtscliaft  ist  heutzutage  im  Wesentlichen 
von  denselben  erbrechtlichen'  Wirkungen  begleitet,  wie 
das  durch  adoptio  minus  plena  nach  R(imischem  Rechte 
begründete  Aeltem-  und  Kindesverh&ltniss  (zu  vergl.  oben 
§.  159.  —  Erbfolgeiiiandat  §§.  47       und  §.  2044  des 

HI*  Der  entschiedene  Vorzug  des  Mannesstammss 
Tor  der  weiblichen  Linie,  der  sich  im  Sachsenspiegel  B.  I, 

Artt.  5  und  1 7  theils  noch  in  dergänzlichen  Ausschliessung  d*^r 
Tochter  des  Erblassers  durch  die  Suime  (abgesehen  trei- 
lich  von  dem  Successionsrechte  in  die  Gerade),  theils  in 
der  Ausschliessuiig  der  Mutter  durch  den  Vater  ausspricht, 
ist  in  crsterer  Beziehung  nach  Ausweis  der  Olusse  zu  der 
ersteren  6teiie  bereits  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts 
dem  Einflüsse  des  Bömischen  Rechtes  gewichen,  in  iets- 
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terer  Besiehung  aber  durch  const.  17  pte.  III.  iUr  Sachsen 
beseitigt.    Dagegen  hat  sich  da»  excluBive  Erbrecht  der 

Acltern  vor  der  gesanimten  Seitenlinie  »  also  einschliesslich 
der  Geschwister  und  Geschwisterkinder) ,  welches  gleich- 
fiiÜB  in  der  zweiten  der  obigen  iStelien  im  Sachsenspiegel 
wurzelt^  nicht  nur  bis  auf  .den  beutigen  Tag  erhalten, 
sondern  wurde  nach  dem  schon  von  Carpzov  bezeugten 
unsweüblhaften  Gewohnheitsrechte  auch  auf  die  Ascenden- 
ten  entfernteren  Grades,  gleichviel  ob  väterliche  oder 
mfitterliche  erstreckt.  Hierdurch  erscheint  die  fiömisch* 
rechtliche  Classeneniilieilung  des  Jtistinian eischen  Rech- 
tes insofern  modificirty  als  zwar  der  Zahl  nach  gleichfalls 
vier  Verwandtendassen  existiren,  von  diesen  aber: 

a.  die  erste  Classe  ausschliesslich  von  den  Desceu- 
denten, 

b.  die  zweite  Classe  ausschliesslich  von  den  Asceu- 
.  dcntcn,  »  « 

c.  die  dritte  Classe  ausschliesslich  von  den  Geschwistern 

lind  deren  Abkömmlingen,  inclusive  der  Haibburtigen, 
endlich 

d.  die  vierte  Classe  von  den  Übrigen  Seitenverwandten 

gebildet  wird,  und  zwar  hier  mit  Beseitigung  des  gcgen- 
theiligen  Principes  des  Sachsenspiegels  B.  L  Art.  3,  wo- 
nach nur  die  Seitenlinie  bis  zum  siebenten  Grade  in 
Betracht  kommen  soll. 

IV.  Innerhalb  dieser  Erbclassen  ist  bisweilen 

a.  die  mehrfache  Verwandtschaft,  sowie 

b.  die  vollbürtige  Verwandtschaft  von  Bedeutung. 

Zua.  Die  mehrfaclie  Verwandtsclia ft kannjedoch 
nur  dann  von  Einfluss  sein^  wenn  nicht  nach  Köpfen  ge- 
theilt  wird|  also  niemals  in  der  IV.  Classe  (Erbfolgeman- 
dat §.  28  verb.  m.  §.  4t)).  Ein  Mehreres  ab  dieses  will 
wohl  auch  der  §.  2032  des  B.G.B,  nicht  sagen.  Wenn 
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dort  als  Gegensatz  der  Kopitbeilung  ansdrücklicb  nur 
von  der  Theilung  nach  Stämmen  (I.  und  lU.  Claase)  die 
Rede  ist,  so  Bcbliesat  dies  die  M^lichkeit  einer  Berück* 
su  litlgung  der  mehrfachen  Verwandtachait  auch  in  der 
11.  Classe  (falls  es  hier  zur  Theilung  nach  Linien  kommt, 
und  der  betreffende  Ascendent  zngleicb  beiden  Linien  an- 
gehört) deshalb  nicht  ans,  weil  schon  durch  die  Fassung 
des  bezüglichen  §.  2038  des  B.G.B,  ohnehin  dafür  gesorgt 
ist,  dasB  ein  solcher  Ascendent  auf  beiden  Seiten  in  An- 
satz  zu  kommen  verlangen  könne.*) 

Zu  b.  Der  V  orzug  der  Vollgeburt  vor  der  Halbge- 
burt  kann  sich  dagegen  nur  in  der  Seitenlinie  (III.  und 
IV.  Classe)  äussern.  Hier  aber  geschieht  dies  nicht  mehr 
wie  früher  durch  \  billige  Ausschliessung  des  Hall»bui*tigen 
durch  den  mit  ihoi  in  gleichem  Grade  stehenden  Voll- 
bürtigen  beziehentlich  durch  GleichsteUung  des  VoUbür^ 
tigen  mit  den  um  einen  Ghrad  näheren  Halbbürtigen 
(Sachsenspiegel  B.  I.  Art.  3  —  ,,HalbgeLuit  tritt  um  einen 
Grad  weiter**  — );  vielmehr  macht  sich  dieses  Vorzugs- 
recht heutzutage  nur  zwischen  dem  Grade  nach  gleich- 
nahen Seitenverwandten  dergestalt  geltend,  dass  der  VoU- 
buitige  doppelt  so  viel,  als  der  iiaibbürtige  zu  bean- 
spruchen hat.  Schon  die  18.  Constitution  pte.  III.  näm- 
lieh  hatte  das  Princip  des  Sachsenspiegels  theilweize  da- 
durch verlassen,  dass  sie  den  Oheim  und  die  Tante  des 


*)  Hier  hat  A.  statt  vier  nur  M 

Urgrossältempaare.  Gesetzt,  diesel- 
ben befinden  sich  beim  Tode  des  A. 
TOn  sämmtlichen  Berufenen  allein  noch 
am  Leben,  so  erbt  das  mittelste  Ur- 
groSBälteinpsar  die  doppelte  Portion, 
weil  ihm  von  beiden  Seiten  eine  Quote 
des  bei  jeder  Asrendonz  sirb.  hallnrcai* 
den  Urenkeivcnnogeus  sufliesst. 
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Erblassers  deo  Halbgeschwistem  des  Letzteren  nachsetzte. 
Das  Erbi'olgemandat  hat  den  hierin  liegenden  Gedanken, 
dass  die  Frage  nach  der  Voll-  und  Halbgeburt  Uberhaupt 
nicht  ftlr  die  Berechnung  der  Ghradesnfthe,  sondern  höchstens 
nur  füi  die  Theihmg  des  Nachlasses  unter  an  sich  gleich 
nahen  Verwandten  dieser  Art  von  Einiiuss  sein  könne, 
in  der  oben  angegebenen  Weise  verallgemeinert,  dabei 
aber  dem  hierauf  gegründeten  Vorzugsrechte  gleich  dem 
der  mehrfachen  Verwamluchaft  in  der  IV.  Classe  die 
Berücksichtigung  noch  gänzlich  versagt  (§.  46  des  £rb- 
folgemandates).  Es  erscheint  daher  gewiss  nur  als  con- 
se<[urntj  wenn  das  Gesetzbuch  in  §.  2031  unter  Beibe- 
haltung der  obigen  Art  und  Weise  der  Bevorzugung  die 
voll-  und  halbbiUtige  Verwandtschaft  in  beiden  Olassen 
der  Seitenverwandten  gleichmttssig  zur  Geltung  bringt, 
imd  hierdureh  also  die  V  ullgeburt  von  der  mehrfachen 
Verwandtschaft  auch  praktisch  unterscheidet. 

V,  Nicht  bloss  die  sogenannte  successio  ordinum, 
suiidern  auch  die  successio  j^raduum  ist,  wie  dem  Erb- 
iolgemandate,  so  auch  dem  bürgerlichen  Gesetzbucho 
bekannt  und  in  Letzterem  namentlich  anbedingt  durch- 
geführt (§§.  2029  f.).  Nur  durch  die  jetzt  ausnahmslose 
Geltung  des  Transmissionsrechtes  (oben  §.  1 16  A.  2.)  er- 
scheint die  successio  graduum  im  Vergleiche  zu  dem 
gemeinen  Rechte  in  ihren  Wirkungen  nicht  unw^entlich 
beschränkt.  Dagegen  kaiiii  \  uu  einer  Collision  derselben 
mit  dem  Anwachsungsrechte  und  einer  Ausschliessung 
derselben  durch  LetztereSi  wie  solche  von  zahlreichen 
gemeinen  Rechtslehrern  vertheidigt  wird  (Arndts,  §  518 
Anm.  2.),  bei  uns  deshalb  nicht  mehr  die  Rede  sein,  weil 
unser  Particularrecht  ein  jus  accrescendi  bei  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  überhaupt  nichtmehr  anerkennt  (§§.  2269 
ff  ;.  Abgesehen  hiervon  gestaltet  sich  aber  auch  die  in 
Folge  einer  Succession  dieser  Art  eintretende  Erbfolge 
bei  uns  bisweilen  deshalb  in  concreto  ganz  anders  als 
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nach  gemeinem  Rechte,  weil  in  Gemäasheit  des  ohea 
§.  179  zu  B.  Bemerkten  der  Zeitpunkt  der  Delation  auch 

für  die  Nachrückenden  und  somit  die  Beurtheiluiig  ihrer 
Gradesnähe  sich  nach  dem  Tage  des  Todes  des  Erblassers 
bestimmt. 

VI.  Das  im  Sachsenspiegel  nur  sehr  beschränkt 
zu  Gunsten  der  Enkel  vorverstorbener  Söbiie  des  Erb- 
lassers anerkannte  sogenannte  Repräsentationsrecht 
(Sachsenspiegel  B.  I.  Art.  5),  vermöge  'dessen  der  dem 
Grade  uacii  Eiiüeniierv  an  dieStelie  seines  vorverstorbenen 
Parens  einrückt,  kam  zwar  in  der  Classe  der  Descendenten 
sehr  bald  zu  voller  Geltung.  Dagegen  wurde  dessen  gftns- 
liehe  Ausseliliessiuiji:  in  der  Seitenlinie  fortdauernd  und 
selbst  gegen  die  abweichenden  reichsgesetziichen  Bestim- 
mungen von  unserer  Particulargesetzgebung  längere  Zeit 
mit  Nachdruck  aufrecht  erhalten  (Rescript  Herzog  Q-eorgens 
zu  Sachsen :  das  jus  repraesentationis  in  linea  eollaterali 
betreff.;  Donnerstag  nach  Mar.  Magd,  anno  1522,  Codex 
Augusteus  I.  S.  1046  beseitigt  den  kurz  zuvor  publidrten 
Nürnberger  lieichtstagsabschied  vom  27.  November  1521, 
„von  Succession  Brüder  oder  Schwester  Kinder,  mit  ihres 
abgestorbenen  Vatter  oder  Mutter  Brüder  oder  Schwester; 
die  an  der  abgestorbne  ihres  Vatters  oder  Mntter,  Brüder 
oder  Schwester,  im  Stamme  erben  sollen*',  abgedruckt  in 
Öenckenberg  s  Neuer  Sammlung  der  Reichstagsabschiede; 
zweiter  Theil  S.  210  f.),  und  nur  in  const.  18  pte.  III. 
fand  dasselbe  theilweise  Anerkenn luig  im  Verhältni^e 
der  Geschwisterkinder  des  Verstorbenen  zu  den  Ge- 
schwistern des  Vaters  und  der  Mutter  des  Erblassers. 
Ueber  dessen  jetzige  Behandlung  ist  zu  vergleidien  der 
näcliste  §.  181. 

§.  ISI.  Fortsttzwig.  Von  den  einzelnen  Classen  der 

Verwandtenerbfolge. 

1.  Descendentenclasse(§§.  2034,2u;ir)desB.G.B.).  ' 

Bei  einem  Zusammentreffen  von  Abkömmlingen  des  ersten 
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Grades  wird  nach  Köpfen ,  in.  allen  Fällen  der  Concurrens 
entfernter  Abkömmlinge  mit'  näheren  oder  gleicbnahen 

verscliiedciKr  Uranchen  wird  nach  Stämmen  getheilt,  der- 
gestaity  dass  die  derselben  Branche  Angehörigen  zusammen 
immer  nur  ein  Stammtbeil  erhalten  und  unter  sieb  die 
Portion  wieder  nach  Köpfen,  beziehentlich  nach  StÄnmien 
zur  Vertheilung  bringen.    Das  Kepräsentaüuusrecht  gilt 
hier  unbeschränkt.   Dase  der  vermöge  desselben  Kach- 
rückende nicht  Erbe  seines  vorverstorbenen  Parens  zu 
sein  braucht,  wird  schoti  Im  Erbt()l^«;ijiaiidate  §.  34  aus- 
gesprochen (§.  2027  des  B.G.B.).    Dagegen  war  unter 
den  Sächsischen  Bechtslehrern  die  Ansicht  vorherrschend^ 
dass  ein  von  dem  Parens  im  Voraus  erklärter  Erbverzicht 
das  Repräsentationärecht  seiner  Descendeuten  in  jedem 
Falle  dann  vernichte,  wenn  dieselben  Erben  des  Ver* 
zichtenden  geworden  seien,  und  selbst  abgesehen  von 
diesem  Falle  auch  noch  dann,  we  nn  der  Verzichtende  den 
Erblasser  überlebt  habe  (Curtius,  Handbuch,  §.  836,  vor 
den  Noten  h.  i.).   Aus  gleichen  Gründen  fiel  auch  nach 
ausdrücklicher  Vorschrift  des  Erbfolpremandates  §.  III 
das  Nachrücken  der  Descendenz  dann  hinweg,  wenn  der 
zunächst  beruiene  Parens  die  ihm  wirklich  angefallene 
Erbschaft  ausschlug.   Die  hierin  sich  aussprechende  nn- 
richtige  ältere  Vorstellung^  dass  das  Kepräsentationsrecht 
nur  ein  von  dem  Parens  abgeleitetes  Erbrecht  sei,  und 
mit  dessen  Successionsberechtigung  stehe  und  fidle,  ist 
von  dem  Gesetzbuche  in  den  §§.  2027,  2030,  2261  ver- 
Jasseu  und  das  entgegengesetzte  Princip  zur  Geltung  ge- 
bracht worden,  dass  nämlich  die  Nachrückenden  zwar 
auf  die  Erbportion  ihres  Parens  beschränkt  bleiben,  aber 
innerhalb  dieser  Beschränkung   (wie   bei   der  succesfaG 
graduum)  kratt  eigenen  Hechtes  zur  Erbfolirc  gelangen. 
Nur  dann  ist  der  vorausgegangene  Erbverzicht  des  Parens 
(im  Gegensatze  zu  der  späteren  etwaigen  Ausschlagung 
der  Erbschaft)  für  dessen  Descendenteu  auch  heuzuiage 
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noch  bindend^  wenn  sie  dessen  £rben  geworden  »ind  and 
der  Verzicht  auadrttcklich  aaf  die  Erben  mit  gestellt  war 

(§.  25G1  des  B.G.B. ).  Auch  steht  es  hiermit  im  Eiiikiange. 
dass  die  rechtsgültige  Enterbung  des  Parens  das  Repra- 
sentationsrecht  seiner  Descendenz  nicht  ausschliesst  (§.  2599 
des  B.O.B.). 

II.  A sc endentenk lasse.  Hier  entscheidet  ledig- 
lich die  Gradesnähe,  dergestalt,  dass  auch  nur  ein  dem 
Grade  nach  Näherer  sämmtliciie  Entfernteren,  gleichviel 
welcher  Linie  sie  angehören,  ausschliesst.  Kopftheilong 
findet  nicht  bloss  zwischen  den  beiden  Ascendenten  ersten 

Grades,  sondern  auch  zwischen  den  zu  der  näruliclien 
Linie  Gehörigen  eines  entfernteren  Grades  statt.  Lineal* 
theilnng  kann  daher  nur  beim  Zusammentreffen  mehrerer 
entfernterer  Ascendenten  verschiedener  Linien  in  Frage 
kununen,  jedoch  auch  hier  immer  nur  eine  einmalige, 
d.  b.  selbst  in  den  höheren  Graden,  also  bei  der  Concurreus 
von  Ascendenten  dritten  Qrades  (Urgrossältem)^  kann 
sich  die  Erbschaft  immer  nar  in  zwei  Hälften  nach  der 
väterlichen  und  mütterlichen  Linie  spalten,  so  dass  die 
dann  auf  den  verschiedenen  Seiten  vorhandenen  Miter)>en 
jederzeit  wieder  nur  nach  Köpfen  unter  sich  theilen 
(§§.  2037,  2038  des  B.QJB.). 

ni.  Geschwister  und  deren  Abkömmlinge. 

In  dieser  ('lasse  findet  zwischen  den  Krbberechtio^^n 
desselben  Grades  resp.  verschiedener  Grade  das  gleiche 
Theilungsrerhältniss  wie  in  der  ersten  Olasse  statt  (§.  2041 
des  Auch  hier  gilt  das  Repräsentationsiecht 

jetzt  in  gleicher  Unbescliräiiktheit  wie  in  der  ersten  Classc, 
indem  schon  das  Erbfolgemandat  §.  43  die  durch  den 
Beichstagsabechied  von  1529  verwoifene  Ansicht  des 
Accursiusy  wonach  die  Kinder  verschiedener  Geschwister 
nach  Stämmen  und  nicht  nach  Köpfen  theilen,  adoptirt 
hat  (Arndts,  Lehrbuch,  §.  479,  Aum.  1;.   in  Bezug  auf 
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^ie  Wirkung  eines  Erbverzichtes  uuter  Aussclilaguug 
der  Erbschaft  selten  des  yorverstorbenen  oder  zanUchst 
berufenen  Parens  leidet  das  oben  unter  I.  Gesagte  gleich- 
ialls  Anwendung. 

Wegen  des  EinHusr^es  der  Halbliiutigkcii  aui  die 
Vertheiluug  bei  der  Uuiicurreuz  mit  Volibürtigen  ist  das 
'  im  vorigen  Paragraphen  181  unter  IV.  b.  Gesagte  zu  ver< 
gleichen.  Uebrigens  hat  schon  const  14  pte.  III.  bei 
uns  die  vermeintlich  Römischrechtliche  Ansielit,  dass  bei 
der  Concurrenz  von  Geschwistern  (resp.  deren  Descendenz) 
aus  verschiedenen  Ehen  der  Unterschied  zwischen  bona 
iiiaierna  und  ijauri.a  noch  in  Fragt'  komme,  Uunöten  - 
der  entgegengesetzten  Autfassung  desaiteu  Saclisenrechtes 
verworfen  (§.  102  des  Krbfolgemandates)  und  auch  das 
Oesetzbuch  hält  an  "dieser  Ansicht  fest. 

IV.  Die  übrigen  Seiten  verwandten.  Hier  gilt 

noch  das  Altsächsische  Prineip  der  Lineal-  und  Gradual- 
erbfolge  —  „je  näher  zum  Sipp,  je  näher  zum  Erbe"  — , 
d.  h.  derjenige,  welcher  den  nächsten  gemeinschattiichen 
Stammvater,  resp.  die  nächste  gemeinschaftliche  Stamm- 
muttcr  mit  dem  Erblasser  aufzuweisen  hat,  sciiliesst  die 
Uebrigen  auf  entfernteren  Stämmen  Stehenden  aus.  Inner- 
halb  der  hierdurch  gegebenen  verschiedenen  Linien  ent* 
scheidet  dicGradesniilir.  Glciclmahe  concurriren zugleichen 
Theilen.  Das  Repräsentationsrecht  ceasirt  vollständig. 
Demzufolge  findet  immer  nur  Kopftheilung  statt,  und  mehr- 
fache  Verwandtschaft  kommt  deshalb  nicht  in  Betracht, 
während  der  Vorzug  der  Vollgeburt  vor  der  Halbgeburt 
zwischen  dem  Grade  nach  Gieichnahen  jetzt  auch  hier 
in  der  oben  §.  181  IV.  b.  gedachten  Weise  in  Betracht 
gelaii^t.-^j 

*)  Beispiele:  Concurrenz  von  Verwandten  dreier  ab- 
steigender Stämme: 

Stirbt  A  mit  Hittterlassang  der  Qbrigen  lebenden  Descenden« 

n.  11 
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§.  183.  II.  Mfolg«  der  Ehegatten. 

1.  Die  gesetzliche  Erbfolge  der  Ehegatten  des  älteren 
Sächsischen  Rechtes  (vor  dem  Erscheinen  des  Erbfolge- 

ten.  so  er!»en  B  und  C  je 
'  3.  E  ujkI  F  je  %.  Hat 
aber  B  noch  zwei  Kinder  (i 
und  K  und  stiiln  vor  dem 
Antritte  des  N  aehlasses  des 
A,  den  er  Uberlebt  hatte, 
so  würde  nach  11  o  m  i  s  c  h  e  m 
Rechte,  dafern  B  nicht  schon 
saus  et  necessathis^  m  Gun- 
sten seiner  Kinder  G  und  K 
ein  Transmissioosfali  eintre> 
teo  können,  vorausgesetzt 
njlmlicfa  bei  der  Transmissio  Justinianea,  dass  B  innerhalb  Jahres- 
frist von  erfolgter  Delation  «n  starb  (Br.  'Otto  MQUer»  Lefarb.  der 
Institutionen,  S.  692  17f)  not.  22  derl.  Auflage).  Liegt  eine  solche 
ausnahmsweise  Veranlassung  zur  Transmission  nicht  vor,  so  kommt 
nach  Römischem  Rechte  den  Linien  C  und  D  ihr  Accrescens-fNon- 
decre8cenz-)Recbt  zu  Gute. 

Nach  dem  Erbfolgemandatc  von  1820  H2,  34  haben  b>  im 
Ableben  des  B  vor  erfolgtem  Antritte  der  ihm  deierirten  Erbschaft 
des  A  die  Kinder  «ler  Ersteren  G  und  K  kraft  selbständigen  Trans» 
missionsrechtes  in  die  auf  den  Stamm  B  aus  der  A'schen  Verlasseo- 
Schaft  entfallende  Erbquote  zu  succedirenr  gleichviel  ob  sie  Vatfis 
Erben  geworden  sind  oder  nicht.  Schlagen  sie  aus.  so  accrescirt 
»lie  Portion  nicht  an  die  Stfimme  C  und  D,  sondern  es  tritt  für  den 
Narhla«s  des  K  (einscliliessiich  des  quotalen  Successionsrechtes  in 
die  Erbsrhüt't  des  A^  die  Intestaterbfoltjfe  ein  —  s.  oben  17h  zu 
A.  i.  --  dergestalt,  dasß  nun  in  zwoitor  Classe  der  UrjrrossvatfT  I  ' 
und  ei*st  wenn  dieser  ausschlagt,  die  Seitenlinien  C  uud  1>  zur 
Perception  gelangen,  (iesetzt  dagegen,  R  hatte  bereits  bei  Lehzeitfu 
die  ihm  angefHlleii«'  Erbschaft  des  A  ausijesch lagen,  so  geh«  a  la- 
dur<  h  nicht  nur  seine  Krbeu,  welche  diesen  Vei-5^irht  ihres  1{«  i  Itts- 
vorgüngers  schon  nach  allgemeinen  Kechtsuruiidsatzen  gegen  sich 
gelten  lassen  müssen,  sondern  selbst  iseine  durch  die  Beerbung  ihres 
Parens  in  ihrem  Transmission  stechte  gar  lucht  bedingten  Dcscendenten 
(§.  34  des  Erbfolgemandates)  der  Succession  in  die  Verlassenscbait 
des  A  verlustig  {%.  III  des  Erbfolgemandates).  Bie  erledigte  Erb* 
portion  des  A  fällt  nun  weder  an  G  und  K  noch  an  I,  sondern 
die  miterbenden  Stämme  C  und  I>  kommen  Sti  gleichen  Tbeilen  ao 
die  Reibe. 
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mandates)  beruhte  theils  auf  einheimischen  Rechtsquellen^ 
tbeils  auf  dem  Hümisch^u  Kechte. 

A.  Die  regelmMssigen  unseim  Particularrechte 
eigenthiintlicfaen  beiderseitigen  iSuccessionsrechte  waren 

keine  vuiikoiunieü  reciproken.    Vielmehr  war 

Nach  dem  1»  m  g  erlich  eu  Gesetzbuche  tj.  2201  ondlich 
schadet  sogar  der  bei  Lebzeiten  erklärte  Verzicht  des  Parens  R 
seinen  Kindern  G  und  K  nicht,  sie  müssten  denn  Erben  ihres' 
Vaters  geworden  sein  und  der  Krbverzicht  dieses  Letzteren  aus- 
drücklich sich  mit  auf  seine  Erbon  rrstrookt  haben  (§.  2561  des 
B.G  B.  .  ?ip  beerben  den  A  daher  nii iit  kraft  Transniissionsrorbtes, 
sondern  vermöge  Kepnisent^itionsnM'lites.  da  das  Aussclda^cii  des  B 
zufolge  §.  2261  die  Wirkung  haben  soll,  als  wäre  er  vor  dem  Erb- 
lasser A  frestoi-b'Mi.  bie  haben  also  solchenfalls  zwar  tur  die  Lasten 
zu  halten,  welche  mit  der  A'sclien  Krh]>ortion  als  solcher  verbunden 
sind,  namentlich  also  auch  für  inegale  und  Kinweil'ungsposten,  ni(  ht 
aber  au<  b  für  die  sonstigen  Schulden  des  B  an  den  A,  (<  und  K 
mUssten  denn  fleichzeitifr  Erben  ihres  Vaters  B  geworden  sein. 

Für  den  1  :H.  dass  B  vor  dem  Antritte  der  ihm  deferirten  Erb- 
schaft des  A  vt  isiirbt.  ^\\t  mu  h  dem  Gesctjsbuche  das  Nämliche, 
was  das  Krbtolgemandat  vursclireibt. 


X.  stirbt  anter  Hinterlassung  bloss  solcher  äeitenverwandten, 
welche  zur  vierten  Classe  gehdren. 


D  Terstorben,  so  schliesst  B  diese  aus  und  erbt  Alles.  Sind  A 
und  B  gestorben,  so  erben  ihre  Descendenten  C  nnd  D  einerseits 
und  £  andererseits  nicht  je  die  Hälfte,  sondern  C,  I>  und  K 
SQCcediren  in  Kopftheile.  Jeder  also  ins  DrittH. 


Zur  vierten  Classe. 


Den  nächsten  gemeinschaftlichen 
Stammvater  ttdt.  dem  Erblasser  ver- 
mögen A  nnd  B  nachsuwoisen  in 
der  Person  des  R.  M  und  N  sind 
£war  nach  Gradeszahtuug  ehen- 
sonahe  mit  X  verwandt  als  A  und 
B  besiehentlich  nach  dem  Abgänge 
des  A  und  B  sogar  naher  als  C, 
D  und  E.  Ihr  mit  dem  X  ge- 
meinschaftlicher Stammvater  IT  liegt 
aber  um  einen  (irad  hinter  R 
xnrfick,  begründet  also  eine  enttem- 
tere  Linie.  Ist  auch  noch  A  mit 
Hinterlassung  seiner  Kinder  C  und 
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1.  der  Wittwer  gesetzlicher  alleiniger  Erbe  des 
eheweiblicbeu  obiliar Vermögens  ausschliesslich  der  Gerade 
(Sachsenspiegel  B.  L  Art.  31,  B.  III.  Art.  76  §.  2.  — 
const.  22  pte.  III.).  Was  in  dieser  Beziehung  zur  Fahrniss 
gerechnet  wurd^,  ist  zu  vergleichen  bei  Haubold  321. 

2.  Der  bürgerlichen  Wittwe  dagegen  stand  der 
Anspruch  auf  die  sogenannte  statutarische  Portion  zu. 
Derselbe  konnte  aber  von  ihr  nur  durch  Innelassung  ihres 
eheweibiiciien  Eiubringenä,  beziehentlich  durch  Eiuwerfuug 
ihres  sonstigen,  selbst  des  Recepticienvermögens  in  den 
Allodialnachlass  des  Mannes  erworben  werden  und  ea 
betrug  dann  ihre  Erbportion  beim  Zusammentreffen  mit 
ehelichen  Kindern  ein  Viertheii,.  in  allen  andern  Fällen 
dagegen  ein  Drittheil  von  der  hierdurch  gebildeten  Glesammt- 
masse  (Rechtsbuch  nach  Distinctionen  Buch  I.  Cap.  XIV. 
Dist.  4.  —  const.  20  pte.  III.).  —  Ueber  die  eigenthüralich 
privilegirte  Erbfolge  der  adeligen  Wittwe  im  älteren 
Rechte  ist  zu  vergleichen  Haubold  §.  397.  Ausserdem 
galt  aber  auch  noch 

B.  in  subsidium,  d.  h.  beim  iMangel  erbberechtigter 
Verwandter  (zu  vergL  oben  §.  I.  III.  a.  E.)  die 

Römischrechtliche  Erbfolge  ex  edicto  unde  vir  et  uxor 
in  den  Gesaramtnachlass. 

11.  Das  durch  das  Erbfolgemandat  neugeschaffene 
Erbrecht  der  Ehegatten  gehet  dagegen  von  dem  Principe 
vollkommener  Gegenseitigkeit  aus,  und  zwar  beträgt  die 
Erbportiun  des  Uebcrlebenden  darnach  mindestens  inuuer 
ein  Viertel  der  Verlassenschaft,  während  ihm  die  Letztere 
unter  Umständen  auch  ganz  gebühren  kann. 

A.  Ein  Viertheil  nämlich  gebührte  dai  naeh  dem  üeber- 
lebenden  im  Falle  seines  Zusammentreffens  mit  Erben 
der  ersten  Classe.   Sind  indessen 

B.  die 'Abkömmlinge,  mit  denen  er  in  dieser  Classe 
concurrirt,  nur  solche,  welche  der  Verstorbene  während 
der  Ehe  adoptirt  hat,  oder  welche  der  Ehemann,  falls 
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es  um  desbt'ii  ^iaclilass  sick  handelt,  wälu  eud  der  Ehe  hat 
legitimiren  iaasen  oder  welche  von  der  £hefrau^  falls  diese 
die  Erblasserin  ist,  während  der  Ehe  im  Ehebrüche 
erzeugt  worden  sind,  so  steii^t  die  Portion  schon  nucii 
dem  Krbtolgeniimdato  auf  ein  Dritthoii. 

C.  Die  gleiche  Höhe  (ein  Drittheil)  behielt  sie  im 
Fnlie  des  Zusammentreffens  mit  Erben  aus  der  zweiten 
und  dritten  Chisse. 

D.  Die  Hälfte  beti'ug  sie  bei  hloisser  Coucurrenz  mit 
beitenverwandten  der  vierten  Classe  bis  zum  sechsten 
Grade  einschliesslich,  während 

E.  wenn  nur  6citt'nv(.'r\\ .iiuito  des  siebenten  Grades 
oder  entfernterer  Grade  vorhanden  waren,  der  Nachlass 
dem  überlebenden  Ehegatten  ganz  zufallen  sollte.  Erb- 
folgemandat §§.  66  bis  69. 

III.  Das  Gesetzbuch  unterseheidet  «ich  in  Be- 
zi«*hung  auf  die  Normirung  der  gesetzlichen  Erbquoteu 
des  Ueberlebenden  von  dem  zeitherigen  Rechte  nur  darin, 
dass  der  überlebende  Ehegatte  schon  in  dem  Falle  oben 
unter  C.  die  Iliilfte  der  Verhissenschaft,  in  dem  Falle 
unter  D.  aber  diese  bereite  ganz  erhalten  soll  2052, 
2053  des  B.G.B.).*) 

Voraussetzung  fiir  den  Eintritt  des  Erbrechtes  ist  das 
Bestehen  einer  gültigen  oder  wenigstens  für  den  Ueber- 
lebenden als  matrimonium  putativum  inBetracht  kommende 
Ehe  (oben  §.  155  I.  b.).  Ueber  das  weitere  Erfordemiss 
des  älteren  Rechtes  in  dieser  Beziehung  ist  zu  vergleichen 
das  oben  im  Familienrechte  §.  138  }>< merkte.  Durch  das 
blosse  Vorhandensein  von  AnfecbtuDgs-  oder  »Scheidungs- 
giünden  wird  das  Erbrecht  natürlich  an  sich  nicht  aus* 


•*j  Die  Ducii  dem  Königl.  Suchbisclifii  KrblMl^n'jiiandate  in  den 
Thüringischen  Staaten  erlassenen,  bei  Heimbui  h,  Lebibuth  etc., 
§.  283  Noten  12  angeführten  ErbfolgLgesetze  waren  in  dieser 
Hinsicht  stt  Uunsten  der  aberlebendeu  Ehegatten  bereits  weiter  ge- 
gaugeu.  Heimbacb  s.  a.  O.  §.  244. 
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geschlossen.  J^ur  wenn  der  Erblasser  bereits  deshalb 
Klage  erhoben  und  das  Ehegericht  darauf  vergeblich  die 
Sühne  versucht  hatte,  soll  es  so  angesehen  werden,  als 
sei  die  richteriiclie  Trennung  der  Ehe  bereits  vor  dem 
Tode  des  Erblassers  ausgesprochen,  vorausgesetzt  dasa 
Diejenigen,  die  dem  ttbeiiebenden  Ehegatten  sein  Erbrecht 
darauf  hin  streitig  niaclu'ii  wollen,  den  Beweis  der  tbat« 
sächlichen  Kichtigkcit  des  iu  der  Efietreunuugbkiage  gel- 
tend gemachten  Aniechtungs-  oder  Scheidungsgnmdesy 
soweit  nöthig,  noch  erbringen  (§§  2054, 2055  des  B.G.B.). 
Trennung  von  Tisch  uud  Bett  hebt  nur  dann,  wenn  sie 
(bei  gemischten  Ehen,  oder  zwischen  Ehegatten,  welche 
der  katholischen  Kirche  angehören)  auf  Lebenszeit  aus- 
gesprochen wurde,  das  Erbrecht  des  Ueberlebenden  auf 
(§§.  1766  tf,  des  B.G.B.). 

§.  183.  m.  Ton  4er  Erbfolge  gewisser  dffentlMer  Anstalten. 

Mit  dem  im  vorigen  182.  Paragraphen  gedachten 

ehelichen  Erbreciite  kommt  seiner  Natur  nach  in  vielen 
Beziehungen  das  zu  Gunsten  gewisser  öffentlicher  An- 
stalten geordnete  Successionsrecht  überein.*)  Von  einem 
wirklich  hierher  gehörigen  gesetzlichen  Erbfolgerechte 
kann  jedoch  nur  in  folgenden  Fällen  die  Uedo  sein. 

I.  Im  Anschlüsse  an  eine  ältere  zu  Gunsten  der  erb- 
ländischen  Armenhäuser  getroffene  Bestimmung  —  Re« 
Script,  die  Direction  der  Zucht-  und  Arbeitshäuser  etc. 
ingleichen  den  Nachlass  der  in  alterbländischen  Armen- 
häusern versterbenden  Annen  etc.  betreif.,  vom  2.  Juni 
1779  ^  gestand  das  Erbfolgemandat  §§.  125  ff.  den  all- 
gemeinen Landes-Hei!-  und  Versorgungsaiistalten  (jeut 
laut  Bekaimtmachung  v  om  26.  September  1855  zu  Sonnen- 
stein bei  Pirna,  zu  Uubertusburg  und  zu  Colditz)  an  der 

*)  Nur  tritt  jenes  Erbfolgerecht  gleichzeitig  mit  allen  Arten  der 
Yerwandteuerbfolge  in  Concurrenz,  dieses  nur  mit  den  entfernteren. 
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Verlasseilschaft  der  in  dieselbe,  ^1'  i(  hviel  ob  ent-  oder 
unentgeltlich,  auigeuommeueu  Personen  ein  gesetzliches 
Erbrecht  insoweit  zu,  dass,  wenn  der  Erblasser  bereits 
vier  Jahre  und  darfiber  in  der  Anstalt  sich  befunden 
habe,  die  Hälfte,  bei  kürzerer  Dauer  seines  Aufenthaltes 
<iagegen  ein  Drittheii  seines  Nachlasses  der  betreticnden 
Anstalt  ,2ufalien  soll«  Vorausgesetzt  wird  jedoch  schon 
dort,  dass  die  Anstalt  nicht  mit  näheren  Seitenverwandten 
äIs  •  aus  der  vierten  Classe  concurrirt.  Daneben  blieb, 
wenn  die  Aufnaluue  des  zu  VerpÜegendeu  uueutgcltUch 
•oder  zu  einem  niedrigeren  als  dem  regulativm&ssigen 
^tze  erfolgt  war,  der  Anspruch  auf  Nachzahlung  des  Ver- 
pflegungsaufwandes an  den  Nachlass  ausdrücklich  vor- 
behalten. Das  bürgerliche  Gresetzbuch  fügt  noch  in 
•den  §§.  2057  ff.  den  Zusatz  bei,  dass  ein  Zusammen- 
treffen mit  dem  überlebenden  Ehegatten  ohne  Einfluss 
auf  (las  Erbrecht  der  gedachten  Anstalten  sein  .solle. 
Uebrigens  hat  unsere  Regierung  bereits  in  der  oben  er- 
wälinten  Bekanntmachung  von  1855  Beil.  A.  §.  37  imd 
Beil.  B.  §.  18  nach  Gehör  der  Stände  die  Erklärung  ab- 
gegeben,  dass  sie  riieksiehtlich  der  seit  dem  1,  October 
1855  in  die  Heilanstalt  zu  Sounenstein  und  iu  das  Laudes- 
krankenhaus zu  Hubertusbuig  aufgenommenen  Personen 
«uf  das  gedachte  Erbrecht  verzichte  und  die  Ausföhrungs- 
verordnung  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  vom  9.  Januar 
1865  §.  18.  iässt  es  auch  bei  dieser  Erklärung  (freilich 
nur  ausdrücklich  rücksichtlich  der  Heilanstalt  zu  Sonnen« 
stein)  bewenden. 

II.  Dasselbe  Vorrecht  wie  den  zu  I.  gedachten  Lan- 
defanstalten  ist  nach  der  Armenordnung  vom  22.  October 
1840,  §.  68  a.  E.,  auch  den  Ortsarmen-  Kranken- 
und  Waisenhäusern,  jedoch  nur  in  Ansehung  solcher 
darin  verstorbener  Personen  v(;riiehen,  welche  iu  die 
betreffende  Anstalt  unentgeltlich  aufgenommen,  werden 
mussten  (§.  2060  des  B.G.B.). 
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III.  Ausserdem  kam  schon  seit  älterer  Zeit  einer 
Anzahl  V e r surg ungsan stalten  anderer  Art,  z.  ß. 
städtiBchen  .KrankenbftuBemi  Hospitälern  u.  8.  f.  ein  glei- 
ches,, und  nach  Befinden  selbst  weiter  gehendes  Erbrecht 
vermöge  Privilegs,  Ortsstatiits  u.  s  t.  an  den  Nuchläüsea 
der  von  ihnen  bis  zu  ihrem  Tode  verpflegten  Personen 
zu.  Bei  den  auf  diese  Weise  begründeten  Erbrechten 
liess  es  zwar  das  Erhl(>lfi:('inandat  §.  129  bewenden,  ver- 
ordnete aber  zugleich  für  die  Zukunft,  dass  au  die  Ver-  . 
lassenschaft  neu  aufzunehmender  Personen  nur  unter  der 
Voraussetzung  ein  derartiges  Erbrecht  solle  geltend  ge- 
macht werden  können,  wenn  die  hetreüende  Person  bei 
ihrer  Aufnahme  entweder  selbst  oder  durch  ihre  Vertre- 
ter von  der  Bewandtniss  gehörig  unterrichtet,  und  ein 
gerichtliches  Protocoll  darüber  aufjüfenonimen  worden  sei.  *) 
Das  Gesetzbuch  schliesst  sich  dem  ^di  ichfalls  in  §.  20ÖÜ  an. 

Zusatz«  Von  diesen  Erbrechten  wohl  zu  unter- 
scheiden ist  der  bereits  durch  das  Mandat  vom  11.  April 
1772,  die  Versorgung  der  Armen  und  die  Abstellung  des 
Bettelwesens  betreff.,  allen  Hospitälern,  Armen-,  Waisen-, 
Zucht-  und  Arbeitshäusern  ausdrücklich  ertheilte  gesetz- 
lirhe  Anspruch  auf  unbedingte  TToherlassung  derjenigen 
Mobiiien  an  Wüsche,  Betten,  Kleidern  u.  s.  f.,  welche 
die  aufgenommenen  und  nachmals  in  der  Anstalt  ver- 
storbenen Personen  bei  ihrer  Aufnahme  in  dieselbe 'mit- 
gfbraehi  haben.  Die  Armenordnung  a.  a.  Ü.  erstreckt 
dieses  Voi  recht,  welches  sich  also  auch  bei  der  Concur- 
renz  mit  Erben  aus  den  drei  ersten  Classen  äussert 
auch  noch  auf  die  Correclionshäuser.-  Die  Bekanntma- 
chuDg  vom  26.  Sept.  1HÖ5  dagegen  enthält  auch  hier 
wegen  der  Heilanstalt  zu  Sonnenstein  und  des  Landes- 
krankenhauses zu  Hubertusburg  einen  Verzicht  desStaa» 
t(s  aui'  dieses  Hecht,  und  zwar  nicht  bloss  pro  futuro, 

*)  Es  nähert  sich  dieses  gesetzliche  Erbrecht  somit  dem  ver- 

tragsmassigen. 
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sondern  auch  wegen  der  bereits  vorher  in  die  betreffende 
Anstalt  aufgenommenen  Personen.' 

Capitel  IL    Von  der  Erbfolge  auf  Grund  letzt- 


williger  VerfUgui 


b 

Abtheiiung  L  Von  dem  einseitigen  letzten  Willen. 

1.  Unter-Abtheiluiig.  Von  der  Errichtung  ein- 
seitiger  letzter   Willen   im   Allgemeinen  und 

deren  Form. 

184.  Fttlilglteit  zu  einseitiger  letztwUltger  Verfügung. 

Den  Ausdruck  „letzter  Wille  biuiucht  das  Gesetz- 
buch als  technischen  lediglich  von  einseitigen  letztwilli- 
gen Verfugungen,  im  Gegensatze  also  zu  den  £rbver- 
trÄgen  (§.  2061  verb.  mit  §§.  2543  ,  2647  des  B.G.B.); 
tür  Verfügungen  der  ersteren  Art  unterscheidet  es  dage- 
gen nicht  weiter  zwischen  Testamenten  und  Codicillcn, 
stellt  vielmehr  die  einseitigen  letztwilligen  Verfügungen^ 
ni'of^e  in  ihnen  nun  eine  directe  Erbfolge  geordnet  sein 
oder  nicht  (resp.  Enterbung),  in  Rücksicht  der  Form 
ihrer  Errichtung,  sowie  der  Fähigkeit  hierzu  in  der  Re- 
gel unter  ganz  gleiche  Grundsätze. 
■  Anlaiii^^end  diese  Fälligkeit,  so  sind 

I.  die  meist  (II  positivrechtlichen  Beschränkungen, 
welche  sich  zum  Theile  noch  in  unserem  älteren  Sächsi- 
schen Rechte  erhalten  hatten,  jetzt  weggefallen:  so 
wurde 

a.  die  Testirunt^bigkeit  der  zum  Tode  verur- 
theilten  Verbrecher  bereits  durch  const.  6  pte.  Iii. 

mit  Auöiiahnie  des  jetzt  gleichfalls  nicht  mehr  piuktischen 
Falles ,  wenn  zugleich  auf  Vermögensconhscation  er- 
kannt worden  war,  beseitigt. 

b.  Nicht  minder  wurde  durch  const.  5  pte  III.  unter 

indirecter  Beseitigung  der  lür  Vergabungen  von  Todes- 
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wegen  berechneten  Voi-schriit  des  iSaciiscnspiegelB  (B.  1. 
'  Art.  52;  §.  2)  für  das  Testament  eines  Sterbenden  oder 
schwer  Kranken  nurnoeh  erfordert,  dass  er  noch  ver- 
ständlich farticulate)  sprecht^  könne,  und  über  seine 
Al>sicht  zu  testiren  gegen  die  zugezogeneu  Personen  sich 
bestimmt  erklärt  haben  müsse^  wie  de|in  auch  * 

e.  die  noch  in  das  Banqueroatirroandat  vom  20.  De- 
cember  1706,  2,  übei^oerangene  DcBtinnuiuig  des  ält».- 
ren  Rechtes,  wonach  überwiesene  Wucherer  t»'^tir- 
unflLhig  sein  sollten,  schon  seit  dem  Criminalgesetzbucbe 
von  1838,  welches  eine  selbständige  Strafe  der  In&mie 
nicht  mehr  kannte,  als  abuliit  zu  Ijctrachten  ist  (Hau- 
bold, Lehrb.  §.  335,  c).    Endlicli  sind 

d.  Hauskinder  als  solche  selbst  über  ihr  unfreies 
Vermögen  ohne  Genehmigung  ihres  Vaters  letEtwiUig  zu 
disponiren  befugt  (zu  vergleichen  oben  §.  162  nu.  2), 
Darnach  sind 

IL  nach  heutigem  Rechte  als  testiruniahig  nur 
noch  anzusehen: 

a.  Kinder  unter  14  Jahren  und  zwar  ohne  Un- 
terschied des  Geschlechtes  (Allg.  Vormundschaftsordauug 
Gap.  XIIL  §.  15  und  §.  2066  f.  des  B.G.B.),  und  xwar 
dergestalt,  dass  sie  selbst  unter  Concnrrens  ihrer  Vor- 
münder, Väter  u.  s.  f,  zur  Ictztwilligen  Verfügung  nicht 
fähig  werden; 

b.  Geisteskranke  und  sonst  WiUensonf^ihige. 
Wegen  der  in  lichten  Zwischenrftumen  2u  treffenden 
i'erfUgungen  ist  zu  vergleichen  das  oben  im  Allgemeinen 
Theile  §.  29,  Bd.  1.  8.  104  Gesagte  und  §.  2069  des  B.G.B.j 

c.  Gerichtlich  erklärte  Verschwender.  Hier- 
zu  ist  zu  vergleichen  das  oben  §.  175  unter  II.  bei  Ge- 
legenheit der  Vormuiitl^ehaft  Entwiekelte; 

d.  Taubstum m e,  dafern  sie  ihre  Gedanken  weder 
mündlich  noch  schiiftlich  verständlich  auszudrücken  ver- 
mögen (§.  2070  des  B.G.B.\  während^  soweit  dies  der 
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Fall  ist,  ebenso  wie  fiir  das  Testauieiit  des  bloss  Stuimiien 
oder  bloss  Tauben  oder  Blinden  nur  besondere  Fömiiich- 
keiten  fUr  die  Errichtung  des  letzten  Willens  geordnet 
sind  (zu  vergl.  unten  §.  187  und  §.  2071  des  B.G.B.). 

§.  185,  Von  der  äusseren  Form  der  Krrichtunsr»  I-  Vou  der 

ordentlitii  uu  Form. 

A.  Zeitheriges  Recht. 

Die  gemeinrechtlichen  Vorschriften  über  schriftliche 
oder  mündliche  Privattestamente  und  deren  ordentliche 
Form  bestanden  zwar  bei  uns  bis  zum  Inkrafttreten  des 

Gesetzbuches  noch  in  positivrechtlicher  Geltung,  indessen 
war  fast  auBSchliesslich  die  bequemere  Form  der  ge- 
richtlichen Testamentserrichtung  in  Gebrauch. 
Auf  Letztere  beziehen  sich  daher  auch  hauptsttch- 

lieh  die  particularrcchtliclieu  Abweichungen.  Vou  dieser 
gorichtiicheu  Testamentserrichtung.  gab  es  zwei  Modali- 
täten: 

1.  die,  dass  der  Testirer  seinen  letzten  Willen  vor 

Gcj'icht  zu  Protocoll  erklärte,  sugeuanntcs  testamentuui 
publicum  nuncupativum.  Hierbei  wai*  jedoch  die  nuncu- 
patio  testamenti  coram  judice  als  das  allein  Wesentliche^ 
und  die  Aufiiahroe  des  die  Willenserklärung  des  Testhrers 
beurkundenden  Frotocolles  keineswefj^os  als  unerläHslieiier 
buiennitätsact,  sondern  lediglich  als  die  Herstellung  eines, 
und  zwar  des  nächstliegenden  natürlichen  Beweismittels 
für  den  Inhalt  und  die  Authenticität  der  Willenserklä- 
rung  zti  betrachten.  Starl>  also  der  Testirer,  nachdejn 
er  seinen  letzten  Willen  vor  dem  Richter  zwar  vollstän- 
dig ausgesprochen  hatte;*^)  aber  vor  Abschluss  und  Vor- 
lesung des  ProtocoUeSy  oder  litt  dasselbe  sonst  an  einem 
detisen  Beweiskraft  beeinträchtigenden  Fonnfehler^  so 
wurde  dadurch  alieiu  die  Gültigkeit  des  Testamentes 


*i  Wochenblatt  ttkr  merkw.  Rechtsf,  Jahrgang         3.  112. 
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Bclbst  noch  nicht  alterirt;  vielmehr  blieb  immer  noch  die 
Möglichkeit,  den  Beweis  der  WiUenfldispontion  auf  an- 
derem Wege  herzustellen. 

2.  Die  andere,  eben  so  oft  vorkoiiimcude  Modalität 
war  die  Niederlegung  des  vorher  auaeergerichtlich  nieder- 
geschriebenen letzten  Willens  in  Gerichtshand.    Der  ge- 
wöhnliche Verlauf  hierbei,  dessen  Einhaltung  das  Rescript. 
der  vormaligen  Landesregierung  vom  2^.  Oct.  1791  den 
(iorichten  empfahl ,  war  der,  dass  der  Testator  den 
schriftlichen  Au^tz  in  einem  verBiegelten  mit  der  von 
ihm  unterschriebenen  Aufschrift  „hierin  ist  mein  letzter 
Wille'^  versehenen  Couvert  dem  Gerichte  übergab  und 
dass  sodann  das  Gericht  das  über,  die  Uebergabe  und 
die  Hecognition  der  Aufschrift,  sowie  des  Siegels  aufeu- 
m»hmeiule  Protocoll  sofort  auf  das  Couvert  selbst  brachte, 
auch   beglaubigte  Abschrift  dieser  Ivcgistratur  zu  dtm 
allgemeinen  Gerichtsprotocolle  nahm.   Indessen  war  von 
alledem  für  die  Legalität  des  Testirungsactes  nur  das 
wesentlich,  dass  der  Testirer  in  Person  den  schriftlichen 
Aufsatz  mit  der  Erklärung;  derselbe  enthalte  seineu  letz- 
ten Willen-,  zur  Legalisirung,  beziehentlich  zur  Aufbe- 
wahrung übergab  (deshalb  gerichtliche  Insinuation),  und 
namentlich  hing  die  Gültigkeit  der  Testamentserrichtung 
auch  hier  iii*  hi  von  der  Protocollsaufnahmc  ab. 

3.  Beide  Modalitäten  (1  und  2}  hatten  zu  ihrer  ge- 
meinsamen Voraussetzung  die  für  die  Rechtsbeständig- 
keit  des  Testaments  entscheidende  solenne  Mitwirkung 
des  Gerichtes.  Hierbei  waren  aber  dem  Testirer  wieder 
zwei  Wege  zur  Wahl  gestellt: -er  konnte  nämlich: 

a.  sich  selbst  in  Person  an  Gerichtsstelle  begeben 
und  seinen  letzton  Willen  dort  aussprechen,  resp.  schrift- 
lich uberreichen,  oder  er  konnte  dies 

b.  in 'einer  Privatwohnung  (nicht  nothwondig  seiner 
eigenen)  tfaun,  und  sich  zu  diesem  Behufe  die  Abordnung 
einer  Gerichtsdeputation  dahin  erbitten. 
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Die  einBchlagenden  Landesgesetze  sind  nächst  dar 
weniger  wichtigen  auf  beide  Modalitäten  bezüglichen  const 
3  pte.  III.  hauptsächlich  die  deciss.  45  und  73  von  lüGl 
und  dir'  (lec.  8  von  1746,  von  denen  die  erstere  ^  ri 
dem  Falle  unter  a.  die  beiden  letzteren  von  dem  Falle 
unter  b.  handelten. 

Zu  a.  Hier  war  der  Regel  nach  bei  königlichen  Gc- 
tichtcn  die  Gegenwart  des  lüchters  und  des  Actuars  er- 
forderlich, die  Zuziehung  von  mindestens  einem  Gerichts- 
Schoppen  aber  nur  dann  nöthig^  wenn  die  Function  des 
Kichters  und  des  Actuars  in  einer  Person  verbanden 
war.  Bei  dringender  Todesgefahr  des  Testators  sollte 
sogar,  wenn  der  Actuar  nicht  sofort  zu  erlangen  war, 
für  die  Uebergabe  eines  vorher  aufgesetzten  schriftlichen 
Testamentes  auch  schon  die  alleinige  Gegenwart  des 
Kichters  genügen,  welcher  jedoch  dann  das  Yorhanden- 
aein  der  Ge&br  im  Verzuge  ausdrücklich  zu  attestiren 
hatte.  Ebenso  war  bei  Patrimonialgenchten  auf  dem 
Lande  die  Gegenwart  des  Rieht  erb  und  des  Actuars,  d. 
h.  nach  damaliger  Gerichtssprache  des  Gerichtsherrn  und 
des  Gerichtsverwalters  oder  die  des  Letzteren  und  eines 
Gerichtsbeisitzers  ausreichend.  In  dem  Falle  der  oben 
gedachten  Gefahr  aber  genügte  auch  hier  schon  die  Con- 
currcnz  des  Gerichtsverwalters  allein. 

Zu  b.  hatte  die  abzuordnende  Deputation  der  Regel 
nach  mindestens  aus  dem  Richter,  dem  Actuar  und  einem 
Schoppen  oder  aus  dorn  Actuar  und  zwei  Gerichtsschop- 
pen zu  bestehen.  Vereinigte  aber  der  Actuar  zugleich 
die  richterliche  Function  in  sich,  so  genügte  auch  schon 
^  die  Zuziehung  eines  einzigen  Schoppen. 

AU  couipetent  hatte  schon  zeither  in  beiden  Fällen  der 
Regel  nach  jedes  zur  Vornahme  von  Acten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  ermächtigte  inländische  Gericht  erster  In- 
stanz zu  gelten.  Früherhin  waren  sogar  auch  die  höheren 
Laudesgerichte  in  dieser  Beziehung  zuötäudig.  Das  B-Ge- 
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eetZf  die  bciheren  Justizbehörden  etc.  betreff,,  vom  2^  Ja- 
nuar  1835^  §.  5  bestimmte  aber  rUcksiebtlich  der  Be- 

zirkijappellationsj^erichte,  dass  diese-  nur  hinsit  htlich  der- 
jenip^pTi  Personen,  die  in  erster  Instanz  bei  ihnen  Hecht 
zu  leiden  haben,  Testamentsbehörden  sein  können.  Sonst 
ist  eft  jedoch  nicht  erforderlich,  dass  die  Testamentsbe- 
luirde  zugleich  die  ordentliche  Behörde  des  Testatoiö  sei. 
Uerselbe  kann  sich  vielmelir  in  einen  fremden  Gerichts- 
sprenget  begeben,  ja  sogar  sich  ein  fremdes  Gericht 
in  eine  ausserhalb  dessen  Gerichtssprcngelß  gelegene 
Wohnung  erbitten.  Die  ftir  diesen  Fall  dem  reqiiiririen 
Hichter  nach  Vorschrift  der  dec.  8  von  1746  in  der  Ke- 
gel zur  Ptficht  gemachte  Anzeige  an  denjenigen  Richter, 
in  dessen  Sprengel  er  expedirte,.  ist  nur  reglementRrer 
Natur,  beziehentlich  f\\r  das  bportt^iinteressc  zur  Zeil  des 
JSeAteliens  der  Patrimonialgerichtsbarkeit  von  Wichtigkeit 
gewesen.  Wenn  sie  vernachlässigt  wnrde,  blieb  trotzdem 
das  Testament  gültig.  Auch  cessirte  diese  Vorschrift  der 
I)ecisi«>ii  gänzlich  im  Verhältnisse  derjenigen  mehreren  Ge- 
richte zu  einander,  die  an  demselben  Orte  ihren  »Sitz 
haben. 

186.  B.  Jetslfes  Iteeht. 

1.  In  Bezug  auf  die  gericiii liehe  Errichtung  eine» 
letzten  WilleuK  weicht  das  Oesetz  buch  von  miserem  zeit- 
herigen  Rechte  nur  insofern  ab,  als  es 

a.  in  alh  n  Fülh  n,  also  auch  in  Nothtallen,  währ»*nd 
der  ganzen  Dauer  der  Gerichtsverhandlung  die  Anwesen- 
heit von  mindestens  zwei  Geriohtsilersonen,  und  zwar  ent- 
weder des  Richters  und  Protocollfuhrers,  oder  wenn  beide 
Finictioin'n  vereinigt  sind,  noch  einer  IJrkuudspeison  er- 
fordert (s:^^.  2(>yiJ  des  H  O.Ij.),  Ferner  ist  nunmehr 

b.  bei  den  mündlich  zu  Protocoll  erklärten  letzten 
Willen  nicht  bloss  die  Protocollaufnahme ,  sondern  auch 
die  Wietier  Vorlesung  des  Pn^tocoUes,  dessen  Aiitunterschritt 


Digitized  by  Google 


TestADients^rrichtuog  nach  frühe  rem  uiid  jetzigem  Rechte.  175 


durch  den  Erblasser  und  die  Attestirung  dieser  Umstände 
oder  die  Attestirung  der  einer  MitunterzeichnnDg  des  Erb- 
laasers  etwa  entgegenstehenden  Behinderungsursachen  im 
Protocolie  selbst  zum  wesentlichen  Formert'urdernisse  er- 
hoben (§.  2094  lies  li.U.ß.).  ■ 

c.  Bei  dem  überreichten  schriftlichen  letzten  Willen 
dagegen  «wird  ausser  der  von  der  erforderlichen  Erklärung 
bepfleiteten  Ucbergabe  der  Urkunde  in  Geriehtshand  auch 
noch  die  Verschlies«jung  der  Urkunde  mit  dem  Genclits- 
siegel  und  die  Aufnfthme  eines  diese  Vorgänge  bestätigen- 
den Protocolles  verlangt  (§§.  2066,  2097  des  B.G.B.). 

d.  Für  alle  diese  Fälle  wird  übrigens  durch  die  Ver- 
ordnung, die  Zuziehung  einer  Urkundsjierson  bei  gericht- 
licher Errichtung  eines  ietasteii  Willens  betreffend,  vom 
22.  Februar  1865  erläuternd  auHges{)rochen ,  dass  man 
unter  den  hierbei  nach  Befinden  zuzuziehenden  Urkunds- 
personen sich  nicht  besonders  zu  diesem  Zwecke  ver- 
pflichtete Personen,  sondern  die  früheren  Gerichtsbeisitzer 

,  (resp.  Gerichtsschöppen)  zu  denken  habe. 

II.  Hinsichtlicli  der  au sserge  ri  cht  1  i ch  en  letzten 
Wilienserrichimig,  ho  reducirt  das  (iesetzbueh  tiir  alle  t  ju- 
seitige  letzte  Willen  die  zu  beobachtenden  8olennitäten 
im  Wesentlichen  auf  die  Rdmischrechtliche  Codicillarform 
insofern ,  als  es  in  der  Kegel  hierbei  fünf  Zeugen  schon 
für  ausreichend  erklärt.  Wesentlich  ist  dabei  ausser  der 
gleichzeitigen  und  ununterbrochenen  Anwesenheit  der  vor- 
her besonders  aufgeforderten,  gehörig  beföhtgten  Zeugen 
(§§.  2101,  2102  des  B.O.H.M 

a.  beim  sehrittlich  zu  errichtenden  letzten  Willen  die 
Erklärung  des  Testirers  coram  testibus:  dass  die  vorzu- 
legende Urkunde  seinen  letzten  Willen  enthalte;  sodann 
die  llnterz<^ichnuug  derselben  sf^iten  do^  Testators  in  Ge- 
genwart der  Zeugen,  .s(»wie  die  Unterzeichnung  durch  die 
Zeugen  selbst  mit  Beisetzung  ihrer  Qualität  als  solcher. 
Weder  IJntersiegelung  noch  Versiegelung  der  Urkunde 
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durch  den  Testator  oder  durch  die  Zeuj^en  wird  geg»  u- 
wärtig  noch  erfordert  Andererfieits  giebt  aber  auch  das 
sogenannte  testamentum  holographuiu  gegenwärtig  keinen 
BefreiungBgrund  riicksichtlich  der  jetzt  Bclileeliterdiuj^j 
nothwendigeii  unterscltriftlielien  Vollziehung  der  Te^ta* 
mentsurkunde  durch  den  Testator  weiter  ab. 

b.  Bei  den  mündlich  zu  errichtenden  letzten  WiUen 
ist  nur  noch  die  vollständige  Ausspraciio  der  Willenser- 
klärung des  Testators  vor  den  Zeugen  wesentlich. 

c.  Auch  dem  Notare  ist  zwar  nach  §.  2108  des  B.G.B. 
die  Errichtung  letzter  Willen  vor  sich  vollziehen  zu  lassen 
und  dabei  uiitzuwirkeu ,  nach  wie  vor  gestattet.  Jedoch 
sind  dergleichen  VerilUgungen  nach  §.  93  der  insoweit 
maassgebenden  Notariatsordnung  vom  ß.  Juni  1859  gleich- 
falls an  die  Solennitäten  der  aussergerichtÜchen  letzten 
Wiiienserric'lituDg  gebunden,  nur  dass  der  Notar  und  die 
beiden  Notariatszeugen  in  die  Zahl  der  Testamentszeugeii 
mit  eingerechnet  werden  dürfen,  und  dass  hier  zum  Ab- 
schlüsse des  Testamentsactes  auch  noch  der  Abschluss 
des  darüber  aul/unehmenden  NotariatöprotokoUes  gehurt 
(§.  2108  des  B.G.B.  Schlussworte). 

III.  Von  beiden  Formen,  dem  gerichtlichen  wie  dem 
aussergerichtlicheii  letzten  Willen,  gilt  noch  das  Gemeiu- 
schaftliclie : 

a.  dass  bei  schriftlicher  letztwilliger  Verfügung  die 
von  dem  Erblasser  oder  in  seinem  Auftrage  durch  einen 

Dritten  aulii<'setzte  Urkunde  zwar  in  fremder  iScliritt  und 
Sprache,  aber  nicht  unter  Anwendung  von  Zeichenschrift 

*)  Ganz  unzutreffend  zählen  die  specieUen  Motiven  S.  ö9ö  xa 
§.  2130  des  Entwurfes  (unter  no.  3)  und  iiadi  ihnen  Siebenhaar, 
Comnirntar  III.  S.  zu  §.  2090  des  B.G.B,  auch  die  Stenographie 
zur  Katetiorii'  der  Zeichenschrift.  Die  Stenographic,  und  vor  Allen 
düs  im  Küui;:reiohe  S;irh?en  vo^zill^i^^v^>ise  gepflegte  Gabelbl)urger'sche 
System  dersellien.  ist  lickaiintlirli  in  nicht  gerinL'on'in  (.  lailt^  als  die 
umständlichere  (Jurreutacliritt  enu'  wirkliche  lUu Iistabenschrift  (zu 
vergl.  auch  Laoim  iu  der  Zeitsciu'itt  t.  ilechtsptiege      F.  XXVlü. 
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abgefasst  sein  darf  {§§.  2096,  2104  Schlusswuite  d.  B.(i.]i). 

b.  dass  die.  Errichtung  von  dem  ErbhiJ^ser  nur  in 
Person  bewirkt  werden  kann  (§.  2064  des  B.G.B.)^  wo* 
durch  die  abweichende  Ansicht  namentlich  auch  mehrerer 
älterer  Sächsischer  Rechtslehrer,  die  wenigstens  für  das 
teatamentum  judiciale  das  Gegentheil  behaupteten  (siehe 
die  bei  CurtiuB  Handbuch  Th.  II.  Abth.  2.  S.  20,  §.  654 
Note  a  aufgeführten  Schriftsteller) ,  reprobirt  wird.  Nicht 
zu  verwechseln  ist  hiermit  die  Zuziehung  eines  verptiich- 
teten  Dollmetscbers,  die  fUr  Fälle  gerichtlicher  Errich- 
tung des  letzten  Willens ,  dafern  der  Testirer  der  Deut- 
schen Sprache  nicht  mächtig  ist,  in  §.  2099  des  ß.G.B. 
allerdings  nachfj^elassen  wird,  während  fUr  auasergericht- 
liche  nach  §.2106  des  B.G.B.  selbst  diese  Art  von  Mit- 
telspersonen als  ausgeschlossen  betrachtet  werden  muss. 

f.  187.  Fortsetsuig*  IL  Die  aasserertaitllehcn  F^nma 

der  letiten  Willen« 

Dieselben  bestehen  entweder: 

A.  in  einer  gewissen  Erschwerung  der  Form,  die 


8.  205  ff.«  besonders  S.  312  a  S.  217  ff.),  fiült  also  ihrem  Begriffe 
nach  80  wenig  wie  jene  unter  das  Niditigkeitspräjudiz  der  $§.  2096 
und  2104  des  B.G.B.  Dass  ein  Theil  des  Publicums  der  Stenographie 
nicht  mächtig  ist,  könnte  höchstens  Veranlassung  bieten,  stun  Ver- 
ständnisse eines  in  Stenographie  verfassten  letzten  Willens  in  strei- 
tigen Fällen  sachverständige  Lectoren  zu  adhibiren.  War  die  Ver- 
werfung der  Stenographie  vom  Entwürfe  des  Gesetzbuches  zwar  be- 
absichtigt, ohne  dass  jedoch  die  in  den  raehrerwähntcn  Paragraphen 
gebrauchten  Worte  dem  Sinne,  welcher  liat  ausgedrückt  werden  sollen, 
entsprechen,  so  kann  auch  das  nicht  gelten,  was  der  Gesetzgeber 
hat  sagen  wollen,  weil  er  es  eben  nicht  crcsagt  hat  ^Wind- 
scheid,  Lehrb.  drr  I*andecten  I.  S.  b'X).  Ihn  so  viel  weiii<rer,  wo 
die  mit  den  Gi^(  izesworten  laut  der  Muiiven  verluindenc ,  jedoch 
mit  ihnen  unvereiainire  Deutung  zunächst  nur  auf  einer  bloss  irrthüm- 
lichen  Vorstellung  und  zwar  nur  des  eiui  ii  Gesetzgebungsfactors 
beruht,  übrigens  auch  mit  den  bei  Beurtheilung  letzter  Willen  gel- 
tenden Grundsätzen  der  215.'j  uiul  2158  des  H.G.B.  (1.  lü  D.  de 
reg.  jur.  L ,  17)  in  uuuothigem  Widerspruche  steht. 

II.  12 
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ihren  Grund  in  einem  besondere  Garantien  fordemdeo 

körperlichen  Gebrechen  oder  sonstigen  Klange  1  des  Erb- 
lassers hat.    Dies  gilt 

1.  von  dem  des  Schreibens  Unkundigen,  der 
wenn  er  schriftlich  aussergerichtlich  verfugen  will,  einen 
sechsten  Zeugen  zuziehen  muss,  der  wie  der  octavus  sub- 
scriptor  des  Römischen  Hechtes  für  ihn,  und  zwar  mit 
dem  ausdrücklichen  Beisatze :  dass  er  es  anstatt  des  Erb- 
lassers thuc,  unterzeichnen  uuiss  (§.  2104  des  B.Ct.B.): 

2.  bei  dem  letzten  Willen  eines  Blinden,  Tauben, 
Stummen^  resp.  Taubstummen,  insofern  dergleichen 
Personen  insgesamrat  nur  auf  gerichtliche  Willenserrich- 
tung beschränkt  sind  (§.  2071  des  B.G.B,).  Abgesehen 
hiervon  ist 

a.  bei  dem  Testamente  des  Blinden  eine  besondere 

Solennitiit  nicht  weiter  vorgescfirieben .  und  namentlich 
bedarl  es  bei  dem  testamontum  judici  oblatum  einer  Wie- 
dervorlesung der  überreichten  Testamentsurkunde  an  de|i 
Blinden  ebensowenig,  wie  nach  zeitherigem  Rechte  (Allg. 
Vurinundscliaftbordnung  Cm]).  XXIV.  §.7  —  Lungenn  und 
Kori,  Erört.  Th,  II.  S.  2(i4  ff.  der  neueren  Aufl.  XXVI, 
£rört.;  Kori,  Erört.  III.  Vorrede  S.  XII.; 

b.  bei  dera  Tauben  hat,  falls  er  sich  der  mündlichen 
Errichtungsform  bedient,  au  die  Öteile  der  Vorlesung  de* 
ProtocolU  die  Vorlegung  desselben  an  den  Testirer  zum 
Durchlesen  zu  treten  (§.  2095  des  B.G.B.),  weshalb  er, 
wenn  er  auch  des  Lesens  nicht  mächtig  sein  sollte,  ledig- 
lich auf  die  Form  des  testamentum  judici  oblatum  be- 
schränkt erscheint. 

c.  Letzteres  ist  auch  bei  Stummen  unbedingt  der 
Fall,  und  zwar  haben  diese  die  hier  uötbigc  Ueberrei- 
chungserklärung  entweder,  falls  sie  schreiben  können,  per- 
sönlich bei  Gericht  niederzuschreiben,  oder  durch  eine 
geschworene  Vertraue nsperson  abgeben  zu  lassen  (§.  2Uü8 
verb.  m.  §,  2071  des  B.G.B.). 
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d.  Der  Tau  1)3 1 uro me  dagegen,  soweit  vr  nach  dem 
Obenbemerkten  überhaupt  als  teatirfähig  gehen  kaim 
(oben  §.  184  unter  d),  isti  jenachdem  er  zu  achreiben  und  Ge- 
schriebenes zu  lesen  versteht,  oder  sich  wenigstens  gegen 
eine  von  ihm  mitzubringende  geschworene  Vertrauens- 
person verständlich  zu  machen  vermag,  nicht  schlechter- 
dings an  die  soeben  (unter  c.)  gedachte  Form  gebunden^ 
sondern  darf  sich  nach  Befinden  auch  der  mündlichen 
Errichtungsforni  unter  Vermittelung  seiner  Vertrauens- 
person  bedienen  (§.  2070  des  B.GJB*).  Wegen  der  Qua- 
lification  einer  solchen  Vertrauensperson  hier  wie  in  dem 
Falle  unter  c  ist  zu  vergleichen  Notanatsordnung  von 
1859,  §.  42.  — 

B.  Ausnahmsweise  Formerleichterungen  treten  nach 
dem  Gesetzbuche  ein: 

1.  für  Orte,  wo  eine  ansteckende  Krankheit 
epidemisch  auftritt  (sogenanntes  testamentuni  pestis  tem- 
pore conditum),  insofern  in  dem  Falle,  wenn  der  Erblasser 
selbst  oder  doch  Jemand  in  seinem  Hause  an  der  betreffen- 
den Krankheit  darniederliegt,  schon  drei  Zeugen  genügen 
Süllen,  die  nicht  einmal  die  besonderen  Eigenschaften  der 
Solennitätszeugen,  sondern  nur  die  gewöhnlicher  Beweis - 
zeugen  *)  zu  haben  brauchen  (§.  2113  des  B.GJB.)>  Das- 
selbe bestimmte  im  Wesentlichen  schon  const.  4  pte.  III., 
der  zufolge  in  Nothiällen  sogar  schon  zwei  Zeugen  hinrei- 
chen sollten; 

2.  für  das  sogenannte  testamentum  parentum  inter 

liberos.  Demselben  wird  in  §.  2115  des  B.G.B,  insofern 
sogar  noch  eine  grössere  Ausdclmung  als  nach  gemeinem 
Kechte  g^eben,  als  darnach  die  in  einem  solchen  un- 
feierlichen  letzten  Willen  zu  treffenden  Verfügungen  nicht 

bloss  auf  die  Descendenz  des  Erblassers  (vorausgesetzt, 
dass  sie  ohnehin  zur  gesetzlichen  Erbfolge  berechtigt  gc- 

*)  Ausnahmsweise  sind  hier  daher  aacb  fVaueuspersonea  und 
ddesfiUiige  Uindexjfthrige  sulftssig  (vergl.  mit  §.  2l0ä  des  B.a.B.). 
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Wesen  wäre)  beschränkt  bleiben,  sondern  auch  zugleidi 
auf  dessen,  überlebenden  £hegatten  sich  beziehen  können. 
Indessen  kennt  das  Gesetzbuch  nur  noch  eine  schriftliche 
privilegirte  I- ühu  dieser  Art ;  und  zwar  ihil^s  der  betreflfende 
schriftliche  Aui&atz  von  dem  Testii  er  eigenbändig  ge-  und 
unterschrieben  und  neben  der  Aufführung  des  Honoriiten 
mit  seinem  Familiennamen  und  mindestens  einem  Vor- 
niimen,  auch  der  Erbtheil  oder  die  Suniine^  die  zugewen- 
det werden  soll,  mit  Worten  ausgeschrieben  sein.  Auch 
ist  hier  die  Datirung  und  die  Angabe  des  Ortes  ,  der  £^ 
richtung  des  AufSsatzes  (im  Gegensatze  zu  dem  gewöbn- 
Hohen  schriftiicheu  letzten  \\  illt;n)  wesentlich.  Eine  blosse 
sogenannte  divisio  parentum  int  er  liberos  wird  dagej^en 
von  dem  Gesetzbuche  nicht  mehr  besonders  untersehiedes. 

3.  Ein  nash  bisherigem  Rechte  für  die  in  herrscbsA- 
liehen  Verrichtungen  ausser  Landes  befindlichen  Hof- 
ofHcianten  durch  das  Regulativ  vom  11.  März  und  dsxa 
gehöriges  Bescript  vom  22.  Mftrz  1786,  in  Ansehung  der 
Cognition  der  HofKmter  etc.  betreff.,  §.  9^  eingeführter 
weiterer  privilegirter  Testirungsmodus  (zu  vergl.  Haubold, 
Lehrbuch  §.  337,  Zusatz  4)  ist  ebenso  wie  das  Römisch- 
rechtliche  testamentum  rusticum  .und  das  testamentum  ifi 
pias  causas  im  Gesetzbuche  stillschweigend  beseitigt. 

§.  18S.  Fortsetzung.  Ton  den  MiUUlrtestanienten  insbesondeit. 

Während  unsere  heutigen  Soldatentestamente  betreff» 
ihres  Inhalts  mit  den  der  Civilpersoneu  bekanntlich  unter 
ganz  gleichen  Grundsätzen  stehen,  konmien  ihnen  dock 
rücksichtlich  der  Form  ihrer  Errichtung  gewisse  Exem- 
tionen zu  Statten.  Man  kann  hier  insoweit  wieder  zwischeD 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  MilitärtestamentfU 
unterscheiden,  wobei  man  jedoch  gleichmässig  unter  den 
als  Emchter  in  Betracht  kommenden  Militärpersonen  übe^ 
huupt  öülcho  Personen   sich   zu  denken  hat,   die  uach 
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Maassgabe  der  Militärstrafgerichtsordnung  vom  4.  Novem- 
ber 1867  §.  18  verb.  mit  §.  1  (Ges.  tt.  Verordnungsbl. 

f.  d.  Kön.  Sachseu  S.  405  ti.;  lu  Kriegszeiten  dun  Alilitär- 
straigerichtsötaud  haben. 

A.  AU  ordentliches  Militärtestament  lassen  sich  die* 
jenigen  letstwilligen  Verfugungen  der  Militärpersonen  be- 
zeichnen, welche  dieselben  ixiiuz  nach  den  gewühulichen 
Formen,  jedoch  vor  dem  ausnahmsweise  zuständigen  Mili- 
tfii|^erichte  errichten.  Das  8inguiäre  derselben  besteht 
also  hier  nur  darin,  dass  obwohl  den  Militiirgerichten  die 
burgerliclie  Gerichtsbarkeit  einschliesslich  der  freiwillip^en 
seit  Veroniuiing  vom  4.  December  1867,  den  Gerichts^ 
Stand  der  Miiitärpersonen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  etc. 
betreff.  (Ges.  u.  VerordbL  f.  d.  Kön.  Sachsen  S.  560  ff,), 
an  sich  entzogen  ist,  dennoch  den  Auditeuren  solcher 
Truppen,  welche  sich  im  Aaslande  befinden,  oder  nach 
geschehener  Mobilmachung  ihre  Standquartiere  verlassen 
haben,  die  Eigenschaft  von  Testamentsbehörden  rücksicht- 
lieh  der  zu  dem  gedachten  Truppenthcile  gehörigen  Per- 
sonen aui'  die  Dauer  jenes  Ausnahmezustandes  wieder 
beigelegt  worden  ist  (angezogene  Verordnung  §§.  33,  34 
yerb.  mit  §.  32  derselben).  FHic  unser  seitheriges  Recht 
ist  zu  vcrgl.  Gesetz,  die  Äliiitärgerichtsverlasöiin^'  betreff., 
vom  23.  April  1862  §.  53  verb.  mit  §.61.  Selbstverständ- 
lich ist  für  solche  Militärpersonen  hiermit  nicht  die  Füg- 
lichkeit  negirt,  ihren  letzten  Willen  auch  während  der 
Jjauer  jenes  Zustande»  vor  einer  beliebigen  andern,  nur 
sonst  competenten  TestanientsbehÖrde  zu  errichten. 

B.  Die  ausserordentlichen  oder  priyilegirten  militäri* 
sehen  Testamente  dagegen  sind  solche,  welche  von  Miii- 
tärpersonen der  gedachten  Art  je  nach  Umständen  unter 
gewissen  erleichterten  Formen  errichtet  werden  können. 
Hierftur  kommen  theils  die  Bestimmungen  in  §§.  2109^ 
2112  des  B.G.B.,  theils  die  §§  38-45  der  Verordnung 
vom  4.  Dccbr.  1867  in  Betracht 
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Darnach  stehen  jetzt  t'^) 

1.  in  Rriegszeiten  oder  während  eines  Belager- 
ungszustandes für  die  genanutcii  Miiitäi-personen  foigeude 
Formen  ziu'  Wahl:  , 

a.  entweder  Testirung  vor  dreiZeugen^  wenn  darun- 
ter wenigstens  ein  Officier  oder  Unterofficier  oder  ein 
(licscm  dem  Kaiige  nach  gleichstehender  Militärbeamter 
sich  betiudet  (§.  2109  des  B.G.B.); 

b.  Testirung  in  Form  eines  von  dem  Erblasser  eigen- 
händig ge-  und  unterschriebenen  Aufsatzes,  oder 

c.  in  Form  einer  von  dem  Erblasser  eigenhäiidip: 
unterschriebenen  und  von  zwei  Zeugen  oder  einem  Audi- 
teur  oder  Officier  mitvollzogenen  Urkunde; 

d.  Aufnahme  einer  schrü^lichen  Verhandlung  Über  die 
niündliche  Erklärung  des  Testators  Seiten  eines  Audi- 
teurs  oder  Officiers  unter  Zuziehung  zweier  Zeugen  oder 
eines  zweiten  Auditeurs  oder  Officiers,  ohne  dass  Zeugen 
und  Officiere  hier  als  Urkundspemnen  verpfliditet  zn 
seiji  brauchen; 

e.  bei  verwundeten  und  kranken  Militärpei^sonen 
noch  mit  der  weiteren  Erleichterung,  dass  in  dea  Fällen 
unter  c.  und  d.  die  Stelle  der  Auditeure  und  Officiere 
auch  durch  Militärärzte,  liöherc  Lazarethbeamte  oder 
Militäigeistliche  vertreten  werden  kann.  Ueher  den  Be- 
ginn der  mit  dem  Ausdrucke:  „BLriegszeiten^'  oder  „Be- 
lagerungj<zustand^'  jingedeuteten  Stadien  ist  zu  verg-l.  §. 
21.10  des  B.G.B,  und  §.  2ü  der  Verordnung  vom  4.  i>e- 
cember  1867. 

2.  Während  eines  Treffens  dagegen  oder  ffir 


*)  Vergleicht  man  die  von  dea  kricgftUirendea  KAmem  getroffenen 
einfachen  Bestimmungen  über  das  Soldatentestament  (Arndts.  Lekr- 
buch  §.  487  unter  1)  mit  dem  complicirten  Mechanismus  der  nach- 
folgenden Lehre,  so  wird  man  zu  der  üeberzeugnng  gelangen,  dass 
unser  heutiges,  Tom  bürgerlichen  Gesetzbuche  etc.  geschaffenes  Becht 
in  diesem  Punkte  an  Hypertrophie  leidet. 
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» 

.  die  in  emem  solchen  Verwundeten  und  noch  nicht  in  dem 

La  zareth  untergebrachten  Militärpersonen  p^eniigt  schon 
eine  einfache,  gegen  irgend  eine  Persun  mündlich  abge- 
gebene oder  jede  schriftliche  mit  dem  bioBsen  Familien- 
namen eigenhändig  unterzeichnete  Willenserklärung  des    .  v 

Testators  (§.  2112  des  B.G.B.)- 

2.  Unterabtheilung:  Von  dem  Inhalte  der  letz- 
ten Willen. 

* 

§.  180.  Von  der  Person  des  darin  Bedachten. 

£b  handelt  sich  hier  im  Wesentlichen  um  die  beiden 
Fragen: 

I.  Wer  kann  in  einem  letzten  Willen  bedacht  wer- 
den? und 

IL  Wie  hat  die  Benennung  des  zu  Honorirenden  zu 
erfolgen? 

Zu  I.  Die  Fähigkeit,  in  einem  letzten  Wil- 
len bedacht  zu  werden,  richtet  sich  zunächst  nach 
den  oben  §.  179  zu  B.  a.  £.  gedachten  allgemeinen 

Grundsätzen. 

Indessen  gilt 

a.  von  der  firbeinsetzung  einer  juristischen  Person 
das  Besondere,  dass  dieselbe  zur  Zeit  des  Todes  des 

Erblassers  noch  nicht  existirt  zu  haben  braucht,  viehnehr 
auch  eine  künftig  erst  entstehende  juristische  Person, 
dafern  sie  nur  später  wirklich  die  erforderliche  staatliche 
Anerkennung  erlangt,  gültiger  Weise  zum  Erben  einge- 
setzt werden  kann  (§.  2074  des  B.G.B.),  ein  Satz,  den 
wir  in  Sachsen  ui  Ansehung  der  milden  btittuugen  schon 
früher  in  §§.  15,  16  des  Mandats  über  die  EröfEhung 
und  Bekanntmachung  der  gerichtlich  erklärten  oder  nie- 
dergelegten letzten  Willen  vom  30.  October  1826  ausge- 
drückt finden  dürften. 

Unter  jener  staatlichen  Anerkennung  hat  man  übri- 
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gens  jetzt  seit  dem  Gesetze,  die  juristischeu  Personen  ht- 
treff.,  vom  15.  Juni  1868,  rücksicbtlich  der  dauerudeo 
kirchlichen  9  müdthätigen  oder  gemeinnützigen  Zwecken 
gewitlineten  Stiftungen  und  Anstalten  die  einfache  Ge- 
nehmigung der  jStittung  oder  Anstalt  und  ihres  Zweckes 
durch  die  competente  Verwaltungsbehörde,  rücksichtUch 
der  Aiistalten,  Stiftungen  oder  Vermögen smassen,  welche 
anderen  Zwecken  dienen,  dagegen  die  ausdrückliche  An- 
erkennung derselben  als  juristische  Personen  selten  der 
gedachten  Behörde  und  rücksicbtlich  der  Personenver- 
eine endlich  den  amtlichen  Eintrag  derselben  in  das  §. 
70  des  Gesetzes  vorgeschriebene  Genossenschaftsregister 
zu  verstehen. 

Abgesehen  hiervon  werden  aber  auch  sonst  nur  er- 
laubte Vereine  und  Gesellschaften  ganz  ohne  Rücksicht 
auf  die  ihnen  künftig  erst  zu  TheÜ  werdende  juristische  Pei^ 
sönlichkeit  in  §.  2075  des  B.G.B.  dergestalt  für  ialiig  erklärt, 
letztwiilig  bedacht  zu  werden,  dass  die  zur  Zeit  der  De- 
lation Torhandenen  physischen  Mitglieder  als  berufen 
gelten  sollten.  Nur  haben  sie  das  ihnen  Zugewendete 
im  Zweifel  für  den  Geselischatitszweck  zu  verwenden. 

Ist  eine  Zuwendung  im  Allgemeinen  zu  Gunsten  der 
Armen  oder  einer  Kirche  geschehen,  so  sollen  darunter  die 
Armen  oder  die  Kirche  des  letzten  Wohnorts  des  Erb- 
lassers zn  verstehen  sein,  und  das  den  Armen  Ztigewen« 
dete  im  Zweifel  zur  Verfügung  der  Ortsarnieubehorde 
gestellt  werden        2164,  2165  des  aG.B.). 

b.  Schon  dec.  9  von  174n  verb.  mit  Erläuterungs- 
goneralc  vom  15.  Februar  1754  schrieb  im  Anschlüsse  an 
das  Princip  des  Römischen  Rechtes  (z.  B.  Sctum.  Libo- 
nianum),  und  zwar  iiuch  allgemeiner  als  dieses,  vor,  dass 
alle  Personen,  die  bei  Errichtung  eines  gericiiilichen  oder 
Privattestaments  als  Amtspersonen,  Notare,  Concipienten, 
Schreiber  mitgewirkt  haben,  weder*  als  Erben  noch  als 
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VermäcIltQissnehmer  in  dem  Testamente  bedacht  werden 

dürfen:  ja  es  wurde  dieses  Verbot  sogar  aut"  ilie  Kho- 
Irau  und  Desccudcnten  der  Genannten^  ingleicheu  aut 
die  reciprocirlichen  Testamente,  bei  deren  Auisetzung 
der  eine  von  dem  Andern  bedachte  Erblasser  als  Conci- 
pient  u.  8.  w.  thätig  gewe*?en,  ausgedehnt. 

Eine  hiernach  ungültige  Verfügung  sollte  jedoch  bei 
Kräften  erhalten  werden,  wenn 

«.  der  Testirer  das  ganze  Testament  oder  wenig- 
stens den  Namen  des  Erben,  rcsp.  Legatars  und  die  aul 
ihn  bezügliche  Dispositiou  eigenhändig  niedergeschrieben, 
beziehentlich  auf  das  Reine  geschrieben,  oder 

|9.  wenn  er  unter  den  letzten  Willen  nochmals  eigen- 
händig seine  Willenserklärung  wiederholt  habe,  dass  der 
Honorirte  trotz  des  ihm  entgegenstehenden  Mangels  das 
ihm  Zugewendete  wirklich  erhalten  solle,  oder 

y.  wenn  er  eine  demgemässe  Erklärung, absonderlich 
vor  zwei  Zeugen  abgegeben  habe. 

Das  Gesetzbuch  geht  im  Vergleiche  zu  dem  gemei- 
nen Rechte  (Arndts  §.  491  a.  £.  §.  486  no.  3  im  Texte), 
sowie  zu*  unserem  zeitherigen  Rechte  (Haubold,  §.  342, 
not.  c)  insofern  noch  weiter,  als  es  den  bei  Privattesta- 
menten zugezogenen  Zeugen  ausser  der  Fähigkeit,  darin 
zu  Erben  eingesetzt  zu  werden,  auch  die  entzieht,  ein 
Lep:at  darin  zugewendet  zu  erhalten,  und  als  es  das  Ver* 
bot  auch  auf  die  Verwandten  und  Verschwägerten  der 
bei  der  Willenserrichtung  in  obiger  Weise  betheilip;t  ge- 
wesenen Personen  in  der  ganzen  auf-  und  absteigenden  Linie 
sowie  in  der  Seitenlinie  bis  zum  dritten  Ghrade  erstreckt 

Auch  eröffnet  es  im  §.  2077  nur  in  Ansehung  des- 
sen, der  zur  Kiederscbrift  des  letzten  Willens  gebraucht 
worden  ist  (eigentlicher  Fall  des  Sctum.  Libonianum)  und 
dessen  Angehörigen  die  Möglichkeit,  die  zu  deren  Gun- 
sten getroffene  Verfügung  bei  Kräften  zu  erhalten, 
räumt  aber  da^  auch  i^hon  einer  vor  Gerieht  abzuge- 
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benden  Erklärung  des  oben  (zu  ß,)  gedachten  Inhalts 
die  gleiche  Wirkung  wie   der  vor  zwei  Zeugen  ein, 

und  verlangt  auch  nicht  mehr  unbedingt  in  dem  Falle 
unter  eigenhändige  Niederschrift  des  betreffenden 
Passus,  sondern  nur  eigenhändige  Unterschrift  -  dessdbeu. 

II.  Es  bildet  zwar  auch  nach  dem  Gesetzhuche  die 
Nanihaftmachung  des  zu  llunurireuden  iu  dem  letzten 
Willen  selbst  die  Regel,  wobei  fUr  eine  nur  demonislra- 
tive  Bezeichnung  (wie  z.  B.  ,^die  Kinder  des  X.^  die 
Verwandten,  die  Dienstboten  des  Erblassers")  gewisse 
Interpretationsvorscliriften  in  §§.  2161  £f.  sich  au%esteUt 
finden. 

Hiervun  lässt  jedoch  das  Gesetzbuch  eine  zweilkci*tj 
Ausnahme  zu; 

N      zunächst  nämlich  steht  es 

a.  dem  Erblasser  nach  wie  vor  frei,  die  Benennung 
der  Person  des  zu  Honorirenden  einer  besonderen,  bei 
der  Errichtung  des  letzten  Willens  nicht  mit  vorlieg<eii- 
den  oder  sogar  erst  künftig  aufzusetzenden  Schrift  vor- 
zubehalten.  Indessen  verlangt  es  im  i^.  2084  von  eiucr 
derartigen  nachträglichen  Öchedularvertügung,  .dass  die- 
selbe rilcksichtlich  ihrer  Form  mindestens  d&ß  oben  §.  186 
tmter  B.  2.  bei  dem  testamentum  parentum  inter  Uberos 
gedachten  Anforderungen  entsprechen  müsse,  und  läs«t 
sc^ar  dem  Erblasser  nach,  sich  hierfUr  in  seinem  ietztan 
Willen  einseitig  eine  gesteigerte  Form  selbst  Yorzuschrei- 
ben       2085  des  B.G.B.). 

Die  gemcinrechtiiclie  Controversei  ob  von  dieser  so- 
genannten mystischen  Erbeinsetzung  nur  bei  schriftlichen 
oder  auch  bei  mündlich  errichteten  letzten  Willen  Ge- 
brauch gemacht  werden  könne,  ist  von  dem  Gesetzbucüe 
stillschweigend  im  letzteren  Sinne  entschieden  worden. 
Sodann  soll  es  aber  auch 

b.  nach  §§.  2086  ft'.  künftig  zulässig  sein,  dass  der 
Erblasser  nicht  allein  (wie  dies  wohl  schon  nach  gemei- 
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nem  Rechte  möglich  war)  die  Errichtung  emes  Vermächt- 
jussesy  sondern  selbst  die  Erbesemennung  in  das  künftige 
arbitrium  einer  oder  mehrerer  von  ihm  namhaft  zu  machen- 
der dritter  Personen  dergestalt  stelle ,  dass  diese  nicht 
bloss  die  Auswahl  unter  einer  Mehraahi  alternativ  benann- 
ter Individuen,  sondern  die  Namhaftmachnng  des  zu  Mono- 
rirenden  selbst  vorzunehmen  haben  soll  (eu).  Im  ersteren 
Falle  hat  die  unterbliebene  Auswahl  die  Folge ;  dass 
nunmehr  alle  alternativ  benannten  Personen  als  gleich- 
zeitig beruf en 'gelten,  im  zweiten  Falle  ist  die  ganze  Ver- 
fügung nach  den  über  bedingte  letzte  V\  illenserkläUniu- 
gen  geltenden  Grundsätaen  dann  ab  weggefallen  anzu- 
sehen (§.  2091  verbunden  mit  §.  2087  des  B.a.B.). 


§.  190.  Ten  der  Erheinsetiung  tn&besendre. 

Die  Frage^  ob  und  inwieweit  der  letzte  Wille  im 

einzelnen  Falle  eine  wirkliche  Erbeinsetzung  oder  eine 
letztwillige  Verfügung  anderer  Art  nur  enthalte;  behält 
natürlich  auch  jetzt  trotz  der  Verschmelzung  des  Te^ta- 
mentes  und  Codicills  in  formeller  Beziehung  ihre  grosse 
praktische  Bedeutung,  insofern  von  deren  Beantwortung 
nach  wie  vor  noch  die  Berechtigung  und  Verpflichtung 
des  Honorirten  zur  aetiven  und  passiven  Vertretung  des 
Nachlasses,  sowie  dessen  Legitimation  zur  Anstellung  der 
Erbschaftskiagc  und  Erbtheilungsklage  unmittelbar  ab- 
hängt; und  kann  man  daher  auch  jetzt  noch  den  eine 
wirkliche  Erbeinsetzung  enthaltenden  letzten  Willen  durch 
den  technischen  Namen  ^^Testament''  auszeichnen. 

1.  In  Uebereinötimiiiimg  mit  dem  Cirundsatze  des 
neueren  Komischen  Hechtes  (1,  15  C.  de  testamentis  ete. 
VI.  23),  welcher  auch  in  unsere  Const.  9  pte.  III. 
insofern  übergegangen  war,  als  dort  fUr  die  heutige  Erb- 
einsetzung eine  ijewisse  solenne  Wurtfunn  keineswegs 
mehr  erfordert  wird,  legt  auch  das  Gesetzbuch  auf  den 
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Gebrauch  des  Ausdrackes  ^^Erbe'*  för  uch  aUein  kern 

entscheidendes   (iewicht   weiter  (■^^.  2166  ff.),  sondern 
Stellt  als  leitendes  Princip  den  Satz  an  die  Spitze,  dass 
68  im  einzelnen  Falle  auf  Ermittelung  der  in  der  letzt- 
willigen Veriiigung  zum  Ausdrucke  gelangten  mens  testa- 
toris,  also  darauf  ankomme,  ob  er  bei  einer  darin  £re- 
machten  Zuwendung  den  Bedac Ilten   zur  Erbfolge  im 
technischen  Sinne  (su  vergl.  oben  §.  177.  II.)  au  berufen 
gemeint  gewesen  oder  nicht   Jetzt,  nach  Aufhebung  des 
Grundsatzes  ,,nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus 
decedere  potest^'i  wird  es  hauptsächlich  der  Gegenstand 
der  Zuwendung  sein^  aus  weichem  auf  das  £ine  oder 
Andere  sich  schliessen  lässt?^),  indem  namentlich  die  Za- 
wendung  des   ganzen  Nachlasses   oder   eines  aliquoten 
Theiles   im   Zweifel    immer    als  directe  Erbcinsetzung 
(§§.  2168,  2170  des  B.a.B.),  die  Zuwendung  bestimmter 
einzelner  Sachen,  Summen,  Rechte  u.  s.  w.  dagegen  in 
der  Regel  als  \  *  rmächtnisscrrichtung,  und  zwar  letzteres 
selbst  dann  autzufassen  sein  sollte,  wenn  dabei  der  Be- 
dachte als  Erbe  bezeichnet  wäre  (§§.  2171,  2181,  21M 
des  B.G.B.).  Indessen  würde  selbst  mit  einer  blossen  Ver- 
fügung der  letzteren  Art  dennoch  die  Absicht  der  Erbt\<- 
ernennung  dann  wieder  als  verbunden  gedacht  werden 
dürfen,  wenn  unter  der  Form  einer  Zuwendung  blosser 
res  certae  der  gesammte  Nachlass  wirklich  erschöpft 
worden  ist,  oder  ducli  nach  der  erkennbaren  Absicht  des 
Erblassers  erschöpft  werden  sollte,  da  solchenialls  aller- 
dings davon  ausg^angen  werden  muss,  dass  die  res  oerta 
lediglich  als  demonstratio  partis'totiusheredxtatis  gelten  solle. 
Einen  Hauptfall  enthält  §.  2170  des  B.G.B.    Weitere  An- 
wendungen des  Principes  sind  zu  vei'gleichen  in  §§.  2182, 

Nach  6.  2  des  Erbfolgemandates  vom  St.  Janttar  1829  «ar 

der  in  re  certa  Eingesetzte  allerdings  iintor  Umständen  als  Erbe  zo 
bebandeln.  Zeitscbr.  für  Kechtspfl.  1^.  F.  Bd.  XUI.  S.  6ft  f,  o.  Scblus 
dieses  Paragraphen. 
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2183  d.  B.G.B.,  und  zwar  sollen  in  solchen  Fällen  die  sämmt- 
liehen  auf  res  certae  Berufenen  nicht  wie  nach  gemeinem 

Rechte  Iiis  an  sich  zu  gleichen  Theilcn  Eingeattzte  umi  init 
entsprechenden  Vorvermächtnisseu  Bedachte,  sondern  als 
Keprtlsentanten  des  Erblassers  nach  Verhältniss  desWerthes 
der  ihnen  zugewendeten  Summen,  Sachen  oder  Rechte 
zu  behandeln  sein. 

II  Bei  der  Einsetzung  Mehrerer  ohne  Angabe  eines 

  * 

JErbtheiles  (sine  parte)  fi&Ut  der  Nachlass,  wie  nach  Rö- 
mischem Rechte,  den  Einzelnen  zu  gleichen  Theilen  zu, 
es  müsötcu  denn  von  dirsin  mehreren  Erben  wieder 
£inige  durch  die  Satzverbindung  der  Einsetzungsworte 
oder  durch  ihre  Einsetzung  unter  einer  Gesammtbezeichnung 
dergestalt  verbunden  erscheinen,  daö6  die  Annahme  gerecht- 
fertigt isty  es  solle  den  auf  diese  Weise  Verbundenen 
zusammen  wieder  nur  ein  Theil  gebühren.  Also  z.  B. 
,,ich  eiTiennc  zu  meinen  Erben  1.  den  A,  2.  den  11  und 
3.  die  Kinder  meines  Freundes  D^^  2175  dds  B.G.B.). 
in.  Bei  einer  Concurrenz  von  mehreren  eingesetzten 
jSrben,  von  denen  Einer  oder  Einige  auf  bestimmte  aliquote 
Theile,  die  Uebrigen  oder  Einer  von  ihnen  dagegen  sine 
parte  eingesetzt  sind|  erhalten  die  sine  parte  Eingesetzten, 
wie  nach  gemeinem  Rechte,  den  etwa  verbleibenden 
UeberschuBs.  Ist  ein  solcher  aber  nicht  vorhanden,  weil 
die  aliquoten  Theile  den  Nachlass  schon  erschupten  oder 
gar  übersteigeni  so  tritt  nicht  die  Kömischrechtliche  Ver- 
theilungsmodalität  des  dupondius  und  tripondius  ein  (zu 
vergleichen  Müller,  Institutionen,  S.  740  ff.  ,  sdudern  es 
findet  eine  verhältnissmässige  Minderung  der  ideellen 
Theile  insoweit  statt,  dass  der  oder  die  unbeschränkt 
Eingesetzten  Gleichviel  mit  den  beschränkt  Eingesetzten, 
resp.  mit  denjenigen  unter  ihnen  erhalten ,  welche  am 
geringsten  bedacht  sind  (§§.  2179,  2180  des  B.Q.B.). 
Waren  dagegen  in  einem  solchen  Falle  die  unbeschränkt 
Eingesetzten  ausdrücklich  nur  auf  den  Uebcrschuss  be- 
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rufen,  bo  ist  rücksichtlich  ihrer  die  ganze  ErbeinBetzung 
wegen  Mangels  ihrer  Voraussetzung  üir  ungültig  zu  be* 
trachten  (§.  2185  dos  B.G.Ii,  a.  E.). 

IV.  Ist  endlich  durch  die  letztwillige  Verfügung  der 
Nachläse  nicht  vollständig  erschöpft  worden,  so  hat  man 
zwischen  folgenden  Fällen  zu  untersL'lieiden : 

a.  Wenn  uui*  über  einen  aliquoten  Theii  des  Nach- 
lasses verfugt  war,  so  haben  die  gesetzlichen  und  die 
Testanientserben  nach  Verhältniss  der  für  sie  freigeblie- 
benen, resp.  ihnen  augewiebcnen  XfichlassijUuien  als  Mit- 
erben zu  concurriren  (§.  2176  des  B.G.B*). 

b.  Wenn  der  letzte  Wille  sich  auf  den  Gesammt- 
nachlass  mit  Ausschluss  gewisser  einzelner  Sachen  oder 
Summen  bezog,  über  die  aucii  naciiher  eine  Verliigang 
von  dem  Erblasser  nicht  getroffen  ist,  so  fallen  diese  ein- 
zelnen Sachen,  Summen  u.  s.  f.  an  die  Intestaterben, 
welehe  insoweit  zu  den  Testameutserben  in  das  Verhäh^ 
niss  von  Vermächtnissnehmem  treten  (§.  2172  des  B.G.B.). 

c.  Hat  umgekehrt  der  Erblasser  nur  über  eine  res  cert« 
oder  mehrere  dergleichen  zu  Gunsten  Jemandes  verfugt, 
so  werden  die  Intestaterben  auf  den  Gesammtnachlass 
excepta  re  berufen,  und  der  Bedachte  erhält  von  ihnen 
die  zugewendeten  Einzelsachen  als  Vermächtnissnehmer 
(§.  2171  des  B.G.B.).  Das  Uberappellationsgericht  nahm 
in  diesem  Falle  gegenüber  der  einschlagenden  Vorschnü 
in  §.  2  des  Erbfolgemandates  zeither  noch  ErbenquaUtKt 
des  Eingesetzten  an  (Zeitschr.  N.  F.  XIII.  55  ff.). 

191.  Die  ^aeherbeneiiisetzun?  (Vnlgarsub&titutioo)  und 
-  PupillarsttbsUtuUou. 

I.  Bei  der  Nacherbeneinsetzung  wird  von  dem  Gesetz- 
buche fast  durchweg  an  dem  von  der  Vulgarsubstitution 
geltenden  gemeinrechtlichen  €h*undsatze  festgehalten,  d.  h. 

es  erscheint  darnach  die  Nacherbeueinsetzung  als  eine 
directe  aber  freilich  bedingte  Erbeinsetzung  2187, 
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des  B.G.B.).  Das  Tranamksionsreclit  goht  dem 
Kechte  auB  der  Nacherbenemsetssung  im  Zweifel  Yor|  nnd 
ebenso  das  Anwachsungsrecht  wenigstens  dann,  wenn  der 
Xacherbü  an  der  Stelle  mehrerer  Erben  ernannt  ist,  welche  ' 
zu  der  Erbschatt  oder  einem  aliquoten  Theile  derselben 
gemeinschaftlich^  jedoch  ohne  Abgabe,  wie  viel  ein  Jeder 
von  ihnen  erhalten  soll,  letzwilUg  berafen  sind  (§§.  2195; 
JiU2  vcrb.  mit  §.  2273  des  B.G.B.). 

11.  Wesentlich  umgestaltet  dagegen  erscheint  die  so- 
genannte FupiUarsubstitutioni  insofern  dabei  die  substitutio 
pupiUaris  und  quasi  pupillaris  des  gemeinen  Rechtes 
folgendermaassen  mit  einander  verschmolzen  sind : 

a.  Das  Recht,  an  Stelle  ihrer  leiblichen  Kinder 
über  deren  dereinstigen  ^iachlass  letstwillig  zu  verfügen^ 
steht  nicht  bloss  dem  Vater  sondern  auch  der  Blutter 
(entfernteren  Ascendenten  dagegen  nicht)  zu,  und  auch 
der  Mutter  zunächst  und  unbedingt  nur  rücksichtlieh 
ihrer  ausserehelichen  Kinder.  Wegen  ihrer  eheUchen 
dagegen  erst  dann,  wenn  der  Vater  verstorben  ist,  ohne 
von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  zu  haben  (^§.  22Uo, 
2205  des  B.G.B.). 

b.  Wesentliche  Voräasaetsungen  dieses  Rechtes  sowohl 
auf  Seiten  des  Vaters  als  der  Mutter  ist  die  eigene  natür- 
liche Unfähigkeit  des  Kindes  letztwillig  zu  verfügen, 
gleichviel  ob  der  Grund  hiervon  in  dem  Mangel  des 
gesetzlichen  Alters  oder  einer  geistigen  Störung  oder 
(wie  bei  Taubstummen)  in  dem  Mangel  der  Fähigkeit 
sich  verständlicli  zu  machen  liegt.  Eine  über  das  Kind 
verhangene  Prodigalitätserklärung  begründet  dagegen  dieses 
Recht  nicht  (§.  2203  des  B.O.B.). 

c.  Das  iilterliche  Recht  cessirt,  wenn  das  Kind,  bevor 
es  unfähig  wurde,  selbst  einen  gültigen  letzten  Willen 
bereits  errichtet  haben  sollte^  und  umgekehrt  verliert  der 
von  dem  Vater  oder  der  Mutter  gültigerweise  für  das 
Kind  errichtete  letzte  Wille  von  selbst  seine  Kraft,  wenn 
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dasselbe  die  eigene  Verfügung;?fahigkeit  erlangt,  resp. 
wiedererlangti  Soviel  die  von  lichten  Zwischenräumen 
unterbrochene  Geistesstörung  des  Kindes  anlaugt;  tritt 
dieser  Effect  jedoch  nur  dann  ein,  wenn  das  dilucidum 

intervallum  zur  Errichtung  eines  gültigen  letzten  Willens 
wirklich  benützt  worden  ist  (§§.  2204  und  ;^20U  des  B.aB.  . 

d.  Der  kraft  älterlichen  Rechtes  fiir  daa  Kind  er- 
richtete letzte  Wille  ist  nicht  als  letzter  Wille  d*»  be- 

trefifenden  Aacendenten,  sondern  als  der  des  Kindrh  > »  Ibst 
zu  beurtheilen.   Deshalb  sind  auch  die  Pflichttheilserben 
des  Kindes  darin  zu  berücksichtigen.  Schon  die  const.  8 
pte.  III.   und  dec.  47  von   1661  entschieden  die  Fra;;e, 
ob  der  Vater,  der  seinem  Kinde  pupiiiariter  substituirt, 
die  Mutter  des  Kindes,  sowie  dessen  sonstige  yäterliche 
und  mütterliche  Ascendenz  darin  zu  bedenken  habe,  dahin, 
dass  diese  Ascendenten  im  Falle  ihrer  Uebergehung  aller- 
dings ein  Klagrecht  auf  Gewährung  der  legitima  haben 
sollten.    Das  Gesetzbuch  im  §.  2207  entzieht  aber  den 
Aeltern  überhaupt  das  Recht.  PHichttheilserben  des  Kindes 
zu  enterben,  also  —  wie  man  darnach  annehmen  darf  — 
selbst  dann,  wenn  an  sich  gültige  Enterbungsgründe  vor- 
handen gewesen  sein  sollten. 

c.  Der  in  einem  solchen  kraft  Aelternrechtes  errich- 
teten letzten  Willen  ernannte  Erbe  ist  als  directer,  wenn 
auch  bedingt  eingesetzter  Erbe  des  Kindes  zu  behandeln, 
und  zwar  als  solcher  ersten  Grades.  Mit  der  älterlichen 
Verlassenschatt  tritt  derselbe  daher  an  sich  in  keinerlei 
Beziehung,  und  es  ist  weder  ndthig,  dass  das  Kind  Erbe 
des  für  dasselbe  testirenden  Parens  geworden  sei,  noch 
dass  Letzterer  überhaupt  vorher  oder  gleichzeitig  über  sei- 
nen eigenen  dereinstigen  l^achlass  letztwillig  verfugt  und 
das  Kind  zu  seinem  Erben  eingesetzt  habe  (§.  2206  des 
B.G.ß.). 
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§.  192.  Yon  Aem  feneiBsehaflllelieB  leUtea  WlUeit 

Da»  Gesetzbuch  unterscheidet  streng 

a.  zwischen  testaraeutvim  simultaueum  (gleichzeitig 
•enichtetem  letzten  Willen)^ 

b.  testameiitum  reciprocum  (wechselseitigem  Testa- 
meate)  und  « 

c.  testameatutn  correspecttvum  (von  einander  abhän- 
gigem  Testamente). 

Für  den  zu  a.  gedachten  Punkt,  weicher  sich  nur 
Jtuf  die  Form  der  Errichtung  der  mehreren  letzten  Willen 
bezieht,  gilt  nach  §.  2196'  des  B.Q.B,  das  Besondere,  dass 
hier  mündliche  aussergerichtliche  Errichtung  schlechthin 
ausgeschlossen  ist.  Bei  den  übrigen  hiernach  noch  zu- 
lässigen Modalitäten  gentigt  dagegen  schon  die  einmalige 
Beobachtung  der  für  sie  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten*), 
nur  dass  bei  schrittiiciien  Privattestamenten  die  zugezo- 
genen Zeugen  von  jedem  Erblasser  besonders  rogirt  sein 
mfissen  (§.  2197  des  B.G.B.). 

Die  zu  b.  gcdaclitc  Keciprocität  dagecfen  hat  es 
mit  dem  Inhalte  der  beiderseitigen  Verfügungen  zu  thun, 
4ind  setzt  an  sich  nichts  weiter  voraus,  als  dass  die  meh- 
reren Testirer  in  ihrer  letztwilügen  Verfügung  sich  wech- 
selseitig auf  den  Todesfall  bedacht  haben  müssen,  während 

zu  c.  die  Correspecti  vi  tät  unter  der  Voraussetzung 
jener  Gemeinschaftlichkeit  der  Form  und  dieser  wechsel- 
seitigen Bezüglichkeit  betreff;^  des  Inhaltes  diojeniijo  ci^^t  u 
thümliche  Wirkung  der  gedachten  Vertüguugen  bezeich- 
net|  wonach  der  Bechtsbestand  der  einen  von  dem  der 
Mdem  bedingt  sein  soll.  Gegenüber  der  herrschenden 
gemeinrechtlichen  Theorie  spricht  §.  2199  des  B.G.B, 
den  wichtigen  Satz  aus,  dass  man  aus  der  vorhandenen 
Beciprodtät  im  Zweifel  noch  keineswegs  auf  eine  beab- 
sichtigte Correspecti vität  schliessen  dürfe,   vielmehr  an 

*}  üeberdiegemeiarechtltchbestntteaeforinelle  Zul&sstgkeit  gemein- 
■schslÜiclierTeBtamente  ist  su vergl.  Aradts.  Lehrb ,  §.  500  Anm.  1 S.  759. 

n.  13 
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sich  jeder  der  formell  und  materiell  vereinigten  Disposi* 
tionsacte  seine  Selbständigkeit  soweit  behai^Hie,  äm 

z.  B.  die  Gültigkeit  der  einzelnen  Verfiigung  nach  der 
Person  ihres  jedesmaligen  Urhebers  beurtbeilt  werden 
rnttsse^''  und  der  Wegiall,  der  einen  Disposition  noch  nicht 
ohne  Weiteres  den  der  andern  nach  sich  ziehe  (§§.  2198^ 
2199  des  B.G.B.).  Ausnahmen  hiervon  (also  die  Wirkun- 
gen der  Correspectivität)  treten  ein^  wenn  das  Gegentheü 
ausdrücklich  von  den  Testirenden  festgesetzt  wird,  und 
bei  reciproken  letzten  Willen  auch  schon  dann,  wenn 
darin  zugleich  zu  Gunsten  dritttir  Personen  auf  den  Fall  des 
Todes  des  zuletzt  Lebenden  verfugt  oder  wenn  über  das 
beiderseitige  Vermögen  als  ein  Ganzes  disponirt,  oder 
'  endlich  wenn  ausdrücklich  auf  das  Recht  des  \\  iderrufes 
gegenseitig  verzichtet  «worden  ist  (§§.  2200,  2201  des 

Aber  selbst  wo  sich  hiernach  die  Reciprocität  im  ein- 
zelnen Falle  zur  Correspectivität  steigert,  heisst  das  nicht 
so  vieiy  dass  nunmehr  das'  Kecht  auf  einseitigen'^  Wider- 
ruf ganz  ausgeschlossen  wfire  —  nicht  einmal  der  obea 
erwähnte  ausdrückliche  Verzicht  auf  das  Widerrufsreciit, 
wenn  er  nicht  unter  den  Formen  des  Erbvertrags  ei^ 
klärt  worden  ist,  hat  diese  Wirkung  (§.2213  desB^G^.)  —f 
sondern  lediglich  soviel,  dass  der  Widerruf  des  einen 
Theiies  den  letzten  Willen  des  anderen  Theiles,  soweit 
derselbe  correspectiver  Natur  ist^  mit  ausser  Kn£t  setst 
Kur  dann  gehet  das  Recht  zum  Widerrufe  selbst^  aber 
allerdings  erst  nachtriigHch  verloren,  wenn  der  Ueber- 
lebende  auf  Grund  der  gemeinschaftiicheu  Verfügung  die 
Erbschaft  des  zuerst  Verstorbenen  angetreten  hat,  indem 
mit  diesem  Momente  der  correspective  letzte  Wille  ineo^ 
weit  unter  die  Grundsätze  des  Erbvertrages  tritt  (§.  221-^ 
Satz  2  des  B.G.B.).  Auf  letzteren  Fall  bezog  man  lei^ 
her  auch  schon  den  Begriff  des  sogenannten  „testamen- 
tum  reciprocum  so  in  vim  pacli  successorii  errichtet  wor- 
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den%  demten  das  Generale  sur  Erläatening  der  9  Deciaion 
V.  Ji  1746  vom  15.  Februar  1754  gedenkt  (Annalen  des 

O.A.G.  Ä.  F.  IL  S.  103  flf.).  Ueber  unser  zeitheriges 
Kecht  ist  sonst  za.  vergleichen  Ha.ubold;  Lehrb.,  §•  343. 

3.  ünterabtheilung.    Von  der  VViederaufhebung, 
Bekanntmachung,  Vollziehung  des 

letzten  Willens. 
§  193.  Wiedersufhebang  des  letzten  Willens. 

Der  Grund;  warum  ein  urspi'üngHch  gültiger  letzter 
Wille  nachiiiaiö  st  ine  Kraft  verliert,  kauii  liegen: 

I.  in  dem  blossen  Zeitablaufe,  insofern  nämlich  nach 
§.  2114  des  B.G.B.  nicht  biosa  wie  nach  Komischem 
Rechte  das  Militärtestament,  sondern  auch  das  testamen- 
tuui  }»e8ti8  tempore  conditiim  nach  Verfluss  einer  gewissen 
Zeit  und  zwar  in  der  Regel  schon  nach  neunzig  Tagen 
von  Erledigung  der  Gefahr  an,  welche  zu  der  privüegir^ 
ten  Form  berechtigte,  unwirksam  werden  soll  (zu  vergL 
Verordnung  vum  4.  Dccember  1807,  §§.  43,  44); 

II.  bei  letztwilligen  Verfügungen  eines  ßhegattcn 
zu  GKinsten  des  Andern  darin,  dass  die  Ehe  später  durch 
richterlichen  Ausspruch  für  getrennt  erklärt,  beziehentfich 
lebenslängliche  »Separation  angeordnet  wird  (§.  2222  des 
B.G.B.).  Im  Gegensatze  zu  der  verwandten  Bestimmung 
bei  der  gesetzlichen  Erbfolge  der  Ehegatten  (zu  vergl. 
oben  §.  183,  III.)  genügt  hier  nicht  schon  das  Anhftngig- 
macben  der  Klage  durch  den  Erblasser  bei  Gericht 

ni.   In  dem  Willen  des  Erblassers. 

Der  Freiheit  des  Widerrufs  kann  sich  der  Erricht^r 
nur  in  Form  eines  gültig  errichteten  Erbvertrages  wirk- 
sam begeben  (§.  2213  des  B.G.B.).  Insbesondere  ist  die 
sogenannte  derogatorische  Clausel  selbst  in  der  Fassung, 
dasa  der  Erblasser  seinen  letzten  Willen  nur  unter  einer 
besonderen  von  ihm  im  Voraus  fest^^esetzten  Form  wider- 
rutüch  erklärt,  in  §.  2211  des  B.G.B,  als  wirkungslos  be- 

13* 
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zeicliDet.  Dagegen  setzt  die  Fähigkeit  zum  Wideimfe  in  der 

Regel  Fähigkeit  zur  Errichtung  eines  hetzten  Willens  voraus 
(Ausnahme  rücksichtlich  des  prodigus  ist  zu  vergi.  oben 
§.  176,11.).  Abgesehen  hienron  kann  der  Widerruf  entweder 

a.  ausdrücklich  erklärt,  oder 

b.  nur  ein  aus  gewissen  Tiuttsachen  zu  folgernder  sein. 
Zu  &.   Der  ausdrückliche  Widerruf  ist  selbst 

wieder  an  die  für  letzte  Willeuserriehtunguii  vorgüschrie- 
beneu  Förmlichkeiten  gebunden,  gleichviel  übrigens ,  ob 
mit  dem  Widerrufe  die  Errichtung  eines  neuen  letzten 
Willens  verbunden  werden  soll  oder  nicht,  jedoch  ist  der 
Erblasser  nicht  gerade  auf  die  Form  beschränkt,  dereu* 
er  sich  bei  Errichtung  des  zu  widerrufenden  letzten  Willens 
bedient  hatte  (§.  2212  des  B.G.B.). 

Insbesiinderc  kann  der  Widcrrui'  auch  in  einer  f?er 
oben  (§.  187,  B.,  §.  Iö8,  B.)  gedachten  privilegirtcu  i  or- 
men  erfolgen  |  sobald  deren  Voraussetzungen  vorliegeu. 
Soweit  dergleichen  Verfügungen  jedoch  durch  Zeitabtanf 
ihre  Kraft  verlieren  (vergl.  oben  unter  I  ),  trifft  dies  auch 
den  in  ihnen  erklärten  Widerruf,  so  dass  dann  die  wider» 
rufene  letztwillige  Verfügung  von  selbst  wieder  auflebt 
(§.  2217  des  B.G.B.). 

Zu  b.    Zu  iülgurn  ist  der  Widerruf: 

1.  aus  einer  späteren  letzten  Willenserrichtung,  jedoch 
nur  dann  und  insoweit,  wenn  und  inwieweit  der  neuere 
letzte  Wille  mit  dem  früheren  unvereinbar  ist,  da  an  ^ich 
der  Römischrechtliche  Grundsatz,  dass  Niemand  mit  Hin- 
terlassung mehrerer  Testamente  versterben  könne,  bei  uns 
nicht  mehr  gilt.  Sollte  sich  aber  bei  e  iner  M  Iii  zahl  von 
letzten  Willen  ihr  gcgeuöCitiges  'Altersverhäitniss  nicht 
feststellen  lassen,  und  es  fluiden  sich  in  ihnen  unverein- 
bare Dispositionen,  so  gelten  diese  insgesammt  nicht 
(§.  2216  verb.  mit  §.  2160  des  B.G.B.). 

2.  Bei  einem  schriftlich  errichteten  letzten  Willen 
aus  der  von  dem  Erblasser  selbst  oder  in  dessen  Auftrage 
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von  dritten  Personen  voi^genommenen  Veroichtung  der 
betreffenden  Urkunde^  wobei  es  quaestio  facti  bleibt ^  ob 

eine  nur  theilweise  Vemiciituiig  auch  nur  eine  theilweise 
Aiueerkraftsetzong  nach  sich  siehe  (§§.  2219  und  2220 
des  B.G.B.).  Dagegen  thut  zufölBger  Untergang  oder 
Verlust  der  Urkuude  der  Gültigkeit  des  letzten  Willens 
keine!!  Eintrag.  Nur  muss,  wenn  derselbe  vor  dem  Tode 
des  Erblassers  erfolgte,  derjenige ;  der  sich  auf  den  be- 
treffenden letzten  Willen  beruft,  ausser  dem  Inhalte  dessel- 
ben aucli  liocb  den  caäueiien  Untergang  beweisen  (§.  2300 
des  B.G.ß.}. 

3.  Bei  einem  gerichtlich  übergebenen  letzten 
Willen  diiiiii^  wi'Aiii  der  ErbliibJier  denselben  in  Person 
aus  dem  Gerielitsdepositum  auf  sein  Verlangen  zurückerhält 
(§.  2215  des  B.G.B.}.  Die  44.  Decision  von  1661  enthielt 
bereits  eine  ähnliche  Bestimmung;  jedoch  Hess  sie  das 
Testament  ungeachtet  seiner  Abforderung  aus  dem  Ge- 
richtsgewahrsam  dann  noch  fortgelten,  wenn  sich  dasselbe 
nachmals  in  dem  Nachlasse  des  Testirers  mit  unversehr- 
tem Gerichtssiegel  vorfand. 

IV.  In  der  Vereitelung  oder  Erledigung  sämmtlicher 
in  dem  letzten  Willen  enthaltener  Dispositionen,  wobei 
jedoch  zu  bemerken^  dass  die  blosse  Destituirang  der 
Erbeinsetzung  bchon  seit  dem  Erbfolgemandate  §.  5  das 
.  Ungültigwerden  der  übrigen  in  dem  letzten  Willen  ent- 
haltenen Anordnungen  nicht  weiter  zur  Folge  hatte. 

§■  td4.  Von  der  firVffnang.  Bekanntnaebnaf  and  YoUsiebang 

des  letzten  Willens.  " 

L  Riieksichtlieh  der  Erüffnung  und  Bekauntmaehung 
der  letzten  Willen  sind  die  ausluhriichen  Vorschriften  des 
Mandates:  über  die  firöffiaung  und  Bekanntmachung  der 
gerichtlich  erklärten  oder  niedergelegten  letzten  Willen 
vom  30.  October  1826  wenigstens  zum  Tbeilc  in  das 
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Oesetsbuch  §§.  222'd  ff.  und  in  die  Gerichtsordnung  §§.  10 
IL  übergegangen.   Darnach  gehört: 

1.  die  Eröffnung  und  Bekanntmachung  eines  gericht- 
lich errichteten  letzten  Willens  jetzt  ausschliesslich  vor 
die  Testamentsbehörde ^  d.  h.  diejenige,  bei  welcher  die 
Eirichtung  erfolgt  war,  im  Gegensätze  an  der  Elrbschafts- 
behörde,  welcher  nach  früherem  Rechte  die  Publicaii  »u 
YOn  der  Testamentsbehörde  überlassen  werden  konnte 
und  in  gewissen  Fällen  überlassen  werden  musste  (§.  11 
des  angezog.  Mandates). 

2.  Hücksichtlich  des  von  dem  Testamentsrichter  zu 
beobachtenden  Verfahrens  hat  man  zu  unterscheiden 

a.  zwisclicu  dem  Falle,  wenn  der  natürliche  Tod  des 
Testators  ausreichend  constatirt  ist,  und 

b.  dem  FaUe,  wenn  der  Errichter  des  letzten  Willen« 
fiir  verschollen  zu  achten  ist. 

Zu  a.  kann  der  Richter  auf  Antrag  eines  Interessen- 
ten sofort  zur  Eröffnung  verschreiten.  Antragsberechtigt 
sind  hier  die  zur  gesetzlichen  Erbfolge  berufenen  Perso- 
nen und  überliaupt  Jeder,  der  ein  begründetes  iutereö«€ 
an  der  Bekanntmachung  des  letzten  Willens  beibringt, 
endlich  ohne  einen  solchen  Nachweis  der  Besitzer  des 
über  die  Niederlegung  des  letzten  Willens  bei  Gericht 
ausgestellten  Empfangscheines  (früher  sogenannten  Re- 
cognitionsscheines).  Erfolgt  ein  solcher  Antrag  nicht,  so 
hat  der  Richter  jedenfalls  den  dreissigsten  Tag  nach  d» 
Errichters  Tode  abzuwarten,  dann  aber  Amtshalber  mit 
der  Erö£^ung  zu  yer&bren. 

Zu  b.  fragt  es  sich,  ob  för  den  Erblasser  ein  Ab- 
wesenheitsvormund bestellt  ist,  oder  nicht.  Im  ersteren 
Falle  hat  sich  der  Richter  daraut  zu  beschränken,  diesem 
oder  der  Vormundschaftsbehörde,  dafem  dieselbe  mit  der 
Testamentsbehörde  nicht  zusammenfiült,  von  der  Exislens 
des  Testamentes  Mittheiiuug  zu  machen.  AndereuÄik 
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tritt  das  in  §§.  IL  ff.  der  Gerichtsordnung  geordnete 
Verfahren  ein. 

3.  Bei  ausscrirerichtliclieu  oder  in  außserordcntliclier 
Form  errichteten  letzten  Willen,  deren  gerichtliche  £i> 
•Öffnung  der  ElrblasBer  angeordnet  hat,  oder  die  von  der 
Erbschal'tsbuhorde  im  Kachlasse  vorgtUinden  werden,  ist 
die  Eröffnung  und  Bekanntmachung  von  der  letzteren 
Behörde  unter  analoger  Anwendung  der  oben  (unter  2.) 
gedachten  Bestimmungen  zu  besorgen. 

II.  In  §§.  2230  ff.  enthält  sodann  das  Gesetzbuch 
«ine  Reihe  auf  die  Stellung  des  Testamentsvollstreckers 

bezüglicher  Bestimmungen,  aus  denen  nur  hervorzuheben 
ist,  dass  dessen  Function 

a.  entweder  auf  letztem  Willen,  Erbvertrag  oder  einem 

zwischen  dem  Erblasser  und  dem  Vollzieher  gerichtlich 
abgeschlossenen  Vertrage,  oder 

b.  auf  einer  zwischen  dem  berufenen  Erben  und  dem 

Vollzieher  getioffenen  Uebereinkunft  beruhen  kuuu.  In 
dem  Falle 

zu  a.  haben  die  Erben  und  etwaigen  Singularsuccesso- 
ren  die  erfolgte  Ernennung  des  Vollziehers  gegen  sich 
gelten  zu  lassen  und  sind  nur  *in  den  im  §.  2241  des 
B.G.B.  gedachten  Fällen  berechtigt,  dessen  Endassung 

zu  verlangen. 

In  beiden  Fällen  (unter  a»  und  b.)  steht  er  ab^  zu 
ihnen  nur  in  dem  Verhältnisse  eines  Mandatars.  *)  Zu 

der  Vertretung  des  Nachlasses  in  activer  oder  passiver 


*)  lieber  die  Stellung  des  Testamentsvollstreckers  ist  zu  ver- 
gleichen die  Abhandlung  von  Dr.  P.  Ilinschius  in  der  Zf^itsrhrift  für 
•Gesetzgebung  und  RechtspHege  iü  Preussen  üo.  XXII.  S  r>is  ft".  und 
no.  XXVII.  S.  (iryf>  ft\  Wesentlich  abweichend  von  der  im  Texte 
festgehalteneu  und  der  Ansicht  von  Gerbers  (System  des  Deutschen 
Privatrerlites  §.  '2C5,  S.  688  f.  der  IX.  Auflage)  ist  die  von  Beseler 
lu  der  Zeitschrift  für  Deutsches  Recht  Bd.  IX.  S.  173  ff. 
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Beziehung  ist  derselbe  daher  weder  berechtigt  noch  ver- 
pflichtet (§§.  2240,  2244  des  B.G.B.).' 

Abtheilung  II.  Vertragsmässige  Erbfolge. 

§.  196.  Aelteres  EeehU 

Die  Lehre  von  deia  acquisiliven  Erbvertrage  tiudea 
wir  zur  Zeit  der  Constitutionengesetzgebang  Doch  vöUig 
unentwickelt  Es  zeigt  sich  dies  theils  in  der  Behand- 
lung der  „pacta  dotalia  (Ehestiftungen),  welche  in  vira 
uitimae  voiuntatis  errichtet  worden  sind'^^  welche  im  Ge- 
gensatze  zu  den  sogenannten  Ehestiftungen  in  vim  oon* 
tractus  als  jederzeit  widerruflich  galten  (c.  43  pte.  II.  — 
Güttscbalk,  Ztschr.f.litßpÜ.  N.  F.I.,  297 ff.  — ),  theils  ergiebt 
sich  solches  aus  der  Anwendung,  welche  die  damalige 
Jurisprudenz  von  der  const.  1  pte.  III.  machte,  die,  ob- 
wohl sie  zunächst  von  den  Deutsclircchtlichen  Vergabun- 
jc;«  Ii  von  Todeswegen  handeln  wollte  (Öachsenspiegei,  B. 
II,  Art.^.),  doch  lediglich  auf  donationes  omnium  bononus 
mortis  causa  in  einem  Romanisirenden  Sinne  bezogen 
wurde  (Weiske,  prakt.  UnterBuelmn^^en.  Heft  I.,  die  Ueber- 
gabe  aui  den  Todesfall,  S.  83  ff.).  Erst  die  dec.  13  voa 
1746  brachte  das  Institut  der  von  ihr  sogenannten  pada 
successoria  neben  den  Ebestiftungen  und  über  deren 
Sphäre  hinaus  zu  selbständiger  gesetzlicher  Anerkennung, 
und  wenn  wir  auch  dieDeoision  noch  in  der  Vorstellung 
jener  Pacta  als  rein  obligatorischer  VertrSge  befiu- 
gen  scben,  so  liefert  dieselbe  doch  bereits  die  hauptsäch- 
lichsten Grundlinien  für  die  spätere  wissenschatiliche 
Ausbildung  unserer  Lehre.  Insbesondere  schliesst  die* 
selbe 

1.  die  einseitige  Widerruflichkeit  solcher  Verträge 
schlechthin  aus,  und  bestimmt  namentlich,  dass  ihnen  zu- 
wider weder  ein  Testament,  letzter  Wille^  noch  eine  do- 
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natio  mortis  causa  au^erichtet  werden  könne.  Femer 
erkennt  sie 

2.  den  Grundsatz  an,  dasB  dergleichen  Verträge  nur 
aaf  dasjenige  Verrnggen  zu  beziehen  seien^  was  nach  dem 
Ableben  des  Promittenten  dereinst  vorhanden  sein  werde^ 
trat  also  der  Auffassung  entschieden  damit  eni^^L^on,  als 
ob  aus  emeni  Ki  beiusetzungsvertrage  bereits  ein  defini- 
tives Recht  an  dem  geaammten  gegenwärtigen  Vermögen 
des  Promittenten  zur  Zeit  der  Vertragserrichtung  erwor- 
ben werden  könne..  Demgemäss  wahrt  die  Decision 

3.  dem  Promittenten  des  Vertragserben  gegenüber 
das  Recht,  mittelst  Qeschäftep  unter  Lebenden  über  sein 
Vermögen  frei  zu  verfugen,  stellt  also  insoweit 'den  Ver- 
tragserben mit  dem  Testamentserben  auf  gleiche  Linie. 
Indessen  statuirt  sie  doch  die  Möglichkeit,  dass  sieb  der 
Pftt>niittent  auch  dieses  seines  Verfugungsrechtes  inter 
vivos  begebe,  verlangt  aber  hierzu  ausdrücklieben  Ver- 
zicht und  zwar  soll  LetztercTi  insoweit  es  sich  dabei  um 
Immobilien  handele,  nur  dann  von  Wirkung  sein,  wenn 
der  Vertrag  vor  dem  Judex  rei  sitae  errichtet,  von  die- 
sem contirmirt  und  in  den  Gerichtshandelsbüchern  der 
damaligen  Zeit  annotirt  worden  sei.  An  die  Stelle  die- 
ser Form  ist  im  späteren  Rechte  der  Eintrag  einer  Dis- 
püöitionsbescbränkung  auf  dem  Folium  des  betreffenden 
Grundstücks  in  der  zweiten  Rubrik  getreten.  Soweit 
dagegen  aussenstehende  Capitalien  durch  einen  derarti- 
gen Verzieht  betroffen  werden  sollten,  verlangte  die  Deci- 
sion  zu  dessen  Wirksamkeit  gerichiiicbe  Kotiticationser- 
theiiung  an  den  betreffenden  Schuldner.  Zugleich  folgt 
aber 

4.  auch  e  contrario  hieraus,  dass  zur  EmchUuiir  des 
Erbvertrages  an  sich  von  der  Decision  eine  besondere 
Formbeobachtung  nicht  fiir  erforderlich  erachtet  wor- 
den ist. 


Digitized  by  Google 


^0 »- 


202      Krbsciiaftsrecht:  §.  196.  Acquisitiver  Erbvertrag. 


§.  1U6.  Kecht  des  (;esetzl>ache8. 

Das  Gesetzbuch  behandelt  den  acquisitiven  Erbver- 
trag (im  Gegensätze  also  zu  dem  erst  weiter  unten  zu  berück- 
sichtigenden  Erbversichte)  als  einen  selbsülndigen,  d.  h. 
dem  Gesetze  und  dem  einseitigen  letzten  Willen  coordi- 
nirten  Delationsgrund,  der  sich  bald  auf  die  unmittelbare 
Gesammtnachfolge,  bald  auf  Anwartschaften  und  selbst 
aaf  blosse  Vennttchtnisse  beziehen  könne  (§.  2542  des 
B.G.ß.).  Hier  iuteressirt  nur  die  erstere  Seite,  der  soge- 
nannte Erbeinsetzungsvertrag. 

L  Rücksichtiich  der  Form  unterwirft  ee  denaelben 
schlechthin  den  fiir  Errichtung  einseitiger  letzten  Willen 
vorgeschriebenen  boienuitateU;  und  zwar  lässt  es  hier 
sogar  nur  die  Form  ftir  gerichtliche  Wiliensenichtong 
nach  (§.  2546  des  B.G.B.).  Gleichwohl  ist  es  der  in 
neuerer  Zeit  sich  hier  imd  da  geltend  machciideu  Aiil- 
fassung  des  Erbeinsetzungsvertrags  als  einer  blossen  mit 
vertragsmässigem  Verzichte  auf  den  Widerruf  verbunde- 
nen testamentarischen  Erbeinsetzung  (Hartraann,  zur  Lehre 
von  den  Erbvertrügeu,  S.  9  ff.)  iuäuiern  entacliieden  uu> 
günstig,  als  es  die  aus  dieser  Au^Busang  zu  ziehende 
Oonsequeuz  ausdrücklich  abweist,  dass  nttmlich  unter 
Umständen  ein  als  solcher  ungültiger  Erbvertrag  wenig- 
stens als  einseitiger  letzter  Wille  auirecht  erhalten  werden 
kdnne  (§.  2547  des  B.G.BO. 

Abgesehen  von  jenem  Formerfordemisse  steht 

II.  der  Erbvertrag  rüqksichtlich  seiner  Eingehung 
im  Allgemeinen  unter  den  för  Verträge  geltenden  Grund- 
B&tzen^  so  dass  also  namentlich  die  für  die  Ffthigkeit  sn 
Errichtung  einseitiger  letzter  Willen  angenommene  Al- 
tersgrenze (oben  §.  1  <^ö;  hier  nieiit  hinreicht.  Ja  es  wer- 
den sogar  an  die  Handlungafkhigkeit  des  Promittemten 
hier  noch  weiter  gehende  Anforderungen  als  selbst  bei 
Verträgen  gemacht^  insofern  Uandlungsuntahige  und  iitr 


Digitized  by  Google 


Jetziges  Recht.  203 

ihre  Person  Bevormundete  überhaupt  nicht,  also  selbst 

nicht  mit  Einwilligung  ihrer  Voj  umnder,  resp.  Väter,  und 
Geisteskran k(j  selbst  nicht  in  lichten  Zwischenräumen 
gültiger  Weise  einen  Erbvertrag  errichten  können  (§§. 
2544,  2545  des  B.G.B.).  Zugleich  darf  man  aber  auch  aus 
dieser  Ausschliessung  der  gesetzlichen  Vertreter  folgera, 
dass  das  Gesetabucb,  wie  beim  einseitigen  letzten  Willen, 
so  auch  beim  Erbvertrage  auf  Seiten  des  Promittenten 
wenigstens  eine  Stellvertretung  überiiaupt  nicht  habe  zu- 
lassen wollen. 

ni.  Betreffs  der  Wirkungen  ist  dagegen  die  vertrage* 

mSssige  Erbfolge  bis  auf  ihre  regelmässige  Unwidermf- 
iichkeit  der  testanientarischeu  durch  das  Gesetzbuch  noch 
mehr  genähert,  als  in  der  gemeinrechtlichen  Doctrin  zu- 
meist angenommen  wird. 

Indem  der  Erbeinsetzungövertrag  gleich  dem  Testa- 
mente zunächst  nur  einen  Deiatiousgrund  liefert,  sollen  auch 

a.  die  dem  Erbvertrage  beigefügten  Zeitbeetimmun- 
gen  und  Bedingun^^en  ganz  nach  denselben  Qrandsfttsen 
zu  beurtheilen  sein^  welche  insoweit  bei.  einseitigen 
letzten  Willen  zur  Anwendung  kommen  (§.  2549  dee 
B.G-.B.)7  also  werden  namentlich  perplexe  sowie  unmög- 
liche oder  unsittliche  Bedingungen  die  Erbeinsetzungs- 
rerträge  nicht  (wie  andre  Verträge)  ungültig  machen, 
sondern  (wie  bei  einseitigen  letzten  Willen)  als  nicht  bei- 
gefügt zu  gelten  haben  (§§.  877  ff.  884,  886  verb.  mit 
§§.  2125,  2128,  2130  des  B.G.B.).   Ferner  ist 

b.  in  Betreff  eines  möglichen  Anwachsungsrechtes 
der  Vertragserbe  dem  testamentarischen  Erben  nunmehr 
völlig  gleichgestellt  (§.  2552  des  B.G.B  während 

c.  die  gemeinreclitliche  Streitfrage:  ob  der  Vertraga- 
erbe  Anspruch  auf  den  Abzog  der  quarta  Falcidia  habe^ 
femer:  ob  auf  die  Notherben  dee  Vertrags^lassers  ein 
Recht  auf  Restitution  nur  dem  Testamente,  oder  auch 
dem  Erbeinsetzungsvertrage  gegenüber  zu  statuiren  seil 
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nach  dem  Kechte  des  Gesetzbuches  eineFseits  dvoNk 
eine  vollständige  Beseitigunj?  jener  Qtuulabzfige,  ander* 

seits  (latlurch  sich  erledig:*  n,  dass  ein  Kocht  gewisser  Per- 
sonen auf  formelle  Erbeinsetzimg  gegenwärtig  überhaupt 
nicht  mehr  besteht  ^  ihr  etwaiger  Pjftichttheüsanspmch 
aber  dem  Erbvertrage,  wie  dem  einseitigen  letzten  Wil- 
len gegenüber  völlig  glcicbinässig  zur  Geltung  kommt 
(§§.  2600  f.  des  B.O.B.).  Dabei  ist  voiatt8geset4>  dass 
nidit  eine  Enterbung  des  Pflichttheilsberechtigten  erfolgt 
ißt,  aber  freilich  niclit  im  Krbvertrage  selbst,  sondern 
im  eiiicui  letzten  Willen  gültiger  Weise  geschehen  kann 
(§.  259&  des  B.a.BO. 

IV.  Mit  der  regelmässigen  Unwiderroflichkeit  des 
Erbeinsetzungsvertrages  geht  die  Verfügungsfreiheit  de» 
Promittenten  unter  Lebenden  nach  wie  vor  Hand  ia 
Hand.  Nach  beiden  Seiten  hin  sind  jedoch  Ausnahmea 
(lenkbar;  in  letzterer  Beziehung  die  schon  i"»)  195  ei^ 
wähnten  (§.  2548  des  P».G.B.)  in  ersterer  Hinsicht  inso- 
fern, als  §.  2655  des  B*G.B.  die  Zulässigkeit  eines  ans* 
drücklichen  Widerrufsvorbehaltes  statuirt^  welchenfalls 
lUr  die  Form  des  Widerrufs  die  oben  §.  193,  IIL  ge- 
dachten Grundsätze  gleichfalls  Platz  greifen. 

Selbst  abgesehen  aber  von  einem  derartigen  au»* 
drücklichen  Widerrufsvorbehalte  leidet  auch  die  oben  in  §. 
193,  II.  erwähnte  Vorschrift  wegen  der  Aurtiebuug  der 
zu  Gunsten  eines  £hegatten  getroffenen  letztwilligen 
Verfügungen  auf  Erbverträge  ebenfalls  Anwendung  (§. 
2557  des  B.O  B.). 

V.  Die  Wirkungslosigkeit  des  Versprechens^  Jemanr 
den  letztwillig  zu  bedenken,  oder  mit  ihm  einen  Erbver 
trag  einzugehen,  bleibt  trotz  der  hinzutretenden  Accepta- 
tiuu  des  Promissars  auch  künftig  aufrecht  erhalten  <§. 
2559  des  B.G^B.),  und  ebenso  und  die  über  die  Erb» 
schafl  eines  Dritten  bei  dessen  Lebzeiten  abgeschloseenea 
Vertrüge  auch  künftig  nicht  als  Erb  Verträge  zu  behan- 
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dein,  vielmehr  wie  nach  Römischem  Rechte  der  Regei 
nach  nichtig,  ausgenommen,  wenn  der  Dritte  dem  Ver* 

trage  ausdrücklich  beigetreten  sein  und  nachmals  nicht 
€twa  eme  ihm  zuwiderlaufende  Verfügung  getroffen  haben 
aoUte  (§.  2563  des  B.G.B.).  Unser  seitheriger  Gerichts- 
brauch  (Cnrtins,  Handbach.  §.  830,  Note  b.)  hatte  sich 

insoweit  vom  Römischen  lu^chte  entfernt  und  einen  Ver» 
trag  der  letzteren  Art  für  völlig  gültig  erklärt. 

Oapitel  III.   Von  dem  Erwerbe  der  Erbschaft 

§.  197.  Antretnng  ond  AQsseUairiiitr* 

1.  Gleich  unserem  zeitherigea  Rechte  (Erbfolgemandat 
g.  124)  hält  auch  das  Gesetzbuch  ausnahmslos  an  dem 
Satze  fest,  dass  es  fUr  den  Berufenen,  um  Erbe  zu  werden, 
neben  der  eriblgtcn  Delation  unter  allen  Umständen  auch 
noch  einer  Wiiienserkläi'ung  seiuürbeits,  Erbe  sein  zu 
wollen,  bedürfe,  so  dass  von  einem  ipso  jure  eintretenden 
Erbschaftserwerbe,  wie  solcher  nach  älterem  Deutschen 
Rechte,  insbesondere  nach  dem  bachsenspiogel*)  regel- 
mässig; nach  dem  Kömiselien  Rechte  wenigstens  in  ge- 
wissen Fällen  stattfindet,  nirgends  mehr  bei  uns  die  Rede 
sein  kann  (§.  2250  des  B.G.B.).  Dies  bringt  es  mit  sich, 
dass  eine  Anzahl  der  l\r»mischrechtlichen  Sätzt*  ül)er  Form, 
Zeit  und  sonstige  Ijcschaffenheit  der  Antnttserkiärung, 
die  im  R<>mischen  Rechte  zunächst  nur  vom  heresvolun* 
tarius  galten,  jetzt  rücksichtlich  aller  Arten  von  Erben 
(einschliesslich  der  Vei*tragserben)  Auiniiliuie  gefunden 
iiaben  (§§.  2251  ff.  des  B.G.B.).  Festgehalten  wird  dabei 
nicht  bloss  die  Gleichgeltung  einer  ausdrücklich  erklärten 
und  einer  aus  condudenten  Handlungen  nur  zu  folgernden 
Willenserklärung  (§§.  2252  f.  des  B.G.B.),  sondern  auch 

Sachsenspiegel  B.  III.  Art.  83  §.  1,  B.  1.  Art.  «3.  —  von 
Gerber,  System  des  Deotschen  Frivatr.  |.  248,  not  11. 
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die  Wirknngsloaigkeit  einer  vor  dem  Anfalle  der  £rb»chalt 
erklärten  oder  an  ZeitbestininittiigeD,  resp.  Bedingungen 

• 

oder  qu«intitative  Beschräukungen  geknüpften  Antretung 
oder  Aufiscyagung  (§§.  2251,  2254,  2258  des  B.G.B.) 
—  letsEteree  im  Oegensatse  xum  yertragsmäMigen  Erb* 
verzichte  oben  §.  198  — .  Die  Mdglichkeit  des  Antrittes 
oder  der  Ausschlagung  der  Erbschaft  durch  gehörig  auu>- 
risirte  Stellvertreter,  seien  dies  freie,  oder  geeetsliche,  ist 
jetsEt  eine  ganz  allgemeine,  und  ebenso  bfingt  es  die  Be- 
seitigung des  Grundsatzes  ,,nemo  pro  parte  testatus  pro 
parte  intestatus  decedere  potest^'  von  selbst  mit  sich,  dass 
ein  zu  mehreren  Erbportionen  zu  der  einen  bedingt,  zu 
der  andern  unbedingt  berufener  Erbe  die  £rb8cha^^  rdck- 
sichtlich  der  einen  gültiger  Weise  antreten,  rücksichtlicb 
der  andern  ausschlagen  kann,  dass  ferner  ein  theila  direct 
eingesetzter,  tbeils  subsdtuirter  Erbe  nicht  genöthigt  ist^ 
beide  Portionen  anzunehmen  oder  auszuschlagen  (^^.  2262, 
2263  des  B.G.B,). 

IL  Anlangend  die  Frist,  binnen  welcher  die  Antretnng 
resp.  Ausschlagung  zu  erfolgen  hat,  so  kann  dieselbe  bei 
uns  entweder  auf  gesetzlicher  Vorschrift  oder  auf  richter- 
licher Verfügung  oder  auf  der  Anordnung  des  Erblassers 
beruhen. 

1.  Gesetzliche  Deliberationsfristen  kannte  unser  zeit- 
heriges  Recht  in  zwpi  Fälkn,  insofern 

a.  die  dec.  57  von  1661  verb.  mit  Erledigung  der 
Landesgebrechen  von  1661  Titel  von  Jnstitiensachen  §.  70^ 
abweichend  von  dem  geraeinen  Rechte  dem  Berufenen 
eine  ipso  jure  a  tempore  notitiae  laufende  einjährige  Frist 
mit  der  Wirkung  setzte^  dass  derselbe,  wenn  er  innerhalb 
dieses  Zeitraumes  sich  nicht  erkläre,  als  Erbe  behandelt  \ 
werden  solle;  während 

b.  nach  §.  16  des  geschädten  Banqueroutiermandates 
von  1766  den  Berufenen  dann,  wenn  der  Naehlaas  sich 
in  überschuldetem  Zustande  befand,  eine  nur  achtwöchige 
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Deliberationsfrist  verstattet  war,  und  zwar  hier  mit  der 
umgekehrten  Wirkung,  dass  wenn  er  diese  unbenutet 

verstreichen  lasse,  er  als  ausschlagend  behandelt  werden 
öolie.  Die  öub  a.  gedachte  für  Abschucidunir  von  Beweis- 
fragen  räekeichtlich  der  pasriven  äachlegitiBiation  eines 
Erben  praktisch  wichtige  Bestimmung  hat  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  §.  2265  ausdrücklich  wiederholt.  —  Daneben 
ist  aber  auch  *  . 

2.  das  gemeinrechtliche  Institut  einer  durch  den 
Richter  auf  Ansuchen  der  Gläubiger,  Vermftchtnissnehmer, 
Kacherben  u.  s.  f.  zu  setzenden  peremtorischen  Erklärungs- 
frist von  dem  Gesetzbuche  §.  2266  wieder  aufgenommen, 
wenn  auch  zum  Theiie  in  modiiicirter  Gestalt  Die 
L&nge  der  Frist  ist  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt, 
jedoch  soll  sie  nicht  unter  zwei  Monaten  bestimmt  werden. 
Die  Wirkung  des  Anebleibens  einer  fristgeraässen  Er- 
klärung ist  in  allen  Fällen  hier  die  gleiche,  nämlich  (im 
Gegensatse  zu  dem  Falle  oben  1  a.)  die  des  ohne  Weiteres 
eintretenden  Verlustes  des  Erbrechtes,  so  dass  sich  der 
gemeinrechtliche  Unterschied,*  ob  die  Frist  dem  Gläubiger 
resp.  Vermächtnissnehmer  oder  ob  sie  dem  Nacherben, 
resp.  Anwärter  gegenüber  laufe,  fortan  erledigt  (Arndts, 
Lehrb.  der  Pand.,  §.  509).  Auch  soll  dem  Erben  mit 
gleicher  Wirkung  innerhalb  dieser  Frist  die  Erfüllung 
einer  ihm  von  dem  Erblasser  auferlegten  Potestätiv« 
Bedingung  aufgegeben  werden  können. 

Nach  den  speciellen  Motiven  liaben  diese  Bestim- 
mungen den  Zweck,  die  oben  1  b.  gedachte  Vorschriti 
des  Banqueroutiermandates  su  ersetzen,  so  dass  letztere, 
obwohl  es  an  sich  ihrem  Inhalte  nach  und  mit  Rücksicht 
auf  §.  3  unter  7  der  Publicationsverordnung  denkbar  . 
wäre,  nicht  noch  daneben  als  fortgeltend  angesehen 
werden  kann. 

Abgesehen  hiervon  kann  endlich 

3.  auch  schon  der  Erblasser  eine  Frist  zur  Erklärung 
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bestimmt  haben,  die  dann  immer  von  selbst  die  Bedentong 

haben  soll,  dass  das  ju8  succedendi  beim  Mangel  einer 
tempestiven  Erklärung  verloren  gehe  (§.  2264  des  B.G.B.). 

4.  Stirbt  der  Berufene  widirend  des  Laufes  der  De- 
liberationsfrist ohne  sich  erklärt  zu  haben^  so  transmittirt 
er  sein  Kecht  in  allen  Fallen  auf  seine  Erben  (zu  vergl. 
oben  §.  178  A.  2,  Bd.  II.  S.  150),  und  zwar  iäuit  diesen 
die  vorstehend  su  1  a.  gedachte  einjährige  Frist  von 
erlangter  Wissenschaft  von  dem  Anfalle  der  beiderseitig  n 
Nachlässe  an  von  Neuem.  Ebenso  muss  in  den  Fälleu  . 
unter  2.  die  richterliche  Fristsetzung  ihnen  gegenüber 
wiederholt  werden  und  nur  in  dem  Falle  unter  3.  mttosen 
di(;  P>ben  des  Berufenen  den  tlieilweisen  Fristeuablauf 
gegen  sich  gelten  lassen. 

m.  So  lange  die  Antretung  oder  Ausschlagung  noch 
nicht  erfolgt  oder  flir  erfolgt  zu  achten  ist,  ruht  die  Erb- 
schaft und  ist  dieselbe  währi  iui  dieses  Zeitraumes  eben^ 
sowohl  Vermehrungen  zugänglich  als  Venninderungen 
ausgesetzt;  soweit  solche  ohne  Vermittelung  einer  Willens- 
liaiidlung  vor  sich  gehen  können.  Wülnviid  dieser  Zeit 
kann  aber  zur  gerichtlichen  Bestoiiung  eines  Ve Ureters 
(curator  hereditatis)  für  die  Verlassenschaft  verechrittea 
werden,  und  zwar  muss  das  Erbschaftsgericht  solches 
schon  von  Aintswcgcn  thun,  wenn  alle  Erben  unbekannt 
sind.  Sind  sie  zwar  bekannt,  deliberiren  aber  noch,  so 
ist  ein  Antrag  der  Gläubiger,  Vennächtnissnehmer  u.  s.  w. 
abzuwarten  (§.  2247  des  B.G.B. \  Ein  solcher  Nachlass- 
vertieter  gilt  dann  im  (Gegensätze  zu  dem  oben  §.  60 
unter  II.  gedachten  Testamentsvollstrecker  ab  einstweiliger 
Repräsentant  des  Verstorbenen.  Ihm  liegt  zunächst  zwar 
nur  die  custodia  rücksichtiich  der  V^erlassenschaft  ob, 
weshalb  er  auch  zu  Veräosaerungen,  ingleichen  zu  Proceas- 
führungen  (activ  und  passiv)  nur  innerhalb  der  hierdureh 
vorgezeichneten  Grenzen  befugt  ist.  Insofern  jedoch 
§.  2248  des  B.G.B,  a.  E.  im  Uebrigen  auf  die  Analogie 
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lier  AlterBVoriuuadBchaft  verweist,  wird  man  ihn  aachzar 
Vornahme  von  £rwerb8handlung(>n  im  Interesse  derErb- 

dcliaft  iuj'  befälligt  oracliten  dürfen,  z.  B.  Besitzerwerb. 
Sobald  übrigens  auch  nur  ein  einziger  Erbe  von  deu 
mehreren  Berufenen  sich  legitimirt  und  den  Nachlass  an- 
zutreten erklärt  y  erlischt  die  Function  des  Nacfalassver- 
treters  von  selbst  (§§.  2247  ff.  dv^  B.G.B.)- 

IV.  Weder  luit  drr  oben  unter  II.  geclacbteu  Deli- 
berationsfrist noch  mit  den  unter  III.  erwähnten  Grund- 
sätzen rficksichtlich  der  hereditas  jacens  ist  das  Altsäch- 
üisclic  Institut  des  nogenannten  dies  t  ri  cesi  ni  u«  zu  ver- 
wechseln. Dasi^eibe  beruht  auf  dem  Sachsenspiegel  B.  I. 
Artt  20;  22f  wo  von  einem  Zeiträume  von  der  Dauer 
eines  llfonates^  vom  Tode  des  Erblassers  an  gerechnet, 
die  Rede  ist.  Ursprünj:^lich  hatte  dieser  Zeitraum  wohl 
nur  die  Bedeutung  eines  tempus  iuctua^  innerhalb  dessen 
die  nächsten  Hinterbliebenen  weder  von  den  Gläubigem 
■des  Nachlasses  noch  von  den  Legataren  und  selbst  nic^t 
von  den  Erben,  soweit  letztere  mit  den  soeben  erwähnten 
Angehörigen  nicht  identisch  waren,  beunruhigt  werden 
durften.  An  dieser  Vorstellung  eines  einstweiligen  StUl- 
Standes  des  Haushaltes,  sowie  der  sonstigen  vermligens- 
rechtlichen  Beziehungen  des  Verstorbenen  knüpfte  ?iieh 
später  bisweilen  geradezu  die  Vorstellung  einer  Fiction 
des  Fortlebens  des  Erblassers  bis  zum  Tricesimus,  und 
Jiuch  unser  zeitheriges  Particidarrecht  hat  noch  ziemlich 
zahlreiche  Rückwirkungen  dieser  Autfassun fr  aufzuweisen. 
So  z.  B.  const.  a2.  pte.  UL;  ^  dec.  12  von  1746 
^Generale  y,die  Verjährung  der  auf  Aufkündigung  gestell- 
ten Sehuldforderungen  betn  ti.  vom  14.  Decembf»r  IHOl, 
§.  9.  —  In  das  Gesetzbuch  ist  dieselbe  jedoch  nur  sehr 
beschränkt  übergegangen.  Abgesehen  von  der  bereits  oben 
§.  194  in  der  Lehre  von  der  Testamentspublication  unter  L 
2  a.  Bd.II.  S.  198 erwähnten  Reiuini8cenz(§.  i^227desB.(>.B.) 

ist  hierher  nur  etwa  noch  die  Bestimmung  in  §.  224ü  des 
U.  U 
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B.G.B.,  sowie  §•  2437  des  B.O.B.  su  redmen^  nach  deren 

eröterer  Personen,  die  mit  dein  EibUissci  iu  häuslicher 
GemcinBcbait  lebten,  die  ihnen  von  demselben  zu  verab- 
reichen  gewesene  AiimeQtaüon  eiiiBchlieaslioh  des  Wolmiiiig»- 
rechtet  bis  .  sum  dreissigsten  Tage  nach  dem  Tode  des 
Verpflichteten  auch  von  den  Erben  noch  fort  verlangen 
können,  während  der  zuletzt  erwähnte  Paragraph  dem 
Tricesimus  rucksichtlich  der  Vermächimsse  noeh  insofern 

eine  Bedeutunir  ciniäuuit,  als  diese  vor  Abiauf  eines 
Monates  naeli  dem  Tode  des  Erblassers  von  den  Ülrbea 
überhaupt  nicht  geib^ert  werden  können. 

§.  198.    Re^elmtfssigre  Wirkungen  der  Anssehlagung  der  Erb» 
.  Behalt,  besiehentlleh  des  ErbTeizlehts ,  sowie  des  Antrittes 

der  Terlasseasehaft. 

I.  Der  AuBBchlagende  soll  nach  dem  Oeeetabuebey 

abgesehen  von  einer  zu  üuiisten  der  cuuLurrirenden  Mit- 
erben etwa  ansKUStelleuden  Piüchttheilsbt^'ecimuug,  so  be- 
handelt  werden,  als  m  er  vor  dem  Erblasser  verzlorben 
nnd  als  habe  er  somit  den  Erbanfali  gar  nicht  erlebt 
(§§.  2261,  2571  des  B.G.B.).  Demzufolge  tallt  die  £rb- 
sehaft  nunmehr  Demjenigen  an,  dem  sie  in  diesem  lets* 
teren  Falle  gleich  anfangs  deferirt  worden  wäre,  also  bei 
der  gewillkiuten  Erbiulge  dem  Nacherben,  wo  ein  solcli^T 
ernannt  ist,  resp.  den  Miterben,  wenn  ein  Accroscenziaii 
im  Sinne  des  nachfolgenden  §•  199  vorliegt,  eventuell 
dem  Intestaterben,  und  wenn  der  Ausschlagende  selbst 
schon  ein  gesetzlich  Berufener  war,  Demjenigen,  der  ab- 
gesehen von  ihm  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  der 
nächste  gosetaliohe  Erbe  gewesen  wäre.  Hierbei  kommt 
den  Descendenteu  des  Aussehlagenden  nach  jetzigem 
Rechte  in  allen  Fällen  der  oben  §.  181  unter  1.  Bd.  IL 
8.  159  erwähnte  Grundsatz  zu  Statten,  dass  das  ihnen 
in  diesem  Falle  angebotene  Successionsrecht  dn  selbstän- 
diges und  nicht  aus  der  Person  des  ausschlagenden  Pareos 
abgeleitetes  sei. 
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n.  Nicht  SU  Tervrechseln  mit  der  AoBsoblagang  dner 

deferirten  Erbschaft  ist  aber  der  bereits  bei  Lebzeiten 
des  Erblasser»  vertragsniässig  geleistete  Verzicht  auf  die 
künftig  zu  deferirende  Erbschafi  Zum  Unterschiede  von 
dem  bloMen  paetum  de  renunciando  (welches ,  soweit  es 
nicht,  als  pactum  de  hereditate  tertii  in  Gemässheit  des 
oben  §.  li^6  a.  E.  gedachten  Grundsatzes  überhaupt  für 
nichtig  m  achten  sein  sollte^  immer  nur  erst  eine  obliga« 
torisdie  Verpflichtung  des  Pk^mittenten  8U  dereinstiger 
Ausschlagung  der  ErbHoliaft  nacli  erfolgteni  Anfalle  be- 
gründen könnte),  schliesst  der  wirkliche  Erbverzicht,  wel- 
cher mit  dem  Erblasser  selbst  als  abgeschlossen  zu  den- 
ken ist^  den  Eintritt  der  Delation  von  vornherein  aus, 
Deslialb  ist  auch  der  Vei*zichtende  nicht  einmal  bei  der 
Berechnung  des  PÜichttheils  etwaiger  Miterbeu  mitzuzäh- 
len-(im  Gegensätze  zu  dem  oben  unter  1.  i.  A.  G^esagten), 
ausgenommen,  wenn  mit  dem  Versichte  eine  vorgängige 
Abtiiiduiig  des  Verzichtenden  fiir  sein  dereinstiges  Erb- 
recht verbunden  war  (§.  2572  des  B.G.B.).    Die  früheren 
Streitfragen,  welche  theils  betrefis  der  Form  eines  Erb- 
verzichtes  (ob  nftmüch  zu  dessen  GHlItigkeit  endliche  Be- 
stärkung gehöre:  const.  35  pte.  IL   —  Abhandhiiii,^  in 
Schwarze  und  Heyne,  Untersuchung  praktiscli  wichtiger 
Materien  B.  44  ff.),  theils  rücksichtlich  der  Wirkungen 
des  Vensichts  auf  die  Descendenten  des  Verzichtenden 
(zu  vergl.  oben  §.  181,  I.)  bestanden,  erledigt  das  Gesetz- 
buch dahin,  dass  es  fUr  den  Erbverzicht  im  Gegensätze 
ZU  dem  acquishiven  Erbvertrage  (oben  §.  196, 1.)  eine  be- 
sondere Form  nicht  vorschreibt  (§.  2660  des  B.G.B.); 
und  dass  es  dessen  Wirkungen  an  sich  nur  auf  die  Per- 
son des  Verzichtenden  beschränkt,  dabei  aber  wie  bei 
ErbeinsetBungBvertrfigen  (§.  2561  'des  B.0.BOi 
hier  beim  Erbverzichte  allerdings  gestattet,  beide  (Erb- 
einsetzungsvertrag  und  Erbverzicht)  ausdrücklich  r\ü  die 

Erben  des  Frumissars  resp.  des  Verzichtenden  mit  au 
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steilen  (§.  2&61  des  B.Q.B.)y  welchenfalls  dieselben  auch 
auf  die  Abkdtmnliiige  unter  der  Voranflsetsung  sorfiek* 

wirken,  dass  sie  Erben  ilires  Parcns  gfewortleu  seien. 

III.  Durcb  den  Antritt  der  Erbsehait  wird  ein  lit- 
prSsentattonsTerhältnifls  zwischen  dem  Erben  ond  dem  Erb- 
lasser dergestalt  hergesteOt^  dass  der  firstere 

a.  in  die  gesamniten  Vermögensrechte  des  Letzteren, 
soweit  dieselben  überhaupt  übertragbar  sind  Cohen  §.  177, 
nnter  no.  I.  Bd.  II.  8.  147),  eintritt  Wegen  der  Recht«, 
deren  Erwerb  an  die  Verlautbanmg  im  Grund-  and 
iiypotiiekeubuclie  geknüpft  ist,  und  wogen  des  diesfalls 
bestehenden  theilweisen  Unterschiedes  •  zwischen  Eigen- 
Anm  und  hypothekarischen  Forderungen  ist  zu  vet^L 
oben  Sachenrecht  §.  59,  11.  Bd.  I.  S.  215,  und  76, 
1.  Bd.  1.  8.  283,  dazu  §.  197  der  Gerichtsordnung. 
Der  Erwerb  des  Besitzes  an  den  in  der  Erbschaft  be- 
findlichen Sachen  setzt  dagegen  immer  eigene  BeBitc6^ 
greifung  seiteii  des  Erben  voraus  (§.  2288  des  B.G.ß.). 
lieber  das  in  letzterer  Bescichunp^  abweichende  alte  Säch- 
sische Becht  ist  zu  vergl.  Haubold^  Lehrbuch^  §.  353^  - 
Ebenso  gehen 

h.  ausser  den  oigeiuiiciu;ii  Lasten  der  I^rbschaft  auch 
die  persönlichen  Verbindhchkeiten  des  Erblassers,  soweit 
sie  nicht  ihrer  Natur  nach  mit  dessen  Tode  eriöschea 
(oben  §.  178,  I.  Bd.  H.  S.  147),  auf  die  Erben  fiber, 
jedoch  erstreckt  «ich  die  Haltung  des  Erben  liii-  die  Schul- 
den des  Erblassers  hei  uns  in  allen  Fällen  nicht  über 
den  Betrag  der  Erbschaft  hinaus.  Der  Sachsenspiegel 
B.  I.  Art.  IG  ging  sogar  soweit,  den  Erben  nur  bizzani 
Betrage  der  in  der  Erbschaft  begriffenen  fahrenden  Hah« 
für  Bezahlung  der  Erbschaftsschuldeu haftbar  zu  machen.  ^) 
Die  deo.  57  von  1661  nimmt  aber  den  W^iih  des  Qe- 

*)  An  den  Immobilien  war  die  Familie  im  Ganzen  rechtlich 
intercssirt.  Sachsenspiegel,  B.  I.  Art.  62,  ft.  l.  —  fon  Gerber,  Sjstea 
etc.,  §.  .81,  8.  197  f.  der  IX.  Auflage. 
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BammtnachlaBses  einBchliesslich  der  Immobilien  hierbei 

zuiii  Maassstabi  und  statiiirt  nur  ira  Falle  einer  den  Er- 
ben zur  Lost  ialienden  vortheühai'ten  Gefährde'^  eine 
darüber  hiuausgeheisde  Haftung  deseelben  (übereinstim- 
mend mit  Erl.  der  Landesgebrechen  vom  22.  Juni  1661  ^ 
70  SclilussHatz).  Das  OeFctzbiich  im  2328  ist  ohne 
des  Falles  des  dolus  besonders  zu  gedenken  bei  obigem 
Principe  stehen  geblieben.  Nur  hat  man  dasselbe  wie 
schon  seither  nicht  etwa  so  zu  verstehen,  als  ob  die  Erb« 
Bcliaftsgläubiger  sich  schlechterdings  blo&s  an  die  einzel- 
nen vorhandenen  Kachlassobjecte  in  natura  zu  halten  be- 
rechtigt wären sondern  es  soll  damit  nur  gesagt  sein, 
dass  sich  der  Umfang  der  Haftung  des  Erben  fUr  die 
Nachlassschuld  nach  dem  jedesmaligen  Werthsbetrage  der 
bereditas  bestimme,  so  dass  derselbe  eintretenden  Falles 
innerhalb  dieser  Grenzen  fUr  die  Bezahlung  der  Schul- 
den auch  aus  eigenen  Mitteln  anfzukoromen  verpflichtet 
sein  würde.  Der  gemeinrechtliche,  rücksichtüch  der  Er- 
Katzforderung  aus  Delicten  des  Erblassers  geltende  ähn- 
li<^e  Grundsatz  verliert  somit  bei  uns  sein  Eigenthümliches, 
und  ebenso  könnte  es  scheinen,  als  ob  hierdurch  das  bene- 
fieiuin  inventarii  des  Justiuianeischen  liechtes  völlig  ent- 
behrlich geworden  sei.  Gleichwohl  ist  die  von  dem  £r^ 
ben  innerhalb  Jahresfrist  von  dem  ihm  kundgewordenen 
Erbanfalle  an  zu  bewirkende  gerichtliche  oder  notarielle 
inventarisirung  des  Nachlasses,  wie  solche  §.  2331  des 
B.G.B.  dem  Erben  nachlässt,  insofern  für  denselben  immer 
noch  von  Nutzen,  als  er  dadurch  das  Recht  erhält,  die 
sich  meldenden  Nachla-ssgläubiger  rusp.  Verniächtniäsneh- 
mer,  Anwärter  u.  s.  f.  ohne  Rücksicht  auf  die  Sufficienz 
des  Nachlasses,  sowie  ohne  PriUung  der  ihnen  im  Falle  eines 
Coneursausbruches  etwa  zur  Seite  stehenden  Prioritäts- 
rechte zu  befriedigen,  so^\  ic  \\  <'p:en  seiner  eigenen  an  nich 
durch  Confusion  erlösciienden  Forderungen  an  den  Nach- 
lass  (§.  22dö  des  B.G.B.)  aus  demselben  sieb  bezahlt  zu 
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machen«  •  Die  nach  vollst&ndiger  Erschöpfung  der  Nach* 

lassiuasse  sich  meldenden  Forderungsberechtigteii  kann 
der  Erbe  solcheuialls  zur  Eegressklage  gegen  die  früher 
Befriedigten  verweisen,  wlüurend  er  aoBserdem  mit  dem 
blossen  Nachwebe  des  Erschöpftseins  der  &b8chaft  sich 
nicht  mit  Erfolg  schützen,  sondern  vorbehaltlich  des  von  iljm 
selbst  an  die  iröher  Befriedigten  zu  nehmenden  Regresses 
einer  beziehentlich  verhältnissmässigen  Beiriedignng  der 
sich  später  Meldenden  aus  eigenen  Mitteln  sich  nicht  ent- 
brechen  könnte  (§§.  2332  des  B.G.B.).    Der  förm- 

lichen Inventarerrichtung  steht  übrigens  eine  binnen  |^ei- 
eher  Frist  vom  Erben  bei  Gericht  eingereichte  anf  Er- 
fordern  eidlich  zu  bestärkende  i'nvatspeciücation  des 
Nachlasses  in  ihren  Wirkungen  gleich,  namentlich  auch 
insofern,  als  einem  derajrtigen  Erben  nach  dem  Mandate  (l): 
die  Edictalcitatiouen  ausserhalb  des  (^oncurses  betreff.,  vom 
i-Ö.  November  1779  unter  I.  3,  das  Mittel  zu  Gebote  steht, 
durch  Beantragung  öffentlicher  Vorladung  der  unbekann- 
ten Gläubiger  des  Erblassers  sich  Über  die  Kräfte  des 
Nachlasses  Gewissheit  zu  verschaffen.  Eines  ausdrück- 
lichen Vorbehaltes  des  Erben  beim  Nacblassantritte^  dsss 
er  das  beneficinm  inventarii  für  sieb  in  Anspruch  nehme, 
bedarf  es  nicht;  jedoch  kommen  ihm  die  V^ortheile  der 
rechtaeitigeu  iuveutaricuerrichtung  überall  nur  unter  der 
Voraussetzung  zu  Statten,  dass  die  Ueberschuldung  des 
Nachlasses  ihm  nicht  etwa  erweislich  bekannt  gewesen, 
oder  doch  zu  befurchten  stand. 

c.  Eine  weitere,  gieichiails  auf  dec  57  beruhende 
Singularität  unseres  zeitherigen  Rechtes,  wonach  der  Erbe 
sich  selbst  nach  erfolgtem  Antritte  des  Nachlasses  inne^ 
halb  Jahresirist  von  dessen  Anfalle  an  gerecimet  unter  der 
Voraussetzung  einer  von  ihm  herauszugebenden  eidlicben 
8pecification  von  dem  Nachlasse  wieder  lossagen  komite, 
ist  durch  unsere  Gesetzgebung  beseitigt,  insofern  der  An- 
tritt der  Erbschaft  ebenso  wie  deren  Ausschlagung  un 
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§.  2260  des  B.(}.B.  fUi*  schlechthin  unwiderrutiicii  erklärt 
worden  ist.  Indessen  tritt  bei  vorhandener  Insolvenz  der 
Verlassenschaft  die  Wirkung  einer  Ansschliessnng  der 

cuntusio  zu  (iuusten  der  eigenen  ^Iacblai?biuiilerungcu  des 
Erben  auch  ohne  vorgängige  Inventarerrichtimg  schon 
*  kraft  des  Gesetzes  inuner  ein^  nur  dass  der  Erbe  beim 
Mangel  eines  Inventars  auf  die  bloss  verh&ltnissmässige 
nach  den  Grundsätzen  des  Concurs>recLtee  sich  bestimmende 
Öelbstbeiriedigung  beschränkt  bleibt ,  obsohon  er  den 
etwaigen  Begräbnissau^and,  sowie  die  Kosten  der  Testa- 
mentseröffnung u.  8.  f.  auch  in  diesem  Falle  als  Massefor- 
4ieruugen  voll  vorweg  in  Abzug  zu  bringen  berechtigt  ist. 

III.  Ein  jener  beschränkten  Haftung  der  Erben  cor- 
relates  Recht  der  Gläubiger ,  Venmächtnissnehmer  u.  s.  f. 
ist  das  ihnen  zustehende  Hctugniss,  auf  Separation  des 
iSaciilasses  anzutragen,  tails  ihnen  aus  der  Vermischung 
desselben  mit  dem  eigenen  Vermögen  des  Erben  Nach- 
ibeil^au  erwachsen  droht ,  um  sich  auf  diese  Weise  ihre 
Befriedigung  luis  den  eigentlielien  Kachla^sbe^tandthei- 
len  zu  sichern  (§§.  2333  ff.  des  B.O.B.  .  Dieses  Recht 
erliseht  aber  nicht  bloss  innerhalb  Jahresfiist  von  Antra- 
tung  der  Erbschaft  an  (§.  2342  des  B.G.B.),  sondern  auch 
i^chon  diuin  und  insoweit,  als  eine  nieht  mehr  riickgäii- 
«  gig  zu  machende  Vermischung  des  Erbvermögeus  mit  dem 
eigenen  des  Erben  im  einzelnen  Falle  stattgeiunden  haben 
solhe  (§.  2341  des  B.GJB.).  Wird  dieses  Separationsrecbt 
nur  von  einem  i^nzclnen  der  mehreren  Berechtigten  in 
Anspruch  genommen,  so  soll  es  doch  ipso  jure  auch  den 
Uebrigen  mit  au  Statten  kommen  (§.  2339  des  B.GB.)« 

199.   Von  dem  AnwaehsttniTsrechte  und  der  Indi^rnHat- 

1.  £in gesetzliches  Anwachsungsrecht  im  Sinne  des 
Bömischen  Rechtes  ezistirt  bei  uns  nicht«nehr.   Die  einem 

gesetzlichen  Erben  deferirte  Erbportion  Mt,  ^wenn  der- 
selbe vor  ihrer  Erwerbung  verstirbt,  zunächst  vermöge 
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TranBiDissiotosredhtes  an  demen  Erben  und  in  deren  Er- 

mangelung,  oder  wenn  der  zunäcJist  Berufene  ausscldug, 
an  diejenige^,  welche  den  erledigten  l^^banüieil  erhalten 
haben  würden,  wenn  der  Berufene  vor  dem  ErUaaeer 
verstorben  wäre.  Dagegen  konnte  nach  dem  Rechte  des- 
Erbfolgeiuandates  und  kann  auch  jetzt  noch  unter  meh- 
reren letztwillig  eingesetzten  Miterben  ein  Anwachsungs- 
recht allerdings  noch  vorkommen,  wenn  auch  nur  aus*, 
nahmsweise ,  uml  mit  wedentli^  li  veränderter  Grundlage. 
Während  nämiicli  nach  gemeinem  iiechte  das  Acci*escenz- 
recht  unter  mehreren  Testamentserben  vorwiegend  auf 
den  Grundsatz:  nemo  pro  parte  testatus  etc.  Eurfickanfllhren 
ist,  und  durch  den  \\  liicn  des  Erblasser*^  zwar  in  gewiaaer 
Uinsicht  modüicirt,  aber  nie  ganz  att%ehoben  werden  kann, 
ist  dasselbe  bei  uns  lediglich  als  auf  der  Willensabsicht 
des  Testirers  benihend  zu  denken,  d.  h.  es»  soll  dasselbe 
nur  dann  und  insoweit  IMatz  greifen,  wenn  und  inwieweit 
die  Art  und  Weise  der  jSrbeinsetzung  die  Annahme  be- 
gründet erscheinen  Iftsst,  dass  sein  Eintritt  im  Sinne  des 
Testators  gelegen  Lab(\  Schon  naeli  dem  Erbfolgeman- 
date  und  ebenso  nach  dem  Gesetzbuche  gilt  an  sich  die 
Regel,  dassy  wenn  von  mehreren  eingesetzten  Erben  der 
Eine  die  ihm  zugedaehte  Portion  nicht  erwirbt,  ohne  dass 
durch  Transmission  oder  Substitution  dem  Freiwerden 
der  Letzteren  vorgebeugt  wäre^  der  erledigte  Antheil  an 
die  Intestaterben  fMIt  (Erbfolgemandat  §.  4  —  §.  2011 
des  B.(jr.ß.).  Es  soll  aiäu  die  Vermuthung  datiir  streiten^ 
dass  der  Erblasser  das  Anwachsungsrecht  nicht  gewttnseht 
habe.  Nur  der  Fall  wird  von  dem  Mandate  und  Gesetz- 
buchf  hierbei  ausgenommen,  wenn  mehrere  Krben  durch 
letzten  Willen  oder  Erbverti*ag  gemeinschaitlich  zu  dem 
Gesammtnachlasse  oder  zu  einem  aliquoten  Theile  dessel- 
ben^ jedoch  ohnemflhere  Angabe  darüber  berufen  aind^ 
wie  viel  der  Einzelne  von  der  Verlassen^cliaft  resp.  von 
der  ihnen  zusammen  zugewendeten  C^uote  erhalten  sott. 
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Hier  soll  «wischen  ihnen  die  gegentheilige  PjriBnmtion  ein- 
treten, indem  man  dann  davon  ausgeht,  der  Testator  hahe 

durch  die  Fa.iHuiig  der  Erbeiüsetzung  zu  erkennen  geben 
weilen,  daBH  er  jedem  der  geraeioachaftiich  in  dieser  Weise 
berufenen  Erben  an  sich  das  Ganse  g^;^nnt  haben  würde, 
und  zwar  sollen  unter  mehreren  solchergestalt  Berufenen 
wiederum  Diejenigen  betreffs  des  Anwachsungsrechtes 
untereinander  den  Uebrigen  vorgehen,  die  in  einem  Satae 
oder  unter  einer  Qesanmitbeaseiehnung  eingesetst  sind 
(§§.  2270  des  B.G.B.).    Umgekehrt  aber  fällt  selbst 

unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  dennoch  jedes 
Anwacheungsreoht  hinw^,  sobald  es  der  Erblasser  aus- 
drücklich verbot  (§.  2276  des  B-aB.)."*) 

Wie  schon  nach  gemeinem  Rechte  schliesst  das  Trans« 
missioosreciit  unbedingt,  die  Nacherbeueiusetzung  wenig- 
stens in  der  Regel  und  mit  Ausnahme  des  oben  §•  191, 
I.  a.  E.  gedachten  singulären  Falles  (§*  2273  des  B.aB.) 
das  Anwachsungsrecht  aus. 

IL  Indignität,  —  Alles,  was  kratt  des  Gesetzes  oder 
durch  letztwillige  widerrufliche  oder  unwiderrufliche  Ver- 
ingung  Jemandem  als  Erben ,  Vermftohtnissnehmeri  An- 
Wärter  u.  s.  w.  anfällt,  soll  derselbe 

1.  in  folgenden  Fällen  nach  Vorschrift  des  Erbfolge- 
mandates  §§.  lOB  ff.  verb.  mit  den  nur  sehr  wenig  ab- 
weichenden Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches 
in  deu  ^sj.  2277  ff.  verlieren : 

a.  wenn  er  den  Erblasser  vorsäti^üch  tödtcte^  oder 
zur  Errichtung  eines  letzten  Willens  unfUilg  machte; 

*)  Nach  gemeinem  Bechte  ist  die  Coiuanctiaii  (und  zwar  bloss 
die  conjunctio  re  sowie  coqjunctio  re  et  verbis  im  Gegensatze  zu  der 
mieigentlichen,  nur  verbis  Tennittelten  Yerbindung:  1.  t42  0.  de  Terb. 
signif.  L.,  16,  1.  89  und  94  D.  de  leg.  IH.  (XXXn.)  1.  lö  pr.,  I.  17 
§.  1,  1.  f>6  D.  de  her.  inst  XXYIIL,  6.  Vangerow,  Lehrb.  der  Fand. 
Bd.  II.  S.  332  ff.  §.  496  Anm.  8),  nicht  überhaupt ,  wie  bei  uns, 
erst  Entstehungggrund  fttr  das  Accrescensrecht  der  Mitcrbeo,  sondern 
sie  erzeugt  nur  ein  Yorsugsreeht  gewisser  Bliterben  vor  andern. 
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b.  wenn  er  duroh  Zwang  oder  Betrag  bewirkte,  (Um 

der  Erblasser  eine  Diftposition  auf  den  TodesfiiU  errich- 
tete, oder  abänderte,  beadeheutiich  dei-en  Errichtung  oder 
Abänderung  unterliese; 

c.  wenn  er  schriftliche  letstwiUige  Verfügungen  des 
Erblassers  zum  Nachtheile  eines  Dritten  unttrdiiuku. 
flachte  oder  sonst  beweistiuiahig  uiachte.     Indessen  sei) 

2.  auf  den  VerluBt  wegen  Unwtirdigkeit  niemais  mehr 
von  Amtiwegen  erkannt  werden,  und  dem  Unwürdigen 
selbst  nach  ertulgter  Geltendmachung  des  Indignitätsgrun- 
dee  jederzeit  der  Beweis  einer  Seiten  des  Erblassers  er- 
langten VenEeihung  offen  stehen  (§§.  2279  und  2280  des 

B.G.B.),    budaiiii  soll  aber  auch 

3.  der  Unwürdige,  wenn  die  Indignität  mit  Erfolg 
gegen  ihn  ausgeführt  worden  ist^  gleich  einem.  Ansschls- 
genden,  also  vor  dem  Erblasser  Verstorbenen,  behandfk 
weiden,  ohne  dass  also  hierdurch  das  Erbrecht  .seiiit-r 
ihm  etwa  nachrückenden  Descendenten  iigendwie  berührt  1 
würde  (§.  2278  des  B.Q.B.). 

200.   VerhäUnitts  der  MiterUen  /.u  eluand^^r  in  Bssnff  aaf  4k 
Elnwerfuifs-  <€ollaUan8->>  Pftieht. 

Nach  dem  Gesetzbuche  beruht  die  Lehre  von  der 
Coliation  nur  noch  aut  dem  Gedanken,  das»  Aelterii  voraus- 
setzUch  jedes  ihrer  Kinder  mit  gleicher  I.iiebe  umfassen, 
und  durch  aussergewöhnliche  Verm($genssuwendungen,  die 
sie  schon  bei  iiiren  Lebzeiten  dem  Einzelnen  machten, 
diese  bezüglich  ilires  Nachlasses  nicht  haben  bevorzugen 
wollen,  derartige  Vorempfkngnisse  also  auch  bei  der  Ver- 
theilung  der  älterlichen  Verlassenschaft  in  der  Regel  zu 
behandeln  seien,  als  seien  sie  in  letzterer  noch  vorhanden. 
Hieraus  ergiebt  sich, 

1.  dass  die  Oollationspflicht  nur  im  Falle  dei*  gesetz- 
lichen Erbfolge  eintritt,  da  bei  der  gewillkürten  voraus- 
zusetzen ist,  dass  der  Erblasser  auf  die  etwa  ertbrder- 
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liehe  Auagleichung,  soweit  dieselbe  überliaupt  in  «einer 
Absicht  lagy  schon  bei  der  Kaohlassvertheüung  unter  die 

Eingesetzten  Bedacht  genommeu  liabeii  werde.  Nament- 
lich erledigt  sich  hierdurch  die  Ausnahme  des  Justinianei 
sch^n  Rechtes  rUoksichtlich  derjenigen  testamentarisch 
berufenen  Desoendenten ,  die  anch  ohne  letaten  Willen 
Erben  gii worden  wären,  und  bei  der  heutzutage  mög- 
lichen gemischten  Krblölge  hndet  eine  Coilation  e|)en 
nur  insoweit  statt,  als  vennSge  Gesetzes  snooedirt  wird 
(§§.  2354,  2871  des  B.G^.).  Weiter  folgt  aber  auch 
hieraus : 

2.  dass  die  Coilation  nur  im  Verhältnisse  von  De- 
scendenten  zu  einander  bei  gemeinschaftlicher  Beerbung 
ihres  Ascendenten  vorkommen  kann,  hier  aber  auch  ohne 

Unterschied  des  l  irades,  und  zwar  haben  entferntere  Ab- 
kömmlinge nicht  bloss  das,  was  sie  selbst  von  dem  Erb- 
lasser an  Collationsobjecten  empfingen  (gleichviel  ob  sie 
sur  Zeit  des  Empfanges  bereits  unmittelbar  erbberechtigt 
waren  oder  nicht),  sondern  auch  dasjenige  einzuwerfen, 
was  ihr  Parens  zu  conferiren  gehabt  hätte,  wenn  er 
selbst  Erbe  geworden  wftre,  mdgen  sie  denselben  beerbt 
haben  oder  nicht  (Erbfolgemandat  §§.  34,  35.  —  §§. 
2358,  2359  des  B.G.Ji.).  Nichtdescendeutun  können  nur 
als  Transmissionserben  oder  als  Erbschaftsk&ufer  (§.  2372 
des  B.GKB.)  in  den  Fall  kommen,  conferiren  zu  müssen, 
wenn  und  insoweit  derjenige,  von  dem  sie  ihr  Recht  ab- 
leiten, collatiouspfiichtig  war.  Die  Ausnahme  des  älteren 
Rechtes  rücksichtlich  der  die  statutarische  Portion  wählen- 
den Wittwe  hat  sich  durch  die  Umgestaltung  des  ehe- 
liehen  Er bi  echtes  von  selbst  erledigt.  Es  folgt  aber 
auch  weiter, 

3.  dass  nur  Zuwendungen  unter  Lebenden  G^n- 
stand  der  Coilation  sein  können,  und  zwar  ist  die  CoUa- 

tionspflicbt  je  nach  Verschiedenheit  des  Objectb  bald 
eine  bedingte,  bald  eine  unbedingte. 


220  Er bBchafts recht:  §,  200.  CoUationspflichi.  Bedingte  nnd 

a.  Unbedingte  Einwerfungsgegenstftnde  sind  Bolche, 

die  schon  vermöge  allgemeiner  Rechtsvorschrift  m  con- 
feriren  sind,  sobald  nur  der  Erblasser  nicht  das  Gegen- 
theü  verordnete,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der 
Empftnger  mit  ebemnftssig  Bedachten  concorrirt  oder 
nicht  Sie  bilden  eine  ^geschlossene  Zahl  (§.  2354  des 
ßjG.£.),  und  tragen  insgusammt  den  Charakter  einer 
den  Descendenten  gewährten  Beihülfe  snr  Begründung 
ein^  selbständigen  Existens  oder  doch  nu  sonstiger 
dauernder  Verbesserung  seiner  Lebensstellung. 

b.  Bedingte  (  oilationsobjectc  sind  V^orauscmpfäng- 
nisse,  die  nur  nach  Umständen  des  einzelnen  Falles  der 
Einwerfung  unterliegen,  entweder  deshalb,  weil  der  Em- 
ptünger  mit  Sulclun  zusammentrifft,  die  Zuwendungen 
der  zu  a.  gedachten  Art  ei  hieitcu,  oder  deshalb,  weil  der 
Erblasser  sofort  bei  der  Zuwendung  dem  Emp^ger  die 
dereinstige  Einwerfung  zur  Pflicht  machte.  Ersteres  ist 
der  Fall  bei  Sclienkungen  unter  Lebenden,  vorausgesetzt, 
dass  die  collationspiiichtigen  Miterben  ausser  den  Con- 
ferenden  der  [zu  a  gedachten  Art  nicht  auch  noch  ein- 
fache Schenkungen  erhielten  (§.  2356  des  B.G.B.).  Anf 
b'tztereui  Wege  kann  jede  Zuwendung  zu  einer  Collationspost 
erhüben  werden,  die,  auch  wenn  sie  nicht  gerade  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Schenkung  flUit,  dodi  ohne  das 
Bestehen  einer  Rechtspflicht  gemacht  wurde  (§.  2357  dss 
B.G.B. j.  Vornehmlieh  gehören  hierher  Studienkosten, 
sobald  sie  das  Maas»  des  standesniässigen  Erzieh ungsauf* 
wandes  überschreiten  (so  lange  dies  nicht  der  Fall  ist, 
gehören  sie  weder  unter  die  Kategorie  a«  noch  unter  die 
von  b.);  ferner  Schulden,  die  der  Asoendent  für  den 
Descendenten,  ohne  hierzu  rechtlich  verbunden  zu  sein, 
berichtigte.  Rücksichtlich  der  Studienkosten  enthielt 
schon  dec.  50  von  1661  einen  ähnlichen  Satz,  ebenso  wie 
rücksichtlieh  der  Kosten  für  F2rhingung  eines  akademi- 
schen Grades.   Der  letztere  Fall  ist  jedoch  von  dem  Ge- 
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»etzbuche  nunmehr  unter  die  unbedingten  CoUationsposten 
unter  a  aii%enoinmen. 

4.  lJ<;bi  r  diu  Modalität  und  den  Uiutang  der  CoUa- 
tioQBpflicht  gelten  im  Wesentlichen  die  gemeimrechtlichen 
Grunobätze,  also  namentlicb  Wahl  zwischen  Natural- 
oder  Werthflcollation  (§.  23^  des  B.G.B.),  in  der  Regel 
auch  lieschränkunj^  auf  die  novh  gegenwärtige  Bereiche- 
mng  (§.  2365  verb.  mit  §.  2^4  des  B.G.B,).  Jedoch 
kann  der  CoUationspflkhtige  nach  §.  2361  des  ,B.G3. 
nie  in  den  Fall  kommen,  mehr  einwerfen  zu  müssen,  als 
sein  Erbtheil  beträgt,  wa?s  wohl  unbedenklich  ho  zu  ver- 
stehen ist,  dass  der  (Joilationspiiichtige  selbst  in  dem  für 
ihn  ungünstigsten  Falle  zu  einer  haaren  Herauszahiung 
an  die  zn  vertheilende  Nachlassmasse  nicht  genöthigt 
werden  könne. 

5.  Der  Erblasser  kann  ührigens  in  Gemttssheit  des 

im  Eingange  aufgestellten  allgemeinen  PniK  ipes  an  sich 
zwar  die  Oollationsvcrbindlichkeit  jederzeit  (jrlassen  (§. 
2369  des  B.G.B.).  Kur  darf  sowohl  durch  ein  solches 
Verbot  der  CoUation,  als  auch  durch  deren  Anordnung 
Seiten  de«  Erblassers  in  Fällen,  wo  die  Coliationspflicht 
an  sich  dem  Vorstehenden  nach  «ausgeschlossen  gewesen 
sein  würde^  in  keinem  Falle  eine  Verletzung  der  einzel- 
nen Miterben  in  ihrem  Pflichttheile  herbeigeführt  werden 
(§.  2370  des  B.G.B.).  Im  Uebrigen  ist  zu  vergleichen 
hierzu  unten  §.  204,  I  a. 


*)  Hei  spiel:  A  hintcrlasst  3000  Thlr  Eflfectiv  vermögen  und 
drei  Söhne  (B,  C,  D).  Von  diesen  hat  D  trüber  2000  TUr.  Con- 
ferenden  empfangen.  Uier  stellt  sich  der  JNaehlass  auf  6000  Thlr., 
so  dsis  der  Kopftheil  auf  1666  Thhr.  10  Ngr.  nch  besiffert,  mithin 
D  noch  833  Tblr.  20  Ngr.  heraiisuhlen  mflsste,  ohne  das  Geringste 
ans  der  Erbschail  sn  empfangen.  Dies  brsocht  aber  D  nicht,  son- 
dern er  gdit  nur  leer  ans,  wShreod  seine  Biüder  mit  je  1600  Thlr. 
steh  becatgen. 
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$.  SOI.  Yon  4«B  Reehtsmltteln  ehib  Sehutze  keitokMitlidi  nr 

Eealislnuig  des  Srbredite«« 

L  Erbschatts klage  (hereditatis  petiüo;.  Dieselbe 
kommt 

1.  in  dem  GeaetEbaclie  in  der  Eigensdialt  einer 
bloflten  Prftjiidicialklage,  d.  h.  zur  AaBfUhrung  des  Eib- 

rechtets  gt'gen  bloss  woillichc  Störungen  Seiten  eines  siel» 
selbst  Erbrecbt  beüegeaden  Dritten  (zu  vergl.  Mühlen- 
brach,  Forts.  SEU  aiüok's  CommentAr  JUMl  S.  85.)  aicht 
vor,  sondern  ist  nur  sum  Schutze  des  Erbrechtes  gegen 
thatsächliehe  Beeinträchtigungen,  also  in  der  Regel  nur 
gegen  den  Besitaer  der  ganzen  Erbschaft  oder  auch  eiar 
seiner  ErfaechaftBaachen  anstellbar ,  dafem  dieeer  eelfait 
Erbe  zu  sein  behauptet,  oder  ohne  allen  Rechtsgrund  be- 
sitzt (§.  2291  des  B.G.B.).  Unter  der  niimlichen  Voraus- 
setzung (sei  es  der  Anmaassung  eines  eigenen  Erbrechtes^ 
oder  einer  mit  Ne^^ning  des  Erbrechtes  des  Klägers 
verbundenen  völlig  grundlosen  Weip^erung)  kann  sogar 
auch  schon  die  blosse  Vorenthaltuug  einer  zur  i!^i  böchall 
gehörigen  Geldschuld  oder  einer  sonstigen  Leistung  der 
in  §.  2292  des  B.G.B.  gedachten  Art  zur  Erhebung  der 
Kl bschaftsklage  tiihren.  Selbst  der  Umstand,  dass  der 
Kläger  nicht  ein  ausschlicsöliches ,  sondern  nur  ein  Mit- 
erbrecht  an  dem  Nachlasse  in  Anspruch  nimmt  (söge* 
nannte  hereditatis  petitio  partiaria),  ist  nur  in  Bezug  auf 
den  Ilml'anc:  des  hierauf  zu  gründenden  Petitunis  vuii 
Einüuss,  ohne  im  Uebrigen  an  der  Natur  der  Klage  (§. 
2293  des  B.G.B.)  Etwas  zu  ändern,  mag  nun  dieselbe 
solchenfidis  darauf  gerichtet  sein,  Theikrhreolit  neben 
dem  von  ihm  in  der  Khige  fr(  i  willig  anerkannten  Mit- 
erbrechte des  Beklagten,  oder  gegen  einen  nicht  erbbe- 
rechtigten Dritten  in  einem  der  vorbeaeichnelen  FiUe 
zur  Geltung  zu  bringen.  Handelt  es  sich  insbesondere 
um  Herausgabe  einer  einzelnen  Sache  als  einer  zur  Erb- 
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schüft  gehörigen  y  so  würde  an  sich  der  mit  der  Erb- 

schaflsklage  Auftretende  ausser  seinem  Erbrechte  auch 
noch  den  Umstand  zu  begründen  und  eventuell  zu  be- 
weisen hftben,  dass  die  Sache  bis  zum  Tode  des  Erb- 
lassers in  dessen  Verm(igen  (resp.  wenigstens  in  dessen 
Besitze)  behrulHch  gewesen  sei.    Das  Oberappellationsge- 
richt pHe«:!  jedoch  tUr  solche  FäUe  nach  einer  schon 
früher  befolgten  and  auch  der  Vorschrift  des  Gesetzbu- 
ches in  §.  2294  a.  E.  gegenüber  festgehaltenen  Praxis 
die  an  sich  nur  ein  theiiweises  Leugnen  des  Kiaggr lin- 
des involvirende  Behauptung  des  Beklagten  ^  dass  <^r  die 
Sache  kurz  vor  dem  Tode  des  Erblassers  von  diesem 
geschenkt   odvr   sonst    inter   vivos    erhalten    habe,  als 
Exoeption  zu  behandeln,  und  denigeraäss  die  Beweislast 
zu  Gunsten  des  Klägers  zu  vertheilen  (Annalen  N.  F* 
m.  137  verb.  mit  Ä.  F.  VII,  550). 

Ueber  das  Verhältniss  der  Smguiai'kiage  zur  Erb-: 
Schaftsklage  und  die  miigliche  Ooncurrenz  beider  sowie 
die  ftir  den  Beklagten  daraus  nach  Befinden  erwaobsende 
exceptio  litis  pendentis  und  rei  judicatae  sind  zu  ver- 
gleichen die  DetaUlbestimmungen  in  §§.  2318—2321 
des  B.aB. 

2.  Unsere  heutige  Erbschailsklage  ist  nicht  mehr  diö 
sogenannte  relative  des  Deutschen,  sondern  die  absolute 
des  Römischen  Rechtes,  d.  h«  es  genügt  seiten  des  Klä- 
gers (abgesehen  von  dem  Beweise  des  Todes  des  Erb- 
lafisers)  nicht  die  Behauptung  und  der  Beweis,  dass  er 
ein  besfieres  Erbrecht  als  der  Beklagte  habe,  sondern  er 
muss  sein  ausschliessliches  -  resp.  wenigstens  sein  Miterb- 
recht  unabhängig  von  der  Person  des  Beklagten  dar- 
thun.    Diesen  Beweis  führt 

a.  der  in  einem  gerichtlichen  oder  schriftlichen 
Privattestamente,  oder  in  einem  Erbvertrage  Eingesetzte 
regelmässig  durch  Beibringung  des  Testamentes,  resp. 
der  Vertragsurkunde  saninit  den  nach  Betindeo  dazu  ge- 
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hörigen  gerichtliclien  oder  notarielleu  Protocolien.  iu- 
dßsaen  ist  ihm  hier^  wie  auch  in  dem  Falle  eine»  münd- 
lichen PriTatteetamentes  Überhaupt  der  Gebrauch  atter 
civilprocessualisch  zuläösigeii  Bew  oi«niitteI  gt  oialtet^  un»! 
es  regulirt  sich,  soviel  die  ^ormbeobachtung  und  die 
Fähigkeit  zur  letsten  Willenserricbtung  anlangt,  die  Be- 
weislast nach  den  in  §.  175  des  B.G.B,  aufgestellten 
allgemeinen  Grundsätzen  (§.  2299  des  B.G.B.). 

b.  Rücksichtlieh  des  Beweises  dea  geBctzliclien  ErK- 
rechtea  enthielt  schon  das  £rbfolgemandat  §§.  112  ff. 
eine  Reihe  Specialbestimmungen,  die  auch  das  Gesetabnch 
in  §.  2295  im  Weseutiichen  wiederholt.  Darnach  bmucht 
der  geaetaliche  Erbe  ausser  dem  zwischen  ihm  und  dem 
Erblasser  stattfindenden  verwandtschaftlichen  oder  sonst 
sein  Erbrecht  begründenden  Verhältnisse  an  sich  nidit 
dnrzutiiuii,  dum  nähere  oder  gleichberechtigte  Erbprüteu- 
deuten  nicht  mehr  existiren.  Nur  in  dem  doppelten  Falte 
leidet  solches  eine  Ausnahme,  einmal,  wenn  nach  dem 
Laufe  der  Natur  gewisse  Personen,  die  bei  ihrem  Vor- 
handensein den  Erben  aussehlies^en  oder  doch  deü&ea 
Erbrecht  beschränken  v^Urden,  existirt  haben  mfissen, 
weil  sonst  entweder  der  Erblasser  oder  der  Erbe  oder 
beide  nicht  vorlianden  sein  würden;  und  sodann,  wenn 
das  Vorhaudengi'vve^jensein  von  dergleichen  Persoiieu, 
auch  wo  sie  nicht  noihwendig  existirt  haben  müssen, 
auf  andere  Weise  bereits  feststeht.  In  diesen  beiden  Fül- 
len niuss  der  Kläger  den  Grund  dartliun.  warum  diene 
Personen  seinem  Ansprüche  nicht  weiter  entgegenstehen, 
B.  B.  ürüherer  Tod,  Ausschlagung,  Indignität,  £^bTe^ 
aicht  u.  s*  w.  Jedoch  wird  dieser  Beweis  durch  den  an- 
dern, dass  der  Betreffende  das  90.  Altersjaln*  bereits  er- 
füllt habe,  ersetzt  (s.  oben  Bd.  I.  8.  51  f.  §.  16,  II  1.). 

c.  Ist  übrigens  der  obige  Nachweis  einmal  ^bracht, 
so  können  nicht  bloss  Schuldner  des, Erblassers  an  den 
solchergestalt  Legitimirten  mit  voller  Sicherheit  leistea 
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oder  mit  ihnen  transigiren^  sondern  auch  Dritte  können 

entgeltliche  Rechtsgeschäfte  über  Nachlassbestandtheile 
mit  ihm  abschliessen ,   olnu*   einen  Rcgressauspruch  desi 
'  später  auftretenden  fiesserberechtigten,  dafem  Ihnen  ein 
solcher  nicht  bekannt  war,  furchten  zu  müssen  (Erb- 

folgemaiidat       12^  und  §.  2322  des  Jj.G.B.)« 

Der  obige  Beweis  der  £rbenquaHtät  genügt  auch  bei 
angestellten  Singularklagen  (also  z.  B.  ^wohnlicher  Schuld- 
klage aus  der  Person  des  Erblassers},  wo  die  Behauptung 
des  Erbeseins  nicht  zu  dem  eigentlichen  Klaggrunde  gehört, 
sondern  nur  die  sogenannte  actiye  Sachlegitimation  bildet 
*  Hier  hatte  nach  dem  Erbfolgemandate  §.  121  der  Kläger, 
wenn  er  iiiclit  überliauj)t  vurzug,  seine  Legitimation  durch 
Zeugniss  der  competeuten  Nachlassbehörde  des  Inhaltes 
zu  bewirken,  dass  er  sieb  bei  dieser  bereits  gerechtfer- 
tigt habe  (sogenanntes  Erblegitimationsattest),  immer 
wenigstens  noch  ein  Attest  der  genaanteH  Behörde  dar- 
über beizubringen;  dass  sich  bei  ihr  ausser  dem  Kläger 
l^iemand  als  Erbe  gemeldet  habe,  ihr  auch  kein  besser 
Berechtigter  bekannt  sei.  Jetzt  kann  sich  der  Kläger 
zwar  auch  eines  solchen  Zeugnisses  bedienen,  dem  dann 
die  in  der  Gerichtsordnung  §.  19  gedachte  Einrichtung 
zu  geben  ist;  er  muss  es  aber  nicht  thun. 

3.  Kücksichtlich  der  Haltung  des  mit  der  Erbschafts- 
klage  Belangten  gelten  zwar  im  Allgemeinen  die  gemein- 
rechtlichen Grundsätze.    Henrorzuheben  ist  jedoch,  dass 

Iiier  der  iimlnv.  tidei  possessor  sozial  schon  vor  erhubenor 
Klage  l'ür  den  casuellou  Untergang  oder  die  zufallige 
Verschlechterung  der  Erbschaftssachen  haftet,  dafem  der 
Casas  nicht  ein  solcher  war,  welcher  die  Sache  erweis- 
lich auch  bei  dem  Kläi^er  gctrotfcu  liabeu  wurJo  (Arndts 
§.  533  Anm.  3,  iS.  8U2  der  5.  Aufl.  —  §.  23U3  des 
B.G.B.),  und  dass  die  gemeinrechtlich  zu  Gunsten  des 
malae  fidei  possessor  gemachte  Unterscheidung  zwi- 
II.  tf» 


Digitized  by  Google 


226  Erbschatisrecht.  §.201.  Krbschaltskiage  u. ürbtheilungkiage. 


scheu  Erbschafts-  und  Eigenthumsklagc  betroff«?  der  Ver- 
wendungen auf  die  Sache  in  dem  Gesetzbuche  dadurch 
beseitigt  ist,  dass  die  Gegenforderung  des  bdsgläubigen 
IJeklagten  in  beiden  Fällen  nur  die  impensae  necessa- 
riae  unit'asst,  die  impensae  utiles  und  voluptuariae  aber 
hier  wie  dort  von  ihm  nur  nach  Befinden  mittels  des 
jus  tollendi  gewahrt  werden  können  (§.  2315  verb.  mit 
Hl 6  des  B.G.B.),  während  umgekehrt  der  gutgläubige 
*  Erbschaitsbesitzer  die  bis  zur  Kiagbehändigung  ^e- 
machten  Verwendungen  aller  Art  hier  ersetzt  verlangen 
kumi.  Da^r';cea  ist  der  bonae  fidei  pussuasur  in  Anseh- 
ung der  Früchte  hier  schlechter  gestellt,  als  bei  der* 
Eigenthumsklage,  insofern  er  wie  nach  gemeinem  Rechte  von 
den  bis  zur  Behttndigung  der  ErbschaAsklage  gezogenen 
Früchten  nicht  bloss  die  exstantes  herauszugeben,  sondern 
auch  die  consumti  bis  zur  Bereicheining  zu  erstatten 
haben  soll  (zu  vergl.  oben  Sachenrt.  §.  61,  II,  V.\ 

II.  Neben  der  petitorischen  Erbschaftsklage  steht  n(»ch 
ein  auf  provisorische  Einweisung  in  die  Erbschaft  ab- 
*  zweckendes  Kechtsmittel  demjenigen  zu,  der  seine  Erben- 
qualtität  auf  äusserlich  fehlerfreie  Weise  in  der  in  §.  2823 
des  B.G.B,  gedachten  Maasse  darzut Im u  vermag,  wodurch 
die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  über  das  interdictum 
quorum  bonorum  und  die  missio  in  possessionem  ex  edicto 
Hadriani  vrrschmol/A'n  wtu'den  sind. 

Iii.  Für  die  ui  2343 Ü'  behandelte  E  r  b  t  h  e  i  1  u  n  g  s - 
klage  gelten  im  Ganzen  die  Grundsätze  des  Kömiscben 
Rechtes  über  das  Judicium  familiae  herciscnndae.  Ab- 
weichend hiervon  wird  jedocli  das  Verbot  der  Theilung 
selten  des  Erblassers,  auch  wo  es  gemeinrechtlich  als  so- 
genanntes nudum  praeceptum  ungültig  sein  würde,  dennoch 
als  gültig  behandelt,  wirkt  aber  jed«nifalls  nur  auf  zwanzig 
Jahre  (§.  2346  des  B.G.B.).  Sie  kann  zwar,  sobald  nicht 
ein  Erbe  auf  gerichtliche  Theilung  dringt,  auch  ausser- 
gerichtlich  erfolgen,  der  Weg  der  gerichtlichen  Theilung 
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niuss  abor  gewählt  werden,  sobald  B«'v<)miiuidete  eoncurriren 
(§•  2349  den  B.G.B.)^  oimo  das»  Ireilicii  hierbei  immer 
an  eine  nach  vorausgegangenem  rechtlichen  Verfahren  zu. 
sprechende  richterliche  Adjudicittionssentenz  zu  denken 
wäre.  Sind  übrigens  bei  der  Kibtheilung  zum  Zwecke 
der  Ausgleichung  erbschaitliche  Forderungen  an  einzelne 
Miterben  Ubertragen  worden^  so  haften  die  übrigen  Mit- 
erben  hier  ausnahmsweiae  nicht  bloss  ftlr  die  Verität, 
bouderu  auch  fiir  die  Bonität  dt  r  Forderung,  Letzteres 
jedoch  nur  auf  die  Dauer  Yon  fünf  Jahren  (§.  2353  des 
B.Q.B.). 

IV.  Die  Verpriielitung  zur  Herausgabe  eine»  gericht- 
lichen resp.  notai'iellen  Inventars,  beziehentlich  eines 
privatim  gefertigten,  aber  solehenialis  eidlich  zu  be- 
stärkenden NachlasBverzeichnisseB  an  den  Erben  lag  schon 
nach  dec.  56  vun  1G61  Jedem  ob,  der  öicli  zur  Zeit  des 
Todes  des  Erblassers  im  Besitze  der  ErbschaÜ  befunden, 
oder 'sich  dieselbe  nachher  angemaasst  mag  er  Miterbe 
stiin  oder  nicht;  uud  zwar  wird  der  diealallsige  Anspruch 
je  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  bald  als  Vorläuier  iür 
das  daran  sich  knüpfende  Theilungsver&hren  mit  der 
Klage  unter  III.,  bald  mit  der  ErbschaÜfcsklage  unter 
bald  nach  den  über  Geschättsildirung  geltenden  Grund- 
sätzen veriblgbar  sein  (§.  2301  verb.  mit  §§.  md  S. 
des  B.G.B.). 

Abschnitt  II.    Das  Pflichttheilsrecht. 

§.  a02.  Begriff,  GrSsse  und  Berechnung  des  PlUelitthells. 

Unser  zeitheriges  Erbrecht  unterschied  gleichfalls 
noch  zwischen  Notherben  und  Fflichttheilaberechtigten. 

Zu  den  Notherben,  d.  h.  denjenigen  Personen,  deren 
Präteritiou  oder  grundlose  P]nterbung  die  im  Testamente 
enthaltene  Erbeinsetzung  ungültig  machte,  rechnete  die 
const.  9  pte.  III.  gleich  dem  gemeinen  Rechte  nur  die 
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siucoKiousberechti^en  Descoiiflenteii  und  Ascendeuttn 
des  Erblassers.  Dagci^cn  wurde  die  Zahl  der  PHichttheils- 
berechtigten  darch  das  £rbfblgemandat  im  Vergleiche  zu 
dem  f^emeinen  Rechte  theils  eingeschränkt,  theils  erweitert. 
Ersteres  insotVrn,  als  die  Ueschwistor  des  Dctunetun  iu 
keinem  Falle  mehr  zu  selbigen  gerechnet  werden  sollten 
(Erbfolgemandat  §.  64).  Letzteres  insofern,  als  auch  dem 
Überlebendon  Ehegatt<^^;ii,  sowie  den  unter  Umständen  zur 
gesetzlichen  Erbfolge  berufenen  öö'eutlichen  Anstalteu 
durch  das  Mandat  Pflichttheilsrecht  zugestanden  wurde 
(§.  70  und  §.  127  des  Erbfolgemandates).  Das  Geaetz- 
bucli  beseitigt  das  zeithorige  iurniellc  Notherbenrecht 
gänzlich,  kennt  also  nur  noch  Pflichttheilaberechtigte 
(§§.  2564,  2600  des  ß.G.B.).   Die  auf  diese  Weise  bevor- 

rechtigten  Personen  sind  übrigens  im  Vergleielie  mit  (hnu 
Erblulgemandttte  dieselben  geblieben,  und  es  gilt  dalier 
nach  wie  vor  noch  ein  Ptiichttheilsrecht 

A.  gewisser  Verwandten  und  zwar 
I.  der  Descenclenten, 

II.  der  Aäcendenten;  ferner 

B.  des  überlebenden  Ehegatten,  und 

C.  gewisser  nfFentlicher  Anstellten. 

Zu  A.  Die  gemeinrechtliche  Controverse,  ob  der 
Pfiichttheil  der  Verwandten  als  portio  porüonis  ab  intestato 
oder  als  portio  totius  hereditatis  zu  behandeln  m\,  wurde 
in  Uebereinstimmung  mit  der  unter  den  Lehrern  de$ 
gemeinen  Rechtes  herrschenden  Ansicht  schon  von  uosrer 
zeithorigen  Doctrin  ungeachtet  der  scheinbar  entgegen« 
stehenden  Wurttasöuug  nielirerer  iütcrer  Gesetze  (const. 
8,  1-  pte.  III.  —  dec.  47  von  1661  —  und  selbst  noch 
des  Erbfolgemandates  §.  ö6;  meist  im  ersteren  Sinne 
l»eantwortet  (Gottschalk,  Ztschr.  ä.  F.,  Bd.  II.  229  tf.  s 
(ibwobl  der  Fall,  wo  dieselbe  nach  liömischem  Keehte 
besondere  praktische  Wichtigkeit  gewinnen  musste,  nämlich 
der  der  Concurrenz  von  Ascendenten  mit  Gegckwistem 
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des  P^rblaäsera  «chon  nach  älterem  Sächsischen  iicchte 
nicht  weiter  vorkommen  konnte. 

Dagegen  wurde  in  dem  nach  unserem  Paiticuiar- 
rechte  besondere  häufigen  Falle  des  Zusammentreffens 
pfliehttheilsberechtigter  Verwandten  mit  dem  überlebenden 
Ehegatten  von  demselben  Schriltbteller  a.  a.  O.  S.  331  tf. 
das  gedachte  Princip  für  unanwendbar  erklärt^  und  erst 
das  Gesetzbuch  §.  2570  hat  auch  hier  verordnet,  dass 
der  Verwandtenpflichttheil  nicht  von  dem  Gesammtnachlasse, 
sondern  von  dem  nach  Abzug-  des  Erbtheils  des  über- 
lebenden Ehegatten  übrig  bleibenden  Beste  zu  be- 
rechnen sei.  ' 

Zu  1.  der  Pfiichtthcil  der  Descendenten  beträgt,  wie 
bisher,  nach  §.  2Ö66  des  B.G.B«  beim  Vorhandensein  von 
fünf  oder  mehr  Kindern  die  Hälfte,  beim  Zusammentreffen 
von  vier  oder  weniger  Kindern  ein  Dritte  1  ihrer  Intestat- 
portion.  Dabei  kommen  bei  der  vätoriichen  Verlassen- 
schaft nicht  bloss  die  auf  beide  mögliche  Arten  Legitimirten^ 
sondern  auch  die  Brautkinder  ganz  wie  eheliche  in  Betracht, 
während  die  uii  Kiiidesstatt  Angeuomnieiieu,  obwohl  nie 
selbst  beim  Mangel  einer  gegentheiligen  Festsetzung  im 
Adoptionsvertrage  volles  Pflichttheilsrecht  gemessen,  den 
eheleiblichen  und  den  ihnen  nach  Vorstehendem  gleich- 
gestellten Abkömmlingen  gegenüber  nur  insoweit  mit- 
zuzählen Bind;  als  solches  den  letzteren  zum  Vortheile 
gereicht  (§.  58  des  Erbfolgemandats.  —  §.  2&68  des 
B.GJB.  — ),  Weiter  sind  rechtmässig  Enterbte  ebenso  wie 
der  Ausschlagende  un<l  Derjenige,  weicher,  nachdem  er 
abgefunden  worden  ist,  auf  den  Nachlass  verzichtet  hatte, 
hier  bei  der  Pflichttheilsberechnung  mitzuzählen  (zu  vergl. 
oben  §.  198  1.  II.  Bd.  U.  S.  210). 

Zu  Ii.  Der  FÜichttheil  der  Ascendenten  beläuüt  sich, 
wie  bisher^  in  allen  Fällen  auf  ein  Drittel  ihrer  Intestat- 

purtiun. 
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Von  dem  Verwandtenpflichttheiie  ad  L  und  II.  und 
dessen  Berechnung  gelten  noch  folgende  im  Wesentlichen 

übereiuHtininiende ,  von  unserem  zeitherigen  Rechte  zum 
Thciic  abweichende  Grundsätze: 

a.  Die  gehörige  Ausmittelung  des  PflichttheÜs  kann 
der  Erblasser  in  concreto  nicht  dadurch  unmöglich  machen, 
(labö  er  die  Aufnahme  eines  Kachlassverzeichniasea  ver- 
bietet. Jede  derartige  Verfugung  ist  vielmehr  nichtig 
(§  2588  des  B.G.B.). 

b.  Hat  der  l'rblasser  sein  Allodiaivennügen  pranz  odt*r 
{Bum  Theile  auf  Krworbnng-  eines  I-iehngutes  verwendet, 
'Und  concurriren  zu  seinem  Nachlasse  nichtlehnssuccessioniS' 
fähige  aber  pflichttheilsbereclitigte  Vei^andte,  so  soll  bei 
der  Bereciinuug  des  i'Hichttheils  der  Letzteren,  wenn  das 
Lehngut  ein  sogenanntes  Neulehen  war,  nach  dem  Erbfolge- 
mandate  §§.  60  £P.  ausser  dem  Allodialnachlasse  auch 
noch  der  Werth  des  Lehncrutes  aLizüp:lich  der  Lehns- 
öchuideu  mit  in  AidVeehuung  kommen,  der  auf  diese 
Weise  ermittelte  -  Pilichttheil  aber  zunächst  aus  dem 
AUodialrermögen  und  nur  subsidiär  aus  der  Substanz  des 
Lehngutes  gedeckt  werden,  eine  Bestimnmng,  welche  zwar 
das  Gesetzbuch  nicht  ausdrücklich  wiederholt,  der  aber 
dennoch  fortdauernde  Anwendbarkeit  auch  künftig  bei- 
zulegen ist  (Siebenhaar,  Commentar  zu  §.  2573,  Bd.  IH. 
S.  S^'i).  Endlich  war  in  der  zeitherigen  bächsiöchen 
Praxis 

c.  fiir  den  Descendentenpflichttheil  der  in  neuerer 

Zf  it  betjuuders  von  Franeke,  Notherbenrecht,  S.  235  ff. 
iur  das  gemeine  Üecht  vertheidigte  Grundsatz  ziemlieh 
consequent  festgehalten  worden,  dass  der  Pflichttheil 
lediglich  von  dem  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  noch 
vorhandenen  Vermögen  desselben  zu  lit  rcchnen,  also  nament- 
lich das  Vorhandensein  etwaiger  Collationsposten  auf  Seiten 
einzelner  oder  aller  Miterben  an  sich  hierbei  noch  ausser 
Betracht  zu  lassen  sei  (Wochenblatt  1850,  S.  7  7  Ii.;  I8l!5  • 
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Ö.  245  Ü'.,  lüi-  die  entgegengesetzte  xVuöicijt  Ztsclir.  i\xv 
Btspü.  XIV.  152  ff.)'  i>agegen  erklärt  Bich  das  Gesetz- 
buch im  Einklänge  mit  dem  in  der  Lehre  von  der  CoIUiion 
(zu  vergl.  oben  §.  200)  durehgeiülirten  Gesichtspunkte, 
wonacli  VorempüiDgniBse  der  dort  bezeichueten  Art  im 
VerhältuMse  der  CoUationsintei^Bsenten  unter  einander 
noch  nicht  alB  auB  dem  -Erbvermögen  definitiv  aus- 
geschieden zu  betrachten  seien,  fiir  das  gegentheilige 
Princip  (§.  2573  des  B.GiB.).  Es  iasöt  also  den  De- 
scendenteupfiichttheil  von  dem  NachJasse  mit  Einschiuss 
der  etwaigen  Conferenden  sammtlicher  Miterbenden  be- 
rechnen, woraus  zugleich  in  §.  2574  des  B.G.B.  der 
weitere  Satz  folgt,  dass  der  Pflichttheilsbereciitigte  um- 
gekehrt auch  die  von  ihm  zu  vertretenden  Coliationsposten 
unterschiedslos  auf  die  legitima  sich  *  einrechnen  zu 
lassen  habe. 

203.  Fortj»etzuug. 

Zu  B.  Pflichttheilsrecht  des  überlebenden  Ehegatten. 

Dasselbe  ibt  durch  das  Gesetzbuch  in  gevvibbcr  lliusiclit 
moditicirt.  WiÜirend  nach  zeitherigeni  Rechte  diescä  Piücht- 
theilsrecht  nie  mehr  als  ein  Drittel  und  nie  weniger  als 
ein  Viertel  des  ganzen  Nachlasses  ausmachen  konnte, 
steigt  dasselbe  jetzt  unter  Uniständen  bis  zur  llüHte  der 
Verlassenschult.  Nach  dem  Erbfolgemandate  galt  nämlich 
überall  da,  wo  die  gesetzUche  Erbportion  nur  in  einem 
Viertel  des  Nachlasses  oder  in  einem  Drittel  desselben 
bestand  (oben  §.  182  II.  A— C.  Bd.  II.  S.  164  f.) 
diese  Portion  zugleich  als  unentziehbarer  PHichttheii. 
Dasselbe  ist  auch  in  §.  2ö78  des  B.aB.  för  die  Fälle 
beibehalten,  wo  nach  nunmehrigem  Rechte  die  Intestat- 
portion  ein  Viertel  resp.  ein  Drittel  beträgt.  Ebenso  trifft 
im  Falle  der  Concurreuz  des  überlebenden  Ehegatten 
mit  Ascendenten  oder  Geschwistera  des  Defunctus  die 
hierauf  bezügliche  Vorschrift  in  §•  257.9  des  B.G.B.  mit 


Digitized  by  Google 


232  £r b fi eil aitsr echt.  §.  203.  Pfticbttheil  öffentlicher  *"*fn'ttr' 

der  des  zeitherigen  Ktchtett;  wouach  auch  iu  diesem  Falle 
das  als  Intestatportion  beBtimmte  Drittel  des  Nachlssaes 
als  gleichzeitiger  Pffichttheil  gelten  sollte,  dem  Restdtata 
nach  übereiii.  Eine  wirkliche  Abweichung  tritt  air>u  nur 
in  dem  letzten  Falle^  dem  des  Zu«iAmmt  iitrofFens  mit  blossen 
Seiten  verwandten  der  vierten  Classe  hervor ,  wo  nach 
früherem  Kechte  gleichfalls  nur  ein  Drittel  des  Nachlasses 
als  Pflichttheil  beanspiiuht  werden  konnte,  während 
sich  dasselbe  jetzt  nach  §.  2580  des  B.G.B,  auf  die 
H&lfte  der  gesammten  Verlassenschaft  beläuft.  Uebrigens 
kommt  in  allen  diesen  Fällen  bei  Auswerfung  des  Pflicht* 
tlieiis  dasjenige  Verniugen  des  Erblabscrä  nicht  mit  in 
Anschlag,  rUcksichtlich  dessen  er  die  freie  Verfügung  auf 
den  Todesfall  im  Einverständnisse  mit  dem  Ueberleheo- 
den  sich  vorbehalten  hatte,  oder  welches  ihm  von  dritten 
Pers(»nen  mit  dieser  Freiheit  zugewendet  worden  war, 
sobald  er  nachmals  auch  wirklich  von  dieser  VerfÜgungs- 
fr'eiheit  in  gültiger  Weise  Gebrauch  gemacht  hatte  (Erb- 
folgemandat §.  75  verb.  mit  §.  2581  des  B.G.B.).  Aus8e^ 
dem  gilt  natürlich  auch  hier  der  in  §.  202  a.  gedachte 
Grnndsata;  dagegen  leidet  das  dort  unter  b.  Bemerkte 
bei  Berechnung  des  Pflichttheils  des  überlebenden  Ehe- 
gatten nnr  dann  Anwendung,  wenn  die  Erwerbung  des 
Lehngutes  während  bestehender  Ehe  erfolgt  war. 

Zu  C.  Rücksichtlich  der  unter  Umständen  von  dem 
Gesetze  berufenen  öffentlichen  Anstalten  (oben  §.  183) 
gilt  wie  früher,  so  auch  jetzt  nach  §.  2617  des  B.GJ5. 
das  Prineip^  dass  das  ihnen  zukommende  gesetzliche  Erlh 
theii  immer  zugleich  Pflichttheilsnatur  haben  soUe.^ 

-.04.   MOgllehe  Arten  der  Berttcksiclitlgrunfj^  des 
Pflichttheilsreehtes. 

Dem  Ptlichttheilsrechte  der  vorgenannten  Personen 
kann  der  Erblasser  nur  entweder 

1.  durch  Zuwendung  eines  dem  Pflichtthuii&bcuapV 
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gleichkommenden  Vermögenswerthes  an  den  Berechtig- 
ten, oder 

n.  soviel  den  Pflichttheil  der  Verwandten  «nd  des 
überlebenden  Ehegatten  anlangt,  durch  rechtsgültige  Ent- 
erbung dea  Berechtigten  gerecht  werden.  Nur  in  letzterer 
Beziehung  ist  er  an  gewisse  Formyorschriften  gebunden, 
wi  »gegen  es  in  ersterer  Hinsicht  lediglich  auf  materi^le 
Deckung  des  Pilichttheilsauspruches  ankommt^  und  zwar 
kann 

zu  L  diese  Deckung  jetzt  auf  folgende  verschiedene 

Weisen  geschehen 

a.  durch  Zuwendung  unter  Lebenden, 

b.  durch  Verfügung  auf  den  Todesfalli 

c.  durch  Nichtverfolgung  über  einen  entsprechenden 

Nachlassbestandtheil. 
Zu  a.  Abgesehen  von  dem  Falle  einer  antieipirien 
Abfindung  des  Berechtigten  wegen  seines  Pflichttheilsan- 
Spruches  (nach  Befinden  unter  gleichzeitigem  Erbverziehte] 
gehört,  soviel  den  Descendenteupflichttheil  anlangt,  nach 
dem  oben  §.  202  a.  E.  Bemerkten  jetzt  jede  unter  den 
Gesichtspunkt  eines  Conferendum  im  Sinne  des  §.  200 
fallende  Zuwendung  inter  vivos  hierher^  dergestalt,  dass 
wenn  dieselbe  nicht  zu  vollötändiprer  Deckung  des  Ptiicht- 
theilsbetrages  ausreicht,  der  Berechtigte  »ich  doch  solche 
ohne  Weiteres  in  denselben  einrechnen  zu  lassen  verbun- 
den ist.  Dagegen  kann  pfiichttheilsberechtigten  Nicht* 
descendenten  gegenüber,  bei  welchen  eine  Collationspflicht 
niennils,  8ondern  nach  Bchnden  nur  eine  Einrechnungs- 
verpflichtung  in  Frage  kommen  kann^  eine  Zuwendung 
unter  Lebenden  die  Natur  eines  Imputandi  nur  durch 
eine  von  dem  Krblas.ser  sofort  bei  der  Hingabe  getrofi^ene 
diesfallsigc  ausdrückliche  Bestimmung  gewinnen  (§.  2574 
verb.  mit  §.  2590  a.  £.  des  B.G.B.).  Indessen  soll  nach 
§.  2591  des  B.G.B.  in  dem  Falle,  wenn  der  Erblasser  bei 
Gelegenheit  der  Veräusserung  einer  Saclie,  z.  B.  eines 
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Grundstückes^  an  einen  Dritten  diesem  eine  von  seinem 
Tode  ab  an  den  Pfliohttheilsberechtiii^en  zn  entrichtende 

Auszugs-  üder  sonstiii^e  Leistiinj:,'  auterlegt  hat,  diese 
Leistung,  wenn  sie  der  Pflichttbeilsbereclitigte  anuaiiin, 
auch  oline  eine  dahin  gehende  ausdrückliehe  Bestiromong 
des  Erblassers  (beziehentlich  nach  ihrem  auf  die  muth- 
massliche  Lebensdauer  des  lierociitigten  hinaus  zu  ermit- 
telnden Werthsbetrage)  als  Imputaudum  gelten. 

Zu  b.  Bei  einer  durch  letztwillige  VerfUgung  des 
Erblassers  erfolgten  Zuwendung  aus  seinem  Vermoj^en 
bcdai*f  es  einer  derai  tigeu  expressen  Einreclinungsbcbtim- 
mung  nicht  erst  (§§.  2bdO,  2Ö92  des  B.G.B.).  Auch  i^t 
CS  gleicbgültig,  ob  die  Zuwendung  in  Form  einer  ange- 
ordneten  Gesammt-  oder  Einzelnacbfolge  geschieht,  nur 
dürfen  natürlich  lästige  Kebenbestiuimungen  oder  Auflagen 
nicht  beigefügt  werden  (§§.  2584,  2585  des  B.O.B.).  In- 
dessen ist  der  der  sogenannten  cautela  Socini  (zu  vtrgl. 
Arndts  Lehrb.,  595  a.  E.  und  Note  2)  zu  Grunde 
liegende  Gedanke  von  dem  Gesetzbuche  insofern  zu  einem 
allgemeinem  Rechtssatze  erhoben^  als  die  Zuwendung  eines 
IMebreren  an  den  Pflichttbeilsbereciuigun  ipso  jure  das 
Wahlrecht  begriinden  soli^  ob  er  das  Ganze  mit  der  Be- 
schwerung annehmen  oder  den  unbeschwerten  Fflichttbeü 
verlangen  wolle  (§.  2587  des  B.G.B.).  Im  üebrigen  ist 
aber  der  gemeinrechtliche  Grundsatz,  dass  die  blu.s.-ie  An- 
nahme einer  den  JE^ichttheüsanspruch  nur  theiiweiae 
deckenden  Zuwendung  noch  nicht  einen  Verzicht  auf  das 
Kehlende  involvirt,  auch  in  Ansehung  des  überlebenden 
Ehegatten  in  2ülö  des  B.G.B,  jetzt  wieder  zur  vollen 
Geltung  gebracht  und  dadurch  die  Härte  der  in  §§.  80  ff. 
des  Erbfolgemandates  enthaltenen,  zum  Theil  wenigstens 
entgegengesetzten  Hestimmung  beseitigt. 

Zu  c.  Vermöge  der  Ausserkraftsetzung  des  Grund- 
satzes: nemo  pro  parte  u.  s.  w.  ist  natürlich  heutEUtage 
auch  noch  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  der  im  letzten 
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Willen  übergangene  Pflichttheiiaberechtigte  die  ihm  ge- 
bührende Legithna  im  Wege  partieller  Intestatsuccession 

crlaiijL,'!;  dann  iiaiiiiich,  wenn  die  letztwillige  Verfiigung 
dvn  N'achiasö  nicht  erschöpfte;  und  das  freigebliebene 
JResidumn  zur  Befnedigong  dea  Pflichttheilaanspnichs  aus- 
reicht (§.  ^583  des  B.G.B.). 

Zu  II.  Enterbung. 

A.  Kücksichtlich  der  gesetzlipheu  Grrüade  der  Ent- 
erbung 8chlo08  steh  unser  zeitheriges  Recht  in  Ansehung 

der  pfliclittheii8berec}iti|:;ten  Verwandten  den  Vorselniiten 
der  Novelle  115,  soweit  die  dort  gedachten  Gründe  auf 
unsere  mpderuen  Verhältnisse  überhaupt  noch  passten^ 
ziemlich  eng  an  (dec.  52  TOn  1661).  Das  Gesetzbuch 
hat  jedoch  die  Zahl  der  Euierbungbursachen  wesentlich 
reducirt 

1.  In  Bezug  auf  die  Verwandtenerbfolge  im  Allge- 
meinen sind  nur  noch  drei  beibelialten  (  §.  2;') 75  des  J  ).G.B.) : 
Lebensnachstellungen  in  der  Richtung  gegen  den  Erb- 
lasser selbst  oder  dessen  Augehörige ;  falsche  Denunciation 
im-  Sinne  des  revid.  Strafgesetzbuches  Art.  2d6  wider 
den  Erblasser  oder  dessen  Ehegatten,  und  Lieblosigkeit, 
die  sich  darin  ausspricht^  dass  der  PÜichttheilsberechtigte 
den  Erblasser  in  hülisbedürfüger  Lage  verlassen ,  oder 
ihm  in  solcher  Lage  die  verlangte  und  in  seinen  Kräften 
stehende  Unterstützung  verweigert  hat.  Auf.  letzteren 
Fall  insbesondere  bezog  sich  die  oben  erwähnte  dec«  52 
von  1661. 

Ausserdem  sind 

2.  den  Ascendenten  gegenüber  ihren  Abkömmlingen 
in  2576  des  B.O.B;  noch  zwei  besondere  £nterbunga- 
gründe  eingeräumt,  nämlich  Realinjurien  und  Umgehung 
des  älteriichen  Eheconsenses  dui'ch  eigenmächtige  Ehe- 
Schliessung,  letzteres  aber  nur  noch  in  Fällen,  wo  dem 
Ascendenten  überhaupt  ausreichende  Weigerungsgründe 
zur  iSeite  standen,  so  da*s  also  namentlich  aucli  nn  Falle 


Digitized  by  Google 


236        ErbschÄftsreclit.  §.  204.  Kuterbimgsgnmde. 

der  legal  ausgebrachten  eherichterlichen  Conseusüuppliruiig 
das  EnterbuDgsrecht  aus  diMem  Grunde  von  selbst  weg- 
fällt. Unser  frttheres,  nodi  auf  der  fibeordonng  vom 
lU.  August  1624  fusseudes  Recht  Hess  zwar  nach  dsr 
richtigeren  Auslegung  (Wochenblatt  1861, ,  S.  169  ff.  — 
Ztschr.  XXI,,  230  ff.)  bei  erfolgter  vorheriger  Couaeasr 
supplirung  das  Exheredationsrecht  gleichfalls  cesareo,  ge- 
stattete jedoch  iiij  Falle  einer  ohne  diesen  eherichterlichen 
Consens  erlangten  heimlichen  Trauung,  selbst  bei  an  sich 
uustichhaltigen  Weigerungsgründen  des  Ascendenten  immer 
noch  wenigstens  eine  partielle  Enterbung  des  Rindes  bi« 
zur  Hälfte. 

3.  Im  Verhältnisse  der  Ehegatten  unter  einander 
ist  das  Kecht  des  Erbfblgemandates  §.  85  von  dem  Ge- 
setzbuche §.  2582  beibehalten  worden.  Damach  ist  ein 
EnterbuQgagrund  vorhanden 

a.  wenn  der  überlebende  Ehegatte  die  EingehuDg 
der  Ehe  durch  Zwang  oder  Betrug  veranlasst  hat; 

b.  wenn  er  sich  des  Ehebruchs  schuldig  gemacht 
hat,  vorausgesetzt,  dass  der  andere  Theil  die  eheHcbe 
Treue  nicht  auf  gleiche  Weise  verletzte; 

c.  wenn  er  dem  andern  Ehegatten  nach  dem  Leben 
getrachtet  oder  denselben  böslich  verlassen  oder  rieh 
öonst  eines  Vergehens  gegen  ihn  schuldig  gtnnacht  hat, 
das  im  gesetzlichen  Strafsatze  mindestens  mit  Zuchthaus- 
strafe bedroht  ist. 

B.  Anlangend  die  Form  der  Enterbung,  so  mu« 
sie  in  einem  einseitigen  letzten  Willen  ausdrücklich  adjecta 
causa  erfolgen  (§§.  2Ö95,  2596  des  B.G.B.).  Auch  eiut 
privilegirte  Testamentsform  eignet  sich  zur  Anordmu^ 
einer  Enterbung.  Nur  das  testamentum  parentum  inter 
liberos  macht  hiervon  eine  Ausnahme  (§.  2595  des  B.O  F». 
a.  E.).  Der  Enterbung  ihrer  Wirkung  nach  gleichstehend 
wurde  zeither  von  dem  Erbfolgemandate  §.  88  die  An- 
hängigmachung  der  Ehetrennungsklage  bei  Gericht  aoa 
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einem  der  oben  unter  d,  c  gedachten  Gründe  ge- 

achtet.   Ueber  den  erweiterten  Geeiclltspunkt  des  Gesetz- 

IjucIh's  in  dieser  Beziehung  ist  zu  vergl.  oben  §.  182 

Iii.  Bd.  11  s.  m  f. 

C.  Die  Wirkung  der  an  sieb  formricbügen  Ent- 
erbung kann  durch  den  Nachweis  erfolgter  Veraseihung 

jederzeit  wieder  beseitigt  werden  (§.  2600  des  Ji.Gr.B.  a.  E.). 

D.  Der  sogenannten  exheredatio  bona  mente  geschah 
in  unserem  zeitberigem  Particularrecbte  (dec.  ^25  von  1746) 
^gleichfalls  Erwfthnung.  Auch  das  Gesetzbuch  §.  2577 
erkennt  deren  Zulässigkeit  au,  jedoch  nur  seiten  des  As- 
cendenten  gegenüber  seinen  verschuldeten  Descendentcn, 
und  auch  hier  nur  mit  der  Wirkung,  dass  dem  Enterb- 
ten auf  diese  Weise  die  Verfiigungsfreiheit  über  das  ihm 
zugewandte  Substanzialvemiögen  inter  vivos  entzogen  wer- 
den kann.  Endlich  ist  dabei  auch  die  dem  Goncui^s- 
rechte  angehörige  Vorschrift  der  dec.  25  cit.,  wonach  den 
Gläubigern  mindestens  der  Ansprach  auf  die  Legitima 
verbleibeu  soll,  au^rücklich  gewahrt. 

20&.  Beektsmltlel  attm  Sehatase  des  Ffliehttheilsreehtes. 

1.  Während  nach  liuniisciieui  Kechte  der  Ptiichttheils- 
ansprucb  als  eine  gegen  den  Erben  gehende  persönliche 
Forderung  zu  betrachten  ist,  zu  deren  Geltendmachung 
dem  Pflichttheilsberechtlgten^  soweit  es  nicht  wegen  Ver- 
letzung seines  t'orniellen  Notherbenrechteci  zur  Eröffnung 
der  Intestaterbfolge  kam,  im  Justinianeischen  Kechte  an 
sich  nur  die  sogenannte  actio  ad  supplendam  legitimam 
^Eustand,  ging  schon  das  Erbfo!gemandat  §.  78  rücksicht- 
lich  des  Pflichttheil«  des  uberlebenden  Ehegatten  insofern 
von  einem  abweichenden  Gesichti^unkte  aus,  als  es  den 
Letzteren  rücksichtlich  des  ihm  zukommenden  Pflichttheils 
unterschiedslos  als  Erben  behandelt  wissen  will.  Hier- 
mit stiiuuite  auch  die  AuÖ'assung  unsere^)  älteren  Rechtes 
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Uberein  ^  wonach  sowohl  dem  Wittwer  räcksichtlicli  der 
ihm  zufallenden  Mbbilien  als  auch  der  Wittwe  rücksicht- 
lich der  von  ihr  gewählten  statutarischen  P(>iii..ii  Krbeu- 
qnalität  zugesprochen  zu  werden  pflegte  (Hauböld,  Lehr- 
buch;  §.  330).  Das  Gesetzbuch  hat  dieses  Princip  im 
§.  25öl*  iiuch  aul"  alle  anderen  |)riichtthcilf»berf'chtigten 
Verwandten  (sowie  den  überlebenden  ii^hegatten)  aus<re- 
dehnt|  so  dass  den  genannten  Personen  einer  ihren  Pflicbt- 
theilsanspruch  verletzenden  letztwilli^n  Disposition  gegen- 
über (sei  es  einseitiger  letzter  Wille  oder  Erbvertrag}  dio 
Vortblgung  des  ersteren  mit  der  Erbschaftsklage, 
resp.  der  Erbtheilungsklage,  jenacfadem  die  oben 
§.  201  besproelieneii  Vürausbeuuiigen  der  einen  oder  an- 
dern vorliegen,  freisteht 

1.  Ihrem  Umfange  sowie  der  Zeit  nach  sind  diese 
Rechtsmittel  jedoch  immer  insofern  beschränkt,  als 

a.  der  Priichttheiiserbe,  mag  er  ganz  übergaugen, 
beziehentlich  grundlos  enterbt,  oder  nur  zu  gering  be- 
dacht sein,  mit  ihnen  niemals  mehr  erlangen  kann,  als 
sein  Pflichttheil  beträgt,  oder  ihm  daran  fehlt,  während 
im  üebrigen  der  ihn  verletzende  letzte  Wille  oder  Erb- 
vertrag bei  Kräften  bleibt  (§,  2ÜÜU  des  KOM  ),  und  als 

b.  sein  Pflichttheilsanspruch  binnen  drei  Jahren  seit 
erhalteiitir  Kenntiiiös  von  der  ihn  vei  letzenden  letztwilligen 
Vertügung  verjährt  (§.  2616  des  B.G.B.).  Dagegen  sind  sie 

2.  innerhalb  dieser  Grenzen  im  Vergleiche  zu  der 
früheren  actio  suppletoria  insofern  weit  wirksamer,  als 
sie  (iem  verletzten  Pliichttheiissberechtigten  nicht  blnss  wie 
jedem  andern  £rben  sejnen  yerhIÜtnisnnässigen  AntheÜ 
an  dem  Gesammtnachlasse  in  allen  seinen  einzelnen  Ob- 
jecten  8ichern,  also  z.  B.  dazu  dienen,  sein  Miteigenthum 
an  den  in  der  hereditas  begriffenen  Sachen,  sowie  sein 
antheiliges  Recht  an  den  dazu  gehörigen  einzelnen  For> 
derungf^n  durchzusetzen,  sondern  sie  befähigen  ihn  ein- 
tretenden Falles  auch,  sein  ausscblieöbcndes  Kocht  uu- 
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mittelbar  ge^eii  ihn  besrliränk^ende  Anordnungen,  z.  B. 
von  Vermächtnissen  zu  Gunsten  Dritter,  mit  Erfolg  gel- 
tend zu  machen.  •  Freilich  ist  er 

3.  in  Folj^e  seiner  Stellunir  ab  gesetzlicher  Erbe 
auch  den  Ausprüclion  der  üiäubiger  des  Nachlasses,  fio- 
weit  derselbe  auf  ihn  gekommen ,  ausgesetzt. 

Der  ad  L  besprochene  Fall  setzt  wissentliche 

Uebergehiing  resp.  Verkürzung  des  Piliciutheiisberecbtig- 
ton  voraus. 

Waren  dagegen  die  verletzenden  Anordnungen  des 
EIrblassers  auf  eine  mangehade  Kenntniss  von  der  Existenz 

des  Ptiicliltheilsh('r(;chtitrten  zur  Zeit  der  Pirrichtung  des 
letzten  Willens  oder  Erbvei*ti*ages  zurü<;kzutuiiren,  so  soll 
der  Frätenrte  nicht  bloss  seinen  Pflichttheil,  sondern  so- 
gar sein  volles  gesetzliches  Erbtheil  zu  beanspruchen  be* 
rechtigt  sein.  Hierher  geh(irt  nicht  bloss  der  Fall,  wo 
der  Erblasser  den  Pflichtiheilsberechtigten  irrthümlicher 
Weise  todt  geglaubt  hat,  sondern  es  soll  auch  überall  da^ 
wo  der  Betreffende  erst  nach  jenem  Zeitpunkte  geboren 
(agnatio  ]»ostluinii)  oder  auf  andre  Weise  zu  (Um  Krldas- 
ser  eri»t  nachträglich  in  das  Vcrhäitniss  eines  rHielitliciis- 
berechtigten  getreten  ist  (z«  B.  Annahme  an  Kindesstatt 
oder  nachträgliehe  Schliessung  einer  Ehe),  dem  Erblas- 
ser  ohne  Weiteres  der  \\'illc  untergelegt  werden,  dass 
er,  wenn  das  PÜichttbeilsrecht  zur  Zeit  der  beschwerli- 
chen Verfügung  bestanden,  oder  er  solches  gekannt 
hätte,  dem  Berechtigten  die  volle  Intestatportion  zuge^ 
wendet  haben  würde,  und  dies  ganz  ohne  Rücksicht  dar- 
aui*y  ob  er  iu  der  Zwischenzeit  seit  der  Errichtung  des 
letzten  Willens  bis  zu  seinem  Tode  von  der  Existenz 
des  Pflichttheilsberechtigten  erweislich  Kenntniss  erlangt, 
oder  nicht,  indem  der  ti  iihere  defectus  voluntatis  bis  zu 
einer  auderweiten  letztwiiligen  Verfügung  als  turtwirkend 
betrachtet  werden  soll.  Nur  wird^  soviel  insbesondere 
den  überlebenden  Ehegatten  anlangt,  das  durch  die  nach- 
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folgende  Eheschliessung  erst  später  von  ihm  erworbene 
Pflichttheilsrecht  in  UebereinstiniTOuii^^  mit  §.  72-  de« 

Erl>tV)lg<'niaii<lcitcs  aivch  von  dem  Geseixbuche  §.  26u2 
nicht  für  stark  genug  erklärt,  um  auch  einen  bereits  vor 
Eingehung  der  Ehe  von  dem  Erblasser  mit  einem  Dritten 
errichteten  Erbviitrag  zu  alteriren. 

ni.  Ausserdem  ist  auch  der  Pflichttlieüslx-n  ehtigie 
gegen  solche  Beeinträchtigungen  seines  Pflichttheilsan- 
spnicheSy  welche  der  Erblasser  durch  Schenkungen  unter 
Lebenden  hcrbeigeliihrt  hat,  in  §.  2Ü03  des  ß.G.B.  nach 
wie  vor  durch  eine  Klage  auf  Rescission  derartiger 
Recht  Hgeschäfte,  soweit  sie  eine  Verletzung  seines  Pflicht- 
Ii  leil.^rochtes  enthalten,  ;4C.schützt,  und  zwar  ist  auch  der 
Fall  der  sogenannten  verachleierteu  Schenkung;  sowie 
der  der  inof6ciösen  Gewährung  einer  Mitgift  oder  eines 
sonstigen  snbsidium  patemum  oder  matemnm  durch  die 
einschlagende  B(jgriti"8bestimmung  in  §.  1052  vcrb.  mit 
§.  2613  d.  B.G.B,  getroü'en.  —  Auf  das  gedachte  Rechtsmittel 
leiden  im  Ganzen  die  gemeinrechtlichen  Grundsätze  tiher 
die  querela  inofficiösae  donationis  Anwendung,  lin  Ein- 
zelnen ist  noch  Folgendes  zu  bemerken: 

a.  Zwar  steht  abweichend  von  dem  gemeinen  Hechte 
die  Ausschlagung  der  Erbschaft  selten  des. Klägers  dem 
lit'brauche  des  g»  «la<  hten  Rechi8a)ittelH  im  Zweifel  nicht 
entgegen^  sondern  nur  dann  würde  dies  der  Fall  sein, 
wenn  nach  Lage  der  Sache  aus  der  Ausschlagung  ein 
Verzicht  auf  das  Erbrecht  überhaupt  zu  entnehmen 
«ein  hüllte  (§.  2608  dos  B.U.B.).  Indessen  soll  sich  doch 
der  Pliichttheilsberechtigte  ungeachtet  der  Ausschlagung 
auf  seinen  Pflichttheil  alles  Das  anrechnen  zu  lassen  ha- 
ben, was  er  im  Falle  der  Annahme  der  Erbschaft  au» 
derselben  erhalten  haben  würde. 

b.  Abweichend  von  den  iiber  die  Einrechnung  auf 
den  Pflichttheil  oben  (§.  204  unter  1  a.)  angegebenen 
Grundsätzen  hat  sich   der  FÜichttheilsberechtJgte  hier 
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(bei  Anstellung  der  querehi  inofficiosae  donationis)  auch 
sogar  Schenkungen,  die  er  bei  Lebzeiten  von  dem  Erb- 
lasser erhielt,  unbedingt,  also  selbst  dann  anrechnen  zu 
lassen^  wenn  bei  der  Hingabe  des  geschenkten  Objectes 
der  Erblasser  eine  Bestimmung  über  die  dereinstige  Ein- 
xechnung  nicht  getroffen  haben  sollte  (§.  2609  den  B.G.B.). 

c.  Gleich  dem  oben  zu  I.  erwähnten  Rechtsmittel 
soll  auch  die  hier  frairliche  Klage  an  eine  dreijährige 
Vi  i'jäliruugsiriöt  geknüpft  sein,  die  jedoch  liier  iuiiner 
nach  §.  2616  des  B.G.B.  von  der  Zeit  des  Todes  des 
Erblassers  an  zu  berechnen  ist. 

d.  Eudlicli  ifit  in  dieser  Lehre  ein  von  unseren 
Spruchbehörden  zeither  schon  oft  zur  Anwendung  ge- 
brachter Grundsatz  verlassen  worden,  der  Satz  nämlich, 
dass  überall  da,  wo  die  anzufechtende  Schenkung  in  die 
Form  eines  entgeltlichen  Veräusseruugbgeschäfts  einge- 

.  kleidet  und  als  Gegenleistung  für  das  veräusaerte  Ver- 
raögensobject  eine  auf  die  Lebenszeit  des  Erblassers  oder 
des  Dritten  btreehnete  fortlaufende  Prästation  z.  B.  einer 
Leibrente,  eines  Auszugs  u.  s.  w.  stipulirt  worden  war, 
wegen  der  hier  in  Frage  kommenden  aleatorischen  Na- 
tur des  Rechtsgeschäftes  ^ssen  RescisaibiÜtMt  mittels  der 
Querel  überhaupt  ausgeschlossen  sein  soll  (zu  vergl, 
z.  B.  Wochenblau  1857,  ä.  313>  Das  Geselzbuck  in 
§.  2613  dagegen  will  in  solchen  Fällen  den  durchschnitt- 
lichen Verkelirswerth ,  den  diese  Piüstation  unter  Zu- 
grundelegung der  Mortalitätstnbelle  (§  3'^  des  B.G.B.) 
ergiebt,  ermittelt  und  darnach  den  Umfang  der  Schenkung 
festgestellt  wissen. 

Abschnitt  III.:  Von  der  Einzelnachfolge. 
I,  Von  den  Vennftchtnigsen. 

%  206.  Form  und  Inhalt  der  Ternittchtnlflse. 

I.  Für  die  regelmässige  Form  der  Vermächtnisser- 

richtung,  rUcksichtlich  deren  unser  zeitheriges  Particulai^ 
n.  16 
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recht  besondere  VorBchriften  nicht  aofasuweisen  batte^ 
gilt  jetzt)  jenachdem  dieselbe  in  einem  einseitigen  letzten 

Willen  oder  in  einem  Erbvertrage  (Vermäcbtnissvertrage) 
ertbigt.  (las  oben  in  §§.  1Ö6  und  196  Gesagte  gleicbialls. 
Soviel  dagegen 

a.  die  in  einem  durch  Testament  bestätigten  Oodicille 

angeordneten  Vermächtnisse  anlangt,  galt  vermöge  lang- 
jährigen (iewohoiieitsrechtes  bei  uns  der  freilich  von  der 
gemeinrechtlichen  Doctrin  abweichende  8atz^  dass  die 
codicilli  testamento  confirmati  einer  besonderen  Form- 
beobachtung  überhaupt  nicht  bedürften ,  sondern  jede 
deutliche  schriftliche  Disposition  unter  der  Voraussetzung 
ihrer  nachweislichen  Authenticitftt  für  sie  genüge  (Ipho- 
fen,  Zeitschrift  fQr  Rechtspflege  *  V.  319  ff.).  Jetzt  ist 
eine  derartige  nachträgliche  Schedularverlügung  an  die- 
selben Formen  gebunden  wie  oben  in  §.  189  2U  IIa 
beim  testamentum  mysticum  erwähnt  wurden ,  und  nur 
das  Besondere  ist  hier  noch  sni  bemerken,  dass,  während 
jene  mystische  Erbeiusetzung  sowohl  bei  sohrilUichfcu 
als  bei  mündlich  errichteten  letzten  Willen  vorkommen 
kann,  umgekehrt  eine  durch  vorbehaltene  Schedulardis- 
Position  erfolgende,  nachträgüAie  Anordnung  von  Ver- 
mächtnissen ausHchliesslich  als  Ergänzung  eines  schrift- 
lich errichteten  letzten  Willens  zulässig  ist  (§.  2383-  des 
B<G.B.)*   Daneben  ist  aber  auch 

b.  das  formlose  Vermäditniss ,  sogenanntes  legatum 
praescnte  berede  relictum  oder  auch  das  sogenannte 
Oraliideicommiss ,  wenn  schon  in  einer  von  der  gemein- 
rechtlichen nach  der  jetzt  herrschenden  Ansicht  nicht 
unwesentlich  abweichenden  Gestalt,  beibehalten  worden. 
Gerade  die  Haupteigenthümiichkeit  des  Justinianei^cheii 
Hechtes  nämlich,  welche  von  der  Mehrzahl  der  Neueren 
jetzt  darin  gesucht  wird,  dass  der  Honorirte  zum  Be- 
weise des  Vermächtnisses  in  diesem  Falle  auf  den  Gk- 
braucii  des   Eidesantrages   schlechthin    beschränkt  sei. 
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(Arndts,  Lehrbuch,  §.  545  Anm.  2),  war  för  unser  6echt 
bereitb  durch  dcc.  11  von  1740  beseitigt,  obwohl  dort 
noch  an  dem  Satze  festgehalten  wird,  dass  wenn  der 
Bedachte  dch  der  Eidesdelation  bediene,  weder  Ei* 
desrelation  noch  Gewissens  Vertretung  Statt  h;iben  8(.ll. 
^Daa  Gesetzbuch  §.  2384  lässt  diese  Beweislrage  über- 
haupt ganz  unerwähnt,  und  das  Charakteristische  besteht 
darnach  nur  in  der  Unmittelbarkeit  der  an  den  persön- 
lich gegenwärtigen  Onerirten  zu  machenden  Auflage 
durch  den  Erblasser,  die  aber  im  Uebrigen  völlig  form* 
los,  sei  es  mündlich  oder  schriftlich  erfolgen  kann,  und 
§.  2385  des  B.G.B,  fügt  noch  die  weitere  Singularität 
hinzu,  dasö,  wenn  mehrere  Personen  mit  dem  Vermächt- 
nisse beschwert  werden  sollen,  es  schon  gentige,  wenn 
der  Erblasser  auch  nur  einem  der  Onerirten  gegenitber 
in  obiger  Weise  sich  erklärt  habe. 

c.  Mit  der  jetzigen   formellen  Gleichstellung  der 
Testamente  und  Codicille  erledigt  sich  übrigens  auch  der 
Gebrauch  der  sogcDaimteu  Codicillarciausel  im  Sinne  des 
gemeinen  Heclitos  von  selbst. 
Anlangend 

II.  Die  bei  einer  Vennftchtnissanorjnung  betheiligten 
Personen^  so  ist 

a.  in  Betreff  der  Fähigkeit,  Vermächtnissnehmer  eu 
sein,  auf  das  oben  in  §§.  178^  189  Gesagte  zu  verweisen. 

Soviel  dagegen 

b.  den  Onerirten  anlangt,  so  kann  Jeder,  der  nach 
dem  Willen  des  Erblassen  Etwas  auf  den  Todesfall  er- 
hält, resp.  Etwas,  was  ihm  durch  den  Erblasser  hätte 
entzogen  werden  können,  behält,  bis  zum  Betrage  des 
ihm  soicheigestalt.  Zufallenden  mit  Vermächtnissen  be- 
schwert werden,  er  sei  wirklicher  Erbe  oder  blosser 
Einzelnachfolger  (§.  2388  des  B.G.B.).  Im  Falle  der 
I>e8tituirung  der  Erbeinsetzung  geht  die  Verpflichtung 
zur  Entrichtung  der  Vermächtnisse  jetzt  in  allen  Fällen 

16* 
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aul'  dio  etwa  eintretenden  Intestaterben  über,  und  noch 
schärfer  al«;  schon  das  Erbfolgemandat  §.  5  spricht  jetot 
das  Gesetzbucli  in  §§.  2386,  2S9Ö.  das  Princip  m,  da« 
im  Zweifel  nicht  die  Person  des  Onerirten,  sondern  das 
diesem  auf  den  Tutl>  sfall  zugedachte  Ubject  al»  mit  dem 
Vermächtnisse  beschweit  zu  gelten  habe.  Eine  wirkliche 
Ausnahme  hiervon  kommt  nur  bei  dem  Anwachstmg»' 
rechte  unter  Vermftchtnissnehmern,  und  zwar  aaeh  nur 
in  dem  im  §.  2431  de«  B.ü.B..  gedachten  specielbn  Fiill«' 
vor,  während  es  nicht  als  solche  g:olten  kann,  dass  der 
in  Gemftsiheit  der  oben  §.  205,  I.  IL  gedaditen  Grand* 
Sätze  ohne  und-  resp.  gegen  den  Willen  des  £rbiMBen  ' 
eintretende  PflichttheiLserbe  von  der  antheiligen  Entrich-  i 
tung  der  Vermächtnisse  befreit  ist. 

III.  lieber  die  einzelnen  Gattungen  der  vorkornmen-  i 
den  Vermächtnisse  je  nach  Versdiiedenheit  ihres  Gegen- 
standes   ist    zu    vergleichen  das  Gesetzbuch    in  üt;u 
§§,  2451-2499. 

§.  207.  Fortsetzuiig. 

IV.  Erwerb  und  Weprfall  der  Vermäch  m  i.^.^-.  ^ 
A.  Erwerb:  in  Bezug  auf  denselben  schliesst  dui» 
Gesetzbuch  sieh 

l.  dem  gemeinrechtlichen  Satze  an,  dass  der  Ver 
mächtnissneliiner  ein  auf  seine  Erben  transmissibles  Keclit  j 
auf  das  Verniächtniss  mit  dem  Augenblicke  des  xVntalle? 
(d.  h.  auch  hier  in  der  Hegel  mit  dem  Zeitpunkte  des 
Todes  des  Erblassers  resp.  des  Eintrittes  der  etwa  bsi- 
gelügten  aufschiebenden  Bedingung)  erwerbe.  Und 
zwar  begründet  dieser  Anfall  nicht,  wie  bei  der  De- 
lation der  Erbschaft,  fUr  den  Berufenen  erat  eine  hloaae 
Erwerbsniöglichkeit,  sondern  der  Vermttchtniseansprttch 
gelangt  in  der  Person  des  Bedachten,  ohne  da«8  es  einer 
ausdrücklichen  oder  factischen  Annahmeerklärung  seiner- 
seits tioch  bedürfte,  ipso  jure  und  selbst  ohne  sein  Wn- 
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Ben  zu  dorn  angegebenen  Zeitpunkte  zur  Entstehung.  Je- 
doch soll  ihm  die  Repudiation  des  Vermächtnisses  nach 

wie  vor  freistehen  and  erst  die  ausdrücklich  oder  factisch 
erklärte  Ann  ahme  des  Vermächtniöses  macht  den  Erwerb 
wie  bei  dem  Antritte  der  Verlassen schaft  zu  einem  unwider- 
ruflichen (§§.  2426—2428  des  B.G.B.). 

2.  Durch  diesen  Erwrrb  wird,  wie  nach  ^j^emeinem 
iiechte,  an  sich  und  zunächst  nur  eine  Obligation  zwiöcheu 
Honorirten  und  Onerirten  erzengt.  Der  Eintritt  der 
Ktagbarkeit  dieser  Forderung  (dies  veniens)  war  jedoch 
schon  nach  unserem  zeitherigen  Rechte  nicht,  wie  solches 
gemeinrechtlicli  die  Kegel  bildet,  an  den  Tag  de??  Antrittes 
der  Erbschaft  durch  den  mit  dem  Vermächtnisse  bc-^ 
schwerten  Erben  geknüpft,  vielmehr  galt  rücksichtlich 
des  Veriiiiulitiii&saii>pruches  bisher  nach  de c.  12  von  1746 
verb.  mit  eonst.  13  pte.  III.  das  Besondere,  daed  der 
Vermächtnissnehmer  zwar  keinesfalls  vor  dem  dies  tri- 
cesimns  das  Vermächtniss  von  dem  Erben  fordern  konnte, 
datur  aber  auch  vun  dem  dreissigsten  i  ii^a*  ab  bei  Geld- 
vermächtiiibben  öprocentige  Zinsen  und  bei  Veriniicbtuissen 
truchttragender  Sachen  die  Nutzungen  der  letzteren  schon 
ex  lege  zu  beanspruchen  haben  sollte. 

Das  Otsetzbuch  stellt  die  Fordtrung  des  Vermächt- 
nissnehmers  rucksichtlich  der  Zinsen  und  Nutzungen  still- 
schweigend ganz  unter  die  allgemeinen  Grundsätze  und 
behält  die  Vorschrift  des  älteren  Rechtes  nur  msoweit 
bei,  als  es  dem  onerirten  Erben  j  selbst  wenn  er  den 
^achlass  früher  antreten  sollte,  immer  noch  wenigstens 
eine  Monateftist  vom  Tage  des  Todes  des  Erblassers  an 
gegönnt  wissen  will,  bevor  die  Gewährung  des  Vermächt- 
nisses von  ihm  gefordert  werden  kcinne. 

3.  V  on  diesem  Erwerbe  des  Vermächtnissanspruches 
sind  die  Grundsätze  über  den  sachenrechtiichen  Erwerb 
betreffs  des  Tennachten  Objcctes  wohl  zu  unterscheiden. 
Hierfür  bedarf  es  bei  körperlichen  Sachen  in  der  Kegel 
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der  Uebergabe  des  vermachten  Gegenstandes  seilen  des  Be- 
Bchwerten  an  den  Bedachten.  Besonderes  gilt  nur  in 
Ansehung  derjenigen  Vermilohtnisse,  welche  eine  dem 
Erblasser  eigenthümlich  zugehörige  Sache  oder  ein  Recht 
an  einer  solchen  oder  endiich  ein  dem  Erbla.-sor  zu- 
ständiges jus  in  re  aliena  zum  Gegenstande  haben.  Hier 
ist  das  gemeinrechtliche  Princip  beibehalten,  dass  das 
gedachte  Eigenthuin  uJer  sonstige  Recht  auf  den  Ver- 
niäclitnissnehmcr  unmittelbar  und  ohne  Dazwibchenkmift 
des  £rben  übei^he;  jedoch  wird  der  Zeitpunkt  des  Ueber- 
ganges  insofern  anders  als  nach  gemeinem  Rechte  bestimmt, 
als  derselbe  in  ixWv.n  Fällen  schon  mit  dem  Augenblicke 
der  Erwerbung  des  V  ermächtnisses  in  dem  oben  ad  1. 
besprochenen  Sinne  vor  sich  gehen  soll  (§.  2451  6a 
B.G3.)t  withrend  das  gemeine  Recht  hierbei  an  dem 
dies  venicns  festhält  (Arndts,  Lehrb.,  §.  560). 

4.  Die  Lehre  vom  Anwachsungsrechte  unter  Ver* 
mächtnissnehmem  ist  wie  das  Accrescenzrecht  unter  Mit- 
erben  (zu  vergl.  oben  §.  199)  gleichfalls  auf  die  voraus- 
setzliche  Willcnsabsicht  des  Erblassers  zurückzuiuhruu. 
und  stimmt  daher  insoweit  mit  den  diesfallsigen  Grund* 
sttteen  des  gemeinen  Rechtes  in  allen  wesentlichen  Punkten 
überein  (Arndts^  Lehrb.,  §.  556.  —  §§.  2431  fi  des 
B.G.B.). 

5.  Das  Recht  der  Vermäehtüissnehmer  auf  vorläufige 
Sicherstellung  ihres  Anspruches,  zu  welchem  Zwecke  ihnen 
unter  Andern  zum  Ersätze  der  ihnen  früherhin  insoweit 
zustehenden  stillschweigenden  Hypothek  noch  in  §.  39 
des  Hypothekengesetzes  vom  6.  November  1843  ein 
gesetzlicher  Rechtstitel  auf  Eintragung  ihrer  Forderung 
auf  dem  Folio  des  Naohlassgrundstückes  beiaasen  worden 
war,  ist  gegenwärtig  als  ein  besonderes  ganz  aufgehoben 
und  damit  zugleich  die  in  jener  Gesetzesstelie  erwähnte, 
auf  der  £rl.  Plrocess-Ordnung  ad.  tit  XLV.  4  beruhende 
Verpflichtung  der  Nachlassbehörden^  für  Sicherstellung  der 
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Vermächtnisee  nach  Befinden  von  Amtswegen  Sorge  zu 

tragen,  in  Wegfall  gelangt. 

B.  Wegfall  der  Vermächtnisse.    Hier  gilt  zunächst 

1.  der  Grundsatz,  dasB  die  im  letzten  WiUen  an- 
geordneten-VermächtnlBse  als  aufgehoben  zu  gelten  haben 
wenn  der  letzte  Wille  unter  einer  der  oben  §.  193  ge- 
dachten Voraussetzungen  aufgehoben  wird.  Ausserdem 
enthalt  aber  das  Gesetzbuch 

2.  auch  noch  eine  Reihe  specieller  auf  die  Aufhubuiig 
'    der  Vermäciitnisse  insbesondere  bezüglicher  Vorschriften, 

und  zwar  zunächst 

a.  für  den  Fall  ihres  ausdrücklichen  Widerrufs. 
Insoweit  galt  bisher  bei  uns  der  gemeinrechtliche  Grund- 
satz, dass  zum  Widerrufe  Ton  Vermächtnissen  es  einer  be- 
sonderen Form  überhaupt  nicht  bedürfe.  Das  Gesetzbuch 
§.  2413  stellt  aber  im  Allgemeinen  die  Hegel  auf,  dass 
Vermächtnisse  aller  Art  nicht  bloss  unter  Beobachtung 
der  ftlr  deren  Errichtung  regelmässig  vorgeschriebenen 
Solennitäten^  sondern  auch  ausserdem  noch  durch  ein- 
fache Erklärung  vor  Gericht  oder  aussergerichtlich .  vor 
zwei  Bolennitätszeugen,  in  formlosen  Schriften  dagegen 
nur  dann  widerrufen  werden  können,  wenn  der  Erblasser 
sich  solches  in  seinem  letzten  Willen  ausdrücklich  vor- 
behalten hatte.  Die  ^Singularität  der  dec.  11  von  1746 
rUcksichtlich  des  legatum  praesente  berede  relictum,  wo- 
nach ein  derartiges  Vermächtniss  nur  vor  fiinf  Zeugen 
sollte  widerrufen  werden  können,  ist  damit  zugleieli  be- 
aeitigt;  andererseits  jedoch  auch  ausdrücklich  der  Annahme 
entgegengetreten,  als  könne  ein  solches  Vermächtniss  in 
derselben  foimlusen  ^^'eise  widerrufen  werden,  wie  es 
errichtet  wurde.  Die  in  den  Quellen  sich  Endende  Anti- 
nomie betreffs  der  Frage,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  nicht 
deutlich  erhelle,  auf  welches  von  mehreren  zu  Gunsten 
verschiedener  Personen  errichteten  Vermächtnissen  der 
erfolgte  Widerruf  sich  beziehe  (Arndts,  Lehrb.,  §.  Ö5], 
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Anm.  5),  ist  in  §.  2415  des  B.G.Ii,  in  dem  binue  er- 
ledigt)  dasB  der  Widerruf  rücksichtlich  aller  unwirksam 
sein  solle  y  und  dasselbe  Princip  findet  sich  in  §.  2414 
des  B.G.ß.  aucii  auf  den  Fall  angewendet,  wenn  es  sich 
um  .eine  Mehrheit  von  Vermächtnissen  zu  Gunsten  der- 
selben Person  handelt. 

b.  In  Ik'tietf  des  ausserdem  möglichen  lactischen 
Widerruies  unterscheidet  das  Gesetzbuch  in  241Ö  rück- 
sichtlich  des  aus  einer  Veräusserung  der  vermachten 
Sache  des  Erblassers  zu  folgernden  Widerrufswillens  nicht 
Aveiter,  wie  es  nach  gemeinem  Rechte  geschieht,  zwisclieu 
V'eräusserungen  aus  freien  Stücken  und  solchen  aus 
dringender  Noth,  sondern  nimmt  in  allen  Fällen  der 
Alicnatiun,  ebenso  wie  in  denen  einer  von  dem  Erblasser 
selbst  au8ge^aiiL;oneu  Vernichtung  oder  Spucitication  der 
vermachten  Sache  (zu  vergl.  §•  2419  des  B.G.B.},  den 
Ademtionswillen  im  Zweifel  als  constatirt  an.  -  Weiter  hat 

c.  der  sonst  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  erlolgte 
Untergang  der  Sache  das  Erlöschen  des  Vermächtnisses 
zur  Folge  (§.  2420  des  B.G.B.),  während  ein  erst  nach 
dem  Tode  des  Erblassers  sieh  ereignender  Untergang 
der  Sache  an  sich  auf  den  Fortbestand  des  Vermächtnisi- 
anspruches  ohne  Einfluss  bleibt.  Hier  tritt  vielmehr  die 
Vorschrift  in  §.  2439  des  B.Q-.B.  ein,  wonach  der  Be- 
schwerte zwar  lür  Verschuldung,  aber  nicht  für  Casus 
haftet.  Ebenso  ist  eine  von  dem  Onerirten  vorgenommene 
Veräusserung  der  vermachten  Sache,  dafern  letztere  eine 
dem  Erblasser  selbst  zugehörige  war,  vermöge  der  oben 
A  3,  gedachten  Grundsätze  dem  Bedachten  in  der  Regel 
und  soweit  nicht  bei  Immobilien  etwa  das  Princip  der 
Pnblicität  dazwischen  tritt,  unnachtheilig.  Umgekehrt 
"wird  aber  auch  ein  von  dem  Erblasser  rücksichtiich  der 
eigenen  Sache  dem  Erben  zu  Gunsten  eines  Dritten  auf- 
erlegtes Veräusserungsverbot  nach  §.  2387  des  B.O.B. 
als  ein  dem  Dntten  zugedaciites  Vermachtnisa  aufgefasst, 
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und  die  ibm  zuwider  vorgenommene  Veräusserung  der 
Kegel  uach  in  Genuir-sheit  der  Vorschrii't  in  §.  22'6  dcö 
B.G.B.  als  nichtig  betrachtet  werden  müssen. 

d.  Ungeachtet  der  schon  wiederholt  erwähnten  Be- 
beiti^-^iiug  der  Vorschrilten  über  den  Abzug  dar  Falcidischen 
C^uart«  ist  doch  in  2443  if.  zur  Wahrung  des  im 
vorigen  Paragraphen  erwähnten  Satzes^  dass  der  Onerirte 
nicht  über  den  Betrag  des.  ihm  Zugewendeten  belastet 
werden  könne,  eine  Keihe  von  Bestinnnuugen  gtüuüun, 
welche  den  Zweck  haben^  die  für  den  Fall  der  lieber* 
schwerang  des  Onerirten  eintretende  verhältnissmässige 
Reduction  der  einzelnen  Vermächtniboe  zu  ermöglichen. 

§.  *^08.  Sehenkimg  auf  den  Todesfall*). 

Obwohl  unser  zeitheriges  Recht  betreffs  des  Begriffes 
der  Schenkung  aut  den  Todesfall,  sowie  seiner  Natur 
und  Wirkungen  im  Allgemeinen  nacii  den  gemeinrecht- 
lichen Grundsätzen  folgte^  so  bestand  doch  nach  zwei 
Seiten  hin  eine  nicht  unwesentliche  Abweichung  davon, 
die  tu  zugleich  erklärlich  erscheinen  lässt,  weshalb  die 
Frage,  ob  eine  Schenkung  als  donatio  inter  vivos  oder 
mortis  causa  aufisufassen  sei,  in  unseren  Gerichtshöfen 
verbältnissniäsöig  sehr  häutig  zur  Sprache  kam  (Zeitschr. 
f.  KechtspH.  Ä.  F.  III.  S.  406,  N.  F.  XVll.  S.  178,  XXL 
S.  4aa;  Wochenblatt  f.  roerkw.  RechtsMe,  Jahrg.  1841, 
S.  187  f.,  Jahrg.  1843  S.  153,  313,  Jahrg.  1844  S.  345, 
Jahrg.  1848  8.  41)7,  Jahrg.  1850  S.  345,  Jahrg.  1860 
S.  485,  Jahrg.  186:2  S.  9).  £imnai  nämlich  hielt  unsereFraxis 
constant  an  der,  wenn  auch  irrigen,  so  doch  selbst  in 
der  älteren  gemeinrechtlichen  Dootrin  weitvcrbreitetL-n 
Ansicht  fest,  dass  die  Schenkung  aul'  den  Todesfall  der 
gewöhnlichen  Codicillarform  unterliege  (mit  Ausnahme 
des  Falles,  wenn  sie  das  Gesammtvermögen  betraf,  wo 

*)  Zu  vergl.  Dr.  Beruh.  Schraidt,  Progr.:  De  mortis  causa  do- 
nationis,  ^uamCodexjor.  civ.Sax.pomt»  vietindoleobsmaüol.,Lip8.lS6S. 
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sie  nach  Vurschi  itt  der  const.  1  pte.  III.  unbedingt  gericht- 
lich erriclitet  werden  miLSSte)^  und  sodann  waren  dergieicbea 
Schenkungen  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  der 
const.  l  und  2  pte.  III.  von  dem  Abzüge  der  Faicidischen 
Quart  ixdroit.  Das  Gesetzbuch  hat  die  Eigenthüiulichkfit 
des  Institutes  als  eines  zwischen  den  Kccii tsgesch äf i » •  a 
unter  Lebenden  und  denen  von  Todeawegen  in  der  Mitte 
stehenden  von  vornherein  dadurch  beseitigt,  dass  es  die 
gemeinrechtJich  hit  rher  gehörigen  FaÜe  gewisserniaassen 
'  in  zwei  Hälften  theilt  und  davon  die  eine'  Häl^  au»> 
schliesslich  den  negotüs  mortis  causa^  die  andere  den 
negotiis  inter  vivos  zuweist.. 

Als  Theilnngsprincip  benützt  es  dabei  in  "JbCjO  ff. 
den  von  dem  Standpunkte  des  gemeinen  Hechtes  aus  an 
sich  völlig  gleichgültigen  Umstand,  ob  die  Schenkung  bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  bereits  vollzogen  worden  ist 
oder  nicht.    Darnach  würde  also 

1.  das  von  Jemandem  lür  den  Fall  seines  Todes  (sei 
es  im  Allgemeinen  fUr  diesen  Fall,  oder  för  den  Fall  des 
Todes  in  einer  besonderen  Lebensge&hr)  einem  Anderen 
erthoilte  nocli  iiiicrfüllte  Schenkungdversprechcu  als  blosse 
Veriuguug  von  Todeswegen  zu  beurtheileu  sein  und  zwar 
hat  man  solchentalls  weiter  zu  unterscheiden  ob  das  Ver- 
sprechen : 

a.  ein  bh)f*ses  einseitiges  ij^'ljlieben  oder 

b.  von  dem  Beschenkten  in  einer  den  bchenker 
bindenden  Weise  acceptirt  worden  ist. 

Unter  der  Voraussetzung  zu  a.  wird  dasselbe  n&m- 
lieh  rücksiehtlich  seiner  Form  und  Wirkung  unter  die 
von  einseitigen  letztwiiligen  Verfügungen  geltenden  Vi>r- 
.  Schriften  gestellt,  im  andern  Falle  unter  b.  dagegen  als 
Erbvertrag  behandelt  und  demgemltos  auch  an  die  för 
dessen  Errichtung  auigestclhen  Formerfordt-i  uisisc  ge- 
knüpft. Aut  den  Umfang  der  2:)chenkung  und  nament- 
lich darauf,  ob  die  Schenkung  eine  einzelne  Sache  oder 
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den  ganzen  >»aehias8,  rcöp.  einen  aliquoten  Theil  zum 
Gegenstände  habe,  kommt  nur  insofern  etwas  an,  als 
sich  darnach  die  Beantwortung  der  Frage  richtet^  ob  un- 
ter dieser  Form  eine  Universal-  oder  Singularsuccession 
angeordnet  worden  sei.  Die  bei  dem  Sclienkungsacte 
erfolgte  Beziehung  auf  den  kiUaftigen  Tod  des  Öchen- 
kers  enthält  hier,  wenn  sie  bloss  im.  Allgemeinen  ge- 
schiebt,  weiter  Nichts  als  eine  Hindeutung  auf  die  allen 
Zuwendungen  von  Todeöwegen  ohnehin  s«  liun  gemein- 
schafüiche  Voraussetzung,  dass  der  Bedachte  den  Erblas* 
aer  überleben  müsse,  während  die  Verweisung  auf  eine 
dem  Schenker  2nr  Zeit  der  Schenkung  drohende  beson-. 
dere  Todesgefahr  als  eine  der  Zuwendung  beigefügte  Be- 
dingung wirkt. 

2.  Wird  dagegen  die  Schenkung  sofort  oder  über- 
haupt noch  ibei  Lebzeiten  3es  Schenkers  durch  Ueber- 
gabc  der  Sache  oder  durch  Bestellung,  resp.  Uebertra- 
gung  des  den  Gegenstand  der  Zuwendung  bildenden 
fiechtes  u.  s.  f.  erfUUt,  so  liegt  nach  4er  Auffassung  des 
Oesetzbuches  eine  donatio  inter  vivos  vor,  nur  bedingt 
durch  den  früheren  Tod  des  Schenkers  (§.  887  des 
B.Ö.B.),  resp.  durch  dessen  Umkommen  in  der  besonders 
hervorgehobenen  Lebensgefahr,  und  ist  es  quaestio  ÜEtcti, 
ob  die  Bedingung  auf  den  Vermögenserwerb  au^hiebend 
oder  auflösend  wirkt.  Jenachd(?ni  das  Eine  oder  Andre 
der  Fall  ist  kann  die  iiückforderung  der  geschenkten 
ki^iperlichen  Sache,  und  zwar  beim  Wegfalle  der  auf- 
schiebenden Bedingung  mit  der  Eigenthums-  resp.  Publi- 
cianischen  Klage  aus  der  ILind  jedes  Dritten,  im  Falle 
des  ij^xistentwerdens  der  liesolutivbedingung  aber  nur  mit 
einer  lediglich  gegen  den  Beschenkten  oder  dessen  £rben 
wirkenden  persönlichen  Klage  geschehen,  vorbehältlich 
natürlich  im  letzteren  Falle  der  Klage  auf  das  etwaige 
Interesse,  wenn  die  Sache  nicht  mehr  vorhanden  sein 
sollte  (§.  291  des  B.G.B.). 
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2o'j.  Anwartsehaft- 

I.  Die  Erbau  wart  sc  Ii  ;ifr  oder  Jas  Univer&al- 

f  ide  icommi&s. 

Dieselbe  wird  von  dem  Qesetebuche  keineBwegs  ab 
bedingte  directe  Erbeinsetzung ,  sondern  wie  nach  ge- 
iiitinem  Rtclite  als  ein  zwischen  der  Erbfolge  im  techni- 
schen Sinne  und  der  Eiuzeluachfolge  in  der  .Mitt^  stehende» 
Institut  beliandeit,  weiches  zwar  seinem  yermögensrechtlichen 
Erfolge  nach  der  Erbfolge  gleichsteht,  aber  namentlich 
iu  Betreff  der  Fähigkeit,  damit  bedacht  zu  werden,  unter 
den  (jrrundäätzen  der  V^erniächtnissfolge  steht:  zu  vergl 
oben  §.  178  sab  B  Bd.  II  S.  151  ff.  Demgemfos  wird 
dem  mit  der  Anwartschaft  beschwerten  Erben  ira  §.  2514 
des  B.Ct.B.  au  deu  zur  Amvartschallt  gehörigen  8acli>  u 
das  Eigenthum  zagesprochen  ^  und  es  ist  daher  auch  bei 
Immobilien  die  Eintragung  des  Erben,  wenn  schon  unter 
gleichzeitiger Yerlautbariing  der  Fideicuniniissqualität  d« 
GrundstückcB  auf  dem  betreliendcn  Folium  zu  bewirken.  Im 
Uebrigen  wird  aber  sein  KechtsT^hältnisa  zu  dem  mit 
der  Anwartschaft  beschwerten  Vermögen  bis  zu  dessen 
Herausgabc  an  den  Auwilrter  im  §.  2515  des  B.Gt.B  na«  h 
den  vom  Kiessbrauche  an  einem  ganzen  Vermügcu  gel- 
tenden Qrundsätzen  (§§.  631  ff.  des  B.G.B.)  bestimmt 
und  es  ist  derselbe  daher  auch  wie  ein  solcher  Usufrac- 
tnar  zur  Cantionsleistung  verpflichtet.  Dagegen  tritt  der 
Anwärter  von  Zeit  der  Restitution  an  an  die  Steile  des 
Erben  (§.  2518  des  B.G.B.)  dergestalti  dass  er  den  Erb- 
schaitsgläubigem  fortan  allein  haftet  nnd  der  Erbe  nur 
in  dem  Falle,  wenn  die  restituirte  Erbschaft  zur  Befrie- 
digung der  letzteren  nicht  ausreiahen  sollte,  nnd  aucli 
dann  nur  bis  zu  dem  Betrage  der  von  ihm  bis  zur  Resti- 
tution der  Erbschaft  von  derselben  gezogenen  Früchte, 
iu  Anspruch  genommen  werden  kann  (§*  2521  des  B.G.B.)- 
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Auch  stellt  hier  das  Gesetzbuch  im  2517  rück- 
fiichtlich  der  unter  Her  Anwartschaft  begriüiien  bewegli- 
chen und  unbew^lichen  bachen  ein  den  Fiduciar  schon 
vermdge  gesetzlicher  Vorschrift  treffendes  Veräusserungs- 
verbot  auf,  welches  jedoch,  um  Dritten  gegenüber  wirk- 
sam zu  sein,  bei  Immobilien  die  oben  erwähnte  Verlaut- 
barung der  Fideicommissqualität  im  Grund-  und  Hypo- 
thekenbuche voraussetzt. 

Das  üdeicommissum  ejus,  quod  superfuturum  erit  i^t 
im  §.  2522  des  B.G.B,  dahin  modificirt,  dass  der  Erbe 
yoUkommen  freie  Disposition  unter  den  Lebenden  über  das 
Anwartschafbvennögen  hat,  so  dass  er  nicht  einmal  das 
nach  gemeinem  Rechte  dem  Anwärter  übrig  zu  lassende 
Viertheil  aufzubehalten  Inaucht.  Dagegen  iöt  ihm  die 
Verfügung  für  den  Todes£Bdi  schlechthin  untersagt.  Wie 
die  q[ttarta  Falcidia,  so  ist  auch  die  Trebellianica  und 
deren  Abzugsmöglichkeit  nunmehr  aulgehoben.  Es  er- 
ledigt sich  daher  hierdurch  der  in  der  Be  kanntmachung 
des  Oberappellationsgerichtes  vom  6.  August  1836  no.  III. 
auBgesprodiene,  in  Sachsen  zeither  festgehaltene  Qrund- 
satz  Ton  selbst,  wonach  ein  gleichzeitiger  Abzug  des 
Pflichtthcils  und  der  Trebellianischen  C^iuut  nur  bei  bti- 
dingten  Universaihdeicommissen  und  auch  hier  nur  den 
Deseendenten  des  ErblasserSi  resp.  deren  Nachfolger  zu- 
stehen  soll,  vorausgesetzt  überdem,  dass  der  Erblasser 
den  doppelten  Abzug  rticht  etwa  untersagt  gehabt  (zu 
vergl.  8iebenhaar,  in  der  Zeitschrift  tür  Rechtspflege  N. 
F.  Bd.  XV.  S.  386  ff.). 

IL  Famiiienanwartschaft. 

Üeber  das  ältere  Recht  ist  zu  vergl.  Haubold,  §§. 
394  und  395  und  für  das  Recht  des  Gesetzbuches  Dr. 
Otto  Freiesleben  9  die  Familienanwartschaft  nach  dem 
neuesten  Sächsischen  Rechte^  Leipzig,  1868. 
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Abschnitt  IV.  Vu n  d  er  erblosen  Vcrlasseiibchau. 

210. 

Erblose  Verlassenscbaften  zieht  der  Fiscus  an  sicii. 
Früher  ging  nach  Befinden  der  Inhaber  der  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit vor,  was  auch  jetzt  noch  rücksiehtlich  deg 
Fürstlich  Schönburgischen  Hauses  gilt.  Vor  Einziehung: 
der  Vcrlassenschaft  als  bonnm  vacans  mÜBsen  jedoch 
nach  Maass^abe  des  Mandats  I.  vom  13.  November  1779 
behufs  der  Ermittelung  etwaiger  unbekannter  Interessen* 
ten  Etlictalien  erlassen  wei-den.  Auch  hat  der  Fiscus, 
wenn  die  Verlassenschai't  ihm  anhcimiallt,  gleich  dem 
Erben  die  Nachlassgläubiger  resp.  Vermächtnissnehmer 
zu  beiriedigen  (Erbfolgeinandat  §§.  ]31  ff.  undB.G.B.  §§. 
2618—2(320).  Noch  korarat  hier  die  Vorschrilt  in  §.  2562 
des  B.G.B,  insofern  in  Betracht^  dass  der  von  einem  gesetz- 
lichen Erben  vertragsmässig  geleistete  Erbverzicht  in.  dem 
Falle,  wenn  beim  nachmaligen  Tode  des  Erblassers  andre 
Erben  nicht  vorhanden  sind  und  der  Nachlass  demzufolge 
an  den  Staat  ^Etilen  würde,  fUr  wirkungslos  geachtet 
werden  soll,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  nicht  ausdrück- 
lich auch  auf  diesen  Fall  mit  bezog. 
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Ghronologisches  Verzeiclmiss 

der  in  dem  Werke  angezogenen  Recjitsqn eilen. 


J.  n.  1.  de  rer.  diyis.  et  quali- 
täte.  §§.  12  u.  14.  Bd.  I. 
S.  190  u.  S.  232.  §.  36. 
Bd.  I.  S.  196. 
n.  14.  de  hered.  iust.  ^.  9. 
Bd  II.  S.  150. 
P.  I.  5.  de  statu  hom.   1.  12. 

Bd.  n.  S.  71. 
.   I»  6.  de  bis  qui  aoi'Vel  al. 
jux,  1.  6.  fid.  II.  S.  78. 
K.  8.  de  bis  qui  effaderint  ?el 
dcjeoerint.  1.7.  Bd.  1.  S.481. 
XL  7.  derdigioeifl.  LS».  Bd.  II. 
S.  85. 

XII.1.  derebascreditis  I.S7. 

(lex  Civitas)  Bd.  I.  8.  420. 
ÄiA,  2.  de  adqu.  poss.  1.  8. 

§.  6.  Bd.  1.  S.  167. 
XU«  6.  de  cond.  indeb.  1.  40. 

pr.  Bd.  II.  8.  66. 
XVI.  1.  ad  sen.  Vellej.  1.  8. 

§.  3.  Bd.  U  S.  56. 
XYIII.  6  de  periculo  et  (  um- 

modo  rci  vend.  1. 1.      3, 4. 

Bd.  I.  S.  372 
XIX.  1.  de  act.  emti  et  vend. 

1.  13.  §.  20.  Bd.  I.  S.  354. 
XIX.  2.  locati.  1.  54.  ^.  1. 

Bd.  I.  S.  441. 


D.  XXII.  ^.  de  prob.  1.  26.  Bd.  I. 

S.  486. 

XXiy.  3.  soluto  matr.  1.  24. 
Bd.  II.  S.  63 

XXV.  3.  de  agQOsc.  et  alend. 
Iii).  1.  5.  §.  17.  Bd.  II.  S.  87. 

XXVI.  7.  de  administr.  et 
per.  tat  1.  7.  §§.  3  u.  11. 
Bd.  II.  8.  124. 

XXVIL  8.  de  tntelae  et  nL 

distr.  actione.  1.  1.  §.  20. 

Bd.  I.  6.  864. 
XXVnL  6.  de  bered.  inst. 

1.  16  pr.  1.  17.     1.  1.  66. 

Bd.  II  8.217.  1.88.  Bd.  II. 

8.  160. 

XXX.  delegaUsI.  1.24.  $.2. 
Bd.  I.  S.  97. 

XXXII.  de  legatis  m.  1.  8» 
u.  194.  Bd.  II.  S.  217. 

XXXIII.  6.  de  tritico,  vino 
!ir  l(\iTato.  1.  8.  Bd.  I.  S.  372. 

XXXV.  2  ad  leg.  Falc.  J.  68. 

Bd.  I.  S.  51 
XXXVIII.  16.  de  suis  et  legit. 

1.  3.  §.  12.  Bd.  II.  S.  71. 
XLI.  1.  de  adqu.  rer.  dorn. 

1.  9.  §.  7.  Bd.  I.    S.  202. 

I.  60.  Bd.  I  b 
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J>.  XLIII.  17.   uti  poss.  1.  1 
§.  4.  Bd.  I.  S.  109. 
XlilY.  4.  de  doli  inali  et  metus 
exc  1.  4.     2^— du  Bd  1. 

S  113. 

XT'IV.  i>.  de  litigiosis.  Bd  I. 

S.  iiw 

L.  KV  de  vt'i  bor  siguif.  1  142, 

Bd.  II  .s.  217. 
L.  17.  de  diversis  reg  ^ur. 

1.  12.  Bd.  II.  s..  177. 
€•  II.  4.  de  transactionibus  1.  8. 

Bd.  I.  S.  462 

II.  18.  de  ne^otiis  gestis  1. 
ult  Bd.  I  S.  4r,5. 

III.  43.  dti  aleatüiilms  etc.  1. 1. 
Bd.  I.  S.  125. 

IV.  10.  de  obl   et  act  1.  2. 
Bd.  II  S.  52. 

IT.  2U.  ad  seDatttsc.  Teil  1. 9. 

Bd.  II.  8  66. 
IT,  44.  de  rescind.  Tenditione. 

1,  2.  Bd.  I.  S  8B7. 
T.  12.  de  jure  dot  l.  29.  Bd.  II. 

8.  6S. 

T.  13.  de  rei  uxoriae  act  1. 

un.  §.  7.  Bd.  n.  8.  63. 
Tl.  25.  de  testamentis.  1. 15. 

Bd.  II.  S.  187. 
TL  29.  de  post.  her.  inst. 

1.  3.  Bd.  L  8.  49. 
TU*  87.  de  quadrietinii  praescr . 

1.  2.  Bd.  I.  8.  71. 
TU.  40  de  annali  exc.  1.  2. 

Bd.  I.  S.  133. 
*  TU*  47.  de  8<^nteiitiis  quae 

pro  eo.  1.  un.  Bd.  I.  S  358. 
Till*  27  (2G).  etiam  ob  chiro- 

grapliiir.  1.  iin.  Bd.I.  S.297. 
Till.  37.  de  litigiosis.  1.  4. 

Bd.  I.  S.  177. 
Till.  42.  de  aovat.  1. 8.  Bd.  I. 

S.  409. 

Not.  it.'  cap.  3.  Bd.  T  S.  427. 
LXXII.  Bd.  II  S  133. 
CXY.  Bd  iL  H.  235. 


Gap.  20:  X.  de  praescr.  Ii.  26. 

Bd.  I.  S.  IHO. 
Sachsenspiegel  (rZ20-i::iO 
Geschichte  desselben  Bd.  1.  S  3. 
Buch  I.  Art.  3  Bd  TT.  S.  156 


11 

I. 

»♦ 

4.  Bd.  11.  S.  I.V2 

f* 

I, 

T» 

6.  Bd.  IL  b  15{. 

S.  I  i8. 

I. 

»t 

17.  §.  1    Bd  n  S 

152,  S.  154. 

«  « 

I. 

H 

20.  Bd.  II.  S.  209. 

I, 

22.  Bd  II  S.  2.)y 

I. 

»1 

28.   Bd.  I.    S.  2t»4. 

Bd  II.  S.  152 

•  » 

I. 

*  « 

2U.  Bd.  I.  S.  204. 

1) 

I. 

J» 

31.  Bd.  U.  S.  :18. 

S.  164. 

f 

I. 

1* 

33.  Bd.LS.49.Bd.lI, 

S.  71,  S.  205. 

♦» 

I. 

35.  Bd  I.  S.  191. 

t« 

I. 

•» 

42.  Bd.  I.  8.  59. 

V 

I. 

•» 

45.  Bd.  II.  S.  7. 

»t 

I. 

»» 

51.§.l.Bd.ILS.  158 

?» 

I 

»» 

52.  Bd.  I.  S.  174. 

V 

I. 

«t 

52.  §.1.  Bd.  IL  8.211 

» 

L 

«» 

52.§.S.  Bd.  II.  8.170. 

1t 

n. 

(T 

29.  Bd.  L  8  19.1. 

tt 

n. 

t« 

30.  Bd.  n.  S.  201 

»» 

n. 

»1 

34.  Bd.  L  8.  49J. 

(Gleese.) 

t» 

n. 

1t 

37.Bd.L8.193.S.204. 

»» 

n. 

47.  Bd.  L  8.  151. 

»» 

n. 

» 

5L  Bd.  I.  S.  254. 

t» 

n. 

»» 

52.  Bd.  I.  S.  257. 

f» 

n. 

»t 

56.  Bd.  1.  S.  228 

»t 

n. 

i» 

58.  Bd.  I.  S.  19Ö. 

II. 

« 

r»0.  Bd,  I.  S.  171. 

ft 

u. 

n 

61.  Bd.  L  S.  m. 

S  1^4. 

II. 

1) 

65.  Bd.  I.  S.  118 

»« 

III. 

II 

'  3.  Bd  I.  S  118 

III. 

43.  Bd  L  S  149 

t» 

lU. 

fi 

45.  Bd  L  S.  4til. 

Bd.  n.  S  7. 

»» 

III. 

47   Bd.  I.  S.  149- 

»t 

m. 

1» 

76.  Bd.  L  S.  I9S- 
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Bach  III.  Art  76.    §.  ?.  Dil.  U. 

8.  164. 

III.    „  83.§.l.Bd.ILS.80Ö 
Magdeburger  oder  Süch-  ' 
sischcs  Weichbild  (Anfang  | 
des  14.  Jahrb.).  ^  | 
Eiit8teiiaiig9gesduchteBd.L  8.  a. 
Art.  29.  Bd.  I.  S.  149  (Glosse). 
Art.  97.  Bd.  I;  S.  889. 
Art  119.  Bd.  I.  8.  232. 
Art.  120.  Bd.  I.  S.  190. 
Art.  122  (1231.  Bd.  I.  S.  866. 
Art   126.  Bd.  1.  S.  257. 
Art.  130  Bd.  I.  S.  \ 

Itechtsbuch  auch  Distinc- 

tionen  (14.  Jahrb.). 
KiitstoliuiigsgcscIiicliteBd,  1.  b.ä. 
I   14.  Bd.  J.  S.  104. 
I.  Hl.  1.  Bd.  I.  S.  in4.  I 
Landosordiiunjj  lior/o«,'  Wil-  - 

lioliM  slII.v.J.1446.Bd  I.S  7.  I 
L M u de s o  1  <1  n u  11  er  der  lIiMZi>gr  ' 

Ernst  iiiul  Albert  v.  ,].  14S3. 

Bd.  I.    S.  7. 
Uber  h  o  f  g  c  r  i  r  Ii  t  s  o  r  d  ii  u  ng  v.  J. 

I4s:{.   Bd.  I.  S. 
Oberhofgerichtsorduuiig  v 

J  1488.  Bd.  I.  S.  6  und  7  , 
Oberhofgerichtsordnungv.J.  ' 

Bd.  1.   S.  3.  S.  6. 
N  ö  rnbergerReicbstagsah-  , 

schied  vom  Norcmber 

lo2U  Bd.  II.   S.  168. 
Hcscript  Herzog  Ucorg*s  v.  J.  j 

1523.  Bd.  I.  S.  6.  Bd.  II. 

S.  168. 
Heil  hstaggabscluod  v.J. 

Bd.  11.   S.  IGO.  • 
IjandesordnuDg  Churfiirsts  Mo- 
ritz V.  .T.  M.  1.  8.  7 
ülii'rln»  igcric  htsordnung  v.J.  ' 

ir»4H.    Bd  1     S.  0.  I 
Land o<?(>rd nun^  Aussilin-ilMMi i 

(Jiiurfiirsts  Mori;/  v.  lü.  No-  ' 

voiiibiT  jr>;>u.  Bd.  1   s.  0,  j 

JS.        uud  34y  I 
II. 


Ut'srript  und  BttVIil  v.  7.  De- 
cember  lö(>J{.  Bd.  I.  S  228. 

Const  i  tut  ioiicn  des  Clmrlursteo 
August  V  21.  April  1572. 

Entstehungsgeschichte   Bd.  1. 
S.  7  ft". 

Pars  I.  JndiciuJiu. 
Constitutio  25.  Bd.  I.S,  142. 
Constitatio  31.  Bd.  I.  S.  290. 

Pars  n.    De  contractibus  vel 
quasi. 

Constitutio  1.  Bd.  I.  S.  130. 

S.  430. 
2.  Bd.  1.  ä.  124. 

S  141. 

.,       'H.  Bd   1.'  S.  124 
6.  Bd.  I  S  12r.. 

S.  205. 

•  0.  Bd   I.  S.  124 

»        7.  Bd.  1  151. 

152. 

„        8.  Bd.  I  8.  151. 
„      10.  Bd  I   S  50. 
Bd.  IJ.  8.  07. 
12.  Bd.  1.  S.  175. 

S.  414. 

16.  Bd.  n.  S.  M. 

17.  Bd.  1  S.  408. 

18.  Bd.  I.  ».  468. 
„  19.  Bd.  I.  S.  4159, 
„  20.  Bd.  I.  S.  469. 
„      23  Bd.  I.  S.  201. 

24  Bd  II.  S.  7. 
„      27.  Bd.  1.  S.  161. 

S.  162. 
31.  Bd.  I.  S.  176. 

S.  430. 
:r2  Bd.  I.  S.  430. 
.14  Bd.  I.  S.  463. 
.{5.  Bd.  II.  S.  211. 
3*).  r.d.  I  S.  150 
8  201»  und  'J52. 
43.  IUI.  II.  8..  200 
53  Bd  l.  S  101, 
l'^ih  III.     De  äuccebbiouihuH. 
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1 


»» 
»» 

»« 


ultimis  voluDUtibuB  et  investi- 
tura  feudal!  (Bd.  IL  S.  146). 
Coostitiitio   1 .  Bd.  II.  8. 2Ö0. 

8.  Bd.  IL  S.S60. 

3.  Bd.  IL  S.  173. 

4.  Bd.  IL  S.  179. 
'6.  Bd  IL  S.  169. 
6.  Bd.  IL  S.  169. 

8.  Bd.  IL  S.  192. 
S.228. 

9.  Bd.  IL  S.  187. 
8.887. 

12.  Bd.  II.  S. 888. 

13.  B.l.n.'S.24ß. 

14.  Bd.  iL  S.  161. 

16.  Bü.  I.  S.251. 

17.  Bd.  II.  S.  155. 

18.  Bd.  II.  S.  150. 
S  158. 

20.  15.1.  II.  S.  ir,4. 
„  21—25  Bd.  I.  S. 

22.  Bd.  U.S.  M\. 
S. 

24.  Bd.  I.  S.  433. 

25.  Bd.  1.  S.  332. 
Bd.  IT.  S.  39.  S.  90. 

32.  Bd.  IL  S.  196 
S.  201). 

33.  Bd.  II.  S  08. 
38.  Bd.  1.  b.  37. 

Bars  IV  Dp  delictis. 

Cüiistituiio  21.  Bd.  II  S.  63. 
„       27.  Bd.   1.  S.  189. 

Bd.  TT.  S.  1)9 
llesrript  vom  9.  April  uuU 

».  Juli  Vul.  Bd.  I.  S.  349. 
llcichs  polizeio  i'dnuugv.lf>77. 

Bd.  i.  S.  4-J5. 
Kirchoiiordnung  v.  1.  Juuuur 

ir>HO.  Bd.  II.  S.  2.  S.  7. 
Torgauer  Ausschreiben  vom 

8.  Hai  1583.  Bd.  L  S.  10. 

S.  14.  S.  896.  S.849.  S.  480. 
Erledigung  der  Landesge« 

brechen  v.  12.  Mirx  J603. 

Bd.  L  S.  14. 


11 


II 


»1 


II 


n 


Befehl  vom  30«  Anfust  1607. 

Bd.  L  8.  888> 
Rescript  an  das  Obercoosisto* 

rium,  wenn  der  Desertion»; 

process  statthat,  v.  21*  April 

4608.  Bd.  n.  S.  86. 
Befehl  vom  4.  Jon!  1006.  Bd.L 

S.  888. 

E  rl  e  d  i  g  u  ngder  Landesgebrechen 
vom  28.  April  1012.  Bd.  1. 
S.  14. 

Rescript  vom  24«  Januar  101 7« 

Bd.  I.  S.  93. 

Procpssordnung  (Alto)  vom 
'28.  Juli  1622.  Bd.  I.  S.  IS. 

'l'it.  VTI.  §.  2  Bd  I.  S.  4.51. 
Tit   .XXXIX.  Bd.  I.  S.  290. 
Tit   .\LII.  §.  6.  Bd.  1.  S.  433. 
Tit.  XLIIL  Tit.  XLIV.  Bd.  L 

S.  264. 

Tit.  XLVI.  §.  2.  Bd  I.  S.  202 
Mandat:  Verbotener  Grade  im 
Ileiratbcn  sich  zn  enthalten 
vom  11.  Mal  10.23.  Bd.  U. 

S  11. 

Mü  n  /  m  a  n  dat  vom31*  JuU  102;L 

Bd.  1.  S.  370 
F'.he Ordnung  vom  10.  August 

1624.  Bd.  II.  S.  3  S  2^^. 
Mandat:  „  Dab»  bicL  Niemand 

im  andern  Grad  etc.  vcrehe- 

liitheu  solle'*,  vom  Sl.  Mai 
'     1026.  Bd.  JI.  S.  11 

Rescript  vom  27 .  Februar  163&« 
Bd.  II.  S.  71. 

ZabeltitEisches  Mandat  vom 
16.  Novefliber  1048.  Bd.  11. 
a.  17. 

Erledigung  d.  Landesgebrechen 
vom  22.  Juni  1001.  Bd.  1. 

S.  14.  Tit.  von  Justizsaclien 
$.  70.  Bd.  U.  S.  806.  S.  213. 

(Aeltere)    Decisionen  vom 
28.  Janl  1001. 

Entstehungsgeschichte  Bd.L  S.13. 
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Decifiio  4.  Bd.  II.  S.   68.  • 
„    16.  Bd.   L  S.  420.  S.  456. 

23.  Bd.  n.  S.  95. 

24.  Bd.  U.  S.  42. 
„    29.  Bd.  I.  S.  352. 

«,    42.  Bd.   I.  S.  451.  S.  453. 
S.  470. 

|I4.  Bd.  II.  S.  197. 

45.  Bd.  II.  S.  178. 
„  47.  Bd.  n.  S.  192.  S.  228. 
„  40.  Bd.  U.  8.  78. 
„  50.  Bd.  U.  S  220. 
„  51.  Bd.  II.  S.  66. 
„  52.  Bd.  II.  S.  235. 
„  63.  }Ul  I.  S.  Ö2. 
„  50.  Bil.  II  S.  227. 
„  57.  Bd.  II.  S.  200,  S.  214. 
„    Gl.  Bd.    I.  S.  209. 


»» 


G6  Bd.    I.  S  403. 
7H.  Bd.  II.  S.  173. 
Bd.    I.  S.  204. 


„    UO.  Bd.    I.  S.  248.  * 
Keseript  vom  25.  Heptember 

1«76.  Bd.  I.  S.  228. 
Mandat:  „Wie  es  in  AVeclisel- 
sacbeu  in  puncto  exceptionis 
etc.  gehalten  wenlcn  solle", 
vom  23  Bccember  1(J99 
(2.  «Taiiuar  1700).  Bd.  1. 
8.  45a. 

He  Script:  „Dass  ein  einziger 
Zeuge  eines  nicht  zu  erkun- 
digenden Todes  etc.  gar  krui- 
tig  attfstin  II  könne",  vom 
26  Juni  iVO;{.  Hd  1.  S.  .51. 

Mandat,  worin  das  etc.  unterm 
12.  Juli  1702  publicirte  Man- 
dat aulgeIiol>eii  und  geändert 
wird,  vom  10.  März  1704. 
Bd.  I.  8.  :Voi). 

Ue Script,  dai:s  kein  Soldat  etc. 
sich  verloben  etc.  solle,  vom 
17.  Miliz  1709.  Bd.  II.  i5.  17 

J J  u  e  1 1  ui  a  n  d  a  t  vom  2  J  uU  1712. 
Bd  I.  S.  480. 

Decisivbctebl   (Cessioa  zwi- 


I 


[ 


scheu  Juden  und  Christen 
belr.)  vom  5,NoTeiiiber  1715« 
Bd.  I.  S.  398. 

Mandat,  worin  enthalten,  was 
Yor  Wildpret  eigentlich  zur 
hohen,  llittel-  und  Nieder- 
jagd gerechnet,  vom  8.  No* 
vember  1717.  Bd.  I.  8.  184. 

Mandat^  dass  die  Studiosi  etc. 
keine  Wechaelbriefe  ausstcl« 
len  sollen,  vom  29.  Heeember 
1718.  Bd.  I.  8.  421. 

Constitution,  vouVerachreibun-' 
gen  aus  Obligationen  der 
Weibspersonen,  vom  IS,  Xo« 
vember  1722   IUI  IL  S.  37. 

Kesolution  zur  Constitution  vom 
18.  November  1722,  v.  1«  Juli 
172ä.  Bd.  Ii.  8.  38. 

Banqueroutirniandat  vom  7. 
Januar  1724.  Bd.  1.  S.  14. 
Bd.  II.  ::>.  58.  f.  15.  Bd.  iL 
S  68. 

Erläuterte  Pr ort'» sorduuug 
vom  10.  Jauuar  1724 

KiitstelnirtLisgeschichte  JS.  13. 
Ad,  tit.  1.       M.  IUI   1   S  4«H 
„    „    III.      1.  15(1.  1.  6.  ;u>l>. 
„    „    IV.  §.  2.  üd  1.  «.  131. 
„    „    V    ^.  4.  Bd.  I  Ö.  131. 
„    „    Vll.      2.  Bd.  1.  S.  46 1. 

8.  452. 

„    „    Vll.       Ü.  Bd.  I.  S.  73.. 

S.  70. 

„    „   VITT.  §.  3.  Bd  II.  S.  V.K 
„     „    I.K.  §.  1   lid   II   S.  H4. 
„    „    IX.      3,  4.  Bd.  11.  S.  121. 
„    „    .XIII  Bd.  I.  S.  03 
„    „    \iV.  Bd.  I.  S.  392.  ^.  2. 

15(1.  1.  S,  ri03 
„     „    .\Vi.      3.  Bd.  1.  b.  460 

S.  478. 

„    XXXIX.  Bd  I.  S.  200. 
„    „    XXXlX.§.4.Bd.I.  S.442 
„        XXXlX.§,8.Bd.I.S  298. 
.„    „   XXXIX.§  10.  Bd.  1.8.268; 

17* 
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Ad.'üt.  XXXIX. 4?  li>.Hd.I.S.  127 
„    „   XLJ.  §.  1.  IUI  II.  S.  G«. 

^.  6.  IUI.  1.  S.  4(Jl 
„    „   XLU.  §  7.  Bd.  1.  S  -3:1 

S.  26.J. 

„    „   XLII  s.  8.  r.d.  1.  S.  4:m. 

„    ,  XLiv.  §.  1.  i;d  I.  s.  *juo. 

S.2G2.§  2.  IM.  LS  234. 
S.  2'.):>.  S.  297.  S.  2i)8 
S.  :m.      4.  8.  298. 
„     „    XLV.  IUI  I.  S.  204.  §.  4. 

Dd.  11.  S.  24Ü. 
„    „  XLVir  Bd.  1,  S.  263, 
„   LI.  I«d.  1.  S.  178.  S.  26«J. 
Anhang. 
§.   4.  Bd.  I.  B.  3H5. 

5.  „  1.  376. 
->  6.  ff  I.  I,  361. 
~    H.   II    1.      421 . 

-  11.  „  n.  „  *jo. 

"  Ii).    Ii    I.  II  337« 

Mandat  wider  das  Aufborgeu 

junger  Loute  (>tc.  April 
1724.    lid.  1.   S.  421.  §.  4. 

Hd.  II.  S.  120. 
Hescript,  dass  bei  Bcrecbiiung 

des  lutorusmiums  der  Xjüib* 

iiitzVbr  CaU'ul  anzuwcncleii 

sei,  vom  25.  Uctobcr  1724. 

IUI.  I.  s.  :m. 
Wi(*d(;rh<)U(!s  Roscript  von 

verl)otcnor  Sobbiteiitraiiuiig 
'     vom  U.  Juli  17^.  Bd.  I. 

S.  17. 

lU'öcript  ,  (luss  d.  Au.^/uii •Icubei- 

vituteii  otc.  gli'irh  /luu  litcu  v. 

2S  Febr.  172«.  Bd  I  S.  312. 
Krl  a  u  i  «1  Uli  gsrosr  l  i  p  r  ziirKrl. 

IVocrssoidnmi^  ;ul  tit  \1JV. 

2.  vom  U.  duui  172S.  Bd.I. 

S.  207. 

M  aiid  a  t  wcgcu  noch  fernerer  Bei. 
behaltnug  der  b}  [joUiccaruin 
tantariunvom  24*  September 
17S4.  Bd.  L  S.  264.  S  434. 

Neue  Decisioncn  vom  2«  Juli 


I        1710.  Eiitstehimg8|^8Ghichte 
■        Bd.  I   S   13  tf.  ' 
Üeciaiu  1.  Bd.  1.  S  -Mo  ü. 
II  Bd.  1.  S.  24ii. 

III.  Bd.  X.  6  324.  i).  :yi!< 

Bd.  U.  S.  46 

IV.  Bd.  1.  S.  1H4. 
'   „      V.  Bd.  I.  8.  328 

„      VII.  Bd   1   S  -IV.) 

VIII.  Bd.  U.  6.  173. 15.  Iii 

IX.  Bd.  II.  S.  1H4. 
XI.  Bd.  II.  S.  243.  S.  241 
.\n.  Bd.  1.  S.  356.  Bd  U. 

S.  209.  S.  24S 
I,      XUI.  Bd.  U.  S.  200. 
„     XV.  Bd.  LS.  864.8.355. 

8.  4« 

„     XX.  Bd.  L  S.  437. 
.1     XXL  Bd.  L  S.  43». 
I,     XXIIL    Bd.  L  S,  421 
I         ,  S.  4«. 

I.  XXV.Bd.ILS.150.S.2S7. 
I,     XXVII.  Bd  I.  S.  431. 
„     XXVIIL  Bd.  U.  S.  » 

.XXIX   Bd.  II  S.  87 

'        XXX.  r.j  I  .s.  ix'j.  • 

XXXI.  Btl.  II.  S  4.  S  17 
„     XXXVI.   Bd.  I    S.  m 
Bd.  II.  Ö.33.  S.34.  2:^87. 
XLV.  Bd.  II.  S.  ;♦•>. 
(.iciit  I  ii  lo  wegen  <4üIti'jk»Ml  der 
di  ii  jtils  cMUsis  vennut  iiteii  Ia- 
u';it.'\i)iii  U'u  September  1716» 

15(1.  1.  .S.  s4.  S.  S5. 

1*^  i-  hl  u  t  e  1*  u  II  g  s  1  e  s  c  r  i  |>  t  über 
X.XXV'I.  neue  Decision  von 
1740,  vom  a.  April  ITöO. 
Bd.  I.  b.  119.  Bd.  II.  34 
S.  H7.  S.  99. 

Rescript,  die  Ebescheidiuig  we- 
gen lebensIängUeher  Zacht- 
liausstrafc  betr.  vom  35.  Fe- 
bruar 1751.  Bd.  II.  S.  ä6. 

Erläutcrungsgenerale  cor 
IX.  neuen  Dedfdon  von  1716 
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vom    15.    Februar  1754. 
Bd.  II.  S.  184. 
Erledigung  der  Landesge- 
brechen vom  30.  SepfemlHur 

1763.  Bd.  I.  S.  14. 
Lehettsmaadat  vom  90.  Ai»ril 

1764.  tit  VI.  §:  1.  Bd.  1. 

Rescript,  ob  das  jus  retentionia 
bei  Concursen  eine  Priwität 
wirken  kdnne,  vom  26.  Juli 
1764.  Bd.  I.  S.  897.  8.  291». 

Erledigung  Apv  Lamlosg^'- 
bro.v  l)  e  n  vom  24.  Mai  1766. 
Bd.  I.  S.  14. 

Mandat  wegen  der  Ihizurd-  uiul 
anderer  lioheu  Siikle  etc.  vom 
20.  ]>ccembcr  17<>(i.  ßd.  I. 
S.  124.  S  470.  8.  472. 

Gesfliärftes  I3an«iueroutir- 
mandiit  vom  20.  Becember 
\7m,  Bd.]  S.  14.  §  2  fkl.  I. 

MO.  lk\.  IT.  S.  170  §.  5. 
m.  1.  S.  441.  t^.  15.  Üd.  II. 
S  58  u.  6Ö.  §.  16.  ßd.  II. 
8.  20b. 

öpL'C'ial  lu'lclil,  ob  bei  ]iräs(  ri- 
birten  Wecb.selnete.die  W  ci  h- 
S(?Iprivilcuirii  statthiibeii  sol- 
len, vom  11.  November  17(57. 
Bd.  I.  S. 

Mandat,  die  Versorgung  der 
Armen  etc.  betr.  v.  11.  April 
1772.  Bd.  II.  S.  168. 

Edict  wegen  der  bei  den  Chur> 
fQrsÜichen  Oassen  auszuge- 
benden etc.  Cassenbillets  vom 
6.  Mal  1772.  Bd.  I.  8.  237. 
S.  »40. 

Mandat,  die  Vindication  dieblich 
entwendeter  etc.  Landschaft- 
licher Obligationen  etc.  betr., 
Tom-26.  Januar  177&.  Bd.  1. 
S.  23f. 

Dorffeue rnrilnung  v.  18.  Fe- 
bruar 1775.  Bd.  1.  ^.  28. 


Hesel  ipt,  die  Directioii  der 
Zucbt-  u.  Arbeitsbäuser  betr. 
etc.,  vom  2.  Juni  1770. ßd.  II. 
S.  166. 

M  an  dat>  die  Edictaicitationen  ui 
Civilsadien  ausserhalb  des 
concnrsus  creditoram  betr.  (I.) 
vom  13.  Kovember  1779. 

Bd.  I.  S.  64.  S.  140.  Bd  II. 
S  214.  S.  264. 
Mandat,  die  VerkQrzung  d«r 
cnrao  absentium  und  deren 

Vermögeusadministratfon  be* 
treHend  ^11.)  vom  Vi.  Noveiu» 
ber  1779.  Bd.  I  S.  64.  b.  65. 
btrasseitbaumandat  vom  *i8. 

April  1781.  Bd.  1.  ä.  88. 
Ue Script,    die  gegen  siiuiuige 
(»utspaehter  zu  fallenden  Er- 
kenntin^>;<  brtr  .  vom  20.  Seji« 
teniber  WsJ.  IM  1.  441 
A  1 1  g  e  m  e  i  n  e      V  o  v  in  u  n  d  - 
seba ft sor<luung   vom  10. 
October  17s*3 
it^utstcbungsgescliiclitc   ßd.  i. 
S  14. 
(Jap.  111.  ßd   1.  S  öV». 

IV.      :i  ßd.  II.  S.  115, 
,.    V.  §.  G.  ßd.  II  S  122. 
„   VI.      11.  ßd.  II.  S  116 
„    Vm.  §.  1.  Bd.I.  S.Ö8.  S,60.. 
Bd.  II.  S.  114.  §.8.  Bd.  II 
S.113  §.  4.  Bd.  U.  S.  133- 
„   IX.     1.  Bd.  n.  S.  117. 
„   X.  §.  6.  Bd.  U.  S.  126. 
„   XII.  ßd.  U.  S.  118. 

Xm.  §.  1.  Bd.  I.  S.  102. 
Bd.  II.  S.  119.  §.  7.  Bd.  II. 
S.  120.  §.  8.  Bd.l  S.  466. 
§.  11.  Bd.  L  8.  60.  Bd.  II. 
S.  3«  §§.  12  ff.  Bd.  II.  S.  19. 
§.  16.  Bd.  I.  S.  60.  Bd  II. 
8.  170. 

„    .\1V.  §§1.  3  ßd  11.  S  121. 
„    XV.  §.  5.   ßd.  IL  ö.  1-25. 
§§.  7  ff.  Bd.  U.  S.  123.  %.  8 
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Bd.U.  S.  124.  §.12.  Bd.I. 
S.  126.  §.  16.  Bd.  I.  S.  S«»8. 
Bd.  n.  S.  183. 
Cap.  XYl.  §§.  1. 2.  Bd.  U.  S.  127. 
§.  3.  Bd.  I.  S.  92.  Bd.  TL, 
S.  129.  §.  6.  Bd.  U.  S.  130. 
§.11.  m.  II.  S.180.  §.  15. 
Bd.  II.  S.  129. 

XIX.  §.  3.  Bd.  I.  S.  69. 
§.  6.  Bd  H  S.  13C. 

XX.  §.  1.  bd.  II.  S.  131. 
§.2.  Bd.  II.  S.  132.  S.  142 
§.  4.  Bd.  II.  «.  132.  S  7. 
Bd.  II.  S.  110.  8.  112. 

XXII.  §.  4.  m.  II.   S.  [VS. 

§.  5.  Bd.  U.  S.  yo.  S.  107. 
XXIU.  §.  10.  Bd.  U.  S.  99. 
S.  107. 

XXIV.  §.  3.  Bd.  II.  S.  139. 
§.  5.   Hd.  I.  S.  104.  §.  7. 
Bd.  II.  IS.  178.  §.  11.  Bd.  II 
S.  140.  S.  141.  §  12.  Bd.  11. 
S.  141 

XXV.  Bd.  II.  R.  54.  3. 
Bd.  II.  S  143.  ^.  5.  Bd.  II. 
8.  143.  §  11.  Bd.  II.  S.  144. 

12.  Bd.  I.  b.  4Ö.  Bd.  II. 
S.  144. 

XXVI.  §§.  J.  4.  Bd.  II. 
S.  134. 

Ueiierale,  das  Vorhut  des  Aus- 
spiolfns  betr.,  vom  18.  Fe- 
bruar 17S4.  Bd.  1   S  475. 

licsolutioa  ia  c()iL->isUinuiibus 
vom  27.  Janaar  178<>.  no.  10. 
Bd.II  S  r,:i.nü.ia.Bd  II  S.22. 

Regulativ  vom  11.  Mftrz  und 
Rescript  voiu  22.  3lUrz 
1786,  die  Cognition  der  Ilof- 
ämter  in  den  rt-chtiichen  An- 
gelegenheiteu  dw  lloflieilicn- 
ten  betr.  Bd.  II.  S.  180. 

Gt'ueralu,  die  Bestrafun^^  ge- 
waltsamer Besityxr^aeilungen 
betr.,  vom  19.  Februar  1789. 
Bd.  I.  S.  149. 


11 


it 


Befehl,  von  'welcher  Zeit  an  der 
Erbanfall  des  VermdgeiiB 
eines  für  todt  geachteten  Ab> 
wesenden  zu  rechnen  sei,  vom 
16.  fmd  1790.  Bd.  I.  S.  65. 

Rescript  wegen  gerichtlidier 
Niederlegung  letzter  Willen 
vom  28.  Oetober  179L  Dd  II. 
S.  172. 

Rescript,  die  Gebarung  init 
Müudelgelderu  betrefl",.  vom 
24.  Fehroar  1792.  Bd.  II. 

.  8.  123. 

Rescript,  die  Erläutenui;!  (io> 
Befehls  vom  11.  August  Uö» 
wegen  der  vom  Appellations- 
gerichte  zu  ertheileuden  De- 
rr<  te  betr.,  vom  17.  Juli  1«M. 
Bd.  I.  S.  4G1.  S.  4G3. 

Rescript,  die  Legitimation  uu- 
chelicber  Kinder  durch  laiultv 
herrliclies  Rescript  bctr .  vom 
8.  JanUur  1796.  Bd.U.  S  78. 

Mandat,  wegen  Einschräakun 
gen  des  nundehaltou*^  lU- 
(Ilundemandat)  vom  2  A|»rU 
17Jm.  Bd.  1.  S.  491. 

(j  V  n  0  r  ;i  1 0 ,  das  Ve rt alu  tu  bei  ikr 
Bubiicatioii  der  Mandate*  und 
Generalien  betr.,  vom  13  Juli 
1796.  Bd.  I.  S.  28 

Ke  Script,  die  Klaffen  gegen 
Churt'ürstliche  in  otiicio  fob- 
lende  Diener  betr  v  18.  Oe- 
tober  1796.  Bd.  1.  S.  482 

Generale,  die  Anweisung'  <l«r 
PfarriT  etc.  zu  bos.s«  ri  r  Kiii- 
rn  huiuf?  der  lürchcnlmclier 
betr.,  vom  IH.  Februar  1790. 
Bd.  I.  S.  50. 

Befehl  wegen  der  zu  Anlegung 
neuer  Mühlen  zu  ertheileB'- 
den  Concession  vom  S,  Dete- 
ber  1800.  Rd  I.  S.  89. 

Generale,  die  Veij&hning  der 
auf  Aufkündigung  gestellten 


j 
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Sfhuldfordenuigen  liftr  .  vom  G 
14  Deeember  1801    ikl  I. 
S.  127.  S.  134.  S.  140.  S.362. 
M.  II  S.  209. 

Generale,  tUe  Kinschärfiin^;  ciiii- 
l^er  Vorsrhriftcn   der  Dorf-  i 
Icuerui'dnung  vom  iH.Foltnm  I 
1775  etc.  betr..  vom  21.  Juli 
1804.  Bd.  I.  S.  28. 

Generale,  die  Succcssiou  un- 
ehelicher Kinder  in  die  väter-  i 
Hebe  Yerlasseusdiaft  betr., 
vom  12.  VoTember.  1804. 
Bd.  n.  S.  153. 

Generale,  die  Erwiderung  der 
in  answftrtigen  Staaten  gel- 
tenden Rechte  betreff.^  vom 

4.  April  1805.  Bd.  I.  S.  37. 

5.  38. 

Generale,  das  Verbot  des  Veiv 
kaufe  des  auf  dem  Halme 
stehenden  Oetreidesbetr.,  vom 
28.  Juli  1805.  Bd.  I.  S.  38. 

S.  425. 

Mandat,  die  Ausübung  des  Bfi- 
misch  -  Katholischen  Gottes- 
dienstes betr.,  vom  1({-  Fe- 
bruar 1807.  Bd.  I.  S.  TiB 

Regulativ  wegen  des  Aufg(?bots, 
puMicirt  durch  Rescript  vom 
lo.Jauiiar  1^^08.    4.  Hd  II 
S.  11.  §.  14.  Bd.  II.  S.  Ii». 
§.  33.  Bd.  II.  S.  2.  S  7 

Hescript.  die  VornliPÜrlinnrj  tre-  | 
achiedencrrersoiH'ii  betr.,  vom 
5.  September  1808.  Bd.  II. 
S.  19. 

Rescript,  die  Trenmuitr  der  Ehe 
wegen  eines  vor  Eingehung 
derselben  von  dem  Ehemanne 
begangenen  fleischlichen  Ver- 
brechens betr.,  vom  24.  Oeto- 
ber  1808.  Bd.  n.  8.  16. 

Rescript,  die  Zwangstrauung 
betr.,  Tom27.0etober  1808. 
Bd.  n.  S.  6. 


enerale,    die  den  Pachtern 
wegen     ü^eloistotrr  Krietjs- 
prüstat  i'  neu   oder  erlittener 
Kni'gischaden  etc.  zu  irewah- 
rende  Kntschädigunir  betreff., 
vom  26.  Mai  1810    Bd.  I. 
S.  437.  S.  438. 
Mandat,  die  Gleichstellung  der 
refonnirten  Religionsverwand- 
ten etc.  betr.,  vom  18.  SUtrz 
1811.  Bd.  I.  S.  63. 
Generale,  die  Anlegung  neuer 
Mahlen  etc.  betr.,  xomS.  Mai 
1811.  Bd.  1.  8.  89.  S.  $0. 
Mandat  zu  Bescfarftnkung  des 
jadischen  Wucher»  v.  1.  Au- 
gust 1811.  Bd.  I.  8.  398. 
Mandat,  die  Watdnebenmttsun- 
gen  und  die  in  den  Waldungen 
auBsuabendeoBefugnisse  betr. 
vom  90.  Joli  1813.  Bd.  I. 
S.  82S. 

Patent  vom  9./21.  April  1814, 
die  WUdschäden  betr.  Bd.  1. 
S.  491. 

Patent  vom  10./22.  April  1814, 

die  Gleichstellung  der  Grie- 
chisch-Katholischen  Confes- 
sionsverwandten  betr.  Bd.  1. 
S.  16.  S.  4.5.  S.  04. 
Patent  vom  12  "24.  Mal  1814, 
die  AufliplMinir  der  statutari- 
schen  etc.   Erbrechte  betr. 
Bd.  I.  S.  15.  S.  46   Bd.  Ii. 
S.  67.  S.  147. 
PatentvomSl  Mai  Lsl4  lieber-  . 
lassung  der  Jagdgerechtsanie 
an  Private  betr.  Bd.  1.  S.  181. 
Patent  vom  10.  Januar  1815, 
die  Uebertragung  der  Rechte 
hypothekarischer  Gläubiger 
andiejenigeu,  welche  forderen 
Schuldner  Zahlung  leisten, 
betr.  Bd.  1.  S.  286. 
Verordnung  der  Landesregie- 
rung aber  die  Kechtsüraga: 
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ob  der  Ehemann  die  zu  dem 
Einbrihgen  seiner  Ehefrau 
gehörenden  Gelder  etc.  in 
Empfang  nehmen  und  dar- 
über quittiren  könne,  vom 

7.  ^anl  1815.  Bd.  II.  8.  50. 
Deutsche   Uundesactc  vom 

8.  Juni  1815.  Bd.  I.  S  U. 
Resciipt   der  I.undesregierung 

iiiul  des  Kircheuratlies  vom 
12.1uui  1815.  Bd  1  s.  r>n 

ralcnt  vom  7.  «Tnli  181&.  Bd. 
I.  S,  15. 

Generale,  die  Einrit  lituiifr  des 
Deposttenwesens  bei  Patri- 
monialgericlitcn  betr ,  vom 
20.  Juni  1817.  Dd.  I  b.  4r)0. 

(»cMerale,  die  Bestrafung  der 
Felddiebstillile  betr..  vom  '2^> 
Juni  1S17.    lid  I.  S  42'. 

Aliindat.  das  Krbfolgerecht  der 
»^oucnamitcn  Mnntel-  o/l(«r 
l''i;uitkinder  bei  Ijelint  Mitt  i ii 
betr.,  vom  17.  Juni  ISIJI. 
Hd.  n.  S.  79. 

K  1  b i, tr om- 1  t'er-  und  Dainni- 
ordnnnjr  vom  7.  August 
1S1$>.    i;U.  1.  S.  228.  S  220. 

\' er  Ordnung  der  Laiidesre/xie- 
run^,^  das  auf  die  wider  Ver- 
iiusserun.öfen  oder  Verjduii- 
duniren  eines  (irundstiiekes 
einj^'ewendeten  Protestationen 
eU".  /u  beaelitende  Verfabren 
betr.,  vom  15.  Mttrz  1821. 
Bd.  I.  S.  227. 

Vorordnung  der  Landesregie- 
ning,  die  aus  dem  Vermögen 
bemittelter  Zücbtlinge  ctr. 
zu  leistenden  Beitrikgc  botr. 
vom  90.  April  1821.  Bd.  J. 
S.  35.  S.  87. 

Mandat  zur  Entscheidung  eini- 
ger zweifelhafter  Kcchtsfra^ 
gen  (neueste  Decisionen)  vom 
Sa.  Min  1822.  Bd.  I.  17. 


^  Mandat  aber  die  Gewinnung 
der  Stein*,  Braun-  und  Erd* 
kohlen  vom  10.  September 
1822.  Bd.  I.  S.  218. 

Mandat,  die  Rechtsfrage  betr., 
o1>  bei  den  wegen  Eheltruclis 
anhängig  gemachten  Schei- 
dungsprocessen  die  Ausflflcbte 
der  Compensation  u.  s.  w. 
amtswcgen zu  bert i rk s i«- b t i «lon 
seien .  vom  December 
1822.    lid.  II.  S.  24. 

Kcscripl  der  Laudesregieniiis 
vom  21.  Februar  1824.  Bd.  I 

S.  313. 

Decisivrescri (it    der  Landi's- 
regienmg.  ob  abschiagliclif 
Zahlungen  in  Concursen  auf 
(bis  Capital  oder  auf  die  Zin- 
sen abzurecbnen.  vom  7.  Jaii 
1826.    Hd.  I  S.  40^. 
Verordnung   der  Landcsrcgir- 
riU)L.'.   die  Kriäiitcrtni'/  <Ie> 
(Jenende  vom   is.    I Vltnur 
1784  lieu.,  vom  15.  Juli  1826. 
Ud.  1.  S.  47.->. 
j  Patent  weisen  der  ;ius  <h  ii  Feld- 
I        xütren  von    jni-j   mul  l"^!:! 
I         niebt  znruckijfkclii  ttii  Mili- 
I        tärper.süueü  voia  i).  Septein- 
'        her  1S2«.   Bd.  I  S  '.7 
Mandat,   das   »ruhztiliiie  llei- 
ratben  d(»r  jungen  Mannsper- 
sonen betr.,  vom  20.  Septem- 
ber 1826.    Bd.  I.   S.  60 
Bd.  n.  S.  19. 
Mandat  aber  die  Eröffnung  und 
I       Bekanntmachung  der  gericht- 
I       lieh  erklärten  etc.  letzten 
Willen  vom  SO.  Oetober  18ätt. 
Bd.  II.  S,  183.  S,  197.  S,  1»^. 
Docret,  die  ConsensertheUungen 
auf  AUodialgrundstacko  betr.. 
vom  17.  Februar  1827.  M  I. 
S.  262. 

Mandat,  die  Ausübung  der  ka- 
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thollsrh  geistlichrii  (icnVhts- 
barkeitetc.  betr.,  vom  Fe- 
■  bniar  1827.  Bd.  I.  S.  60. 
15(1.  II.  S.  10. 

M  a  11  tl  a  t ,  den  Uebertritt  von  einor 
christlichen  Confossion  zur 
uiulorfMi  hrtr.,  vom  20.  Fe- 
.  bruar  lS-27.    lid.  1.  S.  84. 

Bekanntmachung,  die  in  Codi- 
cem  Augustoum  anfgenomme- 
nenBecisivrcscripte  betr.,  vom 
f.  Xal  1^.  Bd.  I.  S.  4S. 

Mandat»  die  Wirkang  der  Vor- 
kaufs- ond  Betractsrechte  bei 
nothwendigen  Subhastationea 
betr.,  vom  9.  April  1827. 
Bd.  L  S.  SSI. 

Mandat,  die  Zulftssigkeit  des 
ExeeatioQBprocesscsa.  Wech- 
seln etc.  betr^  vom  31.  "De- 
i'cmberlvS27.  Bd.  H.  S.  121. 

Re Script,  die  Fähigkeit  der 
Jnden  znr  Erlangung  ding- 
litlier  llüchtn  an  Grund- 
stttdvci)  betr.  vom  2.  Juni 
1S2H.   Bd.  I.  S.  04.  S.  65. 

Mandat,  wegen Pubiioation  pinor 
nenenOrdonanz  vom  liKJuli 
182S.   Bd.  IL  S  17.  S.  98. 

s.  ny 

Mandat,  die  in  IInthnnir«sach(^n 
an/.iiwciidt'iuli'ii  Kcclitsu'nind- 
sätzc  etc.  betr.,  vom  4.  Oc- 
toher  182S.    Bd.  I.  S.  16. 

Mandiit  über  die  Vori»iirguiJ^a'U 
der  Franensp(;rsuiieii  vom  (>, 
November  1828.  Bd.  I.  S. 
12«.  Bd.  II.  S.  63.  S.  6i.  S. 
56.  S.  56, 

M  an  d  a  t  die  Gesrblechtsvorround- 
scfaaftbetr.,  vom  10.  Novem« 
ber  1828.  Bd.  l.  S.  60.  Bd.  II. 
S.  S6. 

Mandat,  einige  Bestimmungen 
fiber  die  Bniftbmng  unehe- 
lieber  Kinder  betr.,  vom  12. 
U. 


November  1828.  Hd,  II.  8.- 
99.  S  102.  S.  104. 
Mandat,  die  Aufhebnng  der 
elu-lichcn  Gütergemeinsehnft 
in  der  OberJausitz  betr.,  vom 
31.  Januar  1829.  Bd.  II. 
S.  50. 

Mandat,  die  Cirunilsützo  der  ge- 
setzlichen Allüdialerbfolge 
etc.  enthaltend  (Erl)folge- 
mandat),  vom  31.  Januar 
1829.  Bd.  I.  S.  16.  Entsteh- 
ungsgeschichte Bd.  n.  S. 
146.  §.  2.  Bd.  n.  S.  188.  §.  6. 
Bd.  n.  S.  160.  8. 197.  S§.  6. 
8.  Bd.  II.  8.  160.  §.  9.  Bd. 
I.  8.60.  §.10.  Bd.n.  8.160. 
f.  14.  Bd.  n.  8.  70.  8.  76. 
S.  78.  8.  79  §.  16.  Bd.  n. 
8.  76.  8.  76.  §.  16.  Bd.  II. 
S.  75.  §§.  20-22.  Bd.  ü  S. 
78.  §  22.  S.  154   §.  27.  IM. 

I.  S.  .W.  S.  57.  §.  28.  Bd.  II. 
S.  155.  §.  32.  Bd.  II.  S.  161. 
§  Bd.  II.  S.  159.  S.  ini. 
S.  'Jll>.  §.  35.  Bd.  II.  S.  219. 
§.  39.  Bd.  II.  S.  79.  §  1.1 
Bd.  II.  S  1(50.  46.  Bd.  II. 
S.  ir.-'i.  157.  47.  Bd.  II. 
S.  HO.  S.  154.  f  54.  Bd.  II. 
S.  97.  §.  58.  Bd.  11.  S.  229. 
§.  59.  Bd.  II.  S.  97.  §  &). 
Bd.  II.  S.  230.  §.  G4  Bd.  II. 
S  228.  C(i— 69.  Bd.  II. 
S.  165.  §.  70.  Bd.  II.  8.  Ii28 

72.  Bd.  II.  S.  240.  §.  75. 
Bd.n.S.232.  §.  78.  Bd.  II.  S. 
m.  §.  80.  Bd.  II.  8.  234. 
§§.  86.  88.  Bd.  n.  3.  236. 
§§.  91.  92.  Bd.  II.  8.  7.  §§ 
d2.  93.  Bd.  n.  8.  63.  §.  102. 
Bd.  n.  8.  161.  §§.  103  ff.  Bd. 

II.  8.  217.  §§.  103—107.  Bd. 
n.  8.  92.  §.  III.  Bd.  II.  8. 
161.  §§.  119  ff.  Bd.  n.  B. 
224.  |,  118,  Bd.  1.  8.  5t. 

18 
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§$.  121  -128.  Bd.  n.  S.  S26.  $. 
126.  Bd.  n.  S.  166.  §.  127. 
Bd.  II.  S.  228.  §.  129.  Bd. 
n.  S.  168.  1$.  ISl.  ff.  Bd.  n. 

S.  254. 

Mandat,  die  Aufhebung  der 
stillBcliweigenden  Hypotheken 
etc.  betr.  (I.l,  vom  4.  Juni 
1829.  Bd.  I.  S.  16.  S.  84. 
8  2«4.  S.  267.  Bd.  n.  a  68. 
S  .  92.  S.  126. 

Maudat,  einige  BestimmoDgeii 
über  die  Pfandrechte  an  un- 
boweglichcn  Sachen  enthal- 
tend (11,),  vom  4.  Juni  182?> 
Bd.  I.  S.  16.  S.  262.  S.  20  5. 

Laudesherrl  icln»«  DiTrct  v. 

27.  l'ebruur  IKH)  ivortrat^s- 
mässige  Bestellung  von  Ser- 
vituten betr.).    }Ul   I   S,  '2h. 

Generale,  die  Aut'htluing  des 
wegeu  der  Kgl.  Jagden  er- 
gangenen (iouvernenit  iitsjui- 
tentes  vom  31.  Mai  1814  betr., 
vom  4.  Mai  im)  IUI  I.  S.  185. 

M  a lui  a  t,  die  Bekanntmachung 
aUgumeiuer  Berhlsgrundsätze 
über  Frohn-  und  I^i* nstlei- 
htungen  betr.,  vom  13.  Au- 
gUbi  IS'iO.  (L*  rohnmaudat ) 
Bd.  I.  S.  16. 

Mandat,  die  Gleichstellung  der 
unehelich  Geborenen  mit  den 
ehelich  Oeborenen,  hinsicht- 
lich der  Bttiferlichen  und 
Ehrettverfa&ltnhne  betr.,  vom 

28.  MIrx  1881.  Bd.  I.  S. 
61.  Bd.  II.  S.  78. 

VerfassangBurknnde  des 
Königreiches  Sachsen  vom 
4  Sq^tomlNsr  1881.  Bd.  I. 
S.  16.  S.  45.  §§.  16-  21.  Bd. 
I.  S.  70.  |§.  18.  20.*  Bd.  I. 
S.  177.  9.  88.  Bd.  I  S.  64. 
i  60.  Bd.  I.  8.  87.  $$.  86  ff. 
Bd.  I  S.  26. 


YerDrdnang,  die  Legitimation 
anehelicher  Kinder  betr.,  vom 

7.  NoTember  1881. .  Bd.  U. 
S.  76. 

Allgemeine  Städteordnung 
ftlr  das  Königreich  Sachsen 
2.  Febraar  1882.  Hd.  I.  S  16. 

S  46  —  §.  25.  Bd  1  S.  87. 

28.  Bd   I.  S.  77.  §.  38 
Bd.  I.  8.  420.  §.  74.  Bd.  I. 

S  62. 

Gesetz  über  AMösangen  und  (If- 
mcinheitstheilungen  vom  17 
März  1832.  Bd.  I.  S.  16  S 
75.  S.  76.  S.  262.  S.  313.  b. 

316.  S  322 

Deere t  wegen  Hestätigun«?  der 
für  die  Sparcassen  etc.  in 
Freiberg  entworfenen  Regu- 
lative vom  30.  April  1533- 
Bd  i.  h.  4r,. 

Leipziger  Mäkler urdnung  TO« 
21.  iSeptemher  1838.  Bd.  1. 

S.  447. 

Gesetz  über  die  Bestrafung  der 
Heischlichen  Vergehen  vom 
H  Februar  1834.  §.  24.  Bd. 
II.  S  J2  S.  23. 

Bekanntmachung,  das  Verbot 
des  Kinbringensausländisscber 
Spielkarten  betr.,  vom  31- 
Mai  1834.  Bd.  I.  S.  88. 

tiesetz,  aber  Zusammenlegung 
der  Grundstöcke  14. 
JuMl  1884.  Bd.  I.  8.  16. 

Gesetz,  die  Pnblication  derGe> 
setse  undVerordnungen  betr., 
vom  8.  September  1884.  Bd. 
1.  S.  28.  8.  29.  (§.  4.) 

Geseti,  die  Entscheidung  eini- 
ger zweifelhafter  Rechtsfra- 
gen betr.,  vom  28.  Oetober 
1884  (neueste  Decisionen). 
Bd.  I.  S.  17.     No.  I.  Bd.  U. 

8.  liu.  no  IL  Bd.  I.  8.  92. 
No.  lY.  Bd.  1.  S.  866. 
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Gesetz,  dir  Ahstelluug  dos  Vor- 
lesens  «irr  frcsctze  von  den 
Kanzeln  i)etr.,  vom  2.  JanuAr 
is;i:,.    ]Ul  I.  S.  28. 

Ge  sind  cur  diiung  vom  10.  Ja- 
nuar Hd.  I.  17. 
S.  444.  —  §.  r,.  IUI.  11.  S. 
•dl.  §§.  9.  10.  11.  Bd.  I  S. 
109.  S.  445.  lid.  II.  S.  89. 
S.  98.  §.  22.  ßd.  I.  S. 
466.  §.  76.  Bd.  I.  S.  456.  §. 
79.  IJd.  I.  S.445.  §.96.  (VII.) 
Bd.  I.  S.  63.  §.  97.  Bd.  I. 
S.  446. 

Gesetz  über  Competenzverhält- 
nisse  zwischen  Justiz-  und 
Verwaltungsbehörden  (A-Ge- 
setz)  vom  28.  ^anur  183^. 
§.  11.  Bd.  I.  S.,44. 

Gesets,  die  höheren*  Jostizbe- 
bürden  und  den  Instaozenzug 
in  Jttstizsachen  betr.  (B-Ge- 
setz) ?om  28.  Janiuir  1885. 
§.  6.  Bd.  n.  S.  174.  f.  7.  Bd. 
1.  S.  482.  %.  9.  Bd.  L  S.  42. 
|.  11.  Bd.  L  8.  M. 

Gesetz  über  privUegirte  Gerichts- 
stftode  und  einige  dunit  za- 
sammenhftngende  Gegen- 
stände betr.  (C- Gesetz)  TOm 
28.  Janiuir  1835.  Bd.  U. 
S.  108.  |.  6.  Bd.  1.  8.  70. 
§.  6.  Bd.  n.  S.  110.  §.  53. 
Bd.  n.  S.  5.  §.  57.  Bd.  H. 
S.  2.  §.  64.  Bd.  II.  S.  36. 

Gesetz,  eine  Bestimmung  Uber 
Trennung  gemischter  Ehen 
enthaltend,  vom  :U.  Januar 
1835.   Bd.  U.  b.  dl. 

Staatsdienergesetz  vom  7. 
Mttrz  183&.  Bd.  I.  ö.  6a. 
S  125. 

Ausf U hriiDg.sverordnu ng  zu 
den  .\  -  B  -  Vj  -  Gesetzen  vom 
28.  März  1835.  Bd.  U.  S. 
76.  S.  135. 


Verordnung,  das  Kinlegpn  von 
Mündelgeldern  in  dio  Spar- 
casscn  betr.,  vom  27.  Juni 
1S37.    Pd.  II.  8  123. 

H<}kanntraachun'j  den  Oberap- 
pellationsgerichis  vom  4.  JuU 
1835.    Bd.  II.  S.  26. 

Dresdner  Leihhauso rdnung 
vom  19.  October  1835.  bd. 
I.  S.  46. 

Verordnung,  das  Verbot  der 
sogenannten  Perrussions- 
stöcke  oder  St oc  k f1  i n ton  bctr , 
vom  30  November  1835. 
Bd.  I.  S.  88. 

Gesetz  zur  Einfährung  mehrerer 
kreislftndischer,  die  Priorität 
der  GUUtbiger  in  Concursen 
etq.  betreffenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  der  Ober- 
lausitz vom  25.  Jamiar  1888. 
Rd.  1.  S.  46.  f  4.  (|.  44.) 
8.  434.  (§.  2.) 

Bekanntmachung  des  Obeiap- 
pellationQgerichtes  vom  6.  Au- 
gost  1886.  Bd.  L  8.  41.  (No. 
I.)  Bd.  I.  S.  211.  (No.  II.) 
Bd.  IL  S.  253.  (No.  III.) 

Ministerialbekanntmachung 
die  Zusendung  nicht  bestell- 
ter Lotterieloose  betr.*  vom 
17.  Sej^tember  1886.  Bd.  I. 

S  471 

Gesetz,  die  Ehen  unter  Perso- 
nen evangelischen  und  katho- 
lischen Glaubensbekenntnis- 
ses ctr  In'tr.,  vom  1.  Novem- 
ber 1836.  Bd.  II  S.  7.  S.  84. 

Gesetz  wegen  veränderter  Be- 
stimmung gewisser  dt-rünnjit- 
rasse  der  .Vllgemoinrn  Straf 
und  Versorf,anmJ^iinf>tiilten  ge- 
widmeten Zuflüsse  vom  26. 
Juni  1837.  Bd.  1.  S.  125. 
(§■  3.) 

Regulativ,  die  Ressortverhält- 

18* 
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niflse  zwischen  dem  Ministe* 
riuin  des  Cultus  ete.  ku  den  I 
in  eviingelicis  bcauftragteit  | 
Slaatsnunistera  betr.,  vom  12.  ' 
Novemltor  18S7.    Bd.  IL 
S.  0, 

Gesetz  gegen  die  Theilnahme  ! 
am  Lotto  und  den  Betrieb 
auswirtigerLotterieloose  vom 

4.  Beeemlier  1887.   Bd.  I. 

5.  474. 

II  au  8  ge  setz  vom  30.  B^emlier 
,  18:i7.    Bd.  I.  S.  417.  (§.68.) 
15(1.  II.  S.  110.  (§.  74.) 

Gesetz,  die  Aufliebung  der  Ge- 
bchlpchtsvorniuiuiscliaft  betr.,  j 
vom  S   Januar  1838.    Bd.  j 
F   S   17.  i>.  60,  Bd.  11.  S. 
:ui.  S.  51. 

U.esetz ,    die    AufhebiiuK  der 
lex  Anastasiana  etc.  bctr, 
vom      Jauuiir  1838.  Ud.  I.  , 
Ö.  17.  S.  :WJ  i§.  ;').) 

Kntscbei  düngen  oiiiinerzwcifclr 
liat'ter  RtH'ljtsfia;^M-ii  ^Neueste  ' 
Docisioneu)  vom  Ii).  Februar 
1838.  Ud.  I.  S.  17. 

Gesetz,  das  Verfahren  bei  Voil- 
strcclcung  gerichtlicher  Eut- 
bcbeldungen  etc.  betr.  (£xe- 
ctttiontgesetz),  vom  38.  Fe- 
bruar 1888.  Bd.  I.  S.  SB. 
(§.  8.)  S.  462.  (§.  81.)  Bd. 
lt.  S.  41.  (§.  51.)  Bd  I.  S. 
298  (§.  54  )  Bd.  I.  S.  303.  (§. 
57.)  Bd.I.  8.375.  (§§.70  ff.) 
Ild.  I.  S.  244.  (§§.  72  ff.)  Bd. 
I.  8.  468.  (§.  85.) 

Gesetz,  die  Auf  hebung  des  Bier- 
und  Mablzwauges  betr.,  vom 
27.  März  1888.  (§.  9.)  Bd. 
I.  S.  77. 

Criminalgesetzbuch  für  das  ' 
Köuigr.  Sacliseu  vom  30.  MUrK  ■ 
183S.IM.1.  S.6t.  hd  ll.  S.iTO 
Bd.  1.      480.  (Art.  140  fi.)  j 


Ver  zeichuiss 

Bd.  II.  8.  21.  (Artt  211. 
218.)  Bd.  II.  S.  23.  (Art.  162.| 
Gesetz,  die  Untersuchung  und 
Bestrafung  der  Forstveibn^ 
eben  betr.,  vom  2.  April 
1838.  (§§.  13-16.)  Bd.  I. 
S.  483. 

Zollgesetz,  vom  8.  April  1838 
(§.  3.)  8.  800.  (§.  16.)  Bd  I 

8.  88.  s.  w:^.  (§.  41.) 

Gesotz,  die  Ehescheidungskla- 
gen wegen  Ehebruchs  und 
bösiicbtT  Vorlassung  etc.  !)«ir., 
v.  S.AprU  1838.  Hd  II  b  23 

Gesetz  wegen  einiger  Modifica 
tionon  in  den  biirgcrhchen 
Verhältnissen  dfr  Juden  vorn 
-    10.  August  1638.  Üd.  1.  b.  66. 
S.  6C. 

Land«(cmcindeordnuug  vum  I 
November  1838.  Bd.  1.  S 
IG.  b.  4G.  S.  62.  (§.  20.)  S. 
74.  S.  75.  55.  ÖG )  iid.  1. 
S.  420  (§.  62.) 

Rek  a  ini  tmachunu:  des  OlK  r.ip 
jN  il;itioiisL?ericlites  vom  5.  Ja- 
nuar 1831).    Iid.  1.  S.  404. 

Verordnung,  die  Schliessuug 
der  Ehebündnisse  unter  den 
Juden  betr.,  vom  6.  Mal  1833. 
Bd.  II.  8.  8. 

Decret  wegen  Bestätigung  der 
Statuten  derZuckerraffinerie- 
gesellschaft  zu  Fima  vom  8. 
Mal  1889.  Bd.  I.  S.  46. 

Bekanntmachung  des  Obersp- 
pellationsgerichtes  vom  2.  Oc- 
tober  1889.  Bd.  I.  8. 313.  S. 
434.  Rechtss.  No.  13.  Bd.  L 
S.  332.  RechtSS.  „  28.  f  d.  I 
S,  361.  Rechtss.  „  Ol.  i  d.  1 
S.  :{60.  Rechtss.  H2.  M.  I 
S.  :^48.  Rechtss.  89.  üd.  l 
S  51.  S.  364. 

Verordnung,  die  Publication der 
mit  der  Kgl  Freuss.  Regie- 
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rang  getroffenen  Üeberein- 
kuiift  Ober  die  Leistung 
gegenseitiger  Bechtsholife 
betr.,  vom  21.  Heeember 
im  Bd.  L  8.  34. 

Gesetzt  das  unter  dem  1.  August 
1811  ergaugenen  Mandat  zu 
Heschränkung  des  jüdischen 
Wuchers  l»ftr  ,  vom  13.  Fe- 
bruar 1S40.    Bd.  i.  S.  308. 

Gesotz,  die  Aiifhrliuiif;  der  An- 
ruchii^keit  dor  Alidpcker  betr  , 
vom  2«.  lebruar  Ib^.  Bd. 
I.  ö.  61. 

Gesetz  wegeu  Emittiruug  neuer 
Cassciibillets  etc.  vom  16. 
April  lö40.    (§.  b.)  Bd.  I.^ 

S.  -MO. 

Gesetz,  das  in  Folge  der  neuen 
Muuzvcrtassuug  tublzuätdleu- 
de  VerlioJtüiss  der  künftigen 
Landesmünzen  zu  den  zelt- 
herigen  etc.  betr.,  v.  21.Jnll 
1840.   Bd.  I.  S.  S44.  S.  846. 

3.  81.)  B.  847.    (S$.  1. 
5.  18.) 

GesetSBi  die  Erledigung  einiger 

zweifeUiafter  Bechtsfragen 

betr.,  vom  3.  NoTember  1840. 

Bd.  I.  S.  17.  S.  492.  (No.  U.) 
Armenordnung  für  das  Kdnig- 

reich  Sachsen  vom  22.  Oeto- 

1»er  1840.  Bd.  II.  8.  167. 

(§.68.)  Bd.  II.  8.  8K  (§.  70.) 
Revidirte  Taxordnung  vom 

26.  KoTomber  1840.  (Abschn. 

III.  pOS.  67.)  Bd.  I.  S  152 
Verordnung,   die  in  hiesigen 

Landen  als  verboten  etc.  an- 
'  znsehenileu  Münzen  betr., 

vom  s.  Septem]>er  1840.  l^d. 

I.  s.  :m4 
Verordnung,    die  Ausstellung 

amtlifberZeu^'uibse  derCieist- 

lichen  betr.,  vuni  21.  Februar 

1843.   Bd.  I.  S.  ÖU. 


Gesets,  dieEinfülurung des  neuen 
Grundsteuen^teras  beir., 
vom  9*  September  1843. 
Bd.  L  S.  219. 

Gesetz,  die  Aufhebung  der  ein- 
zelnen noch  bestehenden  still- 
schweigenden Hypotheken 
betr.,  vom  2.  November  1840. 
I'd.  II.  S.  2GÖ. 

Gesetz,  das  Vorzugsrecht  der 
rückständigen  Abgaben  im 
Concurso  l>etr.,  vom  4.  No- 
vember Ib^.  Bd.  1.  300. 
S.  306. 

Gesetz,  die  (iruud-  und  llypo- 
thekenbuclier  und  das  Hypf)- 
thekenwcsen   betr.,  vom 
November  (Hvpoilu  - 

kengesetz).  1.  S.  10.  S. 
23.  §.  2  Hd  1.  S.  -JM.  4. 
Bd.  I.  S.  214.  S.  21G.  C. 
Bd.  I.  b.214.§.ll.Bd;l.S.175. 
§.  12.  Bd.  I.  S.  214.  §.  14. 
Bd.  L  8.  98.  8.  330.  §.  15. 
Bd.  L  8.  213.  8.  305.  |.  16. 
Bd.  L  8,  443.  21.  Bd.  L 
8.  222.  §.  23.  Bd.  L  S.  293. 
§.  28.  Bd.  L  8.  137.  8.  2J5. 
8.  289.  8.  809.  8.  338.  |.  31. 
Bd.  I.  8.  266.  §.  32.  Bd.  I. 
8.  238.  8.  860.  8. 266.  §.  88. 
Bd.  I.  8.  267.  Bd.  II.  8.  92. 
§.  39.  Bd.  II.  8.  246.  f.  40. 
Bd.  I.  S.  267.  8.  268.  §.  67. 
Bd.  L  8.  272.  §  66.  Bd.  I. 
S.  275.  §.  70.  Bd.  I.  S.  277. 
§.  71.  Bd.  1.  S.  278.  §.  73. 
Bd.  T.  S.  S.  212.  §.  77. 

Bd.I.  S.423.  §§.79flf.  Bd.I  S. 
278.  S.  279.  §.  80.  Bd.  I.  S. 
290.  §  84.  Bd.  I.  8.  28 i 
86.  Bd.  I.  S.  304.  §.  yo.  Bd* 
I.  S.  280.  i^.  95.  Bd.  1.  S. 
285.  §.  U6.  Ikl.  I.  S.  2K2.  §. 
'.8.  Bd.  1.  S.  2Hb.  ^  W.  Bd. 
I.  S.  286.  §.  100.  Bd.  L  S. 
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889.  §.  104.  Bd.  I,  S.  288. 
$.  117.  Bd.  I.  8*m  f.  119. 
Bd.  I.  S.  887.  §.  183.  Bd.  I. 
S.  290.  §.  146.  Bd.L  S.87Q. 
§.  148.  Bd.  L  8.886.  %,  15ä. 
Bd.  1.  S.  817.  f.  164.  Bd.  I. 
S.  288.  §.  172.  Bd.  I.  S.  216. 
$.  178.  Bd.  I.  S.870.  $f.l86. 
187.  Bd.  h  S.  888. 

Gesets,  die  Theilbarkeit  des 
Orundeigenthiims  betr.,  vom 
aO.  Korember  1848.  Bd.  I. 
S.  16.  S.  177.  S.821.  S.480. 

AuBfttbrungsverordnung  z. 
Hypotbekengesetzc  v.  6.  No- 
vember 1843  vom  15.  Februar 
1844.  (§.  43  und  Eiutrags- 
schema  §.  4.  §.  1.  §.  6.  §.  lo.) 
Bd.  I.  S.  76.  S.  92.  S.  215. 
S.  227.  S.  291. 

(resetz,  den  Schutz  der  Rechte 
an  litterarischen  Erzeugnissen 
und  Werken  der  Kunst  betr., 
vom  22.  Februar  1844.  Bd  1. 

8.  485. 

Ausführungsverordnung  zum 
Gesetze  vom  1.  November 
1836  vom  2.  JkUi  1844.  Bd.  Ii. 

S.  «4. 

Verordiiuug,  die  Hinzusrhla- 
guii^  walzender  Gnuulstncke 
betr.,  v.  13.  September  1844. 
Bd.  I.  S.  221. 

Gesetz,  die  Ausschliessung  der 
auf  jeden  Inhaber  lautenden 
Creditpapiere  von  ih'r  Vin- 
tication  betr.  vum  N.  Juui 
184«.  Bd.  1.  S.  237. 

Gesetz,  die  Unterbrerlmug  ils  r 

'  Ext!nctivv('rj;ihruug  betr.,  v. 
20  .luul  l^m  Bd.  I.  S.  131. 

Gesetz  unter  A,  einige  nachträg- 
liche Hestimmungea  zum  Ab- 
lö8UDgsgesetsebetr.,T.81  JTiili 
1846.  Bd.  I.  3.  17.  S.  314. 

Gesetz  wegen  Eiofobrung  einer 


kunen  Yeij&brungsfnst  Air 
gewisse  Fordemogen  Tom 
28.  Mi  1846.  Bd.  1.  B.  122. 
S.  185.  S.  187.  8w  138.  &  13». 
S.  406. 

GesetE  zur  weiteren  Amfübnuig 
des  Buüdesbescfaliisses  über 
den  Schutz  mostkalischer  und 
dramatischer  Werke  gegen 
unbefugte  Aufführung  vom 
82.  AprU  1841'Toni  27.  Ml 

1846.  Bd.  I.  S.  485. 
Bekanntmachung  des  Justiz- 
ministeriums ,  die  Entschei- 
dung eines  Zweifels  bei  Aus- 
führung des  Gesetzes  vom 

f  6.  November  1843  über  die 
Grund-  u.  Hypotliekenbücher 
etc.  betr ,  vom  29.  SepteB> 
ber  1846,  Bd.  I.  S.  179. 

Erläuterungsverordnung  des 
Justizministeriums,  die  Ent- 
scheidung eines  Zweifels  in 
Beziehung  auf  das  Gesetz 
sub  C.  vom  28.  Januar  1S35, 
§.  64.,  betr.  vom  5.  Attgust 

1847.  Bd.  TT.  S.  36. 
Gesetz  über  die  lieclitsverhält- 

nisse  derT)«^ulsrIikrttlioiischeu 
GlaulunisKeiiüsseii  v.  2.  No- 
vember 1818.  Bd  I  S.  64. 
Statuten  der  Deutsciikatlialiken 
(Verordijunt^  des  Cultnsmi- 
nisterii,  die  Or^aiiiöatiou  et<;. 
d(^s  Laude skirchenvorsUndes 
der  Deutschkatholiken  betr.» 
vom  21.  Februar  184S>  Bd.  1. 

Verordnung  zur  Publication 
deh  Riiichsgesetees  über  die 
Deutschen  Grundrechte  Tom 
2.  Wkri  1849.  Bd.  I.  8.  66. 

s.  186.  (Art.  vm.  §.  m 

Gesets,  das  Recht  der  Kammern 
zu  Gesetcvorschlägen  betr., 
T0m81.  MRnl849.  Bd.I.S.2e. 


der  RecfatsqueDen. 


Ausfahrun gBTerordnung  zu 
eioigen  Bestimmungen  der 
Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  vom  90.  AprU  1S49. 
Bd.  I.  S.  65. 

Allgemeine  Deutsche  Wech- 
sel Ordnung,  publicirt  durch 
Ge8etKT.2&.  AprUim  Bd.L 
fi.  17.  Art.  I.  Bd.  II. 
a  188.  Art  XXXYI.  Bd.  II. 
S.  m.  Art  XXXIX.  Bd.  I. 
S.  406.  Art  L.  Bd.  L  8.  3fiO. 
Art  LXXIY.  Bd.  I.  S.  «86. 

Gesetz,  die  kaufm&nniBcheo  An- 
weisungen betr.,  ?om7.  Juni 
1640.  M.  I.  S.  239. 

Gesetz  über  den  Schuldarrest 
und  den  Wechsel process  vom 
7.  Juni  1849.  Bd.  I.  S.  134. 
S.  467.  Bd.  II  S.  136. 

GesetSf  eine  veränderte  Hestim- 
niung  über  den  Beweis  der 
Lehengeldverbindlichkeit  btr., 
v.t*5.  Jan.  1850.  Bd.I.  S.252. 

Bekanntmachung  des  Ober- 
apellationsgerichts  v.  2li  Fe- 
bruar 1850.  Bd.  1.  S.  70. 

Gesetz,  ilas  Vereins-  und  Ver- 
sauimiuu<j:sr<>('lit  ht^tr  .  vom 
22.  November  1850.  Bd.  I. 
S.  67.  S.  78. 

Gesetz,  die  Ablösuu;:;  der  Na- 
turalleistungen an  (ieistlit  lu' 
uiifl  Schullehrer  betr.,  vom 
10.  Febr.  1852.  Bd.I.  S.308. 

Cieset/,  die  Aufhebun^^  der  zu 
Publication  der  J)outs(hen 
Grundrechte  urguugeueu  Ver- 
ordnung vom  *2.  März  1849, 
vom  12.  Mal  1851.  Bd.  I. 
S.  66.  S.  186. 

Verordnung,  die Austtbung  der 
Jagd  betr  .  vom  1S.1I»I^18&1. 
Bd.  I.  S.  49i. 

Gesetz,  Nachtrftge  zu  den  bis- 
herigen Ablösuugsgesetzen 
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betr.  vom  16.  Mml  18&1.  Bd.  I. 
S.  17.  S.  252.  8.  863.  S.  814. 
S.816.  S.817.  asiS.  a.S2d. 

Vero|;dnung,die  Erlassung  eines 
Geeetses  Ober  den  Kegalberg- 
baa  betr.,  vom  22.  K«!  1851. 
Bd.  I.  S.  98. 

Gesetz  über  Erwerbung  und 
Yeilast  des  Unterthanenrech- 
tes  im  Königreiche  Sachsen 
vom  2.  Juli  1862.  Bd.  I. 
S.  65.  8.  66. 

Verordnung,  die  Beschränkun- 
gen der  gesetzlichen  Dis- 
membrationsfreiheit  betr.,  v. 
2«.  Febr.  186a.  Bd.  I  S.  221. 

Bekanntmachung  des  Ober^ 
appellationsgerichtes ,  einen 
Kechtssatz  aber  die  nach  ge- 
trennter Ehe  von  dem  Ehe- 
mann zu  bewirkende  Rück- 
gabe des  Einbringens  der 
Ehefrau  an  Letztere  betr.,  vom 
MUrz  1855.  Bd.  II  S.  03. 

Bekann  tili acliiin  ß:  des  Justiz- 
iriiiiistcriunis ,  dii;  Kntscliei- 
dung  eines  Zweifels  hvi  Aus- 
führung des  Gesetzes  vom 
0.  November  1843  betr.,  vom 
Mai  1855.  Bd.  I.  S.  218 

(tesetz.  die  Siclierstelhni-^:  des 
hei  Vei  elielicliuiig  vua  i  )ffizie- 
reii  der  Kgl.  SacLü.  Armee  er- 
forderlichen Vermögens  hetr., 
v.  4  Juli  J855.  15d.  11.  8.  20. 

Verordnung,  das  Verbot  der 
Zahlunj?  mit  fremdem  Papier- 
gelde in  Stucken  unter  zehn 
Thaleru  betr.,  vom  8.  «luli 
1855.  Bd  1.  S.  346.  - 

Verordnung,  die  mit  der  Gross- 
herzogl.  Badischeu  Regierung 
getrofifeDe  Uebereinkunft  zur 
Beförderung  der  Rechtspflege 
betr.,  vom  31.  Jali  1866. 
Bd.  1.  S.  34. 
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5  t  r  a  f  g  e  8  e  1 2  b  tt  e  h  Akt  das  König- 

reich Sachsen  ▼om  11.  Auyast 
18&6  Art.  tS47.  847.  Bd.  I. 
S.  851.  Art  842.  Bd.  1.  S.  480. 
Im  Uebrigen  so  Tergl.  Bevi- 
dirtes  Strafgesetzbuch  -vom 
11.  October  1868. 
GesotZf  die  Forst-,  Feld-,  Oap- 
ten*.  Wild-  und  Fischdieb-* 
stfthle  etc.,  betr.  vom  11.  A«» 
fast  18&&.  (§.  84.)  Bd.  I. 
8.  208. 

6  e  8  e  t  s ,  die  künftige  Einrichtnng 

der  Kehörden  I.  Instaas  für 
Kechtspflege  betr.,  Tom  11. 
Asgnst  185&.  Bd.  n.  8. 108. 

Militärstrafgesetzbuch  f&r 
das  Königreich  Sachsen  vom 
11.  August  18Ö5.  Artt.  144  ff. 
Hd.  I.  S.  191.  Art.  169.  Bd.  IL 
S  20. 

Gesetz  wegen  Anfertigung  und 
Ausgabe  nencr  Sfu  lis.  Casseu- 
hillet«  vom  6.  Heptember 
18r>5.  Hd.  I.  S.  240.  S.  346. 

Gesetz,  den  Schluss  der  Land- 
rnnttnihimkbetr.,  vom 20.  Sep- 
tember Bd.  I.  S.  316. 
S.  5\17. 

Hekainit  III  ach  u  n^^  des  Ministe- 
riums des  Innern,  die  Lan- 
defsheil-  und  Versorganstalten 
zu  Sonnenstein,  (''olditz  und 
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l>ecret,  wegen  Üestiitigung  der 
Statuten  der  Allgemeinen 
Deutschen  CreditanstJilt  zu 
Leipzig,  vom  2.  Mai  ISöC. 
Bd.  I.  S.  40. 

Verordnung  des  Ministeriums 
des  Innern,  das  Verbot  der 
Anschaffung  und  des  BesitKes 
Ton  Kanonen  betreff.,  vom 
28.  Jnll  185«.  Bd.  I.  S.  88. 


Verordnung,  das  Schmexzens- 
geldbetreffend,  voml.  Angaat 
1866.  Bd.  I.  S.  481. 

Verordnung,  den  Mftnsrertrag 
vom  24.  Januar  18&7  etc. 
betr.,  vom  18.  Hai  18&7. 
,  Bd.  I.  8.  844.  S.  846.  S.  347. 

Verordnung  wegen  vertngs- 
mfissiger  Modifictnmg  der 
hierl&ndlsdien  Mttnxverfas- 
sang  vom  19.  Kai  18&7.  Bd.  1. 
S.  846.  S.  347. 

Gesetx,  eine  anthentische  £r> 
klining  des  Art  284  des 
Strafgesetzbaches  betr.,  vom 
1&.  Juli  1858.  Bd.  I.  S.  m. 

Gesetz,  das  Jagdrecht  auf  frein- 
dem  Grund  und  Bodeu  betr» 
vom  25.  November  1S5S. 
Bd.  I.  S.  185.  S.  ISfi.  S.  4yi- 

Notariatsordnung  für  das 
Königi*eich  Sachsen  v.  3.  Jnnl 
1859.  Bd.  II.  S.  176.  §.  42. 
Bd.  II.  S.  179. 

Advoeatenordnung  fftr  (hs 
Königreich  Sachsen  v.  3.  Juni 
lHr>».  §.  2.  Bd.  I.  S.  62.  §.  U». 
Bd.  I.  S.  451.  §.  2ö.  ßd.  L 

Bek;i nntniachung  di'«;  Cultüs- 
iiiinistt'riiims.  das  Statut  <l«*r 
Deutbfhkatliolisrhcn  Kirrlifu- 
gcsellschafl  in  Sachsen  ho\i\. 
vom  17.  Heptember  livi9. 
Bd.  T.  S.  ni. 

Verord II u n^r  dos  Justizministe- 
riums, das  zu  Sicherst<*llinig 
der  vormuiulüi  baftliclii'u  auU 
obervorinundschaftl.  Fürsorge 

■  für  Bevomuindetc  zubeobach- 
teude  Verfahren  betr.,  vom 
25.  Februar  1S«0.  Bd.  II. 
S.  III.  8.  113.  S.  118. 
Gewerbegesetc  vom  15.  Octe* 
berl861.  Bd. LS.  17. 8  218. 
§§.  22  ff.  f  so.  Bd.'L  8.  26&. 


Digitized  by  Google 


der  Rechtoquelleu. 


27a 


§.  43.  IUI.  I.  S.  77.  §§.  ÖU  tt'. 
IUI.  I.  S.  444.  §.  64.  Bd.  1. 
S  109.  S.  445.  §.  06.  Bd.  I. 
S.  r,3.  V,il.  II.  S.  89.  88 
ff.  Bd.  1.  S.  76.  §.  Ö4.  Bd.  X. 
S.  76. 

Uesetz,  die  Kiitschädiguti'':  für 
Wciffall  t?o  wisser  Verbie- 
tuu^sicclitf  bi'tr.,  V.  15.  Oe- 
taber  Ib^U  Bd.  I.  S  21« 

Gesetz,  die  Wahl  der  Abgeord- 
neten beider  Kammeru  der 
Stundeversamralung  betr.,  vuiu 
1».  Oetober  imi.   Bd.  I. 

S.  02. 

Gesetz,  die  Eiiiiülirung  des  A 11- 
gemeineu  Deutschen  Haudels- 
gesetzbuches  in  hiesigen  Lan- 
den Ipetr.,  vom  SO.  Oetolrer 
1861.  §.  11.  Bd.  L  S.  837. 

5.  238.  S.  239. 
AlIgemeinesBeutscliesUan- 

delBgesetzbttch.     Bd.  1. 

6.  17.  8.  27.  Artt.  7.  8.  9. 
Bd.  O.  S.  48.  Art.  64.  Bd.  I. 
S.  6S.  B,  77.  Axt  128.  Bd.  I. 

■  S.  467.  Art  211.  Bd.  I.  S.  82. 
Art.  287.  Bd^I.  S.  861.  Artt 
286.  289.  Bd.  1.  8.  866.  Art. 
292.  Bd.  I.  6.  861.  Artt  801— 
305.  I?d.  I.  8.  289.  Art.  306. 
Hd.  I.  S;  286.  S.  287.  S.  289. 
S.  248.  S.  301.  Art.  307. 
Bd.  I.  S.  237.  S.  238.  S.  2.T.). 
S.  248.  Artt.  310  ff.  Bd.  I. 
.  ^5.  2U7.  Art.  335.  Bd.  1.  S.  300. 
Art.  339.  Bd.  I.  S.  426.  Art. 
340.  Bd.  I  S.  4ti7.  Artt.  354 
ff.  fUl.  I.  S.  367.  Artt.  357  - 
304.  l!d  I.  S.  414  Art  374. 
Bd.  1.  S.  300.  Art.  382.  Bd.  I. 
S.  300. 

Gt'set/  die  Altknr/.unü^  und 
\  «TtMfifarhnng  des  i)iir*?*>r- 
lieheu  rruceüsverfahrcns  betr., 
vom  30.  December  1M(1 


I         §.  20.   Bd.  II.   S.  68.  §.  28. 

Bd.  I.  S.  133. 
I  Verordnung  zu  Ausführung  dfs 

Alli^emeinen  Deutsrheu  Ihiii- 
il('lsL:esetzbuches  und  des 
üe.'^t'tzcs  vom  30.  Octobor 
1861,  die  KiiilülinmsjT  dessel- 
ben betr.,  vom  30.  Deeeinbcr 

1861.  §§.  44.  45.  Bd  I.  S.  23H 
Gesetz,   die  Militärgerichtsver- 

fassung  l)etr.,  vom  23.  April 

1862.  §§.  53.  Ol.  Bd.  Ii. 
S.  181. 

Gesetz.  Jus  Immobiliarbmnd- 
versicherungswesenbetr.,  vom 
23.  Augast  lbG2.  §5.  51.  52. 
Bd.  II  S.  109.  §§.  9.  77. 
Bd.  I.  S.  148.  §§.  92  ff.  Bd  I. 
S.  288. 

Vor  ord  nu  n  g ,  diePublication  des 
Bfiigerlichen  Gesetzbuches 
betr.,  vom  2.  Janiuir  1863. 
(P.  V.  0.).  Bd.  I.  S.  ^9^21, 
§.2.  Bd.  I.  S.41.  §.3.  Bd.I. 
S.  22.  S.  176.  S.  208.  S.229. 
S.240.  S.258.  S.861.  Bd.  II 

I        S.  207.  $1 . 4.  6.  Bd.  I.  8. 861. 

!        §§.  6  ff.  Bd.  L  S.  30.  S.  31. 

f  §.  7.  Bd.  I.  S.  31.  Bd.  II. 
S.  61.'  §.  8.  Bd.  I.  S.  31. 
$§.  10  —  17.  Bd.  I.  S.  32 
§§.18  ff.  Bd  I.  S  31  Bd.  II. 
S.  Ol.  §.  '2!     Bd.  I.  S.  31. 

I         §.22.  IUI.  1.  S.  32.  §§  23 

I        21,  Bd.  I.  S.  31.  S.32.  §.27. 

I         Bd.  I.  S.  .32. 

:  Bürgerliches  Gesetzbuch  für 

j     das  Königreich  Sachsen. 

'        Zur    Geschichte  desselbiMi 
Bd.  I.  S.  1  S.  19—21.  Dessen 
Undang  und  Einrichtung.  Bd  I . 
S.  22—24. 
i5.  1.  Bd.  I.  S.  20. 
»   2.  Bd   «  S.  30.  .S.  248. 
I»   3.  Bd.  *  S  32. 
p   4.  Bd.  »  S.  33. 

19 


Digitized  by  Google 


274  ChroQologiacbes  Verzeichiuafi 


c. 

Bd. 

I. 

s. 

3  t. 

§ 

.  52  ( 

—67). 

Bd.  I.  S.  66.  S.  f.". 

1» 

7. 

* 

» 

34. 

S.  36.  f§§. 

S.  84. 

- 

7- 

—  19.  S.  34) 

n 

r>3 

Bd. 

I. 

fi8.    S.  72. 

8. 

n 

:iö. 

n 

n 

» 

»    68.    S.  74. 

9. 

• 

n 

n 

36, 

n 

r»5. 

M 

n 

p    69.  S.  72.  S  76 

10. 

n 

» 

36. 

w 

56. 

n 

p    69.    S.  77. 

n 

n 

37. 

• 

67. 

.    6'.»      S.  71. 

13. 

* 

* 

• 

36. 

• 

68. 

»    7:i.    S.  87. 

14. 

• 

36.  Bd.  IL  S.49. 

69. 

•    y2.    S.  218. 

16. 

• 

* 

86. 

* 

60. 

•  93. 

16. 

* 

• 

86. 

• 

61  (ff.). 

Bd.  I.  S.  99.  8.  loa 

17, 

* 

• 

36. 

• 

C4.  Bd. 

•* 

•7«    »TO«  i3«  VSSK» 

18. 

■ 

• 

• 

35. 

• 

65. 

* 

■ 

Ac 

»  95. 

19. 

• 

* 

85. 

66. 

•  97. 

20. 

• 

• 

87. 

• 

68. 

* 

»   96.    S.  189. 

31. 

• 

• 

• 

38. 

• 

69. 

• 

•  97. 

• 

• 

88. 

* 

70. 

»  97. 

«4. 

A  A 

89. 

78. 

*  101. 

26. 

40. 

74. 

•  100.  s.  101. 

26. 

• 

• 

• 

40. 

S.  102. 

27. 

• 

• 

n  A 

89. 

• 

76. 

>»  197. 

28. 

26. 

S.  48. 

• 

78. 

»  868. 

29. 

• 

• 

AA 

26. 

S.  46. 
S.  240. 

• 

• 

IVA 

79. 
81. 

»    109.    S.  874. 
•    102.    S.  116. 

80. 

47. 

ßd.  11.  S.  140. 

31. 

• 

47. 

A  A 

83. 

•    125  (—§.87).  S. 

82. 

• 

* 

47. 

S.  48. 

148.  S.  146.  &  481 

SS. 

• 

* 

• 

A  Iii 

47. 

• 

An 

88. 

•    14:r    S.  144. 

84. 

• 

• 

49. 

85. 

•    143.     .S.  144. 

86. 

* 

* 

• 

51. 

Bd.  II. 
S.  241. 

• 

87. 

»    144.     Bd.  II. 

S.  TS. 

1* 

30. 

» 

p 

» 

49. 

n 

88. 

I 

*  105 

n 

37. 

p 

n 

58 

n 

89  ( 

-§.i*2>.|:d  l.S.  106.  S.116. 

n 

» 

t» 

n 

r>r>. 

S.  57. 

» 

90. 

bd.  I. 

S.  87     S.  108 

1) 

3y. 

» 

p 

1» 

66. 

S.  109.  S.  374. 

ft 

40. 

» 

» 

67. 

n 

91. 

n 

«  109. 

41. 

1» 

ö7. 

n 

92. 

» 

I» 

•  110 

» 

42. 

n 

» 

» 

58. 

n 

93. 

■ 

n 

«    106     S.  110. 

» 

44. 

&7. 

» 

94. 

II 

» 

«    110.    S.  111 

45. 

B 

D 

62. 

95. 

» 

n 

-    IOC.    S.  110. 

II 

46. 

» 

n 

60. 

96. 

m 

II 

• 

»  lü6. 

n 

47. 

» 

68. 

S.  69. 

98. 

» 

•  106 

48. 

m 

1» 

60. 

• 

100. 

» 

9 

•    106.    S.  lOÄ 

» 

49. 

» 

II 

60. 

S,  379 

fiO. 

n 

» 

60. 

» 

101. 

• 

•  69. 

» 

51. 

m 

a 

68. 

S.  64. 

» 

103.. 

• 

»  89. 

Digitized  by  Googl 


der  Aechtsquellen. 


275 


104. 

Bd.  1. 

s. 

106.  Bd.  11.  S.  3. 

107. 

n 

» 

106.  S.  107. 

lOH. 

n 

114. 

110. 

» 

» 

114. 

III. 

M 

» 

» 

447. 

112. 

U 

n 

115. 

118. 

I» 

B 

D 

114. 

116. 

(ff.) 

Bd  I. 

S.  105  ö.  106. 

(ff.)  S. 

188.  S.  476. 

llH). 

Bd.  r. 

s. 

im. 

121. 

» 

• 

119. 

122. 

s 

» 

119. 

124. 

9 

358.  S.  476. 

126. 

m 

■ 

9 

858. 

126. 

9 

* 

9 

119.  S.  120.  S. 

878. 

1S6. 

» 

• 

9 

408. 

186. 

i 

» 

9 

408  (1)18$.  138). 

Bd.  XI.  S.  125. 

188. 

» 

9 

9 

148. 

140. 

II 

9 

9 

182. 

148* 

• 

9 

9 

226. 

144. 

> 

9 

• 

121.  Bd.  n.  S. 

114. 

148. 

9 

• 

122.    S.  160. 

Bd.  U.  S.  114. 

150.  (ff.)  Bd.  I.  &  125. 

1&3.  Bd.  I. 

s. 

142. 

164. 

9 

» 

69.  S.  185.  S. 

136. 

165. 

1»- 

9 

136.  S.  136. 

15»^. 

» 

9 

» 

135.    ä.  136. 

157. 

m 

9 

1» 

135. 

158. 

9 

9 

» 

116.  S.  126.  S. 

128.  S.  129.  S. 

130 

m. 

9 

9 

II 

127.  S.  128.  8 

129. 

\6o. 

1» 

u 

» 

142. 

162. 

1» 

» 

» 

134. 

163. 

» 

M 

131.  S.  133. 

164. 

1» 

133.  S.  208. 

16ß. 

l> 

132. 

167. 

n 

t> 

133. 

169 

i> 

M 

132. 

170. 

Ii 

t> 

• 

141. 

171. 

Bd.  1. 

s. 

465. 

» 

175. 

»  11. 

1» 

224. 

176. 

» 

I. 

» 

146.  S.  348. 

177. 

» 

147. 

» 

178. 

(tt'j 

Bd 

.  I 

S.  147.  S.  148. 

m 

179. 

Bd. 

1. 

s. 

149.  S.  160. 

180. 

n 

u 

149.  »  150. 

• 

18t. 

(bis 

184;. 

Bd.  I.  S.  148. 

8. 

168. 

» 

1 82. 

Bd. 

I. 

s. 

148. 

n 

183. 

n 

148. 

n 

186. 

■ 

» 

156.  S.  157. 

0 

187. 

» 

157. 

• 

188. 

9 

» 

156.  S.  157.  S. 
168. 

9 

189. 

• 

» 

69.  $.  168. 

9 

190. 

157.  S.  158.  S. 
169.  S.  170. 

9 

192. 

* 

• 

161. 

9 

198. 

• 

69.  S.  108.  S. 
168. 

9 

194. 

161. 

9 

196. 

9 

9 

169. 

9 

196. 

» 

161. 

9 

197. 

161.  . 

9 

198 

• 

162. 

9 

199. 

163.Bd.II.S.142. 

9 

201. 

■ 

• 

166. 

9 

202. 

163. 

9 

203. 

• 

164.  S.  166. 

w 

204. 

.166. 

D 

205. 

• 

169. 

206. 

• 

169.  S.  173. 

• 

207. 

• 

170. 

» 

208. 

160.  S.  172.  S. 
337. 

l> 

» 

17«. 

II 

210. 

» 

n 

173. 

U 

211. 

II 

» 

II 

167.  S.  232. 

II 

212 

ji 

»» 

n 

168, 

» 

214. 

n 

r> 

168. 

» 

216. 

» 

it 

» 

168. 

II 

217. 

(bis  221.J 

Bd.  1.  S.  176. 

0 

218. 

ßd. 

I. 

s. 

95. 

9 

219. 

» 

• 

» 

276.  Bd.  Ii.  S. 

60.  S.  127. 


Digitized  by  Google 


Chronologisches  Yeraeichniss 


276 


§,223.  lid.  1. 

s. 

170.  S.  179.  S. 

IHI. 

II. 

S.  24'.>. 

m  224. 

bd.  1 

s. 

170.  S  182 

» 

176.  S.  249. 

» 

» 

» 

170. 

» 

1H3. 

M  2L'y, 

» 

■ 

183.  S,  180. 

230. 

II 

145.  S.  190. 

231. 

l> 

n 

187. 

«  232. 

n 

» 

VM. 

•»  233. 

J» 

» 

)» 

18b.  b.  IUI.  8. 

iy2.  ö.  196. 

«  235 

u 

H 

u 

102. 

»  2HC. 

i> 

M 

M 

"  237. 

a 

l> 

71.  S.   188.  S. 

102.  S.  203. 

u  23U. 

» 

M 

» 

145.8.104.8.105. 

»  240. 

M 

n 

101. 

V  241. 

w 

105. 

»  242. 

» 

104. 

»  243. 

II 

71.  S.  188.  S. 

196.  S.  203. 

»  244. 

» 

• 

101.  S.  168.8. 

196. 

»  245. 

J» 

» 

197. 

«  246. 

1» 

198. 

»  247. 

N 

9 

199. 

»  248. 

1> 

a 

• 

199. 

»  249. 

J» 

» 

199. 

»  2Ö0. 

> 

n 

800. 

»  261 

• 

SOI. 

>  262. 

■ 

» 

190. 

»  264. 

» 

• 

• 

116.  S.  208.  S. 

208. 

»  25r.. 

» 

• 

202. 

»  267. 

• 

• 

• 

147. 

»  25H 

» 

» 

203. 

«  260. 

» 

9 

206. 

»  2C1 

» 

tt 

ir)7.    S.  206. 

I»  2ÖÖ. 

II 

M 

» 

205. 

»  200. 

S 

207. 

»  267. 

» 

» 

» 

158.  a.  206. 

»  269. 

» 

• 

B 

206. 

270. 

» 

• 

U 

207. 

«  271. 

n 

207. 

»  272. 

» 

II 

206. 

§.  276.  Bü.  I. 

s. 

214.  8.  217. 

» 

277. 

• 

» 

II 

146.  8.  214.  S. 

215. 

278. 

» 

II 

II 

226. 

270. 

9 

9 

9 

216. 

U 

280. 

» 

W 

» 

02.  S.  218. 

II 

281. 

<  2^:t) 

nd.  I 

S  2"* 

(- 

■  §■ 

283.) 

s.  22  s  ; 

^.  220. 

M 

282. 

Uli. 

I. 

8. 

22K  .S. 

220 

It 

284. 

(ff.) 

Hd. 

L  S.  02 

Ins  § 

287.)  S. 

228. 

8.  230. 

S.  231. 

^ff )  s. 

330. 

S.  310, 

II 

286. 

M.  I. 

8. 

200. 

W 

287. 

» 

» 

II 

122.  S. 

23t. 

» 

280. 

» 

183 

200. 

u 

ij 

u 

235. 

II 

201. 

U 

w 

u 

118.  8. 

181.  S. 

235.  ^d.  11  S. 

251. 

H 

•»^i'i 

II 

» 

u 

233.  8. 

235. 

n 

203. 

• 

9 

9 

167.  S. 

232. 

» 

294. 

9 

» 

232.  8. 

233 

II 

296. 

9 

II 

236. 

II 

296. 

» 

9 

• 

240.  S. 

242.  S. 

418 

• 

297. 

9 

9 

9 

240. 

1» 

299. 

P 

9 

9 

248. 

m 

303« 

9 

9 

9 

99. 

9 

804. 

9 

9 

9 

158.  8. 

n 

306. 

9 

9 

» 

245. 

n 

306. 

9 

n 

II 

246. 

» 

807. 

» 

9 

9 

245. 

» 

808. 

(ff.) 

Bd.  I. 

S.  168. 

S  196. 

8.  246. 

• 

309.  Bd.  I. 

S. 

158.  8. 

196.  S^. 

246.  8. 

247. 

» 

311. 

\ 
» 

9 

• 

230. 

» 

312 

9 

9 

• 

39.  S.  247. 

n 

314. 

9 

9 

» 

248. 

II 

315. 

9 

9 

• 

243.  8. 

248 

1) 

316. 

9 

9 

» 

231.  (ff.)S.24H. 

nd.  11.  8  2'2ii, 

u 

818. 

» 

9 

• 

122.  8. 

231.  S. 

249. 

» 

321. 

n 

M 

210  8. 

33«. 

9 

326.  (if  J  Bd.  1.  8.  167.  8.  236. 

Digitized  by  Google 


der  BechtsqneUen. 


277 


(ff.)  Bd.  I. 

S.  176.  (ff.)  S. 

• 

849. 

» 

329. 

Bd.  1. 

s. 

250. 

• 

33'). 

» 

250. 

n 

331. 

» 

» 

82.  S.  251. 

M 

332. 

» 

N 

147. 

U 

333 

w 

M 

» 

250. 

» 

33« 

u 

M 

w 

373. 

3:i8. 

u 

M 

M 

82.  S.  251. 

u 

M 

» 

335. 

345 

(ff.)  Bd.  I.  S.  176.  S.  256. 

» 

34«. 

Lid. 

I 

s. 

'jm. 

341). 

» 

0 

256. 

350. 

» 

254. 

• 

851. 

• 

» 

254. 

» 

362. 

Ii 

853. 

m 

363. 

• 

853.  S.  259. 

m 

354. 

(bis 

856.)  ßd.  1.  S.  tu,  S. 

258.  (bis  §.  357.)  S.  388. 

» 

355. 

Bd. 

1. 

s. 

258. 

» 

356. 

« 

• 

258. 

357. 

• 

» 

259. 

9 

858. 

ii 

1» 

265. 

m 

359. 

> 

• 

254. 

860. 

» 

• 

s 

255. 

> 

362. 

m 

» 

257. 

» 

303. 

» 

m 

257. 

307. 

n 

» 

•1 

323. 

36U. 

(tf.) 

isd 

I. 

S.  176. 

370. 

Bd. 

I. 

s. 

116.  S  276. 

372. 

)) 

250.  S.  271. 

» 

376. 

N 

> 

» 

306.  S.  311.  S. 

334. 

a 

378. 

M 

n 

A 

203.  ' 

1» 

379. 

* 

II 

u 

'»<!«> 

M        M  • 

1) 

3.S0. 

u 

n 

292. 

u 

383. 

n 

» 

u 

2yü.  S.  2^6. 

B 

385. 

n 

» 

B 

283. 

» 

387. 

» 

» 

I» 

265.  S.  276. 

» 

388. 

a 

850.  S.  871. 

» 

389. 

» 

276. 

390. 

> 

• 

267. 

391. 

»' 

267.    Bd.  n. 

S.  92. 

• 

39S. 

* 

■ 

267.  Bd.  U.  S. 

§.393.  Bd.  1.  S.  71     S.  85.  S. 


u 

3'J4. 

» 

• 

163.  S.  267. 

1) 

3H5 

» 

« 

146.  S.  268. 

II 

» 

■ 

B 

265 

» 

3yo. 

>i 

l> 

118.  S.  266. 

» 

401. 

n 

II 

n 

266. 

9 

402. 

B 

W 

u 

266.  S.  334. 

1) 

^03. 

!» 

'  1» 

II 

270. 

» 

40h. 

II 

II 

a 

26Ü. 

4oy. 

M 

1» 

n 

293. 

410.  (ff.)  Bd.  I.  S.  Ü7.  b.  99. 

279. 

411.  Bd.  I. 

s. 

98. 

412. 

» 

98. 

413. 

» 

• 

» 

95.  S.  275. 

414. 

» 

» 

• 

274. 

415. 

• 

• 

873. 

416. 

• 

• 

276. 

417. 

• 

• 

277. 

418. 

• 

» 

• 

278. 

419. 

• 

• 

272.  S.  318. 

420. 

• 

> 

272. 

421. 

» 

* 

272.  S.  306. 
311.  S.  313. 

s. 

422. 

• 

» 

222.  S.  273. 

423. 

» 

«•>«>*»  «s 

424. 

» 

278.  S.  290. 

1» 

4?6. 

» 

M 

279. 

II 

420. 

M 

279. 

U 

429. 

» 

II 

121.  S.  281. 

293. 

s. 

» 

430. 

» 

II 

281. 

u 

431. 

II 

u 

• 

276.  S.  281. 

» 

435. 

» 

» 

n 

282. 

436. 

» 

B 

n 

282. 

4,37. 

V 

II 

283. 

u 

438. 

9 

Ii 

283.  S.  884. 

440. 

s 

• 

288. 

44L 

• 

• 

286. 

442. 

• 

286. 

443. 

• 

287 

444. 

• 

287. 

« 

445. 

n 

• 

885, 

•  446.  (ff.)  Bd.  I.  S.  288. 
>  449.  Bd.  1.  S.  885.  S.  887. 


Digitized  by  Google 


278  Ohronologisdies  VendchiuBS 


§r451.  Bd,  I. 

s. 

288. 

$.  518. 

Bd.  I.  S.  312. 

»  452. 

9 

» 

288. 

»  519. 

»    >    »   811.  S.  313. 

»  454.  (ff.)  Bd.  L  S.  289. 

>  520. 

(ff.)  Bd.  I.  S.  176.  (ff.)  S. 

»  456.  Bd.  I. 

s. 

289. 

819. 

»  461. 

290. 

»  522. 

Bd.  I.  8.  808. 

»  462. 

» 

289. 

«  523. 

»   »   »  309. 

>  463. 

a 

293. 

»  527. 

•    »    •  333. 

»  466. 

288.  S.  293. 

»  528. 

•    •    »  311. 

»  460. 

» 

29a. 

»  629. 

»    »    •  335. 

»  467. 

r> 

n 

n 

295. 

•  580. 

»    •    »    155.  S.  166.$. 

»  469.  (ff.)  Bd 

.  I. 

S.  168. 

336. 

«  474. 

Bd.  I. 

8. 

160. 

»  531 

»    »    »    3i)y.  .S.  336. 

>  476. 

» 

» 

160. 

.  5.*?2. 

Bd.  I.  S.  337. 

»  476 

n 

n 

273. 

B  635. 

(ff.).  »    D    »  319.  S.  320. 

«  477. 

II 

T) 

273. 

»  540. 

Bd.  I.  S.  320.  322 

»  470. 

u 

)) 

M 

29Ö. 

»541. 

(ff.)  Bd.  I.  S.  320.  S.322. 

''  4S(). 

n 

» 

■» 

296.  S.  372.  ' 

»  543. 

Bd.  1.  S.  324. 

n  486. 

N 

1) 

>l 

«20 

"  54ü. 

"    -    «  323. 

"  487. 

» 

u 

» 

298. 

»  .')4G. 

»     »>    «I  323. 

n  488.  (ff.)  Bd.  I.  S.  153.  S.  154. 

>>  547. 

V.    u    .1  324. 

(ff.)  S.  298. 

.)  548. 

»    »    "  323. 

>»  4Ü1. 

Bd. 

I. 

s. 

154. 

»  54'J. 

*.     »     n  323. 

n  492. 

n 

»  554. 

»    »     »  323. 

»  493. 

153. 

»  550.  ^Ü.)  Bd.1.  S.  155.  (bis §.558). 

•  494. 

145.  S.  153. 

S.  337. 

»  495. 

» 

218. 

»  5Ö8.  Bd.  1.  S.  169. 

»  496. 

302. 

>  560. 

■    »    »  337. 

•  497. 

302. 

•  563.  (ff.)  Bd.  I.  S.  337. 

»  499. 

» 

302. 

m  566.  Bd.  I.  S.  118. 

II  501. 

• 

• 

803. 

»  569; 

»    »    •  335. 

>  502. 

a 

• 

303. 

»  570. 

»    »    »  250. 

>  603. 

• 

• 

304. 

•  578. 

»    •    »  118. 

»  504. 

• 

n 

304.  S.  396. 

•  574. 

•    »    »  328. 

»  505. 

176.  »  319. 

»  581. 

»    »    »  326. 

»  506. 

j» 

• 

305.  »  309.  S. 

»  682. 

>    >    •  826. 

819. 

•  583. 

»    »    »  159. 

>  507. 

• 

306. 

•  584. 

»    •    •  327. 

•  508. 

• 

310. 

•  586. 

»    »    »   153.  S.  327. 

»  610. 

a 

350. 

»  596. 

»    •>    •  141. 

>  511. 

a 

94,  St  306. 

»  598. 

»    .    »  328. 

»  512. 

» 

155.  8.  309. 

•  599 

»    •    »  329. 

»  513. 

■ 

» 

310. 

»  600  (ff.)  Bd.  I.  S.  319.  S.  3S0. 

»  514. 

• 

n 

272.  S,  310. 

•  601.  Bd.  1.  S.  320. 

.  515.  (ff.)  Bd.  r  S.  312. 

»  602 

»    »    •    155.  S.  337. 

»  r.ir,. 

Bd.  I. 

s. 

272. 

.  603. 

»    »    >  338. 

•  517. 

• 

• 

» 

313. 

»  604.  (ff.)  Bd.  I  S.  331. 

Digrtized  by  Google 


* 


der  Rechtsquellea.  279 


^.  605.  (ff )  Bd.  I  S  101 

§  669.  Bd.  1.  S.  345. 

»  606.  Bd.  L  S.  19S. 

•  670 

^    V  •  Vb 

B 

345 

MW* 

»  607.   »    »    •  101. 

»  673 

B 

347 

»  608.    »    »    »  101 

»  674. 

B 

142  S  146  ^ 

•  609.    »    •    »  101 

348 

•  610.  fff.)  Bd.  I  S.  342 

»  676. 

B 

352 

•  612.  Bd.  I.  8.  $32.  fff.)  Bd  II. 

•  677 

B 

361   S  3A6 

$.  66. 

•  679 

m 

JP 

«  617.  fff  t  ßd.  I  S  332 

»  680. 

B 

353 

»  622.  Bd.  1.  S.  418 

0  681 

B 

353. 

4#VrV*B 

•  623.  Bd.  1.  S.  09   S.  100.  (ff.) 

I»  682 

B 

85.  353 

S.  331.  (ff,i  Bd.  Ii.  S.  41. 

B  683 

B 

353. 

S.  66.  • 

D  684 

B 

354 

«  r)2.''>  Bd.  II.  S.  52 

n  685 

B 

357 

1»  r>2G.    B     »    II  42. 

»  686. 

n 

p  6!'8     »     »    »  41 

»"629     n    I     »  332 

»  687, 

m 

n 

tßU            af^7  C 
AW.   O.    Oip#.  49. 

«>  630.    »    »    i>  332, 

OtiO- 

»  631.    V    1»    1»    .^9  (H'k  S  331 

0  riS9 

(ff.)  P(l 

T 

1  . 

S.  333    (ff  ^  Bd    II    S  3U. 

»  <.02.  Bd. 

I. 

s 

884. 

(ff.)  Bd.  II.  .S.  252. 

»  r.9a. 

)> 

Ii 

J()4 

»  632.  Bd.  11   S  39 

»  C'.<4. 

» 

n 

|fy 

'159 

*  636    •  I     »  332 

n  G95. 

» 

II 

•  63&  (ff.l  Hd  I.  S  329. 

»  696. 

n 

» 

n 

»  639.  Bd.  I.  S.  833. 

»  702. 

• 

n 

i  ft*  1  Q  '<r»o 

•  640.    •    »    •  382. 

»  705. 

• 

n 

SfiO 

»  641.    •    M    >  833. 

»  706. 

• 

V 

3AO 

•  648.    »    »    •  830 

»  707, 

» 

A 

B  644    »    •    >  334 

»  708. 

• 

n 

WWB* 

>  646.    •    s    »  384. 

»  709. 

n 

361 

»  647.    •    •    »  333. 

»  711. 

» 

II 

185  S  362 

•  648.    »    »    »  250, 

•  712 

n 

362 

»  649.  fff )  Bd.  I.  S.  336. 

»  718. 

• 

115 

BAI'. 

»  653.  Bd.  1.  S  436 

»  715. 

• 

SA2 

•  655.    •    •    »    141   S.  336.  S 

»  717. 

j» 

341  Bd  II  S 

»  718. 

» 

* 

363 

47. 

II  720. 

363 

II  656     1»    »    »  341. 

«  721. 

» 

1 90 

»  659.    »    II    »  336 

»  728.  (ff  )  Bd.  I. 

II  660     »II     B    39  Rd    II  47 

»  729. 

Bd. 

I. 

s. 

450 

j>  661.    »   L    »    319  8  33ä  S 

n  730. 

n 

340 

»  731. 

1» 

» 

» 

120.  S.  376. 

»  664.    »    »    n  192. 

n  732. 

» 

n 

n 

375. 

»  665.  (bis  §.  672.)  Bd.  i.  S.  343. 

7.SH. 

n 

» 

» 

364.  , 

»  666.  Bd.  I.  S.  346.  S.  346. 

»  7.'<4. 

u 

n 

364. 

»  667.    •    »    »  345. 

»  735. 

» 

B 

364. 

bigitized  by  Google 


Chronologisches  Yenseichuiss 


280 


§.  736. 

Bd. 

I. 

s. 

;^65. 

V 

738. 

n 

» 

:5Ci.'i. 

*> 

739. 

» 

» 

Ii 

365. 

M 

740. 

w 

A 

366. 

II 

741. 

i> 

» 

l> 

:i67. 

II 

743. 

o 

n 

l> 

367. 

It 

744. 

» 

ii 

II 

367.  S.  368. 

l> 

746. 

» 

» 

n 

368. 

l> 

746. 

n 

Ii 

369. 

>l 

747. 

> 

.%9. 

» 

748. 

» 

• 

368. 

w 

749. 

» 

II 

• 

369. 

750. 

Ud.  I.  S.  369. 

• 

751. 

Bd. 

I. 

s. 

370. 

• 

766. 

(ff.) 

Bd.  I.  S.  371. 

m 

757. 

Bd. 

I. 

s. 

872. 

768. 

» 

371. 

• 

759. 

• 

• 

372. 

791. 

• 

s 

386. 

» 

763. 

• 

» 

• 

848.  S.  366. 

a 

766. 

• 

» 

«8.  S.  134. 

770. 

• 

85.  S.  376. 

» 

771. 

• 

• 

876. 

* 

778. 

* 

• 

» 

476. 

774. 

ft 

476. 

777. 

• 

377. 

778. 

• 

j» 

113.  S.  477.  S. 

478. 

A 

779. 

• 

477. 

A 

78t. 

1» 

» 

n 

4SI. 

782, 

iff) 

ßd  I 

S.  :i77. 

V 

787. 

IUI. 

I. 

s. 

103.  S.  lt»7.  S. 

145.  Bd. 

n.  S.  37.  S.  119. 

» 

(ff.)  bd.  1.  S.  166. 

J> 

789. 

I«d. 

1. 

s. 

456. 

•> 

790. 

II 

n 

II 

296, 

«) 

791. 

n 

• 

u 

456. 

>t 

792. 

II 

n 

179. 

»1 

793. 

m 

» 

n 

87.  S    109.  {S.) 

S.  :i74. 

» 

794 

0 

n 

t\ 

180. 

II 

7%. 

II 

rt 

UG.    S.  180, 

» 

799. 

l> 

n 

n 

385 

n 

HOl 

M 

n 

n 

47H.  • 

n 

807. 

11 

» 

»1 

145. 

N 

818. 

U 

Ii. 

148. 

819.  Bd. 

1.  S. 

438. 

820.  »> 

Ii 

426. 

S.  448. 

8tJl.  » 

Ii  »> 

377. 

S.  379. 

822.  » 

•  1> 

91. 

S.  92. 

S.  380.  S.  416. 

823.  » 

•  » 

10& 

826.  « 

»  • 

880. 

828  (n,). 

Bd.  1.  S.  110. 

830.  Bd. 

1.  S, 

iia 

832.  1» 

I.  • 

112. 

838.  I« 

1.  « 

112. 

IUI.  11« 

S.  16. 

Aa  m 

834.  » 

•  t 

114. 

885.  » 

•  » 

III, 

837  (bis 

§.  843).  Bd. 

L  S.  110. 

A  ^  A  1% 

840.  Bd. 

T  fi 

114. 

A  d  A 

849.  > 

•  • 

107, 

• 

AVA 

860.  » 

»  » 

113. 

S.  484. 

Atf  ^ 

851.  » 

113. 

853.  * 

*  » 

884. 

854.  » 

280. 

8.  884. 

856.  • 

384. 

857.  0 

»  • 

384. 

858  (n.). 

i:d.  I. 

S.  359."  8.385. 

860.  Bd. 

1.  S. 

385. 

863.  > 

*  » 

386. 

864.  » 

«  .  a 

387. 

86:>.  • 

a  » 

367. 

866.  » 

.^73. 

870.  j» 

■  » 

■i;iH 

871.  » 

»  » 

116. 

S.  117. 

S.  475. 

872.  " 

102. 

87:5. 

•  U 

lUi. 

874.  . 

)i  )i 

116 

875.  » 

II        1 1 

1  17. 

S.  11». 

877  (ff.).  Bd.  11  S. 

203. 

881.  Bd. 

I.  s. 

114. 

884.  n 

II.  TI 

203. 

880.  » 

n 

203. 

8ö7.  1» 

•  N 

251. 

888.  >* 

1.  • 

114. 

889.  » 

a  » 

115. 

890.  » 

a  a 

115. 

II  893  (ff.).  Bd.  I.  S.  466. 
a  894.  Bd.  I.  S.  44. 


Digitized  by  Google 


der  RechtequeUen. 


281 


$.  899  (AT.).  Bd.  I.  S.  887. 
900.  Bd.  I.  S.  888. 
90S  (ff.).  Bd.  I.  S.  887. 
907.  Bd.  I.  S.  427. 
909  (ff.).  B.l.  I.  S.  III. 
913.  Bd.  I.  S.  108. 


n 
» 
» 
a 

» 


9 
» 

II 

» 


» 

» 
s 


921. 
922. 
923. 
925. 
92«. 
927. 
930. 
931.  » 
933.  f> 
93Ö.  » 

937.  « 

938.  » 
943. 
944. 
946. 
949. 
952. 
958. 
954. 
965. 
956. 


»  »  389. 

»  »  387.    S.  388. 

»  »  126.    S.  387. 

»  »  145.    S.  391. 

»  »  145.    S.  390. 

n  n  391. 

»    .)  »  :i9l 

»  »  392. 

«  »  392.    S.  394. 

«  »  :j94.  ■ 

»  »  394. 

»  B  394. 

•  »  895. 

•  »  Ul. 
>  »  185.   S.  392. 
m  »  889.   S.  891. 
»  »  892. 

•  •  395.  S.  896. 
»  •  396. 
B  m  412.   8.  468. 

•  •  147. 


962. 

964. 
965. 
906. 
967. 
968. 
969. 
970. 
971. 
972. 

973. 
974. 
975. 


957  (bis  961>.  Bd.  I.  S.  869. 
960.  Bd.  I.  S.  181. 

»    •   895.    S.  400 


•  »  115.   S.  399. 

•  «  899. 
»  »  399. 

II.  »  129. 

I.  »  400. ' 

»  »    397.    S.  400. 

»  »     391.    S.  400. 

•  »  401.    S.  402. 

S.  403. 

n  »  400. 

»  »  402. 

»  »  402.    S.  403. 


979.  Bd.  1. 

405. 

980. ' 

405. 

981. 

405. 

982. 

406. 

983. 

405. 

984. 

405. 

985. 

406. 

986. 

406. 

991. 

407. 

992. 

141. 

996. 

» 

460. 

997. 

» 

408. 

998. 

» 

» 

408. 

1000. 

D 

a 

» 

408. 

1001. 

0 

u 

409. 

1002. 

1» 

D 

» 

409. 

1003. 

n 

B 

409. 

um. 

» 

409. 

1005. 

• 

409. 

1006. 

• 

146. 

»  976  [&.).  Bd.  I.  S.  859. 
»  977.  Bd.  I.  S.  404. 
»  978  (ff.).  Bd.  I.  S.  405, 
II. 


1009  (ff.).   Bd.  I.   S.  .874  (blB 
§.  1015).  S.  410. 

1016.  Bd.  I.  8.  128. 

1017.  »    »    •    187.   S.  138. 

1018.  »  »  >  139. 
1025.    •    »    »  411. 

1086.  »   »    •  411. 

1087.  »    •    >  411. 

1088.  »   n    •  411. 

1029.  >    »    •  411. 

1030.  »  »  »  411. 
D  1031.    »    »    •  411. 

»  1032.    •    •    »    147.    8.  411. 
B  1034.    •    p    •  411. 
»  1035.    •    »    »  411. 

•  1036.    »    »    »    412.    ß(l  II. 

S.  104. 

»  1049.    «    »     »  412. 

r>  1050  ^bis  1052).  IkL  I.  S.  413. 

»  1002.  Bd.  T[.  S.  240. 

i>  1ÜÖ3.    '>    I.    »  414. 

»  1054.    BP»    413      S  416. 

hd.  iL  S.  57. 
»  1056  (bis  1058).  Bd.  I. 
a  202.  S.  413.  S.  415.  S.  416. 

•  1069.  Bd.  I.  S.  417. 

20 


üy  google 


282 


Chronologiflcbes  Veizeidiiuss 


§. 

1060.  Bd.  l. 

8. 

123. 

S.  417. 

1061. 

■ 

» 

123. 

'S.  417. 

ior.2. 

» 

n. 

57. 

» 

100,3. 

I. 

120. 

S.  417. 

• 

1064. 

• 

» 

m 

416. 

0 

* 

• 

9 

114. 

m 

um. 

• 

m 

114. 

1067. 

• 

m 

34«. 

S  378 

S.  418.  S.  420 

» 

» 

B 

378. 

417. 

« 

8.  418. 

IÜG9. 

• 

B 

126. 

S.  417. 

S.  418 

1» 

1070. 

1» 

» 

418. 

n 

n 

» 

41.'<. 

I<i74. 

» 

418. 

1(*77. 

• 

863. 

1Ü7H. 

* 

348. 

1079. 

420. 

1080. 

• 

Ii 

135. 

1081. 

• 

419. 

1082. 

» 

• 

425. 

1083. 

• 

• 

424. 

S.  473. 

1086. 

• 

435. 

1090. 

'  II 

97. 

1091. 

• 

• 

873. 

1094. 

207. 

8.  234. 

S.  426. 

101>5. 

• 

• 

41. 

S.  355. 

1098. 

• 

420. 

1100. 

• 

427. 

1107. 

426. 

110S. 

» 

» 

120 

S.  427. 

1109. 

» 

» 

n 

117. 

1111 

I. 

S.  428, 

n 

1114. 

hd.  1. 

s. 

429. 

n 

1115. 

n 

» 

117. 

S.  428. 

1) 

1 1  '22. 

« 

n 

129. 

» 

1 12  J. 

a 

224. 

>S,  431. 

1  1 20. 

n 

n 

431. 

1 127. 

» 

382. 

S.  432. 

Bd.  II.  S.  147. 

1128. 

• 

432. 

• 

1133. 

Ii 

■ 

129. 

• 

1134. 

• 

• 

224v 

S.  431. 

• 

113&. 

1» 

« 

452. 

1137.  Bd.  L 

8. 

43h 

» 

1151. 

» 

» 

» 

432. 

s 

1152. 

s 

432. 

n 

1154. 

• 

• 

102. 

• 

1155. 

» 

433. 

115G. 

n 

n 

■ 

432. 

n 

1157  (bis  1172V 

Hd.  1.  S.  4S4 

1108. 

Hd. 

I. 

s. 

301. 

» 

Il<i9. 

f> 

435. 

n 

1171. 

» 

n 

n 

435. 

» 

1172. 

o 

«1 

0 

4.35. 

u 

1173. 

n 

n 

378. 

n 

1174. 

n 

» 

» 

1-26. 

S.  378. 

n 

1177. 

A 

n 

n 

435. 

» 

1181. 

1 2 .1  • 

S.  435 

» 

1182. 

435. 

Bd.  U. 
S.  147. 

1183. 

102. 

1187. 

436. 

1190. 

436. 

1194. 

436: 

» 

1198. 

437. 

8.  4S8. 

> 

1200* 

44. 

* 

1212. 

438. 

• 

1213. 

373. 

.S.  438» 

> 

1215  (bis  1218). 

Bd.  1. 

S.  436. 

8.  438. 

» 

1210, 

Bd.  I. 

s. 

439. 

II 

1217. 

• 

» 

» 

4.38. 

» 

1218. 

m 

145. 

S.  440 

n 

1220. 

* 

0 

440. 

S.  441. 

n 

1221. 

• 

n 

n 

1224. 

>» 

11 

S.  448. 

» 

1225 

1) 

fi 

» 

144. 

S.  442. 

1229 

(Iiis 

1242). 

Hd.  1. 

S.  444. 

1235. 

i>a. 

I. 

37H. 

» 

1288. 

n 

n 

44. 

n 

1239. 

ii 

D 

440. 

n 

1240. 

» 

U. 

0 

1244. 

440. 

n 

1246. 

446. 

• 

• 

1252. 

446. 

Ii 

1265. 

121. 

S.  «48. 

• 

1256. 

447. 

• 

1259. 

448. 

» 

1260. 

378. 

Digitized  by  Coogl 


der  Uechtsqaellea. 


283 


n 


mx. 

bd.  1. 

126.  s. 

§.  1401.  Bd.  1. 

s. 

459. 

b.  448. 

1402  (ff.).  Bd.  1. 

8.  461. 

1263. 

9 

M 

• 

444. 

1404.  Hd.  I. 

s. 

134. 

1270. 

9 

n 

100.    S.  356. 

> 

1405. 

w 

461. 

1271. 

» 

n 

» 

450. 

1406. 

9 

461. 

1274  (ff.j.  Bd.  1.  ö.  lüü.  S.  418. 

• 

1407. 

9 

461. 

S.  449. 

HÖH. 

• 

461. 

1277.  Bd.  I. 

s. 

448. 

1409. 

462. 

V2\)b  ^ff.).  Bd.  I. 

S.  1G5. 

• 

1411. 

» 

463. 

1297. 

Bd. 

I. 

s. 

100. 

• 

1416. 

n 

9 

M 

4  A3. 

1298. 

n 

D 

» 

451. 

a 

1417 

Bd.  I. 

S.  4ÜG. 

1299. 

» 

o 

9 

444. 

9 

1418. 

M. 

I 

121. 

S.  466. 

1300. 

9 

9 

453. 

n 

141'.). 

n 

» 

GO. 

* 

1301. 

9 

II 

453. 

» 

1421. 

n 

9 

» 

466. 

1300, 

9 

■ 

451.    S.  457 

9 

1427. 

,  » 

» 

46G. 

1307. 

• 

452. 

0 

1428. 

u 

405. 

A  i>  A  A 

1308. 

* 

462. 

» 

1429. 

» 

n 

>• 

4G5. 

1311. 

• 

866. 

)» 

U35. 

» 

» 

» 

4GG. 

1324. 

II. 

148. 

1436. 

» 

9 

117. 

S.  464. 

4  <I<1A 

13s9. 

f 
I. 

464. 

» 

1437. 

■ 

» 

4f»4. 

1337. 

454. 

1438. 

465. 

1338. 

464. 

1439. 

• 

• 

4G5. 

1342. 

M  M 

466. 

1442. 

■ 

296. 

1343. 

• 

466. 

1447. 

» 

180. 

S.  297. 

1348, 

356. 

1449. 

• 

n 

467. 

1349. 

106. 

1462. 

• 

• 

469. 

1351. 

106. 

1464. 

• 

• 

116. 

8.  140 

1352. 

466. 

(ff.>.  S.  467. 

1356. 

456. 

1455. 

N 

468. 

1366. 

^  RS. 

4  09. 

II 

1459. 

• 

467. 

1367. 

82. 

1461. 

» 

121  (ff.).  S.  469. 

1371. 

373. 

1462. 

468. 

1373. 

356. 

469. 

1378. 

467. 

63.    ö.  457. 

1466. 

468. 

1381. 

1467. 

470. 

13h2 

82.    S.  457. 

1469. 

270. 

1383. 

467.    Bd  II. 
fai.  148. 

n 

1476. 
1480. 

470. 
122. 

S.  471. 

138G. 

U 

» 

82. 

S.  473. 

13«9  (ff.l.  Bd.  IJ 

.  JS.  60, 

1481. 

47». 

I3'J0. 

Bd. 

IL 

8.  475. 

s. 

.')0 

i:i*'3 

(fl".). 

Bd.  II.  S.  227. 

» 

1482 

472 

1394. 

Bd.  11. 

120. 

II 

1483  ai). 

Bd. 

l. 

S.  19J.  S.  180. 

13'»7. 

» 

1. 

» 

458.  460. 

1» 

1484. 

Bd. 

1. 

S. 

479. 

13'.»S. 

» 

» 

» 

458. 

M 

14.sr,. 

n 

» 

f> 

479. 

layu. 

» 

• 

460. 

N 

146Ö. 

9 

f> 

479. 

20* 


Digitized  by  Google 


284  CbronologiBcheB  Venseichniss 


1469.  Bd.  I.  S.  476.    S.  480. 

§.  1679.  Bd.  I.  S.  121  (bis  §.1581). 

S.  481. 

Bd.  U.  &  6. 

» 

1490.    »    »    »    124.    S.  481. 

B 

1583. 

» 

IL 

» 

6. 

• 

n 

1495.    »    »    B  480. 

n 

1584. 

B 

I. 

B 

488. 

n 

1496.    »    n    ».  480 

B 

1685. 

m 

» 

488.  Bd.  IL 

n 

1497.              r,    470.  4ö2. 

S.  6. 

» 

149«.     »     »     «  482. 

B 

1586. 

» 

IL 

B 

6. 

B 

1499.    B         ..      -V.).    S.  247. 

» 

1687. 

B 

I 

124. 

B 

1500.    »    ..  4K3. 

B 

1688. 

» 

II. 

» 

8. 

U 

1501.     »          »    483.    S.  4H4. 

» 

1589. 

B 

I 

B 

60. 

Fid  IL 

M 

1502.          n     »  484. 

S.  18. 

U 

1504.    B     B    n  484. 

n 

1590. 

M 

II. 

B 

10. 

B 

1506  (flF.).  Bd.  1.  S.  373.  S  484. 

M 

1 Ä  *^ 

N 

• 

14. 

l!d.  II.  .S.  138. 

» 

1593. 

B 

a 

16. 

n 

1507.  Bd.  I.  S.  484.. 

B 

1594. 

» 

a 

16. 

1608.    •    >    »  485. 

1696. 

• 

14. 

S.  15 

» 

1609  (bis  1518).  Bd.  I.  S.  23. 

1696. 

» 

15. 

S.  486  (ff.).  Bd.  II.  S,  69. 

1697. 

• 

16 

• 

1611.  Bd.  II.  &  150. 

1698. 

• 

16. 

» 

1617.    »    I.   »  119. 

1699. 

» 

19. 

• 

1619.    »    »    •  lll(if.).S.486. 

1600  (ff  ).  Bd.  II.  S.  17. 

• 

1622.    •    »    >  122. 

1606.  Bd.II. 

s. 

19. 

n 

1523.    »    »    »  486. 

1606. 

19. 

1627.    »    »    •  42. 

1608. 

» 

> 

11. 

■ 

1626.    »    »    »  483. 

t  » 

1609. 

• 

» 

II. 

» 

1682.    »    •    »    126.    S.  487. 

1610. 

• 

11. 

• 

1688.    »    »    »   486.   S.  487. 

1611. 

» 

» 

11. 

S.  12. 

1684  (ff.).  Bd.  I.  S.  487. 

1612. 

• 

12. 

1637.  Bd.  I.  S.  488. 

1613. 

• 

12. 

• 

1638.    •    »    •  487. 

1614. 

• 

11. 

1639.    »    »    »  488. 

1616. 

13. 

1640  (ff.).  Bd.  I.  S.  488. 

1616. 

■ 

13. 

» 

1646.  Bd.  I.  S.  489. 

1617. 

» 

I. 

66* 

Bd.  U 

1647.    •    »    w  202(ff.).S.488. 

S.  12. 

■ 

1661.    »    >    »  489. 

1618. 

II 

u. 

18. 

• 

1663.    »    »    »  490. 

1619. 

• 

■ 

2. 

S.  IS. 

» 

1669.    -    >    »  126. 

1620. 

8. 

1660.    »    »    »  491. 

1621. 

I. 

107. 

Bd.  IL 

n 

1669.   *  II.  »  3. 

8.  S. 

9.  S.  21. 

1670.   •    L  m     60.    Bd.  U. 

• 

1622. 

II. 

12. 

S.  3. 

B 

1623. 

9. 

S..14. 

» 

1571  (ff  ).  Bd  II.  S.  3  S.  4. 

» 

1624. 

14. 

8.  29. 

» 

1)73.  Bd.  II.  S.  4. 

B 

1625. 

• 

» 

29. 

Iö7;"i.    »    »  »3. 

B 

1627. 

B 

B 

9. 

1677.    •    »     »    6.  79. 

§. 

.1628. 

Bd;  I 

S.  107. 

Bd.  IL 

1678.    •    »  •79. 

8.  9.  8.  14.  &  69. 

Digitized  by  Google 


der  RechtsqueUen.  285 


In.iO. 

iu\  II. 

8. 

82. 

1685.  Hd. 

■W-9 

n. 

S. 

64. 

■ 

lO.Ü. 

» 

>i 

33.    S.  44. 

» 

1 687.  " 

» 

1832, 

1) 

1) 

» 

32. 

1688.  n 

» 

03.    S.  06. 

s 

1033. 

i> 

» 

33. 

n 

16'Jl.  » 

0 

n 

46  ^ff.).  b.  49. 

1634. 

» 

u 

33.    S.  35. 

» 

1693.  » 

» 

» 

45.    S.  46. 

Ibou. 

» 

» 

» 

33. 

B 

16Ü4.  » 

B 

B 

45. 

1  HOC 

» 

n 

n 

33. 

B 

1695.  » 

» 

B 

104. 

1637. 

B 

n 

33. 

B 

1696.  B 

B 

B 

60. 

lo3o. 

a 

r 

1. 

n 

105. 

D 

1698.  B 

B 

» 

51. 

1689. 

» 

» 

» 

105. 

B 

1 700.  » 

B 

i> 

50. 

lp40. 

• 

9 

105.     Bd.  II. 

n 

1708  (ff.). 

Bd.  I.  S.  68.  Hd.  IL 

S.  48. 

b.  31 

1641. 

» 

9 

9 

182.    Bd.  II. 

1709.  Bd. 

IL  S. 

32. 

S.  87*  S.  38. 

1710.  9 

9 

• 

32. 

1d48. 

9 

9 

88. 

• 

1716,  ■ 

9 

9 

23. 

B 

• 

9 

o7. 

• 

1716.  9 

9 

9 

83.    S.  24. 

9 

• 

9 

oo.  VV. 

1717.  « 

9 

9 

28.   8.  84. 

M 

t 

9 

9flQ       Dil  TT 
zinl.     Ha.  Ii 

S  A6.  S  ft7 

* 

1 719.  » 
t?90  » 

i  IaV.  * 

9 
9 

9 
9 

88. 
89. 

low. 

II. 

9 

87. 

Bd.  n.  S.  24. 

« 

I. 

9 

106.  Bd.  n. 

1783.  Bd. 

U.  S. 

29. 

8.  67. 

1789.  9 

9 

9 

23. 

1650 

I. 

« 

122  1  ff  ).  Bd.  iL 

» 

1781.  » 

9 

9 

26. 

s. 

54.  b.  66.  S.  56. 

1732.  9 

9 

9 

88. 

1>',51. 

II. 

1788.  • 

9 

9 

88. 

» 

» 

s 

66. 

1784.  • 

ir>53. 
1654. 

55. 
5.5. 

» 

9 

9 

88. 

II 
u 

n 

n 
II 

n 

n 

1786  (f.).  Bd.  U;  S.  87. 
1786.  Bd.  IL  8.  27. 

B 

1655. 

n 

I. 

B 

373.  II. 
8.  42.  b.  66. 

1787.  9 
1789.  • 

89. 
30. 

9 
9 

9 
9 

1656. 

» 

u. 

V 

67. 

1740.  9 

9 

9 

26. 

n 

ir57. 

» 

9 

48. 

1741.  » 

9 

9 

29. 

n 

1658. 

» 

II 

w 

67.                '  . 

1748.  9 

9 

9 

ÄT. 

II 

1661  (rtj. 

Bd 

.  II.  S.  8«. 

1748.  » 

9 

9 

88. 

1666.  Bd.  1. 

s. 

126.  Bd.  II. 

1744.  9 

9 

9 

28  (ff.).  S.  29. 

S.  88. 

1748.  9 

9 

9 

82. 

» 

1668. 

• 

IL 

44. 

1749.  » 

9 

• 

84. 

1671. 

» 

• 

67. 

1760.  » 

9 

» 

86. 

• 

1675. 

9 

» 

48. 

» 

1751.  B 

B 

B 

• 

1676. 

9 

» 

44. 

n 

1753  (bis  17G3). 

Hd.  II.  b.  30. 

1677. 

9 

9 

68. 

» 

1766.  Bd.  IL  S. 

34.    b.  38. 

0 

1680. 

9 

9 

34. 

» 

1766  (flf.).  Bd 

IL  S.  166. 

» 

1681. 

» 

9 

53 

» 

1769.  Bd.  II.  S. 

31. 

» 

1682. 

n 

» 

52.    S.  63. 

• 

17U.  » 

I. 

• 

146.    Hd.  IL 

1683. 

41. 

S.  70.  S.  72. 

» 

i68i. 

» 

m 

64.  ' 

» 

1772.  9 

H. 

• 

72. 

Digitized  by  Google 


286 


Clirouglo|jiij(  Jirs  VenceicliiübS 


§.  1773. 

1  vi 

I>Ü. 

1 1 

11. 

ö.  7*.!. 

1 1  f  O. 

• 

»  73. 

1(70« 

• 

»  72. 

8.  74. 

• 

»  74. 

197A 

• 

• 

•  73. 

S.  74. 

I77Q 

• 

• 

IVA 

•  72. 

1  tun 

* 

»  76. 

17fil 
liBl. 

»  75. 

1788. 

•  70. 

1783. 

•  60. 

ö,  78. 

1784. 

»  78. 

1786. 

»  77. 

1786. 

v 

•  77. 

1787  (ff.;.  b±  1.  S. 

61.  Bd.  IL 

S.  81. 

W 

1789 

Hd.  U. 

K  Kl 
O.  Ol, 

1790 

n 

a  Ol. 

1791 

»  Ml 
■      n  1  , 

VI 

1794 

II 

■ 

■      Ol . 

1  7'j5. 

1» 

u  ftO 

i> 

17'.I7. 

i> 

)) 

n  fiO 

o.  82. 

1798 

)i 

"  o.;. 

II 

1799 

» 

M 

«1 

1800. 

» 

P 

D  11 

b.  82.0.83. 

1803. 

M 

» 

u  8H 

b.  89. 

1804. 

n  83 

n 

1606. 

» 

■  91 

m 

1MA4 

» 

a 

a  Ju. 

n 

1810. 

• 

» 

a  91. 

1811. 

a 

• 

a  46. 

S. 

91.  o.  VO. 

1812. 

» 

• 

>  46. 

fix  n4 

n 

1817. 

» 

I. 

»  378. 

0 

1818. 

a 

• 

•  93. 

o.  tf4. 

O.  127. 

1821. 

• 

u. 

»  94. 

1822. 

I. 

»  104. 

S.  106, 

1823. 

a 

a  40. 

DJ  II 
Dd.  11. 

9*  121. 

1824. 

» 

a 

•  106. 

1826. 

a 

a 

a  119. 

• 

1827. 

a 

II. 

D  95. 

a 

1831. 

» 

a 

*  82. 

S,  07. 

» 

1832. 

a 

»  96. 

S.  98. 

• 

183:5. 

» 

a 

a  96. 

S.  99. 

1834. 

• 

a  89. 

I  §.  1836.  Hd.  II.  b.  b6. 

I  »  1837  (bi8§  1S39).  R.!.  II  S.f^fi 
'  »  1838  ibis§.  184ÜJ.  UU.  11.  b.  87. 


• 

18U. 

11. 

b.  85. 

a 

1846. 

• 

8 

*  85. 

a 

1847. 

a 

»  85. 

a 

1849. 

■ 

a 

»  85. 

a 

1861. 

■ 

a 

»  86. 

a 

1853. 

a 

a  87. 

8.  147. 

a 

1854. 

» 

»  85. 

a 

1657. 

• 

I 

•  147. 

» 

1858. 

a 

»  61. 

Bd.  n. 

S.  106 

• 

1859. 

u. 

a  102. 

a 

1660. 

a 

a  103. 

a 

1861. 

u 

u 

»  106 

I) 

1862  (bis  18(14  >.  Bd.  U.  &  101 

n 

1863.  Bd.  U.  S.  100. 

a 

1H64. 

n 

n 

■  101. 

a 

1865. 

a 

I. 

a  147. 

Bd.  IT. 

b.  105 

a 

1866. 

a 

a 

.  147. 

Bd.  II. 

S.  10 

0.  b.  115 

» 

18Ü7. 

» 

II. 

D  105. 

H 

1808. 

» 

«.  105. 

u 

«  106. 

» 

1871. 

D 

106. 

1872. 

u 

» 

>»  104. 

1873. 

a 

«»  S7. 

b.  loj. 

1876. 

a 

a  99. 

1878. 

a 

•  110. 

1879. 

r 

a  110. 

1881. 

» 

a  118. 

S.  m. 

1882. 

a 

•  188. 

1885. 

I 

•  69. 

S.  60. 

S.  66.  Bd.  II.  8.  113.  S.  139. 

1886.  Bd.  II.  S.  115. 

1887. 

a 

a 

»  113. 

1889. 

■ 

a 

•  115. 

1890. 

» 

a 

»  116. 

1891. 

> 

» 

128. 

1892. 

a 

» 

»  116. 

1897. 

a 

» 

»  116. 

b.  in 

8.  US. 

II 

1898. 

a 

a 

a  116. 

a 

1900. 

a 

»  123. 
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1901. 

Bd. 

II.  s. 

113.       •          1  §, 

1977.  Bd.  II.  8.  116. 

1902  (bis  1905).  B»l  II..S.m. 

B 

1978. 

• 

• 

9 

186. 

• 

1904.  Bd.  n.  s. 

125. 

• 

1981. 

L 

9 

104.- 

Bd.  II. 

n 

(9or>. 

1» 

• 

122. 

8,  189. 

1908. 

1) 

122. 

B 

1982. 

n 

n. 

9 

140. 

» 

1909. 

• 

1. 

» 

399.  .  Bd.  II. 

n 

1984. 

n 

L 

9 

104. 

ä.  133. 

u 

1980. 

» 

U. 

9 

140. 

tt 

1910. 

n 

» 

» 

119. 

» 

ins7. 

B 

• 

9 

140. 

ä.  141. 

1911  (lt.).  m 

i 

S  KU.  8.  105. 

f> 

1  'JXl». 

» 

n 

141. 

» 

1912 

r.  s 

U).  I'.d.  II  S,  121. 

B 

1990, 

B 

1. 

B 

58. 

nd.  II. 

1914. 

V.d. 

I. 

105. 

8.  143. 

1915. 

n 

II 

0 

124. 

it 

1993. 

0 

» 

n 

r.s. 

B 

1916. 

n 

a 

o 

105.    S.  122. 

n 

1 994. 

» 

JI. 

n 

143 

1917. 

n 

n 

n 

122. 

199G. 

B 

» 

n 

141. 

1920. 

» 

» 

n 

133. 

1998. 

B 

i. 

B 

13r>. 

1921. 

» 

• 

19. 

» 

2000  (bis  2002).  Bd.  II 

.  S.  148. 

1922. 

» 

• 

» 

118. 

B 

2004.  Bd.  II.  S.  149. 

1928  (ff.).  Bd.  U.  S.  99. 

2006. 

» 

» 

149. 

19S1 

9 

B  »124. 

900& 

> 

L 

» 

161. 

1984 

» 

S 

•  »124. 

• 

2009. 

» 

9  • 

161. 

198A.  Bd.  n.  S. 

124. 

B 

2010. 

» 

• 

9 

121. 

Bd.  n. 

1936. 

» 

124. 

8.  160. 

1987. 

s 

I. 

864.    Bd.  II. 

» 

2011  (bis  2013).  Bd.  II.  8. 160. 

S.  124. 

8.  216. 

1938. 

II. 

126. 

2016  (ff.).  Bd.  n.  S.  76. 

1939. 

• 

> 

126. 

• 

2018.  Bd.  IL  8. 

79. 

1940. 

n 

127. 

2020. 

B 

I. 

9 

61. 

1941. 

» 

I. 

93.    Bd.  II. 

2023. 

n. 

9 

78. 

8.  147. 

B 

2025. 

B 

9 

79. 

1942. 

• 

IL 

127. 

n 

2027. 

• 

9 

9 

169. 

1945. 

•> 

* 

128. 

■t 

2028. 

n 

n 

B 

151. 

l> 

1946. 

n 

II 

129. 

n 

20  Jl»  (f  ). 

Bd. 

II 

S.  167. 

m 

1947. 

» 

n 

95     S.  12<j. 

n 

2030. 

.  II. 

s. 

159. 

m 

1948. 

B 

i. 

B 

13C.     Bd.  II. 
ä.  131. 

2081. 

» 

L 

» 

6L 

Bd.  !I. 
S.  157. 

1951. 

n 

II. 

n 

126. 

» 

2032. 

B 

II. 

B 

l.'»5. 

1955. 

)> 

n 

1) 

134. 

B 

2034. 

n 

II 

lös. 

1960. 

» 

9 

» 

134. 

B 

2035. 

u 

» 

B 

15«. 

1057. 

m 

B 

131. 

n 

2037. 

B 

B 

B 

IßO. 

1958. 

m 

• 

• 

•131. 

B 

2038. 

» 

» 

B 

166. 

S.  160. 

1961. 

» 

• 

132. 

B 

2039. 

• 

9 

• 

79. 

S.  154. 

1967  (f.). 

Bd.  It.  S.  135. 

» 

2041. 

• 

9 

9 

ICO. 

19^8.  Bd. 

I. 

8. 

69. 

2044. 

9 

9 

164. 

1970. 

186. 

2062. 

» 

9 

9 

166. 

1972. 

a 

• 

186. 

» 

2063. 

B 

9 

9 

166. 

1976. 

» 

• 

tl7. 

» 

2064. 

» 

9 

9 

69, 

8.  166. 
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8055.  Bd.  n.  S.  166. 

§.  2149.  Bd.  n.  8.  151. 

n 

8057  Cff.).  Bd.  n.  8.  167. 

2151. 

» 

I. 

» 

114. 

Dt 

2059.  Bd.  n..  B.  168. 

215S. 

» 

» 

179. 

8060. 

167. 

2155. 

n. 

177. 

n 

8061. 

169. 

2158. 

• 

• 

178. 

8064. 

177. 

2160. 

•m 

196. 

n 

8066. 

I.  . 

69.    Bd.  n. 

2161  (ff.).  Bd.  n.  8.  186. 

S.94(f.).  8.170, 

2164.  Bd.  n.  8. 

184. 

n 

8069. 

•  > 

104.    Bd.  II. 

2165. 

• 

• 

> 

184. 

S.  170. 

2166  (ff.).  Bd.  n.  8.  188. 

n 

8070. 

II.  » 

170.    S,  179. 

2168.  Bd.  n.  S. 

188. 

f071. 

B  II 

171.    8.  178. 

2169. 

I. 

93. 

2072. 

141. 

2170. 

» 

• 

93. 

Bd.  n. 

8074^ 

»  » 

188. 

S.  188. 

n 

2075. 

184. 

n 

2171. 

II. 

18S 

8.  190. 

II 

2077. 

•  • 

18.^. 

» 

2172 

• 

190. 

n 

2084, 

* 

82.    S.  186. 

u 

2175. 

• 

• 

189 

n 

2085. 

I  » 

108.    Bd.  II. 

2176. 

• 

190. 

S.  186. 

• 

2179. 

» 

• 

189. 

• 

2086. 

II.  » 

1 7.5  (ff.V  3.186. 

n 

2180. 

• 

B 

1S9 

2087. 

n  » 

187. 

n 

2181. 

B 

188. 

2091. 

»  » 

187. 

D 

2182. 

n 

B 

188. 

s 

2093. 

n 

D  » 

174. 

218.1. 

M 

» 

u 

189. 

D 

2094. 

n 

»  ti 

175. 

2184 

n 

» 

188. 

2095. 

» 

178. 

2185. 

D 

n 

190. 

^) 

» 

»  » 

177. 

2187. 

n 

» 

B 

149. 

S.  190. 

2(i'.i7. 

B  » 

175. 

» 

2189. 

B 

B 

u 

191. 

2098. 

»  *> 

178. 

n 

2192. 

B 

n»i. 

2099. 

1»  n 

177. 

B 

)1 

u 

n 

191. 

2101, 

» 

»  n 

175. 

• 

219G. 

» 

B 

B 

19a. 

* 

w 

2102. 

I.  » 

60.      S.  63. 

» 

2197. 

B 

» 

193. 

s. 

121. 

Bd  II.  S.  141. 

2198. 

Jl 

194. 

175. 

S.  179. 

n 

2199. 

» 

198. 

8.  194. 

n 

2104.  Bd.  11.  S, 

177.    S.  178. 

» 

2200. 

• 

• 

194. 

2106. 

■  m 

177, 

» 

2201. 

194. 

2107. 

I.  • 

60. 

2208. 

» 

s 

191. 

w 

2108. 

n.  » 

176. 

• 

2804. 

» 

192. 

« 

2109. 

181.   8.  182. 

2205. 

• 

191. 

m 

2110. 

182. 

2206. 

» 

• 

198. 

2112. 

181.   8.  188. 

• 

2207. 

192. 

2118. 

179. 

2209. 

I. 

ar 

10. 

Bd.  n. 

» 

2114. 

195. 

S.  192. 

2115. 

179, 

> 

2210. 

II. 

» 

141. 

2125. 

203. 

• 

2211. 

I 

• 

lOB. 

Bd.  n. 

2188. 

208. 

8. 195. 

• 

21S0. 

■>» 

176.    8.  208. 

2218. 

n. 

196. 
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§.2213. 

Bd.  II.  S. 

1<>1       *N    1 QA 

1       -       0.  l_iZil. 

§.  2291.  Bd.  II.  S.  222. 

0014 

w 

0 

1  1 

B 

222. 

!• 

921  ß 

ßj 

B 

1  ji>. 

I 

i-. 

Ä 

Bd.  II. 

Q 

221ß- 

B 

B 

D 

S.  145.  S.  222. 

2217. 

l> 

1» 

n 

106 

II 

2201 

B 

B 

2219. 

n 

J) 

B 

1  j  1 . 

II 

920 ^ 

994. 

2220. 

i> 

n 

n 

2299. 

n 

B 

w 

99i. 

2222 

II 

B 

B 

n 

2300. 

B 

» 

» 

1  Q7 

H 

2223  (ff.).  Bd.  II 

.  S. 

P 

2301. 

B 

B 

B 

927 

2227.  Bd. 

II 

s. 

209 

2303. 

n 

1) 

» 

225. 

JP 

2230  (ff.).  Bd.  II.  S.  m 

2315. 

B 

B 

B 

226. 

n 

2240.  Bd.  II.  S. 

200 

2318  (bis  232 

1). 

Bd.  II. 

S.  223. 

2241. 

D 

B 

» 

1 

0 

2322.  Bd.  II.  S. 

n 

8244. 

» 

B 

B 

2on 

Ii 

2323 

» 

n 

n 

226 

2246  (bis 

22 

48). 

Bd  L   S  61 

If 

2328. 

B 

B 

21a. 

^ff^   S  107 

II 

2331. 

0 

B 

B 

2ü 

S.  214. 

2247.  Bd,  II. 

S. 

208  ^ff  \  S  200 

2332. 

n 

B 

B 

214. 

2248. 

S 

» 

B 

2333  (ff),  Bd.  II.  S.  215. 

]l 

2249. 

» 

B 

B 

2339. 

Bd.  II. 

s. 

21Ü. 

1^ 

2250. 

1» 

1» 

> 

205. 

0 

2341. 

B 

» 

p 

21Ü. 

0 

2251  (ff.\  Bd.  II 

S.  2üiL  S.  2Ü1L 

w 

2342. 

M 

B 

B 

215 

n 

2252. 

Bd 

II.  s. 

2ÖZL 

2343  (ff). 

Bd.  L  S.  U2  (ff.). 

n 

2254. 

» 

p 

B 

206. 

Bd.  II. 

S.  22iL 

2258. 

n 

n 

B 

206. 

2344.  Bd. 

L 

s. 

48. 

Bd.  II. 

2269. 

R 

9 

B 

204. 

S.  U5. 

2260. 

n 

n 

B 

2JJL 

II 

2345. 

B 

II. 

B 

140. 

*• 

2261. 

» 

B 

B 

lüiL    S.  Ifia. 

A 

2346. 

n 

B 

B 

226. 

S.  210, 

fl 

2349. 

» 

n 

B 

227 

2262. 

n 

B 

B 

201L 

W 

2353. 

n 

0 

» 

221. 

2263. 

n 

T» 

B 

206. 

2354. 

n 

f) 

D 

219. 

S.  220. 

D 

2264. 

» 

B 

» 

208. 

% 

2356. 

B 

B 

B 

220. 

2265. 

» 

B 

mL 

2357. 

n 

B 

» 

220. 

W 

2266. 

L 

B 

143,     Bd.  II. 

2358. 

B 

n 

» 

201. 

2359. 

B 

» 

» 

210. 

0 

2269  (ff.).  Bd.  II.  S.  UlL  S.  217.  * 

19 

2361. 

B 

B 

B 

221, 

2270. 

Bd.  IL  S. 

217. 

19 

2363. 

n 

B 

B 

221 

1^ 

21273. 

B 

n 

B 

ÜVL    S.  217. 

2364. 

B 

B 

B 

221. 

2270. 

n 

» 

217. 

2365. 

n 

B 

B 

22L 

II 

2277. 

» 

n 

B 

152(ff.).S.217. 

A 

2369. 

B 

l> 

n 

001 

2278. 

B 

B 

21Ä. 

B 

2370. 

B 

B 

B 

221, 

n 

2279. 

B 

B 

21fi. 

B 

2371. 

B 

B 

» 

210 

2280. 

II 

» 

» 

218. 

B 

2372. 

B 

B 

B 

21a. 

2285. 

1» 

B 

B 

213. 

P 

2383. 

» 

B 

B 

242. 

2286. 

B 

L 

n 

21iL 

» 

2384. 

B 

B 

» 

243. 

2287. 

» 

B 

2m3. 
010 

B 

2385. 

B 

n 

B 

243. 

2288. 

B 

II. 

» 

2386. 

B 

B 

244, 

II. 

21 
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8387.  Bd.  I.  S, 

181.     Bd.  II. 

§ 

2.567. 

Bd. 

n. 

s. 

204. 

S.  248. 

0 

2560. 

» 

211. 

2S88.    0   II.  » 

243. 

» 

2661. 

» 

9 

160. 

S.  163. 

2395.     »     >i  » 

244. 

8.  212. 

■J^VJÖ.      n      i>  ■ 

161. 

» 

2562. 

n 

» 

254. 

2413.    »    »  » 

247. 

25GB. 

ji 

1) 

206. 

2414.    »    »  n 

248. 

2.'>64. 

» 

n 

71 

228. 

2415.    »    »  » 

24«. 

2566. 

• 

a 

229. 

2419.      •      n  » 

24  H, 

• 

2568. 

» 

. 

2420.    n    B  • 

248.  • 

* 

2570. 

• 

0 

22  y. 

2426  (bis  2428).  Bd.  II.  S.  945. 

* 

2571. 

• 

210. 

2431.  Bd.  II.  8.  244  (ff.)  Bd.  II. 

• 

2572. 

• 

211. 

S.  246. 

2678. 

• 

880. 

8.  181. 

2437  (ff ).  Bd.  I.  S.  356.  Bd.  II. 

• 

8674. 

881. 

8.  888. 

S.  210. 

• 

8676. 

• 

» 

885. 

Ä439.  Bd.  II.  S. 

248. 

• 

8676. 

17, 

D.  885. 

2448.    •    •  M 

849. 

• 

8577. 

» 

AHM 

987. 

8448.    »  1  » 

864. 

8578. 

■ 

aAa 

881, 

S451.  '»    »  > 

97  (ff.).  Bd.n. 

• 

2679. 

9 

881. 

S.  U9(bi8fi.S499).  8.844.  S.  84«. 

• 

2680. 

• 

0 

AAA 

888. 

2468  (ff.).  Bd.  L  S.  97.  8.  98. 

2681. 

• 

9 

AAa 

888. 

2478  (ff.).  Bd.  I.  8.  142. 

• 

2688. 

• 

9 

836. 

2497.  Bd.  1.  8 

143.  8.  145. 

8688. 

• 

9 

886. 

8600  (ff.).  Bd.  n.  8.  260. 

• 

8684. 

• 

» 

884. 

2608.  Bd.  n.  8. 

149. 

2686. 

• 

9 

884. 

8607.   n   9  • 

151. 

8687. 

• 

9 

884. 

8514.   •   »  » 

862. 

• 

8688. 

• 

m 

122. 

S.  880. 

8616.   »   »  > 

868. 

• 

2689. 

• 

9 

238. 

8617.   »  I.  • 

181.  Bd.  n. 

• 

2590. 

• 

0 

283. 

S.  234 

8.  868. 

• 

8691. 

• 

w 

1. 

51. 

S.  364. 

8518.   •  U.  • 

149.    8.  858. 

Bd.  II.  8. 888. 

8681.   •   •  » 

252. 

2592. 

n. 

234. 

2522.    »    »  » 

253. 

2595. 

• 

204. 

S.  886. 

2531.    »   I.  • 

192. 

2596. 

9 

236. 

2542.    »  n.  • 

202. 

»  g 

2599. 

0 

160. 

2543.    «    »  » 

169. 

• 

2600  (f.).  Bd.  II  S.  204  S.  22.S. 

2544.    »    »  » 

203. 

S.  237.  8.  238. 

2545.    »   I.  • 

50.     S.  104. 

• 

2602. 

Bd.  II. 

s 

240. 

S.  105.  Dd.  IL 

S.  141.  S.  203. 

» 

2608. 

0 

0 

0 

240. 

2546.  Bd.  II.  S. 

202. 

n 

2609. 

f» 

0 

0 

241. 

2647.    n    •  w 

169.    S.  202. 

» 

2613. 

n 

r> 

» 

240. 

8.  241. 

2648.    0    0  » 

204. 

2615. 

» 

V 

234. 

2549.    »    »  " 

203. 

» 

2616. 

0 

I. 

0 

126. 

Bd.  n. 

2551.    »  » 

211. 

B.  238.  S.  241. 

2552.    »    n  » 

203. 

• 

2617. 

» 

u. 

n 

282. 

8655.    0    0  » 

• 

204. 

» 

2618.  Bd.I.S.71  (b.§.2620).  S.254. 
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Bekanatmaehuog  des  Jiutis- 
ministorittiDS,  die  Entscheid 
düng  von  Zweifeln  bd  Ans- 
fülmuig  des  GeMtaea  vom 
6.  KoMiber  1848  betr.,  vom 
8.  JaavMr  186a  Bd.1.  S.BOS. 

G  ese  U,  einige  ErUUitenuigen  der 
AllgemeinonDeutschenWecii- 
selordoung  betr.,  v.  lO.HKrz 
1864.  Novelle  II.  Bd.  I.  S. 
467.  Novelle  IV.  Bd.I.  S.360. 

Gesetz,  das  Hazardspicl,  andere 
Spiele  und  Wetten  betr.,  vom 
11,  April  18«4.  Bd.I.  S.  472. 

Gesetz,  die  Authebimg  der  Zins- 
beschrunkunjjen  betr. ,  vom  25, 
(»ctober  18G4.  ^.  1.2.  Rd.  I. 
S.  351.  S.  353.  S.  41'J.  S.  420 

Gesetz,  die  Ausübung  der  Jagd 
betr.,  vom  1.  December  1864 
§.  l.Bd.l.  S.  186.  §.3.  Bd.I. 
S.  186.  S.  187.  §.  4.  Bd.  I. 
S.  187.  §§.  6.  7.  10.  11.  ßd.  L 
S.  187.  §.  10.  Bd.  I,  S.  498. 
H.  14  ff.  Bd.  I.  S.  78.  §§.  18. 
«II.  Bd.  I.  8.  186.  ^.  29.  SO. 
32.  Bd.L  8.187.  S.8S.Bd.L 
8.  188.  $.  86.  Bd.  I.  8.  148. 

Verordnang  des  Jiutizministe- 
riunu,  die  Ein-  and  AnsflÜi* 
rang  des  BOrgeriicben  Gesetz- 
buches für  das  Konigreicb 
Sachsen  betr.,  vom  9.  Januar 
1865  (A.  V.  O.j.  Bd.  I.  S.  21. 
§.  2.  Bd.  I.  S.  351.  §.  3.  Bd.  I. 
S.  38.  §.  5.  Bd.  I,  S.  192.  §.  6. 
Bd.  I.  S.  194.  §.  7.  Bd.  I. 
S.  217.  §.  9.  Bd.  I.  S.  I5:i 
§.  12.  Bd.  I.  ö.  371.  §  la. 
Bd.  I.  fc>,  381.  §.  17.  Bd.  II. 
S.  51.  §.  18.  M.  II.  S.  167. 

Verordnung  des  Justizrainiste- 
riuins,  das  Vorfahren  in  nicht 
streitigen  Urrliiasachen  betr., 
vom  iK  .laiiuar  1865.  (Ge- 
riciitsorduuug)  Bd.  1.  iS.  23. 


I 


8,  24.  8.  27.  §.  1.  Bd,  n. 
8. 108.  §§.  1 1  ff.  Bd.  II.  8. 199. 

9.  20.  Bd.  n.  8.  119,  f.  22. 
Bd.  n.  8.  100.  ti-  26. 

Bd.  n.  8. 109.  1.  26.  Bd.  n. 

8.  110.  f  28.  Bd.  n.  8. 109. 
8.  110.  29.  Bd.  n.  8. 109. 
$|.  80.  31.  Bd.  II.  8.  110. 
§  41.  Bd.  U.  S.  116.  §.  44. 
Bd.  II.  S.  144.  §.  48  Bd.  I. 
S,  119.  Bd.  II.  S.  126.  §  (V). 
Bd.  II.  S.  119.  §§.  61  —  72. 
Bd.  II.  S.  1J6.  §.  73.  Bd.  II 
S.  134.  §.  76.  Bd.  II.  S.  140. 
f  7.>.  Bd.  II.  S.  140,  S.  141. 

78.  Bd.  II.  S.  136.  §.  82. 
Bd.  II.  S.  102.  §.  H4  Hd.  I. 
S.  214.  §§.  90  flf.  Bd.  1.  S. 
222  §  IHK  Bd  I.  S  219. 
§.  114.  Bd.  I,  S.  2U.  S.  224. 
S.  335.  §.  124.  Bd.  I.  S 
213.  S.  21U.  S.  220.  S.  309. 
S.  341.  §.  126.'  Bd.  L 
S.  219.  §§.  188  ff.  Bd.  I.  8. 
213.  8.841.  8.868.  §§.  137  ff. 
Bd.  I.  8.  970.  §.  140.  Bd.  I. 
8.  267.  §.  148.  Bd.  L  8.  281. 
H.  147.  148.  Bd.  I.  8.  804. 
S.  164.  Bd.  1.8. 226.  $§.166  ff. 
Bd.  L  8.  271.  §.  162.  Bd.  I. 
S.  282.  §.  166.  Bd.  I.  8. 226. 
§.  197.  Bd.  I.  S.  215.  Bd.  n. 
8.  212.  6.  199.  ßd.  I.  S.  288. 
S.  291.  §.  202.  Bd.  I.  S.  310. 
S.  313.  §.  203.  Bd.  I.  S.  310. 
§.  206.  Bd.  I.  S.  222.  §.  219. 
Bd.  I.  S.  226.  §.  220.  Bd.  I. 
S.  423.  §§.  224—229.  Bd.  I. 
S.  274.  S.  306. 
Verordnung,  die  Publicatiou 
eines  Gesetzes,  die  in  den 
Deutscheu  Bundesstaaten  in 
bttrgerliclieu  Itechtsstreitig- 
keiten  ge^fuseitig  zu  gewah- 
rende H<h1ji^  Ii  ulfe  betr.,  vom 
16.  Januar  1565.  Bd.  i  6. 34. 
21* 
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Gesetz,  die  Besrhlussfassnn^r  jrc- 
wissLT  juristischer  rorsoiien 
l)ctr  ,  vom  27.  Jauuar  180ö.  ' 
l^d.  I.  S.  73. 

Verordnung    iles  Justizmiui- 
bteiiums,  die  Anlegung  von' 
rinmdbtu'lisfolifü    tVir  die 
Ötaatbforstievipre  betr..  vom  i 
4.  Aiüfiist  1M>G  IUI.  I.  S  JIS.  I 

Gesetz  über  Erfüllung  der  Mili-  I 
türpflicht  vom  24.  Deceniber 
1866.  §§.  26.  78.  Bd  II.  8. 18. 

Ter  Ordnung,  einige  Abtoder- 
ungen  im  bttfgeriichea  Pro-  | 
ceBsebetr.,  vom  18*MKral867.  ! 
Bd:  I.  S.  359. 

Vorordnung,  die  Verfassung  . 
des  Norddentscbeu  Bundes  '■ 
betr,  Yom  25*  Juii  1867«  \ 
Bd.  I.  S.  87,  (artt.    — 5.) 

Verordnung,  die  AuBftthruug 
der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  etc.  betr., 
vom&.auli  1867.  Bd  I  S.  06. 

Verordnung,  den  Gerichtsstand 
des  St;Kit«fiscus  ctc  betr. 
vom21.JuU1867.Bd.l.S.70.  | 

MiliUr8traf^i( n  ichts  -  Ord- 
nungvom 4. November  1867.  ' 

ijt^.   1.  18.  Bd.  II.  S.  I-Sl.  ; 

Militarstrafgesctzbuch  vom 
4.  November  1867.  74  ft\ 
Bd  I.S.  rjl.f  l.s(».Bd.lI.S.20.  , 

Verordnung,  die  Anlegung  von 
Gruudbutlistolien  für  Staats- 
giUcr,  welche  nicht  iu  Staats-  * 
tbrstrevieren  bestehen,  betr., 
vom  13  Norember  1867, 
Bd  I.  S  218, 

G  e  s e  tz  des  Korddeutscben  Bun- 
des wegen  Aufbebung  der  > 
Zinsbeschrftnknngen  vom  14. 
IToYemlwr  1867.Bd.  I.  S.  352. 
8.  419. 

Verordnung,  den  Gerichtsstand 
derMilitärpersoneninbflrgei^  ' 


lichenBochtssacheu  betr.,  vom 
4.1>eeemberl867.§  3  Bd  II. 
JS.  lOt).  §.  29.  Bd  11.  S.  182. 

H2.  33  34  38  ~  45  Bd  II. 
ö.  181.         43.    14.    Bd  II 
S.  195.  §.  49.  Bd  T.  S.  10«». 

Verordnung,  die  Kin-  und  Aus- 
fnlir  von  Spielkarten  betr., 
vom  16.  Dezember  1867« 
Bd.  I.  S.  88. 

G  esetz,  die  Fublicalion  der 
Kirchenvorstandfi-  und  Syno- 
dalordnnng  betr.,  Yom^  M. 
mn  1869.  Bd.  1  S.  86. 

Bunde sgeseta  Ober  die  Auf- 
hebung der  poliseilicfaen  Be- 
scfar&nknngender  Ehescbües- 
sung  vom  4.  Hat  1808  Bd.  II 
S.  17.  6.  18. 

Bund i^sge setz,  betreffend  dit; 
Aufhebung  der  Sehuldhaft, 
vom  29.  Mai  IMiK.  ^.  i.  4. 
Rd  I.  S.  467.  Bd.  II.  S.  135. 

Gesetz   tibcr   die  juristischen 
Personen  vom  15.  Juni  J5»6S. 
Bd.  I.  S        §    1    Hd  1 
S.  74.  §.  4.  Bd.  I    S.  '»l 
§.  ß.  15d.  I.  S.  63.  §.  7.  Bd  1 
S.  47.  S.  70.  §.11    Bd.  I. 
S.  73.  S.  79.  §.  13    l?d.  I 
S.  330       15.  Bd.  I    S.  82. 
§.  16.  Bd.  I.  S.  81.  §§.  31.  ff 
Bd.  I.  S.  83.  §.  35.  Bd.  I.  S.83. 
§§.  51  fl"  Bd.  I.  8.  83.  §.  »5 
Bd.  I.  S.  80.  §§.  61  C  Bd.  1. 
S.  79.  §§.  66.  76.  78.  73.  Bd.  L 
8.  81.  §.  70.  Bd.  n.  8.  184. 
§.  72.  Bd.  I   S.  73.  %,  78. 
Bd.  I.  S.  88. 

Berggesetz  vom  16.  Jftni  1868. 
Bd.  I.  B.  77.  §§.  9.  ff  Bd.  1. 
8. 109.  §.  18.  Bd.  I.  8.  9S. 
f.  74,  Bd.  I.  8.  109. 

Gesets,  eine  Beschrfokung  der  * 
Wiiksainkeit  der  you  Ehe- 
gatten voigenoramenen  Ver- 
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aussei  img  etc.  betr.  vom  110. 
Juui  IbiiH.  Ud  I  i  - 
S.  241  —  2ia.  üd.  11.  S.  ÖU. 
b  t»ü.  §§.  13  ff.  Bd.  I.  S.  274. 
S.  429.  §§  17  ff.  Bd.  I.  S.  292. 
S.  3ü6. 

Uuudesgesctz,  die  privatrocht- 
liche  StciluDg  iUt  Eiwcibs- 
luid  Wirthscliufts^'L'iiosscn- 
schafteu  betr..  vom  ^.  «Juli 
1808.  Bd   I.  b.  53. 

Gesetz,  einige  Hestimmuligen 
aber  den  Cktncurt  der  Glin- 
Viger  betr.,  lom  8.  J«ll  1868. 
S.  3.  Bd.  1.  S.  S74.  S.  m. 

AaAftthroBgsTerordnttiig  zb 
dem  Gesctie  aber  die  jiuu* 
tiidien  Penonen  vom  15. 
Joiii  1868,  Tom  23.  Jall 
1888,  Bd.  I.  8.  80.  S.  81. 

y  erordttang,  die  fernere Ooltig* 
keit  der  Verordnung,  das  Ver- 
fahren in  nicht  streitigen 
Rechtfieacben  betr.*  vom  9. 
Januar  lb65,  betr.,  vom  8. 
August  1868.  lid.  I.  b.  21. 
S.  272.  S.  310.  Üd.  II.  S.  76. 
S.  82.  S.  *J3.  S.  110.  S.  III. 

112.  S.  128.  S.  180.  S.134. 
S.  135.  S.  140. 

Publications Verordnung  zum 
Forststraf^'csetze  etc.  voui  IIJ. 
Auj,'ust  1S(>N.  i;d.  1.  b.  4^3. 

Gesetz,  die  IJilduiig  der  Ge- 
schworeneiilistt'M  lictr .  vum 
14.  September  1808.  §.  2. 
Bd.  I.  S.  Gl. 

Verordnung,  Abauduruu^'cü 
etc.  der  Verorduuug  über  die 
Aidegung  von  Gruudbuchs- 
lolien  für  btafitsf^üter  vom 
13.  November  IhüT,  betr. 
vom  10.  September  1808. 
Bd.  IL  8.  218. 

Gesetz,  die  Wahl  von  Ucriclits- 
scUöüen  etc.  betr.  vom  1. 


•    October  1808.  §.  1.  Bd.  1. 

S.  G2. 

Kevidir te  Strafprocesbüidimug 

vom  1.  October  1808.  .\rt. 

1^6.  Bd.  I.  S.  17«.  artt.  434 

ff.  Bd.  I  b.  478. 
Kevidirtes  Strafgesetzbuch  vom 

1.  October  1808   an.  36. 

Bd.  I.  S.  Uli.  artt.  o3.  54.  »Jl. 

Bd.  I.  S.  477.  art.  80.  Bd.  l. 

b.  148.  art.  S'J.  Bd.  i.  ^. 

119.  art.  Ul.  Bd.  I.   S.  148. 

art.    110.  Bd.  II.  .S.  88. 

art.  III.  Bd.  n.  S.  24.  art 

159.  Bd.  L  S.  47.  art.  186. 

Bd.  U.  S.  26.  art  S26.  Bd.  I. 

S.  66.  art  236.  Bd.  II.  S.  235. 

art  268.  Bd.  I.  8.  488.  art. 

247.  Bd.  I.  8.  148.  149.  art 

259.  Bd.  II.  8.  23.  art.  261. 

Bd.  U.  8. 2t.  art  264.  Bd.  U. 

S.  89.  art.  265.  Bd.  II  8.  24. 

art/ 267.  Bd.  U.  8.  ^5.  8.29. 

art  271.  Bd.  II.  &  21.  artt. 

274. 275.  Bd.1. 8.282.  art  291. 

Bd.  I.  S.  194.  artt.  S02.  330. 

Bd.  1. 8. 488.  art  358.  Bd.  11 

S.  28.  art.  302.  Bd.  I  b.  62. 
Gesetz  über  die  Ausübung  der 

Fisclierei  in  fliessenden  Ge- 

wäsBcrn  vom   15.  OctolMr 

1808.  Bd  I.  S.  189. 
Verordnung,  die  Vorschrifteu 

der  rcvidirton  Slrafpr()/»'ss- 
ordniiny:  über  kla^'freispruchr 
ende  ErkuMiiliiibsu  betr.,  vom 
20. October  1  SOS.  IUI.  I  S. 62. 

Gesetz,  einige  AbaiubTungeu 
der  Verfassungsurkuuiic  vom 
4.  September  18:11.  1' tr.. 
vom  3.  l>eeember  1808. 
Hd.  I.  S.  65. 

Gewerbe-  Ordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  vum  'il.*i  unl 

1809.  §§.  105.  108.  131. 
Bd.  U.  b.  8U. 
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Ablwu  von  FossUien,  Bd.  I. 
S.  218. 

des  GebftudeB  ist  dem 
Platcberechtigten  nicht  gestatteti 
Bd.  L  S.  841. 

Abdeek^rf  'Bd.  I.  8.  61. 

Abhftngig«  letzte  Wi]len,Bd.n. 
8.  198. 

Abbaaendes  Ueberbanges,  Bd.1. 

S.  267. 

AbkOmmliugre ,  Euterbtuigsur- 

sachrn,  Bd.  II.  S.  235. 

AblAuf  der  Zeit  als  Erlösch- 
ungsgrund für  Hypotheken,  Bd.  I. 
S.  2SS;  für  Reallasten,  Ild.  I. 
8  309;  für  letzte  WiUen,  lid.  U. 
8.  195. 

Ablehiiiiii^s^rrUiide  l)ci  Yor- 

nitmds.liaftcn,  M.  II.  S  IK,. 

Al)i(5suug^.Mresotzsrehuiigr,Bd  I. 
8.  17.  S.  Ü2.  S.  17Ö.  S.  252.  f. 
S.  313- :n9.  S.  322. 

AblffsHiic;-srecht  ^o^mi  den  vor- 
geheudea  riaudgiaubigcr,  Bd.  I. 
S.  282.  8.  '284. 

Abret'iiiiuugüvcrtrag,  ßd.  I. 
S.  459. 

Absicbtslosc  rriiterltion  und 
deren  Foi;,'en,  Bd.  II.  8.  239. 

Abtrciiuuiit^  von  (irundstückea, 
Bd.  I.  8  219 

Abtrciuugr  der  F(»ideruugeu, 


Bd.  I.  8.  89$^408;  deg  Klsg- 
recbtesDAch  erfolgterBefriedigung. 
Bd.  I  8. 470;  m  Mttndelfiirder- 
uDgen,  Bd.  II.  8. 129;  der  Pfand- 
forderung,  Bd.1. 3.984;  des  HüHts- 
Pfandrechtes,  Bd.I.  SM ; — Bd.  I. 
8.  382.  8.418;  des  Wiederkaiifii- 
rechtes,  Bd.  I.  8.  482. 

Abweiftimg  der  Klage  in  Be- 
zug auf  deren  latermpUonaeffeet» 

Bd.  I:  S.  132. 

Abwesenheit,  Bd.  I  8.  54.  ff, 
Bd.  II.  S.  89,  S.  107.  a  l'^9. 

Abwesenbeits-yonmidfBd  IL 

S.  142.  8.  143. 
,     Abzug  der  (^uart,  —  s.  qnarta 
Falcidia  und  Trcbelliauica. 

Acadenifseher   Orad^  Kauf- 
preis datur.  Bd.  11  8.  220. 
Acceptatiou,  Bd.  I.  S.  376;  des 
,*auf   den   Todesfall  gef^beaea 
I  SchenkuQgavürspreclieos,  Bd.  IL 
8.  260. 

Accessio  teniporis,  RJ.I  S.2!!. 

Accessiou  beilinmuiiiiion,  Bd  i. 
1  8.  1*11.  S  217.  S.  339  ff. 
'     Ac<|uaisius  der  Ehefrau,  Bd  II. 
,  8.  44 

Accrcsccnzreeht,  Bd.  II.  S.löT. 
8.  162.  8.  iJl.  S   203.  8.  210. 
I  8.  2 15  —  2 1 7 ;  nnter  Vermächtoiss- 
;  uchfuuiu,  Bd.  II.  8.  246. 
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AelleB«e8ellflebftft,Bd.I  S.77. 

S.  79.  S.  80. 

Aetio:  Begnff  derselben,  Bd.  1. 
S.  m. 

ad  supplendam  legiti- 
mam,  Bd.  II.  S.  237. 

comrnodati  directa,BdJ. 
S.  129. 

confessoria,  IUI  II  S.;}9. 

constitutoria,  Bd.  I. 
S.  460. 

de  effusis  et  dc^ectis» 
Bd.  I.  S.  126. 
dp  in  rem  vcrso  utilu, 
JM.  I.  8.  46r>. 
depositi  directa,  Bd.  I. 
S.  29. 

doli,  Bd.  I.  S  112. 

finiumreguüUoruju,Bd  I. 
S.  137. 

fmicraria,  Bd.  I.  S.  455. 
hj-pothecaria,  Bd.  I. 
S.  278  ff. 

legis  Aquiliac,  Bd.  I. 
S.  199. 

nata,  Bd.  I.  S.  2G  f. 
negatoria,  Bd.  I.  S.  211. 
negotiorum  gcstomm, 
Bd.  h  S.  464. 
FtolHana,  Bd.  II.  S.  ö9. 
8.  6t.  S.  160. 

pignoratitia  direcla,Bd.I. 
8.  180. 

praepanita,Bd.1. 8.188  f. 
8.  417.  8.  478.  8.  461. 
8:  490.  Bd.  n.  8.  148. 
8.  196.  8.  m. 
Pttbliciana,  Bd.  1 8. 211. 
8.  SM  ff.  8.  848  ff. 
Bd.  n.  8.  67. 
.qnanti  miaeris,  Bd.  L 
8.  387. 

quod  metas  causa,  Bd.  I. 

8.  113. 

redhibitoria,  Bd.  I. 

s.  m  ff. 


Actio :  tatelae  contra  magistra- 
tum,  Bd.  II.  8.  137. 
»    Tindictam  spirans,  Bd.  I. 
8.  183. 

Aetna  specialissimi  mandati, 

Bd.  I.  8.  461. 
Addletto  in  dienii  Bd.  1. 8. 427. 
S.  488.  8.  489. 

A<lJudieatlon,  Bd.  I.  8.  ItlO; 
Theilnngsldagen,  Bd.  II.  S.  287. 

Adjanetio,  Bd  I.  S.  lOJ. 

Adiii!iiislratioiisberiigiii«;«;ede8 

Khoniannos.  M.  II.  S.  43  1'.;  des 
Vaters  IUI.  II.  8.  'JO  f.;  des  Ab- 
weseiiheitSYonmiiides,l>d.lI.S.142; 
desTestamentsvollstrecker8,Hd.li. 
S.  199.  S.  208. 

Adoptio,  Bd.  II.  S.  11.S.80— 83. 
S.  86.  S,  96.  S.  97.  S.  119.  S.  136. 

S.  164. 

Adoptivkinder  siinl  vom  vittcr- 
rechtliclien  VerwaliiuiiL^s-  uud 
Nicssbrauclisreclite  beireit,  Bd.  II. 
S.  91;  Conseus  zum  Yerlübnissc, 
Bd.  II.  S.  3. 

A  d  Hcendeii  ten ,  I  n  t  e  s  t  a  ter  brcc  Ii  t , 
Bd.  II.  S.  IGü:  i»llichttböil,  Bd.  II. 
S.  228  f.;  Entorbungsursachen, 
Bd.  II.  S.  235. 

Adulterium  attentatnm,  Bd.  II. 
S.  22 ;  inchoatuiii,  Bd.  11.  ^.  t"; 
praesamtum,  Bd.  II.  S.  22.  S,  23. 
8.  aadi  Ehebrudi. 

AdToesteiiy  Bd.  I.  8. 189.  S.399. 
S.  461.  Bd.  II.  8.  184. 

AeehterAoBzug,  Bd.  I.  8.818. 

Aeltern,  Conseiisrecht  aum  Ver- 
löbnisse, Bd.  n.  8.  4. 

Aedillscbe  Rechtsmittel  Bd.  I. 
8.  887—891. 

Aeste  überbftngende,  Bd.  I. 
8.  867. 

Aeatinuitio  yenditionis  et  taxa- 
tionis  causa,  Bd.  I.  8. 417.  Bd.  II. 
S.  41.  8.  66. 
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Affinitat,  ßd.  1.  8.  60  f.  Bd.  U. 
S.  10.  S.  11.  S.  70. 

Aleatorische  Verträge,  Bd.  I. 
S.  ^70  ff.  Bd.  II.  S.  241 

AHeiiation  s.  Voriin^^cfrnrt.iz.  i 

Alimente,  deren  \  erjahrung,  | 
nd.  I.  S.  1.S8  ;  beim  Auszuge,  |{d.  I. 
S.  311;  Verglüich  über  solche, 
nd.  T.  S.  4A2;  für  die  Hinter- 
bliebeuea  bez.  Angehürigcn  bei 
'J Txltnng  und  Freiheitsberaubung 
iliit  s  Ernährers,  Bd.  I.  S.  4B0. 
S.  4ft2 ;  zwischen  Eheleuten,  Bd.  II.  I 
S.  33.  S.  85.  S.  36.  3.  40  f.; 
Pflicht  xwisehen  i  Adopttv^er* 
wandten»  Bd.  II.  S.  88;  swiachen 
Aeltem  nnd  Kindern,  Bd.  II. 
84—87;  Pflicht  gegen  uneheliche 
Kinder,  Bd.  n.  S.  99-106;  des 
Stiefvaters,  Bd.  n.  S.  106;  üeber- 
gang  auf  die  Erben,  Bd.  II.  S.  147; 
Fortbeaug  bis  anm  Tricesinroa, 
Bd.  II.  S.  210. 

Allodialerbfolge,  B.  II.  S.  147  ; 

bis  109.  ; 

AUodialveimOgen,  Verwen- 
dung zur  Erwerbung  eines  Lehea- 
gutes,  Bd.  IT.  S.  230. 

Almosenempfttuger,  Bd.  11. 
S.  20. 

Alter,  Bd.  I.  S.  68—60. 
Altersjahre: 

6te8,  lid.  II.  ä.  83.  S.  84. 

S.  101; 
7tei.,  Bd.  I.  S.  119; 
Utes,  Bd.  I.  S.  59.  Bd.  II.  ] 
S.  83.  S.   93.   S.  99. 
8.  106.  S.  170; 
IGles,  Bd.  I.  S.  60.  Bd.  II. 
S.  18; 

IStei,  Bd.I.  S.69.  S. 60.  Bd. II. 

8.  8.  8.  18  f.  8.  119. 

8.  186; 
21tM,  Bd.1. 8.69.8.60.  Bd.U. 

8.  16.  8.  84.  8.  11S> 

S.  136; 


2&tM,  Bd.  I  S.  58  Bd.  IL 

S.  113.  S.  143; 
ÖOtea,  Bd.  II.  S.  81; 

eOtcs«,  Bd.  II.  S.  81; 
70109,  Bd.  I.  S.  54; 
90tes,  Bd.  I.  S.  62.  Bd.  H. 
S.  224. 

AltersTormundseUaft,  ßd.  IL 
S.  107.  S.  112  — 12G. 
Alt^emeinden,  Bd.I.  S.75.  S.Tr.. 
AlternaUTeObUgationeUfBd  L 

S.  360. 

AluTio,  Bd.  I.  S.  228  f. 

AItcus  derelietus,  Bd.  I.  S.2^. 

Amortisation  der  Ablösungs- 
renten, Bd.  I.  S.  316. 

AmtslHHiptniaaiif  Bd.I.  S.49S. 

AmtapIllelitbeiRatfasertheaQqg, 
Bd.  I.  8.  468;  zur  Terhinderang 
von  Verbrechen,  Bd.  I.  S.  477. 

Analogie,  Bd.  h  S.  88.  S.  40. 

AnatocisMa  eoi^ctoa  and 
separatus,  Bd.  I.  S  352  f. 

Anbringung  der  Klage,  als 
Unterbrechungsmittel  der  Klageii> 
veijähruug,  Bd.  I.  S.  131  f.;  in»- 
besondcre  beim  falschen  Richter, 
Bd.  I  S.  132;  als  ausnahmswciser 
Intcmiptionsmodus  der  Ersitzung:. 
Bd.  L  S.  20.q;  im  üebrigeu  sn 
vergleichen  actio  praeparata. 

Anerbieten  der  Leistun?  (that- 
sächiichcs  und  wurtliches),  Bd.  L 
S.  368. 

Anericenntniss,  als  Interrup- 
tionsmodus insbesondere  bei  ZLns- 
zahlungen,  Bd.  1.  S.  134.  S.  139; 
der  Vaterschaft,  Bd.  II.  S.  73. 

AnerkenntnlssTertrag,  ltd.  1. 
8.  467  -  461. 

Anfall  der  Erbschaft,  Bd.  IL 
8. 160;  der  Yermftchuiiase,  Bd.  D. 
8.  S44. 

Anfeehtbutolt  der  Seehtsge» 
schfifto,  Bd.  LS.  106.  S.110--114. 
8.  242;  des  Atterkennt»^lSTe^> 
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träges,  Bd.  I.  S.  461;  der  £be, 
Bd.  II.  S«  9.  8.  IS.  S.  18—18. 
S.  SO.  S.  165* 

Aslhiet««,  Bd.  I.  S.  828. 

ABfeM»  Bd.  I.  8.  '466. 

AngMefcwemmte  SaehMi,Bd.I. 

S.  195. 

Aniialtiiiigsrecht  des  Ver- 
Pachters  und  Vermiethers  an  In- 
vecten  und  lUaten,  Bd.  I.  8.  299 

Animus  confitendi,  B,  1. 8. 469. 

Aukanf  von  Immobilien  als 
Act  des  ipecieUen  Mandats,  F^d.  1. 

S.  451. 

Anlegrtin?  der  Mftadelgelder, 

Bd.  TT.  s.  123  f 

Aniiieidung  beim  toncurse  als 
Interruptionsmodus,  T^d.  I.  S.  134 

Annalen  des  Kg!  Snrhs.  Ober- 
appellatioüsgehcbtcs,  Bd.  I.  S.  18. 
8.  25. 

Annahme  an  Kindesstatt  Hd.II. 
S.  ll.  S.  80  —  83.  8.  hü  h.  96. 
S.  97.  S   III».  S  135   S.  16*. 

Annahme  einer  letztwilligen 
/invendung  enthüll  keinen  Ver- 
zicht auf  den  höherea  Pflichttheil, 
Ud.  II.  S.  234. 

Anrttchtigkeit,  M.  I  S.  6!. 

Anstalten  öß'entlifho.derenErb- 
recht,  Bd.  II.  S.  152.  ICG— 1C9; 
Pflichttheilsrecbt  dci-selben,S.228f . 
S.  982. 

Anateekende  Krankheiten, 
Bd.  n.  8.  179. 

AiiateUniig  der  Klage,  siehe 
Anbringung. 

Antlelplrter  BelsckUft  Bd  n. 

S.  4.  S.  17. 

Antrag  auf  Eintrag  und 
Ldachung  im  Gnmd-  und  Hypo- 
thekenbuche, Ac|  des  speciellen 
Mandates«  Bd.  I.  S.  4M. 

Antretnng  derErb8chaft,Bd.lI. 
8.  «K»;  bedingter,  Bd.  II.  S.  206. 
S.  914. 

n. 


Avtrittierkllning  ist  fflr  den 
Erwerb  you  Vermftchtnissen  ent- 
behriich,  Bd.  n.  S.  944. 

Annaehsangsreeht  onterErben, 
Bd.  n.  8.  167.  S.  168.  S.  191. 
8.  908.  8. 210.  8. 216—217;  miter 
VemiftGhtninnehniem,Bd-II.S,246. 

AnwaelucnlaBsen  der  Zinsen, 
Bd.  I.  S.  862. 

Anwartschaft  s.  Erbanwart- 
schaft. Familienanwartsrhaft ; 
Vermäohtnissanwartschaft;  Fidei- 
commisa. 

Anweisnn§r,  Bd.  I.*S.  453. 

Anxeigepfllcht  des  Faust])fand- 
gläubigers  bei  beabsichtigtem 
Pfandvorkanfe.  Hd.  I.  S.  296. 

Apparatus  muiiebris,  Bd.  II. 
S.  6(k  S  r,7. 

Appellationsgeriehte.  TM  1  s. 
272,  s.  Bc/irksappellationsgeridite. 

Apotheken,  Bd.  I  S.  92. 

Apprehension,  Bd.  I.  S.  161  f. 

Arbeitsverträge  unmündiger 
HauskindtT,  Bd.  II.  S.  «U. 

Arbiter,  Bd.  I.  S.  46G.  Bd.  II. 
S.  147. 

Arglist,  Bd.I.  S.  484;  s.  sonst 

Dolus 

Anne,  Vergleiche  dersolhon, 
Bd.I.  S.463;  deren  Verehelichung, 
Bd.  II.  S.  20.  S.  21.  S.  184. 

Armencasse,  Bd.I.  S.125.  S.485. 

Armenhaus,  Bd  1. 8. 84.  Bd.  II. 
S.  166.  8.  167.  8.  168. 

Arndt«  Dr.,  Kritik  des  Bfirger- 
lichen  Gesetsbuches,  Bd.  I.  S.  80. 

Arrestaehlag,  Bd.  I.  8.  226  f. 

ArrhSf  Bd.  1.  8.  466. 

Arrogation^  Bd.  II.  8.  96. 

Aratlohn,  Bd.  I.  St  189. 

Aaaignatfo  non  est  solatio» 
Bd.  I.  S.  468. 

Anetlon  s.  Versteigerung. 

Anttor  pognae,  Bd.  I.  S.4S1; 
rixae,  ebendaselbst. 

22 
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Auctoritatis      ialerpositio,  | 

Bd.  II.  S.  89;  B.  übrigens  Haas-  [ 
kinder;  väterliche  Gewalt;  Yor» 

mundschaft. 

Auditeure,  Bd.  II.  S.  182. 

Auffordcrungr  s.  Edictalladang.  | 

Aufgrebot,  Bd.  IL  S  R. 

Aufhebung:  ontfroltlicher  Ver-  • 
äusserungsgeschütto.Hd.l.  S.487fF. ;  I 
doB  Adoptionsverhältaissas,  Ud.II.  ; 

Auf  hebender  Yertra(f»  Bd.  I.  | 

s.  4 OH  tr  1 
Auf  kUudiguag,  Bd.  I.  s.  362.  | 

S.  438  f.  I 
AuflUsuufT    des   Verlöbnisses,  i 

Wirkung  iurdiebrautkiuder,Bil.ll.  ' 

S.  79. 

AulViiaass,  TJd.  LS  'Ml.  • 
Aufnahme  von  Darlehen  für 

Mündel,  J''^-       ^-  125. 

Aufrechnunir,  Bd.  L  S.  401  f.  . 

Aufsichtsrecht,  Bd.  I.  S.  82d. 

Auftrag:,  l^d.  I.  S.  451— 46B. 
Bd.  IL  S.  147.  . 

AaslSnder,  Bd.  II.  S.  90.  S.  Sl. 

AuslindltelMB  Lotterien,  Bd.  I. 
s.  474  f. 

AiislKndiselies  Papiergeld  Bd.  I. 
S.  376. 

Aa8lSiidlBelieUnmandige,Bd.II. 
S.  110. 

AntUlmiig^  Bd.  I.  S.  376. 

AnsseUniraiif  der  Erbschaft, 
Bd.  n.  S.  S06.  S.  806.  S.  SlO. 
S.  214.  S.  224. 

Aussehrell^»  Bd.  1.  S.  87. 

AnmeiiBtlnile)  zum  Frauenver- 
mögen  gehörige,  Bd.  IL  s.  48. 

Ausserehelleher  BeladtUf» 
Bd.  L  S.  489. 

Aussereheliehe  Kinder,  Bd.  IL 
S.  99-  106;  deren  Erbrecht,  Bd  II. 
S.  163. 

Ausserordeutliehe  Formen 
letzter  Willen,  Bd.  U,     177  ff. 


Amplelgeeehllt^  Bd.  t  S.475. 

Ausstattung,  Anspruch  der 
Tochter  darauf,  Bd.  1.  S.  V2C,. 
Bd.  IL  S.  87.  8.  88;  Anspnich 
der  Geschwächten  darauf,  Bd.  I. 
S.  480;  Tersprochon,  Bd.  TT.  S.  59. 

Auswahl  unter  Licitanteu,  Bü.1. 
S.  427. 

Auszupr,  Bd.  1.  S.  51.  S.  213. 
S.  272.  S.  311—313;  Niesfibraiich 
daran,  Bd.  I.  S.  3.^2;  Erfüllungs- 
ort. IUI.  I.  S.  .361.  S.  434.  S.  435; 
als  Gegenstand  einer  luuiticjogea 
Schenkung,  Bd.  IT.  S.  241. 

Authentlea  si  «lua  mnller, 

Bd.  II.  S.  54. 

AvulM^n^  M.  I.  S.  228. 

Bannreehte,  Bd.  I.  S.  22. 

Banqoerott,  Kinfluss  auf  die 
Ehre,  Bd.  L  S.  62. 

Baudienste,  Bd.  I.  S.  808. 

Bauer,  Heinrich  Oottfiried,  ßd.  L 
S.  14. 

Bnunseknlott  könaen  sieht 
GegeuBtiiide  eines  Flntirecsbtet 
sem,  Bd.  I.  8.  840. 

BaamllbevluiBf ,  B4. 1.  S.«6  f. 

Baiunvaiiela,  Bd.  1.  S.  867. 

Bau*  umä  Keilamekt»  Bd.  I. 
S.  818.  8.  319.  8.  889.  8. 888  ff. 

Bamaatcrial  und  Baogertsle, 
Becfat  sor  AnfkteUimf  mf  dem 
Nachbargebietc,  Bd.  1.  8.  884. 

Bauwerke,  lüstige,  Abstand 
von  der  Grenze,  Bd.  I.  S.  854. 

Beamte,  Bd  I.  S.  373. 

Bedingung:,  Bd.  1.  S.  114-118 
S.  128.  S.  181.  S.  289.  8.  428. 
Bd.  11.  S.  27—29  f.  (bedingte  Ver- 
zeihung); B.  IL  S.  150  (Erb. 
einsetzung);  Bd.  II.  S.  203  i!  ei 
Erbverträgen);  Bd.  IL  S.  206  (bei 
Antritt  und  Ausschlagung  von 
Erbschaften) 

Bedrohnng,  Bd.  I.  4<i4. 
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BeerdlguiiirfikoRten,  siehe  Bc- 
gräbuissaulwaud. 

Befehle,  Bd.  L  S.  21. 

BegTrübniHsatihrnnd,  Bd.  L 
S.  mL  Bd.  11.  S.  äü.  8.  löiL  8.  ai^ 

BegrOnstliEranir,  Bd.  L  8.  47L 

Behftndigrung'der  I^adung,  Bd  L 
s.       s.  liüs. 

BeholzungTüreeht,  Bd  I.  {iJi22. 

Beischlaf,  tuissprehelirlicr.IUl.L 
S.  M.  8.  ^  8.  Ai)iL  Bd.  U. 
S.  Iß2.  ff.;  mit  Ascendenten  oder 
Desceudenten  als  Khehindemiss, 
Bd.  II.  S.  12;  Lebensgefahr  beim 
ehelichen,  Bd.  II.  S  27j  als  still- 
schweigender Verzeihungsgrund. 
Bd.  IL  8. 

Beitritt  des  Ehemanns  zu  Pi*u- 
cessen  der  Ehefrau,  Bd.  IL  S.  53. 

Bekanntmachung  von  Reehts- 
sätzen  des  Oberap|>ellationsge- 
richtes,  Bd.  IL  8.  42. 

Bek  an  ntmac  Ii  ung  letzter  Wil- 
len, B.  IL  8.  122  ff. 

Belageruugszui^tand,  Bd.  IL 
S.  Ifi2, 

Bcleihung,  Bd.  L  8.  2QSL 

Bencficium  cedendarum  actio- 
iium,  Bd.  L  8.  ilL  S.  468;  com- 
petentiae,  Bd.  L  8.  4üä ;  divisionis, 
Bd.  L  S.  ML  8.  4fi8.  S.  4fi9. 
Bd.  II.  8.  131;  excussionis  <s.  or- 
dinis),  Bd.  L  S.  Mi  S.  lülL  Bd.  II. 
S.  13L;  inventarii,  Bd.  IL  S.  213; 
ordinis,  Bd.  L  8.  4Mx  S.  4fiS. 

Bereicherung,  Bd.  L  8.  199, 
S.  404;  bei  Schenkungen,  Bd.  L 
S.  413.  8.  4M.  8.  4M. 

Bereitwilligkeit  zur  Fort- 
setzung 'der  Ehe,  Bd.  II.  8.  26. 

Bergbau,  Bd.  L  S.  2fi  f. 

Bergrecht,  Bd.  L  8.  22.  8.  2i 

BergT>erksant  heile,  Bd.IÄJfi. 
S.  II.  8.  22.  8.  aiÜL 

Berger,  Johann  Heinrich,  Bd  i. 
S.  U.  8.  14. 


Berllch,  Matthias,  Bd.  L  8.  ID. 
!     Berlihraung,  Bd.  L  S.  241L 
1     Berufspfllcht,  Bd.  L  8  32iL 
j  8.  4HL 

I  Berufswahl  des  Kindes,  Bd.  IL 
;  8.  Öä. 

i  BerufangsgrUnde  zur  Vor- 
mundschaft, Bd.  II.  8.  114  ff.;  zur 
Erbschaft,  Bd.  II.  8.  149. 

BeschUdlgung  durch  Thiere, 
Bd.  L  8.  41iü. 
Beschr&nkteHatidlungsfUhlg- 
j  keit,  Ausnahmsfälle,  Bd.  L  8.  im 
Besitz,  Bd.  L  8.  IM  ff. ;  abge- 
leiteter, Bd.  L    8.  160;  Erwerb 
desselben,  Bd.  L  8.  IM  f.;  rccht- 
I  massiger,  Bd.  L    8.  ti06;  fehler- 
freier, Bd.  L  8.  20Ü.  8.  201.  • 

Besitzentttosserung  bei  der 
res  litigiosa,  Bd.  L  8.  244  ff. 
Be-slt/fehlcr,  Bd.  L  8.  IM  f 
Besitzklage  gilt  nicht  als  Ejit- 
I  Währung,  B.  L  8.  aii2. 
{     Besitzreehtsmltte],  BiLL8.mä 
I  ff.  8.  249]  bei  Servituten,  Bd.  L 
;  8.  3üfi  ff.;  des  Comuiodatars  und 

Precaristeu,  Bd.  L  8.  435. 
I      Be8itztlber»-aiig  auf  den  Erben, 
i  Bd.  II.  8.  ailL 

Bestellung  des  Altersvormun- 
,  des,  Bd.  IL  8.  112  ff. 
I  Bet^igteErbeinsetzung,  Hd  II 
)  8.  ü  8.  löO]  bei  letzten  Willens- 
errichtungcn,  Bd.  IL  8.  21B;  bei 
•  Eheschliessung,  Bd.  IL  8.  236. 
!  Betrug,  Bd.  L  8.  LLL  8. 112. 
:  8.  4fi4. 

Beweismittel,  Pflicht  zur  Mit- 
theilung  der  auf  eine  abgeti'cten«' 
Forderung  bezüglichen,  Bd.  L 
8.  403:  bei  der  exceptio  non  nu- 
I  meratae  pecuniae,  Bd.  L  8,  42«) , 
bezüglich  des  Erbrechtes,  Bd.  IL 
8.  22L 

I  BeweisTertrag,  Bd.  L  8.  460. 
.    Beute,  Bd.  L  8.  m  f  8.  24a. 
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npvoUmächtigrter  fiir  Abwe-  i 
bujiüo,  IUI.  II.  S.  142. 

Bevormundete,  deieii  Tiaud- 
rerlit  und  Kiiitragbtitel,  Bd.  I.  , 
8.  204.  b.  2r,r,.  I 

BezirksappelltitiuuNireriehte, 
Competcnz  in  Klinsacheu,  Hd.  II. 
SS.  2;  in  Voniuuidbchaft€sacheu, 
IUI.  II.  S.  110  t. ,  zur  ALiinaiiiüe 
leUstcr  Willen.  Bd.  Ii.  S.  174. 

Bfeneu,  Bd.  I.  S.  189  f. 

BifMüe,  Bd.  n. 

BllBde,  Bd.  II.  S.  171.  S,  tm  I 

BltttsTerwandte«  Eheblnder-  • 
niss  zwischen  soldiea,  Bd.  IIT  ' 
S.  10-12;  deren  Erbrecht,  ßd.  IL  • 
H.  m  ff.'  I 

BSsUehe  VerlMsmis»  Hd.  II. 
S.  22.  b.  21  f. 

Bon»  Ildes  sl»  VonuisietEiing  . 
sur  AnsprachsveglUinuig,  Bd.  L 
S.  130;  beim  Besitze,  Bd.  I.  S.  168.  , 
8.  204.  S.  207  f.  3.  825;  bei  vef^  j 

letzender  Nachrede,  Ud.  I.  S.  488;  1 
ho\  dvv  l'utntivehe,  Bd.  II.  S.  70.  : 

Banne  fidel  possessor,  sein 
Fruchterwerb,  Bd.  I.  S.  196.  S.204.  . 
ü.  207  f. ;  Pflicht  zur  Herausgabe  . 
von  Kiiichten,  I3d.  1.  8.  246  ff. 

Bonitilt  abgetrettiuer  Forder-  i 
uui^cn,  IUI.  I.  S.  400.  " 

Bouiim  vacans«  Bd.  II.  iS.  71.  [ 

S.  254.  ' 

BoxdorXy  Theodor  voii,  l^d.  1. 

S.  6. 

Brandeutschttdlfpiugsgeider  9 

Ii.  I.  S.  287. 

BriMigeuossensohafteu,  Bd.  1.  , 

S.  77. 

Braun-  und  liU'dl^olüeiii  Ud.  1. 

S.  218.  ' 
BrauUH'scheuke,  lul.  1.  b.  488.  ^ 

lui.  11.  .S.  G. 

Brautkinder,  iwl.  II  S.  i;.  8.  78  | 
bis  80.  8.  86.  S.  88.  8.  lf):i.  S.  22«. 

Bueh,  Johiiuu  von,  Bd.  1.  8  6.  i 


Bttrgseliaft,  bei  Abtietuug  üei 
Hauptforderung,  Bd.  I.  S.  397. 
8.  467  ff.;  eheweiblicUe,  bd.  H 
8.  53  ff. 

Cauonisches  Keeht  als  subsi- 
diäre R«chtsquelle  für  das  £ke- 
recht,  Bd.  11.  S.  l.  8.  2. 

Capitalxahluni^  a.h  Ablobuiigb- 
mittel,  H(l.  I.  S.  314. 

CardlualfeliU  r,  Bd.  L  8.  38y  f. 

CarpzoT,  Benedict,  Bd.  1.  S.  10, 
S.  11.      18.  S.  54.  S.  368. 

Caamtorisehe  Claasel,  Bd.  1. 

S.  464.  S.  466. 

CawatlaaMrUBniBtalaLisch» 

ungstitd,  Bd.  I.  S.  290. 

OaasealilUeta,  Bd.  I.  8. 294  f. 
S.  240.  b.  34«. 

Casna  Teaheil,  Bd.  I.  S.  7. 
S.  10;  Thomiagtt,  fid.  I.  S.  7. 
S.  10;  Weseabeedi,  Bd.  I.  S.  8. 
S.  10. 

Casus,  Bd.  I.  S«  368.  &  873; 
beim  Pachte,  Bd.  I.  S.  437;  bs» 
Depositum,  Hd.  I.  8.  450. 

Causa  delieadi  specialis,  Bd.  i 

376.  8.  4':8. 

Cautela  8wlni,  B  l  II  8-2ä4. 
Cautio  daoud  liifacti,  Bd.  L 

S.  264 

Cautio  indisereta,  Hd.  1. 8.458 
Cautionsleistun^  des  Niess* 
branchborcrhtTjrten,  Hd.  I.  S.  ;i31. 
der  Ol  li  (  irre  bei  ilirer  Vcrohf*- 
lichuug,  Hd.  II.  S  20;  bei  dtm 
viUerlichpii  Niessbraucbe  und  der 
väterlidien  Verwaltuuji.  Hd.  II 
8.02.  8.93;  der  Vormttnd*  r.  l'd.Il. 
8.  125;  des  Auwarterb»  Hd.  U. 
8.  252. 

Cautloubh^pothek,  Bd.  L  b.71. 
8.  276. 

Cessante  legi^  ratione  eessat 
lex  Ipsa,  Hd.  I.  8.  33. 

Cesslon,  HU.  I.  S.  396-403. 
8.  470.  Bd.  11.  8.  129;  der  Plaad- 
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forderung.  Bd.  L  S.  284:  bei  ver- 
holfenen  und  veq)fandeten  Hy])0- 
theken,  Bd.  L  S.  304^  S.  afilL 
S.  413;  des  Wiederkaufsrechts, 
Bd.  L  S.  4M. 

Clvüeigeiithuiii,  Bd.  L  S.  212. 
S.  m 

ClasKeneiiithellung:    Uci  der 

Verwandtcnerbfolgc,  Bd.  II.  S.155 
C'lassenlotterie,  Bd.  L  S.  iLL 
Clausula  cassatoria,  Hd.  L 

ö.  4M.  b.  4fi&. 
Codieill,  Bd.  II.  8. 141.  S.  IfilL 

S.  llä.  S.  IfiL 
CodieillnrelauHel,  Bd.Il.S.243. 
CodiüillarforiiibeiSchenkuiigeu 

auf  den  Todesfall,  Bd.  11.  S.  1^42. 
C4>dlcilli  iestameiit«  couflr- 

mati,  Bd.  II.  S.  24:L 
Codltteation,  Bd.  L  &  L 
Codex  AugusteuB,  Od.  L  8  2iL 
Codex  SaxoukuH,  Bd.  L  S.  21L 
Colditz,  Bd.  II.  ö.  ififi. 
CoUationspflicht,  Bd.ll.  S.Vlfi 

bis 

Collationsposten,  Bd.  II.S.2aiL 
S.  2M.  S.  2M  (bei  der  Pflicht- 
theilsbcrechnuug). 

Collecteur,  ßd.  L  8. 42iL  S.  424. 

Collision  der  Klagen  der  ausser- 
ehelicbcn  Mutter  und  des  Vor- 
mundes gegen  denStuprator,Bd  II. 
S.  IM. 

ComitiisKlonttr,  Bd  L  S.  3ÜL 
Commlxtlo,  Bd.  L      IM  f. 
Commodat,  ßd.  L  S.  378-403. 
S.  436. 

Comniodum  repraesentationfs, 
Bd.  L  S.  ÜM. 

Commortui,  Bd.  L  S.  5iL 

CoDiniunal abgaben  sind  unab- 
losbar,  Bd.  L  8.  ai^ 

Comraniüo,  Bd.  L  S  7*2  S.  250 ff. 

CommuBicationswege,  ßd.  L 

s.  aa. 

Compensatlon  verjährter  For- 


dei-ungen,  Bd.  L  S.  im  f.  S.  402. 
S.  402  f.  .  in  ihrer  Wirkung  auf 
Gesammtschuldverhältnissc,  Bd.  L 
Ö.  41L  S.  419;  Einrede  derselben 

\  beim  Depositum,  S.  440  f .  S.  460 : 
des  Ehebruches,  Bd.  II.  S.  2M. 

■  Competenz  in  Vormundschafts- 
sachen, Bd.  II.  b.  110—112:  für 
eheweibliche  Iniercessionen,Bd.  II. 
S  54^  für  Annahme  letzter  Wil- 
len, Bd.  II.  8.  m  ff. 
Com  proiniss  au  fSch  i  ed  ssprueh , 

'  Act  speciellen  Mandats,  Bd.  L 

!  S.  4äL 

Compntation  der  kurzen  Ver- 
jähnmg,  lid.  L  S.  IM. 

C<»nceptionsfrist,  Bd.  II.  S.  21 
bis  la.  S.  LL  S.  1Ü2  f. 

I     Concipfenten  eines  Testamen- 

»  tes,  Bd.  II.  S.  IM. 

Coneurs,  drohender,  Bd.  L 
8.  12fi.  —  Bd.  L  S.  m.  8.  21fi. 
8.  241.  S.  224.  8.  222.  S.  2SS. 
S.  290;  zum  Vermögen  des  Mie- 
thers und  Pachters,  Bd.  L  8.  aöQ; 
kaufmännisches  Retentionsrecht 
darin,  Bd.  L  S.  m  S.356;  An- 

'  rechnung  geleisteter  Zahlung  auf 
die  Zinsen,   Bd.  L  S.  404;  zum 

I  Vermögen  des  Rcntenschuldners, 

[  Bd.  L  S.  4Iia  f .  —  Bd.  L  S.  4fiö. 

!  Bd.  II.  S.  42.  S.  5S.  S.  63.  S.  M. 

s.  fio.  s.  aa.  8.  102.  s.  2:11. 

j  Condictio,  Bd.  L  S.  486j  c. 
;  causa  data,  causa  non  secuta, 

Bd.  L  S.  487i  c.  furtiva,  Bd.  L 

S.  483]  c.  indebiti,  Bd.L  S.  4Sfi; 

c.  ob  injustam  causam ,  Bd.  L 
j  S.  488j  c.  sine  causa.  Bd.  L  S.  202. 

Condomlnlum,  bei  Gütcrgc- 
!  meinschaft,  fki.  II.  S.  öOj  an  den 

Ilochzeitsgeschenken,  Bd.  II.  S,pr>. 

8.  62. 

Conferenda,  Bd.  II.  S.218-2.iO. 
ConfeNsion  der  Braut  entschei- 
det die  Competenz  der  Traukirche, 
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Bd.  II.  S.  lA  der  Kinder,  Bd.  II. 
S.  84_i  Wechsel  derselben,  eben- 
das.  B.  II.  S.  afi. 
Confessorienklag-e,  I>d.  L  S. 

.337  f. 

Conflscation  verbotener  Waf- 
fen, Bd.  LS.8jLS.2Q3, 

CoHfusio,  Bd.  L  S.  IM  f. 

Confusio  debiti  et  credit!, 
Bd.  II.  S.  215. 

CoiigreKSUs  cum  pluribus,  Bd.1I. 

S.  m 

Conjanct],  Bd.II.  S.  lüSL  S.217. 

ConiioRseinent,  Bd.  L  S.  23?. 

Conscetislo  thalaini  sife  t4>ri, 
Bd.  II.  S.  t 

Consens  zurKhe,  Bd.  L  S.  48U; 
der  Ascendenten  zum  Verlöbnisse, 
Bd.  II.  S.  S.  zur  Ehe,  Bd.  II. 
S.  IL  S.  aa.  S.  99j  des  Ehemanns 
zu  Rechtsgeschäften  der  Frau, 
Bd.  II.  S.  ai.  S.  3Hi  des  natür- 
lichen Vaters  und  des  Ehegatten 
zur  Adoption,  Bd.  II.  S.  ÜL  S.  82. 

Consensbnch,  Bd.  L  S.  210. 
S.  202-  S.  2ß3. 

Consenshint^rzlehunjf  alsEnt- 
erbungsgnmd,  Bd.  II.  S.  'IM^ 

ConseuKSupplirung  bei  Vcr- 
iiusserungcn  des  Ehemanns  aus 
dem  Frauengute,  Bd.  II.  S.  4ai 
bei  Ehebündnissen,  Bd  II.  S.  11. 
S.  ai  S.  236;  bei  Dismembratio- 
nen,  Bd.  L  8.  310;  beim  Auszuge, 
Bd.  L  S.  213. 

Consistorlen,  Bd.  II.  S.  2. 

Consolidution,  Bd.L  S.  if. 
S.  2aL  S.  2S3. 

Constituirtcr  Auszug,  Bd.  L 
S.  312]  dcrgl.  Hypothek,  Bd.  L 
S.  2M. 

('otistitutuni  debiti  alieni,  Bd  l. 
S.  468^  proprii,  Bd.  L  S.  l«iCL 

Constitutum  possessorium, 
Bd.  L  S.  m 

Constupratoren,  Bd.  II.  S.  103. 


Con^umtion  einer  Sache,  Bd.  I 
S.  2M.  Bd.  II  S. 
ContocorreiitTerhllltuisj^,  BiU 

s.  aöa. 

Contractas  mohatrae,  Bd.  L 

S.  41SL 

Contreetation,  Bd.  L  S. 

Controle  der  ( )bervonnund- 
Schaft,  Bd.  II.  S.  imL 

Contutoren,  Bd.  II.  S.  IM 

Convaleseenz  der  Schenkung 
unter  Ehegatten,  Bd.  II.  S.  51 

Conventionen,  Bd.  L  S.  dS^  &. 
Staatsverträge. 

Conventionalntrafe,  Bd.  L  S. 
4fiä  f. ;  bei  Verlöbnissen.  Bd.II.  SA 

Conventionelles  Pfaudrecht^ 
Bd.  L  S,  2fiö. 

Copnlation,  Bd.  II.  S.  L 
I     Corponitiouen,  Bd.  L  S.  67 
S.  71,  s.  Genossenschaften. 

Corpus  possessionis,  Bd.  L 

s.  m  f. 

Correction8hauser,Bd.II.S.i68 
Correi,  Bd.  L  S.  Hü  ff.  Bd.  U. 
S.  IM.  IM.  II.  S.  lÜL 
Courantgeld,  Bd.  L  S.  ML 

;     Cracau,  Dr.,  Bd.  L  S.  8. 

i     Creditauftraif,  Bd.  L  S  aafif. 

s.  iM.  s.  im 

Creditpapicre,  Bd.  I.  S.  420. 
S.  iia.  Bd.  II.  S. 

Cridar,  Bd.  II.  S.  58,  s.  Concurs. 

Criegrern,  von,  Bd.  L  S.  20^ 

Crlminalnntersuchung^  for 
iJeginn  des  Scheidungsproccsscs, 
Bd.  II.  S.  24.  S.  2&. 

Culpa,  Bd.  L  S.  118-120.  S. 
372-375.  S.  12£L  S.  48CL 

CultuHministcrium  Bd  IIS  a 

Cura  Bd.  II.  S.  lüL  S.  112; 
vcntris  Bd.  II.  S.  Uli  hcreditatis 
jacentis,  Bd.  II.  S.  li&.  S. 

Curswerth,  Bd.  L  S.  aiL  S 
S.  42Ü. 

Curtius,CarlFriedr.,BdJ  S.Ii 
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Custodia  des  Nachlassvertre- 
ters, Bd.  Ii.  S.  2Ü& 

Dachtraufe,  Bd.  L  S.  324. 

I>ani  II  um  emergens,  Bd.  L  S.446 ; 
bei  aufgelöstem  Verlöbnisse,  Bd.  II. 
S.  5. 

Damwild,  Bd.  L  S. 

Dampf,  bei  Gewerbsanlagen, 
Bd.  L  S.  2hh. 

Dampf,  Cardinalf ehler  bei 
Pferden,  Bd.  L  S.  380. 

Danz,  Bd.  L  S.  2Ü. 

Darlehen,  Bd.  L  S.  m  S.  411 
bis  424;  zur  Deckung  von  Spiel- 
schulden,  bd.  L  S.  471;  Zinsen, 
Bd.  L  S.  aöD. 

Datio  in  solut um,  Rd.l.  i>.427. 
S.  453. 

DecisivreHcHpte,  Bd.  L  S.  42  f. 

Deeret  zur  Yeräusserung  von 
Kindergut,  Bd.  II.  S.  93j  zu  Ge- 
schäften zwischen  Vater  undllaus- 
kind,  Bd.  II.  S.  95;  zu  Alimenta- 
tionsvergleichen,  Bd.  II.  S.  IM. 
S.  462;  zu  Mündelprocessen,  Bd.  II. 
S.121 ;  zu  Veräiissemngen  aus  dem 
Mttndelvermögen,  Bd.  II.  S.  128  ff. 

Dejeetion,  Bd.  L  S.  III. 

Delation  der  Vormiindscbaft, 
Bd.  II.  S.  114;  der  Erbschaft. 
Bd.  II.  S.  IM. 

Dele^tion,  Hd  I.  S.409.  S.453. 

Diiliberatiousfrist,  Bd.  II. 
S.  2öß. 

Deliete,  Bd.  L  S.  3fiü  S.  476ff. ; 
der  Ehefrau,  Bd.  II.  S.  38;  bei 
Gütergemeinschaft,  Bd.  II.  S.  50. 
S.  I04i  Unmündiger,  Bd.  II.  S.  120. 
8.  auch  Bd.  L  S.  llfi  f. 

Delict^schuldeu  des  Erblas- 
sers, Bd.  n.  S.  213. 

Denaneiation,  Bd.  T.  S.  4ülf. 
(bei  Cessionen) ;  falsche,  als  Ent- 
erbungsgrund, Bd.  II.  S. 

Depositum,  Bd.  L  s.  448^450. 
S.  458;  Zinspflicht  des  Depositars. 


Bd.  L  S.356;  Erfüllungsort,  Bd.  L 
S.  360:  miserabile,  Bd.  1.  S.  478. 

Deposition,  gerichtliche,  Bd.  L 
S.  371.  S.  455*. 

Derelietion,  ßd.  L  8.  i£if. 
S.  232f. 

Deseendenteu,Intestaterbrech  t, 
Bd.  II.  S.  168-160^  Pflichtthcil, 
Bd.  II.  S.  228f. 

Desertion,  Bd.  II.  8.  24  f. 

Detention, Bd.  I.  S.156.  S.294f. 

Deutschkalhüliken,  Bd.  L  SJLL 
Bd.  II.  S.  L 

DeutsehrechtUche  Servituten, 
Bd.  L  S.  383. 

Dictum  et  promls.sum,  Bd 
S.  3Ä1.  S.  422. 

Dienste  als  Inhalt  von  Real- 
lasten, Bd.  L  S.  3ÜS.  8.  aia.  8.317. 

Diebstahl,  Bd.  L  8.  153. 

Dienstbarkeiten,  Bd.I.  s.  USL 
8.  213.  8.  21£i  Ablösbarkeit, 
8.  31fi.  8.  319—342;  Eintheilung 
S.  319 f.;  Grunddienstbarkeiten, 
S.  321;  ständige  —  nichtstän- 
dige (continuae  —  discontinuae) ; 
negative  —  affirmative,  S.  321 ; 
persönliche ,  333  ff. ;  Erlöschung, 
S.  335  f. 

Dienstboten,  Bd.  L  S.  444 f.; 
weibliche,  Ermiethung  durch  die 
Frau,  Bd.  II.  8.  34. 

Dienstmiethe,  BüJ.  ^LISSL 141. 

8  3««<  8.  44a.  8.  444.  Bd..II.  8.89. 

Dies  certus  Bd.  L  S.  365^  tri- 
cesimus,  Bd.  II.  S.  209.  8.  21<L 
8.  245. 

Dies  coeptus  ultimus  pro  cora- 
pleto  habetur,  Bd.  L  S.  144. 

DifTamatiuusklage ,  Bd.  L 
S.  24ä. 

DifrereHZffeHchUfte,Bd  Lii.412. 
Dilueida  int«rvalia,   Bd.  L 

8.  IM.  Bd.  II.   8.  m  S. 
8.  203. 
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Distiienibration,  I^d.  L  HL 

s.  im.  s.  ülüf.  s.  212.  s  m 

Bispensatlon  von  Ehehinder- 
nissen, mi.II.  bLfl.  S.n.  S  12.  S  io. 

Dispen^tionsrecht  des  Justiz- 
ministeriums in  Vormundschafts- 
sachen,  Hd.  II.  S.  iii- 

DIspositiouKbeKehrSnkangreii, 
dingliche,  M.  L  S.  22a. 

Bispositive  Kechtssätze,  Hd.  L 

s. 

DistractionsreelitfliiLL  S.2mL 
S.  2i»0f.  S.  2M. 

Divisio  parentuiii  inter  libe- 
ro8,  Bd.  II.  S.  m 

Dolus,  M.  L  S.  U8i  bei  grund- 
bttcherlichen  Einthigeu,  Hd.  L 
S.  225 ;  bei  Mobiii arvcräusserungcn 
Ud.  L  S.  242;  bei  Veniussorung 
der  res  litigiosa  IUI.  L  S.  244  ff. ; 
bei  entgeltlichen,  M.  L  S.  388; 
bei  unentgeltlichen  Yeräussemngs- 
geschäften.  Hd.  L  S.  389i  bei  Eut- 
währung,  Hd.  L  S.  ÜSL  S.  392; 
bei  Rathsertheilung,  Bd.  L  S.  453; 
bei  Schädigungen,  Bd.  L  S.  iSü  ; 
bei  Freiheitsentziehung,  Bd.  L 
S.  482;  causam  dans  bei  Ehe- 
schliessungeu,  trennendes  Privat- 
hinderniss,  Bd.  II.  S.  1^  IS  und 
Enterbuugsgrund,  Bd.  II  S.  2ä£. 

Dominium  directum  und  utile, 
Bd.  L  S. 

Domicii,  EinHuss  auf  das  ober- 
vommudschaftliche  Forum,  Bd.ll. 
S.  IDS. 

Douatio,  s.  Schenkung;  om- 
niuni  bonorum,  Bd.  L  S.  414, 
mortis  causa,  Bd.  II.  S.  201.S.249 : 
immodica,  Bd.  L  S.  mL 

Do«,  Bd.  II.  S.  AQ.  S.  87j  s. 
Einbringen,  Hd.  L  S.  21fi, 

Dotation  der  Geschwächten, 
Üd.  L  S.  124.  S.  4891'. 

Draunatisehe  Werke,  deren 
Schutz,  Bd.  L  b.  435. 


I     Draufg-eld,  Bd.  L  S.  4M. 
I     Drelaetstheorie,  Cd.  L  S.  325. 
j     Dreissigthaierfusä,  Bd.  l 

!  s.  mf. 

;     Dreissig-st^r,  Bd.  II.  S. 
S.  2UL  S.  2Ml 
Droliung  bei  Eheschliessung. 
,  Bd.  II.  S.  lÄ, 

j     Drosch kenwesen,  Bd.  1  S.443. 
I     Dummkoller,  Bd  L  S.  äää. 
I     Dupoudius,  Bd.  II.  S.  IfiSL 

Edictalverfahren,  bei  derTo- 
!  deserkläning,  Bd  L  S.  &5;  beim 
^  Schatze,  Bd.  L  S.  192;  bei  der 
verlorenen  Sache,  Bd.  L  S.  153 
bis  195;  bei  alten  Hypotheken, 
Bd.  L  S.  290;  im  Desertions- 
processe,  Bd.  II.  S.  2fi. 

Edition  einer  Vermögensspe- 
ci6cation,  Bd.  II.  S.  SS. 
Ehe,  Bd  L  S.  35.  S  öS.  S.ßC,. 
Ehebrnch,  Bd.  II.  S.  2L  S.  22: 
Euterbungsgrund ,  Bd.  II.  S.  lä. 
S.  HL  S.  235;  qualificirter,  als 
Ehchinderniss,  Bd.  II.  S.  12.  iL24 
S.  IM- 

I     Eliefrau,  beschränkte  Hand- 
lungsfähigkeit, Bd.  L  S.  4j  In- 
tcrcessioii  und  eingegangene  Ver- 
bindliclikeitcu  ohne  Genehmigung 
des  Ehemannes,  Bd.  L  S.  122; 
Pfandrecht  derselben,  Bd  L  S.264: 
;  Eintragstitel.  Bd.  L  S.  2G6;  Inter- 
■  ccssion,  Bd.  L  S.  SSO.  Bd.  II.  S. 
,  63^  Erwerbsfähigkeit,  Bd.II.  S  43 
]     Ehcgeriehte,  Bd.  II.  S.  aL 
'     Eheg-atten ,  Mobiliarveraussc- 
rungen  derselben,  Bd.  L  S.  241  ff. 
Bd.  II.  S.  aaff.;  Schenkung  unter. 
Bd.  L  S.  416j  -deren  Erbrecht, 
I  Bd.II.  S.  152.  S.  163— 166.  S.  I67j 
Pflichttheil,  Bd.  II.  S.228.  S.2ai  f. ; 
Enterbungspffttnde  unter  einander, 
Bd.  II.  S.  2äl2i 

Ehehiuderuisse,  Bd.  II.  S.  1. 
S.  6,  S.  ß.  S.  8—21. 
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Eheliche  Geburt,  hd  L  s.  ca 

l^a.  II.  S.  70-74. 

£helichsprecliuug:,  l^d.  II. 
S.  76—7«. 

Ehelicher  Niessbraneh,  IUI.  L 

S.  aaiL  M.  II.  S.  .S8  -44. 

Eheliches  Güterrecht,  lul.  L 
S.  älL  Bd.  II.  S  38—53. 

Eheiniinn,  dessen  Unfähigkeit 
zur  Vormundschaft,  Bd.  II.  S.  11 

Eheproeess,  Bd.  II.  S.  2. 

Eherecht,  Bd.  II.  S.  1—70 

Ehevertrttj^e,  Bd  II.  üIl 

Ehre,  Bd.  L  S.  Gl  f. 

Ehrenrormuud,  Bd.  II.  S 
S.  m 

Eheschliessun^  wider  Willen 
der  Aeltern;  Enterbungsgnind, 
Hd.  II.  S.  7.  S.  2H5 

Ehestens,  Bd.  L  S.  361. 

EhestlftuDgen,  Bd.  II.  S.  45f. 
S,  4iL  Bd.  II.  S.  lÜL  S.  2011 

Eid,  aussergerichtlicher,  Bd.  T. 
S.  AM. 

Eidesantraghcim  legatum  prae- 
sente  berede  relictuni,Bd.II.S.242  f. 

Eisreuthuni,  Bd.I.  S.174  Jö«; 
dessen  Beschränkungen,  Bd  LiLlIfi 
his  182 ;  Erwerb.  MJ.  S.l 82  -232 ; 
Verlust,  Bd.I  S. 232— 236;  Schutz 
236—249;  natürliches  an  Grund- 
stiicken,  Bd  L  S.  2J_L  S.  216; 
Miteigenthum,  Bd.  L  S.  449 ff.; 
getheiltes  Eigenthum,  Bd.  L 
S.  2ilff.;  Erwerb  an  Vennächt- 
nissen. Bd.  II.  S,  ]>4iL 

Eigeiitlmmsltlage,  Bd.  I  s  2«>h. 
S.  236 ff.  Bd.  II.  S.  IlL 

EigeiithUmer,  Fruchterwerb, 
Bd.  L  S. 

Eiubaiieii,  Bd  L  S  2Mf. 

Elnbring^en  der  Ehefrau ,  ge- 
setzlicher Kintragstitel ,  l»d.  L 
S.  2filL 

Einbriiigrensbewels ,   Bd.  II. 

II. 


Eincassirungrsmandat,  Bd  I 
S.  4M, 

Eiiiert,  Dr.  Karl,  Bd.  L  S.  13, 
Eingetrag'ene  Rechte  sind  un- 
verjährbar, Hd.  L  S         .s.  14iL 
EinhandsgrOter,  Bd.  II  S.  üfL 
Einrede ,  Wirkung  derselben 
auf  die  Klagenverjährung,  Bd.  L 
I  S.  132f. ;   gegen  den  Cessionar, 
j  Bd.  L  S.  402;  des  nicht  gezahl- 
ten Geldes,  Bd.  L  S.  423.  S. 

Einreiehungr  der  Klage,  Bd.  L 
S.  S.  S.  277_;  8.  auch 

Anbringung  der  Klage  und  actio 
praeparata. 

Eiii8egnung,  kirchliche,  Bd  II. 
S.  L 

Elnseitigrer   letzter  Wille, 

Bd.  II.  S.  241j  s.  letzter  Wille, 
Testament. 

Eiutragr  der  Hypothek,  Hd.  1 
S.  2üü  f. ;  persönlicher  Dienstbar- 
keiten. Bd  L  S.  333  f.  S.asi.  S  383. 

Eintrags  nihlge  Grundstücke, 
Hd.  L  S.  öiL 

Eintragstitel  ,  gesetzliche, 
Bd.  L  S.  lÄ,  S.  2ü5f. 

Eintretungsrecht ,   Hd  L 
S.  2Mf. 

Einwerfungsposten ,  Hd.  II. 
S.  218—221. 

Einwilligung  zum  Verlöbnisse, 
Hd.  II.  S.      S.  4, 

Eisenbahnen,  Hd.  L  S. 

Eisernes  Capital,  Bd.  L  S  313. 

s.  aifi. 

Elbe,  Bd.  L  S.  85L  S.  22a. 

Elstern,  Bd.  L  S.  m 

Emaneipatio  Justinianea.  Bd. 
II.  S.  97j  particularis ,  Bd.  II. 
S.  9n,  S.  97_i  Saxonica,  Bd.  II. 
S.  97j  hebt  das  Ehehinderniss 
bei  Wahlkindern  nicht  auf,  Bd.  II. 
S.  LL  S. 

Empfangsschein  für  Testa- 
mente, Bd.  II.  S.  lüä_ 

23 


SOG  Alphabctisrhos 

Empfehluiigr,  Bd.  1.  S.  453. 
Emphyteuta,  Kd.  L  S  LÜiL 
S.  252. 

Enti^rbuii^  wogon  hoimlicher 
Verehelichung,  Bd.  II.  S.  17, 
S.  üOj  in  Krbverträgen,  Bd.  II. 
S.  2M.  S.  235—237. 

Ell terbnngrsur suchen,  Bd.  II. 
S.  2M  ff.;  dürfen  bei  PupUlar- 
substitutionen  nicht  benutzt  wer- 
den, Bd.  II.  S.  Iil2. 

Eiitfremduiigr,  Bd.  L  S.  4ß2  f. 

EntfUliruiigr,  Bd.  II.  S.  16. 

Entlassung*  des  Gesindes,  Bd.  L 

S.  UfL. 

Entsclilidi^ung'  dcrGeschwäch- 
ten,  Bd.  L  S. 

EntwUhrungr,  Bd.  L  S.  12IL 
S.  aiU;  bei  auf  haftenden  Hypo- 
theken, Bd.  L  S.  3i>4j  bei  ver- 
kauften Forderungen,  Bd.  L  S. 
400;  bei  Schenkungen,  Bd.  L 
S.  412;  beim  Tausche,  Bd.  L 
S.  421. 

Entwendung,  Bd.  L  S.  4&2  f. 
Erbanfall,  Bd.  II.  S.  m 
Erbanwartschaft,  f^d.II  S.2ii2. 

s.  2öa. 

ErbanwHrter,  Bd.  II.  S. 

S.  2Ü2.  S.  2ä3. 

Erbe,  sein  Titel  bei  der  Er- 
sitzung, Kd.  L  S.  207i  Haftung 
für  Bürgschaftsschulden,  Bd.  L 
S.  ifiS;  Haftung  aus  Delicten  des 
Erblassers,  Bd.  L  S.  älfi.  Bd.  IL 
S.  UM.  S.  IM.  S.  IM.  S.  217. 

Erbeinsctznngr,  ^'i-H.  S.187ff. ; 
mystische,  Bd.  II.  S.  186;  nach 
dem  Arbitrium  eines  Dritten, 
Bd.  II.  S.  IM.  S.  187i  in  eine 
res  certa  Bd.  II.  SS.  Ihü  ff.  8.  2M. 

Erbfähigkeit,  Bd.  II.  S.  lAiL 

Erbieten  zur  diesseitigen  Ver- 
tragsei'füUung  bei  Klagen  aus 
zweiseitigen  Verträgen,  Bd.  L 
8.  MA  f. 
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Erblegritiination,  BdJLSm 
S.  225. 

Erblose  Sachen,  Bd.  L  S.  U 

S.  251. 

Erblose  Verlassenschaft,Bd.Il 

S.  Iii2.  S.  i>M. 
Erbpacht,  Bd.  L  S.  S.411 
Erbrecht,  Bd.  L  S.  32.  M.  II 
S.  152  ff. ;  der  Ehegatten.  Hil  II  S.7. 
S.  0^1^  der  Brautkinder,  Bd  II..'<.7«)-. 
der  Adoptivkinder,  Bd.  IL  S.  82, 
der  emancipirten,  Bd.  IL  S.  itL 
des  Richters.  Bd.  11.  S.  lüL 

Erbscliaft,  Bd.  H.  S.  147-149: 
ruhende,  Bd.  L  S.  Bd.  II. 
S.  löl.  S.  IIA- 

Erb8chaftsklagre,Bd  II.S.222ff 
8.  2M. 

ErbHchaftsrecht,  Bd.  L  8. 21 

j  Bd.  IL  S.  146—254. 
i     Erbstamni^ut,  Bd.  L  S.  lüü 

ErbstQlile,  Bd.  L  S.  m9. 
'     Erbtheilnng^kla^e ,  Bd.  II 
1  S.  i22<2f.  8.  23S. 

Erbvertra^,  Hd.  L  S.  51»:  ae- 
'  quisitiver  Erbeinsetzungsvcrtrag. 
;  Bd.  II.    8.  IM.    8.  2DQ  — 2ÖlL 
S.  21L  S.  216.  S.  22a.  8.  24i 

Erbverzicht,  Bd.  II.  S  2U 
S.  212.  8.  224_:  bei  erbloscn  Ver- 
lassenschaften,  Bd.  II.  8.  2M. 
Erbzinsgriiter     (echte  und 
,  schlechte),  Bd.  L  8.  22.  S  Iül 
8.  2Ö2.  8.  aOL  8.  AML 
Erbzinsherr,  Bd.  L  8.  m 
Erbzinsmann,  Bd.  L  S.  IB 
S.  IM.  8.  2ü2. 

ErfUllungr,  Bd.  L  8.  359-364; 
Ort  derselben,  Bd.  L  8.  360^  der- 
I  selbe  entscheidet  über  das  Fo- 
I  rum  der  Deposition,  Bd.  L  S.  211 
j  Zeit  derselben,  Bd.  L  8.  3iUff.; 
I  Klage  auf  solche,  Bd.  L  8. 
bei  Gesammtschuldverhälinißsen, 
Bd.  L  S.  411. 
I     ErfUlluugrseid  bei  Vertragen 
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mit  ünmüudigeu ,  welche  Voll- 
ji^hrigkeit  simuliren,  Bd.  II.  S. 

Erhebung:  von  Geld,  Act  des 
speciellen  Mandates,  fld.  L  S.  4.')l. 

Erkenntuiss ,  Wirkung  seiner 
Rechtskraft  auf  Gesainmtschuld- 
verhältnisse,  Bd.  L  S.  411 ;  he- 
endigungsgrund  für  dieEhe,  Bd  II. 
S. 

Erklttruiigsrrist  beim  Rcu- 
rechte,  Bd.  L  S.  121. 

Erlass  einer  Forderung,  pd.  L 
S.  41fi. 

ErlVschuug  der  Hypothek, 
Bd.  L  S.  2aL 

Ernährung  unehelicher  Kin- 
der, Bd.  II.  S.  ff. ;  Höhe  des 
Beitrags,  Bd.  II.  S.  HKL 

Ernstlichkeit  der  Willenser- 
klärung, Bd.  L  S  lOLL 

Ernte,  auf  dem  Halme,  Bd.  L 

s.  aa.  s.  ai.  s.  iül 

Ernte,   beim  Fruchterwerbe, 
Bd.  L  S.  m.  I 

Erifffnnng  letzter  Willen,  j 
Bd.  II.  S.  lülff.  I 

Error  juris,  Bd.  L  S.  las. 

Errungrenschaft  des  Kindes, 
Bd.  II  S.  9lj  der  Ehefrau,  Bd.  II. 
S.  12. 

Ersatz,  bei  Delicteu,   Bd.  L 
S.  III.  I 

Ersatzreserve,  Bd.  II,  S.  la.  ! 

Ersitzungr,  Bd.  L  S.  tiü4-208;  i 
ausserordentliche,  Bd.  L  S.  204 f.;  ] 
an  Grundstücken,  Bd.  L  S.  2lüf.;  ; 
gegenüber  einem  eingetragenen 
Rechte,  Bd.  L  S.  215^  bei  Real- 
lasteu,  Bd.  L  S.  am  f.    S.  318; 
bei  Servituten,  Bd.  L  S.  324 f. 

Erschütterung:  des  Nachbar- 
grundstückes dmch  gewerbliche 
Vorkehrungen,  Bd.  L  S. 

Erstehung:sirclder,  BiLLii.21i2.  • 

Erwerb  der  Hypothek  dwch  ' 


den  Pfandschuldner,  Bd.  L  S.  286; 
der  Vermächtnisse,  Bd.II.  S  211  f. 

Erwerbs nihi ekelt  der  Ehe- 
frau, Bd.  II.  S.  la. 

Erwerbs^enossenschaf  teil , 
Bd.  L  S.  aa. 

Erziehung:saufwand  bei  Uu- 
raUndigen,  Bd.  II.  S.  12L  S.  I2fi. 

Erziehungsreeht  der  Eltern, 
Bd.  II.  S. 

£vang:ellsches  Eherecht,Bd.H. 
S.  L 

Evlctlon,  Bd.  L  S  125^  S.  3 tu ; 
bei  aufhaftenden  Hypotheken, 
Bd.  L  S.  394 :  bei  verkauften 
Forderuügen,  Bd.  L  S.  400;  bei 
Schenkungen,  Bd.  I.  S.  412;  beim 
Tausche,  Bd.  L  S.  121. 

Eivlgcr  Pacht,  Bd  L  S.  443. 

Exeeutlo  Acta,  Bd.  I  S.  2ül. 

Executlvprocess,  Bd.I.  S.361  f. 
S.  an.  S.  121.  S.  122.  Bd.  II. 
S.  IS. 

ExecutlonsKtadium  constatirt 
das  Vorhandensein  von  Rccep- 
ticien,  Bd.  H.  S.  Ifi. 

Exheredatlo  bonamente,Bd.II. 

.s.  2ai. 

Exceptio  compensationis,  Bd.L 
S.  407 f.;  beim  Ehe- 
bruche, ßd.  11.  S.  21 
(s.  Compensation). 

.,  congrcssus  cum  pluri- 
bus.  Bd.  II.  S.  ni2  f. 
doli,  Bd.  L  S.  21H. 

„  dominii,  Bd.  L  S.  21IL 
S.  IML 

„       excussionis,    Bd.  L 

S.  21iL 
„        litis  pcndentis,  Bd.  II. 

S.  22a. 

„  non  adimpleti  con- 
tractus,  Bd.  L  S,  38fi. 

„  non  numeratae  pecu- 
niae,  Bd.  L  S.  12iff. 
23* 
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Exceptio   praeBcriptioui8   seu  ] 
temporis  ist  uicht 
mehr  von  Amtswe- 
gen zu  berücksich- 
tigen, Bd.  L  S 

»         rei  judicatae,  Bd  II. 
S.  22i 

»         rei  venditae  et  tra- 
ditae,  Bd.  L  S.  äÜL 

»         senatus  consiUti 
Macedoniani,  Bd.  L 
S.  421. 

»         senatus  consulti 
Vellejani,   Bd.  II. 
S.  bA. 

»         vitiosae  possessio- 
nis, Bd.  L  S.  USL 

Excu8ationsgprUnde  des  moro- 
sen Schuldu<?rs,  Bd.  L  S.  366; 
bei  der  Vormundschaft,  Bd.  II- 
S.  llfi  f. 

Expulsionsrecht  gegen  den 
säumigen  Pachter  und  Miether, 
Bd.  L  S.  441. 

Expromissiou,  Bd.  L  S.  dDd. 

ExtinetiTTerjUhrung,  s.  Kla- 
genverjährung, i 

Fabrikanlagen,  Verkauf  der- 
selben, Bd.  L  S.  98_i  Verpfändung 
derselben,  Bd.  L  S.  214  f.;  des  ' 
Nachbars,  Bd.  L  S.  2Ä&.  \ 

FUhigkeit  zur  Errichtung  letz- 
ter Willen,  Bd.  II.  S.  IM. 

FfthrlUssigkelt,  s  culpa. 

Falirniss,  Bd.  L  S.       Bd.  II. 
S.  21^ 

Fahrweg,  Bd.  L  S.  323. 

Falsche  I>enunciation  als  Ent- 
erbungsursache, Bd.  II.  S.  I 

Fälligkeitstermin    für  Ver- 
mächtnisse. Bd.  II.  S.  i>4&. 

FUlsehung  letzter  Willen,  Bd. 

II.  8.  2ifi.  ; 

Famllienanwartsehaft,  Bd.II.  i 

S.  I 
Familienname,  Bd.  II.  S.  32.  i 


Faniilienrath,  Bd.  II  S.  im 
Familienreclite,  Bd.  L  S.  lii^ 
FamilienvertrKge,  Bd  L  S.  40. 
Faustpfand,  Hd.  L  S.  im. 

s.      s.  ff. 

Fehlerfreiheit  des  Quasibe- 
sitzes von  Servituten,  Bd.  L 
S.  32Ä. 

Fehler,  Bd.  L  S.  3öl. 

Fehlerhafter  Besitz,  Bd.  L 
S.  IM  f. 

Feind,  Bd.  L  S.  248. 

Felddienstbarkeiten ,  Bd.  L 

s.  air 

Feldfrttchte,  Bd.  L  S. 
Feldwebel,  Bd.  II.  .S.  LL 
Fensterrecht,  Bd.  L  S  a^a. 
Feste  und  flüssige  Köri>er,  Bd  L 

S.  122. 

Festlialtang  des  fliehenden 
Schuldners,  Bd.  L  S.  15iL 

Flctus  possessor,  Bd.  L  S.  244 
S.  245. 

Fldeicommissam  ejus  qaod 
»uperfuturum  erit,  Bd. II. 

Fidelcommisserbe,Bd.II.  S.49. 

Finden  des  Schatzes,  Bd.  I. 
S.  121  f.;  der  verlorenen  Sache. 
Bd.  L  S.  123  f. 

Finderlohn,  Bd.  L  S.  123. 

Findelkinder,  Bd.  IL  S.  liu 

Flnckelthaus, Sigismund,  Bd.  f. 
S.  13. 

Fißcus,  Verwirkung  desSchatzes 
Bd.  L  S.i<Ji ;  Ersitzung  an  Immobi- 
lien desselben,  Bd.  L  S.  2fi&;  als 
Eigenthümer  der  öffentlicheu 
Flüsse,  Bd.  L  S.  229;  Pfandrecht 
und  Eintragstitel  desselben,  Bd.  L 
S.  2fifi ;  Elbrecht  desselben,  Bd.  11 
S.  tft2:  Anspruch  desselben  aut 
erblose  Verlassenschaften,  Bd.  II 
S.  254,  s.  a.  Staatsfiscus. 

Fische,  Bd.  L  S.  aa. 

Fischerei,  Bc|.  L  S.  22.  S  23. 
S.  82. 


Alphahetischei 

Fix»  Tinota,  Bd.  I  S.  liliL 
Flurbücher,   Bd.  L  S.  üüL 

S.  ÜliL 

Flasäaccessioiien,  Hd.  L  S. 

Flussregral,  Bd.  L  S.  9iL 
Flösse,  Bd.  L  S.  iüL  S.  i>£L 

b.  ISiL  S.  288  ff. 
Folium  im  Hypotliekenbuchc. 

Bd.  L   S.  212.  S.  2LL  S.  2211 

IS.  aaii  f.  s.  aai. 

Forderungren,  Eutwäbrung  der- 
selben, Bd.  L  S.  3äL 

FormderUechtsgesehäftc,  Bd.  L 
S.  aiL  S.  108^  der  Vertrage,  Bd.  L 
S.  37L  S.  aiü  ff.;  bei  Schenkun- 
gen, Bd.  L  S.  414;  der  Verlöb- 
nisse, Bd.  II.  S.  4i  der  Khe- 
schliessuug,  Bd.  II.  S.  L  S.  fi. 
S.  fiü;  der  Errichtung  letzter  Wil- 
len, Bd.  II.  S.  m  ^.  S.  lOa^  der 
,  Erbverträgo ,  Bd.  II.  S.  202j  der 
Zuwendung  des  Pflichttheiles, 
Bd.  II  S,  232  f.;  der  Enterbung, 
Bd  II.  S.  2äfi. 

Forstentwendungen,   Bd.  L 

s.  laiL 

Forum  rei  sitae  bei  Abwesen- 
heitsvormundschaften, Bd.  II.  S. 

Fossilien,  Bd.  L  S.  212.  S. 
21ß  ff. 

Fraelitfttlirer,  Bd.  L  S.  aill. 
Freiheltsentzleliungr ,  Bd.  L 

Freilieitsstrafe  als  Scheidungs- 
grund, Bd.  II.  S.  2iL 

Freiwilliges  Unterpfandrecht, 
Bd.  L  S.  2fil. 

Friderus  Peter,  Bd.  L  S.  BI 

Frist,  deren  Berechnung,  Bd.  L 
S.  143 — 145;  insbesondere  bei  der 
Klagenverjähruug,  Bd.  L  S.  121 
bis  126:  bei  der  Ersitzung,  Bd.  L 
S.  2Ö1  f.  S  211:  beim  Verzicht 
auf  die  Theilungsklage ,   Bd.  L 
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I  S.  2M ;  bei  der  Ersitzung  von 
I  Servituten,  Bd.  L  S.  324j  bei  der 
erlöschenden  Servitutenverjäh- 
ruug,  Bd.  L  S.  328:  bei  der  Ver- 
jiüirung  der  adilischen  llechts- 
j  mittel,  Bd.  L  S.  3s7j  bei  der 
Evictionsklage,   Bd.  L  S.  302] 
Beweiserlcichtorung   bei  Thier- 
fehlern, Bd.  L  S.  391 ;  bei  der 
Einrede  des  nicht  gezahlten  Gel- 
des, Bd.  L  S.  423;  beim  pactum 
displicentiae,  Bd.  L  S  42 S.  427; 
beim  Vor-  und  Wiederkaufe,  Bd.  L 
S.  ia£L  S.  131;  bei  Miethverträ- 
I  gen  zur  Zinszahlung,  Bd.  L  S.  131 . 
,  und  Kündigung,  Bd.  L  S.  43U; 
I  zum  Widerspruche  bei  der  still- 
'  schweigenden   Erstreckung  von 
i  Pacht  und  Miethe,  Bd.  L  S.  131  f. ; 
;  der  Haftbarkeit  des  Bürgen  bei 
verfallner  Hauptschuld,   Bd  L 
S.  470;  der  Verjährung  indebite 
;  gezahlter  Zinsen,  Bd.  L  S.  lai; 
I  der  Verjährung  beim  Uecepticien- 
I  gute,  Md.  II.  S.  46^  zwischen  Con- 
ception    und    üeburt.    Bd.  11. 
i  S.  II  f. ;  zur  Protestation  gegen 
:  die  Vaterschaft,  Bd.  II.  S.  13. 

S.  74;  zur  Verjährung  der  Klage 
:  auf  Ausstattung,  Bd.  II.  S.  Ö4L 
zur  Ablehnung  angetragener  Vor- 
I  muudschaft,  Bd.  II.  S.  116;  zur 
j  Geltendmachung  der  Richtigkeit 
I  von  Veräusserungen  aus  dem  Mün- 
j  dclvermögen,  Bd.  II.  S.  181;  zur 
I  Schlussrechnung  und  Herausgabe 
des  Müudelvermögens ,    Bd.  II. 
S.  136;  für  Erlöschen  der  Pest- 
und  Militärtestamente,    Bd.  II. 
S.  195:   zur  Eröffnung  letzter 
Willen,  Bd.  II.  S.  198;  zum  An- 
tritte oder  zu  Ausschlagung  einer 
Erbschaft,  Bd.  H.  S.  20ii  f.;  zur 
j  Anfertigung  einer  Naclilassspe- 
I  cificatiou,  Bd.  II.  S.  213;  ziu- 
Ausübung  des  Separatiousrechtes, 
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Bd.  II.  S.  215;  der  Haltung  unter 
Miterbeu  für  Bonität  getlieilter 
Forderungen,  ßd.  II.  S.  227;  der 
Verjährung  der  querela  inoffi- 
ciosae  donatiouis,  Hd.  II.  S.  241 ; 
zum  Fälligwerdeu  von  Vennächt- 
nissen, Üd.  II.  S,  24.'! ■ 
Frivoles   Leugnen,    fUl.  L 

s.  ifia.  s.  AHL 

Frohudeu,   Bd.   L   S.  üüiL 

s. 

Fruchtbringrende  Keehte  mit 

selbständigem  i'oiium,  Bd.  L  S. 
21;L  S.  21iL 

Fruehtbezug  als  KHteriuni  für 
die  Existenz  eines  Mieth-  oder 
Pachtvertrages,  Bd.  L  S.  AMi 

Fruchterwerb,  Bd.  L  S.  liüL 

Früchte,  Bd.  L  S.  lüL  S.  102^ 
Grundsätze  über  ihre  Herausgabe 
bei  der  Eigenthumsklage,  Bd.  L 
S.  21fi  ff.;  überhängende  Bd.  L 
S.  267 ;  Haftung  für  Hypotheken, 
Bd.  L  S.  273;  Retentionsrecht 
des  Verpächters  und  Verniiethers 
daran,  Bd.  L  S.  298j  bei  Ver- 
pfandung des  Niessbrauches,  Bd.  1. 
S.  302^  üockene,  Bd.  L  S.  :U7: 
beim  Verzuge,  Bd.  L  S.  'Mü  f.; 
auf  dem  Halme,  Bd.  L  8.  ail  S.  ^iL 
S.  425 ;  des  ehcweibücheu  Ver- 
mögens, Bd.  11.  S.  40, 

Fundus  dotÄUs,  Bd.  L  S.  III. 

Fundus  domlnans,  bei  Kcal- 
lasten,  Pd.  L  S.  mt 

Fundunterschluguiig,  Bd.  L 
S.  IM. 

FUufactsthcorie,  Bd.  L  S.  a2fi. 

FUnfuudrierzlgguIdenfuss, 
Bd.  L  S.  344. 

Für,  Bd.  L  S.  24iL 

Furcht,  Bd.  L  S.  Uli  f.  Bd.  II. 
S.  ÜiL 

Furtum,  Bd.  L  S.  2ÖI.  S.  483j 
usus,  Bd.  L  S.  IM. 
Fussweg,  Bd.  L  ö. 


Garant  ieversprechen  bei  ent- 
geltlichen VeräusserungsvertRi- 
gcn,  Bd.  L  S.  387.  S.  mL  S.  aiLL 

Gartenfrüchte,  Bd.  L  S.  lüTL 

(f  ebil  uded  ieu  stbarke  i  te  n , 
Bd.  L  äil. 

Gebrauch,  Bd  L  S.  a2iL 

(Jebrauchsleihe,  Bd.  L  S.  3ia- 
S.  ^  Bd.  II.  8.  lü 

Gebrechen,  körperliches,  Bd.  II. 
8.  lüL  S.  lälL  S.  UiL 

GebrechUche,  Bd.  II.  8.  lüL 
8.  m 

Geburt,  Bd.  L  S.  47—49. 
8.  IL 

Geburtskosteu,  Bd  II.  S  IM. 
Gefahr  bei  der  mora  accipiendi. 
Bd.  L  8.  afi9  f. 
GefangenhaHung,  Bd.  1. 8. 4^2■ 

Gegenleistung,  Bd.  I  S.  asfi. 

Gehülfeu,  Bd.  L  S.  4>i4. 

Geistliche  Güter,  Bd.  L  S.  217L 
Geisteskranke,  Bd.  L  8  IM. 

Bd.  II.  8.  lA.  S.2a.  8.82.  S.  lül. 
I  S.  im  S.  m.  S.  lltL  8.  202. 
j     Geistesschwache,  Bd.  II  S.iaa. 

Geld,  Bd.  L  8.  2M  f.  8.  211L 

Geldleistungen,  Bd  L  8.  ML 
S.  m.  8.  8. 

Geldstrafen,  Bd.  L  8.  485, 

Gelübde,  Bd  L  S.  älfi. 

Gemeinde,  deren  Pfandrecht, 
Bd.  L  8.  IM. 

Gemeindebeamter,  Bdl.  8.4H4. 

Gemeindegrundstttcke,  Bd.  L 
'  S.  L>17. 

Gemeiuderath,  Bd.  L  8.  11. 

Gemeindeversanuuluug,  Bd.  L 

GemeindeTorstand ,    Bd.  L 

8.  14  f. 

Gemeines  Reeht,  Bd.  L  S.  L 

8.  41L  8.  11. 

'  Gemeine  8!tchs.  Rechte,  Bd  L 
8.  4  f. 
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(«eineinscliaftlichc  letzto  Wil- 
lon.  M.  II.  S.  m  f. 

(«enicfnsehartlielieSachc,  rich- 
terliche Erkenntnisse  hetreft's  der 
an  solcher  bestehenden  Dienst- 
barkeiten, Bd.  L  S.  liL 

Gemischte  Ehen,  Hd.  II.  S.  L 

s.  HL  s.  aiL  s.  äA. 

üemUse,  üd.  L  S.  21LL 

Oeiieliniigriiiii^,  ober>'onnund- 
schaftliche  bei  Kheschliessung. 
Hd  II.  S.  liL 

Oeiierale,  Hd  L  S.  21. 

Genernlhypothek,  Hd.  L  S.  2iiL 
S.  2I<1 

Oeiioäseiischartsrcgrister, 
Hd.  L  S.  GiL  s.  la.  s.  ai  f. 

OenoHseiiRchafteii,  Hd.  L  S.  üS. 

S.  71— K4. 

Gerade,  Hd.  L  s.  iä.  Hd.  II. 
S.  CiL  S.  ML 

Geraubte  und  grestolileiie  Sa- 
chen, Hd.  L  S  2üiL  S.  2ÜI.  S.  221- 

S.  'iHH. 

Gerichtsbeisitzer,  Hd.  II. 

S.  UIL 

Gericlitsbraucli,  Ud.  L  S.  42. 
Gerichtliches  Depositum,  Hd.  L 
S.  AML 

Gerichtsdeputatioii  bei  Ent- 
gegennahme letzter  Willen,  Hd.  II. 
S.  112  ff. 

Gerichtliehe .  letzte  Willeu, 
Hd.  II.  S.  171-177. 

Gerichtskosteu,  deren  Ver- 
jährung, Hd.  L  S.  JJÜL 

Gerichtshandelsbncher,  Bd.  L 
S.  2111  Hd.  IL  S.  2£LL 

Geruch,  übler  gewisser  Bau- 
lichkeiten, Hd.  L  S.  2M  f. 

Gesaminteigenthuin,  Hd.  L 
S.  Uü, 

(*esaiiinitsacheii,  IUI.  L  S.  üiL 
S.  äL  S.  lüL  S.  222.  Hd.  II. 
S.  SLL 

GesaiiimtschuldverhUltnisse, 


Hd.  I.  S.  IIL  S.410  (beiDelicten). 
S.  4ÜL  Hd.  II.  S.  ütL  S.  lÜlL  S.  lüL 
i  S. 

j  GeschlirtsfUhrer,  Zinsptlicht, 
!  Hd.  L  S.  äiSL 

GcschUftsnihrun?,  vermöge 
Auftrags.  Hd  L  S.  45! ;  ohne 
Auftrag,  Hd.  L  S.  f. 

Geschlecht,  IM.  L  s.  GO. 

Gesclilechtsvorniundsehart, 
IWI.  L  S.  Q(L  Bd.  II.  S.  :mL 

(beschlossene  Gilter,  Bd.  L 
S.  2JiL 

Geschwächte,  Hd.  L  s  2ia. 
I     Geschwister,  deren  Erbrecht, 
Bd.  II.  S.  HKL 

Gesellschaftsvertragr ,  Bd.  L 
S.  AIlL  Bd.  II.  S.  Lia. 
!     Gesetz-   und  Yerordiiuiigrs- 
blatt,  Bd.  L  S.  2S. 

Gesetzliche  Abtretung,  Bd.  L 
S.  .395—307. 

Gesetzliche  Delationsgründe 
zur  Vormundschaft,  Hd.  II.  S.  ll.'v 
S.  m:  zur  Erbschaft,  Hd.  II. 
S.  lAä  ff. 

Geselzliclie  Elntragrstitel, 
Bd.  L  S.  21ifi  f. 

Gesetzliche  Form  der  Ver- 
trilgre,  Hd  L  S.  ailL 

Gesetzt  icher  Mlinz  Werth,  Bd.I. 
S.  Mh. 

Gesetzsammlung:,  Bd.  L  S.  2>L 
Gesetzliche  Zinsen,   Hd.  L 

S.  MSL  S.  äüiL 

Gesinde,  Ermiethung  dersel- 
ben, Bd.  L  S.  4M  f.  Hd.  II.  S.  34^ 
Entnahme  von  Waaren  für  die 
Herrschaft  durch  solche,  Bd.  L 
S.  45t'.;  Abschluss  des  (iesinde- 
vertragcs,  Bd.  II.  S.  8l[j  Eman- 
cipationsgrund,  Bd.  II.  S.  ÜÄ. 

Gesindebuch,  Bd.  L  S.  Mö. 

GeStundung:,  Bd.  L  S.  402^ 
bei  Bürgschaften,  Bd.  L  S.  409; 
bei  kaufmännischen  Forderungen 
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nach  iler  Decisio  XV.  von  174('>. 
Bd.  L  S.  aM. 
üetheiltes  Kigenthum,  Hd.  L 

s.  m. 

(;ewalt,  Bd.  L  s:484;  Bd.  II. 
S.  ÜL 

(ieweiht«  OegreiistÄDde,  Bd.  L 

S.  fciL 

Gcwere,  Bd.  L  S.  20'.i. 

(ilewerbsaiilagen  des  Nachbars, 
Bd.  L  S.  2M.  S.  2Ml 

Gewei'bsgrehttlfe,  Bd.  L  S  444. 

Gewcrbmässi^e  Mandatare, 
Bd.  L  S.  AM  f. 

(wcwcrbsutensilieii  als  Perti- 
nenz,  Bd  LS.  275. 

Gewerkantbcile,  s.  Kuxe. 

(iovcrkscbafteii,  Bd.  L  S.  76^ 

GewillkUhrte  Abtrctungr, 
Bd.  L  S.  395  f. 

Oewinnloose,  Bd.  L  413, 

Gewlsseiibvertretuu^  beim  le- 
gatum  praesente  berede  relictum 

Bd.  II.  S. 

Gewohnbeltsreeht,  Bd.  L 
S.  41  f.  S.  ifi  f.  (staatsrecht- 
liches). 

Gleichartigkeit  der  Forde- 
rangen,  Bd.  L  s.  aüb. 

Gleielizeiti?  errichteter  letzter 
Wille,  Bd.  II.  S.  m 

Glosse  zum  Sachsenspiegel, 
Bd.  L  S.  IL 

GlUcksplele,  Bd.  L  S  All. 

Goldmünzen,  IUI.  LS.MiL 
S.  341. 

Goslar'er  Stadtrecht,  Bd.  L 
S.  IL 

Gottesdienstlielie  GerRthe, 

Bd.  L  S.  t^05. 

Gottscbalk,  Bd.  L  S.  14.  S.  Ifi. 

GrÄserclbefugruiss,  Bd  L  S. 
.'^22. 

Gradesnäbe,  s.  Vei-wandtschaft 
und  Schwägerschaft. 
GrenzstHrungren,  Bd  L  S.  213. 


Griebner,  Michael  Heinricli. 
Bd.  L  S.  12.  S.  LL 

Griechisch- Katholische  Chri- 
sten, Bd.  L  S.       S.  ÜS. 

GrossUltern ,  Alimentations- 
pflicht,  Bd.  n.  S.  8fL  S.  100: 
deren  Berufung   zur  Vonnund- 
j  Schaft,  Bd.  II.  S  U3.  S.  Ufi. 
I  S.  117;  Ausstattungspflicht,  Bd.  II. 
S.  88;  Consensrecht  zur  Ehe  und 
zum  Verlöbnisse.  Bd.  II.  S  4. 
Grossjttbrigkcit,  Bd  L  S.  59, 
GrossTater  hat  keine  väter- 
liche Gewalt,  Bd.  II.  S.  lifi, 

Grunddienstbarkeiten,  Bd.  L 
S.  321—329:  Arten,  Bd.  L  S.  3^ 
bis  324;  Erwerbung,  Bd.  I  S.324 
bis  328i  Erlöschung,  Bd.  L  S.  328. 

i  s.  am 

I     Gruudentlastungr?  Bd.  L  S.  HL 

I  S.  31^ 

Grund- u.HypothekeubUeher, 

!  Bd.  L  S.  212  ff. 
!  GruudstiickHveräasseniiisren, 

Bd.  L  S.  3fi(L  S.  SSL 

Gnustertheilun?,  Bd.  L  S  ifii. 

Gutachten,  falsches,  Bd,  L 

i  S.  4M  f. 

I     GuterGlaube  als  Voraussetzung 
I  zur  Anspruchs-Verjährung,  Bd.  1 
'  S.  130,  s.  bona  iides. 

GntsiuTentar,  Bd.  L  S  2Iö. 
Gttltcnkauf,  Bd.  L   S.  433. 

S.  4M. 
GüterTertrctun?,Bd  II.S. 

GUtergrenieinschaft,   Bd  II. 

S.  4L  S.  4iL  S.  ML 

Habilltatsbedingrungreu  des  Al- 
tersvormundes, Bd.  II.  S.  ITH. 
Habitatlo,  Bd.  L  S.  321. 
Haftung  des  Erben  filr  Nach- 
j  lassschulden,  Bd.  II.  S.  212  f. :  des 
I  mit  der  Erbschaftsklage  Belang- 
I  ten,  Bd.  II.  S.  22^  des  Miterben 
für  Bonität  der  unter  einander 


^Vlpliabotisches 

Uulbbnrf iire  Verwandtschaft,  \ 
Bd.  II.  S.         S.  IM.  S.  15L 
S  UVL 

Halbgeburt  tritt  am  einen 
(irad  weiter,  Bd.  II.  S  m 

getheilten  Nachlassfordcrungen, 
Hd.  II.  S.  22^  für  Mängel  bei 
Schenkungen,  Bd.  I.  S  414;  der 
Vormundschaftsbehörden,  IJd  11. 
S.  m  f. 

Hammersehlu^sreeht,  Hd.  L 

S.  iiüiL 

Handiuut>bIIauÜHuhren,Bd.I. 
Handel  naeli  Probe,  Kd.  L 

S  427. 

Handelsaetiengesellsehaft, 

Bd  L  S.  80, 

Haudelsfrau,  Bd.  II.  S.  4s  f. 

S.  5(L 

iraii(lelsreelit,l^<M.?^.rLE  22. 
Haudelsusauce,  Bd.  L  S.  ii. 
HftndelsTieli,  Bd.  II.  S.  41- 

HaiidluDgen,  unerlaubte,  Hd  l. 
S.  lOöj  negative,  Hd.  L  S.  m 
S.  476-485. 

Uattdlnngrsflihigrkeit,  Bd.  L 
S.  an  S.  QiL  S.  1Ö2  ff.;  be- 
schränkte, Bd.  L  S.  m  S.  )09; 
der  Ehefrauen,  Bd.  II.  S.  '3^  der 
volljährigen  Ilauskinder,  Bd.  II. 
S.  91. 

Handlun^'sgehUlfe,  Bd.  L  S. 
AAA. 

Harzreissen,  Hd.  L  S  m 

Haubold,  Christian  Gottlieb, 
Bd.  L  S.  LL 

Hauptscliald,  Bd.  L  S.  ff. 

Hausgesetze,  Bd.  L  S. 

Haushalt,  Bd.  II.  S.aa.  S. 

Hausherr,  Bd.  IL  S.  aiL 

Hauskinder,  Bd.  II.  S.  äH 
bis  ÜlL  S.  170. 

ilausSchOnbursr,  ßd.II  S.llil 
II. 
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!     Haustoehtcr,  Bd.  IT  S.  112: 
Kmancipation  derselben  durch  se- 
parirten  Haushalt.  Bd.  II.  S.  Öß, 
Hausthiere,  Bd.  L  S.  m.  f. 
!     Hausvater,  Klagen  zwischen 
ihm  und  dem  Ilauskinde,  Bd.  L 
S.  IM.  s.  aia. 
HHusliclieGemeinschaft,  Hd.II. 

Hazard,  Bd.  L  S.  410  f. 
Hcerg'erätlie,  Bd.  L  S.  UL 
Hehler,  Bd.  1  S  4ft3 
Heil-  und  Versorgungsanstal- 
ten, Bd  II.  S.  IM. 

HeilbareXichtigkeitbeiRechts- 
gj'schäften,  Rd  I  S.  10^;  bei  Ehen, 
Bd.  II   S.  lü  ff  S.  IM  ff. 

Heirath,  Mäklergebühr  für  de- 
n»n  Vemiittelung,  Bd.  L  S.  44s, 
HeirathsfShigkelt,  Hd.  L  S 
59  f. 

Heirathsgut,  Bd.TT  S.io  S.87. 
Held,  Dr.  Gustav  Friedrich, 
Bd.  L  S  liL 

Herberge,  Bd.  L  S  321L  S. 
S.  4Ht-i. 

Hereditasjacens,Bd  II.S.IOL 

s  m 

Hereditatis  petitio,  Bd.  II. 

8.  222 

Herrenloses  Gut,  Bd.  L  S.  IM. 
Herrenlose  Sachen,   Bd  L 

S.  TL  Bd.  Tl.  S.  254. 

Herrschaftsgebiet  der  Privat- 
rechtsnonnen, zeitliches,  Bd.  L  S. 
3D  f.;  räumliches,  Bd.  L  S.  Ji3  f. 

HerzschlUgigkeit  (Hartschlä- 
gigkeiti,  Bd.  L  S.  389. 

Hinterleguugsrertrag,  Bd.  L 
S.  100;  Beginn  der  Verjährung 
bei  der  actio  depositi  directa, 
Hd.  L  S.  129,  S.  f. 

Hinterziehung  der  Ilülfsvoll- 
Streckung,  Bd.  II.  S.  Gl. 

Hinzuschlagung  von  Grund- 
stücken, Bd.  L  S.  2ia  ff. 

2A 


314 


Alphabetisches  Inhaltsregif-tor.  • 


Hypotheken  gehören  zu  den 
Mobilieu,  Bd.  L  S.  94j  ihre  Aus- 
dehnung auf  Pertinenzen,  Bd.  L 
S.  98^  Bestellung  am  Miteigen- 
thume,  Bd.  L  S.  2hlL  S.  2lil  ;  Ein- 
trag, nd.  L  S.  2C5  f.  S.  S&L 

HypothekenUberg-aiigr,  Hd.  L 
S.  iüL 

Hypothekeiiweseu,  Bd.L  S.2a. 
lIochKeltsgresehenkc,  Bd.  II. 

S.  ßß. 

nofbedienstete,  Bd.  II  S  IRO. 
lloffnuiigrskauf,  Bd.  L  S.  iMt. 
HoIImunii*sche  Methode,  Hd.  L 
S.  36H. 

Hominel,  Carl  Ferdinand,  Bd.L 
S.  12. 

Honorarforderuni^  des  Vor- 
mundes, Bd.  II.  S.         S  IM. 

Honorirte,  Anspruch  derselben 
aus  destituten Testamenten,  Bd.  II. 
S.  2M. 

HubeHusbnri?,  Bd.  II.  S.  m 

s.      s.  IM. 

Hunde,  Hd.  L  S.  4iiL 

Hillfshandlungr,  symbolische, 
Bd.  L  S.  m 

Hülfspfandrecht,  Bd.  L  S.  2fiL 
S.         S.  2iil  f. 

HUlfsToUstreekun^  in  For- 
derungen, Bd.  L  S.  303,  S.  aüfi. 

Jagd,  Bd.  L  S.  22.  S.  2iL  S.  lfi3 
bis  IfiiL  S.  4112. 

Jagdregal,  Bd.  1.  S.  IM  f. 

Jagdgenosseusehaft,  Bd.  L 
S.  7K 

Jairdpaebter,  Hd.  L  S.  422. 

Jahr,  Bd.  L  S.  IM. 

JalirestAbelleu  in  Vorraund- 
schaftssachen,  Bd.  II.  S.  1_LL 

Je  ntther  zum  8ipp  je  utthcr 
zum  Erbe,  Bd.  II  S  IM. 

Immission  von  Dampf  und 
Russ  auf  Nachbargrundstücke, 
Hd.  L  S.  2ü5. 

Immobilieu,  Hd.  1  s  ^>1.  S.  93. 


:  S.        S.  2ü2  f.  S  ill.  S. 

I  S.  MS.  Bd.  II.   S.  2a.  S.  L><L 

I     Immoblliarbraudeasse,  ßd.  L 

S.  lliL 

Immobil  iarTertrag  zwischen 
Eheleuten,  Hd.  II.  S.  b&  f. 

Impedimenta,  6d  II  S  a 
S.  s-  21.  S.  GS. 

linpcnsae  (utiles.  iiecessariae, 
voluptuariae),  Bd.  L  S.^22G 

Impotena?,  Bd.  II.  S.      S.  21  f 

Imputandnm,  Bd  II.  S.  2M. 

InaediHcatio,  Bd.  L  S.  220  f. 

Incasso,  Act  speciellen  Man- 
dats, Bd.  L  S.  ML 

Incassomuudat,  Bd.  L  S.  453. 

Indignität, Bd. II. S  siT.S  224. 

IndispositionsfäUigkeit  bei 
'  der  Eheschliessung,  Bd.  L  S.  LL 

Ingrossationssystem,  Bd  L 
S.  211  ff.  S         S.  äM. 

Inhaber,  Schuldverschreibun- 
gen auf,  Hd.  L  S.  352. 

Inhaberpapierc,  Bd.  L  S  231 
S.  2M.  S.  23a.  S  3fiö.  S.  MS. 
I     Innehabung,  Bd  L  S.  1^ 

S.  m.  S.  225. 
I     Innomiuatoontraete ,   Bd  L 

1  s.  an. 

Innungen,  Bd  L  S.  Ifi. 
InofHciSse  Zuwendungen  zum 

I  Nachtheile  der  Pflichttheilserben. 
j  Bd.  II.  S.  2M. 

I     In  praeter] tum  non  Tivitnr, 
Hd.  II   S.  85.  S.  IM. 
Insidiae  Titae  struetae^  Bd.  II 

S.  21. 

Insinuation  von  Schenkungen. 
Bd.  L  S.  mL  S.  41IL 

In»ufflcienz  des  Nachlasses, 
Bd  II.  S.  2M.  S.  SM.  S.  21^ 

Interdictnm  de  glaude  legenda, 
Bd.  L  S.  2ÜÜ  f  ;  uude  vi.  Bd  L 
S.  ITOi  utrubi,  Bd.  L  S  IMa  uti 
possidetis,  Bd.  L  S.  Ifi'.»- 


Alplialiotisches 

* 

,      lutereessioueu  der  Ehefraucu, 
Bd  L  8.  afi£L  Bd.  II.  S.  511  ff. 

Interesse,  Bd.  L  S.  '6hl.  S.  äiS- 
S.  :m.  S.  ML  S.  aHL  S.  3i)2. 
IUI.  II.  S.  ä. 

Interpretation,  authentische,  : 
IM.  L  S.  32^  grammatische,  lo-  . 
gische,  Bd.  L  S.  38^  usuelle,  Bd.  L  i 
S.  I 

Interusuriam,  Bd.  L  S.  :ül3.  j 
S.  m 

Intesfutportion  fällt  dem  uu- 
abbichtlich  prüterirteu  Notherben 
zu,  Bd.  II.  S.  2:v.>. 

Intestaterbfolge,  Bd.  II.  S. 
147—169. 

Inreeta  et  illata,  Bd.  L  S. 
•jaa  f.  ' 

Inventar  (instruuieutum  i'undi), 
Bd.  L  S.  2iL 

Inventarisirunj^  des   Naeh-  ' 
lasses,  Bd.  II.  S  üLL 
ü  221. 

Investitura  allodialis  sive  i 
•  8a.\onica,  Bd.  L  S.  2Ü2. 

Illationsacte,  Bd. II.  SJia.  iLfiiL  ^ 

Irrthum,  Bd.  L  S.  im  S.  Iii  f.  ' 
S.  iM.  S.  ifiiL  Bd.  II.  S.  I 
S.  liL  S.  liL  I 

Israeliten,  s.  Juden. 

Iter,  Bd.  L  S.  ]m. 

Juden,  Bd.  L  S.  ÜA  ff.  S.  im. 
Bd.  II.  S.  12.  S.  UA. 

•ludenehe,  Bd.  II.  S.  L  S.  8.  i 

Judicatszinsen,  Bd.  L  S.  35»'.. 

Jungfrau,  Bd.  L  S.  AölL  Bd.  II. 
S.  Ul 

JUngster  Besitzproeess,  Bd.  L 
S.  Uii  S.  IBIL  S.  Liii  f.  I 
Jurlstiselier  Besitz,  Bd  L 

s.  m 

Juristiselie  Personen,  Bd  L 

S.        87.  Bd.  II.  S.  IM.  S.  IM. 
Jus  offerendi,  Bd.  L  S.  2H2. 
tt    succedendi,  Bd  L  S.  i?H4. 
»    tollend!,  ÜdJ.  S.>231.  S.248.  ; 
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Justifleatlonsscliein  bei  Yor- 
muudschaftsrechnuugen,  ßd.  II. 
S.  mL 

Justitium,  Bd.  L  S. 

Justus  tltulus,  Bd.  I  S.  -m. 

Kalender  vierte  Ijalire  als 
Miethzinstermine,  Bd.  L  S.  Aiifi  f. 

Kanonen,  Bd.  L  S.  ää. 

Kapellen,  Bd.  L  S.  Sä. 

Katholiken,  Bd.  L  S.  ^  Bd. 
II.  S.  2. 

Kauf  der  Ernte  auf  dem  llalme, 
Bd  1  S.^A.  S  iLL  S.  42r)j  einer Ge- 
sammtsaehe,  Bd.  L  S.  9L  S.  4iü 
bis  auf  Probe,  Bd.  L  S.  4^ 
nach  Trohe,  Bd.  L  S.  427j  bricht 
Miethe,  Bd  L  S  44^;  Erfüllungsort, 
Bd.  L  S.  mK  Wahlrecht  beim 
Verzuge  nach  Handelsrecht,  Bd.  L 
S.  afil. 

Kauflente,  Retentionsrecht  der- 
selben, Bd.  L  S.  aül. 
Kaufmilnnlsche  Zinsen,  ßd.  L 

y.  aöiL  8.  aii2- 

Kaufpreis  einer  »Sache  als  er- 
stiittbare  Verwendung,  Bd.  L 
S.  2A2  f.  S.  A2iL  420. 

Käufer  eines  Pfundes,  Bd.  L 
S.  21LL  S.  2Ü 

Kind,  Job.  Adam  Gottlieb, 
Bd.  L  S.  12-  S.  lÄ- 

Kinder  i.im  Kindesalter  stellen- 
de Personen),  Bd.  L  S.  ilL  S  im 

Kinder  in  väterlicher  Gewalt, 
Bd.  L  S.  2Ü4.  S.  2tyL 

Kirehe,  Bd.  L  S.  fifi.  S.  2M 
S.  2!2ä. 

Kirchenguter,  Bd.  L  iLLL 
Kirchenstilnde,  Bd.  L  S.  m. 
Klage,  Bd.  L  S.  12Ü  ff.  Bd.  II. 
S.  LLA. 

KlagbehJindigung,  Bd.  L  S. 
241.  Bd.  II.  S.  22ä. 
Klageinreiehung,  Bd.I  S  277. 
Klagen  Verjährung,    Bd  L 

S.  124—143;  s.  a  Frist 
24 -i 
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Klariuachuiigr  der  Forderung, 
Bd.  L  S.  mL 
Kohlenabbaarechte,   Bd.  L 

Toit  Köllig,  Bd.  L  S.  20. 
Königliche!)   Haus,   Bd.  II. 

S.  lliL 

Kopftlieilung,  Bd.  II.  S.  1^ 
S.  m  S.  16L 
Kori,  Bd.  L  S.  Ifi. 
KOrpervcrletzungT)  Bd  L  S. 

Kosten  in  Processen  der  Ehe- 
frau, Bd.  II.  S.  53. 

Kosten  der  Testaraentseröflf- 
nung,  Bd.  II.  S.  '21h. 

Kostenforderungen  im  Hypo- 
thekenbuche, Bd.  L  S.  211 

Kosten  vorstand,  Bd  L  S.  Qä. 

Kramläden,  Bd  L  S.  ü2. 

Kriegsbeute,  Bd.  L  S.  im 

KriegsschUden  des  Pachters, 
Pd.  L  S        S.  im 

Kriegszustand»  Bd.  II.  S.  182. 

Krone,  Bd.  L  S.  Mfi. 

Kux,  l^d.  L  S.  Ifi.  S.  IL  S.  22. 
S.  aii^. 

Kündbare  Forderungen,  de- 
ren Vorjähning,  Bd.  L  S.  122  f. 

KUndigungsrecht  bei  Darlehen 
mit  hohem  Zinsfusse,  Bd.  L  S.  3^ 

Kündigungsfristen  bei  Mieth- 
vertnigen,  Bd  L  S.  4:V2. 

Klihrreelit,  ßd.  L  S. 

Lagerscheine,  Bd.  L  S.  2aiL 

Land  (gemeinden,  Bd.  L  S.  14. 
S.  42(1 

Landrentonbank,I'd.I.S  :i15{r 
LandesuniTcrsitäten,  SA 
Landesübliche  Zinsen,  Bd.  L 

LandschaftlicheObligjitionen, 
Bd.  L  12iL 
Land.strassen,  Bd  L  S.  88. 
Landestheilung  vom  L8.  Mai 

1815,  Bd.  L  S.  ü 


Landwelirmann,  Bd  II.  S.18. 
von  Langenn,  Bd.  L  s  18.  s.  liL 
Lastschleiren,  Bd.  L  S  m 
Laesio  enormis,  Bd.  L  s.  m 

S.  ML  S.  42a.  S. 
LaubstreiCen,  Bd.  L  S.  32^ 
Lazarethbeamter, Pd  II. s  i82 
LebensgefUhrliehe  Missband- 

lungcn,  Bd.  IJ.  S  2L 
Lebensnachsteilung,  Bd.  II. 

S.  lü.  S.  2L  S.  aiL  S.  2Ah.  S.  2afi. 
Lebensrettung,  Bd.  L  s.  iie, 
Legatar,  Recht  auf  Verzinsung. 

Bd.  L  S.  3M. 
Legatum  ad  pias  causas,  Bd.  L 

s.  m 

»  praescnte  berede  re- 
lictum,  Hd.II.  S  >->4S 

Legitimation,  Bd.  II  ö  lo 
bis  18.  S.  2!L  S.  S  Ih^  S 
Ifii   S  221L 

Legitimität  der  in  einer  Pu- 
tativehe erzeugten  Kinder,  Bd.  II. 
S.  70  -78. 

Legitimi  habentur  primo  post 
nuptias. mensc  nati,  Bd  II.  S.  15. 

Legitimationsurkunde,  Bd.  I 
S.  473. 

Lehen-   und  Allodialerben, 

Theilung  der  Fruchte,  MdJ.  S  196. 
Lehengeld,  Bd  L  S.  2^  S 

311L  S. 
Lehen  gut,  Bd.  II.  S  2üll 
liChenrecht,  Bd.  L  S  Iii  s.?75 
Lehensherr,  Bd.  I  43CL 
Lebensreichnng,  bei  AUodial- 

grundstttckeu,  Bd.  L   S.  2111  f 

S.  261 :  bei  Leheusgnindstucken. 

Bd.  L  S.  2M. 
Lehensvormundscbaft,  Bd  II 

S.  UlL 

Lehmgraben,  Bd.  L  S.  lüL 

S.  322. 

Leibesfrucht,  Bd.  II.  S  im 
S.  \  \:\  -  145. 
'     Leibgedinge,  Bd  L  S.  2114. 


Alphabetisches 

LeibrenteiiTertragr,  Bd.  L  S. 

S.  ^  f. 
Leibrente,  Bd.  L  S.313;  alsGe- 
genstand  einer  iiiofficiösen  Schen- 
kung, IUI.  II.  S.  241. 

Leibnitz'scher  Cajcul,  Bd.  L 
S.  aiü  S.  MA. 
Leieheubestattun^,  Bd.  L  S. 

Leihhanser,  Bd.  L  S.  m  S. 

MSL  S.  aaiL 

Leipzfi^er  Allgemeine  Deutsche 
Creditanstalt,  Bd.  L 
S.  23iL  S.  241. 
Bank,  Bd.  I  S.  2ML 

"         Docenten,  Bd.I.  S  fi. 

>  Juristcnfacultät, 
Bd.  L  S.  L 

t>        Schöppenstuhl,  Bd.  I. 
S.  L  S.  13.  ■ 

m        Universität,  BdXS.fi 
Zeitung.  Bd.II.S.Li^ 

I^i.stuiigr,  Inhalt  und  Umfang. 
Bd.  L  S.  359  f.;  Ort,  Bd.  L  S. 
afifi  f  ;  Zeit,  Bd.  L  S.  3ÜJ  f.;  Un- 
möglichkeit, Bd.  L  s.  aia  f. 

Leiterrecht,  Bd.  L  S.  :ihA^ 
Lex  Anastaiiiana,  Bd.  L  S.308. 
Lex  Aqullia,  Bd.  L  S.  llfi  f. 

s.      s.  im 

Lex  commissoria,  Bd.  L  S. 

s.  afii.  s.  lasL  s  Mi  s. 

Letzter  Wille  als  Kntstehungs- 
grund  für  Rcallasten,  Bd.  L  S. 
MOS;  als  I>elationsgnind  zur  Vor- 
mundschaft, IUI.  II.  s.      s.  im 

bis  2D(L  S.  2ir,;  bei  Taubsturamen, 
Jauben  und  Stummen ,  Bd.  L  8. 
10:i;  bei  Geisteskranken ,  Bd.  L 
S.  IM. 

Leyser,  Augustin  von,  Bd.  L 
S.  Ii 

Lieblosifflieit  als  Knterbungs- 
grund,  Bd.  II.  S.  2^ 
Liberalitat,  Bd.  L  S.  412. 
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Liberi  incestuosi,  Bd.  II.  S.  76. 
adulterini,  Bd.  II.  S.  Ifi. 
S.  TL 

Licenzseliein,  Bd.  II.  S  18. 

Lieferungskauf,  Bd.  L  S.  369. 
S.  12Il  S.  422. 

Licitalgeldcr,  Pd.  L  S.  222  f. 
S.  afil. 

Litis  aestimatio,  Bd.  L  S.  244l. 
Lichte  Z^>ischenrllume,  Bd.  L 

s.  IM.  Bd.  II.  s.  m.  s.  m 
s  2a:. 

Litisdenunclation,  Bd.  L  S. 

äliS.  S.  400. 

Litterarische  und  kUnstie- 
rische  Erzeugnisse,  Bd.  L  S.  22. 

Locatio  conductio  operarum, 
Bd.  L  S.  4M. 
B      conductio  operis,  Bd.  L 

S.  444.  S.  44Ü  f. 
»      conductio  operis  irre- 
gularis,  Bd.  L  S  Mfi. 

Lohn-  undHoiioraraiisprUche, 
Verjährung,  Bd.  L  S.  lUS  f. 

Loos  zur  Lotterie,  Bd.  L  S. 
4TA.  S.         —  Bd  L  S.  2äl. 

L(5schung  der  H)'pothek,  Bd.  L 
S.  28^. 

Lotterie,  Pd.  L  S  41i 

Lotto,  Bd.  I  S.  S. 

Lucrum  cessans,  Bd.  L  s.  446. 

Luiigeiikrankheit,ßd  LS.  ää!L 

Lutheraner,  Bd  II  S  L  S.  2. 

LttnifiT,  Bd  L  S.  22 

Maass,  Zahl  und  Gewicht, 
Bd.  L  S.  m 

Mahlschatz,  Bd  L  S.  124. 
Bd.  II.  S.  6, 

Mahnung,  Verhältniss  zur  Kla- 
genverjährung, lliLL  S.  12fi  S 

Maklervertrag,  Bd.  L  S.  4M. 
S.  441  f. 

Malae  fidei  possessor,  s.  Ver- 
pflichtung zur  Früchteerstattung, 
Bd.  L  S.  24fi  ff. 

Malitiosa  desertio,  Bd  II.  SJli 


Alj)h;ibetisclies  I  uhuItsicgislcT. 


Müiidat,  IJd.  L  S.  3M.  S.  4M  ff. ; 

präsumtives  der  Ehefrauen,  Ui\  II 
S.  34. 

Mnudtttum  qualiflcatum,  l>d.I. 

s.  im 

Manusstamni,  Hd.  II  s. 

Mantelkinder,  Lid.  II.  8.  ZiL 

Hark^enosseuschaft,  I^d.  L 
S,  llä. 

Marodireii,  nd.  L  S.  lüL 

Melirfaelie  Ycrivandtscliart, 
\kl  II.  S.  1^  S.  156.  S.  liLL 

Mehrmalige  Ccsslon  der  näm- 
lichen Forderung  au  Verschiedcue, 
lid.  L  S.  mL 

Meineid,  Bd.  L  S.  02. 

Mcistbieteuder,  Bd.  L  S.  A22^ 

Melior  fortuna  des  friUieru 
Gemeiuschuldners,  Bd.  L  S.  13 1. 

Melioratiuusbauten  an  Müu- 
delgrundstückcu ,  Bd.  II.  S.  124. 

Mens  testatoris,  Bd.  II.  S.  im. 

Metallgreld,  Bd.  L  S.  ML  S. 
liliL  S.  241. 

Meüillwerlh,  Bd.  L  S.  345 

Mietlivertrajir,  Bd.  L  S.  lüü 
bis  448;  mit  cassatorischer  Clau- 
se!, Bd.  L  S.  IM. 

Milde  8tirtun|?en,  Bd  L  S.  aifi. 
Bd  II.  S  IM.  S.  IM. 

Miiiliirttrzte,  \k\.  II.  8.  lüiL 

MilitSrdienst  als  Emaueipa- 
tionsgruud,  Bd.  II.  S.  'JiL 

MilitUrpersonen:  Ehen  der- 
selben, Bd.  II.  S.  LL  S.  18j  Be- 
vormundung ihrer  Mündel,  Bd.  IL 
iL  lolLi  ihre  Testamente,  Bd.  II. 
S.  1«(>— IH3. 

Militärtestament,  Bd.  II  S. 

i«0  JH3;  (ordentliches  u.  ausser- 
ordentliches i;  S.  l'.>5. 

Minderjtthrigrkeit,  hsLL  S.  58  f. 
Bd.  II.   S.  m  f.;  des  Vaters, 

Bd  II.  s.  sa. 
Mindernngsklage,  Bd.l.  S.  aäL 


Minister  in  Evangclicis,  Bd  II. 
S.  iL 

i     Missernte,  Bd.  L  S.  43L 
I     Missiiandlungeu,  Scheidungs- 
grund, Bd  II  S.  21.  S.  3(L 
Miteigreuthum,  Bd.  L  S.  243  fl. 
Mittlere    Qualität,    Bd^  L 
S.  ML 

\     MitvormUnder,  Bd.  II.  S  iiiL 
Mitwirkung-   des  Voi-mundfs 
im  Interesse  seines  Pflegbefohle- 
nen. 15d.  II.  S  LLL 

.MobiliarcrbreehtdesWittwers. 
Bd.  11.  S.  (V2.  S.  104. 
Mobiliar  Pfandrecht,    Bd  L 

S.  204  30!. 

MobiliarverUusserangen  der 

Ehegatten,  Bd.  L  S.  211  ff.  Bd.  U. 

S.  öS  f.;  der  Mündel,  Bd.  II.  S. 

126.  S.  121. 
Moblllen,  Bd.  LS.  9L  S  9i. 

S.       Vorkaufsrecht  daran.  Hd  L 

S.  43' > ;   Micth vertrage  darübet. 

Bd.  I.  S.  438;  Voriiusserung  durch 
I  Ehegatten,  Bd.L  S.  211  ff.  Bil  II 
I  .S.  äü  f.;  des  Fraucuvenuogens, 
i  Bd.  II.  S.  42- 

I     Mobilmachung,  Bd.  II.  s.  isi. 

Modicuni  tempus,  Bd.  L  S  IM 
j     Mala  Ildes  superveniens  bei 

!  der  PuUitivohe,  Bd.  11.  S.  IlL 

Moller,  Daniel,  Bd.  L  S  m 
I     Monat,  T^d.  L  S. 
I     Mora,  Bd.  L  S.  .3r4-^.'^72  ;  yer- 
j  scliuldete,  Bd.  L  S.  Mh.  S.  36.»; 

solvendi,  Bd  I.  S.  300 ;  a<  cipien(h, 
I  Bd.  L  S.  aiiS  f. 

MortalitHtst^ibelle,  Bd.  L  S. 
,  hl.  Bd.  II.  S.  ILLL 

Mortis  causa  donatio.  Ein- 
I  tragstitol,  Bd.  L  S.  2ill ;  s.  Schen- 
kung auf  den  Todesfall. 

Motive  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche, Bd.  L  S.  liii  f. 

MUhlen,  Bd.  L  S  tLlK 

Mulde,  Bd.  L  S  sa. 


Alphahftischos  Inhaltsrogister. 


Muiidium,  M.  II.  S.  aiL 
MHndigrsprechuii^,  lliLL  S.  üiL 
Bd.  II.  S  lä^ 

MUnzsorten  mr  Zahlung  gül- 
tige, IUI.  L  S.  343.  S.  MA. 

HntlimaaMsUcheLebeusdauer, 

Bd.  L  mL 

Mutuus  disseiiHQS,  Hd.I.S.40S. 

Muttor,  AHmentPiipflicht  der 
auseicht'lichen,  Bd.  II.  S.  100: 
als  Vonnündnrin,  Md.  II.  S.  113. 
S.  USL 

„Nach  niid  Hd.  L 

S.  31LL  j 

„Naeh  ^iiter  Gelegenheit",  | 
Bd.  L  S.  3fiL  I 

JJacbbarn,  M  L  S.  m  S.  j 
2äß  ff.;  bei  der  Schatzfindiing,  ! 
Bd.  L  S  IM.  ■ 

Naehbarreeht,  Bd  L  S.  lliL  j 
S.  253  ff.  j 

Naehdruck,  Bd.  L  S.  iSiL 

Nacherbe,  Hd.  II.  S.  HJL  S  217 

Nachlassglllublger,  Bd.  II.  S. 
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Nachlassvertreter,  Bd.  II.  S. 
lAS-  S.  2ÜÖ  f. 

NaehlassTerzelchniss  kann 
nicht  verboten  werden,  Bd.  II. 
S.  230 

NaehtheUlgre  Oerficht«,  Bd.  L 
S.  ^ 

Näherreeht,  Bd.  L  S.  430. 

Nasciturus  pro  Jam  iiato 
habetur,  si  de  ejus  commodis 
afäritur,  Bd.  L  S.  liL 

Nativitiltsfrlst,  Bd.  II.  S.  Zi. 

Naturalleistung  als  Inhalt 
einer  Reallast,  Bd.  L  S  308; 
beim  Auszüge.  Bd.  L  S.  311. 

Naturalobligrationen,  Bd.  L 
S.  121.  S.  140. 

Nebeiibestinimuii;,  beiRechts- 
geschäften und  Verträgen  insbe- 
sondere, Bd.  L  S  .  m  S  .  ILL 


Nebenrechte  bei  Abtretungen, 

Bd  L  s.  am. 

Neben vertrUge,  Bd.  L  S.  4M, 

Negatorienklage,   Bd.  L  S. 
24iL  S.  2äa. 

Negotiorum  gestio  als  Scheu- 
kungsohject,  Bd.  L  S.  41;L  S. 
4M  f. 

Negotium  claudicans,  Bd.  IL 

s.  im 

Nemo  pro  parte  testatus  pro 
parte  intestatus  decedere  pot- 
est,  Bd  II  S.  m  8.  IM  S.  2iML 
S.  21]L  S.  234. 

Nennwerth  der  Münzen,  Bd. 
L  S.  34.'> 

Neuconstituirung  ablösbarer 
Gerechtsame,  Bd.  I  S.  aiÄ. 

Neuerungsvertsag,  Bd.  L  S. 

AOH  ff.  S.  41iL 

Neuleheu,  Bd.  II.  S.  230. 

Nichtigkeit  von  Rechtsge- 
schäften, ßd.  L  S.  106—109  (heil- 
bare —  unheilbare,  nachfolgende,  • 
urspriingliche);  Ton  Ve^äus8erun- 
gen,  welche  einem  gesetzlichen 
und  richterlichen  Y*^^'^^*® 
widerlaufen,  Bd.  L  S.  lliL  S.  242] 
bei  der  Ehe,  Bd.  II.  S.  8.  ff.  S.  üiL 
S.  70j  von  Rechtsgeschäften  der 
Mündel,  Bd.  II.  S.  220:  gewisser 
Veräusseningen  aus  dem  Mündel- 
vermögen, Bd.  II.  S.  131 ;  des 
Anerkenntnissvertrages ,  Bd.  L 
S.  4iLL 

Nichtschnld,  Bd.  L  S.  4äÄ  f. 

Nichtverltigung  über,  einen 
Theil  des  Nachlasses,  Bd.  II.  8.233. 
•  Nichtverhinderung  von  De- 
licten,  Bd  L  S.  III. 

Niederlegungsgrttnde,  ßd.  II. 
S.  ITL  S.  IM. 

NiederleguHg  des  letzten  Wil- 
lens, Bd  II.  S.  112  f. 


Alpliabetischos  Iiihaltsregistor. 


NiederlegrungT)  gerichtliche, 
Bd.  I  S.  370.  S.  450. 

XlcderreissiiDgvon  Gebäuden, 
Bd.  Ls.ua. 

Niessbrauch  an  vcrbrauch- 
baron  Sachen,  M.  L  S.  im  S. 
101;  am  thesaurus,  ßd.  L  S.  122. 
S.  m ;  Verpfändbarkeit  desselben, 
Bd.  L  S.  302.  S.  S.  MJj 
gesetzlicher,  Bd.  L  S.  SM  ff;  des 
Ehemannes,  Bd.  II.  S.  38-44. 
S.  5L  S.  52;  des  Vate^^  Bd.  II. 
S.  IIL  S.  20  ff.;  bei  Vermächt- 
nissen, Bd.  II.  S.  2451  des  Anr 
Wärters,  Bd.  II.  S.  2Ö2. 

Nouusus  bei  Dienstbarkeitcn, 
Hd.  L  S.  32S.  S.  aaiL  S.  336i 
beim  Platzrechte  ,*  Bd.  L  S.  m 
Bd.  II.  S.  4fi. 

Notare  bei  Testamenten,  Bd. 
II.  S.  IM. 

Notarielle  Form  von  Verlöb- 
nissen, Bd.  II.  S. 

Notarielle»  TesUimeut,  Bd.  II. 
S.  UiL 

Notherben,  §d.  L  S.  222  ff. 
Nothweg,  Bd.  L  S  255  f . 
Novation,  Bd.  L  S.  4mff.  S.  412. 
Noxae  dUtio,  Bd.  L  S.  420  f. 
Nuduui  praeccptum,  Bd.  L 
S.  112. 

Nutzniessun^,  s.  Niessbrauch. 
Nutznugseigenthtlmer,  Bd.  L 

S.  2M. 

ObereigeiithUmer,  Hill  ^-^^l- 
Oberlausitz,  Bd.  L  S.  4i  f.  S. 
102.  Bd.  II.  S.  50, 
OberTorraundscUaft,  Bd.  II. 

S.  Ififi.  S.  LLL 

Obst,  Bd.  L  S.  12jL 
Oceuputiou,  Bd.  L  S.  1C8.  S. 

isa  ff . 

Offerte  bei  der  Vei*steigerung, 
Bd.  L  S.  m 
orücialstUble,  Bd.  L  S  Ü2. 


Offiziere,  Bd  Tl.  S.  20.  S.  109 
s. 

Offizinen,  Bd.  1  S.  22 
Oeffentllche  FlOsse,  Bd  L 

S.  62. 

Oeffentlichc  Pmtze,  Bd  l 

s.  aa. 

OmissiThandInngr,  srhaden- 
bringende,  Bd.  L  S.  4I1L 
0|teraeanimftl!uni,Bd.I.S.329 
Operae  liberales  und  illibera- 
les, Bd.  L  S.  444_;  artificiaies, 
Bd.  II.  S.  Iii  domesticao,  Bd.  II 
S.  44. 

Ordrepapiere,  Bd.  L  S.  2äL 

S.  2aa.  S.  2M.  S  360.  S.  4LL 
Ossa,  Melchior  von,  Bd.  LS.fi 
Pactum  de  hereditatc  tertii. 
Bd.  IL  S.  21L 
»        displicentiae,  Bd.  1 
S.  42fi. 

dotale,  Bd.  II.  S.ft». 
«        in  favorem  teils  in- 
itum,   Bd.  L  S. 
S.  IM. 
»        intuitu  fundi  initum. 
Bd.  L  S.  asi 
reale,  Bd.  L  S. 
S.  38.S. 
»•        reservati  dominü,  Bd. 

L  S.  2M  ff. 
t>       Buccossonuni,  Bd.  n. 
S.  200 ;  präparatori- 
sches,  Bd.  II.  S.  201. 
Pachter,   dessen  Pfändung- 
recht,  Bd.  L  S.  154. 
Pachtremiss,  Bd.  L  S.  ML 
PacbtTertrag,  Bd.  L  S.  M 
S.  AM  ff. ;  bei  Jagdrevieren,  Bd  I 
S.  4M.  S  422. 

Papiergeld,  Bd.  L  S.  2oof. 
S  240.  S.  MiL 

Paraphernalgut,  Rd.  L  S  2«: 
Bd.  II.  S.  40- 
Puritftt,  Bd  I  S.  4SI 
Parochiailasten,  Bd.  LS  M 


)ogle 


Alphabetisches  Inhaltsregister. 


321 


Particularrwht,  Bd.  L  S.  L 

Pater  Jndisrnus,  Bd.  II.  S. 

Paternität,  Bd.  II.  S.  II  ff. 

Patreni  habenti  tator  iion 
datur,  AusnahDie,  Bd.  II.  S.  QiL 
S.  112. 

Patria  poiestas,  Bd.  II.  S.  8ä 

bis  2iL 

PauUianisclie  Kiagre,  Bd.  L 

S.  iliüL  Bd.  II.  S.  IM. 
Peculiam  advcnticiiim,  Bd.  II. 

»        castrense,  Bd.  II. 

S.  4L  S.  ML 
»         profecticiiiin,  Bd.  II. 

S.  91L 

Perceptlo  fruetuuiu,  Bd.  L 

S.  lüiL 

Perlentischerel,  Bd  L  S.  m 

Person,  physischo,  Bd  L  S.4If. 

Persönliche  Dieustbarkeitcn, 
Bd.  L  s.  aan  ff. 

Persönliche  Rechte,  Bd.  L 
S.  94, 

Pertinenz,  Bd.  L  S.  9Il  S.  i>ü. 
S.  iVL  S.  Ü£L  S.  22(L 

Pfttiidklagre,  Bd.  L  S.  IML 
S.  2IiL  S.  2>4Ü  f.  S.  2M. 

Pfandrecht,  Bd  L  S.  HL  S. 
l^-  '^m^  Kntstehuug,  Bd.  L 
S.  2M  ff. ;  freiwilliges  (coiistituir- 
tes,  reserv'irtesj,  Ifd  L  S.  261 ; 
richterliches,  Bd.  L  S.  21i  f.  S. 
2fia  ff.  S.  29L;  stillschweigendes, 
Bd.  L  S.  2M  f.;  bedingtes,  Bd.  L 
S.  276^  Umfang.  Bd  L  S.  274f.; 
an  ImmoMlien,  Bd.  L  S.  2G1— 293  ; 
an  Mobilien,  Bd  L  S.  294  -a02; 
an  Rechten,  Bd.  L  S.  3ö2—  30.5; 
Mitübergang  bei  Abtretung  der 
Forderung,  Bd.  L  S.  39L;  still- 
schweigen des  der  Eh  efrauen ,  Bd .  1 1 . 
S.  40]  der  Vennächtnissnehmer, 
Bd.  II  S  246. 

Prandun?.srci'ht,  Bd.  L  S.  LIU 
bis  IM. 
II. 


Pfandschilling,  Bd.  L  S 

s.  2aa.  s.  MZ  ff. 

Pfandverzicht   als  ehewcib- 
■  liehe  Intercession,  Bd.  II.  S.  5IL 
Pferdehandel,  Bd.  L  S.  m 
Pfleg^ichaft,  eheliche,  Bd.  II. 

s.  aiL 

Pflichttheil,  Klage  auf  Er- 
gänzung, Bd.  L  S.  12iL  Bd.  II. 
S.  4fi.  S.  14L  S.  S.  2aL  S. 
241  — 21L 

Physische  Fehler,  Bd.  L  S. 
aai  ff. 

Physische  Gewalt  und  Zwang, 
Bd.  I  s.  m 

Philippi,  Joh.,  Bd.  L  S.  Ii 

Pia  causa,  Bd.  L  S.  m  S. 
2ri4.  S.  ^M.  S.  am  S.  41L 

Pictnra,  Bd.  LS.  IM.  S  211L 

Piguns,  8  Pfand,  Bd.  L  hJ.  2^ 
S.  2iLt  ff. 
i     Pistoris  Modestinus,    Bd  L 
I  S.  iL  S.  1(L 

Platzrecht,  Bd.  L  S.  ä^S  ff'. 

Plündern,  Bd.  L  S.  ülL 
;     Poena  duplt,  für  verbotenes 
Ausleihen    von  Mündelgeldern, 
Bd.  L  S.  im  Bd.  II.  S.  m. 

Possessorium  suinniariuni.  Bd. 
L  S.  1S2.  S.  m  S.  m  f. 

PSschmann,  Bd.  L  S  2L  S.  24. 

Portio  legitinia,  Bd  II.  8. 
221  ff. 

Posener  Frieden,  Bd.  L  S.  liL 

Potestativbedlntrun^  beim 
Erbantritt,  Bd.  II  S.  2ÖL 

Praescriptio  litis  pendentis, 
Bd.  L  S.  m. 

PrHnumerationszahlungr  von 
Zinsen,  ßd.  LS.  353.;  bei  Ali- 
menten, Bd.  II.  S.  IM. 

PrUparatorische  Verträge,  Bd. 
L  S  .  12iL 

Praestationes  annuae  im  Ver- 
'  hältniss  zur  Verjährung,  Bd  L 
'  S.  14L 

25 
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Preearlum,  Bd  L  *S.  IM  f. 
S.  HL  S.  iM^ 

Preis,  Bd.  I  S. 

Preisgrebungr   des  Leistimgs- 
gegenstandes, Bd.  I.  S.  37a. 

Preisminderung,  ßd  L  S.  12^ 

Pretium  Jnstum,  Bd.  L  S. 

Preassisches  Gouvernement, 
IJd.  L  S.  lÄ. 

Priorität  der  Pfandrechte,  Bd. 
L  S.  2m  S.  2S1  f. 

Prlvatgewttsser,  Bd.  L  S.  äL  ^ 
S.  1S9. 

Prirathindernisse,  trennende, 
Bd.  IL  S.  la. 

Privationsstrafen  gegenüber 
der  Ehefrau,  Hd.  IL  S.  62. 

Prlratstrafen,  Bd.  L  S.  lASL 

s.  4ia  f.  s.  I 

PriYllegrlrte  Tearamentsfor- 
inen,  Bd.  II  S.  m  ff.  S.  2aiL  , 

PrlTileglrter  Gerichtsstand  in  | 
Vormundschaftssachen,    Hd.  II. 
S.  im 

PrlTilcgrioin  de  non  evocando.  | 
Bd  L  S.  I 
»         exigcndi,   Md  L 
S.-l.Bd.ILS^ 
Pro  berede  gestio,  Bd.  IL  S.2()5.  , 
Processe  derllauskinder,  Bd.II. 

S.  sa.  S.  31.  ' 
»        der  Unmündigen.  Bd.  ' 
II.  S.  L2L  I 
ProeessfUhmiig    wegen  des 
Frauenvermögens,  Bd.  IL  S.  &L 

Processliosten  Armer,  Bd.  L  i 
S.  ifiiL 

Processlegitiniatlon  b.llechts- 
streitigkeiten  über  das  Frauen- 
vermögen, Bd.  II.  S.  52. 

Proeessmandat,  Bd.  L  S.  ML 

S.  452. 

Procurator  Asel,  Pd  L  S.  13L 
Prodlgüs,  Pd.  IL  S.107.S.140f.  i 
Protestatiou,     grundbücher-  [ 
liehe,  Rd.  L  S.  22i  S.  221L  S. 
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i  269  ff.  S.       S.  4^3  S.  124 :  als  auy- 

\  •  ■  ■ 

'  iiahmswciser  Interruptionsmodus 
der  Ersitzung.  Bd.  L  S.  208;  der 
Mitvonnünder.  Bd.  II.  S  132. 

Protokoll,  Bd.  I  S.  380^  beim 
letzten  Willen.  Bd.  II.  S.  IIA . 
notarielles,  Bd.  11.  S.  llfi. 

Proviiicialrecht,  Bd  L  S.  4L 

ProTOCatioD  zur  Ablösung,  Bd.  1 . 
I  S.  aifi  f. 

Proxenetlcnm,  Hd.  L  S.  447. 

P8ychlscherZwaiiy,Bd  1  SJLiL 

PubUcatioii  letzter  Willen, 
Rd.  II.  S.  m  ff. 

PublicitÄt,  Rd.  LS.2J&.  S.  222  ff. 
S.  223  f.  S.  aM  (Bedeutung  der- 
selben bei  verschwiegeuen  H\-po- 
theken);  Pd  L  S.  121  (bei  der 
Einrede  des  nicht  gezahlten  Gt»l- 
des):  Bd.  II  S  mL 

Piipillarisehc  Sieherlieit,  IM 
IL  S.  124. 

Pupillarsabstitutlon,  Bd  iL 

s.  aa.  s.  m  ff. 

Patattvehe,  Bd.  II.  S.  ö8-70. 
S  lÄ.  S.  m  S.  Ih^ 

PutatiTtItel  des  Besitzes,  Rd  I 
S.  2mL 

Putati?verlöbniss,Bd.lI  S.7?i. 
QualitKt  der  Leistung,  Bd  L 

s.  afiiL 

Quarta  Faleidia,  Bd  II.  S.  MI. 

S.         S.  2M. 

Quarta  Trebelliana,  Bd.  L 
S.  147.  S.  IM, 

Quasiadulterlnni,  Bd.  II.  S.  ^ 
S.  Ul 

Qaasidesertio,  Bd.IL  S.24. 
Qoasibcsitz,  Bd.  L  8.  lää  ff  ; 
des  Negatoricnbeklagten.  Bd.  L 

Quasi  pupiilarsubstitutiouyBd. 

II.  S.  ÜTL 

Qaasitraditio,  Rd  L  S.  2ä^ 
Quasinsusfructuä,  Bd  l.S  aa&. 
Quelle  asser,  Rd.  L  S.  2os. 


Alphabetisches  Inhaltsregister. 


Querela  inoffleiosae  dona- 
tionis,  Bd.  II.  S. 

Querela  non  numeratae  pe« 
euniae,  Bd.  L  S. 

Qui  dolo  desllt.  possidere, 
Bd.  L  S.  2^ 

Qui  liti  86  obtullt,  Bd.LiL24:L 

Qai  taeet  conseutlt,  Bd.  L 

Quittung:,  Bd.  L  ä.  laL  S.  4Ü5i. 
Bd.  II.  S. 

Quod  sine  die  debetur  statim 
debetur,  Bd.  1  S.        S.  IM. 

Rau^erhKltuiHS  der  Hypothe- 
ken, Bd.  L  S.  ^  S.  2il  f. 

Raptus,  Bd.  II.  S. 

Ratihabition,  Bd.  L  S.  AüTl 

Rathäertheilung,  ßd  L  S.  Ah}L 

Rauch,  Bd.  L  S.  2^ 

Realinjurie  als  Entcrbuugs- 
grund,  Bd.  II.  S  iSä. 

Reallasten,  Bd  L  S.  iLL  s  nfi. 
S.  212.  S.  S.  221.  S.  223. 

S.  äüÄ.  S.  311j  Ablösbarkeit,  Bd.I. 
S.  aifi. 

Realoblation,  Bd.  L  S.  aMx 

Realstuhle,  Bd.  L  iS.  82. 
RealTertrtt^e,  Bd.  L  S.  aifi. 

S.  aiJL  S.  417. 

Rec«pticieDgat,  Bd  II.  S.  a& 
S.  45—48.  S  fiL  S.  öfi.  S.  61, 
Reeeptum  des  Arbiters,  Bd.  L 

S. 

Recoguitionsscheln,   Bd.  II. 

S.  IM. 

Rechtsirrthum,  Bd.  L  S.  llü 

S.  LLL  S.  4M.  S.  ^IM. 

Reehuungsleguug,  Bd.  L  S. 
Mil  f.;  der  Vormünder,  Bd.  II. 
S.  12fi. 

Rechnnugsprocess,  Bd  I  S  40R 
Rechtmässiger  Besitz,  Bd.  L 

s.  m  f. 

Rechtstitel  zum  Eintrage,  t<d-T 
S.  2üü  ff.  S.  276 ;  Cessibilität  des- 


selben, BtT.I.  S.äd2i  auf  Löschung, 
ßd.  L  2Sa  ff.  ;  Vormerkung-  des- 
selben, Bd.  L  S.  2M. 

Rechtsbesitz,  Bd.  I.  S.  165 ff.; 
an  Grunddienstbarkeiten,  Bd.  L 
S.  322 :  des  negatorie  Beklagten, 
Bd.  L  S.  210.  S.  ÜM  f. 

Recht«rtthigkeit,  ßd.  L  S.  äiL 

j  Recht8hUngigkeit,Bd  LS^. 
j  S.  m.  S.  2Üi  S.  2TL 

;     Rechtsgeschttfte,  Bd.  LS.  105  ff. 

I     Reehtskran,  s.  res  jndleata. 
'     ReclitskrUrtige  Entscheidung, 
{  Bd.  L  S.  'J03;  als  Entstehungs- 
:  grund  für  Reallasten,  Hd.1.  S  308; 
I  als  Entstehungsgrund  für  Zinsen, 
Bd.  I  fc>.  348;  als  Löschungstitel, 
Bd.  L  S.  281L,   bei  der  Ehe- 
scheidung, Bd.  II.  S.  2L 

Rechtsver Wirkung,  Bd.  L  S. 
AM.  S.  4M. 

Rechtswohlthaten  des  Bürgen, 
Bd.  L  S.  41ia. 

Redemptor  operis,  Bd.  L 
S.  41ß 

Redlicher  Besitz,  Bd.I.S.i57f. 
I  Reformirt«,  Bd.  L  iia. Bd  II. 
;  S.  L  S.  2. 

Regenwasser,  Bd.  L  S.  2^ 
Regressreeht  der  Gesammt- 
schuldner,  Bd.  L  ö.  411  ff. 
Rehe,  Bd.  L  S.  422. 
Rei  Tlndicatlo,  ßd.  L  S.  2213 
bis  249j  utilis,  Bd.  II.  S.  44. 
Reit«n,  Bd.  L  ö.  323. 
I     Religion,  Bd.  L  S.  63. 
'     Religionsverschiedeuheit  als 
Ehehinderuiss,   ßd.  IL    S.  12. 
S.  114. 

I     Religionswechsel,  Bd.  II.  S.  2iL 
S.       S.  S4.  S.  113. 
Remedium  recuperandae  pos- 
:  sessionis,  Bd.  L  S.  IM  f. 

Remedium  retinendae  posses- 
sionis. Bd.  L  S.  163  f. 

25* 


324 


Alpbabetisches  Iiihaltsregislor. 


Remedium  spolii,  Bd*!  S.  173. 

Remifis,  Bd.  L  s. 

Kemotion  des  Vormundes,  Bd.Il. 

S. 

ReiimiieratoriHche  Sehen- 
kuug,  Bd.  L  S.  llfi. 

Rente,  Bd.  L  S.  4ä2  f. 
Renten-  u.  Gttlienkauf,  Bd.  L 
S.  4iLL  S.  iM. 
Rentenforderuugen ,    Bd.  L 

S.  211. 

Reuteuzalilung  als  Eiitscliä- 
digungsmittel  bei  der  Ablösung, 
Bd.  L  S.  aii  f. 

Reparaturaufviand,  Pflicbt  des 
üsufructuars  zur  Tragung,  Bd.  L 

s.  aa2. 

Repkow,  Eike  von,  Hd:  L  S.  JL 
ReprUseutaiionsrecbt,  Bd.  II. 
S.  Ififi.  S  IhSL  S.  mi  S.  IM.  I 
S.  212  ff.  j 

Repudiation  bei  yeruilleht- 
nlssen,  Bd.  Ii.  S.  245. 

Rescript,  Bd.  L  S.  21. 
Rescriptfilejfitiniutiüu,  Bd.  II. 
S.  1 11). 

ReBcissionsklagrc  des  rflicht-  j 
theilserben,  Bd.  II.  S.  242.  : 

Res  furtiva,  Bd.  L  S.  21IL  ! 

Res  ineorporales,  Dd.  L  S.  iiä. 
S.  M. 

Res  iudicata,  Bd.  L  S.  aa. 

S,  m.  S.  IM.  S.  145-147.  S. 

2DiL  S.        a.  aöS.  S.  34S.  Bd.  II. 
S.  2L 

Res  litij^iosa,  Bd.  L  S.  m  f. 

s.  im.  s.  aas 

Reservisten,  Bd.  II.  S.  | 

Resolutiirbedin^unK-bcillypo-  j 
thekcn.  Bd.  L  S.  280j  bei  der 
Leibrente,  Bd.  L  S.  432. 

Restitutio  dotis,  Bd.  II.  S.  02. 

Restitutio  in  integrum,  Bd.  L  j 
S.  11.  S.  Ifi.  S.  lliL  S  20o^  der 
Kbelrau   gegen  IVocesstatalien. 


Bd.  II.  S.  68]  der  Unmündigen. 
Bd.  II.  S.  m. 

Retentionsrecht,  qualificirtes, 
Bd.  L  S.  153;  wegen  Impensen, 
Bd.  L  S,  247 ;  wegen  des  im 
Marktverkebre  gezahlten  Kauf- 
preises, Bd.  L  S.  24fi.  S.  242. 
S.  2ai.  S.  2aa  ff.  ;  des  Verpäch- 
ters und  Vermiethers,  Bd.  L  S. 
21!a  -  300i  des  Zollfisrus ,  Bd.  L 
8.  300;  kaufmänuisches ,  Bd.  L 
S  301 ;  der  Ehefrau  an  Nachlass- 
objeoten  des  Mannes,  Bd.  II.  S.filx 

Retorsion,  Bd.  L  S.  ai.  S.  aS. 

Reureeht,  Bd.  L  S.  42fi  f. 

Revocation  der  Schenkung. 
Bd.  L  S.  m. 

Revocatiousrecht  «1er  Glaubi- 
ger wegen  Schenkungen  und  Im- 
mobilarverträgen zwischen  Mann 
und  Frau,  Bd.  II.  S  5a  ff. 

Ricliterliclie  Cession,  Bd.  L 

s.  im.  s.  aüfi. 

RichterlieheFristsetzun^,  be- 
treffs des  Antritts  und  der  .\us- 
schlagung  einer  Erbschaft,  Bd.  II. 
S.  201.  S.  m 

Rindvieli,  Bd  L  S.  aiil. 

Ritterpliter,  Bd.  L  S.  222. 

Kölirenleituner,  Bd.  L  S.  a24. 

Rtfmiscli-Katholiseh,  Bd  L 
S.  6a.  Bd.  II.  S.  2. 

Römisf lies  Reclit,  Bd.  LS.b. ! 
S.  40  f. 

Rothwild,  Bd  L  S.  422. 

Rotz,  Bd.  L  S.  38iL 

Rubriken  im  Grund-  und  Uy- 
pothekenbuche,  Bd.  L  S.  212  ff 

Rlickkehr  des  Tersehollevcn 
Ehegatten  als  Scheiduugsgnmd. 
Bd.  IL  S.  32x 

Rückst  Hude  von  Reallaäteii, 
Bd.  L  S.  :u>s :  im  Falle  der 
Zwangsversteigerung.  Bd.  T  S  xoT. 

RUcktrittsrecht  von  unerfüllt 


Alphabetisches  Inhaltsregister. 


gclfisseneu  Vergleichen,  Bd.  II.  I 
b.  463, 

RUckuirkeude  Kraft  von  Ge- 
setzen, Bd.  L  S  atJ  f . 

Habende  Erbschaft,  nd.  II. 

Sussisehcs  Gouvernement, 
Bd.  L  S.  15. 
Rus,  Hd.  L  S. 

Saale,  FJd.  L  S.  ü(L  i 
SaeliliesehSdigungr,  Bd.  L  S. 

HS  f.  s.  iiSL 

Sachbesitz,  Bd.  L  S.  im  ff.  i 

S.  UlL  I 

Sachen,  Eintheiluug,  Hd.  L  ' 

S.  81  —  1021  Erwerb  des  Eigen-  ' 

thums  an  beweglichen,  Bd.I.  S.  1H2  \ 

bis  209;  und  an  unbeweglichen,  j 
IM.  L  209—236. 

Sachenmiethe,  Hd.  L  S.  43G  flf.  '< 

Sachenrechte,  13d.  L  S  ^ 
S.  lüfi  ff. 

Sachgrcsanuutheiteu,    Bd.  L 

s  aiL  s  . 

Sachlegritiination  in  Processen 
über  das  Frauenvennögen,  liüL  11.  j 

SachsenbuKse,  Bd.  L  S.  4R1  f.  \ 

Sachsenrecht  Bd.  L  S.  ^ 

Sachverstilndigcr,  Bd.  L  S.  ! 

AM.  S.  485.  j 

Sachwalter,  Bd.  L  S.  139i  Er-  i 

werb  streitiger  Forderiuigen  durch  ! 

denselben,  Bd.  L  S.  222.  S.  45ü.  | 

Hd.  II.  S.  ÜIL  i 

Sach Werth  u.  Schadenersatz,  i 

Pd.  L  S.  351.  '  j 

Sand  u.  Steine  holen,  Bd.  L  ' 

S.  322.  •  I 

Schadenersatz,  Bd.  L  S.  357. 

S.  3ÖM.  I 

Schädenklaiprc   bei  beschwer-  | 

liehen  üewerbsanlagen  des  Nach-  : 

bars,  Bd.  L  S.  2M;  aus  Verlob-  ' 
nissen.  Hd  II.  S.  5. 

SchafTrath,  Dr.,  Bd.  I  S.  2iL  ' 


Schalttag:,  Bd.  L  S. 

Schatz,  Bd.  L  S.  m. 

Scriptura,  Bd.  L  S.  IM.  S.  -diVL 

Schaumburg:,  Johann  Gottlieb, 
Bd.  1  S  12. 

Scheidemünze,  Bd.  L  S.  3M. 

Scheidung,  Bd.  II.  S.  19.  S.  20; 
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uufähigkeit. 

TestamentsmUudi^keit,Bd  U. 
S.       S.  Uü. 

Testanieutum  ad  pias  causas, 
Bd.  II.  S.  180;  correspectivum. 
Bd.  II.  S.  Liiiil  destitutum,  Bd.  II. 
S.  197;  holographuui ,  Bd.  II.  S. 
176;  judiciale,  Bd,  II  S.  1X1  bis 
S.  177;  judici  oblatum,  Bd  II. 
S.  178;  militarc,  Bd.  II.  S.  ISOff.; 
mysticuni,  Bd.  II.  S.  1S6*  S.  242: 
pestis  tempore  conditum.  Bd.  II. 
S.  179.  S.  195;  parontUim  inter 
libcros,  Bd  II.  S.  113.  S.  236: 
reciprocura,  Bd.  II.  S.  193; 
rusticum,  Bd  II.  S.  ISfL  S.  IM; 
simultaneuni,  Bd.  II  S.  IM- 

Testament sTollstrecker,  Bd. 
II.  S.  199^  S.  208. 

Testirunnihigkeit  der  zum 
TodeVerurtheiiten,  Bd.  II.  S.  16»; 
der  "Wucherer,  Bd.  II.  S.  170: 
derllauslvinder,  Bd. II.  S.17Q;  der 
Verschwender, Bd  lI.iLlAl.S  im 

Theilun^sklaire,  Bd.  I  S. 
S.  2üa.  S.  2iL 


* 


A  Ipliabetisehes  Inbaltsregister. 


329 


Theilung'skUge  bei  Gewerk- 
schaften, Bd.  L  S.  IL 
Thellan^srichter,  M.  I.  S.396. 
Theiluiigsverfaliren,   Bd.  II. 

S.  221 

TheiluuysurtheI,Bd.I.  S.  146 f. 
Theiluu^äYormund,   Bd.  II. 
S.  m 

Thierc,  Occupation  wilder,  Bd.  L 

s.  ifiä.  s.  232  flf.  s.  aao. 

Thierhaudel,  Bd.  L  S.  mL 
TilgruDg:   der  Forderung  als 
Löschungstitel,  Bd.  L  S.  2äB ;  bei 
Reallasten,  Bd  L  S.  310. 
Titel,  Kauf  eines  solchen,  Bd.  L 

S.  m. 

Titel  zum  Eintrage,  Bd.  L  S. 
2ß^  fif.;  zur  Löschung,  Bd.  L  S. 
288  ff.;  zum  Eintrage  der  Ehe- 
frau, Bd  n.  S.  fiS ;  zum  Eintrage 
der  Hauskinder,  Bd.  II.  S.  92i 
zum  Eintrage  der  Yermächtniss- 
nehmer,  Bd.  II.  S.  246;  zum  Ein- 
trage einer  Cautionshypothek  auf 
dem  Grundstücke  des  Vormundes, 
Bd.  II.  S.  m  • 

Titulus  pro  berede,  Bd.  L  S.207. 

Tod,  MX  S.49;  Beweisführung 
des  physischen  Todes,  Bd.  L  S.  50^ 
im  Felde,  Bd.  L  S.  ML  S.  53; 
als  Endigungsgrund  der  Ehe, 
Bd.  II.  S.  äl  f. ;  als  Voraussetzung 
zum  Erbanfall,  Bd.  II.  S.  150^ 
als  Beendigung  der  väterlichen 
Gewalt,  Bd.  II.  S.  97:  der  Vor- 
mundschaft, Bd.  II.  S.  IM.  S.  224; 
gewaltsamer  des  Rentenempfän- 
gers, Bd.  L  S.  433;  des  Entleihers, 
Bd.  L  S.  4M;  des  Verlobten,  Bd.  II. 
S.  6. 

Todeberklttrung,  Bd.  L  S.  53  f. 
Bd.  II.  S.  lia.  S.  1S(L 

TodeSTermuthung,  Bd.  L  ^Ji2. 

TOdtung  revirender  Hunde  und 
Katzen,  Bd.  L  S.  148:  eines  Men- 
schen, Bd.  L  S.  4ML 
II. 


Torfgrnben,  Bd.  L  S.  m. 
!     ThomasiaB,  Christian,  Bd.  L 

:  S.  IL 

Traditio,  Bd.  L  S.  202  f.  S. 
206;  longa  manu,  Bd  L  S.  162 ; 
symbolica,  Bd.  L  SL  2iL 

TransmläslousnUle,  Bd.  II. 
S.  m 

Transmissibilität  vertrags- 
mässiger  Rechte,  Bd.  L  S.  f. ; 
des  Wiederkaufsrechtes,  Bd.  L 
S.  432 ;  der  Rechte,  Bd.  IL  S.  147. 

Transmi8siou8recht,    Bd.  L 
S.  150.  S.lf)7.  S.  im  S.2()H.  S.210. 
S.  21fi.  S.  217j  bei  angefallnen 
Vermächtnissen,  Bd.  IL  S.  244. 
Transport,  Bd.  L  S.  IfiL 
Trauung,  Bd.  II.  S.      S.  as, 
Trauerzeit,  Bd.  IL  S.  IS. 
Trebel liunisehe Quart,  Bd.  II. 
S.  2öa. 

Trennbarkeit  yerbundener 
Stoffe,  Bd.  L  S.  m 

Trennung  s.  Scheidung. 

Trennung  des  Eheverlöbnisses, 
Bd.  II  iL 

Trennstöek,  BdJ.  S.  222.  S.  31(L 

Trieesimas,  Bd.  II.   S.  20iL 

S. 

Tripondios,  Bd.  II.  S.  lÄS. 
Tropfenfall,  Bd.  L  S.  324. 
Trunksucht,  Bd.  IL  S.  21  f. 
Truppen,  Bd.  IL  S.  1S2  f. 
Tnrbatio  sangniois,  Bd.  II. 
S.  20. 

Tutela,  Bd.  II.  S.  lOL  S.  112  ff. 
Tutorium,  Bd.  IL  S.  12L 
Thüringische  Staaten,  Bd.  II. 

S.         S.  löl. 

I     Uebereinkommen  auf  Schieds- 

I  Spruch,  Bd  L  S.  4fifi. 

1     Uebergabe,  Bd.  L  S.  Iii2  f. 
S.  202  f.  S.  211L  S.  24fi. 

Uebergabe  der  auf  den  Todes- 
fall geschenkten  Sache,  Bd.  IL 
S.  2aL 

36 
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l'el)ersran§rderAliiiieiitatioii8- 
pflieht  auf  die  Erben,  Bd.  L  S  2ü2. 

Vebergraiig:  dcrDclictsschuldeu 
auf  den  Erben.  Bd.  L  S.  ilK 

Uebenialiuie  hypothekarisclier 
Forderungen,  I5d.  L  S.  461. 

Uebertra^bare  und  unttber- 
tragbare  Rechte,  Bd.  L  S. 

VebciT>  elsnugr  vonllypothcken, 
Bd.  L  S.  285;  im  Executions- 
wege.  Bd.  L  S.  ilüiL 

Ulpiauische  Tabelle,  Hd.  L 

S.  5L  s.  Mortalitiitstabelle  und 
Siel)drat'schc  Tabelle. 

Umarbeitung:  Umbildung),  Bd. 
L  S.  IM  f. 

Vinschrelbungr  der  Tfandfor- 
denuig.  Bd.  L  S.  2^4:  auf  den 
Schuldner  selbst,  Bd.  L  S.  286; 
verpfändeter  Hypotheken,  Bd.  L 
S.  aü4. 

Uubekauutschaft  der  Person 
des  Schuldners  in  Bezug  auf  die 
Verjährung  der  Klage,  HdJ.  S  126. 

Undank,  Bd.  L  S.  S.  lilL 
S.  411. 

ruehelicli  Geborene,  Bd.  II. 

S.  78.  S.  112  f. 
Unerlaubte  Handlung-en,  Bd 

L  S.  llfi  ft".;  Unziu'echnungs- 

fähiger,  Bd.  L  S.  IDi   S  UiL 

Bd.  II.  S.  12iL 
l  nfruchtbarkeit,  M.  II.  S  LL 
UufUlii^keltsgrrUude  zur  Vor- 

mundseliaft,  Bd  II  S.  IIÜL 
tnerer,  Dr ,  Bd.  L  S.  2iL 
Unml^g-lichkeit  der  Leistung 

(ursprungliche  und  nachfolgende), 

Bd.  L  S,  IM.  S.  aii    S.  4m 

S.  411. 

Unordentliche  Wirthsehaft 

des  Ehemannes  als  Grund  zur 
Entziehung  seiner  Verwaltungs- 
befugnisse, Bd.  II  S.  63.  S  64; 
desgl.  des  Vaters,  Bd.  II.  S.  02. 


Unheilbare  Oebrechen,  Bd  II. 

S.  2jL 

Unitas  personae  zwischenVater 
und  Hauskind,  Bd.  II.  S. 

UniversalMeiconimiss,  Bd  O. 

S.  2ä2.  S.  253. 

UniTcrsalsuccessiou  bei  Hy- 
potheken, nd.  1  S. 

Unkeuschheit,  Bd.  11.  S  lÄ. 

Uutcrbrechuni?  der  Ersitzung, 
Bd  L  S.  2üa  f.  S.  327_;  der  Ver- 
jährung, Bd.  L  S.  mi  ff. 

Uuterbrechungrsnotification, 

gerichtliciio,  bei  der  Klageuver- 
jährung,  Bd  L  S.  läiL 

Untergrangr  des  verpfändeten 
Grundstückes,  Bd  L  S.  2SL 

Unterhalt,  Bd.  L  S.  4ai  s 

Alimentationspflicht. 

l'nterMchlagrun^,  BiLL  S.  478. 

Untersuehuugrskosteu,  Bd.  U. 
S.  35.  S.  87. 

Uut<jrvünniacht,  Bd.  L  S  452. 

Unsiftlichkeit  'der  Leistung, 
Bd.  L  S.  lüa, 

Unstrut,  Bd.  L  S.  öiL 

l'nverjHhrbare  Rechte,  OiLL 

s.  m  s.  m.  s.  142. 

UnTerzlnsliehes  Darlehen,  Bd. 
L  S.  411. 

UniTÜrdig'keits^Unde  zurErb- 
schaft,  Bd  U.  S.  211  f. 

UnzureehnuugsfHhi^,  Bd.  IL 

s.  n± 

Urbaustag,  Bd.  L  S.  lüL 

Urheber,  Bd.  L  S.  4M. 

Urkunde  als  Solenuitätsform, 
IJd.  L  S.  370i  als  Beweismittel, 
Bd.  L  S.  m  S.  381j  Pflicht  zur 
Ausstellung  über  eine  bewirkte 
Cession,  Bd.  I  S.  lüL 

Urkundsporsonen  bei  Errich- 
tung letzter  Willen.  Bd.  IL  S.  174. 
S.  115. 
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t'sucapio  libcrtAtis,  Bd.  L 
S.  S2^  IJd.  IL  S.  4r,.' 

Usurae  maximae,  liiLL  S.354. 

Usus,  Bd  L  S.  329-333^  ae- 
dium.  Hd.  L  S.  mL  S. 

UsusfructuM  nomiuum,  Bd.  L 
S.  302.  S.32Ü  -333;  omnium  bono- 
rum, Bd.  L  S.  aaa  f.;  maritalis. 
Bd.  II  S.  aS  fF.  S.  r,2  68. 

Vasall,  Hd.  L  S.  liä. 

Vater,  sein  Consensrecht  zum 
Verlöbnisse,  Pd.  II.  S.  4j  seine 
Gewalt  über  das  Uauskind  und 
sein  Vennöj,'on,  Bd.  II.  S.  fin  ft". 

vaterliche  Gewalt,  IM.LhJüL 
S.  104 ;  auf  ihr  benUiender  Niess- 
brauch,  Bd.  L  S  33ä.  Hd.  II.  S.S-2. 
S.  88— *)9. 

Verabredung  der  Rechtsver- 
^rirkuujk'',  Bd  L  S  AM^ 

Verurmunj^  des  Ehemannes, 
Bd.  L  S.  6a,  S.  fiA. 

Verftusserung:  einer  gemein- 
schaftlichen Sache,  Jid.  L  S.  250; 
von  Mobilien  zwischen  Ehegatten 
und  deren  Verwandten,  Bd.  L 
S.  211  ff.  Bd.  II.  S.  m  t;  über 
Sachen  der  Hauskinder.  Bd.  II. 
S.  aS.  S.  93]  von  Mündelurütern. 
Bd.  II.  S.  12fi  ff. ;  zum  Nachtheilß 
der  Glaubi^'er,  Bd.  L  S.  485j 
eines  Vcrmüchtnissgegenstandes 
durch  den  Testator,  Bd.  II.  S.  24iL 

VerUttsserung-sbefugniss  des 

Ehemannes.  IUI.  L  S.  lä. 

VeriliifiseraiigsTerbote,  Bd.  L 

S.  176—182;  bei  Fideicommisscn, 
Bd.  IL  S,  25cL 

Verbaloblation,  Bd.  L  S.  afiS. 

Verbalturbatiou ,  Veranlas- 
sung zur  Negatoria,  Bd.  L  S.  249. 
S.  3ÜfL 

Verbindung,  Bd.  L  .S.  IM  f.; 

beweglicher  mit  unbeweglicheu 
Sachen,  Bd.  L  S.  22a  ff. 


Verborgene  Fehler :  verschwic- 
:  geue  Hypotheken  iUs  solche.  Bd  L 
S.  aül. 

Verbot  des  Ankaufs  stroitiger 
Forderungen   durch    den  Sach- 

!  Walter,  Bd.  L  S.  3im;  der  öffent- 

I 

:  liehen  Versteitjerung   von  P'or- 

I  derungen,  Bd.  1.  S.  399 ;  desVer- 

j  kaufs  von  Früchten  auf  dem  Halme, 

!  Bd.  L  s.  aa.  s.  ai.  s.  425. 

,     Verbotswidrige  Geschttfts- 
flihrung,  Bd.  L  S.  ^ 
Verbrauchbare  Hachen,  Bd.  L 

S.  iüL  Bd.  II.  S.  41. 

VerbUrgungder  Ehefrau,  Bd.Il. 
I  S.  03  ff. 

Verbrechen  als  Ehehindemiss, 
Bd.  II.  S.  Ih. 

Verdingungsrertrag,  f'd.  L 
S.  4M.  .S.  Mli  f. 

VereinsniUnzeu,  Bd.  L  S.  344 

j  .s.  a4L 

j     Verfassung   des  Königreichs 
Sachsen,  Bd.  L  S.  16^  des  Nord- 
deutschen Bundes,  Bd.  I.  S.  27. 
Vergleiche,  Bd  L  S.  läL  S  i6i 

'  Bd.  II.  S.  ölL  S.  IM. 

Verhelrathung  der  Haustoch- 
ter, Bd.  II  S.  ÜL  S.  ÜS. 
VeritUt   abgetretener  Forde- 

;  rungen,  Bd.  L  S.  AiiiL 

■     Venia  aetatis,  Bd.  L  S.  IM. 
Verjährung,  Bd.  L  S       S.  U 

j  (contra  fiscum).  .S.  Li±  S.  124. 
S.  142]  kurze,  Bd.  L  S.  iJil  ff.; 
derBesitzrechtsraittel,  Bd.  LS.  12a; 
gegenüber   einem  eingetragenen 

!  Rechte,  l  d.  L  S.  215]  der  üdili- 

'  scheu  Rechtsmittel.  Bd.  L  S.  388; 

'  in  Gesammtschuldverhiütuissen, 
Bd  L  S.  Iii  ;  des  Widerrufsrechts 
bei  Schenkungen,  Bd.  L  S.  417 : 

!  der  Darlebusklage,  Bd.  I  S.  41^' ; 
des  Kuckforderungsrechtes  inde- 
bite  gezahlter  Zinsen,  Bd  I.  S.485f  ; 

!  des  Ehebruches,  Bd.  II.   S.  23; 
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als  Eutstehungsgrund  für  Recep-  j 
ticien,  Bd.  II.  S.  4^  der  Klage  j 
auf  Ausstattung,  Bd.  II.  S.  88j  | 
der  Rechtsmittel  des  Notherben,  ^ 
Bd.  IL  S.  I 

Terkauf  von  Früchten  auf  dem  I 
Halme,  Bd.LS.ää,  S.  äl.S.  425;  \ 
des  Pfandes,  Bd.  L  S.  2M. 

Verkehr  zwischen  Vater  und 
Hauskindern,  Bd.  II.  S. 

Verlautbarung  der  Pfändung  ; 
von  Hypotlieken,  Bd.  L  S.  303. 

Verletzende  Nachrede,  Bd.  L 
S.  f. 

Verletzunfiir  von  Berufspflich-  | 
ten,  Bd  L  S.  48L  i 

Verleumdung,  Bd.  L  S.  m  f. 

Verlorene  Suchen,  MJL  S.  193, 
S.  23iL 

Verlöbniss,  Bd.  II.  S.  3,  S.  13.  \ 
VerlöbnissauflHsung,   Bd  L 

S.         S.  488.  Bd.  II.  S.  fi. 
Verlust  des  Eigenthums,  Bd.  L  i 

S.  232  ff. ;  durch  Verwirkung,  Bd.  I. 

S.  203. 

Veriuiether,  dessen  Retentions- 
recht, Bd.  L  S.  2M  f. 

Vernichtung  letzter  Willen, 
Bd.  II.  S.  IM  S.  lOTj  eines  Ver- 
mächtnissgegenstaudes  durch  den 
Testator.  Bd.  II.  S.  248. 

Vermischung,  Bd.  LS  IM  f. 
S.  24L 

Vermachtniss,  Bd.  II.  S.  24J 

bis  241). 

VermUchtnisse,  Reduction  der- 
selben bei  überschwertem  Nach- 
lasse, Bd  L  S.  364. 

VerraHehtnissnehmer ,  Bd.  L 
S.  Bd  II.    S.  14a.   S.  19CL 

S.  21^  S.  21L  S  241—248. 

Vermächtnissvertrag,  Bd.  II. 
S.  242. 

Vermögenslosigkeit,  Bd.  II. 

S.  ^ 

Vermögensverwaltung  des 
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Ehemannes.  Bd.  II  3ä  ff.;  des 
Vaters.  Bd.  II.  S.  M  ff.;  der 
Vormünder.  Bd.  II.  S.  122  ff.; 
des  Abwesenhoitsvormundes,  Bd. 
II.  S.  1A± 

Vermftchtnisszinsen ,  Bd.  II. 
S.  21il  S.  24^ 

Verpachtung  und  Vermiethung 
von  Mündclgnuidstücken.  Bd.  II. 

s. 

VerpfSndung  von  Rechten. 
Bd.  L  S.  302:  von  Forderungen, 
insbesondere  hN'pothekarischen, 
Bd.  L  S.  3Ü3,  304;  einer  gemein- 
schaftlichen Sache,  Bd.  L  S.2'>0: 
von  Mündelgrundstückeu.  Bd.  II 
S.  i2s  f. 

Verschollenheit,  Bd.  L  S.  öi. 
S.  53.  Bd  II.  S.  3L  S.  142. 

Verstelgerung,  Bd  L  S  427. 
S.  42a. 

Verstümmelung,  Bd.  L  S  483. 

Verschuldung,  Bd.  I.  S. 372  ff. 

Verschwender,  Bd,  II.  S.  mi. 
S.  14Ö  f.  S.  im  S.  132.  S.  196. 

Verschwendung  der  Ehefrau, 
Bd.  II. 

Versuch  des  Ehebruchs,  Bd.  II. 
S.  23, 

•Vertrag,  Bd.  L  S.  876-395: 
als  Entstehungsgrund  ^für  Real- 
lasten, Bd.  L  S.  3üfi-  S.  3I£  ff.: 
Form  desselben,  Bd  L  S.  379 ; 
als  Delationsgrund  zur  Vormund- 
schaft, Bd.  iL  S. 

VertragsmUsstge  Erbfolg-e, 
Bd  II.  S.  2m  ff'. 

Vertragsofferte,  Bd.  L  S.  ai6, 
Bd.  II  S.  WL 

Vertragszinsen,  Bd.  L  S.  34fi, 
S.  351  f. 

Vertrauensperson  bei  letzten 

Wülen,  Bd.  L  S.  lliL 

Vertretbare  Sachen,  Bd.  L 

S.  9E 
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TertfceldigiuiffskostoiiderEhd- 

frau,  Bd.  IL  S.  58. 

Terthellwigspkin  Uber  die 
EfBtehungogelder,  Bd.  I.  S.  292  f. 

Tomistaltiiiig'eüies  Menschen, 
Bd.  I.  S.  4SI. 

Tenralunuif  als  Intenuptions- 
modna,  Bd.  1.  S.  133.  S.  226. 
S.  226. 

TerwftltmfsgMelJ«,  Bd.  1. 

S.  22. 

Verwaltun^srecht  des  Ehe- 
mannes, Bd  II.  S.  38—44;  des 
Vaters,  Bd.  IL  s..  90  f. 

Verwandte,  M.  I.  S.  60  f.. 
eines  Ehegatten,  Hd.  1.  S.  241  bis 
243.  M.  TT.  S.  60  f. 

Verwandtschaft,  Bd.l.  S  Cüff  ; 
als  EheliinderuiBS,  Bd.  U.  S.  10 
bis  12.  S.  70. 

Verwei^eruiiff  dfr  eheliclieü 
Micht.  Bd.  II.  S  24  f. 

Verwenduug:eu  auf  gefundene 
Sachen,  Bd.  I.  S.  193;  bei  der 
Eigenthumsklage,  Bd  I.  S.  247  ii. 

Vemirkungr  des  EigeuthumSi 
.  Bd.  I.  S.  y03. 

Verzelhunir  bei  Scheidungs- 
gründen, Bd.  II.  S.  L«  f.  :  bei 
Enterbungsgründen,  Bd.  II.  S.  237. 

Verzieht  auf  die  l'heilungs- 

klage,  Bd  I.  S.251 :  als  Löschungs- 
titel, Bd.  LS.  289.  8.  408;  Act 
specieUen  Mandats,  Bd.  I.  S.  451 ; 
des  Ehemannes  auf  den  Ni ess- 
brauch amFraurnvemiügen,  li<l.  II . 
S.  46:  auf  das  väterliche  Ver- 
waltungs-  und  Niessbrauchsrerlit. 
Bd.  II.  S.  91 ;  auf  Erbschalun, 
Bd.  II.  S.  163.  S.  211:  auf  Able- 
gung derVormundschaftsrechnung, 
Bd.  11.  S.  136.  S.  163.  S.  211. 

Verzinsung  des  Kaufpreises, 
Bd.  I.  B.  426. 

VerSttflr,  Bd.  I.  S.  364-372; 


insbes.  des  Schuldners,  bis  S.  868; 
des  Gl&ubigers,  Bd.  I.  S.  368  ff.; 
in  OesammtschuldTerhAltnissen) 
Bd.  I.  S.  410. 

VerzugszinMA«  Bd.  I.  8.  866. 
S.  367  f. 

Viehtrift,  Bd.  I  S.  323. 

Vierzeheathalerfiiss,  Bd.  I. 

S.  344 

Vindieation,  Bd.  I.  S.  241  ff. 

Bd.  II.  S.  42.  S.  43.  S.  59—62. 

Vindieatiousfoesehrftukuiige«, 

Bd.  I   S   237  ff. 

Vis  major,  (irund  zum  Still- 
stande der  Verjähran?.  Hd.  I. 
S.  135;  beim  Depositum,  Bd.  I. 
S.  460. 

VolljUlirlfkeit,  Bd.  I.  S.  59; 
simulirte,  Hd.  IL  S.  120  f. 
Volljährige  Ua  usklnder,Bd.II. 

S.  94.  S.  98. 

Vorbehalt  des  Recepticiengu- 
tes,  Bd  II.  S.  45. 

Vorbehalti^ue  Gesetze,  Bd.  I. 
S.  22. 

Vorempfttngnisse,  Bd.  II.  S. 
21B— 220.  S.  281. 

Vorksaflifeefati  Bd.  I.  S.  129. 
S.  213.  S.  224.  S.  382.  Bd.  I. 
S.  429—431.  Bd.  II.  S.  147. 
VoraMrkniig,  Bd.  I.  S.  293  f. 
Vonniiffd,  Einreiehung  der 
Klage  gegen  den  noch  nicht  be- 
vormnndeten  Unmündigen,  Bd.  I. 
S.  131;  Verhftltniss  zum  MOndel 
in  Betreff  der  Klagenverjähning, 
Bd.  I.  S  186;  seine  Pflicht  zur 
Zaiüong  höchster  Zinsen,  Bd.  I. 
3.  364;  Cession  von  Forderungen 
an  den  Mttndel,  Bd.  I.  S.  398. 
S.  399:  Ehe  mit  dem  Mün- 
del, Bd.  IL  S.  19;  seine  Bestel- 
i  lung.  Bd.  II.  S.  83;  Mitwirkung 
I  bei  Emancipationen,  Bd.  TL  S.  97; 

seine  Klage  für  das  uueheliche 
i  Kind  auf  Alimente,  Bd.U.  S.lOof.; 
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seine  Verpflichtuugcn  (insbes.  des 
Altersvormandes),  Bd.  II.  S.  112  ff. 
Vomutndsehallt  Bd.  I.  S.  85. 

5.  G6.  S.  103  f.;  eheliche,  Bd.  H. 

6.  36.  S.  106-146;  väterliche, 
Bd.  n.  S.  88  ff. 

TonBandscbaftBtehQrdeii, 

Bd.  n.  s.  108  f.  s.  iir  s.  128. 

S.  13A  f. 

yormiuidsohsftsbaeily  Bd.  II. 

S.  in. 

Tormundseluiflsrecht}  Bd.  I. 

S.  23. 

Yormau  dschaf tstaheUen« 
Bd.  II.  S.  III. 

Votum,  IUI.  I.  S.  37G. 

Vuk'ursuhstif  ut,  Hd.  11.  ö.  149. 

Waaren,  Ud.  1.  S.  -237.  8.  424. 

Wachdienste,  IUI  I.  S.  308. 

Wüeliter,  Kurl  Georg  von,  hd.  1. 
S.  H». 

Wahlliindsicliaft,  lul  II.  S.  96  f. 

Wahlrecht  bei  alternativen 
Obiigationen,  Bd.  I.  S.  360;  beim 
Verzug,  Bd.  T.  8.  367;  zwischen 
den  aedilischen  Rechtsmitteln, 
Bd.  L  S.  388.  bei  der  Mora,  Bd.  I. 
8.  370.  S.  484. 

Walsenhausy  Bd.  II.  S.  167. 

Waldnebennatsun^eiif  Bd.  I. 

S.  322. 

Waldungren  köuiioii  nicht  6e- 
gciistiuul  eines  Platzrechtes  sein« 

IUI.  I.  S.  34". 

Walzende  Grundstfleke)  Bd.  X. 

S.  219. 

Wandelklage,  lUl.I.s  1 2r,.S  3^7 

Wasserabflnss,  IUI.  I.  S  h24. 

Wfisserlauf,  Hd.  I.  S.  257  f. 

Wuhserredit,  üd.  1.  S.  22.  8.23. 

Wechsel,  Erfüllungsort,  lid  I. 
S.  SCO;  deren  VinUicabiliuit,  Kd.  i. 
S.  239. 

W>cliselmUsslge  Veiptiichiuüg, 
Act  specielleu  Mandates,  Hd.  I. 
S.  461. 


Weehselreekt,  Bd  I.  S.  17.  S.S2. 

Weehselseitlger  letzter  Wille, 
Bd.  II.  S.  1U3. 

Weehselslnseiii  Bd.  1.  S.  350. 

Wegrebessernnf  als  Inhalt  einer 
ReaUast«  Bd.  I.  S.  808. 

Wegfall  der  Yennächtmsse, 
:  lul.  II.  S,  247. 

j     Wesr^eiocIitisrkeitiBB,  Bd.  I. 

'  S.  323. 

I     Welu,  hd  1.  S.  107. 

Weuek,  Dr.  Hadolph,  Bd.  L 

j  S.  26. 

Werth  einer  Sache.  Kd  I.  S.Ho-j. 
j  Wette,  1:4  1  S.  122.  S.  4i0  f. 
I     W  i  der  n  a  t  ililiehe  Unzuehu 

i   Hd.  11.  S  15. 

!      Widerruf  l<'izl«'r  Willen.  Bd.  11. 

'  S.  l'.'4.  S.  l'JG;  von  Vermächt- 
nissen. Bd.  II.  S.  246;  einer 
Schenkung  unter  Ehegatten,  Bd.  1. 
S.  417.  Bd.  II.  S.  57;  eines  Ver- 
sprechens und  einer  Auslobung, 
Bd.  I.  S.  876. 
Wlederkftafllehe  Stimme  and 

:  Zinsen,  Bd.  I.  S.  483. 

WMerelaWsmngafrist,  Bd.  I. 

I  S.  298. 

I  WlQdarkaiühreeht,  Bd.l.  $.18& 
[  S.  213.  S.  882  S.  429.  3.  480. 
I  S.  481. 

Wiederrorlesun^  desmQndlich 

errichteten  gcrichthchcn  letzten 
i  Willens,  Bd.  II.  S.  174;  des  Blin- 
dentestamentcs,  Wd.  II.  S.  17«. 
Wilddieb»tahl,  Bd.  I  S.  188. 
Wildfolgre,  IJd.  I.  S.  189. 
I     WildseliHdeu,  Hd.  I.  S.  491  i, 
WiIleu.Hunnihige,  ßd.  I.  S.  119. 
Wlndiiiühlen,  Bd.  I.  S.  92. 
'     Witlwe,  lid.  1.  S.  489.  Bd.  II. 
,  b.  20;  Krluecht.  Bd.  II.  S.  164: 
i  und  Ptiuhujieü,   Bd.  II.  S.  238; 
Wipdrrvoreheiichung,  Bd  11.8.tl6. 

"^Vittner,  Erbrecht  desselben, 
Bd.  II.  S.  164. 


Wociie,  !  tl.  I.  S  !44. 

Wochenblatt  itir  nierkwUrclige 
Keclitstalle.  Bd.  I.  S.  433. 

TfolitiuiiiT  im  Auslande,  Un- 
fähigkeitsgrund zur  Vormund- 
schaft. Bd.  TL  S.  112. 

Wohnsitz,  Bd.  I.  S.  .15.  S.  36. 

Wobnungrsrechty  Bd.  I.  S.  9S9. 
S.  »82  f.  8.  435. 

WMher,  l^d.  I.  8.  851.  8.  420. 
8.  482.  Bd.  II.  8.  167. 

Wftnsehet  wegeo  Wahl  des 
Yormandes.  Bd.  II.  8.  115. 

Wirzeln,  tlberwacbsende,  Bd.I. 
8.  287. 

Wllrdeniiifseid,  Bd.  1. 8. 869. 

Zahlenlotterie,  Bd.  I.  S.  474. 

Zahluü^s  I  d.  I.  S.  200  f.  S.  404; 
(kr  .Stauimlorderung  begründet 
die  Vermuthung  für  Tilgung  der 
Zinsen,  Bd.  I.  S.  406;  fremder 
8chaldei]  und  einer  Kichtschuld, 
Bd.  I.  8.  413;  des  Kaufpreises  in 
seiner  Wirkung  auf  den  Eigen- 
thumstlbergang.  Bd.  I.  8.  426. 

Zakiungsauneisungy  Bd.  I. 
8.  458.  8.  454. 

Zablunsr^fristeu,  richterliche. 
Bd.  I.  S.  361  f. 

Zahlungsgebot,  Antrag  darauf 
alslnterruptionsmodus,  Bd.1. 8.188. 

ZaUangwtett,  Bd.  I.  S.  427. 
iSililttnfBselt»  Bd.  I.  8.  868. 

ZeiekeiuelirUly  Bd.  H.  6. 176. 

Zeitabiauf  als  Erlöschungs- 
grund fhr  Hypotheken,  Bd.  I.  8. 
288;  für  ReaUasten,  Bd.  1. 8. 809; 
fOr  leiste  Willen,  Bd.  II.  8.  195. 

Zeitinteresse,  Bd.  I.  S.  3GG. 

Zeitschrilt  lür  Rechtspflege 
und  Venvaltung,  Bd.  I.  S.  18. 

Zerstörung  der  res  iiUgiosa, 

Bd.  1.  S.  245. 

Zeugen  beim  letzten  Willen, 
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]^<1  I.  S.60.  Bd.  II.  S.  174.  S.  178. 
b.  179.  S.  182.  S.  IS.*).  S.  186. 

Ziusbescbräukuugeu,  üd.  I. 
S.  348. 

Zinsen,  l'd.  I.  S.  71.  S.  125. 
S.  127.  S.  276.  S.  332.      347  Ii.. 

• 

des  Verzugs,  Bd.  I.  S.  306 ;  beim 
Verzug,  Bd.  I.  S.  870;  indebite 
gesablte,  Bd.  I.  S.  467;  TOm  Ein- 
bringen. Bd.  n.  S.  64;  bei  Ter- 
mftcbtnissen,  Bd.  II.  8.  248;  ron 
liegen  gebliebenen  Mandelgel- 
dem,  Bd.  II.  S.  124. 

ZütsfordeniiigeB  bei  Abtare- 
tuDg  der  Stammforderang,  Bd.  I. 
S.  897. 

ZlBsftiss,  Bd.  I.  8.  848  f. 

Zinsvorsprechen,  Bd.  I.  S.  419. 

Zinszahlung:  als  Interruptions- 
modus, Btl.  l.  S.  134;  Verjährang 
von  Ziusrückstiinden  nach  cinge- 
trctt^ner  Verjährung  des  Haupt- 
rechtes,  Bd.  1  S.  142. 

Zinses/ins,  Bd.  I  S.  353. 

/  »iltiscus,  Bd.  1.  S.  m\. 

/ollpflichtige  Uegenstliude, 
Bd.  I.  S.  301. 

Zubelilirungreu,  lid.  I.  S.  95. 
S.  220.  S.  275. 

Zuchthaus,  Bd.I.  S.84;  Bd.  iL 
S.  15.  S.  20.  S.  236. 

Zueignung,  Bd.  I.  S.  182  f. 

Zufall,  Bd.  I.  8.  866.  S.  373; 
beim  Pachte,  Bd.  I.  S.  487;  beim 
Depositum,  Bd.  I.  S.  450. 

Zufltlligcr  Untergang  eines 
schriftlichen  letzten  Willens,  Bd.  II. 
8.  197. 

ZueestSndnIss ,  aussergericht- 

licljcs,  Bd  I.  S.  iöö.  S.  459. 

Zugumzugieistuugi    Bd.  I. 

Zünfte,  Bd.  I.  S.  76. 

Zurttekbehaltungsrecbt  wegen 
Verwendungen,  Bd,  I.  S.  247; 
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wegen  ver\veif];erter  Quittung  bei  ' 
Wechsekahl ini;,'en.  Bd.  T.  S.  406. 

Zurttekj^abe  des  FrauenTcr- 
mOge.ns,  Bd.  II.  S.  62.  S.  G7. 

Zurücknahme  des  Stral'an- 
tiags  als  Verzeihung  des  Ehe- 
bruchs, Bd.  II.  S.  29;  eines  ge- 
richtlich deponirten  letzten  Wil- 
lens, Bd.  n.  S.  197. 

ZmtMemng  der  Ehe,  Bd.  II. 
S.  18. 

Zietlndigkelt  der  Vonnimd- 
flchaAsbehdrden,  Bd.  n.  S.  109, 

ZnitandsTomuiil,  Bd  J.  S.  104. 
Bd.  n.  S.  189. 

Zmweadiiiif  unter  Lebenden 
ab  Abfindung  für  den  Fffiehtthefl, 
Bd.  n.  S.  288. 

Znweiidi|]if6B  Dritter  an  Haue- 
kinder, Bd.  II.  S.  91. 


Inhaltsregieter. 

I      Zwang,  Bd.  I.  S.  110.  S.  159. 
S  4M  Pd.  II  S.  29.  S.  236. 
Zwangstrauung,  Bd.  Tl.  S.  5. 
Zwangsrerfabren  um  Deser- 
tionsprocesse,  Bd.  II.  S.  24  f. 

Zwangsrerst-elgemng ,  Bd.  I. 
S.  277.  S.  278.  S.  286.  S.  288; 
Erlöschuugsgruud  der  Hypothe- 
ken, Bd.  I.  S.  290  ff.  S.  81 L 
S.  489;  Ton  Hündelgrundst&ckeo, 
Bd.  II.  8.  12»,  S.  130. 

Zwft]i8lr4hadeii*FiiMt  Bd.  I. 
S.  844. 

ZweliuidlttBlkfgi-*BB4£ialyaV 
Chüdeii-Fuss,  Bd.  I.  S.  8M  f. 

ZtrlaeliciilMsItaerel&tragt 
Bd.  I.  8.  915. 

Zwls^enTOTiBud,    Bd.  n. 
S.  m.  S.  188. 
ZwisehemiiiB,  Bd.  L  8.  868. 
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